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Vorwort  des  Verlages. 

Am  18.  Dezember  1914  feierte  Lujo  Brentano  seinen  70.  Ge- 
burtstag. Der  Ausbruch  des  Krieges  traf  mitten  in  die  Vor- 
bereitungen der  Herausgeber  und  des  Verlages  für  die  Fest- 
schrift, die  diesem  Tage  galt.  Wenn  auch  die  alte  Schaffenslust 
sich  sehr  bald  überall  wieder  regte,  so  war  doch  der  andauernde 
Kriegszustand  die  Ursache,  daß  eine  größere  Anzahl  zugesagter 
Arbeiten  aus  den  mannigfachsten  Gründen  nicht  einging.  Außer 
der  Behinderung  durch  den  Heeresdienst  brachte  es  die  weite 
Ausbreitung  des  Schüler-  und  Freundeskreises  Brentanos  mit 
sich,  daß  viele  Mitarbeiter  aus  dem  feindlichen  und  neutralen 
Ausland  ihre  Beiträge,  sei  es  überhaupt  nicht  mehr  abliefern, 
sei  es  soweit  die  Manuskripte  schon  vorlagen,  die  Korrekturen 
nicht  mehr  überwachen  konnten.  Hierdurch  ergaben  sich  große 
Verzögerungen. 

Die  letzte  Korrektur  der  Beiträge  der  Herren  Angelescu 
(Bukarest),  Bajkitsch  (Belgrad),  Johnson  (Philadelphia)  und 
Mahaim  (Lüttich)  hat  in  Vertretung  der  Verfasser  Professor 
Dr.  Walther  Lotz  in  München  übernommen. 

Nachdem  nun  die  bisher  bestehenden  Hindernisse  weggeräumt 
sind,  tritt  der  Verlag  trotz  der  Fortdauer  des  Krieges  mit  der 
Festgabe,  fast  anderthalbes  Jahr  nach  dem  Jubiläumstag, 
hervor  und  bittet  das  Sammelwerk  günstig  aufzunehmen. 

München   und  Leipzig,  im  Mai  1916. 

Duncker  &  Humblot, 

Verlagsbuchhandlung. 


Inhaltsverzeichnis. 


Seite 
Vorwort V 

Das  Gleichgewicht  der  beim  Arbeitsvertrag  mitwirkenden  Kräfte  und  die 
moderne  Auffassung  vom  Arbeitsvertrag.  Von  Dr.  S.  N.  Angelescu, 
Bukarest 1 

Begriffliches  und  Kritisches  über  das  Moratorium.    Von  Dr.  Welimir 

Bajkitsch,  Belgrad 19 

Die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit.  Von  Professor  Dr.  M.  J.  B  o  n  n ,  München       47 

Zur  Frage  der  Vermögensbewertung  in  den  Bilanzen.  Von  Dr.  Sieg- 
fried Buff,  München 73 

Die  Mobilisierung  des  bäuerlichen  Kredits  durch  die  Bauernbefreiung, 
gezeigt  an  einem  Beispiel.  Von  Prof.  Dr.  Arthur  Cohen,  Pullach 
bei  München 93 

Nationalökonomie  und  Willensfreiheit.  Von  Dr.  Robert  Drill,  Frank- 
furt a.  M 113 

Zur  Lehre  vom  auswärtigen  Handel.  Von  Prof.  Dr.  Joseph  Berg- 
fried Esslen,  Berlin 133 

Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter.    Von  Regierungsrat 

Dr.  Johannes  Feig,  Charlottenburg 149 

Über  einige  internationale  Aufgaben  der  Sozialstatistik  und  Sozialpolitik. 

Von  Prof.  Dr.  A.  Günther,  Berlin 195 

Das  Wesen  der  Politik.    Von  Dr.  Lud o  M.  Hartmann,  Wien  ....     215 

Die  Geschichte  der  Nationalökonomie.    Von  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr. 

Heinrich  Herkner,  Charlottenburg 223 

Organisationsprobleme  der  „freien  Berufe".    Von  Dr.  Theodor  Heuß. 

Heilbronn 237 

Der   treibende  Faktor   in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung.    Von 

Prof.  Dr.  Edgar  Jaffe,  München 251 

Die  Unzweckmäßigkeit  der  Befreiung  der  amerikanischen  Küstenschiffahrt 
von  den  Kanalgebühren.  Von  Prof.  Dr.  Emory  R.  Johnson, 
Philadelphia 275 

Das   Objekt   des  Tauschwerts.     Von  Professor  Dr.  Rudolf   Kaulla, 

Stuttgart 297 

Die  Berufsarbeit  der  bäuerlichen  Ehefrau  im  rechtsrheinischen  Bayern. 
Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  drei  südbayeriscben  Kreise.  Von 
Dr.  Rosa  Kempf,  Frankfurt  a.  M 311 


Vni  Inhaltsverzeichnis. 

Seite 
Die   Transhumanz    im   Mitlelmeergebiet.     Eine   wirtschaftsgeographische 

Studie  über  den  Seminomadismus.     Von  Prof.  Dr.  R.  Leonhard, 

München 327 

Zur  Lehre  vom  „Steuereinmaleins".  Von  Prof.  Dr.  Walther  Lotz,  München    351 

Sur  la  Liberte.    Von  Prof.  Dr.  Ernest  Mahaim,  Lüttich 367 

Zur  Frage  von  Kapitalbildung  und  Kapitalbedarf  in  Deutschland.    Von 

Prof.  Dr.  P.  Mombert,  Freiburg  i.  Br 379 

„Wirtschaftswissenschaft"?     Von  Professor  Dr.   Gerhart  v.  Schulze- 

Gaevernitz,  Freiburg  i.  Br 401 

Über  das  ökonomische  Wesen  der  Versicherung.  Von  Dr.  Freih.  R  a  y  m  u  n  d 

de  Waha,  Köln 429 

Entwicklungsgeschichte  des  internationalen  Landwirtschaftsinstituts  in  Rom. 

Von  Dr.  K.  A.  Wieth-Knudsen,  Kopenhagen 439 

Der  Nationalökonom   als  Arzt.     Prolegomena.     Von  Prof.  Dr.  Robert 

W^ilbrandt,  Tübingen 461 


Das  Gleichgewicht  der  beim  Arbeitsvertrag  mitwirkenden 
Kräfte  und  die  moderne  Auffassung  vom  Arbeitsvertrag. 

Von  Dr.  S.  N.  Angelescu,  Bukarest. 

Inhalt. 

I.   Der  Arbeitsvertrag  und  die  gesellschaftliche  Ordnung. 

II.   Ältere  Auffassungen  des  Arbeitsvertrages:    individualistische,  patriarcha- 
listische  und  sozialistische  Theorien. 

III.  Neuere  Auffassungen  des  Arbeitsvertrages:  die  Theorie  des  Rechtes  auf 
Arbeit  und  die  Solidaritäts-Theorie. 

IV.  Die   tatsächliche   moderne    Gestaltung   des   Arbeitsvertrages:    das    Gleich- 
gewicht der  Kräfte. 


E:S  wird  allgemein  anerkannt,  daß  die  ethnischen  wie  auch 
I  die  ethischen  Grundlagen  für  den  Aufbau  der  menschlichen 
I  Gesellschaft  seit  den  ersten  Anfängen  einer  sozialen  Organi- 

!  sation  von  großer  Bedeutung  waren.    In  der  neueren  Zeit, 

als  die  wirtschaftlichen  Interessen  immer  mehr  die  Aufmerksamkeit 
der  Gelehrten  auf  sich  lenkten,  schienen  die  ethnischen  und  ethischen 
Momente  in  zweiter  Linie  zu  rangieren.  Jedoch  war  dieser  Vorzug, 
der  im  vorigen  Jahrhundert  den  ökonomischen  Verhältnissen  zuge- 
schrieben wurde,  ein  illusorischer  und  von  kurzer  Dauer.  Seitdem  die 
ökonomische  Wissenschaft  durch  genaue  tatsächliche  Untersuchungen 
auf  eine  breitere  Grundlage  gestellt  worden  ist,  haben  die  ethnischen 
und  ethischen  Verhältnisse  der  Völker  sich  zu  Hauptmomenten  im 
Studium  der  ökonomischen  Organisation  herausgebildet  und  wurde 
ihnen  ihre  wahre  Rolle  beim  Aufbau  der  Gesellschaft  zugewiesen.  Die 
gesamte  wissenschaftliche  Arbeit  eines  Schmoller  und  Brentano  be- 
weist dies  zur  Genüge. 

Wenn  es  sich  auch  bewahrheitet,  daß  heutzutage  als  Basis  der  öko- 
nomischen Organisation  ethnische  oder  ethische  Motive  festgestellt 
werden,  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  daß  in  jeder  menschlichen  Ge- 
sellschaft die  ökonomischen  Verhältnisse  das  Gerippe  zur  sozialen 
Organisation  gegeben  haben.  Die  ökonomischen  Bedürfnisse  haben  in 
erster  Linie  die  Verfassung  der  sozialen  Ordnung  bestimmt.    Die  Art 
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und  Weise,  wie  diesen  ökonomischen  Bedürfnissen  Genüge  geleistet 
wurde,  trägt  den  Stempel  der  sozialen  Organisation  der  Zeit. 
In  jeder  bekannt  gewordenen  Gesellschaftsform  hat  die  Wirtschafts- 
geschichte eine  besondere  Art  der  Organisation  der  Arbeit  vorgefunden. 

Solange  die  Familie  in  ihrer  alten  Bedeutung  die  ökonomische  Ein- 
heit bildete,  schien  es,  daß  die  ökonomischen  Bedürfnisse  Verhältnisse 
voraussetzten,  die  eine  gewisse  persönliche  Unterordnung  erforderten. 
Unter  der  Leitung  des  Familienhauptes  arbeiteten  die  Mitglieder  der 
Familie  und  die  verschiedenen  Kategorien  der  Untergebenen.  Das 
Bindemittel  sämtlicher  Elemente  dieser  Gruppierung  war  durch  den 
Zweck  gegeben,  den  die  Familie  verfolgte,  nämlich  die  materiellen 
Bedürfnisse  aller  zu  befriedigen.  Die  Hierarchie,  die  sich  innerhalb 
der  Familie  herausbildete,  war  durch  die  Art  und  Weise  der  ökonomi- 
schen Tätigkeit  der  Familie  gegeben,  die  eine  ,,sich  selbst  genügende 
Wirtschaftseinheit"  bildete  und  sich  selbst  die  Autorität  und  Existenz- 
berechtigung zuerkannte. 

Bildet  eine  Stadt  oder  Gemeinde  ein  wirtschaftliches  Ganzes,  dann 
gebieten  die  Arbeitsverhältnisse  eine  kompliziertere  Organisation.  Die 
Arbeit  ist  hier  geteilt  und  die  einzelnen  Gruppen  von  Berufsgenossen 
ergänzen  sich  zu  der  einheitlichen  Arbeit  der  Stadt.  Die  Familie  hat 
keine  selbständige  Leitung  der  Produktion  mehr,  weil  die  Zünfte  als 
Autorität  die  Arbeitsverhältnisse  der  Unternehmer  und  ihrer  Hilfs- 
kräfte bestimmen. 

Die  Vereinigung  der  Gruppen  ergibt  das  Exekutivorgan  und  die 
Sanktion  des  weiteren  Bestandes.  Die  politische  Macht  entwickelt 
sich  aus  den  leitenden  Kreisen  der  einzelnen  Berufsgruppen,  und  ihre 
Organisation  paßt  sich  ihnen  an. 

Tritt  der  Fall  ein,  daß  der  politische  Einfluß  sich  über  die  Grenzen 
einer  Stadt  ausdehnt  und  bestrebt  ist,  sich  mit  der  ethnischen  Einheit 
des  Volkes  zu  identifizieren,  dann  bemerkt  man  nach  außen  einen 
Vervollständigungsprozeß  und  einen  Zersetzungsprozeß  im  Innern. 
Nach  außen  erscheinen  die  Völker  als  Wirtschaftseinheiten,  die  sich 
auf  die  nationalen  Einheiten  stützen,  im  Innern  zerbröckelt  die  Ge- 
sellschaft; das  einzelne  Individuum  wird  zur  Wirtschaftseinheit,  die 
Familie  hingegen  bleibt  bloß  als  eine  ethische  Institution  bestehen. 
Die  Arbeitsverhältnisse  werden  zwischen  den  einzelnen  Individuen 
festgesetzt,  welche  keiner  sozialen  Gruppierung  angehören,  und  nichts 
sind  als  schwache  Elemente  einer  Masse,  welche  die  politische  und 
ökonomische  Einheit  des  Staates  bildet,  ebenso  wie  sie  in  ihrer  öko- 
nomischen Tätigkeit  schwache  Elemente  einer  Menschenmasse  sind, 
welche  in  den  wirtschaftlichen  Unternehmungen  zusammengefaßt 
wird.    Die  Exekutivgewalt  und  die  Sicherstellung  der  Fortdauer  der 
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bestehenden  ökonomischen  Verhältnisse  hat  nichts  mehr  gemein  mit 
den  leitenden  Organen  der  einzelnen  wirtschaftlichen  Unternehmung. 
Es  hat  den  Anschein,  daß  die  Exekutivgewalt  von  außenstehenden 
Organen  ausgeführt  wird,  und  zwar  von  Organen  der  politischen  Sphäre, 
welche  sich  aus  den  alten  Vorständen  der  Zünfte  herausgebildet  haben. 
In  dieser  Phase  wird  von  einer  Intervention  in  die  Bestimmungen  der 
Arbeitsverhältnisse  gesprochen.  Die  Intervention  einer  befehlenden 
Gewalt  in  die  ökonomischen  Verhältnisse  bestand  zu  jeder  Zeit,  aber 
nur  damals  schien  sie  von  außen  zu  wirken. 

Auf  den  älteren  Stufen  der  ökonomischen  Entwicklung  wurden  die 
Arbeitsverhältnisse  durch  religiöse  oder  moralische  Vorschriften  ge- 
regelt. Die  Fortsetzung  der  bestehenden  ökonomischen  Verhältnisse 
hat  nichts  mehr  gemein  mit  dem  leitenden  Organ  der  einzelnen  Unter- 
nehmung, und  es  hat  den  Anschein,  daß  die  exekutive  Gewalt  von 
außenstehenden  Organen  ausgeführt  wird,  und  zwar  von  Organen  der 
politischen  Sphäre,  welche  sich  aus  den  alten  Organen  der  Zünfte 
herausgebildet  hat.  In  dieser  letzten  Phase  wird  von  einer  Intervention 
in  die  Bestimmungen  der  Arbeitsverhältnisse  gesprochen.  Die  Inter- 
vention einer  befehlenden  Gewalt  in  die  ökonomischen  Verhältnisse 
bestand  zu  jeder  Zeit,  aber  nur  in  dieser  Phase  schien  sie  von  außen  her 
zu  wirken.  Auf  den  älteren  Stufen  der  ökonomischen  Entwicklung 
wurden  die  Arbeitsverhältnisse  durch  religiöse  oder  moralische  Vor- 
schriften geregelt.  Je  mehr  wir  uns  den  neueren  Perioden  nähern, 
desto  mehr  werden  die  Arbeitsverhältnisse  durch  die  Wirtschafts- 
interessen des  einzelnen  Individuums  oder  der  ganzen  Gesellschaft 
bedingt.  In  unserer  Zeit  gründen  sich  die  Arbeitsverhältnisse  nicht 
mehr  auf  religiöse  Vorschriften;  die  ethnischen  Normen  schwächen 
sich  in  ihrer  Einflußkraft  ab,  die  ethischen  Bedürfnisse  sind  aber  mehr 
gleichsam  ein  Prüfstein  der  Solidität  der  praktischen  ökonomischen 
Organisation.  Diese  Phasen  der  ökonomischen  Entwicklung  können 
nicht  für  die  gesamte  Menschheit  chronologisch  verfolgt  werden,  aber 
möglich  ist  es,  dieselben  für  vollständige  und  geschlossene  ökonomische 
Evolutionen  nachzuweisen.  Die  letzte  Phase  von  heute  finden  wir 
im  Zeitabschnitte  der  höchsten  Entwicklung  vieler  heute  nicht  mehr 
lebenden  Völker  wieder,  und  zwar  so,  daß  die  heutzutage  aufgestellten 
Probleme,  auch  in  der  Vorzeit  in  den  korrespondierenden  Phasen 
der  wirtschaftlichen  Organisation  aufgestellt  wurden. 

So  oft  die  soziale  Organisation  nicht  mehr  als  von  Gott  eingerichtet 
betrachtet  wurde,  bewegte  sich  ihre  Existenzberechtigung  um  zwei 
Grundgedanken:  entweder  findet  die  soziale  Organisation  ihre  Be- 
standsberechtigung im  individuellen  Interesse,  oder  sie  wird  durch  das 
Interesse  der  Gesellschaft  oder  der  Gesamtheit  bestimmt. 
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Jedesmal  wenn  die  menschliche  Gesellschaft  sich  so  weit  entwickelt 
hatte,  daß  die  Menschen  über  die  nötige  Zeit  verfügten  und  die  Macht 
besaßen,  Theorien  aufzustellen,  finden  wir  im  Keime  diese  zwei  Grund- 
ideen mit  verschiedenen  Benennungen  und  Nuancen.  —  Sogar  heute 
hat  die  Diskussion  ihren  Wert  behalten  und  gewinnt  bei  jeder  neuen 
Auffassung  der  Arbeitsverhältnisse  an  Aktualität.  Der  ganze  Streit 
in  dieser  Sache,  welcher  fast  Jedesmal  die  Männer  der  Wissenschaft 
in  zwei  Lager  geteilt  hat,  findet  seinen  Ursprung  in  den  Arbeitsverhält- 
nissen. Was  bezweckt  jede  einzelne  Person  in  ihrer  ökonomischen 
Tätigkeit  und  welcher  ist  der  ihr  gebührende  Anteil  aus  dem  Resultate 
der  produktiven  Tätigkeit  der  gesamten  Gesellschaft,  und  wie  wird 
dieser  Anteil  sichergestellt?  Oder,  was  erstrebt  eine  organisierte  Ge- 
sellschaft, auf  welche  Weise  sichert  sie  sich  den  Fortbestand  und  wie 
entgeht  sie  dem  Zersetzungsprozeß  ? 

Wie  verschieden  auch  die  Fragen  gestellt  werden,  die  Antworten 
ergeben  sich  als  Folgerungen  eines  Systems,  entweder  des  Interventio- 
nismus oder  des  ökonomischen  Liberalismus,  falls  wir  die  der  ökono- 
mischen Organisation  unserer  Zeit  entsprechenden  Benennungen  in 
Anwendung  bringen.  Für  die  Sicherheit  der  individuellen  Interessen 
oder  der  Gesellschaft  interveniert  die  organisierte  politische  Macht, 
welche  jetzt  dem  ökonomischen  Leben  als  etwas  Außenstehendes 
erscheint  und  die  Arbeitsverhältnisse  bestimmt  oder  zum  mindesten 
die  bestehenden  Arbeitsverhältnisse  sanktioniert,  auf  diese  Weise  die 
Ordnung  und  Sicherheit  verbürgend.  Die  Arbeitsverhältnisse  erhalten 
durch  Verträge  einen  konkreten  Wert.  Durch  die  Akkumulation  der 
produktiven  Mittel  und  durch  die  Entwicklung  des  Kapitalismus 
hat  das  Gebiet  der  Verträge  im  ökonomischen  Leben  eine  derartige 
Ausbreitung  gefunden,  daß  die  Arbeitsverträge  als  eine  der  viel- 
seitigen Arten  der  Verträge  kaum  besonders  hervortreten.  Trotzdem 
bestimmen  die  Arbeitsverträge  als  Ergänzung  der  geschriebenen  und 
mündlichen  Verträge  aus  den  vorangegangenen  Phasen  auch  heutzu- 
tage allein  die  soziale  Organisation.  Ihr  Einfluß  ist  stark  genug,  um 
das  ganze  Gebiet  der  Verträge  zu  durchdringen  und  umzugestalten. 
Die  Art  und  Weise,  wie  heutzutage  der  Arbeitsvertrag  zustande  kommt, 
garantiert  das  Besitztum  und  die  individuelle  Freiheit,  Grundelemente 
der  heutigen  ökonomischen  Organisation.  Eine  andere  Fassung  des 
Arbeitsvertrages  könnte  die  Organisation  des  Eigentums  und  die 
individuelle  Freiheit,  also  die  ganze  heutige  soziale  Organisation  über 
den  Haufen  werfen.  Es  ist  nicht  übertrieben  zu  sagen,  daß  bei  der 
Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  in  einer  bestimmten  Phase  der  Evo- 
lution derArbeitsvertrag  stets  den  Kerndersozi  a- 
len  Organisation  bildete. 
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II. 

Wenn  auch  bei  der  Grundlage  der  ökonomischen  Organisation  —  auf 
welcher  sodann  die  soziale  Organisation  aufgerichtet  wird  —  die  Rege- 
lung der  Arbeitsverhältnisse  steht,  so  kommt  diese  Regelung  in  der 
organischen  Konzeption  der  Gesellschaft  nicht  so  sehr  zum  Vorschein, 
wie  auch  in  den  von  ihr  abgeleiteten  Systemen. 

Die  ganze  soziale  Ordnung  wird  von  einer  äußeren  Gewalt  diktiert 
im  Hinblick  auf  einen  Zweck,  der  außerhalb  des  Bereichs  der  indivi- 
duellen Interessen  liegt.  Ist  der  Staat  der  Repräsentant  dieser  Gewalt 
und  bestimmt  derselbe  die  Details  der  sozialen  Ordnung,  dann  besteht 
die  Meinung,  daß  der  Staat  als  ein  Ganzes  im  Interesse  der  Bevölkerung 
arbeitet,  ohne  es  nötig  zu  haben,  sich  für  das  einzelne  Individuum 
zu  rechtfertigen.  Deshalb  sagt  Dietzel  mit  Recht  in  seiner  Ab- 
handlung über  den  Individualismus:  ,,Um  das  Prinzip  zu 
erhärten,  daß  das  Wohl  des  Staates  dem  Wohle  des  Individuums  vor- 
gehe, im  Konfliktsfalle  dieses  jenem  weichen  müsse,  bedarf  es  der 
Annahme,  daß  diesem  KoUektivum  eine  Pflicht  im  Interesse  der 
Gattung  gesetzt  sei  —  gesetzt  durch  eine  supranaturale  über  Indivi- 
duum wie  Staat  schwebende  Potenz.  Ohne  solche  Annahmen  läßt 
sich  ein  Recht  des  Staates,  die  Individuen  als  dienende  Organe  der 
Staatsidee  zu  behandeln,  nimmermehr  konstruieren."  (Siehe  Art. 
,, Individualismus"  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  V.  Bd. 
III.  Auflage.) 

In  einem  ähnlichen  System  kann  die  Rede  von  einer  Regelung  der 
Arbeitsverhältnisse  sein,  nicht  aber  von  einem  eigentlichen  Arbeits- 
vertrag. Die  reale  ökonomische  Organisation  des  letzten  Jahrhunderts 
ließ  dagegen  das  Aufkommen  eines  ökonomischen  Systems,  als  Resultat 
der  organischen  Konzeption  der  Gesellschaft,  nicht  zu,  und  die  be- 
treffende Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  verblieb  ein  platonischer 
Antrag,  wie  dies  im  folgenden  zu  sehen  ist. 

In  den  individualistischen  Systemen  besteht  keine  übernatürliche 
Kraft,  die  bestimmte  ökonomische  Verhältnisse  anordnet,  weil  diese 
durch  das  Interesse  der  Einzelmenschen  bestimmt  sind.  Diese  sind 
die  einzigen  reellen  Existenzen,  für  welche  alles  geschieht  und  durch 
die  es  getan  werden  muß;  da  im  ökonomischen  Leben  das  Individuum 
sein  eigenes  Interesse  besser  kennt  und  wahrt  als  irgend  ein  anderer. 
In  jenen  Systemen,  welche  sich  auf  individualistischer  Konzeption 
aufbauen,  findet  sich  der  Schlüssel  der  ökonomischen  Organisation 
in  der  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse,  und  zwar  durch  den  Arbeits- 
vertrag. 

Die  erste  ökonomische  Auswirkung  der  individualistischen  Kon- 
zeption der  Welt  war  der  Liberalismus. 
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Sein  Hauptprinzip  ist  die  Freiheit  in  allen  menschlichen  Handlungen 
und  ökonomischen  Organisationen,  als  deren  Folge  die  Bauernbefreiung, 
Gewerbefreiheit,  Freihandel  zu  nennen  sind. 

Welches  ist  der  Gegenstand  dieser  Erscheinungen?  Die  Freiheit 
breitet  sich  aus  über  das  Besitztum  und  über  die  eigene  Person. 

Welches  ist  das  Bindemittel  unter  den  Menschen?  Der  Tauschver- 
kehr; ja  sogar  die  Arbeitskraft  ist  eine  Ware  wie  jede  andere. 

Wie  geschieht  der  Tausch?  Durch  freie  Verträge.  Auch  die  Arbeit 
erfährt  durch  den  freien  Arbeitsvertrag  eine  Änderung. 

Welches  ist  das  Bindemittel  dieser  zerbröckelten  Gesellschaft  und 
die  Sicherstellung  ihrer  Existenz?  Die  öffentliche  Gewalt  garantiert 
die  Ausführung  der  abgeschlossenen  Verträge  und  die  Erfüllung  des 
frei  ausgesprochenen  Wülens.  Diese  Verträge  in  Einklang  gebracht, 
diese  Willensäußerungen  bestehen  allein   für  die  öffentliche   Gewalt. 

Eine  andere  ökonomische  Kundgebung  der  individualistischen  Kon- 
zeption ist  der  Sozialismus,  um  eine  Benennung  zu  gebrauchen, 
die  zutreffend  erscheint,  trotzdem  sie  viele  Nuancen  aufweist.  Das 
Hauptprinzip  ist  die  Gleichheit  in  allen  aktuellen  Situationen. 

Die  Folge  davon  ist,  daß  der  Bestand  des  Privateigentmns  als  nicht 
gerechtfertigt  erachtet  wird,  um  nicht  durch  das  Produkt  der  früheren 
Generationen  den  einen  stärker  zu  machen  als  den  anderen.  Eine 
weitere  Folge  ist,  daß  die  Menschen  weniger  an  irgendeinen  Gegenstand 
gebunden  sind,  mobiler,  aber  nicht  freier  sind. 

Das  Ideal  des  Sozialismus  ist  die  Generalisierung  des  Mediums, 
d.  i.  der  Ausgleich  der  Kräfte  und  der  Bedürfnisse.  Das  einzelne  Indi- 
viduum ist  Herr  über  sich  selbst  und  seine  Arbeitskraft,  nur  insoweit 
die  Bewertung  dieser  Arbeitskraft  nicht  in  Frage  kommt.  Die  Art 
der  Be(Ver- ?) Wertung  der  Arbeitskraft  wird  von  oben  angeordnet, 
die  Arbeitsverhältnisse  sind  gegeben  und  anbefohlen.  Außerhalb  des 
ökonomischen  Systems  kann  das  Individuum  frei  und  ungleich  sein. 
Innerhalb  des  ökonomischen  Systems  sind  die  Individuen  unterein- 
ander gleich  und  bewegen  sich  wie  das  Räderwerk  einer  Maschine. 
Die  Elemente  dieser  Maschine  werden  zunächst  durch  den  sozialen 
Rahmen  zusammengehalten.  In  technischer  Beziehung  hinterließ  uns 
die  Arbeit  der  früheren  Generationen  einen  immensen  Block  von 
Mitteln,  die  wir  zu  den  neuen  Zwecken  verwenden  und  so  dem  ökono- 
mischen System  neue  Stücke  zufügen.  Fernerhin  wird  der  ethische 
Zusammenhalt  durch  den  kommunistischen  Geist  geschaffen,  der  sich 
infolge  des  Ausgleiches  der  Kräfte  und  Bedürfnisse  ergeben  wird. 

Das  Bindemittel  des  gesamten  Apparates,  sowie  die  Sicherstellung 
seines  Bestandes,  bildet  die  organisierte  gesellschaftliche  Gewalt. 
Diese    Kraft    ist    diejenige    der    Gesellschaft    selbst,    zusammengefaßt 
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vom  ökonomischen  Standpunkte;  sie  ist  nicht  die  des  bestehenden 
Staates,  sondern  jene  Gewalt,  die  durch  Einführung  des  neuen  Systems 
resultiert. 

Wenn  wir  weiter  gehen,  treffen  wir  eine  Menge  verschiedener  Nuancen 
des  Sozialismus.  Die  wichtigste  ökonomische  Erscheinung  der  organi- 
schen Konzeption  in  der  letzten  Phase  der  ökonomischen  Entwicklung 
ist  jene,  die  wir  in  Ermangelung  einer  passenderen  Benennung  Patri- 
archalismus heißen  können.  Über  die  Individuen,  die  vergänglich  sind, 
erhebt  sich  die  Gesellschaft,  welche  ewig  dauert,  indem  sie  ein  unzer- 
reißbares Band  zwischen  den  Generationen  schlingt.  Im  Staate,  der 
Repräsentant  dieser  ewigen  Gesellschaft  ist,  muß  das  Gesamtinteresse 
vorangehen;  in  erster  Linie  der  Bestand  der  Gesellschaft. 

Der  Bestand  der  Gesellschaft  setzt  voraus  die  Erhaltung  der  gewerbe- 
treibenden Klassen  als  solche,  abgesehen  von  den  Individuen,  aus 
welchen  sie  gebildet  werden.  Die  ärmsten  Schichten  müssen  unbedingt 
erhalten  werden  wie  sie  sind  und  dürfen  nicht  dem  Untergange  preis- 
gegeben werden. 

Nur  so  erklärt  sich,  warum  die  Vertreter  dieses  Systems  den  Schutz 
der  Fabrikarbeiter,  ihrer  Frauen  und  Kinder  verlangen,  weil  das  so- 
genannte Fabriksystem  diese  Menschen  dem  Untergang  nahe  brachte. 
Da  das  Individuum  nach  diesem  System  von  keiner  Bedeutung  ist, 
hat  es  nicht  notwendig,  über  sein  Schicksal  nachzudenken;  es  wird 
geschützt,  wenn  die  Notwendigkeit  es  erheischt.  Weil  das  Gesellschafts- 
leben der  Harmonie  in  der  Funktion  der  Organe  bedarf,  ist  es  not- 
wendig, Konflikte  zu  vermeiden.  Was  jedem  für  seine  Tätigkeit  gebührt, 
wird  von  oben  bestimmt,  und  zwar  nicht  vom  Arbeitgeber,  was  Anlaß 
zu  Konflikten  geben  könnte,  sondern  vom  Staat. 

Jedes  Individuum  dient  der  Gesamtheit,  hat  aber  nicht  das  Recht, 
seine  Arbeitskraft  zu  bewerten.  Das  Ideal  wäre,  daß  diese  Rolle  der 
Individuen  generalisiert  würde;  alle  müßten  dieser  fiktiven  Gewalt 
genannter  Gesellschaft  dienen,  vom  Tiefststehenden  bis  zum  Höchsten. 
Bis  zu  diesem  Ideal  erscheint  die  Fiktion  der  Gesellschaft  unter  der 
Form  von  Organen,  die  die  Interessen  der  bestehenden  Klassen  ver- 
treten. 

Welches  ist  das  Band  der  einzelnen  Gruppen  dieser  Gesellschaft  ? 
Es  ist  ein  physisches  Moment,  d.  i.  die  Ungleichheit,  das  Bedürfnis 
einer  Über-  und  Unterordnung  des  Menschen.  Die  Herrschaft  ist  ein 
Naturgesetz.  Die  Superiorität  wird  anerkannt,  ohne  Anlaß  zu  Kon- 
flikten zu  geben.  ,, Anordnungen  der  Mächtigen  beleidigen  nicht, 
weil  sie  die  naturgemäßen  sind."  Das  Bindemittel  und  die  Sicher- 
stellung des  Bestandes  der  Gesellschaft  ist  eine  aristokratische,  berufs- 
ständische Selbstregierung,  von  welcher  alle  Normen  erlassen  werden. 
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um  das  Interesse  der   Gesamtheit,  nicht  des  einzelnen  Individuums 
zu  beschützen. 

Ähnliche  Systeme  bilden  den  Gegenstand  von  Diskussionen  der 
theoretischen  Geister  von  mehr  als  einem  Jahrhundert;  und  die  Dis- 
kussion überlebt  die  Zeit,  für  welche  sie  geschaffen  und  in  welcher  sie 
entstanden  ist.  Die  ökonomische  Entwicklung  hat  tatsächlich  später 
andere  Formen  für  die  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  gezeitigt, 
und  für  diese  Konzeptionen  mehr  moderner  Natur,  wenn  sie  auch  nicht 
fruchtbringender  sind. 

Die  organische  Auffassung  des  Systems,  welches  wir  Patriarchalismus 
nannten,  kann  in  eine  individualistische  Konzeption  umgestaltet 
werden,  und  das  in  Antrag  gebrachte  System  der  ökonomischen  Orga- 
nisation wird  nicht  alteriert.  Die  ganze  soziale  Hierarchie  kann  durch 
diese  Maßregeln  und  durch  Regelung  der  Verhältnisse  erhalten  werden, 
aber  die  Rechtfertigung  des  Systems  geschieht  nicht  mehr  durch  das 
Höchstinteresse  der  Gesellschaft  als  Ganzes,  sondern  durch  das  Interesse 
der  Individuen  einer  jeden  Klasse.  Die  Rechte  eines  jeden  Einzelnen 
in  der  gegebenen  Situation  werden  anerkannt  und  auf  Grundlage 
dieser  werden  seitens  der  obersten  Staatsgewalt  die  nötigen  Maßregeln 
getroffen. 

III. 

Im  19.  Jahrhundert  zog  die  arbeitende  Klasse  durch  ihre  Zahl  und 
durch  die  Bedeutung,  die  sie  im  Prozesse  des  ökonomischen  Lebens 
erlangte,  die  Aufmerksamkeit  aller  auf  sich. 

Die  Führer  der  Völker,  besonders  in  Deutschland,  haben,  sich  auf 
eine  alte  Tradition  stützend,  erklärt,  daß  der  Arbeiter  ein 
Recht  auf  Arbeit  hat  und  auch  heute  besitzt.  Der 
Ausdruck  bezieht  sich  eigentlich  auf  den  Fall  des  Mangels  an  Arbeit, 
das  Recht  auf  Arbeit  wird  für  diesen  Fall  aber  viel  zu  wenig  in  An- 
wendung gebracht.  Es  fand  keine  Verwirklichung  in  Deutschland, 
woselbst  die  Theorie  des  Arbeitsrechtes  zum  ersten  Male  einer  Regierung 
als  eine  rechtfertigende  Formel  für  die  zur  praktischen  Regelung  der 
Arbeitsverhältnisse  ergriffenen  Maßnahmen  gedient  hat,  die  unter  dem 
Namen  ,,  Arbeiter  Versicherungsgesetzgebung"  bekannt  sind.  Später 
kam  die  Theorie  des  Arbeitsrechtes  anderswo  teilweise  in  Anwendung, 
in  der  letzten  Zeit  hingegen  wurde  sie  in  England  unter  dem  Namen 
,, Versicherung  der  Arbeitslosen"  vollständig  in  Anwendung  gebracht. 

Mitte  des  19.  Jahrhunderts  wurde  von  dieser  Formel  ausgegangen 
und  auf  derselben  ein  vollständiges  System  der  gesetzlichen .  Regelung 
der  Arbeitsverhältnisse  aufgebaut  —  soziale  Versicherungen,  Schutz 
des  Arbeiters  usw.  — ,  wenn  auch  die  praktischen  Maßnahmen  keine 
Folge  dieser  Theorie  waren,  noch  durch  diese  Auffassung  des  Arbeits- 
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rechtes  gerechtfertigt  erscheinen.  In  der  sozialen  PoHtik,  von  der  hier 
die  Rede  ist,  wurde  die  Formel  des  Rechts  auf  Arbeit  nicht  mehr  in 
Anwendung  gebracht,  nachdem  dieselbe  in  das  Eigentum  einiger 
Sozialistenrichtungen  übergegangen  war.  Auf  Grund  des  Arbeits- 
rechtes rechtfertigt  sich  die  Intervention  des  Staates  zur  eingehenden 
Regelung  der  Arbeitsverhältnisse.  Diese  Theorie  war  den  alten  kon- 
servativen Patriarchalisten  willkommen,  aber  auch  den  Sozialisten. 
Ein  Problem  bleibt  indessen  ungelöst:  ,,Wie  weit  wird  der  Inter- 
ventionismus reichen?"  Bis  zur  ungestörten  Erhaltung  der  bestehen- 
den sozialen  Klassen  und  bis  zur  Abwehr  gegen  jene  Elemente,  die 
ihnen  die  paradiesische  Ruhe  stören  könnten;  oder  bis  zum  Umsturz 
der  bestehenden  sozialen  Ordnung  und  bis  zum  Zeitpunkte,  wo  das 
Proletariat  seine  Herrschaft  antritt?  Die  Theorie  ist  derart  elastisch, 
daß  sie  beide  Lösungen  gestattet. 

Es  bildet  sich  aber  in  unserer  Zeit  eine  neue  Theorie,  welche  aUe 
Widersprüche  löst,  die  aus  den  Diskussionen  über  die  Regelung  der 
Arbeitsverhältnisse  entstanden;  diese  ist  die  Theorie  des  Solidarismus, 
eine  Doktrin,  die  heute  modern  ist.  Ihre  Adepten  behaupten,  sie  wäre 
imstande,  einen  Bastiat  mit  einem  Rodbertus  oder  Wagner  oder  einen 
Ad.  Smith  mit  einem  A.  Müller  auszusöhnen.  Sehen  wir  zu,  wie  Prof. 
C.  Bougle  die  Quintessenz  der  solidaristischen  Doktrin  entwickelt, 
wie  sie  aus  den  Werken  der  Meister:  ,,L.  Bourgeois  (La  Solidarite,  ed.  3, 
1902),  Ch.  Gide  (La  solidarite  comme  programme  economique,  La  soli- 
darite economique,  La  Cooperation,  etc.),  Marion  (La  solidarite 
morale),  Pierre  Leroux,  G.  Goyan"  usw.  resultiert.  Er  leitet  sein 
Werk  ,,Le  Solidarisme"  (1907)  mit  den  Worten  ein:  ,,Le  »solida- 
risme»)  semble  en  passe  de  devenir,  pour  la  troisieme  Republique, 
une  maniere  de  philosophie  officielle.  II  est  le  fournisseur  attitr^  de 
ces  grands  themes  moraux,  qui  fönt  l'accord  des  consciences,  et  que 
le  moindre  personnage  public  se  sent  oblige  de  repeter  aux  occasions 
solennelles." 

Die  Analyse  dieser  Doktrin  muß  uns  etwas  länger  beschäftigen  als 
die  anderen. 

Die  Anhänger  dieser  Doktrin  gehen  aus  von  der  individualistischen 
Auffassung  der  Gesellschaft.  Es  wird  nichts  getan  und  nichts  in  Antrag 
gebracht  als  nur  im  Interesse  des  Individuums.  Noch  mehr:  das  ein- 
zelne Individuum  kennt  am  besten  seine  Interessen.  Also,  die  Soli- 
daristen gehen  aus  von  demselben  Glauben  wie  die  Liberalen  des  18. 
und  19.  Jahrhunderts.  Aber  an  einer  Stelle  gehen  sie  auseinander. 
Während  die  Theoretiker  des  Liberalismus  oder  der  klassischen  National- 
ökonomie eine  Identität  der  Interessen  der  Menschheit  angenommen 
haben,  was  zu  jenen  ,, ökonomischen  Harmonien"  des  Bastiat  führte. 
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wollen  die  Solidaristen  die  Identität  der  Interessen  in  allen  Fällen 
nicht  zugestehen,  appellieren  aber  an  das  Gefühl  der  sozialen  Solidarität, 
falls  sich  Interessenkonflikte  ergeben  würden. 

Wenn  sich  alles  auf  diesen  Appell  an  das  Gefühl  der  Solidarität 
zur  Lösung  der  Interessenkonflikte  beschränken  würde,  dann  ließe 
sich  die  ganze  Doktrin  auf  ein  moralisches  System  zurückführen, 
nach  welchem  in  gewissen  Fällen  die  Verzichtleistung  auf  das  indivi- 
duelle Interesse  verlangt  wird.  Aber  die  Solidaristen  geben  zu,  daß  eine 
soziale  Verpflichtung  für  jedes  Individuum  besteht,  die  sich  nicht 
auf  Mitleid  oder  Liebe  stützt,  sondern  auf  eine  Idee,  auf  ein  wissen- 
schaftliches, rationelles  System,  einzig  berechtigt,  die  Intervention 
der  öffentlichen  Gewalt  zu  rechtfertigen.  Der  Inhalt  des  Solidarismus, 
als  System  der  praktischen  Organisation,  besteht  aus  der  juristischen 
Konkretisation,  jener  sozialen  Verpflichtung,  welche  nicht  von  außen 
angeordnet  wird,  aber  von  jedem  Individuum  anerkannt  werden  muß. 
„Le  Solidarisme  ne  se  propose  pas  seulement  de  regenerer  le  sens  moral, 
il  entend  completer  le  Systeme  du  droit."     (Bougle,   op.  cit.  p.  65.) 

Um  eine  Verpflichtung  zu  sanktionieren,  müßte  sie  ihren  Ursprung 
in  einem  zwischen  Parteien  geschlossenen  Vertrage  haben,  so  lange 
wir  diese  Verpflichtung  nicht  auf  ein  Gefühl  des  Mitleids,  der  Liebe 
usw.  gründen.  Welche  ist  die  Quelle  dieser  Verpflichtung,  dieser  Schuld, 
welcher  der  Gesetzgeber  die  Sanktion  zu  geben  im  Begriffe  steht? 

L.  Bourgeois  fand  hierfür  eine  juristische  Formel,  welche  den  Kern 
der  gesamten  solidaristischen  Doktrin  bildet.  Die  soziale  Verpflich- 
tung hat  ihren  Ursprung  in  einem  Gesellschafts- Quasi  vertrage.  Die 
ökonomische  Organisation  unserer  Zeit  beruht  auf  einer  ausgedehnten 
Teilung  der  Arbeit.  Jeder  einzelne  Mensch  arbeitet  für  andere;  er 
übt  eine  fremde  Geschäftsführung  aus,  ohne  Auftrag.  Nachdem  wir 
alle  des  Resultates  dieser  Tätigkeit  teilhaftig  sind,  müssen  wir  auch 
die  Verpflichtungen  übernehmen,  die  hieraus  erwachsen. 

Die  früheren  Generationen  haben  uns  ein  moralisches  und  materielles 
Patrimonium  überliefert,  das  wir  Zivilisation  nennen  und  welches 
wir  den  künftigen  Generationen  überliefern  werden.  Wir  befinden 
uns  alle  in  einer  gewissen  unteilbaren  Gemeinschaft  der  Güter  der 
Zivilisation  und  haben  die  Verpflichtung,  an  denselben  alle  unsere 
Mitmenschen  teilhaftig  werden  zu  lassen.  Endlich  verleitet  uns  die 
Art  der  Verteilung  der  Güter  nach  der  gegenwärtigen  ökonomischen 
und  sozialen  Organisation,  uns,  ohne  daß  wir  uns  Rechenschaft  geben, 
fremde  Güter  anzueignen;  in  diesem  Falle  ergibt  sich  die  Verpflichtung, 
aus  unserem  Eigentum  dasjenige  zurückzuerstatten,  was  uns  nicht 
gebührt,  wir  aber  doch  angenommen  haben.  Diese  soziale  Verpflichtung, 
behaupten  die   Solidaristen,  wird  von  jedem  Individuum  anerkannt, 
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und  wenn  der  Staat  diese  Verpflichtung  Gesetz  werden  läßt,  hat  er 
bloß  die  Sanktion  für  die  im  voraus  bestehenden  Wünsche  seiner  Mit- 
glieder zu  erteilen.  „11  ne  s'agit  plus  de  savoir  quelle  limite  l'autorit^ 
de  rfitat  mettra  ä  leur  liberte  (des  individus),  mais  comment  leur 
liberte  se  limitera  d'elle-meme,  pour  leur  consentement  mutuel  ä  des 
risques  equivalent:  la  loi  viendra  plus  tard  vous  sanctionner  les  Con- 
ventions pass^es;  mais  au  moment  de  la  passation  du  contract,  l'fitat 
n'est  point  partie  en  cause,  ce  sont  les  individus  seuls,  qui  sont  en 
pr^sence  et  il  s'agit  de  savoir  comment  ils  consentiront  ä  mutualiser 
les  risques  et  les  avantages  de  la  solidarite.  L'£tat  comme  dans  le 
droit  prive,  devra  etre  purement  et  simplement  l'autorite  qui  sanc- 
tionne  nos  accords  et  assure  le  respect  des  Conventions  etablies." 
(L.  Bourgeois  dans  ,, Philosophie  de  la  Solidarite",  p.  52.) 

Die  Theorie  ist  schön,  nähert  sich  aber  gar  nicht  der  Lösung  des 
Problems  der  Arbeitsverhältnisse,  dem  Kerne  der  sozialen  ökono- 
mischen Organisation.  Die  Solidaristen  rechtfertigen  die  Intervention 
des  Staates  durch  Sanktion  der  sozialen  Verpflichtungen,  deuten  aber 
nicht  die  Grenzen  dieser  Verpflichtungen  an.  ,, Damit  die  Solidarität 
gerecht  ist  und  ihr  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  vom  Pflichtgefühl 
aller  die  Adoption  der  Ordnung,  welche  festgesetzt  wird,  zu  ver- 
langen," sagt  Bougle,  ,,muß  sie  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft 
jenes  Existenzminimum  sicherstellen,  mit  welchem  alle  einverstanden 
wären." 

Weiter  stellt  er  sich  die  Frage:  Welche  Versammlung  vernünftiger 
Menschen  würde  gestatten,  daß  ein  Teil  der  Mitglieder  der  Gesellschaft 
Hungers  sterben,  während  andere  sich  im  Luxus  ergötzen?  Hier  liegt 
gerade  der  Knoten  der  ganzen  Sache.  Was  versteht  man  unter  Existenz- 
minimum und  wo  beginnt  der  Luxus?  Welches  ist  das  unangetastete 
Kriterium,  nach  welchem  die  Pflichtgefühle  übereinstimmen  sollten? 
Da  es  ihnen  nicht  so  möglich  war,  ihre  Doktrin  einer  praktischen 
Lösung  entgegenzuführen,  verlassen  die  Solidaristen  das  selbstgewählte 
juristische  Gebiet  und  vertrauen  darauf,  daß  die  Vereinheitlichung 
der  Pflichtgefühle  durch  eine  soziale  Erziehung  im  Sinne  der  soli- 
daristischen  Lehre  herbeigeführt  werde.  Es  wird  daher  das  positive 
Terrain  der  Realität  verlassen  und  zur  Lösung  der  ökonomischen 
Probleme  ein  ganz  anderer  Mensch  als  der  der  Wirklichkeit  eingeführt. 
Je  mehr  die  Solidaristen  sich  dem  praktischen  Leben  zu  nähern  suchen, 
desto  mehr  treten  sie  in  die  Welt  der  Utopien. 

Die  Solidaristen  haben  allerdings  diesen  Mangel  selbst  empfunden 
und  um  allen  Anklagen  gegen  die  Theorien  auszuweichen,  die  den 
Menschen  so  darstellen,  wie  er  sein  sollte  und  nicht,  wie  er  ist,  be- 
gnügten sie  sich  damit,  die  Frage  offen  zu  lassen,  kein  System  vor- 
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zuschlagen,  aber  sich  auch  für  kein  vollständiges  System  zur  Regelung 
der  Arbeitsverhältnisse  zu  erklären. 

Selbst  Bougle  erkennt  diesen  unterschiedenen  Charakter  des  Soli- 
darismus  an:  „C'est  un  Systeme  qui  se  tient  ä  mi-c6te.  Et  de  meme, 
qu'il  s'interdit  de  remonter  au  plus  haut  dans  la  region  des  principes, 
il  ne  descend  pas  non  plus  trös  bas,  jusqu'au  detail  des  applications." 
(a.  a.  O.  S.  196.)  Deshalb  sind  auch  die  Anhänger  des  Solidarismus 
in  ökonomischen  und  praktischen  Angelegenheiten  ohne  Orientierung. 
„La  route  devant  eux  se  perd  vite  dans  la  brume.  Ils  savent  cepen- 
dant  qu'il  faut  marcher."  Sie  sind  daher  genötigt,  sich  zum  Zwecke 
der  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  anderer  Systeme  zu  bedienen, 
so  daß  es  wahr  ist,  aber  nicht  zum  Vorteil  der  solidaristischen  Doktrin, 
wenn  Bougle  sagt:  ,,Elle  a  de  l'eau  pour  plus  d'un  moulin." 

Ja,  es  kann  viel  Wasser  vorhanden  sein,  aber  was  nützt  dies,  wenn 
es  gar  keine  Mühle  treiben  kann  ?  Es  kann  nicht  gemahlen  werden, 
und  die  Menschen  leiden  Hunger  —  d.  h.  die  tätigen  Elemente  im 
wirtschaftlichen  Leben  können  von  der  solidaristischen  Doktrin  nichts 
Positives  erwarten. 

Im  realen  Wirtschaftsleben  haben  die  dringendsten  Bedürfnisse 
der  Individuen  diesen  die  beste  Lösung  zu  ihrer  Befriedigung  finden 
lassen.  Die  ökonomische  Praxis  hat  den  Menschen  der  positiven  Wissen- 
schaft den  Weg  gewiesen  zu  derjenigen  Regelung  der  Arbeitsverhält- 
nisse und  juristischen  Gestaltung  des  Arbeitsvertrages,  die  in  der 
gegenwärtigen  ökonomischen  Organisation  die  passendste  wäre.  Mit 
einer  kurzen  Analyse  schließen  wir  die  vorliegende  Studie  ab. 

IV. 

Die  ökonomische  Organisation  unserer  Zeit  gründet  sich  auf  die 
individualistische  Weltanschauung.  Alle  Handlungen  der  Einzelnen 
und  Funktionen  der  Organe  der  Gesellschaft  sollen  nur  im  Interesse 
der  Individuen  und  nicht  zum  Vorteil  einer  Fiktion  der  Gesellschaft 
geschehen.  Unsere  Bemühungen  und  unsere  gesamte  praktische 
Tätigkeit  entwickeln  sich  zum  Zweck  der  Erreichung  eines  Ideals, 
jenes  Ideals,  welches  von  dem  Gesamtfortschritte  der  Menschheit 
erstrebt  wird.  Die  Geschichte  der  menschlichen  Zivilisation  zeigt  uns, 
daß  der  Fortschritt  der  Menschheit  die  Richtung  eingeschlagen  hat 
zu  dem  idealen  Ziele  der  Vervollkommnung  der  meisten,  schließlich 
aller.  Aber  die  höchste  Vollkommenheit  aller  ist  nur  erreichbar  durch 
,,die  höchste  Entwicklung  der  Persönlichkeit  eines  jeden  Einzelnen, 
das  ist  die  größtmögliche  Entfaltung  der  Fähigkeiten  eines  jeden 
Individuums  und  seine  entsprechende  Teilnahme  an  den  Gütern  der 
Zivilisation."    (Vgl.  Brentano,  ,,Die  gew.  Arb.") 
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Zur  Erreichung  dieses  Ideals  in  den  praktischen  Organisationen 
wird  jedem  Einzelnen  die  Freiheit  der  persönlichen  Tätigkeit  und 
Verantwortung  überlassen:  Dies  sind  Motive  und  ein  Ansporn  zur 
größtmöglichsten  Entwicklung.  Zur  Sicherstellung  der  individuellen 
Freiheit  und  der  persönlichen  Verantwortung  entbrannten  zu  Ende 
des  18.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  heftige  Kämpfe,  welche  mit 
dem  Sieg  der  ökonomischen  Organisation  endeten,  in  der  wir  heute 
leben. 

Es  mußte  in  erster  Linie  die  Freiheit  der  Verfügung  über  die  Arbeits- 
kraft, besser  gesagt  die  freie  Ausnützung  der  Arbeitskraft  sichergestellt 
werden.  Später  mußte  die  Freiheit  des  Verfügungsrechtes  über  das 
Produkt  der  vorangegangenen  und  gegenwärtigen  Arbeit  sichergestellt 
werden,  indem  man  aus  dem  Eigentumsrecht  eine  neue  Säule  der  gegen- 
wärtigen ökonomischen  Organisation  bildete.  ,, Liberty  and  property" 
war  die  summarische  und  kurze  Ausdrucksweise  für  diese  neue  Ordnung 
vom  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

Die  klassische  Nationalökonomie  hat  aus  den  oben  erwähnten  Wahr- 
heiten ihre  Fundamentaldogmen  abgeleitet  und  heute  noch  werden 
diese  Wahrheiten  von  der  ökonomischen  Organisation  nicht  in  Abrede 
gestellt.  Trotzdem  sind  wir  von  der  Art  und  Weise  der  Regelung  der 
Arbeitsverhältnisse,  wie  sie  von  der  klassischen  Nationalökonomie 
verlangt  wird,  sehr  weit  entfernt.  Weil  die  allgemeine  soziale  Organi- 
sation abhängt  von  der  Art  und  Weise,  wie  die  Arbeitsverhältnisse 
geregelt  sind,  ist  unsere  Auffassung  über  die  soziale  Organisation  weit 
entfernt  von  der  Auffassung  der  klassischen  Nationalökonomie. 

,,Ich  bin  von  der  klassischen  Nationalökonomie  ausgegangen  und 
befinde  mich  jetzt  im  Gegensatze  zu  ihr,"  sagt  Brentano  im  Jahre 
1888  in  seinem  Werke  ,,Die  klassische  Nationalökonomie",  und  der 
Weg  seines  Lebens  ist  der  Weg  der  Gedanken  zweier  Generationen. 
Unter  der  unangetasteten  Behütung  von  Freiheit  und  Eigentum  werden 
gemäß  der  klassischen  Nationalökonomie  die  Verbindlichkeiten  zwischen 
den  Parteien  in  der  heutigen  Ordnung  geschlossen,  nämlich  durch 
freie  Verträge  über  jene  Güter,  über  welche  die  Individuen  das  Ver- 
fügungsrecht haben,  d.  i.  durch  freie  Verträge  über  Waren.  Der 
Ursprung  aller  Unterschiede  zwischen  unserer  heutigen  Auffassung 
und  der  der  klassischen  Nationalökonomie  über  die  Arbeitsverhältnisse 
und  die  gesamte  sozialökonomische  Organisation  beruht  auf  der  Art 
und  Weise,  wie  man  die  Arbeit  als  Ware  auffaßt.  In  der  klassischen 
Nationalökonomie  verkauft  das  Individuum  seine  Arbeit  wie  jede 
andere  Ware  und  zwar  mittelst  eines  freien  Vertrages.  Zur  Sicher- 
stellung der  freien  Ausnützung  der  individuellen  Arbeitskraft  im 
weitesten  Maße  hat  die  öffentliche  Gewalt  die  notwendigen  Maßnahmen 
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getroffen,  jedwede  Assoziation  sowohl  der  Arbeiter  als  auch  der  Unter- 
nehmer hintanzuhalten.  Die  Folgen  sind  heutzutage  niemandem  un- 
bekannt. Der  freie  Arbeitsvertrag  war  in  der  Wirklichkeit  niemals 
ein  durch  die  freie  Zustimmung  der  Parteien  abgeschlossenes  Über- 
einkommen. Der  Arbeiter  wurde  von  der  größeren  Macht  des  Unter- 
nehmers, des  Kapitalisten  förmlich  erdrückt,  welcher  zu  jeder  Zeit 
die  Arbeitsbedingungen  diktierte  und  welche  der  Arbeiter  auszuführen 
gezwungen  war.  Wie  kommt  es  zu  diesem  Widerspruch,  daß  der 
Arbeiter  auf  Grund  eines  freien  Arbeitsvertrages  einer  Knechtschaft 
unterliegt,  die  viel  mehr  drückt  als  gesetzliche  Sklaverei?  Dies  alles 
ist  eine  Folge  der  unrichtigen  Auffassung  der  Arbeit  als  Ware.  Noch 
im  Jahre  1872  hat  Brentano  in  seinem  Werke  ,,Die  Arbeitergilden 
der  Gegenwart"  (vol.  2)  den  Unterschied  zwischen  der  Arbeit  und 
anderen  Sorten  von  Waren,  dann  in  anderen  Werken:  ,,Das  Arbeits- 
verhältnis gemäß  dem  heutigen  Recht"  (1887),  ,,Die  Arbeiterversiche- 
rung gemäß  der  heutigen  Wirtschaftsordnung"  (1879),  ».Der  Arbeiter- 
versicherungszwang, seine  Folgen  und  seine  Voraussetzungen"  (1881), 
,,Die  gewerbliche  Arbeiterfrage  in  Schönbergs  Handbuch  der  politi- 
schen Ökonomie"  und  in  anderen  zahlreichen  Schriften  den  Charakter 
der  Ware  —  Arbeit  analysiert  und  die  Folgen  ihres  Charakters  in  den 
verschiedenen  ökonomischen  Zusammenhängen  verfolgt.  Unter  anderem 
zeigte  sich  die  Unzertrennbarkeit  der  Arbeitskraft  von  der  Person 
des  Arbeiters,  woher  die  Möglichkeit  des  Unternehmers  abgeleitet 
wird,  die  Herrschaft  über  die  Person  des  Arbeiters  zu  gewinnen  und 
die  Ohnmacht  des  Arbeiters,  das  Angebot  seiner  Arbeit  der  jeweiligen 
Nachfrage  anzupassen. 

Infolge  der  Untersuchungen  Brentanos  und  anderer  hervorragender 
Nationalökonomen  bilden  die  Besonderheiten  der  Arbeit  als  Ware 
heutzutage  undiskutierbare  Wahrheiten  in  der  Nationalökonomie. 
Trotzdem  wurde  in  der  praktischen  Wirtschaftspolitik  bis  heute  die 
Anwendung  dieser  Wahrheiten  nicht  verallgemeinert.  In  einigen 
Ländern  betrachtet  man  ihre  Verwirklichung  mit  Schrecken,  so  daß 
Brentano  in  seinem  70.  Lebensjahre  die  Kränkung  nicht  erspart  blieb, 
als  Sozialist,  ja  sogar  als  Anarchist  angeklagt  zu  werden,  und  dies 
alles  deshalb,  weil  er  die  Erfüllung  einiger  Reformen  verlangte,  die  aus 
den  in  seiner  Wissenschaft  unantastbaren  Wahrheiten  abgeleitet 
wurden. 

Ich  erinnere  an  dasjenige,  was  sich  gelegentlich  seiner  Vorträge  in 
der  Münchener  Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  ereignet  hat. 

Es  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  Brentano  sich  auch  gegen  die 
Anschuldigungen  verteidigen  mußte,  ein  extremer  Individualist  zu 
sein,  wofür  er  auch  heute  von  vielen  gehalten  wird. 
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Die  Anschauung  Brentanos  über  die  Regelung  der  Arbeitsverhält- 
nisse war  die  Ursache  dieser  beiden  widersprechenden  Anklagen. 
Wenn  wir  aber  von  den  Beziehungen  dieser  großen  Persönlichkeit  zu 
ihren  Gegnern  absehen,  können  wir  in  der  modernen  Auffassung  von 
der  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  ein  System  erkennen,  welches 
weder  dem  klassischen  Liberalismus,  noch  dem  alten  oder  neuen 
Patriarchalismus,  noch  irgendeiner  der  Nuancen  des  Sozialismus  an- 
gehört. 

Die  Erkenntnis  der  tatsächlichen  Gestaltung  des  Arbeitsvertrages 
in  der  ökonomischen  Organisation  unserer  Zeit  kann  den  Anlaß  zu 
widersprechenden  Anklagen  geben,  wenn  sie  vom  Gesichtspimkte  der 
anderen  Auffassungen  beurteilt  wird. 

Welches  ist  die  einfachste  und  elementarste  Tatsache,  welche  aus 
dem  besonderen  Charakter  der  Ware  ,, Arbeit"  abgeleitet  wird,  und  zwar 
wenn  diese  zum  Gegenstand  eines  Vertrages  wird?  Die  Antwort  ist 
die,  daß  sich  zwei  Kontrahenten  mit  ungleichen  Kräften  gegenüber  stehen. 

Weil  in  der  realistischen  Auffassung  der  menschlichen  Tätigkeit 
kein  Mensch  einen  Teil  seines  Interesses  ohne  eine  Gegenleistung  frei- 
willig opfert,  sucht  jeder  der  Kontrahenten  das  meiste  zu  verdienen 
und  wird  auf  das,  was  nach  seinem  Glauben  ihm  gehört,  niemals  ver- 
zichten, außer  dann,  wenn  er  dazu  durch  die  Übermacht  gezwungen 
wird.  Im  Vertrage,  abgeschlossen  zwischen  den  Unternehmer-Kapita- 
listen und  einem  Arbeiter,  der  über  nichts  anderes  als  über  seine  Kraft 
verfügt,  wird  letzterer  nachgeben,  in  dem  Glauben,  daß  ihm  von 
Rechts  wegen  gebührt,  was  er  opfern  muß,  bis  .  .  .  bis  er  sein  Leben 
geopfert  hat,  weil  ihm  das  Leben  seiner  Kinder  teurer  ist.  In  der 
Tat  ist  dieser  Fall  eingetreten. 

Wird  ein  Mittel  gefunden,  welches  die  Kraft  des  Arbeiters  mit  der 
des  kontrahierenden  Unternehmers  ausgleicht,  dann  kann  gesagt 
werden,  der  Arbeitsvertrag  ist  in  Wirklichkeit  ein  frei  abgeschlossener. 

Der  Arbeiter,  welcher  gewöhnlich  außer  seiner  Arbeitskraft  nichts 
mehr  besitzt,  kann  niemals  die  Gleichstellung  mit  dem  Unternehmer 
beim  Vertragsabschluß  erreichen,  wenn  er  nicht  von  der  Organisation 
der  gesamten  Arbeiterschaft  unterstützt,  ihm  keine  Konkurrenz  ent- 
gegengestellt und  jene  Hilfe  zuteil  wird,  die  notwendig  ist,  um  der 
Macht  des  Unternehmers  widerstehen  zu  können.  Die  Organisation 
der  Arbeiterschaft  hat  zur  Folge  auch  eine  entsprechende  Organisation 
der  Unternehmer.  Auf  diese  Art  nehmen  beim  Abschluß  des  Arbeits- 
vertrages zwei  Gruppen  teil,  an  Stelle  zweier  Individuen;  es  folgt 
hieraus,  daß  der  abgeschlossene  Vertrag  für  jedes  Individuum  dieser 
zwei  Gruppen  Gültigkeit  haben  muß.  Man  gelangt  infolgedessen  zum 
kollektiven  Arbeitsvertrag. 
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Diese  Art  des  Arbeitsvertrages  war  weder  von  einem  Theoretiker 
erfunden,  noch  wurde  sie  von  irgendeinem  Gesetzgeber  vorgeschrieben. 
Sie  wurde  von  den  Interessierten  erdacht  und  ist  von  den  Bedürfnissen 
des  modernen  ökonomischen  Lebens  diktiert.  Brentano  hat  in  vielen 
seiner  Schriften  gezeigt,  welche  gewaltigen  Kämpfe  die  Arbeiterschaft, 
speziell  in  England  führen  mußte,  um  vom  individuellen  Arbeits- 
vertrag zum  Kollektivvertrag  zu  gelangen.  Der  ganze  Kampf  wurde 
um  die  Erlangung  der  gesetzlichen  Anerkennung  der  Arbeiterorgani- 
sationen und  ihrer  Organe,  welche  die  Interessen  dieser  wahren,  geführt. 
Durch  die  Erlangung  der  Gesetzeskraft  für  dieselben  war  es  eine  leichte 
Sache,  die  Institutionen  und  Behörden  zu  bilden,  welche  im  Konflikts- 
falle über  die  Arbeitsverträge  zu  entscheiden  hatten  und  auch  die 
Macht  haben,  die  getroffenen  Bestimmungen  zur  Ausführung  bringen 
zu  lassen.  Diese  KoUektivorgane  haben  die  Macht,  die  sogenannten 
Tarifverträge  festzustellen  und  zu  veranlassen,  daß  dieselben  auch  in 
Anwendung  gebracht  werden.  So  werden  die  wirtschaftlichen  Störungen 
beseitigt  und  der  soziale  Friede  hergestellt.  Von  den  modernen  Staaten 
wird  nichts  mehr  verlangt  als  die  gesetzliche  Anerkennung  dieser 
Institutionen,  die  aus  den  realen  Bedürfnissen  des  ökonomischen 
Lebens  heraus  entstanden  sind. 

Ist  es  aber  wahr,  daß  bei  dieser  Form  der  Regelung  der  Arbeits- 
verhältnisse keiner  der  beiden  kontrahierenden  Teile  vom  anderen 
Teile  unterdrückt  oder  ungerecht  behandelt  wird  ?  Ist  hier  ein  Gleich- 
gewicht der  beim  Abschluß  der  Arbeitsverträge  mitwirkenden  Kräfte 
wahrzunehmen?  Es  stehen  sich  die  Repräsentanten  der  zwei  organi- 
sierten Gruppen  einander  gegenüber.  Jede  dieser  Gruppen  stellt  ihre 
Forderungen  bis  zur  äußersten  Grenze  der  Konzessionen.  Haben  die 
Repräsentanten  der  LTnternehmer  bis  zur  äußersten  Grenze  nach- 
gegeben, dann  ergeben  sich  für  die  Repräsentanten  der  Arbeiterschaft 
zwei  Alternativen:  entweder  akzeptieren  sie  die  Bedingungen,  und  die 
bestehende  ökonomische  Organisation  nimmt  ihren  Fortgang,  oder 
sie  weisen  dieselben  zurück,  in  welchem  Falle  die  Unternehmer  gezwun- 
gen sind,  sich  aus  dem  ökonomischen  Leben  zurückzuziehen,  und  die 
organisierte  Arbeiterschaft  auch  das  Risiko  der  Unternehmung  auf 
sich  nimmt,  was  eine  Änderung  der  Grundlagen  der  bestehenden 
ökonomischen  Organisation  zur  Folge  hat.  Die  Unternehmer  werden 
ihre  Forderungen  bis  zu  jener  Grenze  herabsetzen,  nach  welcher  sich 
nicht  mehr  rentiert,  die  Unternehmung  fortzusetzen.  Die  Arbeiter- 
schaft wird  aber  diese  Grenze  nicht  überschreiten,  so  lange  die  Er- 
fahrung sie  nicht  belehren  wird,  daß  eine  bessere  ökonomische  Orga- 
nisation besteht,  als  die  vorhandene. 

Das  Problem,  das  hier  aufgestellt  wird,  ist  nicht  dies,  ob  in  dieser 
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Form  der  Arbeiter  seinen  vollen  oder  reellen  Arbeitslohn  erhält.  Es 
handelt  sich  vor  allem  darum,  daß  der  Arbeiter  sein  Rechtsgefühl 
mit  Rücksicht  auf  den  Kollektivvertrag  befriedigt.  Und  es  besitzt 
keiner  das  Rechtsgefühl  in  höherem  Maße,  als  wenn  er  sieht,  daß  er 
bei  der  Feststellung  seiner  Lebensbedingungen  im  gleichen  Maße  mit- 
wirkt. 

Es  ist  begreiflich,  daß  die  oben  beschriebene  Situation  dem  Ideale 
des  kollektiven  Arbeitsvertrages  entspricht.  Dieses  Ideal  aber  zu 
erreichen  ist  Sache  der  Vervollkommnung  der  begonnenen  praktischen 
Organisationen.  — 


Brentano-Festschrift. 


Begriffliches  und  Kritisches  über  das  Moratorium. 
Von  Dr.  Weh'mir  Bajkitsch,  Belgrad  \ 

Ist  die  iWoratoriumsfrage  aktuell? 

DJAS  Moratorium  ist  eines  der  verpöntesten  Rechtsinstitute. 
j  Die  Stellungnahme  der  europäischen  Presse  gegenüber  den 
j  Balkanmoratorien  191 2 — 13  liefert  einen  schlagenden  Beweis 

:  dafür.    Der  abfälligen  Kritik  der  in  den  fünf  Balkanstaaten 

angewendeten  Moratorien  steht  ein  begeistertes  Lob  der  Solidität  und 
Redlichkeit  der  türkischen  Kaufleute  gegenüber,  da  die  Türkei  von 
der  Einführung  des  Moratoriums  absah  -.  Das  Spezialmoratorium  gilt 
besonders  in  Deutschland  als  eine  der  schädlichsten  und  ungerechtesten 
Maßnahmen  der  Staatsgewalt;  dem  Generalmoratorium  wird  zwar  in 
der  Wissenschaft  die  Existenzberechtigung  zuerkannt,  allein  unter  Vor- 
aussetzungen, welche  dem  bescheidensten  Volke  verletzend  erscheinen. 
Es  heißt  nämlich  in  allen  Lehrbüchern  und  den  diesbezüglichen 
Studien,  daß  ein  Generalmoratorium  nur  im  Falle  der  äußersten  Not  zur 
Anwendung  kommen  soll  (Knies,  Bluntschli,  Handwörterbuch,  Rießer). 
Zuzugeben,  daß  man  sich  in  der  äußersten  Not  befindet,  fällt  bekannt- 
lich auch  dem  Einzelnen,  der  noch  auf  Unterstützung  der  Nächsten 
rechnen  kann,  oft  sehr  schwer.  Bei  den  Völkern,  welche  auf  sich  selbst 
angewiesen  sind,  ist  dies  undenkbar;  wenigstens  die  Organe  der  Staats- 
gewalt wollen  und  können  dies  nicht  zugeben.  Gilt  das  Moratorium 
als  ein  Auskunftsmittel  der  äußersten  Not,  so  ist  man  begreiflicher- 
weise bestrebt,  es  nach  Möglichkeit  zu  umgehen.  Wenn  aber  einmal 
die  Einführung  des  Moratoriums  unvermeidlich  geworden  ist,  so  greifen 
die  Organe  der  Staatsgewalt  zu  den  auch  unter  den  Einzelnen  bekannten 
und  üblichen  Verschönerungsmitteln.  Vergeblich  wird  man  in  den 
Gesetz-  und  Verordnungssammlungen  einzelner  Staaten  in  der  neueren 
Zeit  Moratoriumsgesetze  und  Verordnungen  suchen.  Alle  derartigen 
Verfügungen  tragen  verschiedene  weitschweifige  und  umschreibende 
Aufschriften,  wie  z.  B.  ,,das  Gesetz  über  die  Verschiebung  von  Zahlungs- 
fristen für  die  Verbindlichkeiten  des  BGB.  und  des  HGB."  oder  ,,das 
Gesetz  über  die  Einstellung  des  Gerichtsverfahrens"  usw.  Es  sind 
wohl  hier  und  da  Ausnahmen  zu  verzeichnen.    So  z.  B.  haben  die 


*  Niederschrift  dieses  Beitrages  ging  dem  Verlag  im  Mai  1914  zu. 
2  Frankfurter  Zeitung  4.  Okt.  1913.    I  Morgenblatt. 

2* 
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Portugiesen  189 1  den  Ausdruck  Moratorium  auch  im  Text  der  Ver- 
fügung gebraucht.  Die  Bulgaren  haben  ebenfalls  die  betreffende  Ver- 
fügung Moratorium  genannt.  Sie  haben  dabei  den  Ausdruck,  der  auch 
in  ihrem  HGB.  vorkommt  (als  Titel  eines  kleinen  Kapitels)  gebraucht  ^. 
In  dieser  Hinsicht  ist  das  Verhalten  Rumäniens  anläßlich  der  Ein- 
führung des  Moratoriums  1913  geradezu  charakteristisch.  (Daß  der 
Titel  des  Gesetzes  eine  weitschweifige  Aufschrift  trägt,  ist  wohl  selbst- 
verständlich ^.)  Anläßlich  der  Besprechung  des  Gesetzentwurfes  im 
Parlamente  beantragte  der  Senator  A.  Badulescu,  das  Gesetz  auch  auf 
die  nicht  im  Militärdienste  stehenden  Personen  auszudehnen.  Darauf 
erwiderte  der  Berichterstatter  W.  Kritescu,  daß  dies  einem  Moratorium 
gleichkäme  ^.  Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  dasselbe  Gesetz  die  Protest- 
fristen für  alle  kaufmännischen  Effekten  in  den  Abschnitten  von  weniger 
als  1000  Fr.  ohne  Rücksicht  auf  die  militärische  Qualität  der  Ver- 
pflichteten aufhebt.  Der  Berichterstatter  mutet  den  Außenstehenden 
eine  zu  große  Naivität  zu,  wenn  er  wünscht,  daß  das  rumänische  Gesetz, 
welches  dem  französischen  klassisch  gewordenen  Wechselmoratorium 
vom  13.  August  1870  gleichsteht  (nur  mit  dem  Unterschied,  daß  dort 
alle  Abschnitte  einbegriffen  sind),  nicht  als  Moratorium  betrachtet  wird. 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  leugnen,  daß  es  den  Politikern  zum  Teü  ge- 
lungen ist,  über  den  Begriff  des  Moratoriums  eine  Konfusion  hervor- 
zurufen. Es  ist  nicht  schwer  festzustellen,  daß  einerseits  manche  Ein- 
richtungen, welche  ihrem  Wesen  nach  Moratorien  sind,  als  selbständige 
Rechtsinstitute  betrachtet  werden,  anderseits,  daß  sich  bei  Betrach- 
tung verschiedener  Formen  von  Moratorien  eine  terminologische  Ver- 
legenheit geltend  machte.  Das  kam  besonders  anläßlich  der  Besprechung 
der  massenhaften  Erscheinungen  des  Moratoriums  während  des  Balkan- 
krieges zutage.  Man  nannte  das  serbische  Moratorium  im  Gegensatz 
zum  rumänischen  ,, allgemeines"  Moratorium,  die  anderen  nannten  es 
,, eigentliches"  Moratorium,  wieder  andere  , .generelles"  Moratorium. 
Im  Gegensatz  dazu  wurde  das  rumänische  ,, handelsrechtliches"  genannt, 
obwohl  es  eigentlich  das  ganze  Privatrecht  umfaßt  "*. 

An  der  in  der  Politik  und  in  der  Presse  herrschenden  Verwirrung 
über  den  Begriff  und  die  Bedeutung  des  Moratoriums  trägt  auch  die 
moderne  Wissenschaft  Schuld.    Sie  hat  das  Moratorium  aus  dem  Ver- 


1  Bulgarisches  HGB.,  Buch  IL  Kap.  VII,  Teil  2. 

-  Die  Aufschrift  lautet:  »Das  Gesetz,  betreffend  die  Aufhebung  von  Ver- 
jährungen und  von  Fristen  der  Gerichtsaktion,  weiter  über  Modus  der  Einleitung 
und  der  Austragung  von  Prozessen  während  des  Kriegszustandes.« 

^  »Desbaturile  Senatului«  (Anexä  la  Monitorul  oficial  Nr.  78)  vom 
9.  Juli  1913,  S.  20-21. 

•*  Man  behauptete  sogar,  Rumänien  hätte  kein  »formelles  Moratorium«  er- 
lassen.   S.  Frankfrt.  Zeitung  v.  14.  August  1913. 
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zeichnis  modemer  Probleme  gestrichen  und  es  als  eine  rechtsgeschicht- 
liche Antiquität  erklärt  ^.  Die  Erscheinung  ist  auf  zweierlei  Ursachen 
zurückzuführen.  Auf  der  einen  Seite  wirkte  die  Abschaffung  des 
Spezialmoratoriums  als  eines  Bestandteils  der  Rechtsordnung  in 
Deutschland,  auf  der  anderen  Seite  die  kometenartige  Erscheinung 
des  Generalmoratoriums.  Das  Moratorium  wurde  von  anderen  kon- 
tinuierlich aktuellen  Problemen  zurückgedrängt.  Die  Rechtswissen- 
schaft, welche  in  der  Bearbeitung  des  Problems  im  i6.,  17.  und  18.  Jahr- 
hundert einen  Löwenanteil  hatte,  vernachlässigte  dasselbe,  bevor  es 
genügend  erforscht  war.  Die  Nationalökonomie  befand  sich  bei  diesem 
Wendepunkte  des  Moratoriumsproblems  im  Stadium  der  Befreiung 
von  der  Zivilistik.  Als  die  historische  Schule  vollauf  zum  Siege  ge- 
langte, war  das  Moratorium  von  der  Rechtswissenschaft  zu  einer  Anti- 
quität erklärt.  An  dieser  in  Deutschland  vorherrschenden  Auffassung 
hat  das  ziemUch  häufige  Spuken  des  Moratoriumsgespenstes  im  Laufe« 
des  19.  Jahrhunderts  gar  nichts  geändert  -.  Sogar  die  Tatsache,  daß 
das  an  mobilem  Kapital  reichste  Land  1870  ein  Moratorium  einführte, 
hatte  an  dieser  Auffassung  nichts  geändert.  Hat  die  Wissenschaft 
die  Anwendung  des  Moratoriums  in  anderen  Ländern  durch  deren 
sozialethische  Rückständigkeit  kurz  abgefertigt,  so  wäre  doch  die 
Erscheinung  des  Moratoriums  in  Frankreich  ein  genügender  Grund 
dafür,  seine  Ursache  und  seine  Wirkung  eingehend  zu  prüfen. 

Die  zunehmende  Verflechtung  einzelner  Volkswirtschaften  mitein- 
ander hat  eine  immer  größere  Rückwirkung  des  Moratoriums  auf  die 
am  Weltmarkte  arbeitenden  Länder  zur  Folge.  Österreich-Ungarn  sah 
sich  sogar  1912  aus  diesem  Anlasse  genötigt,  ein  besonderes  Gesetz 
zu  erlassen.  Ein  deutlicher  Beweis  dafür,  daß  die  Wissenschaft  dem 
Moratoriumsproblem  ihre  Aufmerksamkeit  schenken  soll!  Anläßlich 
der  Balkanmoratorien  erschienen  in  den  europäischen  Zeitungen  und 
Zeitschriften  über  500  kleinere  und  größere  Artikel,  in  welchen  das 
Problem  volkswirtschaftlich  und  juristisch  behandelt  wird.  Das  ist 
das  übliche  moderne  Präludium  zu  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung 
eines  Problems.  Es  ist*ehr  leicht  denkbar,  daß  die  Frage  des  Mora- 
toriums zu  einem  völkerrechtlichen  Problem  wird.  Die  Haager  Kon- 
ferenz hat  sich  mit  einem  Teil  dieses  Problems  bereits  befaßt  und  die 
Beschlüsse  vom  Jahre  1907  enthalten  eine  dem  Moratorium  ähnliche 
Bestimmung  im  Artikel  53. 

^  Oberndortf,  Das  vom  Landesherrn  oder  von  Staats  wegen  erteilte 
Moratorium.     1905,  S.  57. 

-  Abgesehen  von  den  auf  Seite  23  angeführten  Moratorien  noch  eine  An- 
zahl, die  wir  leider  nicht  bekommen  konnten.  Darunter  gehört  das  preußische 
V.  4.  Okt.  1854  u.  das  ungarische  v.  16.  Sept.  1852. 
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Das  Generalmoratorium  ist  vornehmlich  eine  Kriegsmaßregel.  War 
der  Stand  der  internationalen  Beziehungen  bis  vor  einigen  Jahren 
ein  Grund  für  die  Vernachlässigung  des  Moratoriumsproblems  seitens 
der  Wissenschaft,  so  liegen  heute  gerade  auf  diesem  Gebiete  genügend 
Gründe  vor  für  eine  Wendung  selbst  dann,  wenn  man  auf  dem  Stand- 
punkte steht,  daß  das  deutsche  Volk  von  einem  Moratorium  nichts 
wissen  will,  weil,  wie  erwähnt,  die  anderen  Völker  vielleicht  anderer 
Meinung  sind.  Übrigens  auch  in  dieser  Hinsicht  ist  die  Prophezeiung 
eine  gewagte  Sache.  Auf  Grund  unserer  bisherigen  Forschung  am  Balkan, 
welche  wir  noch  lange  nicht  abgeschlossen  haben  und  deren  Ergebnisse 
wir  in  unserer  Arbeit  über  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Folgen  des 
Balkankrieges  niederlegen  werden,  sind  wir  zu  der  unerschütterlichen 
Überzeugung  gelangt,  daß  bei  einem  Krieg,  der  die  ganze  Kraft  des 
Landes  aufbietet,  das  Moratorium  eine  der  dringendsten  sozialpoliti- 
schen Maßregeln  bildet.  Wir  sind  weit  davon  entfernt,  unsere  Auf- 
fassung aufdrängen  zu  wollen;  hervorheben  möchten  wir  aber  nur, 
daß  das  Moratorium  am  Balkan  nicht  jene  Folgen  hatte,  die  man 
in  Deutschland  theoretisch  als  unvermeidlich  erachtet  —  was  wir 
ebenfalls  in  der  erwähnten  Arbeit  nachweisen  werden. 

Man  behauptet,  daß  es  in  Deutschland  nur  schlechte  Firmen  gewesen 
sind,  welche  1866  und  1870  das  Moratorium  verlangten.  In  Serbien 
haben  noch  vor  der  Mobilmachung  unter  dem  Einflüsse  gewisser  staat- 
licher Maßnahmen  (Ausfuhrverbot  gewisser  Getreidearten)  gerade  die 
starken  Firmen,  besonders  die  Banken,  nach  dem  Moratorium  gerufen. 
Wie  weit  die  Banken  kriegsbereit  waren,  können  wir  an  dieser  Stelle 
nicht  schildern.  Wenn  man  aber  auch  —  mutatis  mutandis  —  eine 
Analogie  mit  den  Vorgängen  am  Balkan  ablehnt,  so  ist  noch  immer 
das  Bedürfnis  nach  einer  Wendung  in  der  Wissenschaft  bezüglich  des 
Moratoriumsproblems  leicht  nachzuweisen.  Das  Generalmoratorium  ist, 
wie  es  in  der  Wissenschaft  in  Deutschland  heißt,  ein  Auskunftsmittel 
in  der  äußersten  Not.  Da  bekanntlich  niemand  gegen  die  Not  gefeit 
ist,  so  ist  es  angezeigt,  dem  Problem  des  Moratoriums  näherzutreten, 
da  in  diesem  Falle  die  Störung  nicht  infolge  der  Verflechtung  mit 
dem  Weltmarkte,  sondern  unmittelbar  als  Folge  der  Vorgänge  im 
eigenen  Land  eintritt. 

Diese  ZeUen  lagen  schon  auf  unserem  Tische,  als  uns  das  Buch 
A.  Lansburghs  in  die  Hände  kam  1.  Verständnisinnig  lasen  wir  jene 
Stelle,  in  welcher  behauptet  wird,  daß  man  in  Deutschland  im  Falle 
der  Mobilmachung  während  der  Marokkokrisis   191 1   ein  Depositen- 

*  Die  Maßnahmen  der  Reichsbank  zur  Erhöhung  der  Liquidität  der  deutschen 
Kreditwirtschaft.  Finanzwirtschaftliche  Zeitfragen,  herausgegeben  v.  Prof.  Dr. 
Schanz  und  Prof.  Dr.  Wolf.    S-  46. 
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moratorium  hätte  erlassen  müssen.  Wie  es  sich  damit  tatsächlich 
verhält,  vermögen  wir  nicht  zu  beurteilen,  allein  symptomatisch  ist  die 
Sache  gewiß. 

Die  Volkswirtschaftslehre  in  Deutschland  hat  sich  dem  Problem  der 
Volkswirtschaft  im  Kriege  zugewendet.  Man  ist  bemüht,  alles  voraus- 
zusehen und  voranzubesorgen.  Gerade  von  diesem  Standpunkt  aus 
ist  es  erwünscht,  daß  auch  ein  Kapitel  über  das  Moratorium  einge- 
schaltet wird.  Dies  wäre  viel  richtiger,  als  sich  zur  Behaupfung  zu 
versteifen,  daß  Deutschland  von  einem  Moratorium  nichts  wissen  will, 
oder  gar,  daß  Deutschland  1866  und  1870  kein  Moratorium  gehabt 
hat.  Für  ein  eingehendes  Studium  des  Moratoriums  liegt  noch  ein 
besonderer  Grund  vor.  Das  Moratorium  ist  eine  Maßregel,  welche  in 
die  bestehende  Rechtsordnung  so  mannigfaltig  eingreift,  daß  eine 
überstürzte  Regelung  der  Frage  zu  einer  Moratoriumsrechtsunsicherheit 
führen  kann.  Das  Moratorium  ist  legislatorisch-technisch  eine  der 
subtilsten  Aufgaben,  welche  unbedingt  Vorstudien  erheischt.  Die 
Praxis  der  Moratorien  am  Balkan  liefert  genügend  Beweise  dafür. 
Alle  waren  lückenhaft  und  haben  zu  verschiedenen  langwierigen  Pro- 
zessen Anlaß  gegeben.  Da  das  Gesetz  vorübergehender  Natur  ist,  so 
kann  es  durch  gerichtliche  Entscheidung  nicht  ergänzt  werden. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Moratoriums  bildet  den  Gegen- 
stand unserer  gegenwärtigen  Studien.  Diese  Studien  setzen  einen 
feststehenden  Begriff  des  Moratoriums  voraus.  Da  sich  aber  die  Ge- 
lehrten in  ihren  Ansichten  darüber  nicht  einig  sind,  so  sahen  wir  uns 
genötigt,  selbst  zu  der  Beantwortung  der  Frage:  Was  ist  ein  Mora- 
torium ?  zu  schreiten.  Die  Klassifikation,  welche  wir  für  eigene  Bedürf- 
nisse vorgenommen  haben,  gehört  zum  Teil  zur  juristischen  Dogmatik, 
zum  Teil  zur  Volkswirtschaftslehre.  In  dieser  Hinsicht  hat  die  vor- 
liegende Arbeit  den  Zweck,  anregend  zu  wirken. 

Um  die  Frage:  Was  ist  ein  Moratorium?,  beantworten  zu  können, 
ist  ein  vergleichendes  Studium  aller  bekannten  Moratorien  erforderlich. 
Da  aber,  wie  bereits  erwähnt,  die  Gesetzgeber  und  Urheber  von  Mora- 
torien bestrebt  waren,  dieselben  zu  vertuschen,  so  muß  man  zunächst 
einen  ungefähren  Begriff  vom  Moratorium  ausbüden,  um  nach  diesem 
Kriterium  die  verschiedenen  Verfügungen  zu  klassifizieren  ^ 


^  Wir  haben  folgende  Gesetze,  Verordnungen,  Verfügungen  und  Erlässe 
berücksichtigt: 

1.  1.  2.  Cod.  I.  19.  de  precibus  imperatori  offerendis:  Imp.  Constantinus 
A.  Severo  pu.  —  2.  1.  4.  Cod.  eodem:  Imp.  Gratianus  Valentinianus  et  Theo- 
dosius  A.  A.  A.  —  3.  1.  8.  Cod.  VII.  71  qui  bonis  cedere  possunt,  Johani  p.  p.  — 
4.  Lex  quae  data  est  pro  debitoribus  in  Italia  et  Sicilia.  -  5.  Statut  pour  l'ad- 
ministration  de  la  justice  ä  Toulouse,  janvier  1303,  Art.  7.  —  6.  Ordon.  sur 
l'adm.  de  la  justice  dans  la  senechaussee  de  Toulouse  1303,  Art.  11.  —  7.  Ordon. 
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Geschichtlicher  Überbh'ck. 

Das  Wort  ,,Mora"  wurde  von  den  römischen  Juristen  zu  einem 
Terminus  technicus  gemacht.  „Mora"  bedeutet  „Verschub  in  engerem 
und  eigenthchem   Sinne,   d.   h.   diejenige  Verzögerung  der  Erfüllung 

rendue  sur  lettres  de  repit  et  d'etat  Paris  25.  fevrier  1318.  —  8.  Morator. 
Herzog  Albrechts  v.  Österreich  für  den  Wiener  Bürger  Stephan  Nürnberger, 
1379/80.  —  9.  Schutzbrief  des  Königs  von  Sizilien  usw.,  1498, 1499.  —  10.  Gerichts- 
ordnung im  Fürstentum  Ober-  und  Niederbayern  Art.  1520.  —  11.  Reformation 
guter  Polizey  zu  Augspurgk  Uffgericht  1548,  T.  1.  22  §  3.  —  12.  Ordonnance 
generale  rendue  sur  les  pleintes  doleance  etc.  de  janvier  1560,  Art.  61.  — 
13.  Verordnungen  und  Konstitutionen  des  Rechtlichen  Prozess  1572  (Herzog 
August  von  Sachsen).  —  14.  Morator.  des  Königs  Philipp  von  Spanien  1587. — 
15.  Morator.  für  die  Reichsstadt  Goslar  1624.  --  16.  Kurbayrisches  Edikt  an 
die  Beamten  d.  11.  April  1635.  —  17.  Instrumentum  Pacis  Osnabrugensis  Art. 
VIII  §  5.  —  18.  Aus  dem  jüngsten  Reichsabschied  von  1654,  §§  170 — 176.  — 
19.  Morat.  für  Churpfalz  1654.  —  20.  Kaiserlicher  Salvus  Conductus  contra 
creditores  1655.  —  21.  Ordon.  pour  la  reformation  de  la  justice  (aoüt  1669) 
Titre  VI.  —  22.  Ordon.  de  commerce  (Versailles,  mars  1673).  —  23.  Reichs- 
schluß V.  1670.  —  24.  Morator.  für  die  Stadt  Worms  v.  Sept.  1670.  —  25.  Spezial- 
moratorium  für  den  Juden  Löwgen  Rodt  zue  Marpurg  1626.  —  26.  Ein  fran^ös. 
Spezialmoratorium  aus  dem  XVI.  Jahrh.  —  27.  Morat.  des  Fürsten  Georg  zu 
Hessen.  —  28.  Reskript  des  Königs  Friedrich  v.  Preußen  vom  6-  Nov.  1702.  — 
29.  ßrandenburgisch-preußisches  Wechselrecht  v.  1703.  —  30.  Über  erschlichene 
Morator.  in  Preußen  v.  8.  Dez.  1703.  —  31.  Preußisches  Edikt  v.  3.  Juni  1709.— 
32.  Art.  IV  des  Friedens  zu  Utrecht  1713.  —  33.  Visitationsakt  des  Reichs- 
kammergerichts von  1713.  —  34.  Preußische  allgem.  Justizordnung  1713.  — 
35.  Indultum  Morat.  Kaiser  Karl  VI.  für  die  mecklenburgische  Ritterschaft  v. 
5.  Sept.  1717.  —  36.  Verordnung  des  Friedr.  Wilhelm  v.  19.  Mai  1807. 
Alle  in  Oberndorff  »Das  vom  Landesherrn 
oder  von  Staats  wegen  erteilte  Moratorium.« 
37.  Brandenburgische  Wechselordnung  vom  29.  Jan.  1724,  Art.  36.  — 
38.  Serbische  Moratorien  vom  23.  und  26.  Juni  (a.  St.)  1862.  —  39.  Französi- 
sche Gesetze  und  Dekrete  vom:  13.  Aug.,  9.  u.  10.  Sept.,  3.  u.  9.  Okt., 
2.,  5.,  10.,  14.  u.  21.  Nov.,  9.  u.  12.  Dez.  1870;  3.,  8.,  12.  u.  21.  Jan.,  9.  Febr., 
10.  März,  21.  u.  24.  April,  22.  u.  26.  Mai,  25.  Juni,  8.  Sept.  1871;  10.  u.  12.  Sept. 
1872.  —  40.  Verordnung  der  Königl.  preußischen  Staaten  betreffend  die  Ein- 
stellung des  Zivilprozeßverfahrens  gegen  Militärpersonen,  vom  2.  Juli  1866.  — 

41.  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes,  betreffend  die  zugunsten  der  Militär- 
personen eintretende  Einstellung  des  Zivilprozeßverfahrens  vom  21.  Juli  1870. 

42.  Erlaß  des  Generalgouverneurs  in  Elsaß  v.  21.  III.  1871.  —  43.  Serbische 
Moratorien  vom  11.  Mai  (a.  St.)  1876,  23.  Juni  1877,  1.  Dez.  1877,  25.  Juli 
1878  und  31.  Dez.  1878.  —  44.  Rumänisches  Morator.  v.  27.  April  1877.  — 
45.  Portugiesisches  Morat.  v.  10.  Mai  1891.  -  -  46.  Französ.  Dekret  v.  29.  Jan. 
1910.  —  47.  Bulgarisches  Morat.  v.  19.  Sept.  1912  u.  27.  Dez.  1912.  —  48.  Serbi- 
sche Gesetze  und  Verordnungen  v.  1.  Okt.  (a.  St.)  1912,  8.  Dez.  1912,  5.  Aug. 
1913  u.  29.  Okt.  1913.  —  49.  Rumänisches  Gesetz  v.  Juli  1913.  —  50.  Rumäni- 
sches Gesetz  über  Aufhebung  des  Gesetzes  über  die  aus  den  Mietverträgen 
fließenden  Rechte  der  Eigentümer. 

Die  Stücke  Nr.  40,  41  erhielt  ich  vom  Geheimen  Justizrat  Dr.  Rießer,  wofür 
ich  ihm  auch  an  dieser  Stelle  meinen  warmen  Dank  ausspreche. 
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einer  Verbindlichkeit,  welche  ihren  Grund  hat  entweder  in  der  rechts- 
widrigen Vorenthaltung  der  geschuldeten  Leistung  durch  den  Ver- 
pflichteten oder  in  der  Unterlassung  ihrer  Annahme  durch  den  Be- 
rechtigten" ^.  Das  Wort  Moratorium  kommt  erst  im  Spätmittelalter 
als  Terminus  technicus  vor  und  zwar  in  Anlehnung  an  den  römisch- 
rechtlichen Ausdruck  „Moratoria  praescriptio" ,  und  bedeutet  in 
ursprünglicher  Fassung  den  Aufschub  von  Verbindlichkeiten. 

Logisch  ausgelegt  also  bedeutet  das  Moratorium  eine  Verzögerung, 
Verschiebung,  einen  Stillstand  im  Laufe  von  Fristen,  eine  Hemmung 
von  Fristenlauf.  Wenn  man  die  Rechtsordnung  vor  Augen  hat,  so 
kann  man  von  einer  Stundung,  von  einem  Aufschub,  einer  Aussetzung 
und  Einstellung  sprechen.  Das  Rechtsinstitut  ,, Moratorium"  ist  unter 
sehr  verschiedenen  Namen  bekannt  -. 

Das  Moratorium  bildet  einen  integrierenden  Bestandteil  des  Obli- 
gationsrechtes, dessen  wirtschaftliches  Substrat  auch  der  Kredit  bildet. 
Daher  gehört  auch  die  Moratoriumsdoktrin  in  die  Lehre  über  den 
Kredit. 

Die  gesetzliche  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen  den 
Berechtigten  und  den  Verpflichteten  und  die  Sanktion  derselben 
hat  merkwürdige  Umwandlungen  durchgemacht,  vom  Absolutismus 
des  Gläubigers  anfangend  bis  zum  Nihilismus  des  Schuldners.  Es 
gab  Gesetze,  welche  den  säumigen  Schuldner  bürgerlich  disqualifi- 
zierten, als  ehrlosen  Menschen  erklärten,  ihn  zur  Knechtschaft  und 
zur  Arbeit  zugunsten  des  Gläubigers  zwangen,  zu  seinem  Sklaven 
machten,  zu  jahrelang  währendem  Personalarrest  oder  gar  zum  Tode 
verurteilten.  Anderseits  kamen  Verfügungen  vor  über  die  Tötung 
der  Schuld,  über  Kapital-  und  Zinsennachlaß,  über  datio  in  solutum, 
cessio  bonorum  usw.  Das  Moratorium  ist  eines  der  mildesten  Mittel 
dieser  Kategorie.  Oft  wurden  diese  Maßnahmen  zugunsten  des  Schuldners 
kombiniert  angewendet.  i\m  häufigsten  kam  das  Moratorium  mit 
dem  Kapital  und  Zinsennachlaß  zusammen. 

Sowohl  die  Moratorien  selbst  wie  auch  die  diesbezüglichen  Doktrinen 
wurden  von  zweierlei  verschiedenen  Interessen  getragen,  einem  mate- 
riellen und  einem  ideellen.  Der  Schuldner  und  der  Gläubiger  stehen 
sich  als  zwei  feindliche  Parteien  gegenüber.  Hat  der  Gläubiger  die 
Macht  in  der  Hand,  so  bemächtigt  er  sich  des  Schuldners.  Sind  die 
Schuldner  mächtiger,  so  trachten  sie  den  Gläubiger  zu  schädigen,  wie 
es  z.  B.  die  Feudalherren  mit  ihren  jüdischen   Gläubigern  machten. 


^  Holder  im  Holtzendorfschen  Rechtslexikon  II.  ßd.  S.  796. 

-  Neben  den  von  Oberndorff  angeführten,  über  zwanzig  griechische,  latei- 
nische, deutsche  und  französische  Ausdrücke,  sind  noch  folgende  zu  erwähnen: 
delai  de  grace,  sursis  des  paycments. 


20  Welimir  Bajkitsch. 

War  der  Träger  der  Staatsgewalt  in  dieser  Hinsicht  neutral,  so  bemühte 
er  sich,  das  Gleichgewicht  herzustellen,  sobald  er  aber  für  eine  Partei 
mehr  Interesse  hatte,  so  störte  er  das  von  ihm  selbst  hergestellte  Gleich- 
gewicht. So  belohnten  die  absolutistischen  Herrscher  die  um  den 
Thron  Verdienten  auch  mittels  Moratoriums. 

Das  ideelle  Interesse  wurde  von  den  Gelehrten  vertreten,  welche 
das  Wohl  der  Allgemeinheit  zum  Kriterium  hatten.  Daß  manche 
von  den  Gelehrten  in  der  Vergangenheit  vertretene  Ansicht  uns  heute 
als  äußerst  ungerecht  und  verkehrt  erscheint,  ist  auf  die  Verkehrtheit 
der  damaligen  Gesamtanschauungen  zurückzuführen.  Das  Kanonische 
Recht  war  in  der  Bevorzugung  des  Schuldners  ebenso  ungerecht  wie 
die  Juristen  des  Mittelalters,  welche  im  Römischen  Recht  nur  die 
Buchstaben  lasen  und  die  auf  diese  Weise  ermittelten  Bestimmungen 
als  ewige  Kategorie  erklärten.  Selbstverständlich  wirkte  dabei  die 
damalige  Wirtschaf tsverfassung  beträchtlich  mit.  Mit  der  Entwicklung 
der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  und  mit  der  Verflechtung  aller  Schichten 
in  die  Kreditverhältnisse  verschwindet  das  ausgesprochene  Gläubiger- 
und Schuldnerinteresse.  Erst  dann  wurde  die  Herstellung  des  Gleich- 
gewichtes ermöglicht,  allein  um  so  schwerer  wurde  es,  das  jeweilige 
richtige  Gleichgewicht  zu  ermitteln.  Und  oft  geschah  es,  daß  das, 
was  unter  normalen  Verhältnissen  gerecht  und  wirtschaftlich  begründet 
war,  unter  den  von  Grund  aus  veränderten  Wirtschaftsverhältnissen 
als  äußerst  ungerecht  und  volkswirtschaftlich  gefährlich  erschien.  Die 
Geschichte  des  Dreißigjährigen  Krieges  ist  das  lehrreichste  Kapitel 
der  Kreditgeschichte  überhaupt.  Die  ausgezeichnete  Schilderung  der 
Vorgänge  aus  dieser  Zeit  von  E.  Gothein  ^  —  eine  der  besten  wirtschafts- 
und  rechtsgeschichtlichen  Arbeiten  —  führt  uns  durch  alle  Peripetien, 
welche  die  Volkswirtschaft  und  die  Gesetzgeber  und  Gelehrten  ange- 
sichts der  Not  und  des  Elends  durchmachen  mußten.  Damals  war 
das  Römische  Recht  vollauf  rezipiert  worden;  d.  h.  das  Obligations- 
recht war  in  feste  Bahnen  gelegt.  Allein  der  dreißig  Jahre  dauernde 
Krieg  revolutionierte  die  Wirtschaftslage  derart,  daß  man  mit  der 
bestehenden  Rechtsordnung  augenscheinlich  nicht  mehr  auskommen 
konnte.  Die  durch  den  Ankauf  von  geplünderten  Sachen  reich  ge- 
wordenen Städte  pochten  auf  das  heilige  Römische  Recht;  sobald 
aber  das  Kriegsgespenst  über  sie  zog,  riefen  sie  jämmerlich  nach  dem 
Moratorium.   Dem  Elend  auf  Schritt  und  Tritt  folgte  auch  das  Geschrei 


'  Ein  Neu:  Nutzlich-  und  Lustiges  Colloquium  von  etlichen  Reichstags- 
Punkten,  mit  einer  Studie  von  Gothein  über  die  »deutschen  Kreditverhältnisse 
und  der  30  jährige  Krieg«.  Sammlung  älterer  und  neuerer  staatswissenschaft- 
licher Schriften  des  In-  und  Auslandes,  herausgegeben  von  Brentano  und  Leser. 
1893. 
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und  der  Ruf  nach  dem  Moratorium.  Die  Stände,  Fürsten  und  Landes- 
herren standen  ratlos  da.  Und  erst  die  Gelehrten!  Sie  fingen  ihre 
außerordentlich  geistreichen  und  lehrreichen  Erörterungen  mit  theore- 
tischen Betrachtungen  an.  Die  einen  schworen  auf  das  Römische,  die 
anderen  auf  das  Kanonische  Recht.  Als  sie  aber  einsahen,  daß  man 
mit  Rechtsprinzipien  dem  Elend  nicht  beikommen  konnte,  verließen 
sie  den  theoretischen  Boden,  griffen  in  das  Leben  hinein  und  empfahlen 
Maßnahmen,  welche  oft  mit  ihren  früheren  Ansichten  in  Widerspruch 
standen.  In  der  überaus  reichen  Literatur  dieser  Zeit  ist  das  beste 
bis  zum  heutigen  Tage  —  sogar  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  —  über  das  Moratorium  geleistet  worden. 

Abgesehen  von  den  Moratorien  des  spät-römischen  Rechtes,  über 
dessen  Praxis  die  Gelehrten  wenig  wissen  und  sich  nicht  einig  sind, 
ist  das  Moratorium  ein  Kind  der  Kalamität,  welche  infolge  der 
Elementarereignisse  und  besonders  der  Kriege  entstand.  Das  Spezial- 
moratorium  wurzelt  in  den  endlosen  Schäden,  welche  die  Feuers- 
brunst, die  verheerenden  Krankheiten,  die  Überschwemmung  ver- 
ursachten; kurzum  in  der  Tatsache,  daß  die  Natur  die  wirtschaftliche 
Existenz  der  Menschen  viel  stärker  bedrohte,  als  dies  heute  der  Fall 
ist.  Das  Generalmoratorium  entstand  aus  den  andauernden  Kriegen 
des  Mittelalters,  welche  stets  mit  Plünderung  und  Rauben  verbunden 
waren.  Das  Generalmoratorium  kam  stets  als  Gelegenheitsgesetz  vor, 
das  Spezialmoratorium  dagegen  wurde  im  17.,  18.  und  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  zu  einer  ständigen  Einrichtung,  welche  eine  Zeitlang 
in  der  Kompetenz  der  Landesherren  lag,  dann  aber  auf  jene  der  Gerichte 
übertragen  wurde. 

Der  Mißbrauch  des  Spezialmoratoriums  führte  zu  erbitterten  Klagen. 
Die  Wissenschaft  hat  aber  weder  dem  einen  noch  dem  anderen  Rechts- 
institute die  Existenzberechtigung  abgesprochen.  Zur  Zeit,  wo  der 
erbitterte  Kampf  gegen  das  Spezialmoratorium  stattfand,  handelte 
es  sich  nur  darum,  daß  die  Kompetenz  aus  den  Händen  der  Landes- 
herren in  diejenigen  des  Gerichtes  übertragen  wird. 

Das  Moratorium  kann  nur  unter  Berücksichtigung  der  jeweiligen 
Rechts-  und  Wirtschaftsverhältnisse  verstanden  werden.  In  den 
Moratorien,  welche  den  Schuldner  von  dem  ,, angeordneten  Arrest" 
befreien,  welche  ,,Roß  und  Viehe  uneracht  er  dieselbigen  zu  seinem 
unempörlichen  Unterhalt  und  dem  Ackerbau  unumbgänglich  von- 
nöthen  hat",  unexekutivbar  erklärten,  wurzeln  die  Bestimmungen, 
welche  die  Rechtsordnung  schon  längst  als  sozialpolitische  Notwendig- 
keit anerkannt  hat.  Ein  Moratorium  gegen  Forderimgen  Shylocks  ist 
stets  ein  gerechter  Eingriff  in  das  materielle  Recht. 
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Klassifikation  von  Moratorien. 
I.   Hinsichtlich  der  Zahl  der  Rechtssubjekte. 

Spezial-  und  Generalmoratorien. 

Die  einzige  in  der  Wissenschaft  bekannte  Klassifikation  der  Mora- 
torien hat  die  Zahl  der  Rechtssubjekte  zur  Grundlage  und  teilt  sie 
in  Spezial-  und  Generalmoratorium.  Das  Spezialmoratorium  wird  defi- 
niert als  eine  einem  einzigen  Schuldner  gewährte  Stundung,  dagegen 
das  Generalmoratorium  bezieht  sich  auf  alle  oder  auf  eine  bestimmte 
Klasse  von  Schuldnern.  Ganz  einwandfrei  ist  diese  Definition  nicht. 
Die  preußische  Prozeßordnung  von  1780  verstand  unter  dem  General- 
moratorium eine  einem  einzigen  Schuldner  gewährte  Stundung,  wobei 
gleichzeitig  mehrere  Gläubiger  betroffen  wurden,  im  Gegensatz  zum 
Spezialmoratorium,  wo  nur  ein  einziger  Gläubiger  in  Betracht  kam. 
Man  könnte  diese  Definition  trotzdem  annehmen,  da  sich  auch  das 
positive  Recht  im  Verlaufe  des  19.  Jahrhunderts  ihr  angepaßt  hat. 

Theoretisch  betrachtet  ist  das  Spezialmoratorium  für  das  Wirt- 
schaftsleben eines  Volkes  eine  irrelevante  Erscheinung.  Eine  einem  ein- 
zelnen Schuldner  gewährte  Stundung  kann  auf  das  Wirtschaftsleben 
des  ganzen  Volkes  keinen  Einfluß  ausüben.  Wenn  die  Grundbedin- 
gungen des  Wirtschaftslebens  eine  aufsteigende  Tendenz  ermöglicht 
haben,  so  kann  ein  Spezialmoratorium  keine  Krisis,  keine  Störung 
hervorrufen.  Trotzdem  sind  die  Erbitterung  der  Bevölkerung  und  die 
abfällige  Kritik  der  Wissenschaft  über  das  Moratorium  noch  vor  der 
Anwendung  des  Generalmoratoriums  entstanden.  Diese  Erscheinung 
läßt  sich  dadurch  erklären,  daß  zu  gleicher  Zeit  eine  derart  große  An- 
zahl Spezialmoratorien  erlassen  werden  können,  daß  sie  in  ihrer  Wirkung 
einem  Generalmoratorium  gleichstehen  ^. 

Eine  solche  Erscheinung,  daß  gleichzeitig  eine  große  Anzahl  von 
Spezialmoratorien  existieren,  gehört  der  Vergangenheit  an.  Das  Spezial- 
moratorium ist  heute  eine  vereinzelte  Erscheinung.  Allerdings  in  Deutsch- 
land ist  das  Spezialmoratorium  ganz  ausgeschlossen.  Die  positive 
Gesetzgebung  verbietet  die  Erteilung  eines  solchen  -. 


^  AUerdinus  war  diese  Praxis  nicht  die  einzige  Ursache,  daß  das  Spezial- 
moratorium derart  kompromittiert  wurde.  Gleichzeitig"  und  sogar  viel  mehr 
wirkte  eine  andere  Ursache  mit,  welche  auch  später  in  der  Ära  der  General- 
moratorien fortbestand.  Das  gehört  in  das  Kapitel  über  den  Mißbrauch  des 
Moratoriums. 

-  S  4  des  Einführungsgesetzes  zur  Konkursordnung  vom  10.  Febr.  1877 
lautet,  daß  das  landesherrliche  oder  gerichtliche  Privileg  einer  allgemeinen 
Zahlungsstundung,  Güterabtretung  usw.  nicht  erteilt  werden  kann.  §  14  Ziff.  4 
des  Einführungsgesetzes  zur  Zivilprozeßordnung  vom  30.  Jan.  1871  schreibt  vor: 
"Die  Vorschriften,   über  die  Bewilligung  von  Moratorien,   über  Urteilsfristen, 
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Die  Aufhebung  des  Spezialmoratoriums  in  Deutschland,  eines  Rechts- 
institutes, das  in  Deutschland  am  meisten  mißbraucht  wurde,  und  die 
Umstände,  unter  denen  es  dazu  kam,  haben  die  Aufmerksamkeit  der 
Wissenschaft  derart  in  Anspruch  genommen,  daß  sie  diese  Erscheinung 
verallgemeinerte.  Professor  Loening  sagt,  daß  die  neuere  Gesetzgebung 
das  Spezialmoratorium  zunächst  verdrängte  und  dann  beseitigte. 
Das  trifft  nur  für  Deutschland  zu  und  zwar,  wenn  man  die  Bestimmimg 
des  §  224  nicht  als  Moratorium  betrachtet  ^.  In  vielen  Ländern  besteht 
das  Spezialmoratorium  fort.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  Bestimmung 
des  Art.  1244  ^^^  Code  civil  typisch  '-.  Besonders  im  Konkursrechte 
spielt  das  Spezialmoratorium  heute  noch  eine  große  Rolle.  Reine 
Spezialmoratorien  finden  wir  in  Belgien  ^,  Bulgarien  ^,  Italien  und 
Rimiänien.  In  Belgien  wird  es  sursis  de  payements,  in  Italien  und 
Bulgarien  Moratorium  genannt.  Andere  verschiedene  Arten  von 
Akkorden,  Vergleichen,  Konkordaten  des  Konkursrechtes  sind  oft 
mit  Moratorium  kombiniert. 

Im  freien  Verkehr,  d.  h.  ohne  Intervention  der  Staatsgewalt,  spielt 
das  Moratorium  eine  immer  größere  Rolle.  Die  Art  und  Weise,  wie  man 
heute  die  notleidenden  Unternehmungen  zu  sanieren  pflegt,  deutet 
darauf  hin,  daß  die  Gläubiger  bestrebt  sind,  die  einst  ausschließlich 
in  der  Kompetenz  der  Staatsgewalt  liegenden  Handlungen  zugunsten 

über  die  Befugnisse  des  Gerichtes,  dem  Schuldner  bei  der  Verteilung  Zahlungs- 
fristen zu  gewähren,  werden  aufgehoben.« 

^  Er  lautet:  »Befindet  sich  eine  Partei  zu  Kriegszeiten  im  Militärdienste 
oder  hält  sich  eine  Partei  an  einem  Orte  auf,  welcher  durch  obrigkeitliche  An- 
ordnung oder  durch  den  Krieg  oder  durch  andere  Zufälle  von  dem  Verkehrt- 
mit  dem  Prozeßgerichte  abgeschnitten  ist,  so  kann  dasselbe  auch  von  Amts 
wegen  die  Aussetzung  des  Verfahrens  bis  zur  Beseitigung  des  Hindernisses 
anordnen." 

-  Der  Artikel  lautet:  »Les  juges  peuvent  neanmoins  en  consideration  de  la 
Position  du  debiteur  et  en  usant  de  ce  pouvoir  avec  une  grande  reserve,  accorder 
des  delais  moderes  pour  le  payement  et  surseoir  l'execution  des  poursuites,  toutes 
choses  demeurant  en  etat.« 

"  Code  commerce  libre  III  Titre  IV.  Art.  593.  »Le  sursis  de  payements 
n'est  accorde  qu'au  commer^ant  qui,  par  suite  d'evenements  extraordinaires  et 
imprevus,  est  contraint  de  cesser  temporairement  ses  payements,  mais  qui  d'apres 
son  bilan  düment  verifie,  a  des  biens  ou  moyens  suffisants  pour  satisfaire  ses 
creanciers  en  principal  et  interets.« 

*  HGB.  Buch  II,  Kapitel  VII,  Art.  784.  'Wenn  der  Beschluß  über  Er- 
öffnung des  Konkurses  auf  Verlangen  der  Gläubiger  oder  von  Amts  wegen 
erfolgt,  so  kann  der  Schuldner  drei  Tage  nach  erfolgter  Veröffentlichung  des 
Beschlusses  die  Einstellung  des  Verfahrens  beantragen,  falls  er  nachweist,  daß 
die  Zahlungseinstellung  als  Folge  der  ausschließlich  unvorhergesehenen  oder 
vollständig  entschuldigenden  Tatsachen  eingetreten  ist,  oder  falls  er  nachzuweisen 
imstande  ist,  daß  die  Aktiva  die  Passiva  übersteigen.« 
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des  Schuldners  oder  vielmehr  des  Unternehmens  selbst  zur  Privatsache 
beider  Parteien  zu  machen.  Die  Spezialmoratorien,  welche  die  Gläu- 
biger in  Bulgarien  nach  dem  Ablaufe  des  gesetzlichen  Generalmorato- 
riums gewährten,  sind  in  ihrer  Bedeutung  für  das  Wirtschaftsleben 
dem  Generalmoratorium  gleichzustellen. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Tatsachen  ist  die  Behauptung,  daß  im 
Spezialmoratorium  ,,eine  willkürliche  und  ungerechtfertigte  Begünsti- 
gung des  Schuldners  liegt,  aus  welcher  dem  Gläubiger  größerer  Schaden 
als  dem  Schuldner  Nutzen  zu  entspringen  pflegt  und  welche  durch 
Schwächung  der  Sicherheit  des  Kredits  die  Rechtsordnung  wie  das 
wirtschaftliche  Leben  stört,"  ^  cum  grano  salis  zu  nehmen.  Obemdorff 
glaubt  zwar  diese  Auffassung  durch  einen  Zeugen  aus  der  allerneuesten 
Zeit  begründen  zu  können.  Er  führt  eine  Eingabe  der  Bukarester 
Handelskammer  an  die  Regierung  an,  in  welcher  behauptet  wird,  daß 
die  Bewilligung  von  Moratorien  auf  Grund  des  neuen  Fallimentgesetzes 
einen  für  den  kommerziellen  Kredit  beunruhigenden  Zustand  her- 
geführt hat  2.  Wenn  man  aber  diese  Eingabe  aufmerksam  liest,  so 
findet  man,  daß  dort  über  ,,die  große  Leichtigkeit,  mit  welcher  das 
Moratorium  bewilligt  wird",  geklagt  wird.  Es  handelt  sich  also  auch 
hier  um  einen  Mißbrauch  des  Moratoriums.  Ein  Spezialmoratorium 
kann  sowohl  dem  Gläubiger  wie  auch  dem  Schuldner  nützlich  sein, 
wenn  es  durch  die  spezifische  Lage  des  Schuldners  begründet  ist  und 
wenn  die  Gläubiger  es  gutheißen.  Dies  kann  bei  entsprechenden 
gesetzlichen  Kautelen  und  bei  einer  sinngemäßen  Gerichtspraxis  er- 
reicht werden.  Es  gibt  manche  Rechtsinstitute,  welche  sich  in  einem 
Lande  sehr  bewähren,  in  den  anderen  aber  zu  einem  Krebsschaden 
werden.  Auch  umgekehrt  kommt  es  vor,  daß  eine  veraltete  und  unge- 
rechte Bestimmung  durch  die  gerichtliche  Praxis  gemildert,  ja  para- 
lysiert werden  kann.  Das  gilt  für  die  Schuldhaft  als  Sicherungsmittel 
in  der  serbischen  Zivilprozeßordnung,  deren  Anwendung  die  Gerichte 
absichtlich  immöglich  machen.  In  Frankreich  gibt  die  Gerichtspraxis 
keinen  Anlaß  zur  Klage  über  den  ziemlich  unvollkommenen  Art,  1244 
des  Code  civil. 

Das  Spezialmoratorium  ist  übrigens  heute  kein  aktuelles  Problem. 
Sowohl  in  Deutschland,  wo  das  positive  Recht  es  abgeschafft  hat, 
wie  auch  in  den  Ländern,  wo  es  fortbesteht,  ist  man  mit  dem  Stand 
der  Dinge  zufrieden.   Aktuell  ist  das  Problem  des  Generalmoratoriums. 

Das  Generalmoratorium  umfaßt  eine  große  Anzahl  von  Rechts- 
subjekten.  Was  zunächst  die  Form,  in  welcher  das  Generalmoratorium 


^  S.  Loening,  »Indult«  im  Hndwbuch  der  Staatswissenschaften. 
'^  Oberndorff,  op.  cit.  S.  37. 
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die  Rechtssubjekte  bestimmt,  anbetrifft,  so  kann  dies  sehr  verschieden 
sein.  Entweder  bezieht  es  sich  auf  die  ganze  Bevölkerung  (serbisches, 
bulgarisches,  griechisches,  montenegrinisches  Moratorium  ^),  oder  nur 
auf  die  im  Militärdienste  stehenden  Personen,  oder  nur  auf  die  in 
gewissen  Orten  und  Gegenden  Befindlichen  oder  Domizilierten  oder  auf 
jene,  welche  dort  dem  Gerichte  unterworfen  sind,  oder  schließlich  ge- 
braucht man  gewisse  äußere  Merkmale;  so  z.  B.  galt  das  serbische  Mora- 
torium von  1862  für  die  Kaufleute  oder  das  preußische  von  1809  nur  für 
ländliche  Grundbesitzer.  (Zu  einer  anderen  Gruppe  gehören  diejenigen 
Moratorien,  welche  die  Rechtssubjekte  nach  der  Rechtsnatur  der 
Verbindlichkeit  mittelbar  bestimmen,  wie  z.  B.  das  Moratorium  des 
Handelsrechtes,  Wechselmoratorium  usw.) 

Für  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Generalmoratoriums  hat 
die  Wissenschaft  so  gut  wie  nichts  getan.  Dieses  Kapitel  enthält  nur 
die  Behauptung,  daß  es  in  äußerster  Not  angewendet  werden  kann. 
Professor  Loening  hat  einen  Schritt  weiter  gemacht,  indem  er  behaup- 
tete, daß  ein  Generalmoratoriimi  dem  einzelnen  Gläubiger  Schaden 
zufügen  kann,  daß  es  aber  dem  Schuldner,  der  sich  noch  zu  erhalten 
die  Kraft  hat,  die  Möglichkeit  gibt,  seinen  durch  den  Krieg  erschütterten 
Vermögensstand  wiederherzustellen.  Wir  haben  oben  gesehen,  daß 
Professor  Loening  bei  der  volkswirtschaftlichen  Bewertung  des  Spezial- 
moratoriums  der  Meinung  Ausdruck  gegeben  hat,  daß  es  dem  Gläubiger 
mehr  Schaden  als  dem  Schuldner  Nutzen  bringt.  Gilt  dies  als  eine 
unvermeidliche  Begleiterscheinung  des  Spezialmoratoriums,  so  muß  es 
noch  mehr  eine  solche  des  Generalmoratoriums  sein.  Das  General- 
moratorium ist  eine  pauschale  Maßnahme,  welche  die  Rechtssubjekte 
nach  äußeren,  mit  ihren  Wirtschaftsverhältnissen  in  gar  keinem  Zu- 
sammenhang stehenden  Merkmalen  bestimmt.  Beim  Generalmoratorium 
werden  Tausende  und  Millionen  von  Menschen  von  der  Verpflichtung, 
ihren  Verbindlichkeiten  nachzukommen,  vorübergehend  befreit,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  zahlungsfähig  sind  oder  nicht.  Daß  es  unter 
den  Privilegierten  auch  solche  gibt,  welche  sich  in  besserer  Lage  be- 
finden als  ihre  Gläubiger  und  doch  vom  Moratorium  Gebrauch  machen, 
ist  nicht  zu  leugnen.  Ja  sogar,  es  wird  selten  solche  geben,  welche 
trotz  des  Moratoriums  Zahlungen  leisten  werden,  solange  das  Schicksal 
des  Vaterlandes  oder  ihr  eigenes  in  Frage  steht.  Unter  solchen  Ver- 
hältnissen ist  bekanntlich  die  Geldform  die  einzig  bevorzugte  Art  des 
Vermögens. 

Professor  Loening  hat  also  diejenige  Form  des  Moratoriums,  welcher 


'  Das  rumänische  Moratorium  umfaßt  die  ganze  Bevölkerung,  soweit  es 
sich  um  Handelseffekten  in  den  Abschnitten  unter  1000  Fr.  handelt. 
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viel  mehr  Fehler  anhaften,  milder  beurteilt.  Dieser  Widerspruch  in 
der  Beurteilung  von  Spezial-  und  Generalmoratorien  kommt  daher, 
daß  er  das  Generalmoratorium  richtig,  das  Spezialmoratorium  aber 
falsch  bewertet  hat.  Das  Spezialmoratorium  kann  stets  den  Interessen 
des  Gläubigers  gerecht  werden,  das  Generalmoratorium  aber  nicht. 
Dort  ist  das  Risiko  für  den  Gläubiger  —  natürlich  immer  unter  der 
Voraussetzung  der  richtigen  Anwendung  —  so  gut  wie  ausgeschlossen, 
hier  läuft  er  —  theoretisch  genommen  (denn  in  Praxis  gibt  es  un- 
zählige automatisch  wirkende  Korrektive)  immer  ein  Risiko. 

Die  während  der  Balkankriege  erlassenen  Moratorien  haben  zu  einer 
Auseinandersetzung  über  den  notwendigen  und  zulässigen  Umfang  des 
Generalmoratoriums  Anlaß  gegeben.  Man  hat  in  Westeuropa  den 
Balkanstaaten  einen  schweren  Vorwurf  daraus  gemacht,  daß  die  Mora- 
torien die  ganze  Bevölkerung  umfaßten.  Anderseits  hat  man  sich  hier 
und  da  über  das  rumänische  Moratorium,  welches  man  als  militärisches 
betrachtete,  lobend  ausgesprochen,  ohne  dabei  die  Tatsache  zu  be- 
rücksichtigen, daß  es  alle  Protestfristen  in  den  Abschnitten  unter 
1000  Fr.,  ohne  Rücksicht  auf  die  militärische  Qualität  des  Verpflichteten, 
verlängert  hat.  Dabei  hat  man  weiter  außer  acht  gelassen,  daß  die 
Höhe  des  Appoints  in  gar  keiner  Beziehung  zu  der  Leistungsfähigkeit 
des  Schuldners  steht  und  daß  diese  Grenze  eine  äußerste  Willkür  dar- 
stellt (der  Wechsel  von  looo  Fr.  muß  bezahlt  werden!),  welche  in  ihrer 
Wirkung  auf  die  Bevölkerung  der  Lotterie  ähnlich  ist.  Schließlich 
haben  die  Westeuropäer  übersehen,  daß  die  am  Balkan  im  Um- 
laufe befindlichen  Warenwechsel  bis  zu  50  %  aus  den  Abschnitten 
unter  1000  Fr.  bestehen.  Es  gibt  Artikel,  besonders  in  der  Manufaktur- 
branche, welche  sogar  von  den  Grossisten  in  Beträgen  unter  1000  Fr. 
bezogen  zu  werden  pflegen. 

Die  Frage  des  Umfanges  des  Generalmoratoriums  kann  theoretisch 
sehr  schwer  beantwortet  werden.  Der  Umfang  hängt  davon  ab,  wie 
groß  die  durch  den  Krieg  hervorgerufene  Störung  des  Wirtschafts- 
lebens ist.  Auch  ohne  eine  nähere  Analyse  in  konkreten  Fällen  vor- 
zunehmen, kann  man  sich  wohl  eine  Vorstellung  über  diese  Störung 
machen,  wenn  man  erfährt,  daß  in  Bulgarien  nach  der  Behauptung 
des  Direktors  des  statistischen  Amtes  in  Sofia,  Popoff,  im  Verlaufe 
von  einem  Jahre  710  000  Mann  im  Militärdienste  standen.  Das  macht 
90  %  der  gesamten  männlichen  Bevölkerung  von  20  bis  50  Jahren  ^. 
Wie  würde  Deutschland  bei  einem  solchen  Menschenaufgebot  aus- 
schauen und  wie  groß  wäre  die  Störung  des  Wirtschaftslebens  ? ! 


'  »Swobodno  Mnenie«  (bulgarisch).    Oktober  1913.    Sofia. 
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II.  Moratorium  des  formellen  und  des  materiellen  Rechtes. 

Prozessuelles  und  vorprozessuelles  Mor. 

Ein  Teil  der  Beziehungen  der  Menschen  untereinander  und  der 
Menschen  und  der  öffentHchen  Gewalt  steht  unter  dem  Schutze  der 
Rechtsordnung.  Die  Rechtsordnung  gewährt  dem  Einzelnen  Rechte 
und  legt  ihm  Pflichten  auf  und  sorgt  dafür,  daß  die  erworbenen  Rechte 
betätigt  werden  können  und  die  übernommenen  Pflichten  erfüllt  werden 
müssen.  Für  Nichterfüllung  von  Pflichten  bestimmt  die  Rechts- 
ordnung gewisse  Folgen  für  den  Verpflichteten.  Die  Erfüllung  von 
Pflichten  und  die  Betätigung  und  Erhaltung  von  Rechten  sind  von 
gewissen  Handlungen  des  Subjekts  abhängig.  Die  Rechtsordnung  setzt 
voraus,  daß  dem  Rechtssubjekt  keine  höhere  Gewalt  die  in  Betracht 
kommende  Handlung  unmöglich  macht.  Die  Unmöglichkeit  einer 
Handlung  —  mag  sie  physischer  oder  rechtlicher  Natur  sein  —  soll 
für  das  Rechtssubjekt  keine  nachteiligen  Folgen  haben.  Das  ist  ein 
anerkanntes  Rechtsprinzip.  Eine  der  wichtigsten  Tatsachen  innerhalb 
der  Rechtsordnung,  welche  auf  die  Entstehung,  Änderung  und  das 
Aufhören  von  Rechten  einen  Einfluß  ausüben  kann,  ist  die  Zeit  (tempus). 
Besonders  wichtig  ist  die  Zeit  als  Rechtstatsache,  wo  es  sich  um  Prä- 
klusiv- und  Verjährungsfristen  handelt.  Auch  die  Rechtsgeschäfte 
und  eine  Anzahl  von  Rechtsbeziehungen  sind  an  Zeitabschnitte  und 
Zeitpunkte  gebunden.  Das  erkennt  die  moderne  Rechtswissenschaft 
vollauf  an,  indem  sie  der  force  majeur  eine  rechtskonservierende, 
reparierende  oder  entschuldigende  Wirkung  beilegt.  Eine  solche  Be- 
stimmung finden  wir  z.  B.  im  Art.  632  des  bulgarischen  HGB.^  Das- 
selbe Prinzip  ist  auch  in  der  deutschen  Zivilprozeßordnung  im  §  224 
ausgesprochen  -. 

Das  in  diesen  Gesetzen  enthaltene  Prinzip  wurde  oft  auch  in  be- 
sonderen vorübergehenden  Gesetzen  statuiert.  So  z.  B.  bestimmt  das 
serbische  Moratoriumsgesetz  vom  26.  Juli  a.  St.  1862,  daß  der  Gebrauch 
von  Rechtsmitteln  gegen  die  erste  Instanz,  welche  zwischen  dem 
4.  Juni  und  20.  Juli  erfolgen  sollte,  noch  bis  zum  21.  Juli  rechtzeitig 
erfolgen  kann.  Das  kam  daher,  weil  die  Stadt  Belgrad,  wo  die  beiden 
höheren  Gerichtsinstanzen  domizilierten,  von  den  Türken  bombardiert 


'  „Wenn  infolge  einer  bc^sonderen  gesetzlichen  Verfügung  (Moratorium  usw.) 
oder  infolge  der  Einstellung  der  Verkehrsverbindungen  oder  wegen  anderer 
unüberwindlicher  Hindernisse  jemand  die  zur  Wahrung  seiner  Wechselrechte 
erforderlichen  Handlungen  nicht  vollführen  konnte,  so  werden  ihm  diese  Rechte 
gewahrt,  wenn  er  sofort  nach  Aufhebung  dieser  Hindernisse  die  Handlungen 
vollführt,  welche  zu  vollführen  er  verpflichtet  war." 

2  S.  S.  29. 
Brentano-Festschrift.  3 
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war.  Ähnliche  Bestimmungen  enthält  die  preußische  Verordnung 
betreffend  die  Einstellung  des  Zivilprozeßverfahrens  gegen  die  Militär- 
personen vom  2.  Juli  1866  ^.  Fast  gleichlautend  ist  das  Gesetz  des 
Norddeutschen  Bundes  vom  21.  Juli  1870. 

Ähnliche  Bestimmungen  enthält  auch  das  rumänische  Gesetz. 

Nun  fragt  es  sich,  ob  diese  sozusagen  rechtskonservierenden  Be- 
stimmungen über  Präklusiv-  und  peremptorische  Fristen  als  Mora- 
torium anzusehen  sind.  Laut  herrschender  Auffassung  versteht  man 
unter  Moratorium  die  Stundung,  die  einem  Schuldner  in  Erfüllung 
seiner  Verbindlichkeiten  gewährt  wird  ^.  Das  Moratorium  setzt  also 
voraus,  daß  die  Stundung  dem  Schuldner  gewährt  wird.  Man  kann 
also  mittels  Argumentation  e  contrario  behaupten,  daß  die  auch  den 
Gläubigem  gewährte  Stundung  kein  Moratorium  ist.  Auf  die  Frage 
also,  ob  ein  Moratorium  vorliegt,  wo  sowohl  dem  Schuldner  wie  auch 
dem  Gläubiger  die  Stundung  gewährt  wird,  gibt  die  obige  Definition 
keinen  Aufschluß.  Volkswirtschaftlich  betrachtet  ist  die  Frage  zu 
bejahen.  Wir  wissen  ganz  genau,  daß  heute  die  Mehrzahl  der  Prozesse 
bei  völliger  Abwesenheit  der  Parteien  zu  Ende  geführt  werden  können. 
Dazu  sind  die  Bevollmächtigten  da,  welche  auch  sonst  in  normalen 
Zeiten  zum  größten  Teil  die  Prozesse  führen.  Wenn  ein  am  Prozeß 
Interessierter  es  haben  wül,  so  kann  er  auch  in  den  meisten  Fällen 
während  des  Krieges  die  Prozesse  weiterführen  lassen.  Bei  einer  Ein- 
stellung des  Gerichtsverfahrens,  wie  es  in  Deutschland  1866  und  1870 
der  Fall  war,  werden  wohl  selten  die  Prozesse  geruht  haben,  wo  der 
Gläubiger  im  Militärdienste  stand,  der  Schuldner  aber  durch  die  er- 
wähnte Verordnung  nicht  geschützt  war.  Solche  Verfügungen  werden 
hauptsächlich  von  dem  Schuldner  benützt.  Es  ist  eine  allgemein  be- 
kannte Erscheinung,  daß  die  angeklagte  Partei  alle  möglichen  Mittel 
anwendet,  um  den  Prozeß  möglichst  zu  verzögern.  Wenn  also  ein- 
mal irgendein  Teil  der  Prozeßordnung  aufgehoben  wird,  so  geschieht 
das  in  praxi  zugunsten  des  Schuldners.  Das  könnte  man  wohl  viel 
besser  beobachten,  wo  es  dem  im  Prozesse  Stehenden  freigegeben 
wird,  die  Einstellung  zu  beantragen.  Ein  Gläubiger  wird  es  wohl 
selten  tun. 

Abgesehen  von  diesen  Moratorien,  welche  nur  die  peremptorischen 
und  Verjährungsprozeßfristen  konservieren  und  auf  die  obligatorische 
Qualität  der  Prozeßpartei  keinen  Bezug  nehmen,  gibt  es  eine  Menge 
Gesetze  und  Verordnungen,  welche  ebenfalls  in  das  Gebiet  des  Prozeß- 
rechtes fallen,  in  denen  aber  die  Tendenz  nach  dem  Schutze  des  Schuld- 


^  Gesetzsammlung  der  königl.  preußischen  Staaten  S.  375  Nr.  31. 
^  Loening:  im  Art.  «Indult«  Hdwb.  der  Staatswiss. 
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ners  viel  deutlicher  zum  Ausdruck  kommt.  Das  gilt  für  die  Verfügungen, 
welche  auch  diejenigen  Bestimmungen  der  Prozeßordnung  umändern 
und  aufheben,  welche  mit  keinem  Verluste  von  Rechten  verbunden 
sind.  Dazu  gehört  auch  die  Bestimmung  des  §  12  der  Verordnung 
von  1866  und  des  Gesetzes  von  1870,  wonach  die  Exekution  aus  einem 
vor  oder  nach  der  Gesetzeskraft  dieser  Verordnung  erlassenen  Erkennt- 
nis oder  Mandat  oder  aus  einem  vor  oder  nach  jenem  Zeitpunkte 
abgeschlossenen  Vergleich  nur  mit  folgenden  Beschränkungen  zulässig 
ist:  I.  Die  Exekution  darf  nicht  erfolgen  mittels  Abpfändung  von 
Mobilien  und  mittels  Beschlagnahme  des  Gehaltes  oder  der  Besoldung. 
2.  Bei  einer  anderweitigen  Vollstreckung  muß  der  Militärperson  soviel 
belassen  werden,  als  sie  zur  Bestreitung  der  auf  den  Dienst  sich  be- 
ziehenden Ausgaben  notwendig  bedarf. 

In  dieser  Bestimmung  steckt  ein  Moment,  welches  keineswegs  mit 
der  Rechtsordnung  zusammenhängt ,  sondern  welches  von  sozial- 
politischen Rücksichten  dem  vom  Krieg  Betroffenen  gegenüber  diktiert 
ist.  Hier  handelt  es  sich  um  eine  Änderung  des  positiven  Rechtes 
zum  Nachteil  des  Gläubigers.  Die  Bestimmung  ändert  ein  Gesetz, 
welches  der  Gläubiger  beim  Abschlüsse  des  Vertrages  vor  Augen  gehabt 
hat. 

So  mannigfaltig  das  Prozeßrecht  ist,  so  verschieden  können  die  Ge- 
setze, welche  dieses  Recht  umändern,  lauten.  Es  gibt  Gesetze,  welche 
nur  die  Exekution  suspendieren,  wie  z.  B.  die  französische  ,, Ordonnance" 
von  1669;  weiter,  welche  die  Bestimmungen  über  Sicherungsmittel 
aufheben  oder  umändern.  So  war  z.  B.  in  Rumänien  der  Gebrauch 
von  Sicherungsmitteln  zulässig,  die  Vollstreckung  aber  blieb  suspendiert. 
Eine  Klassifikation  des  Moratoriums,  welche  die  bestehende  Prozeß- 
ordnung ändert,  ist  infolge  der  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen 
und  der  Kombinationen  so  gut  wie  unmöglich.  Man  könnte  höchstens 
folgende  Scheidung  vornehmen: 

1.  Die  Aufhebung  der  Zivilprozeßordnung  (ganz  oder  teilweise). 

2.  Die  Umänderung  der  Zivilprozeßordnung.  Darunter  verstehen 
wir  die  Bestimmungen  eines  besonderen  rumänischen  Gesetzes,  welches 
anordnet,  daß  die  aus  den  Mietverträgen  entstandenen  Streitigkeiten 
nicht  nach  dem  summarischen  Verfahren,  sondern  nach  den  Regeln 
der  Prozeßordnung  während  des  Krieges  auszutragen  sind.  Juristisch 
betrachtet  gehört  zwar  diese  Bestimmung  keineswegs  zum  Moratorium, 
allein  wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  diese  Änderung  der  Prozeß- 
vorschriften ausschließlich  zu  dem  Zwecke  vorgenommen  ist,  daß 
dem  Mieter,  der  nach  dem  summarischen  Verfahren  in  kurzer  Zeit 
verfolgt  werden  und  aus  dem  Hause  getrieben  werden  kann,  Zeit  ge- 
geben wird;  mit  anderen  Worten,  daß  die  Lage  des  Gläubigers  in  dieser 
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Hinsicht  schlechter  geworden  ist,  so  handelt  es  sich  um  ein  „Mora", 
eine  Verschiebung. 

3.  Die  Umänderung  der  Konkursordnung  (ganz  oder  teilweise). 
So  sind  z.  B.  in  Serbien  und  Rumänien  die  Bestimmungen  über  die 
Eröffnung  von  Konkursen  aufgehoben  worden. 

4.  Die  Einstellung  der  Strafrechtsprozesse. 

5.  Die  Einstellung  von  administrativ-rechtlichen  Prozessen. 

Das  Moratorium  kann  auch  in  ein  vorprozessuelles  Stadium  greifen, 
in  dem  es  die  vertragsgemäßen  oder  gesetzlichen  Fristen  des  materiellen 
Rechtes  verlängert.  Dieses  Moratorium  kann  auch  mit  dem  prozessuellen 
zusammengehen,  wie  z.  B.  das  serbische  und  das  bulgarische.  Die 
Juristen  legen  ein  überaus  großes  Gewicht  auf  die  Tatsache,  ob  das 
Moratorium  in  das  materielle  oder  das  formelle  Recht  eingreift.  Der 
Eingriff  in  das  materielle  Recht  gebe  dem  Moratorium  eine  sozusagen 
rechts  verletzende  Bedeutung,  das  sei  eine  Revolution  innerhalb  der 
Rechtsordnung  und  das  verletze  das  Rechtsgefühl  der  Bevölkerung. 
Wir  können  dieser  verschiedenen  Bewertung  der  beiden  Moratorien 
nicht  beipflichten.  Unseres  Erachtens  sind  sie  gleichbedeutend  in  ihrer 
Wirkung  auf  das  Wirtschaftsleben.  Zwischen  beiden  Moratorien  be- 
steht nur  ein  chronologischer  Unterschied.  Das  Moratorium,  welches 
die  Fristen  von  Verbindlichkeiten  aufschiebt,  hat  für  jene  Verbind- 
lichkeiten, welche  erst  nach  Beendigung  der  Moratoriumsperiode  ab- 
laufen, keine  Bedeutung.  Diese  laufen  ununterbrochen  weiter.  Auf 
die  während  des  Moratoriums  fälligen  Verbindlichkeiten  üben  die 
beiden  Moratorien  dieselbe  Wirkung  aus.  Nehmen  wir  an,  in  Deutsch- 
land sei  ein  sechsmonatliches  prozessuelles  und  in  Serbien  ein  sechs- 
monatliches Moratorium  des  materiellen  Rechtes  erlassen  worden.  Beide 
beginnen  ihren  Lauf  am  i.  Januar  1913.  Laut  serbischen  Moratoriums 
ist  die  am  2.  Januar  1913  fällige  Forderung  am  2.  Juli  desselben  Jahres 
klagbar,  d.  h.  erst  nach  dem  2.  Juli  kann  die  gerichtliche  Aktion  ein- 
geleitet werden.  In  Deutschland  ist  sie  zwar  am  2.  Februar  fällig, 
die  gerichtliche  Aktion  aber  kann  auch  erst  am  2.  Juli  eingeleitet 
werden.  Ganz  und  gar  gleichbedeutend  ist  dabei  sowohl  für  den 
Schuldner  wie  auch  für  den  Gläubiger,  ob  das  prozessuelle  Moratorium 
auch  die  Klage  zuläßt,  wie  dies  z.  B.  in  Rumänien  1913  der  Fall  war 
oder  nicht.  Der  Zahlungszwang  ist  in  beiden  Fällen  um  sechs  Monate 
verlängert  worden.  Die  Tatsache,  daß  der  Schuldner  im  Falle  des 
deutschen  Moratoriums  angeklagt  worden  ist,  kann  schon  deshalb 
nicht  diffamierend  wirken,  weil  man  durch  das  Gesetz  den  Zustand, 
in  dem  sich  der  Schuldner  befindet,  als  entschuldigende  exceptio 
anerkannt  hat.  Die  Teüung  auf  das  materielle  und  formelle  Recht  ist 
eine  juristisch-methodologische,  hat  aber  in  bezug  auf  das  Moratorium, 
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insofern  es  sich  um  seine  Wirkung  auf  die  Volkswirtschaft  handelt, 
gar  keine  Bedeutung. 

„Das  formelle  Recht  ist  nur  die  Form  der  gerichtlichen  Verwirk- 
lichung des  Objektiv-  und  Privatrechtes  mit  Beziehung  auf  ein  ihm 
unterstelltes  Schuldverhältnis  zum  Zwecke  des  Schutzes  privatrecht- 
licher Interessen  i." 

Man  hat  weiter  eingewendet,  daß  die  Einstellung  des  Gerichts- 
verfahrens nur  die  streitigen  Forderungen  betrifft.  Das  Moratorium 
des  materiellen  Rechtes  umfaßte  auch  die  nichtstreitigen. 

Was  ist  eine  streitige  Forderung?  Eine  der  gerichtlichen  Inter- 
vention unterworfene  Forderung  ist  prozessualrechtlich  streitig.  Tat- 
sächlich aber  braucht  sie  nicht  streitig  zu  sein.  Ein  Prozeßverfahren 
findet  auch  dann  statt,  wenn  der  Schuldner  die  Schuld  gar  nicht  be- 
streitet, sondern  sie  zu  zahlen  nicht  imstande  ist. 

Wir  wissen,  daß  die  Strenge  der  Prozeßordnung  in  bezug  auf  die 
Schuldverhältnisse  eine  der  wichtigsten  Säulen  des  Wirtschaftslebens, 
namentlich  des  Kredits,  bildet.  Die  Schuld  wird  deshalb  nicht  streitig, 
weil  die  gerichtliche  Intervention  präventiv  wirkt.  Wenn  aber  die 
Prozeßordnung  abgeschafft  wird  —  natürlich  geschieht  das  beim 
Moratorium  vorübergehend  — ,  dann  gibt  es  keine  streitige  Forderung. 
Wenn  die  Prozeßordnung  aber  nicht  abgeschafft  wäre,  so  würde  manche 
inzwischen  ruhende  Forderung  bezahlt  oder  dann  gewiß  streitig  werden. 
Die  Suspension  der  Prozeßordnung  ist  also  nichts  anderes  als  ein  Auf- 
schub von  Fristen. 

III.  Das  Moratorium  mit  Rücksicht  auf  die  Rechtsnatur  der  Verbindlichkeit. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  Moratorium  des  materiellen  Rechtes 
steht  die  Klassifikation  des  Moratoriums  nach  der  Rechtsnatur  der 
Verbindlichkeiten.  Die  Einstellung  des  Gerichtsverfahrens  bezieht 
sich  in  der  Regel  auf  alle  Rechtsgebiete,  für  welche  das  betreffende 
Gericht  zuständig  ist.  Ein  Moratorium  des  materiellen  Rechtes  muß 
auf  das  materielle  Recht  Bezug  nehmen.  In  großen  Umrissen  kann 
eine  Klassifikation  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  folgendermaßen 
aufgestellt  werden: 

1.  das  Moratorium  des  Privatrechtes; 

2.  das  Moratorium  des  Strafrechtes; 

3.  das  Moratorium  des  öffentlichen  Rechtes. 

Das  öffentlich-rechtliche  Moratorium ,  abgesehen  von  einer  Ein- 
stellung  des   Prozeßverfahrens   bei   den   Verwaltungsgerichten,    deckt 


'  Wach.  Zivilprozeßrecht  Bd.  T  S.  3. 
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sich  in  der  Regel  mit  dem  fiskalischen  Moratorium.  Ein  solches  Mora- 
torium haben  wir  im  römischen  Reiche  gehabt.  (Siehe  Paulus  Lib.  V, 
sententiarum  I,  45,  10  D.  49.)  In  Frankreich  sind  1870  die  Fristen  für 
Patentgebühren  verlängert  worden.  Heute  ist  ein  fiskalisches  Mora- 
torium mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  erforderlichen  Kriegskosten 
und  auf  die  Art  ihrer  Deckung  so  gut  wie  ausgeschlossen.  Es  soll  doch 
nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  in  den  Balkanstaaten,  besonders  aber 
in  Serbien,  ein  stillschweigendes  fiskalisches  Moratorium  gegenüber 
den  Militärpersonen  während  des  ganzen  Krieges  bestand.  Es  wurde 
gar  keine  einzige  Exekution  vorgenommen.  Das  wurde  mit  Rücksicht 
auf  die  Art  der  Deckung  der  Kriegskosten  in  Serbien  ermöglicht. 
Eine  Art  öffentlich-rechtliches  Moratorium  haben  wir  auch  in  Serbien 
und  zwar  wiederum  stillschweigend  gehabt  in  bezug  auf  Einzahlungen 
für  den  Pensionsfonds  für  Witwen  und  Waisen  der  Staatsbeamten. 
Das  wurde  angewendet  zugunsten  der  ehemaligen  Staatsbeamten, 
welche  freiwillig  weiter  einzahlten. 

Das  privatrechtliche  Moratorium  kann  auch  nur  einzelne  Gebiete 
des  Privatrechtes  umfassen,  so  z.  B.  enthielt  das  französische  Gesetz 
vom  13.  August  1870  neben  einem  prozessuellen  Moratorium  für  Militär- 
pflichtige auch  ein  handelsrechtliches  für  alle  Schuldner  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  militärische  Qualität.  Das  serbische  Moratorium  von 
1913  umfaßte  das  ganze  Privatrecht  samt  allen  privatrechtlichen 
Spezialgesetzen.  Die  Variationen  in  dieser  Hinsicht  sind  ebenso  zahl- 
reich wie  die  Gebiete  des  Privatrechtes.  Die  Einschränkung  kann 
entweder  mittels  ausdrücklicher  Bezeichnung  jener  Teile  privatrecht- 
licher Verbindlichkeiten,  welche  das  Moratorium  umfaßt,  oder  mittels 
limitativer  Anführung  jener  Teile,  welche  vom  Moratorium  ausge- 
nommen sind,  geschehen.  Diese  gegenüber  dem  Moratoriumsprivileg 
privilegierten  Forderungen  nehmen  Rücksicht  auf  die  Lage  des  Schuld- 
ners und  stellen  die  Interessen  des  Gläubigers  über  jene  des  Verpflich- 
teten. Die  Motive  können  sehr  verschieden  sein.  Im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert wurden  die  Privilegierten  auch  mittels  Moratoriums  privilegiert 
(besonders  die  Kirche).  In  unserer  Zeit  macht  sich  ein  sozialpolitischer 
Fortschritt  geltend  (z.  B.  die  Alimente  wurden  in  der  Regel  ausge- 
nommen), obwohl  auch  die  Mietherren  oft  unter  den  Privilegierten 
figurieren.  So  sind  z.  B.  in  Serbien  die  nicht  im  Militärdienste  stehenden 
Personen  zur  Zahlung  des  Mietzinses  verpflichtet  ^. 


^  Das  serbische  Moratorium  von  1912  hat  nur  vertragsgemäße  zivilrecht- 
liche Verpflichtungen  erfaßt,  die  gesetzlichen  blieben  außerhalb  des  Moratoriums 
(Alimente  usw.). 
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IV.  Hinsichtlich  der  Zeitdauer  des  Moratoriums. 

Hat  das  Moratorium  einen  vorübergehenden  Zustand  vor  Augen, 
so  ist  das  erste  Postulat  für  ein  gerechtes  und  wirtschaftHch  begründetes 
Moratorium,  diesem  Zustande  in  zeitHcher  Hinsicht  angepaßt  zu  sein. 
Ein  zu  kurzes  Moratorium  ist  ebenso  schlecht,  wie  ein  zu  langes.  Im 
Mittelalter  hielt  man  an  der  fünfjährigen  Periode  unerschütterlich 
fest.  Mit  dem  Begriffe  des  Moratoriums  war  sie  derart  verbunden, 
daß  das  Moratorium  sogar  Quinquennal  genannt  wurde.  Im  Dreißig- 
jährigen Kriege  brach  man  mit  dieser  wie  auch  mit  mancher  anderen 
Überlieferung  ab.  Worms  erhielt  1670  ein  zehnjähriges,  Nassau-Saar- 
brücken 1666  ein  zwölfjähriges,  das  aber  in  einem  Zuge  zehn  Jahre 
verlängert  wurde,  Pfalz  1654  ein  zwanzigjähriges,  Goslar  1627  ein 
ebenso  langes  Moratorium. 

Der  Typus  des  fünfjährigen  Moratoriums  zieht  sich  bis  zum  ersten 
Viertel  des  19.  Jahrhunderts.  Allein  schon  im  18.  Jahrhundert  macht 
sich  eine  Tendenz  nach  der  Verminderung  der  Zeitdauer  geltend.  Die 
fünfjährigen  Moratoria  mögen  auch  für  die  Wirtschaf tsverfassung  des 
Mittelalters  und  die  überwiegende  Naturalwirtschaft  richtig  gewesen 
sein;  die  Entstehung  der  Geldwirtschaft,  welche  ein  beschleunigtes 
Tempo  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  zur  Folge  hatte,  mußte  eine 
Verminderung  der  Zeitdauer  nach  sich  ziehen.  Im  Handel  und  in  der 
Industrie,  welche  vornehmlich  auf  der  ArbeitsteUung  und  auf  Tausch 
beruhen,  bildet  ein  Jahr  eine  Periode,  in  welcher  die  Wirtschaftslage 
des  Schuldners  wesentlich  verändert  werden  kann. 

Das  militärische  Moratoriimi  nimmt  die  Dauer  dieser  Verhältnisse 
zum  Maßstab.  Da  aber  das  Moratorium  vornehmlich  mit  Rücksicht 
auf  die  Störung  des  Wirtschaftslebens  erlassen  wird,  so  muß  die  Dauer 
nach  diesem  Kriterium  bemessen  werden. 

Was  den  Zeitpunkt  des  Erlöschens  des  Moratoriums  anbetrifft,  so 
pflegt  er  in  neuerer  Zeit  nach  der  Demobilisierung  festgesetzt  zu  werden. 
In  Frankreich  dauerte  noch  monatelang  nach  dem  Friedensschluß 
die  partielle  Verschiebung,  sei  es  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  in 
einer  Gegend,  sei  es  mit  Rücksicht  auf  die  Rechtsnatur  der  Verbind- 
lichkeit. Die  Balkanstaaten  erheßen  ursprünglich  je  ein  dreimonat- 
liches Moratorium.  Da  sich  diese  Frist  als  zu  kurz  erwies,  so  wurde 
sie  mehrere  Male  verlängert.  In  Serbien  und  Bulgarien  beabsichtigte 
man,  das  Moratorium  noch  45  Tage  nach  der  geordneten  Demobili- 
sation  gelten  zu  lassen,  wie  es  auch  in  Bulgarien  der  Fall  war.  In  Ser- 
bien dagegen  sah  man  sich  infolge  der  abermaligen  Mobilisierung  des 
ersten  Aufgebots  genötigt,  von  der  ursprünglichen  Absicht  Abstand 
zu  nehmen,  und  so  wurde  das  Moratorium  teilweise  sogar  bis  zum 
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30.  Januar  1914  verlängert.  In  Bulgarien  (bei  einem  Kriegszustande 
von  322  Tagen)  dauerte  das  Moratorium  363  Tage,  in  Serbien  (Kriegs- 
zustand 400  Tage)  407  bzw.  480  Tage;  das  griechische  dauerte  noch 
etwas  länger. 

Bezüglich  des  endgültigen  Ablaufs  von  durch  das  Moratorium  ge- 
hemmten Fristen  brachte  Frankreich  einen  Schlüssel  zur  Anwendung, 
der  eine  geistreiche  Erfindung  darstellt.  Um  die  Kumulierung  aller 
Fristen  an  einem  Tage  nach  dem  Moratoriumsablaufe  zu  vermeiden, 
bestimmte  man,  daß  jede  Forderung  um  soviel  Tage  verlängert  werden 
soll,  als  das  Moratorium  in  Kraft  war.  Dieses  Beispiel  wurde  von 
allen  Balkanstaaten  nachgeahmt. 

Das  Vorgehen  Bulgariens  wurde  sehr  gelobt.  Serbiens  Vorgehen 
ist  mit  dem  bulgarischen  nicht  zu  vergleichen,  da  Serbien,  wie  bereits 
ersvähnt,  im  September  1913  das  erste  Aufgebot  abermals  mobilisieren 
mußte  und  sogar  noch  im  Laufe  des  ganzen  Jahres  1914  teilweise 
unter  der  Fahne  hält.  Das  Vorgehen  Bulgariens  lag  nicht  im  Interesse 
der  Volkswirtschaft.  Die  Sofioter  Handelskammer  beantragte  bei  der 
Regierung  vergeblich  eine  Verlängerung  des  Moratoriums.  Die  bul- 
garische Regierung  glaubte  durch  das  frühzeitige  Aufheben  des  Mora- 
toriums dem  Staatskredite  helfen  zu  können.  Dabei  hat  aber  die 
Nationalbank  allen  Banken  Anweisung  erteilt,  die  Schuldner  möglichst 
schonend  zu  behandeln  und  die  Wechsel  tunlichst  zu  prolongieren. 
Die  ausländischen  privatwirtschaftlichen  Gläubiger  Bulgariens  haben 
ebenfalls  reiche  Prolongationen  gewährt.  Ein  schlagender  Beweis 
dafür,  daß  das  Moratorium  zu  frühzeitig  aufgehoben  wurde!  Man  darf 
dabei  nicht  vergessen,  daß  das  Moratorium  keineswegs  alle  Zahlungen 
einstellte.  Bezahlt  wurde  nach  Maßgabe  der  Leistungsfähigkeit,  ohne 
Rücksicht  auf  das  Moratorium. 

Kurz  zusammengefaßt:  Ist  die  Anwendung  des  Moratoriums  eine 
in  den  Wirtschafts  Verhältnissen  begründete  Maßnahme,  so  soll  auch 
ihre  Zeitdauer  nach  diesem  Gesichtspunkt  bestimmt  werden. 

Die  hiermit  im  Zusammenhange  stehende  Frage  des  Zeitpunktes,  wann 
das  Moratorium  in  Kraft  treten  soll,  ist  besonders  für  den  Kriegsfall 
\richtig.  Das  Moratorium  des  Norddeutschen  Bundes  wurde  fünf  Tage 
nach  der  Mobilmachungsorder  erlassen  (21.  Juli  1870).  Das  französische 
]\Ioratorium  wurde  sieben  Tage  nach  der  Schlacht  bei  Wörth  und 
Spichern,  einen  Tag  vor  der  Schlacht  bei  Colombey-Nouilly  erlassen. 
In  Bulgarien  erließ  man  das  Moratorium  zwei  Tage  nach  der  Ver- 
öffentlichung der  Mobilmachungsorder,  in  Serbien  14  Tage  später. 

In  Deutschland  steht  man  bekanntlich  auf  dem  Standpunkte,  daß 
das  Moratorium  im  Falle  der  äußersten  Not  erlassen  werden  soll.  ,,Eine 
solche  Maßregel  darf  meines  Erachtens  überhaupt  nur  dann  erwogen 
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werden,  wenn  sie  behufs  Abwendung  schwerer  und  allgemeiner  Kata- 
strophen, also  in  einer  allgemeinen  Notlage,  die  voraussichtlich  nur  bei 
völligem  Kriegsunglück  möglich  wäre,  unvermeidlich  ist  ^."  Auf  unsere 
Anfrage  schrieb  uns  einer  der  angesehensten  deutschen  Gelehrten,  daß 
die  schwere  Not  vorliegt,  ,,wenn  in  weiteren  Kreisen  die  Zahlungsein- 
stellungen und  Konkurse  so  zunehmen  werden,  daß  eine  schwere  Krisis 
oder  Katastrophe  mit  Wahrscheinlichkeit  in  Aussicht  zu  nehmen 
sein  würde."  Sowohl  die  Notlage,  wie  auch  wirtschaftliche  Krisis 
und  Katastrophe  sind  Erscheinungen,  welche  objektiv  nicht  so  leicht 
festzustellen  sind.  Eine  krisenhafte  Störung  bringt  schon  die  Gefahr 
der  kriegerischen  Verwicklung  mit  sich,  wie  es  in  der  Marokkokrisis 
beobachtet  worden  ist.  In  welchem  Augenblicke  sich  die  Notlage  in 
eine  wirtschaftliche  Katastrophe  umgewandelt  hat,  ist  die  Frage, 
worüber  die  Meinungen  sehr  auseinandergehen  können.  Etwas  kon- 
kreter ist  das  Merkmal,  welches  in  dem  ,, Überhandnehmen  von  Zah- 
lungseinstellung und  Zunahme  von  Konkursen"  liegt.  Wir  sind  der 
Meinung,  daß  dies  ein  ungerechtes,  sogar  ein  grausames  Kriterium 
wäre.  Es  sollen  zunächst  tausende  wirtschaftliche  Existenzen  durch 
den  Krieg  an  den  Bettelstab  gebracht  werden,  damit  der  Rest  ge- 
rettet wird.  Das  wäre  ein  barbarisches  Experiment,  eine  wirt- 
schaftspolitische Vivisektion.  Haben  denn  die  bis- 
herigen Studien  über  die  Vorgänge  des  Wirtschaftslebens  im  Kriege 
nicht  genug  Anhaltspunkte  geliefert ,  um  gewisse  Regelmäßigkeiten 
ermitteln  zu  können?  Der  Krieg  ist  ein  pathologischer  Zustand  des 
Wirtschaftslebens.  Man  soll  lieber  die  Kraftmittel  anwenden,  als  erst 
am  Kranken  zu  experimentieren.  Eine  Volkswirtschaft  kann  auch 
ohne  Moratorium  auskommen.  Sie  kann  auch  die  völlige  Vernichtung 
einer  Anzahl  von  Existenzen  über  sich  ergehen  lassen.  Sie  kann  das 
Wunderbare  überleben.  Es  fragt  sich  nur,  was  ihr  alles  zugemutet 
werden  kann. 

Ein  noch  viel  konkreteres  Merkmal  liegt  im  ,, völligen  Kriegsunglück". 
Ein  völliges  Kriegsunglück  liegt  vor,  wenn  die  entscheidende  Schlacht 
verloren  wird.  Mit  anderen  Worten  soll  ein,  die  ganze  Bevölkerung 
umfassendes  Moratorium  am  Ende  des  Krieges  erlassen  werden;  denn 
nach  der  Niederlage  in  der  Hauptschlacht  werden  in  der  Regel  die 
Friedensverhandlungen  eingeleitet . 

Bei  der  Entscheidung  über  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  eines 
allgemeinen  Generalmoratoriums  sollen,  unseres  Erachtens,  folgende 
Gesichtspunkte  maßgebend  sein:    Der  Krieg  wirkt  auf  die  Volkswirt- 


'  Prof.   ür.   Rießcr,    Finanzielle   Kriegsbereitschaft   und   Kriegsführung, 
II.  Aufl.,  S.  164. 
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Schaft  psychologisch  und  wirtschaftlich.  Unter  der  wirtschaftlichen 
Wirkung  verstehen  wir  die  Affektion  der  Grundbedingungen  des 
Wirtschaftslebens.  Die  psychologische  Wirkung  macht  sich  besonders 
in  der  ersten  Periode  zur  Zeit  der  Kriegsgefahr  und  der  Mobilmachung 
geltend.  Die  Perturbation  des  Wirtschaftslebens,  welche  die  Kriegs- 
angst hervorruft,  ist  um  so  größer,  je  stärker  die  Kreditverhältnisse 
entwickelt  sind.  Aus  den  Erfahrungen  in  den  Balkankriegen  ist  in 
dieser  Hinsicht  den  vortrefflichen  Beschreibungen  von  W.  v.  Blume  ^ 
und  Professor  Dr.  Rießer  '^  wenig  hinzuzufügen.  Eine  aus  Angst  vor- 
genommene Liquidation  bildet  für  die  Volkswirtschaft  eine  viel  größere 
Gefahr,  als  ein  kurze  Zeit  dauernder  noch  so  blutiger  Krieg.  Diese 
Periode  dauert  stets  mindestens  einen  Monat,  sogar  auch  dann,  wenn 
der  Krieg  plötzlich  ausbricht  und  die  ersten  Schlachten  möglichst 
rasch  geschlagen  werden.  Man  hat  in  Deutschland  die  Tragweite 
dieser  Vorgänge  richtig  beurteilt,  und  um  ihnen  zu  steuern,  hat  man 
eine  Reihe  Präventivmaßnahmen  empfohlen.  Fraglich  ist  es  sehr,  ob 
diese  Maßnahmen  ausreichen  würden;  wenn  nicht,  ist  ein  General- 
moratorium unvermeidlich.  Am  Balkan  haben  die  Generalmoratorien 
die  volkswirtschaftliche  Mobilmachung  keineswegs  unterbunden;  sie 
halfen  nur  dem  Schuldner,  sich  gegen  die  ungeduldigen  und  unbe- 
sonnenen Gläubiger  zu  schützen;  sie  halfen  den  Banken,  die  Aus- 
zahlungen von  Depositen  in  den  Grenzen  des  Möglichen  und  des  wirt- 
schaftlich Berechtigten  zu  halten.  Es  gab  fast  keine  einzige  Bank  am 
Balkan,  welche  die  Auszahlung  von  Depositen  vollständig  eingestellt 
hat.  Man  zahlte  nach  Maßgabe  der  Liquidität  den  ganzen  Krieg  hin- 
durch. Das  Generalmoratorium  ist  gerade  in  dieser  Periode  eine  Wohl- 
tat. Als  die  Angst  vorüberging,  so  näherten  sich  wieder  der  Schuldner 
und  der  Gläubiger  einander,  und  noch  vor  der  Beendigung  des  Krieges 
waren  sie  von  neuem  gute  Freunde. 

V.   Hinsfchth'ch  des  territorialen  Geltungsbereichs. 

Das  Generalmoratorium  umfaßt  in  der  Regel  das  ganze  Territorium  ; 
des  Staates.  Aus  naheliegenden  Gründen  kann  es  sich  aber  nur  auf 
gewisse  Gebiete  beziehen.  Das  serbische  Moratorium  von  1862  galt 
nur  für  die  Stadt  Belgrad,  welche  bombardiert  wurde.  Viel  häufiger 
kam  es  vor,  daß  ein  Generalmoratorium  für  gewisse  Gebiete  spezielle 
nach  oben  oder  nach  unten  abweichende  Bestimmungen  enthält.  Bei 
einem  die  ganze  Bevölkerung  umfassenden,  jede  gerichtliche  Aktion 
einstellenden  Generalmoratorium  wäre  eine  solche  Abweichung  nach 


^  H.  V.  Blume,  Militärisch-politische  Aufsätze. 
-  Prof.  Dr.  Rießer,  op.  cit. 
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unten  überflüssig.    In  dieser  Hinsicht  können  keine  prinzipiellen  Ge- 
sichtspunkte aufgestellt  werden. 

Anläßlich  der  Einführung  von  Moratorien  am  Balkan  bildete  die 
Frage  territorialer  Ausdehnung  des  Moratoriums  den  Gegenstand  eines 
heftigen  Streites.  Man  verübelte  Griechenland  so  sehr,  daß  es  das 
Moratoriiun  für  die  eroberten  Provinzen  viel  längere  Zeit  gelten  ließ 
als  für  Altgriechenland.  In  Serbien  und  Bulgarien  hat  man  für  die 
eroberten  Provinzen  überhaupt  kein  Moratorium  gehabt.  In  Serbien 
blieb  die  Intervention  der  Handelskammer  ergebnislos.  Wir  erachten 
das  Beispiel  Griechenlands  als  ganz  gerechtfertigt  und  begründet. 
Daß  für  die  Gebiete,  welche  zum  Schauplatz  eines  monatelang  dauernden 
Kampfes  wurden,  das  Moratorium  dringender  ist  als  für  die  Gebiete, 
welche  nur  mittelbar  vom  Kriege  betroffen  worden  sind,  ist  wohl  ein- 
leuchtend. 

VI.  Vorausgehende  und  retrograde  Moratorien. 

Unterläßt  man  aus  irgendwelchem  Grunde,  ein  Moratorium  recht- 
zeitig zu  erlassen,  so  muß  das  späterlassene  mit  rückwirkender  Kraft 
ausgestattet  werden.  Die  Balkanstaaten,  welche  für  den  Krieg  nicht 
in  jeder  Hinsicht  vorbereitet  waren,  erließen  ihre  Moratorien  später 
als  es  notwendig  war,  und  infolgedessen  mußten  dieselben  mit  rück- 
wirkender Kraft  ausgestattet  werden.  Das  ist  aber  mit  großen  Schwierig- 
keiten verbunden,  besonders  schwer  ist  die  Regelung  der  Frage,  was 
mit  den  inzwischen  vollstreckbaren  Entscheidungen  der  Gerichte 
geschehen  soll.  In  Serbien  sah  man  sich  genötigt,  alle  vom  17.  Sep- 
tember bis  zum  I.  Oktober  (an  welchem  Tage  das  Moratorium  er- 
lassen wurde)  beschlossenen  Subhastationen  von  Amts  wegen  zu  annu- 
lieren. Ein  zu  spät  erlassenes  Moratorium  ohne  rückwirkende  Kraft 
involviert  die  Willkür  und  die  Ungerechtigkeit. 

Als  besondere  Art  von  retrograden  Moratorien  haben  wir  in  der 
Verfügung  des  Generalgouverneurs  für  Elsaß  vom  20.  März  187 1, 
wonach  die  Fristen  von  Wechseln,  welche  nach  dem  13.  August  1870 
fällig  waren,  um  sieben  Monate  verlängert  wurden.  Ein  ähnliches 
retrogrades  Moratorium  haben  wir  in  Serbien  nach  der  geordneten 
allgemeinen  Demobilisierung,  wonach  den  Wechselgläubigern  in  den 
neu  okkupierten  Gebieten  für  die  vor  der  Okkupation  ausgestellten 
und  in  der  Zwischenzeit  der  Okkupation  verfallenen  und  unbezahlten 
Wechsel  erlaubt  wurde,  noch  bis  zum  15.  September  (a.  St.)  1913 
bei  den  zuständigen  Gerichten  Proteste  mangels  Zahlungen  zu  erheben. 

VII.  Hinsichtlich  der  Kompetenz  des  Urhebers. 

Die  Willkür,  mit  welcher  die  absolutistischen  Landesherren  die  Mora- 
torien handhabten,   rief  die  Bestrebung  wach,  die  Kompetenz  für  die 
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Erteilung     eines     Spezialmoratoriums    auf    die     Gerichte    zu    über- 
tragen. 

Heute  hat  noch  die  Frage,  ob  die  Verfügung  eines  Generalmoratoriums 
ein  Akt  der  Exekutive  oder  der  Legislative  sein  soll,  eine  Bedeutung, 
und  zwar  in  der  Form,  ob  die  Legislative  der  Exekutive  eine  Ermächti- 
gung dazu  erteilen  oder  die  Kompetenz  ganz  und  gar  für  sich  be- 
halten soll. 

In  Spanien  ermächtigt  der  Art.  955  des  HGB.  die  Regierung  im 
Falle  des  Krieges,  der  Epidemie  und  der  Revolution,  ein  General- 
moratorium zu  erlassen.  Das  portugiesische  Generalmoratorium  von 
1897  wurde  durch  einen  Ministerratbeschluß  verfügt.  In  Frankreich 
steht  man  auf  dem  Standpunkte,  daß  das  Gesetz  vom  13.  August 
1870  noch  in  Kraft  ist.  Das  Wechselmoratorium  für  Paris  und  einige 
Departements  von  1910  wurde  mittels  Dekrets  erlassen. 

Wir  sind  der  Meinung,  daß  ein  Generalmoratorium  ausschließlich 
die  Sache  des  Gesetzgebers  sein  soll.  Heutzutage  pflegen  die  Parla- 
mente während  des  Kriegszustandes  zu  tagen;  es  liegt  also  keine 
Schwierigkeit  im  Wege.  In  Deutschland  kann  der  Bundesrat  dazu- 
ermächtigt  werden. 

VIII.  Die  während  des  Moratoriums  entstandenen  Forderungen. 

Die  Frage,  ob  das  Moratorium  auch  die  Fristen  von  während  des 
Moratoriums  entstandenen  Forderungen  verschieben  soll,  war  ver- 
schieden geregelt.  In  Frankreich  umfaßte  das  Moratorium  zunächst 
alle  Verbindlichkeiten  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  ihrer  Ent- 
stehung. Erst  durch  das  Dekret  vom  14.  Dezember  1870  schloß  man 
die  nach  dem  15.  August  entstandenen  Verbindlichkeiten  aus  dem 
Moratorium  aus.  Infolge  des  weiteren  Vordringens  der  deutschen  Armee 
mußten  auch  diese  Fristen  verlängert  werden  —  allerdings  um  kürzere 
Zeit  als  jene,  welche  vor  dem  15.  August  entstanden.  In  Serbien  und 
Bulgarien  umfaßten  die  Moratorien  durch  Einstellung  des  Gerichts- 
verfahrens ebenfalls  alle  Verbindlichkeiten. 

Wir  sind  der  Meinung,  daß  ein  allgemeines  Generalmoratorium  die 
Fristen  von  Verbindlichkeiten,  welche  nach  seinem  Inkrafttreten  ent- 
standen sind,  ungehindert  laufen  lassen  soll.  Das  Moratorium  hat  die 
Aufgabe,  vor  den  Folgen  des  Unvorhergesehenen  zu  schützen.  Das 
gilt  nicht  für  denjenigen,  der  nach  der  Mobilmachung  die  Verpflichtun- 
gen übernimmt.  Übrigens  ist  das  auch  im  Interesse  des  Schuldners 
selbst  gelegen;  nur  unter  Voraussetzung,  daß  die  während  des  Mora- 
toriums entstandenen  Verbindlichkeiten  ungehindert  laufen  können, 
kann  derjenige  Unternehmer,  der  auch  während  des  Krieges  vollauf 
beschäftigt  ist,  den  notwendigen  Kredit  bekommen. 
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Zusammenfassender  Rückblick. 

Wir  sind  weit  entfernt  davon  anzunehmen,  daß  unsere  rascher  Hand 
aufgestellte  Klassifikation  das  Bedürfnis  einer  volkswirtschaftlichen 
und  juristischen  Dogmatik  des  Moratoriums  vollauf  befriedigt.  Weiter 
haben  wir  —  mit  Rücksicht  auf  den  verfügbaren  Raum  —  die  Kom- 
binationen von  verschiedenen  Bestimmungen  innerhalb  einzelner 
Moratoriumsgesetze,  Erlässe  und  Verfügungen  ausgeschaltet,  obwohl 
dies  gerade  für  Moratorien  charakteristisch  ist.  Sollte  die  vorliegende 
Arbeit  zum  Ausgangspunkte  weiterer  Forschungen  dienen,  so  hat  sie 
ihr  Ziel  vollständig  erreicht.  Zunächst  soll  der  Begriff  unter  Berück- 
sichtigung des  Wesens  und  aller  sowohl  juristischer  wie  auch  besonders 
volkswirtschaftlicher  Merkmale  aufgestellt  werden.  Die  Mehrzahl  der 
Definitionen  sind  entweder  falsch  oder  unzulänglich.  Es  mögen  einige 
beispielsweise  angeführt  werden.  K.  Wieding  ^  akzeptiert  die  Defini- 
tion V.  Bars,  welche  lautet:  „Das  Moratorium  ist  eine  einem  zahlungs- 
unfähigen Schuldner  von  seinem  Gläubiger  oder  vom  Regenten  ge- 
währte Bewilligung  eines  Aufschubes  für  die  Zahlung  seiner  Verbind- 
lichkeiten." —  Die  Definition  ist  zunächst  veraltet,  weil  sie  gerade 
das  gerichtliche  Moratorium  außer  acht  läßt;  weiter  hat  sie  nur  das 
Spezialmoratorium  vor  Augen.  Der  Ausdruck  ,, zahlungsunfähig" 
kann  sowohl  den  aktiven,  wie  auch  den  überschuldeten  Schuldner 
bezeichnen.  Zahlungsunfähigkeit  ist  ein  äußeres  Merkmal.  Bei  einem 
Generalmoratorium  spielt  dieses  Moment  gar  keine  Rolle. 

Swoboda  -  gibt  ebenfalls  eine  Definition  des  Spezialmoratoriums. 
Die  beste  Definition  ist  wohl  jene  Prof.  Loenings,  welche  lautet:  ,,Ein 
dem  Schuldner  durch  Akt  der  Staatsgewalt  erteilter  Ausstand  zur 
Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten."  Professor  Loening  scheidet  aber 
ausdrücklich  die  von  den  Gläubigern  gewährte  Stundung  aus  dem 
Begriffe  des  Moratoriums. 

Juristisch  könnte  man  in  dieser  Definition  manches  bemängeln, 
z.  B.  das  Moratorium  bezieht  sich  oft  auch  auf  nichtfällige  Verbind- 
lichkeiten; weiter  kann  die  Aufhebung  der  Exekution  schwer  unter 
den  Begriff  ,, fällige  Verbindlichkeit"  gebracht  werden.  Anderseits 
scheint  es,  daß  Professor  Loening  den  Ausdruck  ,, Ausstand"  nur  im 
juristischen  Sinne  versteht,  weil  er  die  deutschen  Moratorien  von  1866 
und  1870  gar  nicht  erwähnt.  Das  Wesen  des  Moratoriums  betrifft  wohl 
den  Ausstand,  das  ist  aber  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  zu  ver- 
stehen.   Jede  Maßnahme  der   Staatsgewalt,   welche 


'  Holtzendorfs  Rechtslexikon  S.  801. 

^  Historisch-dogmatische  Erörterungen  usw.     1873.    S.  267—68. 
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auf  eine  Stundung  hinausgeht,  gehört  zum  Mora- 
torium. 

Daß  die  Moratorien  sehr  verschieden  sein  können,  haben  wir  bereits 
gesehen,  daß  aber  ein  mittelalterhcher  Gnadenakt  der  Stundung  ein 
Moratorium  sei  und  eine  Einstellung  des  Prozeßverfahrens,  weil  sie 
die  Qualität  des  Schuldners  nicht  besonders  hervorhebt  oder  weil 
sie  in  der  Bestimmung  der  Prozeßordnung  ihren  Grund  hat,  obwohl 
sie  I  400  000  Menschen  umfaßt  (Deutschland  1870),  kein  Moratorium 
sei,  kann  doch  nicht  als  richtig  angenommen  werden.  Man  soll  die 
Moratorien  nach  ihrem  Umfange,  sowohl  bezüglich  der  Rechtssubjekte 
wie  auch  des  Rechtsstoffes,  nach  ihren  spezifischen  Merkmalen  und 
ihrer  Wirkung  auf  die  Volkswirtschaft  klassifizieren;  man  kann  aber 
nicht  diejenigen,  welche  eng  und  streng  sind,  welche  man  gerecht 
und  wirtschaftlich  begründet  findet,  aus  dem  Begriffe  des  Moratoriums 
ausschalten. 

Und  schließlich  sollte  ein  Moratoriumsentwurf  ausgearbeitet  werden, 
damit  er  im  Falle  seiner  Anwendung  möglichst  wenig  Lücken  aufweist. 


Die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit. 

Von  Professor  Dr.  M.  J.  Bonn,  München. 

D;IE  Idee  der  Selbstgenügsamkeit,  die  Vorstellung,  daß  die  Mit- 
I  glieder  einer  politischen  Gemeinschaft  die  zur  Befriedigung 
I  ihrer    wirtschaftlichen  Bedürfnisse    notwendigen  Sachgüter 

..— :  innerhalb    der    Grenzen   ihres   politischen    Gebietes   finden 

müßten,  ist  ursprünglich  von  der  Einzelwirtschaft  ausgegangen.    Und 
zwar  sind  psychologische  und  ökonomische  Vorstellungen  in  ihr  vereint. 


I.  Als  normale  Wirtschaftseinheit  schwebte  den  antiken  Schrift- 
stellern die  geschlossene  Hauswirtschaft  vor,  für  die  nichts  gekauft 
und  nichts  verkauft  werden  soll.  Diese  Selbstgenügsamkeit  der  einzelnen 
Wirtschaft  bildet  die  Grundlage,  auf  der  der  Vollbürger  ohne  Sorge 
um  die  Bedürfnisbefriedigung  und  ohne  Sucht  nach  Bereicherung  eine 
menschenwürdige  Existenz  führen  kann  ^.  Das  Wesen  der  Selbst- 
genügsamkeit besteht  also  nicht  nur  in  der  Vermeidung  von  Zukauf, 
sondern  auch  in  der  Abwesenheit  jeglichen  Überschusses.  Diese  Selbst- 
genügsamkeit wird  später  als  Grundlage  völliger  Selbständigkeit  ge- 
priesen —  so  z.  B.  wenn  Petronius  von  dem  reichen  Emporkömmling 
erzählt,  daß  alles,  dessen  er  bedürfe,  im  eigenen  Hause  erzeugt  werde  2. 
(Die  gleiche  Auffassung  findet  sich  vom  Standpunkt  der  konsumieren- 
den Wirtschaft  aus  gesehen  in  den  naturalwirtschaftlichen  Pflanzungen 
der  Neuen  Welt  wieder;  von  der  Seite  der  Produktion  aus  treten  ähn- 
liche Vorstellungen  im  modernen  Wirtschaftsleben  auf,  wenn  große 
Industriebetriebe  sich  Baumwollplantagen,  Kohlengruben  oder  Erz- 
lager angliedern,  um  beim  Bezug  von  Rohstoffen  unabhängig  von 
den  Lieferanten  zu  sein;  in  der  modernen  Genossenschaftsbewegung 
kehren  beide  Auffassungen  vereint  wieder.)  Es  handelt  sich  dabei 
um  ein  Ideal,  das  nie  verwirklicht  worden  ist.  Auch  bei  völliger 
Naturalwirtschaft  hat  es  Einzelwirtschaften,  die  sich  völlig  genügen,  die 
niemals  Überschuß  noch  Mangel  kennen,  nicht  gegeben.  Es  hat  auch 
wohl  nie  ein  Zustand  bestanden,  bei  dem  die  politische  Gemeinschaft 


'  Maurenbrecher,  Thomas  von  Aquinos  Stellung  zum  Wirtschaftsleben 
seiner  Zeit.    S.  54/55 

-  Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft.    S-  117. 
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ausschließlich  aus  sich  selbst  genügenden  Einzelwirtschaften  gebildet 
worden  ist. 

2.  Die  Theoretiker  der  sich  selbst  genügenden  Einzelwirtschaft 
fingen  überdies  von  einem  Gesellschaftsgebilde  aus,  dessen  Einheiten 
weder  gleichartig  noch  selbstgenügend  sind.  Bei  Plato  wie  bei  Aristo- 
teles besteht  der  Staat  neben  selbstgenügenden  Einzelwirtschaften  aus 
Überschuß  wirtschaften  und  aus  Defizit  wirtschaften.  Die  ausreichende 
Versorgung  der  einzelnen  Wirtschaften  nach  Art  und  Menge  der  Waren 
muß  zum  mindesten  als  Ergänzung  auf  dem  Wege  des  Tausches  bewerk- 
stelligt werden.  Die  Gesellschaft  ist  arbeitsteilig  organisiert.  In  Piatos 
bestem  Staat  soll  „jeder  Teilnehmer  eines  harmonischen  Ganzen  das 
Seinige  leisten"  ^.  Das  ist  nur  bei  einer  weit  durchgeführten  Berufs- 
teilung möglich;  die  bloße  Tatsache,  daß  die  Hüter  des  Staates  nicht 
selbst  wirtschaften,  bedingt,  daß  die  anderen  Klassen  Überschüsse 
erzeugen  müssen,  die  sie  an  die  Hüter  abführen  -.  Auch  der  zweitbeste 
Staat  weist  eine  derartige  arbeitsteilig  angelegte  Organisation  auf. 
Die  Landwirtschaft  der  Bürger  muß  eine  Überschuß  Wirtschaft  sein, 
aus  deren  Ertrag  die  Beisassen,  deren  Amt  Handel  und  Gewerbe  sind, 
gespeist  werden  können^.  Trotz  des  Bestehens  einzelner  Tauschwirt- 
schaften wird  indes  das  Ideal  der  Selbstgenügsamkeit  der  Gesamtheit 
gefordert.  Auch  dieses  Ideal  hat  in  Wirklichkeit  nicht  bestanden.  Das 
Athen  Piatos  ist  alles  eher  als  selbstgenügend  gewesen.  Es  trieb  nicht 
nur  einen  weitverzweigten  Warenhandel;  es  führte  Arbeitskräfte 
(Sklaven)  ein  und  sandte  Bürger  zur  Kolonisation  aus  *.  Diese  wirt- 
schaftliche Verflechtung  mit  anderen  politischen  Gemeinwesen  ver- 
mittelst eines  intensiven  Handels  stellte  nach  Plato  das  eigentliche 
zersetzende  Element  des  attischen  Staatslebens  dar.  So  natürlich 
der  Tausch  sei,  der  einen  Ausgleich  in  der  Bedürfnisbefriedigung  unter 
den  einzelnen  Wirtschaften  herbeiführe,  so  unnatürlich  sei  der  ge- 
werbsmäßige Handel,  der  von  unersättlichem  Durst  nach  Gewinn 
getrieben,  wirtschaftliche  Ungleichheit  und  soziale  Zersetzung  ver- 
ursache. Da  sein  ergiebigstes  Feld  der  auswärtige  Handel  ist,  so  er- 
scheint eine  möglichste  Einschränkung  desselben  vom  sozial-ethischen 
Standpunkt  aus  wünschenswert.  Das  Ideal  der  völligen  staatlich- 
wirtschaftlichen Selbstgenügsamkeit  läßt  sich  indes  ebensowenig 
verwirklichen  wie  das  Ideal  der  einzelwirtschaftlichen  Selbstgenüg- 
samkeit,   da   kein    Staat   alles   erzeugen   kann.     Natürliche   Momente 
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3  ib.  S.  510/11. 

*  W.  Scott  Ferguson,  Greek  Imperialism.    S.  62,  72/3. 
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bedingen  die  innere  Arbeitsteilung.  Sie  bedingen  auch  den  Bestand 
einer  internationalen  Verflechtung,  die  allerdings  im  Idealstaat  kon- 
trolliert und  auf  ein  Minimum  beschränkt  sein  soll  ^. 

3.  Dieses  nichterfüllbare  Ideal  der  staatlichen  Selbstgenügsamkeit 
geht  in  die  mittelalterlichen  Theorien  über.  Der  einzelne  Mensch 
kann  nicht  selbstgenügsam  sein,  da  die  Zahl  seiner  Bedürfnisse  zu 
groß  ist.  Daraus  ergibt  sich  also  eine  Arbeitsteilung  unter  den  Volks- 
genossen, Die  so  gebildete  arbeitsteilige  Gemeinschaft  sollte  wenn  mög- 
lich selbstgenügsam  sein,  denn  die  Selbstgenügsamkeit  gewährt: 

1.  Stetigkeit  und  Sicherheit  in  der  Versorgung  in  Krieg  und 
Frieden ; 

2.  sie  macht  einen  Kaufmannsstand  überflüssig,  dessen  Leben 
verweichlicht ; 

3.  sie  schützt  vor  den  Beziehungen  mit  fremden  Völkern,  die  die 
heimischen  Sitten  gefährden; 

4.  sie  schaltet  den  Handelsbetrieb  aus,  ohne  den  eine  internationale 
Versorgung  unmöglich  ist,  der  aber  das  sittliche  Leben  ge- 
fährdet 2. 

Es  sind  hier  so  politische  Momente  neben  die  alten  moralischen 
getreten.  Aber  auch  für  Thomas  von  Aquino  ist  keine  volle  Selbst- 
genügsamkeit erreichbar,  denn  es  gibt  keinen  Staat  ohne  Mangel  und 
keinen  ohne  Überfluß. 

Obwohl  diese  mittelalterlich-scholastischen  Gedanken  nirgends  völlig 
durchgeführt  waren,  so  haben  sie  doch  eine  lebendige  Kraft  behalten 
und  tauchen  immer  wieder  auf,  so  z.  B.  bei  den  deutschen  Kameralisten. 
Diese  übertragen  die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit  vom  engen  Gebiete 
der  mittelalterlichen  Stadtwirtschaft  auf  ganze  Reiche.  Bei  Becher 
und  bei  Hornick  wird  die  ,,Independenz",  die  Selbstgenügsamkeit  als 
oberstes  Ziel  der  staatlichen  Politik  hingestellt  ^. 


■^  Pohl  mann  a.  a.O.  S.  224,  230,  232,  508,  512. 

*  Dr.  EdmundSchreiber,  Die  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der 
Scholastik  seit  Thomas  von  Aquino;  daselbst  die  Zitate  S.  20 — 23. 

^  »Die  Übertrefflichkeit,  worauf  die  gantze  Frag  gestellet  ist,  setze  ich  in 
den  von  anderen  Nationen  independierenden,  es  sey  würcklich  gegen- 
wärtigen, oder  doch  möglichen  Überfluß,  menschlicher  Notdurfften  und  Bequem- 
lichkeiten, in  specie  Goldes  und  Silbers.«  »Wo  einem  Lande  alle,  oder  doch 
die  Fürnemte  und  mehreste,  zur  menschlichen  Noth  und  Wolfahrt  gehörige 
Dinge  in  Sattsamkeit  und  Independentz  von  andern  bescheret  seynd.  und  denen 
Einwohnern  die  genügsame  natürliche  Fähigkeit,  sich  deren  recht  zu  gebrauchen 
beywohnet,  da  muß  notwendig  entweder  Reichtum,  Überfluß  und  Macht  zu 
genügen,  oder  wofern  nicht,  alsdann  aller  Mangel  an  dem  bloßen  Willen  seyn.« 
F.Wilhelm  von  Hornick,  Oesterreich  über  alles.  Wann  es  nur  will.  Ed.  1780, 
S.  2,  23,  44—50.  Ausführliche  Darstellung  bei  Dr.  Kurt  Zielenziger,  Die 
alten  deutschen  Kameralisten.    S.  280  ff. 
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II. 

Dieses  Ideal  der  Selbstgenügsamkeit  hat  die  praktische  Politik  in 
hohem  Maße  beeinflußt.  Die  Selbstgenügsamkeit  ist  nur  dann  ein 
erstrebenswerter  Zustand,  wenn  eine  ausreichende  Versorgung  der  Be- 
völkerung mit  allen  notwendigen  Bedürfnissen  gesichert  ist.  Zu  diesem 
Zwecke  ist  nötig: 

1.  eine  soziale  Ordnung,  bei  der  zwischen  den  arbeitsteilig  organi- 
sierten Ständen  das  richtige  Verhältnis  herrscht.  Wo  zwischen  Land- 
\virten,  Handwerkern  und  Kaufleuten  zahlenmäßige  Unstimmigkeiten 
vorhanden  ist,  so  daß  die  Produktion  des  einen  Teiles  über  die  Be- 
dürfnisse des  anderen  hinausgeht,  bzw.  nicht  ausreicht,  ist  durch  Aus- 
fuhr oder  Einfuhr  eine  Verweisung  auf  fremde  Volkswirtschaften  nötig ; 
daher  wird  eine  zahlenmäßig  richtige  Arbeitsteilung  (Berufsbildung), 
wie  sie  schon  in  beiden  platonischen  Staaten  vorgesehen  ist,  immer 
\vieder  gefordert,  ganz  besonders  auch  bei  den  deutschen  Kamera- 
listen ^.  Dieser  Gedanke  wird  später  bei  den  Physiokraten  und  bei 
Malthus  wieder  aufgenommen;  nur  daß  man  dann  die  richtige  Teilung 
nicht  der  Obrigkeit,  sondern  den  natürlichen  Kräften  überläßt. 

2.  Nur  bei  ausreichender  Versorgung  der  Konsumenten  und  nur  bei 
entsprechender  Entlohnung  der  Produzenten  läßt  sich  der  ununter- 
brochene Kreislauf  innerhalb  der  sich  selbstgenügenden  Volkswirt- 
schaft sichern.  Infolge  des  Risikos  der  Produktion,  das  in  Zeiten 
mangelhafter  Verkehrsverhältnisse  auch  auf  dem  größten  Wirtschafts- 
gebiet nicht  ausgeschaltet  werden  kann,  tritt  indes  die  Politik  des 
Konsumentenschutzes  in  den  Vordergrund. 

Die  angemessene  Versorgung  und  damit  die  Selbstgenügsamkeit  ist 
nur  aufrechtzuerhalten,  wenn  beim  Verkehr  der  einzelnen  Berufs- 
gruppen Monopole,  Ringbildungen  usw.  ausgeschlossen  sind;  daher 
eine  tief  einschneidende,  obrigkeitliche  Marktgesetzgebung,  die  den 
Ausgleich  zwischen  beiden  Teilen  auf  der  Grundlage  des  gerechten 
Preises  herbeizuführen  sucht. 

Die  Selbstgenügsamkeit  wird  nur  so  weit  erstrebt,  als  sie  die  unge- 
störte Versorgung  sichert.  Die  Mittel  bestehen  einmal  in  der  Anwendung 
von  Ausfuhrverboten,  bald  allgemeinen,  bald  speziellen  —  bald  lokalen, 
bald  territorialen.  In  normalen  Zeiten  erzeugen  jedoch  gewisse  Länder 
bestimmte  Waren  im  Überfluß.  Bei  diesen  wird  die  Ausfuhr  gestattet, 
wie  bei  der  englischen  Wolle,  dem  sächsischen  Süber,  gelegentlich  auch 
bei  Getreide.  Bei  jeder  Krisis  aber  erschallt  der  Ruf  nach  Ausfuhr- 
verboten.   So  sollte  z.  B.  die  Krisis  im  i6.  Jahrhundert  in  Sachsen 


^  J.  J.  Becher,  Politische  Discurs  von  den  eigentlichen  Ursachen  des 
Auf-  und  Abnehmens  der  Städte,  Länder  und  Republiken.  1673,  S.  9.  — 
Zielenziger  S.  212. 
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dadurch  bekämpft  werden,  daß  das  sächsische  Silber  in  unterwertigen 
Münzen  ausgeprägt  werden  sollte,  um  seinen  Abfluß  leichter  zu  ver- 
hindern^. Die  Mehrzahl  der  Waren  aber,  besonders  die  notwendigen 
Waren,  sollten  nicht  ausgeführt  werden.  Für  sie  gelten  dauernd  Aus- 
fuhrverbote, wie  besonders  die  Geldausfuhrverbote.  Diese  Geld- 
ausfuhrverbote stellen  keine  eigenartige  Maßregeln  dar.  Sie  suchen 
nur  die  seltensten  und  wertvollsten  Waren  im  Lande  zu  halten. 
Dieser  Gedanke  tritt  denn  auch  in  denjenigen  Ländern,  die  keine 
eigenen  Bergwerke  haben,  in  der  Münzpolitik  hervor.  Man  bekämpft 
die  Münzverschlechterung,  weil  sie  das  gute  Geld  außer  Landes  treibt. 
„Bald  frißt  das  Silber  das  Gold,  bald  frißt  das  Gold  das  Silber,"  sagt 
in  Vorwegnahme  des  Greshamschen  Gesetzes  die  Universität  von  Paris 
schon  um  1400  ^.  Auf  der  anderen  Seite  gestattet  man  die  Einfuhr 
notwendiger  Waren,  auf  die  man  vielfach  den  Bürgern  Vorkaufsrechte 
sicherte.  Diese  Bestrebungen  treten  ganz  deutlich  in  der  Regulierung 
des  auswärtigen  Handels  zutage,  die  man  als  ,, Kaufgeschäftsbilanz" 
bezeichnet.  Gewisse  Landesprodukte,  die  im  Übermaß  vorhanden  sind, 
dürfen  an  bestimmten  Punkten  (Stapelstädten)  ausgeführt  werden; 
Gold  und  SUber  befinden  sich  selten  hierunter.  Der  Gegenwert  muß 
in  bestimmten  Waren  bestehen.  So  wird  1403  in  England  verlangt, 
daß  der  Gesamterlös  fremder  Waren  in  englischen  Waren  angelegt 
werden  müsse.  Spanien  bestimmt  149 1,  daß  die  Einfuhr  von  Schweinen 
aus  Frankreich  nicht  mit  Gold  bezahlt  werden  darf.  Ein  spanisches 
Gesetz  von  1550  sieht  sogar  vor,  daß  wer  zwölf  Sack  Wolle  ausführt, 
zwei  Stück  Tuch  und  eine  Elle  Leinwand  einbringen  muß  ^. 

3.  Der  gleiche  Gesichtspunkt  beeinflußt  auch  die  Luxusgesetzgebung, 
in  der  gewisse  sittliche  Momente  neben  den  Momenten  der  Selbst- 
genügsamkeit mitspielen.  Wenn  die  wirtschaftliche  Kraft  des  Inlandes 
auf  Produktion  von  Luxuswaren  verwendet  wird,  so  entsteht  ein  Defizit 
in  der  Versorgung,  das  höchstens  durch  Einfuhr,  also  durch  Aufgabe 
der  Selbstgenügsamkeit,  ausgefüllt  werden  könnte.  Daher  untersagt 
man  z.  B.  im  Jahre  1549  i^  Spanien  die  Produktion  feiner  Tuche, 
denn  sie  sind  ,,so  fein  gewoben,  daß  Städter  und  gemeines  Volk  sich 
nicht  mehr  kleiden  können"  ^.  Kamen  die  Luxuswaren  vom  Ausland, 
so  waren  die  Gründe  der  Bekämpfung  noch  stichhaltiger:  man  konnte 


^  W.  Lotz,  Die  drei  Flugschriften  über  den  Münzstreit  der  sächsischen 
Albertiner  und  Ernestiner  um  1530.    S.  6,  8,  46. 

^  J.  Rambaud,  Histoire  des  Doctrines  Economiques.    S.  69. 

■'  Cunningham,  Growth  of  Enfrlish  Commerce  and  Industry.  Bd.  II,  S.  3*^5 
u.  482;  Bonn,  Spaniens  Niedergang  während  der  Preisrevolution  des  16.  Jahr- 
hunderts.   S.  139. 

*  Bonn  a.  a.  O.  S.  145. 
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sie  ja  nur  durch  Ausfuhr  notwendiger,  die  Existenz  und  damit  die  Selbst- 
genügsamkeit verbürgender  Waren  bezahlen. 

III. 

Diese  Auffassung,  bei  der  die  Versorgung  durch  Schaffung  eines  selbst- 
genügenden Gemeinwesens  gesichert  werden  soll,  beginnt  langsam  abzu- 
bröckeln. Es  entwickelt  sich  der  Gedanke,  daß  die  Versorgung  durch 
eine  regelmäßige  Ausfuhr  weit  besser  gewährleistet  werden  könne  als 
durch  Grenzsperren.  So  befürwortet  z.  B.  William  Stafford  die  Ausfuhr 
von  Getreide:  ,,Und  wenn  nachher  ein  teueres  Jahr  eintreten  sollte, 
so  würde  das  Korn  aller  der  Pflüge,  die  in  einem  guten  Jahre  über- 
schüssig sind,  in  einem  unfruchtbaren  Jahre  wenigstens  ausreichen,  um 
das  Reich  zu  versehen  ^."  Auf  der  anderen  Seite  müssen  regelmäßig 
bestimmte  Waren  vom  Ausland  bezogen  werden,  was,  wo  es  sich  nicht 
um  Tributzahlungen  handelt,  nur  durch  Ausfuhr  möglich  ist.  Es  entsteht 
eine  Wirtschaftstheorie  und  eine  Wirtschaftspolitik,  die  die  ausreichende 
Versorgung  des  Landes  nicht  durch  Abschluß  und  ausschließliche 
Nutzung  des  eigenen  Wirtschaftsgebietes  erzielen  will,  sondern  durch 
auswärtigen  Handel:  der  Merkantilismus.  Die  Eigenart  der  merkan- 
tüistischen  Auffassung  liegt  eben  darin,  daß  sie  die  Bedürfnisse  des 
eigenen  Volkes  nicht  durch  Selbstversorgung,  sondern  durch  inter- 
nationalen Handel  decken  wül  ^.  Er  ist  daher  im  Prinzip  ein  Gegner 
der  Idee  der  Selbstgenügsamkeit;  er  ist  weltwirtschaftlich  gestimmt. 
Die  besseren  Köpfe  des  Merkantilismus  erstreben  aber  nicht  nur  die 
Versorgung  durch  internationale  Verflechtung,  sondern  auch  die  Be- 
reicherung. Die  Ausfuhr  soll  zwar  zur  Bezahlung  der  Einfuhr  ver- 
wendet werden.  Die  eingeführten  Güter  sollen  aber  wenn  möglich 
nicht  Konsumgüter  sein.  Es  sollen  Güter  sein,  die  nicht  im  Ge- 
brauch verbraucht  werden,  sondern  Bestand  haben  und  infolge  allge- 
meiner Absatzfähigkeit  jederzeit  Dienste  und  Waren  kaufen  können  ^. 
In  diesem  Sinne  sind  die  geeignetsten  Einfuhrgüter  die  Edelmetalle, 
„Eines  der  für  Glück  und  Wohlfahrt  eines  Reiches  notwendigsten 
Dinge  ist  eine  große  Menge  Geldes  dauernd  bei  sich  zu  haben  und  Gold 
imd  Silber,  da  in  dieser  Substanz  alle  zeitlichen  Güter  des  Lebens 
bestehen  oder  alle  in  ihr  sich  auflösen  müssen.  Wer  Geld  hat,  verfügt 
gewissermaßen   über   alles  ^."     Das   Land,    das   Edelmetalle   einführt, 


^  William  Stafford,  Drei  Gespräche  über  die  in  der  Bevölkerung  ver- 
breiteten Klagen.    S.  61. 

2  Das  hat  Adam  Smith,  wie  die  Überschrift  beweist,  richtig  erkannt: 
Buch  IV,  Kap.  I:    "Of  the  principle  of  the  Commercial  or  Mercantile  System«. 

^  Cannan,  Theories  of  Production  and  Distribution.    S.  15—17. 

*  Bonn  a.  a.  O.  S.  18. 
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erhält  damit  dem  Auslande  gegenüber  die  Verfügung  über  Waren  und 
Dienste,  wie  etwa  heute  unsere  Zentralbanken  durch  Ankauf  von 
Golddevisen. 

Je  nach  den  Produktionsmöglichkeiten  des  Landes  mußten  die 
Methoden  des  Merkantilismus  verschieden  sein.  Bald  hat  man  den 
Export  von  Agrarprodukten,  bald  den  von  Industrieprodukten  im  Auge ; 
das  eine  Land  erstrebt  das  Monopol  des  Gewürznelkenhandels  oder 
des  internationalen  Zwischenhandels,  das  andere  die  Versorgung  der 
spanischen  Kolonien  mit  Sklaven.  Immer  handelt  es  sich  darum, 
fremden  Volkswirtschaften  Waren  und  Dienste  anzubieten,  aus  denen 
Forderungen  auf  diese  entstehen  mußten.  Da  die  Idee  des  gerechten 
Preises  die  Geister  noch  beherrschte,  nach  der  im  normalen  Tausch 
Gleiches  gegen  Gleiches  gegeben  wurde,  so  konnte  eine  Bereicherung 
im  internationalen  Tauschverkehr  allerdings  nur  durch  Betrug,  beziehent- 
lich Ausbeutung  zustande  kommen. 

Auf  jeden  Fall  stellt  die  merkantüistische  Idee  eine  Verneinung  der 
Idee  der  Selbstversorgung  dar.  Sie  ist  am  konsequentesten  in  Holland 
durchgeführt  worden,  das  ganz  bewußt  den  internationalen  Zwischen- 
handel an  sich  reißen  wollte  und  die  Deckung  seiner  eigenen  Bedürf- 
nisse durch  Forderungen  aufs  Ausland  sicherte  ^.  Indes  konnte  der 
Merkantilismus  die  Ideen  der  alten  Versorgungspolitik  und  damit  die 
Ideen  der  Selbstgenügsamkeit  nicht  völlig  überwinden. 

Bei  den  schlechten  Verkehrsverhältnissen  des  Binnenlandes  war 
z.  B.  die  interlokale  Versorgung  mit  Getreide  sehr  schwer.  Der 
systematischste  Vertreter  des  Merkantüismus  —  Colbert  —  hat  daher 
im  großen  ganzen  die  Getreidepolitik  der  Versorgung  fortsetzen  müssen. 
Er  hat  wohl  häufig  die  Ausfuhr  von  Getreide  unterstützt,  aber  aus 
Angst  vor  Hungersnöten  die  Erlaubnis  zur  Getreideausfuhr  stets 
nur  vorübergehend  erteilt  —  nicht  etwa,  um  die  Preise  der  Lebens- 
mittel aus  Industriefreundlichkeit  zu  drücken,  sondern  im  Hinblick 
auf  die  Erregung  der  Bevölkerung.  ,,Wenn  man  von  Getreide- 
ausfuhr spricht,"  meint  Boisguillebert,  ,, erhebt  sich  sofort  die  ganze 
Welt,  sowohl  das  Volk,  das  blind  ist,  als  auch  diejenigen,  die  sich  als 
erleuchtet  betrachten."  Wie  berechtigt  derartige  Besorgnisse  waren, 
mußte  Turgot  erfahren,  als  seiner  Befreiung  des  Getreidehandels  der 
Mehlkrieg  gefolgt  war  -. 

Der  Merkantilismus  muß  indes  nicht  nur  in  manchen  Punkten  der 
Idee  der  Versorgung  nachgeben;  er  sucht  vielmehr  oft  das  Ideal  der 


*  E.  Laspeyres.  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der 
Niederländer  und  ihrer  Literatur  zur  Zeit  der  Republik. 

2  Clement,  Histoire  de  Colbert  II.  S.  53—59,  364—346;  Boisguille- 
bert, Traite  des  Grains.    S.  347  (od.  Daire). 
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Selbstgenügsamkeit  auf  erweitertem  Räume  durchzuführen.  Die  Er- 
kenntnis, daß  eine  dauernde,  territoriale  Arbeitsteilung  unvermeidlich 
sei,  da  viele  Waren,  an  die  man  sich  in  Eiuropa  gewöhnt  hatte,  dort  nicht 
erzeugt  werden  konnten,  hatte  schon  lange  Platz  gegriffen.  Man 
konnte  sich  diese  einmal  durch  Beförderung  des  auswärtigen  (indischen) 
Handels  sichern.  Man  konnte  aber  —  und  das  ist  der  Ausgangspunkt 
der  modernen  Kolonialpolitik  —  dem  Mutterlande  Gebiete  mit  anderen 
Produktionsbedingungen  als  ,, Kolonien"  angliedern,  um  auf  diese 
Weise  unter  der  gleichen  politischen  Herrschaft  eine  nationale,  aber 
natürliche  Arbeitsteilung  vorzunehmen.  Daher  war  die  Gewinnung 
von  Tropenprodukten  das  Hauptziel;  man  betrachtete  alle  ,, Kolonien", 
die  solche  nicht  zu  erzeugen  vermochten,  mit  einer  gewissen  Besorgnis. 
Nur  einzelne  Ausnahmen,  z.  B.  der  Marschall  Vauban,  betonten  den 
Nutzen  der  Siedelungskolonien.  Die  Mehrzahl  der  Merkantilisten  sah 
aber  in  Kolonien  mit  gemäßigtem  Klima,  die  eine  europäische  Be- 
völkerung beherbergten,  Konkurrenten,  nicht  Ergänzungen  der  ein- 
heimischen Volkswirtschaft  ^.  Der  leitende  kolonialpolitische  Gedanke 
erstrebte  eine  Gliederung  der  Produktion  nach  —  wenn  man  will  — 
Provinzialgebieten.  Während  England  z.  B.  sich  die  Tuchproduktion 
vorbehielt,  sollte  Irland  der  Leinenindustrie  obliegen;  die  neuenglischen 
Kolonien  sollten  Holz  und  Felle  liefern,  aber  der  Verarbeitungs- 
industrie fernbleiben.  Die  Tropenkolonien  sollten  Tropenprodukte 
erzeugen,  deren  Anbau,  z.  B.  des  Tabaks,  im  Mutterlande  verboten 
wurde.  Dieser  Ausgleich  —  le  pacte  colonial  —  enthält  die  merkanti- 
listische  Annäherung  an  das  Ideal  der  Selbstgenügsamkeit  2.  Er  konnte 
nicht  verwirklicht  werden,  da  die  Kolonien  häufig  die  Waren,  die 
das  Mutterland  brauchte,  nicht  in  der  nötigen  Menge  oder  in  der 
nötigen  Qualität  erzeugten,  oder  weil  das  Mutterland  nicht  imstande 
war,  die  gesamte  koloniale  Erzeugung  aufzunehmen.  Umgekehrt 
waren  die  Kolonien  häufig  darauf  angewiesen,  ihren  Bedarf  aus  fremden 
Gebieten  zu  decken,  während  sie  bei  anderen  Waren  die  mutterländische 
Produktion  nicht  aufzunehmen  vermochten.  Sie  waren  überdies  viel- 
fach nicht  gewillt,  die  ihnen  auferlegte  Produktionsbeschränkung  zu 
beachten ;  sie  wurden  aus  Gliedern  Gegner  ^. 

Wenn  so  die  merkantilistischen  Ideen  in  den  Kolonialreichen  mit 
der  Idee  der  Selbstgenügsamkeit  zusammenflössen,  so  mußten  sie  sich 
in  ihrer  ganzen  Reinheit  in  den  Ländern  zeigen,  die  keine  Kolonial- 
gebiete besaßen,  wie  z.  B.  Italien.    Es  ist  daher  kein  Zufall,  daß  der 


'  Jos.  Child,  A  new  discourse  of  Trade.    S.  163;  J.  J.  Becher  a.  a.  O. 
L.  Deschamps,  Histoire  de  la  Question  Coloniale  en  France.    S.  224. 
2  G.  L.  Beer,  The  Old  Colonial  System.    I,  S.  106/7. 
»  G.  ß.  Hertz,  The  Old  Colonial  System.    S.  49  u.  58. 
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Gedanke  des  Merkantilismus,  Versorgung  und  Bereicherung  durch 
auswärtigen  Handel,  bei  den  Italienern,  z.  B.  bei  Serra,  am  schärfsten 
zum  Ausdruck  kommt  *. 

IV. 
Die  Gewinnung  und  Beherrschung  von  Kolonialreichen,  die  Er- 
zwingung eines  gewinnbringenden  Außenhandels,  die  Ausbeutung  durch 
große  Monopolgesellschaften  und  die  unaufhörlichen  Handelskriege  er- 
forderten große  finanzielle  Opfer.  Die  Idee  der  inneren  Versorgung,  der 
Selbstgenügsamkeit,  lebt  daher  in  veränderter  Form  von  neuem  auf.  Seit 
Bacon  und  Hobbes  hat  die  Vorstellung  Platz  gegriffen,  der  Staat  sei 
ein  sozialer  Körper.  Hobbes'  Freund  und  Schüler  Petty  hat  in  seiner 
politischen  Anatomie  von  Irland  zum  ersten  Male  die  einzelne  Ge- 
sellschaft bewußt  als  ,, Lebewesen"  dargestellt  ^.  Diese  ,, naturalistische" 
Auffassung  bildet  dann  die  Grundlage  des  physiokratischen  Systems. 
Die  Gesellschaft  ist  ein  lebendiger  sozialer  Körper,  der  sich  im  normalen 
Gesundheitszustand  auch  wirtschaftlich  selbst  genügen  muß.  Seine 
Grundlage  ist  das  eigene  Gebiet,  von  dem  die  Völker  leben  müssen, 
nicht  fremde  Länder  ^.  Eine  richtige,  soziale  Organisation  wird  auf 
dem  eigenen  Territorium  die  Menschenzahl  erzeugen,  die  zur  besten 
Ausnutzung  notwendig  ist.  Der  natürliche  Zustand  einer  normalen 
Gesellschaft  ist  eine  richtige  Gliederung  zwischen  den  landwirtschaft- 
lichen und  den  industriellen  Klassen.  Dann  werden  die  notwendigen 
Produkte  ohne  Schwierigkeit  hervorgebracht  werden  *.  Beim  Tausch 
zwischen  den  beiden  Bevölkerungsklassen  ist  der  Handel  unentbehrlich. 
Er  stellt  aber  bloß  eine  Verteuerung  der  Produktion  dar,  da  der  Handel 
vom  Konsumenten  oder  vom  Produzenten  erhalten  werden  muß.  Die 
Kosten  des  Transports  vom  Produzenten  zum  Konsumenten  wachsen 

^  AntonioSerra,  Breve  Trattato  delle  Cause  che  possono  far  abbondare 
li  regni  d'oro  e  argento  dove  non  sono  miniere.  1613.  ed.  Economisti  Del  Cinque 
e  seicento  1913.  —  In  Ländern  ohne  Goldgruben  usw.  lassen  sich  die  Edelmetalle 
nur  in  großen  Mengen  gewinnen  durch: 

a)  allgemeine   und   überall  vorhandene  Ursachen   und   überall   anwendbare 
Maßnahmen ; 

b)  Sonderursachen  und  Sondermaßnahmen. 

Die  allgemein  und  überall  vorhandenen  Ursachen  (accidenti  communi)  sind : 

1.  Gewerbetätigkeit;  2.  industrielle  und  kaufmännische  Begabung  der 
Bevölkenmg;    3.  Handelstätigkeit;    4.  gute  Regierung  ^S.  Iö4 — 162). 

Die  besonderen  Ursachen  (accidenti  propra)  sind: 

1.  Überfluß  an  Rohstoffen,  die  ausgeführt  werden  können.  Sie  sind  an 
bestimmte  Orte  gebunden  und  können  nicht  beliebig  vermehrt  werden  (S.  154/5); 
2.  die  Verkehrslage  (S.  154). 

2  ed.  Hüll,  Bd.  I,  S.  129. 

''  Le  Trosne,  De  TlntcrSt  Social.  S.  971:  F.  Quesnay,  Dialogue  sur 
le  Commerce.    S.  155. 

*  Quesnay,  ibid.  S.  90- 
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mit  der  Entfernung;  sie  sind  beim  Außenhandel  besonders  hoch.  Seine 
Begünstigung  erschwert  daher  die  Versorgung  der  Nationen.  Um 
diese  Kosten  mögHchst  zu  vermindern,  bedarf  man  der  freien  Kon- 
kurrenz unter  den  Händlern;  außerdem  muß  der  Binnenhandel  durch 
Anlage  von  Transportwegen  möglichst  verbilligt  werden.  Der  Außen- 
handel soll  indes  nicht  behindert  werden.  Da  die  Erzeugung  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte  nicht  kontingentiert  werden  kann,  so  muß 
man  mit  dem  schwankenden  Ausfall  der  Ernte  rechnen;  um  Hungers- 
nöten vorzubeugen,  muß  die  Produktion  in  allen  Fällen  ausreichend 
sein.  Dann  muß  in  guten  Jahren  ein  Preisfall  eintreten,  der  den  Land- 
wirt entmutigt,  wenn  nicht  der  Außenhandel  den  Überschuß  exportiert 
und  damit  den  Preis  stetig  erhält.  Die  Aufgabe  des  Außenhandels 
ist  also  ein  Stetighalten  der  Preise  auf  der  einen  Seite,  eine  Verhinde- 
rung der  Ringbildung  auf  der  anderen  Seite.  Der  Außenhandel  stellt 
das  Sicherheitsventil  der  Volkswirtschaft  dar,  obwohl  er  nach  den 
Worten  Quesnays  nur  ,,ein  Notbehelf"  ist.  Seine  Voraussetzung  ist 
immer  ein  Volk,  das  im  Inneren  nicht  genügend  Konsumenten  hat, 
um  seiner  Produktion  einen  Absatz  zu  guten  Preisen  zu  sichern.  Wenn 
eine  Nation  aus  physischen  Gründen  nicht  alles  erzeugt,  dessen  sie  be- 
darf, so  ist  ihr  auswärtiger  Handel  ein  , »notwendiges  Übel"  ^.  Ein 
normales  Land  exportiert  seinen  Überschuß  an  Agrarprodukten ;  es 
erhält  dadurch  stetige  und  ausreichende  Preise;  es  wird  dadurch  un- 
abhängig von  anderen  Ländern  2.  Da  es  ,, notwendige  Waren"  verkauft, 
so  wird  es  im  Handel  das  Übergewicht  haben;  es  muß  vornehmlich 
Luxusprodukte  einführen,  denn  der  Zustand  seiner  Bevölkerung  wird 
ihm  nicht  gestatten,  ,, viele  Hände  auf  Herstellung  von  Luxusprodukten 
zu  verwenden".  Es  wird  die  Einfuhr  von  Luxusartikeln  zwecks  eines 
gegenseitigen  Handels  mit  der  Fremde  begünstigen,  um  den  Absatz 
seiner  Agrarprodukte  zu  erleichtern,  und  daher  nicht  versuchen,  alles 
herzustellen.  Es  muß  die  wenigst  wichtigen  Erwerbszweige  im  Interesse 
derjenigen  Gegenkontrahenten  opfern,  die  ihm  am  nützlichsten  sind, 
um  den  Ertrag  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  des  Reiches 
zu  mehren  und  zu  sichern.  Daher  ist  für  das  normale  Land  die  Aus- 
fuhr von  Agrarprodukten  zur  Erzielung  angemessener  Preise  not- 
wendig; die  von  Industrieprodukten  ist  wegen  der  in  fremden  Ländern 
eintretenden  Krisen  eine  riskante  Sache.  Ein  sich  selbst  genügender 
Staat,  der  nur  wegen  der  Preisregulierung  mit  anderen  Ländern  Ver- 
kehr hat,  ist  das  Ideal.    Das  setzt  nun  allerdings  das  Dasein  anderer. 


^  Quesnay,  S.  161,  175.  Le  Mercier  de  la  Riviere.  S.  544.  L'Ordre 
Naturel  des  Societes  Politiques;  Le  Trosne,  a.  a.  O.  S.  965;  Turgot,  Lettres 
sur  la  liberte  du  Commerce  des  Grains.    Bd.  I,  S.  147.    Le  Mercier,  S.  547/8. 

-  Quesnay,  Grains,    S.  294. 
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weniger  günstig  gestellter  Staaten,  wie  z.  B.  Venedig,  voraus,  die  ohne 
ausreichendes  eigenes  Territorium  auf  Agrareinfuhr  angewiesen  sind 
und  sich  einbilden,  der  gegenseitige  Handel  sei  für  sie  wegen  des 
Wertes  ihrer  Exportartikel  besonders  günstig  ^.  Die  Physiokraten 
treten  vom  Standpunkt  eines  sich  selbst  genügenden  Staates  für 
die  Handelsfreiheit  ein;  sie  verachten  den  auswärtigen  Handel 
als  solchen  und  lieben  den  Kaufmannsstand  nicht,  der  sich  zwar 
aus  sogenannten  Volksgenossen  zusammensetzt,  die  aber  dabei 
nur  Mitglieder  der  internationalen  (universellen)  Kaufmannsrepublik 
sind  2. 

V. 

Die  physiokratische  Idee  des  sich  selbst  genügenden  Staates  erlebt 
ihre  logische  Vollendung  in  Fichtes  geschlossenem  Handelsstaat,  ob- 
wohl Fichte  in  mancher  Beziehung  von  anderen  Voraussetzungen 
ausgeht.  Das  christliche  Europa  der  Vergangenheit,  meint  er,  sei  ein 
einheitlicher  Handelsstaat  gewesen,  innerhalb  dessen  Grenzen  der 
Verkehr  sich  hätte  frei  entwickeln  können.  Die  moderne  Staatsbildung 
hat  diese  einheitliche  Welt  politisch  zerrissen  und  zwischen  den  ein- 
zelnen Staaten  Grenzen  aufgerichtet.  Trotzdem  besteht  noch  der 
internationale  Verkehr,  die  Weltwirtschaft,  vor  allem  durch  Vermitt- 
lung der  Edelmetalle,  des  Weltgeldes.  Da  die  Voraussetzungen  der 
Verkehrsfreiheit  noch  herrschen,  entstanden  zwischen  den  einzelnen 
Staaten  Ungleichheit  und  wirtschaftliche  Kriege.  Die  einzelnen  poli- 
tischen Staaten  des  Welthandelsstaates  erheben  ihre  Abgaben  in 
Weltgeld;  sie  suchen  möglichst  viel  Weltgeld  an  sich  zu  reißen.  Je 
mehr  Weltgeld  ein  Land  besitzt,  desto  kräftiger  ist  es  im  internationalen 
Verkehr.  Es  entsteht  ein  Kampf  um  das  Weltgeld,  der  mit  den  Mitteln 
der  Handelspolitik  geführt  wird.  Daraus  entsteht  eine  weitgehende 
Unsicherheit  des  industriellen  Absatzes.  Konkurrenzen  und  Verbote 
erschweren  den  Verkehr.  Sie  wirken  auf  den  inneren  Markt  zurück, 
so  daß  der  Produzent  keine  Sicherung  des  Preises  erhalten  kann.  Die 
Versorgung  mit  Nahrungsmitteln  wird  unterbunden  und  erschwert.  — 
Die  Versuche,  die  Auflösung  des  alten  Welthandelsstaates  durch  eine' 
Zollgesetzgebung  herbeizuführen,  sind  bis  jetzt  gescheitert,  denn  das 
Streben  nach  internationalem  Verkehr  beherrscht  noch  heute  die  Men- 
schen. Die  Bürger  eines  Staates  sollten  aber  nur  ein  Recht  auf 
diejenigen  Waren  haben,  deren  Produktion  das  Klima  des  eigenen 
Staates  und  die  Kultur  des  eigenen  Volkes  ermöglicht.    Sie  glauben 


*  Quesnay,  Commerce.    S.  154. 
^  Quesnay,  ibid.  S  .  155. 
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aber  immer  noch,  infolge  der  alten  Tradition  ein  Recht  auf  fremd- 
staatliche Güter  zu  besitzen  und  erschweren  jede  Regelung  ^. 

Eine  solche  Regelung  ist  indes  dringend  nötig.  Der  Staat  zerfällt 
im  wesentlichen  in  zwei  Klassen:  in  die  Produzenten  (die  Ackerbauer) 
imd  die  Künstler  (die  Industriellen).  Zwischen  beiden  stehen  als  Ver- 
mittler die  Kaufleute.  Die  Aufgabe  der  Staatsgewalt  ist  der  richtige 
Ausgleich  zwischen  beiden.  Das  ist  nur  durch  Festsetzung  richtiger 
Preise  möglich.  Diese  richtigen  Preise  können  aber  nur  bei  richtiger 
Produktion  aufrechterhalten  werden;  eine  solche  Produktion  ist  nur 
durch  Anordnung  der  Staatsgewalt  möglich.  Eine  solche  Anordnung 
ist  nur  denkbar,  wenn  alle  Bewohner  sich  dem  Gesetze  fügen  müssen. 
Daher  muß  „aller  Verkehr  mit  dem  Ausländer  dem  Untertan  verboten 
werden  und  unmöglich  gemacht  werden".  Ein  geschlossener  Handels- 
staat, innerhalb  dessen  Grenzen  nur  ein  staatliches  Papiergeld,  das 
Landesgeld,  zirkuliert,  soll  gebildet  werden.  Ein  solcher  Staat  ist  mög- 
lich. ,,Es  läßt  sich  kein  Grund  denken,  warum  nicht  —  den  Besitz 
der  Rohstoffe  vorausgesetzt  —  in  jedem  Lande  alles  mögliche  sollte 
fabriziert  werden  können  und  warum  irgendein  Volk  von  Natur  so 
ungelehrig  sein  sollte,  daß  es  nicht  jede  mechanische  Kunst  bis  zur 
Fertigkeit  sich  zu  eigen  machen  könnte."  Voraussetzung  ist  natürlich 
ein  Staatsgebiet  ,,mit  produktiver  Selbständigkeit  und  Selbstgenüg- 
samkeit". Diese  werden  ihm  nur  durch  natürliche  Grenzen  gegeben. 
Ein  solches  Gebiet  hat  natürliche  Grenzen,  die  aber  mit  den  bestehen- 
den politischen  Grenzen  nicht  zusammenfallen  —  eine  Ursache  ewiger 
Kriege.  ,,Ein  Staat,  der  das  gewöhnliche  Handelssystem  befolgt  und 
ein  Übergewicht  im  Welthandel  beabsichtigt,  behält  ein  fortdauerndes 
Interesse,  sich  sogar  über  seine  natürlichen  Grenzen  hinaus  zu  ver- 
größern und  dadurch  seinen  Handel  und  vermittelst  desselben  seinen 
Reichtum  zu  vermehren."  Dem  geschlossenen  Handelsstaat  hingegen 
kann  aus  seiner  Vergrößerung  über  seine  natürlichen  Grenzen  hinaus 
nicht  der  mindeste  Vorteil  erwachsen.  Daher  muß  das  Volk,  das  einen 
geschlossenen  Handelsstaat  begründen  will,  erst  in  seine  natürlichen 
Grenzen  einrücken.  Es  hat  kein  Interesse  daran,  volksfremde  Elemente 
einzubeziehen ;  es  darf  auf  der  anderen  Seite  Gebiete,  die  ihm  natürlich 
zugehören,  nicht  außerhalb  seiner  Grenzen  lassen.  Es  wird  in  ver- 
hältnismäßig einfacher  Weise  in  den  Besitz  seines  natürlichen  Terri- 
toriums kommen  können.  Die  Regierung  wird  nämlich  eines  Tages 
bekanntgeben,  daß  sie  von  jetzt  ab  nur  noch  Zahlungen  in  Landesgeld 
annehme.  Sie  wird  solches  Landesgeld  gegen  Einlief erung  von  Welt- 
geld auswechseln.     Sie  wird  daher  in  absehbarer  Zeit  das  gesamte, 

^  J.  G.  Fichte,  Der  geschlossene  Handelsstaat.    Tübingen  1800.    S.  144 
bis  198. 
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im  Lande  vorhandene  Weltgeld  an  sich  reißen.  Mit  diesem  Weltgeld 
hat  sie  die  Mittel  zur  Abrundung  des  Staatsgebietes,  „um  der  Nation 
ihren  Anteil  an  allem  Guten  und  Schönen  auf  der  ganzen  Oberfläche 
der  großen  Handelsrepublik  kräftig  zuzueignen".  Sie  wird  durch  sie 
voraussichtlich  ohne  Blutvergießen  instand  gesetzt  werden,  die  not- 
wendigen, neuen  Provinzen  sich  anzugliedern.  Sie  besitzt  dann  ein  sich 
selbstgenügendes  Wirtschaftsgebiet.  Wenn  dasselbe  nicht  alles  erzeugt, 
dessen  man  bedarf,  so  muß  die  Wissenschaft  Surrogate  und  Substitute 
für  Waren  finden,  die  sonst  vom  Auslande  zu  beziehen  sind.  (Die  Er- 
setzung des  Zuckerrohrs  durch  die  Zuckerrübe  wird  hierbei  vorweg- 
genommen, die  Verdrängung  des  Kaffees  durch  Zichorie  philosophisch 
verklärt.)  Die  noch  im  Inland  befindlichen  fremden  Waren  werden 
von  der  Regierung  aufgekauft  und  allmählich  verkauft,  zum  Teil, 
wenn  man  sie  den  Menschen  verleiden  will,  zu  steigenden  Preisen. 
Die  Auslandschulden  werden  in  Weltgeld,  die  Inlandforderungen  in 
Landesgeld  bezahlt.  Der  Bezug  von  Auslandwaren  wird  kontingentiert 
imd,  soweit  er  noch  fortbesteht,  für  den  Staat  geführt.  Das  gleiche 
geschieht  bei  der  Ausfuhr.  Durch  Ansetzung  entsprechender  Preise, 
durch  Verbote  usw.  wird  allmählich  die  innere  Wirtschaft  vom  Aus- 
lande losgelöst.  Der  Betrag  vom  Weltgeld,  der  nach  der  Gebietsab- 
nmdung  noch  im  Besitze  der  Regierung  ist,  wird  zur  Umgestaltung 
der  inneren  Volkswirtschaft,  zur  Einführung  von  Kapitalien  und  neuer 
Techniken  verwendet.  Neue  Rohstoffe  werden  künstlich  erzeugt. 
Die  Baumwolle  wird  durch  eine  —  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht 
entdeckte  —  Inlandpflanze  verdrängt.  Schließlich  ist  der  Staat 
vom  Weltverkehr  abgeschlossen.  Um  die  Versorgung  völlig  sicher- 
zustellen, schließt  er  mit  anderen  Staaten  Handelsverträge  ab,  die 
die  Aufnahme  beziehentlich  Abnahme  \vichtiger  Waren  garantieren. 
Alles  Weltgeld  bleibt  in  der  Kasse  des  Staates.  Es  wird  nur  für  inter- 
nationale Zwecke,  für  Reisen,  die  sich  auf  Forschungs-  und  Regierungs- 
zwecke beschränken  sollen,  verwendet.  So  entsteht  ein  geschlossener 
Handelsstaat,  eine  neue  Nation.  ,,Jene  Einführung  des  Landesgeldes 
ist  ihre  wahre  Schöpfung."  Damit  verschwindet  das  heutige  Welt- 
handelssystem, das  die  feste  Nationalbildung  verhindert  hat.  Es  wird 
auf  der  Grundlage  der  Selbstgenügsamkeit  eine  geschlossene  Nation 
entstehen,  innerhalb  deren  sich  die  Idee  der  sozialen  Ordnung  ver- 
wirklichen läßt  ^ 

Dieser  Gedanke  Fichtes  hat  in  der  mannigfachsten  Weise  weiter- 
gelebt. Er  hat  bei  Adam  Müller  die  Vorstellung  der  ,, wirtschaftlichen 
Nation"  ausgelöst,  deren  Mitglieder  durch  Landesgeld  verbunden  der 


'  J.  G.  Fichte,  ibid.  S.  209,  220'21.  247,  282. 
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Weltgeld  verwendenden  Weltökonomie  entgegenstehen.    Er  hat  vielen 
Idealen  des  staatswirtschaftlichen  Sozialismus  zugrunde  gelegen. 

VI. 

Die  physiokratische  Lehre  vom  Tausch  und  damit  die  Lehre  vom 
internationalen  Handel  ist  im  wesentlichen  über  den  gerechten  Preis 
nicht  hinausgekommen:  jede  Bereicherung  durch  Handel  muß  daher 
auf  Ausbeutung  oder  Betrug  zurückgehen.  Ganz  anders  die  Anschauun- 
gen, die  Adam  Smith  und  vor  ihm  bereits  David  Hume  vertreten. 

Der  Normalstaat  bei  Smith  ist  ein  Gebiet,  auf  dem  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  betrieben  werden  können;  dabei  findet  eine 
Arbeitsteilung  zwischen  Stadt  und  Land  statt.  Menge  und  Umfang 
der  Produktion  hängen  von  der  Menge  des  verfügbaren  Kapitals  ab. 
Das  Kapital  muß  erst  den  Bedürfnissen  des  Ackerbaues,  dann  denen 
der  Industrie  und  zu  guter  Letzt  denen  des  Handels  dienen.  Diese 
Reihenfolge  ist  vernünftig,  da  Kapital,  das  in  der  Landwirtschaft  ver- 
wendet wird,  mehr  Arbeitern  Beschäftigung  gibt  und  den  jährlichen 
Produktionsüberschuß  stärker  vermehrt  als  Kapital  in  Industrie  und 
Handel.  Wenn  dadurch  Überfluß  an  Agrarprodukten  entsteht  und 
dieselben  billig  sind,  so  muß  sich  entweder  eine  Industrie,  oder  eine 
Agrar ausfuhr  entwickeln.  Eine  solche  Ausfuhr  ist  nur  denkbar,  wenn 
andere  Volkswirtschaften  auf  Einfuhr  von  Agrarprodukten  angewiesen 
sind.  Das  ist  infolge  der  künstlichen  Entwicklung  Europas  in  der 
Tat  der  Fall.  Trotz  der  größeren  Ergiebigkeit  des  Kapitals  in  der 
Landwirtschaft  hat  man  seine  Verwendung  in  Gewerbe  und  Handel 
durch  Gewährung  von  Monopolen  und  damit  durch  Erhöhung  der 
Gewinne  auf  jede  mögliche  Weise  begünstigt.  Die  Ausbeutung  zweier 
neuer  Welten,  die  als  Absatzmärkte  für  die  alten  Länder  entwickelt 
worden  sind,  hat  diese  Politik  in  ungeahntem  Maße  möglich  gemacht. 
Dadurch  ist  ein  (künstlicher)  internationaler  Tauschhandel  entstanden, 
bei  dem  die  alte  Welt  Manufakturprodukte  exportiert,  die  neue  Roh- 
stoffe usw.  liefert.  Diese  Überschußproduktion  an  Rohstoffen,  die  wegen 
der  hohen  Transportkosten  beschränkt  ist,  kann  nicht  andauern,  da 
die  neue  Welt  mit  Vermehrung  ihres  Kapitals  sich  industrialisieren 
wird.  Nach  diesem  Übergangszustand  wird  der  Außenhandel  der  Zu- 
kunft verhältnismäßig  wenig  bedeutend  sein. 

Der  Austausch  zwischen  Stadt  und  Land  ist  der  wirklich  wichtige 
Austausch  verkehr.  Die  Bedeutung  des  Außenhandels  liegt  darin,  daß 
er  die  Preise  stabilisiert,  die  Generalkosten  verbilligt  und  bei  der 
Deckung  der  Bedürfnisse  an  manchen  Punkten  Ergänzungen  bringt. 
Wenn  also  auch  Smith  von  der  Idee  der  Selbstgenügsamkeit  weit 
entfernt  ist,  so  sieht  er  doch  im  auswärtigen  Handel  nur  eine  Ergänzung, 
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keinen  Ersatz  der  inneren  Versorgung.  Er  verlangt  den  Freihandel, 
die  Beseitigung  der  unnatürlichen  Bevorzugung  des  Außenhandels 
durch  die  Handelspolitik,  damit  diese  innere  Versorgung  in  natürlicher 
Weise  vor  sich  gehe.  Er  steht  der  Idee  einer  internationalen  wirtschaft- 
lichen Verflechtung  weit  kühler  gegenüber  als  der  letzte  und  größte 
der  Merkantüisten,  Sir  James  Steuart,  der  die  Aufgabe  des  Staats- 
mannes in  der  unablässigen  Beobachtung  und  Regelung  dieser  inter- 
nationalen Verflechtungen  erblickt  ^. 

VII. 

Die  Anerkennung  der  Lehre  vom  abnehmenden  Bodenertrag  und 
des  Malthusschen  Bevölkerungsgesetzes  zwingt  zum  Schluß,  daß  auf 
einem  gegebenen  Wirtschaftsgebiet  bei  einer  bestimmten  Technik 
Nahrungsmittel  nur  für  eine  bestimmte  Menge  Menschen  hergestellt 
werden  können.  Wenn  also  ein  Staat  seinen  gesamten  Lebensmittel- 
bedarf auf  dem  eigenen  Gebiete  erzeugen  will,  so  müssen  unter  den 
gegebenen  Voraussetzungen  der  Bevölkerungszunahme  Grenzen  ge- 
zogen sein;  die  Selbstgenügsamkeit  ist  daher  nur  denkbar,  wenn  er 
auf  weitere  Volkszunahme  verzichtet.  Die  Konsequenz  dieser  An- 
schauung haben  Ricardo  und  seine  Schule  gezogen.  Um  das  Fallen  der 
Gewinne  und  damit  die  langsame  Neubildung  der  Kapitalien  bei  stei- 
genden Preisen,  bzw.  steigenden  Renten  zu  verhindern,  empfiehlt  sich 


1  A.  Smith,  The  Wealth  of  Nations;  Buch  U  Kap.  5;  Buch  III  Kap.  2: 
Buch  IV  Kap.  7  III,  Kap.  1,  Kap.  8;  Sir  James  Steuart,  An  Inquio'  into 
the  Principles  of  Political  Oeconom}'.  —  Steuart  sieht  im  Außenhandel  eine  vor- 
zügliche Bereicherungsquelle  der  Volkswirtschaft  (Bd.  I  S.  352,  359,  361,  433), 
obwohl  er  für  den  Zustand  der  Selbstgenügsamkeit  eine  gewisse  \'orliebe  hat 
(ibid.  Kap.  14  S.  332—346).  Er  erörtert  aber  auch  die  Möglichkeit,  daß  ein  be- 
völkerter Industriestaat  durch  die  Entwicklung  anderer  Industriestaaten  den 
Export  der  Industrieprodukte  verlieren  könne  (Bd.  11  S.  6—8).  Wenn  dieser  Fall 
eintritt,  dann  müssen  die  Subsistenzmittel  aus  der  Fremde  eingeführt  werden 
und  mit  dem  Kapital  des  verarmenden  Landes  bezahlt  werden,  oder  man  muß 
die  überschüssige  Bevölkerung  abschieben,  um  die  verbleibende  Bevölkerung 
unabhängig  von  aller  Welt  zu  machen.  Wenn  die  industrielle  Ausfuhr  ins 
Stocken  gerät,  empfiehlt  sich  die  Einführung  eines  Zollsystems,  das  die  Einfuhr 
behindert  (S.  244).  Der  infolge  des  Rückganges  der  Industrie  eintretende  Be- 
völkerungsrückgang wird  dann  schließlich  der  gesunkenen  Bevölkerung  die 
Wiederaufnahme  des  Rohstoffexportes  möglich  machen  (S.  9).  Um  diesen  Be- 
völkerungsrückgang aufzuhalten,  empfiehlt  sich  die  Schaffung  eines  inneren 
Marktes  durch  die  Begünstigung  des  Luxus  (S.  245).  Es  entsteht  so  vorüber- 
gehend ein  selbstgenügsamer  Staat,  der  sich  aber  bei  vernünftiger  Politik  wieder 
in  einen  Ausfuhrstaat  verwandeln  wird.  Es  finden  sich  bei  Steuart  zahlreiche 
Gedanken,  die  bei  Malthus  und  List  wiederkehren;  seine  Betonung  des  Not- 
wendigen und  Überflüssigen  (Bd.  I,  Kap.  20  und  21)  enthält  Gedankengänge, 
die  sich  dann  u.  a.  bei  v.  Mossig  wiederfindeA. 
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in  einem  Lande  mit  wachsender  Bevölkerung  die  regelmäßige  Zufuhr 
von  Getreide  von  außen.  Die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit  muß  auf- 
gegeben v/erden,  damit  eine  zunehmende  Bevölkerung  in  entsprechender 
Weise  ernährt  werden  kann  *. 

Diese  Forderung  nach  Zulassung  der  Getreideeinfuhr  ist  indes  nicht 
der  einzige  Punkt,  wo  die  Theorie  der  Selbstgenügsamkeit  durchbrochen 
wird;  sie  ist  nur  ein  Teil  der  von  Ricardo,  Torrens  und  Mill  ent- 
wickelten Lehre  von  der  internationalen  Arbeitsteilung:  Seit  langem 
ist  von  einer  von  Gott  gewollten,  internationalen  Arbeitsteilung  ge- 
redet worden,  da  die  einzelnen  Länder  von  der  Natur  für  besondere 
Produktionen  bestimmt  seien  '^.  Neben  diese  natürliche  Spezialisierung 
der  Produkte,  an  der  man  nicht  zweifeln  kann,  wird  nun  eine  künst- 
liche gesetzt.  Die  Menge  des  verfügbaren  Kapitals  ist  in  jedem  Lande 
verschieden;  ebenso  sind  die  Dichtigkeit  und  die  Geschicklichkeit 
seiner  Bevölkerung  verschieden.  Es  ist  daher  von  der  größten  Wichtig- 
keit für  die  Menschheit,  daß  die  Zahl  der  Genüsse  durch  internationale 
Arbeitsteilung  vermehrt  werden  kann,  „indem  jedes  Land  die  Waren 
erzeugt,  für  die  es  durch  seine  Lage,  sein  Klima  und  seine  sonstigen 
natürlichen  und  künstlichen  Vorzüge  besonders  geeignet  ist".  Es 
wäre  scheinbar  wünschenswert,  die  Produktion  aller  Güter  dort  vor- 
zunehmen, wo  die  natürlichen  Bedingungen  die  günstigsten  sind. 
Das  geschieht  indes  nicht,  da  Kapital  und  Arbeit  im  großen  ganzen 
keine  Neigung  zur  Wanderung  haben  und  im  Inland  bleiben  wollen. 
Dadurch  sind  in  den  verschiedenen  Ländern  die  Arbeitslöhne  und  die 
Höhe  der  Gewinnsätze  verschieden;  ein  internationaler  Ausgleich 
findet  zwischen  ihnen  nicht  statt.  Selbst  bei  gleichen  natürlichen 
Vorbedingungen  ergeben  sich  daher  verschieden  hohe  Produktions- 
kosten für  die  gleichen  Waren.  Diese  Kombination  natürlicher  und 
künstlicher  Produktionsvorteile  führt  nun  zur  ,, Arbeitsteilung"  zwi- 
schen den  einzelnen  Ländern.  Jedes  Land  produziert  die  Waren,  die 
es,  alle  Vorteile  zusammen  genommen,  büliger  herstellt  als  andere 
Länder.  Es  führt  sie  aus,  um  mit  ihnen  fremde  Waren  zu  erkaufen. 
Sein  Vorteil  bei  der  Ausfuhr  besteht  darin,  daß  es  die  fremden  Waren 
mit  den  niedrigen  Produktionskosten  seiner  Ausfuhrartikel  ersteht, 
statt  sie  teuer  selbst  herzustellen.  Es  kann  daher  vorkommen,  daß 
ein  Land  Waren  einführt,  die  es  billiger  als  da§  Ausland  herstellen 
könnte,  wenn  es  bei  den  Produktionskosten  des  Ausfuhrgutes  einen 


^  D.  Ricardo,  Kleine  Schriften.    Herausgegeben  von  E.  Leser.    S.  36/7. 

^  B  o  d  i  n ,  Reponse  aux  paradoxes  de  M.  de  Malestroit  touchant  l'encherisse- 
ment  de  toutes  choses  et  la  monnaie  1568.  —  Raffel,  Englische  Freihändler 
vor  Adam  Smith.    Tübingen  1905.    S.  38  ff. 


Die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit.  63 

größeren  Vorsprung  hat,  als  bei  der  etwaigen  Herstellung  des  einge- 
führten Artikels  ^. 

Die  Kombination  der  natürlichen  und  der  künstlichen  Produktions- 
vorteile ist  am  schärfsten  im  Gegensatz  zwischen  Rohstoffländern  und 
Industriestaaten  ausgeprägt,  daher  der  Handel  zwischen  beiden  von 
der  größten  Bedeutung  ist.  Der  Verkehr  mit  den  Rohstoff  Staaten 
ermöglicht  es  den  alten  Ländern,  den  stationären  Zustand  hinaus- 
zuschieben, der  sonst  infolge  der  hohen  Produktionskosten  der  Roh- 
stoffe im  Verhältnis  zu  den  Industrieprodukten  eintreten  müßte.  Auf 
dieser  ,, territorialen  Arbeitsteilung"  —  das  Wort  stammt  von  Torrens  — 
ist  der  Gedanke  einer  internationalen  weltwirtschaftlichen  Verflechtung 
aufgebaut^.  Das  heißt  aber  auch  hier  nicht,  daß  nun  jedes  Land  sich 
auf  die  Herstellung  weniger  Spezialitäten  beschränken  soll,  um  seiner- 
seits von  den  Monokulturen  anderer  Länder  abhängig  zu  werden. 
Vielmehr  wollte  man  sich  durch  den  auswärtigen  Handel  gewisser- 
maßen „fremde  Böden"  angliedern,  da  man  die  eigene  Volkswirtschaft 
sonst  nicht  ausdehnen  kann.  Auch  bei  Ricardo  und  Torrens  herrscht 
noch  der  Gedanke  vor,  daß  die  Volkswirtschaft  den  größten  Teü  ihrer 
Bedürfnisse  im  Inland  decken  werde.  Der  Außenhandel  —  Ricardo 
nahm  an,  daß  etwa  ein  Achtel  des  Getreides  eingeführt  werde  —  biete 
nur  eine  Erweiterung  der  eigenen  Volkswirtschaft.  An  eine  international 
gegliederte  Weltwirtschaft  glaubten  sie  nicht.  Überdies  betrachteten 
sie  die  territoriale  Arbeitsteilung  zwischen  Rohstoffstaat  und  Manu- 
fakturstaat als  eine  vorübergehende  Erscheinung,  die  im  Laufe  der 
Zeit  durch  Industrialisierung  der  Rohstoffstaaten  immer  weniger 
wichtig  werden  würde,  bis  zum  Schluß  ,,der  Handelsverkehr  zwischen 
den  Völkern  auf  diejenigen  besonderen  Güter  beschränkt  sein  wird,. 
bei  deren  Herstellung  die  unveränderlichen  Umstände  von  Boden  und 
Klima  einem  Lande  das  dauernde  Übergewicht  über  ein  anderes  ver- 
leihen" ^.  Die  künstlichen  Produktionsvorteüe  gleichen  sich  mehr  und 
mehr  aus.  Es  bleiben  nur  noch  die  natürlichen.  Am  Ende  der  Ent- 
wicklung steht  ein  Handelsverkehr,  der  sich  im  wesentlichen  auf  ,, über- 
flüssige"  Waren  erstreckt. 

VIII. 
Die  Angst,  dieser  Zustand  könne  bald  eintreten,  veranlaßte  Malthus, 
die    Schlußfolgerungen   seines   eigenen   Denkens   abzubrechen   und   in 


^  Ricardo,  Principles  of  Political  Economy,  Kap.  VlI  usw.  —  J.  St.  Mill, 
Essays  on  some  unsettled  questions  of  Political  Economy.  Erster  Essay.  — 
R.  Torrens,  An  Essay  on  the  Production  of  W^ealth.  S.  259.  —  C.  F.  Bastable, 
Theory  of  International  Trade. 

2  N.W.  Senior,  Political  Economy.  S.  76.  —  Torrens,  On  Wealth.  S.  19b. 

3  Ricardo,  Kleine  Schriften.  S.  28.  -  Torrens,  On  Wealth.   S.  288/9. 
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mehr  oder  minder  verhüllter  Form  ein  Ideal  der  Selbstgenügsamkeit 
zu  vertreten.  Er  wies  einmal  darauf  hin,  daß  die  Getreideeinfuhr 
durch  Seekriege,  Ausfuhrverbote  fremder  Staaten  usw.  unterbunden 
werden  könne.  Die  industrielle  Ausfuhr,  die  zur  Bezahlung  des  Ge- 
treides nötig  sei,  stehe  überdies  auf  schwachen  Füßen.  Die  industrielle 
Überlegenheit  eines  jeden  Landes  sei  vergänglich.  Daher  hänge  die 
Möglichkeit  seiner  Bevölkerungszunahme  durch  Industrialisierung  von 
der  Entwicklung  der  Agrarstaaten  ab.  Man  könne  nun  einmal  zurück- 
gebliebene Agrarländer  nicht  so  schnell  zu  landwirtschaftlichen  Fort- 
schritten antreiben,  als  wünschenswert  sei;  dadurch  würde  das  Tempo 
der  Ausdehnung  des  industriellen  Absatzes  verlangsamt.  Überdies 
könne  ein  Agrarstaat  leicht  zur  Industrie,  ein  Industriestaat  aber 
nicht  zum  Ackerbau  übergehen.  Die  Industrialisierung  der  Agrarstaaten 
müsse  schwere  Krisen  der  Industriestaaten  hervorrufen.  Diese  Industria- 
lisierung sei  bei  zunehmendem  Reichtum  im  Interesse  eines  jeden 
Staates  mit  ausreichendem  Wirtschaftsgebiet  gelegen,  außer  wenn  er 
Industrieprodukte  aus  Ländern  beziehe,  die  neben  ihrem  Kapital  und  ihrer 
Geschicklichkeit  noch  natürliche  industrielle  Sonder  vorteile  besäßen. 
Abgesehen  hiervon  sei  die  Industrialisierung  unvermeidlich,  die  Ge- 
treideausfuhr müsse  dann  abnehmen  und  der  Industriestaat  ver- 
kümmern. Der  Glaube,  daß  Europa  sein  ganzes  Korn  aus  Amerika 
beziehen  und  sich  selbst  der  Industrie  und  dem  Handel  widmen  solle, 
der  als  beste  Form  einer  Arbeitsteilung  auf  der  ganzen  Welt  empfohlen 
werde,  sei  Wahnwitz.  —  Ein  Land,  das  genügend  Gebiet  habe,  um  seine 
Bevölkerung  mit  Getreide  zu  ernähren,  und  dessen  Bevölkerung  anderen 
Ländern  gegenüber  zahlreich  genug  sei,  müsse  den  Versuch  machen, 
ein  möglichst  gleiches  Verhältnis  zwischen  Ackerbau  und  Industrie 
herzustellen.  Es  müsse,  wenn  nötig,  die  Einfuhr  von  Getreide  ver- 
bieten, damit  die  Landwirtschaft  Schritt  mit  der  Industrie  halten 
könne.  Wenn  dadurch  eine  Verlangsamung  der  Bevölkerungszunahme 
bewirkt  werde,  so  schade  das  ebensowenig,  wie  eine  verlangsamte 
Zunahme  des  Reichtums.  Die  Volkszunahme  sei  häufig  von  bedenk- 
lichen Erscheinungen  begleitet.  Sie  sei  überdies  nicht  vor  Rückschlägen 
gesichert,  da  die  wirkliche,  politische  Unabhängigkeit  nur  durch 
Deckung  des  eigenen  Getreidebedarfs  gesichert  werden  könne.  Malthus 
hat  die  Nachteile  einer  Politik  der  Selbstversorgung  wohl  gesehen. 
Er  wies  auf  Kapitalverschwendung  hin,  die  eine  Steigerung  der  heimi- 
schen Produktion  unter  ungünstigen  Verhältnissen  bringen  müsse,  er 
betonte  den  Verzicht  auf  Zunahme  der  Bevölkerung  und  den  Verlust 
der  fremden  Märkte  ^.    Er  hat,   wie  Ricardo  und  Torrens  bemerkten, 

1  T.  R.  Malthus,  An  Essay  on  the  Principle  of  Population.  Bd.  III  S.  403 
bis  423,  435-438,  483-505.  ed.  1827.  —  Derselbe,  Drei  Schriften  über 
Getreidezölle,    ed.  E.  Leser.    S.  20,  21,  26,  86,  90,  107. 
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den  Gefahren  der  Zukunft  dadurch  zu  begegnen  versucht,  daß  er  deren 
Wirkungen  bereits  in  der  Gegenwart  vorwegnahm.  Er  hat  überdies 
die  Selbstgenügsamkeit  auf  die  Getreide  Versorgung  beschränkt,  ob- 
wohl sie  nur  durchführbar  ist,  wenn  der  Industriestaat  seine  gesamten 
Rohstoffe  im  Innern  herstellt  und  weder  für  Materialienbezug  noch 
für  Warenabsatz  vom  Ausland  abhängt.  Ein  derartiger  sich  selbst 
genügender  Staat  könnte  nur  einen  Teil  seiner  Bevölkerung  behalten  ^. 
Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  hat  dann  die  Freihandelsschule  ge- 
fordert, daß  die  freie  Getreideeinfuhr  zugelassen  werden  solle,  nicht 
nur  der  Versorgung  wegen,  sondern  auch,  um  die  Agrarstaaten  an  der 
Getreideproduktion  zu  interessieren  und  ihre  vorzeitige  Industriali- 
sierung zu  verhindern.  Auf  der  anderen  Seite  hat  die  Wakefieldsche 
Schule  die  systematische  Kolonisation  durch  staatlich  geleitete  Aus- 
wanderung empfohlen,  damit  durch  Ausfuhr  von  Kapital  und  Arbeit 
in  die  Kolonien  die  Zahl  der  industriellen  Produzenten  vermindert 
werde,  die  Rohstoffversorgung  aber  und  der  Absatz  erleichtert  würden  2. 

IX. 

Die  klassische  Schule  hat  die  Idee  von  den  verschiedenen  wirtschaft- 
lichen Stufen,  die  eine  Nation  durchlaufen  muß,  bzw.  den  Gegensatz 
zwischen  Industriestaat  und  Agrarstaat  vom  Standpunkt  des  Industrie- 
staates aus  behandelt;  Friedrich  List  greift  ihn  von  dem  des  Agrar- 
staates aus  auf,  der  im  Kampf  gegen  die  englische  Industrie  den  Prozeß 
der  industriellen  Entwicklung  möglichst  schnell  durchmachen  soll. 
Bei  ihm,  wie  schon  bei  A.  Müller,  ist  die  ,, Volkswirtschaft"  nicht  bloß 
ein  typischer  Organismus,  eine  Gesellschaft,  die  in  allen  Ländern  gleich 
geartet  ist;  sie  wird  vielmehr  für  jedes  Volk  individualisiert  und  zur 
Nationalwirtschaft  umgedacht.  Der  selbständige  Organismus  wird 
zur  eigenartigen  Persönlichkeit.  Eine  normale  Nation  muß  ein  Staats- 
gebiet haben,  auf  dem  die  wesentlichsten  Waren  erzeugt  werden  können. 
Sie  muß  eine  hinreichend  dichte  Bevölkerung  aufweisen.  Sie  bedarf 
guter  Verkehrsgrenzen,  vor  allem  der  Flußmündungen,  da  sie  sonst 
nicht  Handel  treiben,  keine  Tochternationen  begründen  und  keine 
Kolonien  erwerben  kann.  Die  Nation  soll  nicht  sowohl  dem  toten 
Reichtum,  der  Menge  an  Sachgütern  zustreben;  sie  muß  die  Fähigkeit, 
Reichtum  zu  erzeugen,  die  produktive  Kraft  besitzen.  Diejenige  Nation 
wird  aber  die  meiste  produktive  Kraft  besitzen,  folglich  die  reichste 
sein,  welche  die  Fabrikationskraft  mit  allen  ihren  Zweigen  innerhalb 
des    Territoriums    zur    höchsten    Vollendung    ausbildet,     und    deren 


'  Torrens,  OnWcalth.  S.  288/9. —  Ricardo,  Kleine  Schriften.  S.  27-29. 
^  Torrens,  Colonization  of  South  Australia.    S.  264. 
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Territorium  und  landwirtschaftliche  Produktion  groß  genug  ist,  um 
ihre  Fabrikbevölkerung  mit  dem  größten  Teil  der  erforderlichen 
Lebensmittel  und  Rohstoffe  zu  versehen.  Eine  Nation,  die  bloß  Acker- 
bau treibt,  befindet  sich  erst  im  Anfangsstadium  der  Arbeitsteilung; 
es  ist  vernünftig,  wenn  sie  Getreide  aus-  und  Industrieprodukte  ein- 
führt. Sie  kann  das  nur  in  beschränktem  Umfange  tun,  da  es  nicht 
viele  Industrienationen  gibt,  die  Getreide  brauchen.  Mit  dem  Wachs- 
tum einer  Bevölkerung  beginnt  der  Agrarstaat  zu  verkrüppeln.  Er 
muß  dann,  wenn  nötig,  durch  künstliche  Sperrmittel  seine  überschüssige 
Bevölkerung  zu  industrialisieren  trachten.  Er  entgeht  so  einmal  den 
Gefahren  des  auswärtigen  Handels  durch  Krieg,  Absatzsperren  und 
Konkurrenz  von  Kolonien  —  zumal  man  Agrarprodukte  nicht  nach 
dem  Binnenlande  versenden  kann.  Überdies  wächst  der  Reichtimi, 
je  näher  die  Manufakturkraft  der  Agrikulturkraft  steht.  Es  entwickelt 
sich  dann  eine  Harmonie  der  produktiven  Kräfte,  in  denen  sich  zwischen 
Industrie  und  Landwirtschaft  die  territoriale  Arbeitsteilung  anbahnt, 
die  allein  die  Ausnutzung  aller  Kräfte  ermöglicht.  Es  soll  so  ein  Volk 
zur  Selbstgenügsamkeit  erzogen  werden  —  denn  zum  Begriff  der 
Nation  gehört  die  ,,Independenz",  ohne  daß  allerdings  eine  völlige 
Abkehr  vom  Außenhandel  nötig  wäre  ^.  Eine  solche  Auffassung  ist 
natürlich  nur  denkbar,  weil  List  weder  an  das  Gesetz  vom  abnehmen- 
den Bodenertrag,  noch  an  das  Malthussche  Bevölkerungsgesetz  glaubt. 
,,Es  ist  nicht  wahr,  daß  die  Bevölkerung  in  einem  größeren  Maßstabe 
zunimmt,  als  die  Produktion  der  Subsistenzmittel,"  wenigstens  nicht 
für  die  Welt  als  Ganzes.  In  einzelnen  Ländern  kann  das  wohl  ge- 
schehen, dann  muß  die  Bevölkerung  abströmen,  da  die  Natur  nicht 
will,  daß  das  einzelne  Land  zu  mächtig  wird.  Dieses  Abströmen  führt 
zur  Gründung  von  Tochterstaaten  oder  zur  Einwanderung  von  Kapi- 
talien und  Arbeit  in  andere  Volkswirtschaften,  die  sich  dadurch  indu- 
strialisieren. Zeitweilig  liefern  solche  Tochterstaaten  dem  Mutterlande 
Rohstoffe;  sie  werden  sich  aber,  soweit  sie  sich  in  der  gemäßigten 
Zone  befinden,  in  der  gleichen  Weise  industrialisieren,  wie  die  anderen 
Agrarstaaten.  Nur  die  tropischen  Kolonien  werden  infolge  der  klima- 
tischen Verhältnisse  diesen  Industrialisierungsprozeß  nicht  mitmachen 
und  so  in  dauernder  Arbeitsteilung  mit  industriellen  Nationen  ver- 
harren. Ein  Land,  das  sich  solche  Tropengebiete  angliedert,  könnte 
also  die  Selbstgenügsamkeit  verwirklichen.  Sie  ist  indes  nicht  das 
Ziel  der  Listschen  Idee.  Das  sich  industrialisierende  Land  soll  nur 
vorübergehend  selbstgenügend  werden ;  es  soll  später  —  das  ermöglichen 
eben  die  nicht  zu  Kolonien  gewordenen  Tropenländer  —  ein  Manu- 

^  List,  Der  internationale  Handel,  die  Handelsgeschichte  und  der  deutsche 
Zollverein.    Ausgabe  1844.    S.  257,  227—238,  264. 
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fakturausfuhrland  werden.  Während  also  für  die  Ricardo-Malthussche 
Schule  als  Ende  der  Entwicklung  eine  Art  ökonomische  Selbstbeschrän- 
kung der  einzelnen  Staaten  erscheint,  besteht  es  für  List  in  der  Herr- 
schaft der  Industriestaaten  über  die  Tropengebiete  1. 

X. 

Ähnliche  Gedanken  vom  Standpunkt  des  rohstoffproduzierenden 
Landes  aus  hat  Carey  in  wesentlich  schärferer  Form  ausgeführt.  Carey 
hält  die  Malthus-Ricardosche  Theorie  von  der  Grundrente  und  der 
Bevölkerung  für  eitel  Rauch  und  Dunst.  Wenn  List  eine  Art  Be- 
völkenmgsgesetz  aufgestellt  hat,  nach  dem  sich  die  Bevölkerung  auf 
den  verschiedenen  Entwicklungsstufen  verschieden  dicht  gestalten 
kann,  geht  Carey  einen  Schritt  weiter.  Erst  bei  zunehmender  Be- 
völkerung und  bei  zunehmender  Industrialisierung  wird  es  überhaupt 
möglich,  besseren  Boden  anzubauen.  Das  Entstehen  einer  Industrie 
neben  der  Landwirtschaft  schaltet  die  Transportwege  aus  und  ermög- 
licht erst  den  landwirtschaftlichen  Fortschritt.  Wo  Getreideausfuhr 
herrscht,  herrscht  Bodenerschöpfung.  Es  muß  also,  wenn  nötig  durch 
Schutzzölle,  eine  Industrie  geschaffen  werden,  die  zum  Aufhören  der 
Getreideausfuhr  und  zu  einer  intensiven  Landwirtschaft  führt.  Da- 
durch wird  der  Verkehr  (commerce)  befördert,  die  Beziehung  vom 
Konsumenten  zum  Produzenten,  die  den  Reichtum  steigert  —  der 
Handel  (trade),  der  die  Trennung  bedingt,  erschwert  ihn.  Wenn  die 
Volkswirtschaft  sich  isoliert  und  der  Warenumlauf  im  Inneren  vor 
sich  geht,  wird  die  Fähigkeit,  Reichtum  zu  bilden  und  Menschen  zu 
erhalten,  gesteigert.  Diese  Careysche  Idee  hat  in  den  neuen  Ländern 
großen  Beifall  gefunden.  Diese  neuen  Länder  exportieren  Rohstoffe, 
häufig  als  Bezahlung  alter  Anleihen.  Die  Einführung  von  Schutz- 
zöllen, der  Versuch,  die  Rohstoffausfuhr  zu  verhindern,  erscheint 
daher  wie  eine  Befreiung  von  einem  Tribut,  wie  eine  Ablösung  von 
Schulden.  Man  wird  politisch  selbständig  und  ökonomisch  frei  ^. 
Die  Selbstgenügsamkeit  bedeutet  hier  nicht  nur  Unabhängigkeit  von 
äußeren  Krisen,  sie  wird  nicht  mit  Opfern  an  Reichtum  und  Bevölkerung 
erkauft,  sie  bildet  vielmehr  die  Grundlage  wirtschaftlicher  und  poli- 
tischer Erstarkung. 


1  Ib.  S.  195-200,  277,  372/3. 

'  H.  C.  Carey,  Die  Grundlage  der  Sozialwissenschaften.  (Deutsche  Über- 
setzung 1863.)  Bd.  I  S.  XXI,  XL,  355;  Bd.  III  Kap.  LH  §§  4  u.  5.  Lehrbuch 
der  Volkswirtschaft  und  Sozial  Wissenschaft.  S.  65  ff..  S.  112.  —  K.  Knies,  Die 
politische  Ökonomie  vom  geschichtlichen  Standpunkt  aus.  S.  441/2.  —  E.  Dühring, 
Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und  des  Sozialismus.    S.  361,  416/7. 
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XL 

Die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  letzten  fünfzig  Jahre  hat  die 
Grundlagen  dieser  Anschauungen  nicht  unwesentlich  verändert. 

1.  Die  Entwicklung  der  modernen  Transportmittel  hat  den  Transport 
geringwertiger  Waren,  besonders  von  Getreide  auch  zu  Lande  er- 
möglicht; sie  steht  im  Begriff,  die  Auswanderung  in  internationale 
Sachsengängerei  zu  verwandeln. 

2.  Das  Kapital  ist  in  ungeahntem  Maße  wanderlustig  geworden; 
es  geht  nicht  nur  in  die  Kolonien,  sondern  infolge  der  veränderten 
Rechtssicherheit  in  alle  Länder. 

3.  Die  menschlichen  Wanderbewegungen  haben  ungeahnten  Umfang 
angenommen.  Dabei  ist  die  ,, Saisonwanderung"  fast  so  wichtig  ge- 
worden wie  die  Auswanderung. 

4.  Die  ,, natürliche  Arbeitsteilung"  zwischen  Tropenländern  und 
Ländern  mit  gemäßigtem  Klima  läßt  sich  auf  Grund  neuer  Erfahrungen, 
z.  B.  der  indischen,  kaum  noch  aufrechterhalten.  Es  hat  mit  einem 
Worte  eine  weit  größere  Ausgleichung  in  den  natürlichen  wie  in  den 
künstlichen  Produktionsbedingungen  der  einzelnen  Länder  stattgefunden, 
als  die  verschiedenen  Theorien  vorgesehen  hatten.  Kapital  und  Arbeit 
können  sich  heute  verhältnismäßig  leicht  den  jeweils  günstigsten 
Produktionsbedingungen  zuwenden,  auch  wenn  sie  am  anderen  Ende 
der  Welt  gelegen  sind.  Trotz  dieser  Umwandlungen  erscheint  die  Idee 
der  wirtschaftlichen  Selbstgenügsamkeit  in  nicht  stark  veränderter 
Form  wieder. 

a)  Sie  wird  einmal  immer  wieder  in  Agrarstaaten  betont,  die  sie 
im  Listschen  Sinne  vorbringen  und  dabei  ökonomische  Ziele  mit  natio- 
nalen Stimmungen  vermengen  —  wie  z.  B.  in  Rußland  ^. 

b)  Sie  wird  in  Ländern,  wie  Deutschland,  wo  infolge  der  Bevölkerungs- 
zunahme bei  starker  Industrialisierung  der  Bezug  von  Getreide  aus 
dem  Auslande  notwendig  geworden  ist,  in  den  Malthusschen  Gedanken- 
gängen vertreten.  Was  Oldenberg  seinerzeit  auf  dem  evangelisch- 
sozialen Kongreß  vorgebracht  hat,  geht  nur  in  wenigen  Punkten  über 
die  Ausführungen  hinaus,  die  Malthus  für  die  Selbstgenügsamkeit 
gemacht  hat;  und  wie  Malthus  damals,  so  hat  heute  Adolf  Wagner 
die  Konsequenz  gezogen  und  erklärt,  daß  eine  Verlangsamung  der 
Bevölkerungszunahme  nicht  als  Unglück  zu  betrachten  sei,  wenn 
dadurch  die  großen  Gefahren  der  Zukunft,  Industrialisierung,  Absatz- 


^  Schulze-Gävernitz,  Volkswirtschaftliche  Studien  aus  Rußland. 
S.  267.  —  Besonders  scharf  wird  der  Gedanke  bei  G.  Hildebrand,  Die  Er- 
schütterung der  Industrieherrschaft  und  des  Industriesozialismus,  durchgeführt, 
S.  160. 
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Stockungen,  Getreidesperren  usw.  vermieden  würden.  Beide  haben, 
wie  Malthus,  die  Getreidezölle  als  bestes  Mittel  empfohlen,  um  zur 
Selbstgenügsamkeit  zurückzukehren.  Diese  Gedanken  sind  in  der 
deutschen  Zollpolitik  auf  der  einen  Seite  siegreich  gewesen,  während 
sie  auf  der  anderen  Seite  durch  den  industriellen  Zollschutz,  der 
Industrialisierung   und   Ausfuhr    erstrebt,    wieder    verneint    werden  ^. 

c)  Sie  lebt  überdies  in  der  modernen  Kolonialpolitik  wieder  auf. 
Es  wird  der  Zusammenschluß  von  Kolonie  und  Mutterland  zwecks 
wirtschaftlicher  Selbstgenügsamkeit  gefordert;  das  ist  das  Wesen  des 
,, Imperialismus"  vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  betrachtet. 
In  den  modernen  Kolonialreichen  —  vor  allem  im  britischen  —  sind 
einmal  große,  dünnbesiedelte  Gebiete  in  der  gemäßigten  Zone  vor- 
handen, die  man  mit  Kapital  befruchten  und  mit  Menschen  besiedeln 
muß.  Das  Mutterland  liefert  die  Kapitalien  und  liefert  die  Menschen. 
Es  findet  so  gewissermaßen  eine  Ausdehnung  des  mutterländischen 
Agrarbodens  durch  Angliederung  neuer  Siedelungsgebiete  statt,  auf 
dem  sich  die  Arbeitsteilung  zwischen  Industrie-  und  Agrarstaat  zwar 
nicht  innerhalb  der  Landesgrenzen,  wohl  aber  innerhalb  der  Reichs- 
grenzen abspielt.  Das  ist  seit  Wakefield  das  Ziel  der  englischen  Kolonial- 
theoretiker gewesen  2.  Es  hat  sich  nur  in  beschränktem  Maße  ver- 
wirklichen lassen,  weil  die  Kolonien  sich  frühzeitig  industrialisierten; 
es  ist  in  dem  Chamberlainschen  Programm  von  neuem  aufgelebt,  dessen 
Grundgedanke  es  ist,  die  mutterländische  Auswanderung  an  Kapital 
und  Arbeit  in  die  Kolonien,  die  koloniale  Rohstoff  Produktion  ins 
Mutterland  zu  lenken  und  durch  Vorzugszölle  dem  Mutterlande 
Industriemärkte  zu  sichern. 

Daneben  tritt  auch  im  britischen  Reiche  der  Gedanke,  durch  handels- 
politischen Zusammenschluß  mit  den  Tropenkolonien  ein  sich  selbst- 
genügendes Wirtschaftsgebiet  herzustellen,  hervor.  Es  wäre  ein  Versuch, 
die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit,  die  erst  in  der  Stadt,  dann  im  Staat 
erstrebt  wurde,  im  Weltreich  zu  verwirklichen.  Diese  Möglichkeit 
ist  in  der  ,, Theorie  von  den  vier  Weltreichen"  seinerzeit  ernsthaft 
erörtert  worden;  sie  hat  neuerlich  insofern  eine  Weiterbildung  erfahren, 
als  ein  sozialistischer  Theoretiker  die  wirtschaftsgebietliche  Vereinigung 
Westeuropas  vorgeschlagen  hat,  der  dann  der  westeuropäische  Kolonial- 


^  R.  Oldenberg,  Über  Deutschland  als  Industriestaat.  S.  69,  93—96. 
Evangelisch-sozialer  Kongreß  1897. —  A.Wagner,  Agrar-  und  Industriestaat. 
S.  40 — 43.  An  logischer  Geschlossenheit  weit  über  Oldenberg  steht  Th.  v.  M  o  s  s  i  g , 
Die  Staatenentwicklung  als  Produkt  von  Überfluß  und  Mangel.  Das  Buch 
ist  eine  bis  in  die  letzten  Konsequenzen  durchdachte  Kritik  der  internationalen 
Wirtschaftsverflechtung  vom  Standpunkte  einer  sozialistisch  -  naturalistischen 
Theorie  der  Selbstgenügsamkeit. 

^  G.  Poulett  Scrope,   Principles   of   Political  Economy.     1833.    S.  378. 
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besitz  angegliedert  werden  sollte.  Sie  hat  einen  praktischen  Ausdruck 
in  der  französischen,  kolonialen  Handelspolitik  seit  1892  erhalten, 
die  die  französischen  Kolonien  als  überseeische  Provinzen  zu  Teilen 
des  französischen  Mutterlandes  zu  machen  suchte.  Das  Ideal  der  Selbst- 
genügsamkeit ist  in  allen  diesen  Fällen  nicht  verwirklicht  worden. 
Obwohl  im  einzelnen  weitgehende  Verschiebungen  eingetreten  sind, 
hat  sich  die  Loslösung  von  der  Weltwirtschaft  nicht  bewerkstelligen 
lassen  ^. 

XII. 

Die  gesteigerte  Beweglichkeit  von  Kapital  und  Arbeit  hat  indes 
den  Gedanken  der  Selbstgenügsamkeit  nach  anderer  Richtung  hin 
beeinflußt.  Die  Neuländer,  die  das  Einströmen  fremder  Kapitalien 
in  gewissen  Perioden  ihrer  Wirtschaftsentwicklung  mit  allen  Mitteln 
zu  fördern  suchen  und  sich  dabei  gerne  der  Erziehungszölle  bedienen, 
betrachten  die  regelmäßigen  Zinszahlungen  ans  Ausland,  besonders  in 
Krisenzeiten,  als  eine  Art  ungerechten  Tributs.  Selbst  wenn  sie  sich 
ihrer  nicht  einfach  auf  dem  Wege  des  Bankrotts  entledigen,  so  pflegen 
sie  doch  die  Abhängigkeit  von  fremden  Geldmächten  im  Interesse 
der  Selbstgenügsamkeit  des  nationalen  Kapitalmarktes  zu  fordern  — 
wenigstens  so  lange,  bis  der  nächste  große  Aufschwung  sie  ans  Ausland 
verweist  -. 

Umgekehrt  sehen  kapitalkräftige  Länder,  deren  Zollpolitik  den 
internationalen  Wirtschaftsverkehr  wenn  nicht  zu  hemmen,  so  doch 
zu  verschieben  sucht,  ihre  Pläne  durch  Kapitalabwanderung  vereitelt. 
Wenn  das  Kapital  nach  Gegenden  abströmen  darf,  die  bessere  natür- 
liche Produktionsbedingungen  aufweisen,  als  das  geschützte  Mutterland, 
so  wird  deren  Konkurrenz  entwickelt.  Zur  Verhütung  dieser  land- 
wirtschaftlichen Preiskrisen  sucht  man  die  Abwanderung  der  Kapi- 
talien zu  verhindern.  Man  hat  sogar  vorgeschlagen,  durch  entsprechende 
Regulierung  der  Depositengelder  das  Kapital  an  die  Heimat  zu 
fesseln,  um  die  Höhe  des  Leihzinses  zu  vermindern,  die  heimische 
Produktion  zu  verbilligen,  die  fremde  Konkurrenz  zu  verlangsamen. 
Wenn  man  überdies  durch  eine  entsprechende  Notenbankpolitik  das 
Gold  dem  Verkehr  zu  entziehen  trachtet,  um  es  bei  den  Zentralbanken 
unter  Kontrolle  zu  stellen,   so  kann  man  scheinbar  die   Kapitalver- 


^  M.  S  e  r  i  n  g: ,  Die  Handelspolitik  der  Großstaaten  und  die  Kriegsflotte,  in 
»Handels-  und  Machtpolitik«.  Bd.  II  S.  1  ff.  —  Hildebrand  a.  a.  O.  S.  229.  — 
Walter  Treuherz,  Die  zollpolitische  Assimilationsgesetzgebung  Frankreichs. 
Vorwort. 

''  R. Dunker,  Wirtschaftstudien  aus  Südamerika.  S.137.  —  B.  Ischanian, 
Die  ausländischen  Elemente  in  der  russischen  Volkswirtschaft.    S.  256,  270. 
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sorgung  der  heimischen  Produktion  sicherstellen.  Eine  Geldlehre, 
wie  die  Knappsche,  in  der  das  Fichte- Adam  MüUersche  „Landesgeld" 
wiederauflebt,  wäre  ein  brauchbarer,  theoretischer  Abschluß  dieser  im 
übrigen  recht  praktischen  Gedankengänge  ^. 

Soweit  das  andere,  bewegliche  Produktionselement,  die  Arbeit,  in 
Frage  kommt,  hat  die  Auswanderungsgesetzgebung  fast  aller  Länder 
ihre  Festhaltung  im  Mutterlande  versucht.  Dann  ist  an  Stelle  der 
Verhinderung  das  Bestreben  getreten,  die  Auswanderung  nach  be- 
stimmten Gebieten  zu  leiten.  Die  Angliederung  von  Kolonien  ist 
weniger  vom  Gesichtspunkte  der  Arbeitsteilung  zwischen  Mutterland 
und  Tropenkolonien  aus  befürwortet  worden,  als  von  dem  der  Er- 
werbung eines  Kolonialreiches,  das  den  nationalen  Bevölkerungs- 
zuwachs aufzunehmen  vermöchte.  Die  Industrialisierung  hat  diese 
Gedankengänge  zurücktreten  lassen.  Die  Verwandlung  der  Auswande- 
rung in  internationale  Sachsengängerei  hat  es  andererseits  den  Agrar- 
ländern ermöglicht,  ihre  Staatsangehörigen  zu  behalten  und  nur  deren 
Arbeitskräfte  vorübergehend  gegen  reichliches  Entgelt  fremden  Volks- 
wirtschaften zu  vermieten. 

Einer  derartigen  Entwicklung  —  zunehmende  Abhängigkeit  der 
Produktion  von  auswärtigen  Arbeitskräften  —  stehen  die  fremden 
Volkswirtschaften  vielfach  nicht  freundlich  gegenüber.  Das  Deutsche 
Reich  zog  bis  jetzt  vor,  die  Selbstgenügsamkeit  in  der  Roggen- 
versorgung dadurch  zu  erkaufen,  daß  es  seine  Wirtschaft  auf  Hundert- 
tausenden fremder  Arbeiter  aufbaut.  Anderswo  aber,  z.  B.  in  Frank- 
reich, hat  der  Ruf  ,, Schutz  der  nationalen  Arbeit"  sich  schon  gegen 
die  ausländischen  Saisonarbeiter  gekehrt. 

Das  Bestreben  der  arbeitenden  Klassen,  den  Arbeitsmarkt  des  natio- 
nalen Wirtschaftsgebiets  von  störenden  Einflüssen  frei  zu  halten,  ist 
indes  nicht  mit  der  Opposition  gegen  fremde  Saisonarbeit  erschöpft.  Das 
nationale  System  der  politischen  Ökonomie  in  Neuländern  verlangt 
wohl  zeitweise  die  Anlockung  von  Kapital  und  Arbeit,  um  durch 
vorübergehende,  innige  Verbindung  mit  anderen  Volkswirtschaften 
die  Grundlagen  der  Selbstgenügsamkeit  zu  legen.  Die  Warenpreise, 
die  durch  die  Zollgesetzgebung  über  das  Weltmarktniveau  gehoben 
werden,  ermöglichen  eine  gewisse  Loslösung  der  Produktion  von  dessen 
Bedingungen  und  damit  vorübergehend  den  Schutz  der  nationalen 
Arbeit.  Solange  aber  eine  Einwanderung  besteht,  ist  der  Nutzen  des 
Arbeiters  an  der  Zollpolitik  von  der  Größe  und  Art  derselben  abhängig. 
In  diesem  Zwiespalt  —   Schutz  der  Waren,   aber  freie  Einfuhr  der 

»  Otto  Schwarz,  Diskontopolitik  1911.  S.  179  ff.  —  E.  Kuhland,  Die 
internationale  landwirtschaftliche  Konkurrenz.  Ein  kapitalistisches  Problem. 
S.  47  ff. 
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Arbeit  —  hat  sich  die  amerikanische  PoHtik  bewegt,  soweit  nicht  farbige 
Rassen  in  Frage  kamen. 

Dagegen  ist  in  Australien  der  Versuch  gemacht  worden,  durch 
Verknüpfung  des  Zollschutzes  mit  entsprechenden  Lohnbedingungen 
und  durch  Einwanderungsbestimmungen  ein  Lohnniveau  zu  schaffen, 
das  von  dem  der  übrigen  Volkswirtschaften  verschieden  ist  ^  Wenn 
diese  Gedanken  durchgeführt  würden,  wenn  die  einzelnen  Volkswirt- 
schaften die  internationalen  Übertragungen  von  Kapital  und  Arbeit 
tatsächlich  zu  unterbinden  vermöchten,  dann  würden  Kapitalgewinne 
und  Lohnsätze  der  einzelnen  Länder  wieder  die  verschiedene  Höhe 
aufweisen,  die  den  Ausgangspunkt  der  Ricardoschen  Ausführungen 
bildete.  Wenn  damit  eine  Stockung  der  Bevölkerungszunahme  in  der 
ganzen  Welt  zusammenfiele,  und  die  Erschließung  der  Neuländer  ihr 
Ende  erreicht  hätte,  dann  wäre  die  Frage  der  Selbstgenügsamkeit 
der  einzelnen  Volkswirtschaften,  die  bis  heute  stets  durch  deren  Aus- 
dehnungsbedürfnis verschoben  worden  ist,  von  neuem  unter  ein- 
facheren Bedingungen  zu  erörtern.  Eine  übermoderne  Technik  mag 
dem  Menschen  gestatten,  alle  seine  Bedürfnisse  gegebenenfalls  durch 
nationale  Surrogate  zu  ersetzen.  Eine  Kontingentierung  der  Produk- 
tion mag  möglich  sein,  die  sich  nicht  nur  auf  Kali  und  Kohle  beschränkt, 
sondern  auch  künftige  Ernten  umfaßt,  nicht  bloß  die  Zurückbehaltung 
eingelagerter  Vorräte,  wie  etwa  heute  bei  der  Kaffeevalorisation. 
Dann  wird  die  Möglichkeit  der  nationalen  Selbstgenügsamkeit  sicher 
größer  sein  als  heute.  Aber  auch  dann  darf  man  bezweifeln,  ob  Aus- 
dehnung, Aufbau  und  Gliederung  und  Energiespannung  in  den  ein- 
zelnen Volkswirtschaften  gleichförmig  genug  sein  werden,  um  einen 
Verzicht  auf  internationalen  Ausgleich  möglich  zu  machen. 


'  Th.  Kniffs,   Official   Jearbook   of   the   Commonwealth   of   Australia. 
R.  Schachner,  Australien.    S.  191  ff. 


Zur  Frage  der  Vermögensbewertung  in  den  Bilanzen '. 
Von  Dr.  Siegfried  Buff,  München. 

DJIE  interessanteste  und  wichtigste,  aber  auch  schwierigste 
j  Frage  des  Bilanzwesens  ist  die:  Nach  welchen  Grundsätzen 
I  sollen  die  einzelnen  Vermögensbestandteile  eines  Geschäftes 

:  bewertet  werden  ?    Diese  Frage  ist  um  deswillen  so  wichtig, 

weil  sie  eine  Reihe  anderer  Fragen,  die  für  das  Verständnis  des  Bilanz- 
wesens grundlegend  sind,  einschließt.  Wir  erinnern  nur  an  die 
Frage  der  Abschreibungen,  an  die  Frage  der  Wertberichtigungsposten 
(wie  Anlegung  eines  Erneuer ungskontos,  eines  Delkrederekontos  für 
zweifelhafte  Forderungen  usw.)  und  an  die  Frage  der  Ansammlung 
von  Reserven.  Aber  auch  der  oberste  Grundsatz  alles  Bilanzierens : 
die  einzelnen  Bilanzposten  sollen  möglichst  wahr  und  klar  aufgestellt 
werden-,  kann  nur  dann  einigermaßen  richtig  erfaßt  werden,  wenn 
man  sich  über  die  Frage  der  Bewertung  klar  ist.  Es  ist  daher  wohl 
begreiflich,  daß  die  vorhandene  zahlreiche  Bilanzliteratur,  besonders  die 
juristische  und  buchführungstechnische,  sich  mit  unserem  Gegenstande 
eingehend  befaßte.  Und  es  ist  keine  Übertreibung,  wenn  Gerstner 
in  seinem  Buche ,, Bilanzanalyse"  sagt  ^,  fast  soviel  Werke  es  über  unseren 
Gegenstand  gebe,  soviel  verschiedene  Ansichten  oder  wenigstens  mehr 
oder  weniger  voneinander  abweichende  Ansichten  werde  man  finden, 
weshalb  es  ein  nicht  gerade  leichtes  Studium  sei,  sich  durch  dieses 
Chaos  von  divergierenden  Interpretationen  von  theoretischen  wie 
praktischen  Auffassungen  der  Bewertungsgrundsätze  bei  der  Bilan- 
zierung hindurchzufinden.  Zu  den  verschiedenartigen  Interpretationen 
hat  die  allgemein  gehaltene  Fassung  des  Wertbegriffes  im  §  40  HGB. 

^  Die  folgenden  Ausführungen  befassen  sich  nur  mit  der  F"rag"e  der  Be- 
wertung im  allgemeinen,  nicht  jedoch  mit  der  Frage  der  Bewertung  im  b e - 
sonderen,  d.h.  der  Einzelposten. 

^  Wahr  jedoch  nur  in  dem  Sinne,  daß  keine  Überbewertung  der  Aktiva 
bzw.  keine  Unterbewertung  der  Passiva  stattfindet.  Vgl.  hierüber  u.  a.  Rehm: 
•Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften«.  2.  Aufl.  München,  Berlin  und  Leipzig 
1914,  sowie  das  Vorwort  dazu.  Rehm  hat  noch  in  der  ersten  Auflage  (München 
1903,  S.  43  ff.)  den  entgegengesetzten  Standpunkt  vertreten. 

3  Berlin  1912,  S.  67.  Ähnlich  Passow:  »Die  Bilanzen  der  privaten 
Unternehmungen«.  Leipzig  1910,  S.  83.  —  Kovero:  »Die  Bewertung  der 
Vermögensgegenstände  in  den  Jahresbilanzen  der  privaten  Unternehmungen«. 
Berlin  1912,  S.  1  usw.  In  dem  zuletzt  genannten  Buche  findet  sich  auch  eine 
erschöpfende  Literaturvervvertung. 
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in  erster  Linie  Anlaß  gegeben.  Dieser  §  40  HGB.  lautet  bekanntlich: 
„Die  Bilanz  ist  in  Reichswährung  aufzustellen.  Bei  der  Aufstellung 
des  Inventars  und  der  Bilanz  sind  sämtliche  Vermögensgegenstände 
und  Schulden  nach  dem  Werte  anzusetzen,  der  ihnen  in  dem  Zeitpunkt 
beizulegen  ist,  für  welchen  die  Aufstellung  stattfindet.  Zweifelhafte 
Forderungen  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte  anzusetzen, 
uneinbringliche  Forderungen  abzuschreiben.^'  Gegen  diese  allgemeinen 
Bewertungsvorschriften  ^  hat  besonders  P  a  s  s  o  w  Stellung  genommen 
und  sich  bemüht,  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  der  Gesetzgeber 
die  unglückliche  Formulierung  der  genannten  Bewertungsvorschriften 
nur  deshalb  gewählt  habe,  weil  er  sich  in  Unkenntnis  der  Tatsachen 
des  Bilanz  Wesens  befunden  habe.  Er  habe  daher  die  normierten  Be- 
wertungsvorschriften so  abzuändern,  daß  sie  dem  wirtschaftlichen 
Grundgedanken  der  Bilanzaufstellung  besser  als  bisher  angepaßt  seien'-. 
Es  fragt  sich  nun,  ob  die  Fassung  des  §  40  HGB.  so  gehalten  ist,  daß 
sie  im  Widerspruch  steht  mit  der  Vielgestaltigkeit  der  geschäftlichen 
Gepflogenheiten  und  ob  es  nicht  erwünschter  ist ,  sie  bestehen  zu 
lassen,  statt  eine  Fassung  zu  wählen,  die  zwar  in  einer  Anzahl  von 
Fällen  vielleicht  vorteilhafter  wäre  als  bisher,  die  aber  trotzdem  dem 
Geschäftsleben  zu  enge  Fesseln  anlegen  würde.  Hierauf  läßt  sich  eine 
einigermaßen  klare  Antwort  nur  geben,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt, 
welchen  Zwecken  die  einzelnen  Vermögensbestandteile  eines  Geschäftes 
dienen  und  unter  welchen  Gesichtspunkten  die  Aufstellung  einer  Bilanz 
stattzufinden  hat,  ob  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Fortbestandes 
oder  der  Realisierung  des  Geschäftes.  Nur  dann  kann  man  sagen, 
welche  Bewertungsgrundsätze  für  die  Bilanzierung  der  Vermögens- 
bestandteile im  einzelnen  Falle  in  Betracht  kommen  sollen.  Es  ist  ein 
großes  Verdienst  der  neueren  Bilanzliteratm- ,  hierin  einige  Klarheit 
geschaffen  zu  haben.  Und  wenn  auch  die  hervorragendsten  Bilanzschrift- 
steller vornehmlich  die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  ziun  Gegen- 
stande ihrer  Untersuchungen  gemacht  haben,  so  wird  man  doch  eine 
große  Zahl  der  darin  entwickelten  Grundsätze  auch  auf  die  Bilanzen 
der  übrigen  geschäftlichen  Unternehmungsformen  anwenden  können. 
Welchen  Zwecken  dienen  die  einzelnen  Vermögensbestandteile  eines 
geschäftlichen  Unternehmens?     Sie  dienen  bekanntlich  den  Zwecken 


^  In  dieser  Abhandlung  ist  nur  von  den  allgemeinen  Bewertungsvorschriften 
des  $  40  HGB.  die  Rede,  nicht  von  den  Sondervorschriften  über  die  Bewertung 
bei  den  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  usw. 

^  Vgl.  seinen  Aufsatz:  »Über  die  Bewertung  der  Betriebsanlagen  in  den 
Bilanzen«  im  Bankarchiv  vom  1.  Februar  1914,  S.  153.  Über  die  Entstehungs- 
geschichte der  allgemeinen  Bewertungsvorschriften  im  §  40  HGB.  vgl.  sein 
Buch:  'Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen«  a.  a.  O.  S.  96  ff. 
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des  Gebrauches  (des  Betriebes)  oder  den  Zwecken  der  Veräußerung^. 
Diese  Unterscheidung  ist  eigenthch  für  jeden  in  wirtschaftHchen  Fragen 
Bewanderten  etwas  Selbstverständliches.  Sie  ist  so  alt  wie  das  Ge- 
schäftsleben selbst,  also  Jahrtausende '-.  Und  doch  haben  erst  Schef  f  ler  '-^ 
und  Simon*  auf  die  Bedeutung  dieses  Unterschiedes  für  die  Bewertung 
in  den  Bilanzen  in  klarer  Weise  hingewiesen.  Scheffler  teilt  die  Ver- 
mögensgegenstände für  Bilanzzwecke  in  zwei  große  Klassen  ein,  näm- 
lich in  solche,  bei  deren  Wertbestimmung  dauernd  nur  der  Eigentümer 
interessiert  ist,  und  in  solche,  bei  denen  dauernd  oder  vorüber- 
gehend andere  mitinteressiert  sind^.  Zur  ersten  Klasse  gehört  nach 
seinem  Ermessen  der  ganze  arbeitende  Apparat,  die  sogenannte  An- 
lage, bestehend  aus  dem  Immobiliar  und  dem  eisernen  Inventar  von 
Geräten,  Hilfsmaschinen  usw.,  überhaupt  alles,  was  nur  als  Mittel  zur 


^  Dazu  führt  Fuisting:  »Die  Preußischen  direkten  Steuern«.  7.  Aufl. 
Berlin  1907.  I.  Bd.,  S.  236,  sehr  anschaulich  u.  a,  aus:  »Das  gewerbliche 
Anlage-  und  Betriebskapital  im  kaufmännischen  und  wirtschaftlichen 
Sinne  ist  das  gesamte,  in  dem  einzelnen  Betriebe  werbende,  d.  h.  zur  Erzielung 
des  gewerblichen  Ertrages  unter  Mitwirkung  von  Arbeit  tatsächlich  verwendete 
oder  bestimmte  Vermögen.  Es  zerfällt  in  zwei  ihrer  Bedeutung  nach  völlig 
verschiedene  Gruppen:  die  bestimmungsmäßig  dem  Betriebe  dauernd  zu  er- 
haltenden Bestandteile  (Anlage-  oder  stehendes  Kapital),  wie  eigene  ge- 
werbliche Grundstücke,  Gebäude  und  bauliche  Anlagen,  Maschinen,  Betriebs- 
utensilien, Gerätschaften  und  Werkzeuge,  Wasser-  und  Zugkräfte,  Patent-, 
Vertrags-  usw.  Rechte  u.  dergl. ,  weiter  die  bestimmungsmäßig  fortlaufend 
dem  Verbrauche,  dem  Wechsel  oder  der  Formveränderung 
dienenden  Bestandteile  (Betriebs-  oder  umlaufendes  Kapital),  wie  Vor- 
räte von  fertigen  Waren,  Roh-  und  Hilfsstoffen,  an  Heizungs-,  Beleuchtungs- 
und Futtermitteln,  Wertpapiere,  Wechsel,  bares  Geld,  Forderungen  (Außen- 
stände) und  Schulden.«  Vgl.  auch  Fischer:  »Die  Bilanzwerte,  was  sie  sind  und 
was  sie  nicht  sind«.  Leipzig  1905.  Teil  I.  S.  20  ff.  u.  44  ff.,  sowie  Leitner: 
»Grundriß  der  Buchhaltung  und  Bilanzkunde«.  2.  Aufl.  Berlin  1914.  11.  Band, 
S.  13  ff.  Die  Bezeichnung  der  beiden  Gruppen  der  Vermögensbestandteile  ist 
jedoch  in  der  Bilanzliteratur  nicht  einheitlich. 

"  Wenn  Fischer,  einer  der  scharfsinnigsten  Bilanzschriftsteller  !a.  a.  O. 
S.  68),  behauptet,  dieser  Unterschied  sei  im  Grunde  genommen  so  alt  wie  die 
Buchführung  selbst,  also  etwa  ein  halbes  Jahrtausend,  so  ist  ihm  aus  dem  oben 
angegebenen  Grunde  nicht  beizupflichten.  Denn  mit  der  Buchführung  hat  diese 
Frage  ja  nichts  zu  tun.  Zudem  ist,  nebenbei  bemerkt,  die  Buchführung,  auch 
die  geordnete,  viel  älter. 

"  Vgl.  seinen  interessanten  Aufsatz  »Über  Bilanzen«  in  der  Viertelsjahrs- 
schrift für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte  Band  62,  Berlin  1879. 
Es  ist  ein  Verdienst  Passows  (vgl.  die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen 
a.  a.  O.  S.  86  ff,),  auf  diese  Schrift  weitere  Kreise  hingewiesen  zu  haben. 
Übrigens  sei  auch  betont,  daß  bereits  Simon  in  seinem  Buche:  »Die  Bilanzen 
der  Aktiengesellschaften«,  4.  unveränderte  Auflage,  Berlin  1910,  häufig  auf  die 
Ausführungen  Schefflers  Bezug  nimmt. 

*  Vgl.  sein  Buch:  »Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften«  a.  a.  O. 

■*  a.  a.  O.  S.  23  ff. 
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Vollführung  des  Zweckes  der  Unternehmung  da  ist  und  demnach, 
solange  der  letztere  Zweck  besteht,  auch  dauernd  da  sein  muß.  Zur 
zweiten  Klasse  rechnet  er  im  wesentlichen  diejenigen  Objekte,  welche 
von  dem  Gesamtbesitz  unter  Umständen  abgetrennt  und  veräußert 
werden  können  oder  sollen.  Für  die  Bewertung  bezüglich  der  ersteren 
sei  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  ,,der  Kostenpreis"  1,  be- 
züglich der  letzteren  dagegen  der  Verkaufspreis  maßgebend.  Trotz- 
dem die  Abhandlung  Schefflers  viel  Treffendes  bot,  blieb  sie  ziemlich 
lange  beinahe  unbeachtet. 

Nahe  verwandt  mit  den  Darlegungen  Schefflers  sind  die  Simons. 
Da  seine  Ausführungen  aber  viel  klarer  gehalten  sind  als  die  Schefflers, 
da  er  überhaupt  als  erster  Jurist  auf  den  Unterschied  zwischen 
Gegenständen,  welche  dem  Gebrauche  und  solchen,  welche  der  Ver- 
äußerung dienen  und  deren  Bedeutung  für  die  Bilanzbewertung  hin- 
wies, da  ferner  mit  dem  außerordentlichen  Aufschwung  der  deutschen 
Volkswirtschaft  die  Zahl  der  kaufmännischen  Unternehmungen  (darunter 
besonders  die  Zahl  der  Aktiengesellschaften)  rapid  anwuchs  und  in- 
folgedessen das  Bilanzwesen,  besonders  infolge  des  Auftauchens  aller 
möglichen  Streitfragen,  eine  weit  größere  Beachtung  als  früher  be- 
anspruchte, so  ist  es  begreiflich,  daß  sein  Buch,  das  in  meisterhafter 
Weise  alle  einschlägigen  rechtlichen  wie  volks-  und  privatwirtschaft- 
lichen Fragen  behandelt,  eine  außerordentliche  Verbreitung  gefunden 
hat.  Simon  ist  im  Gegensatz  zu  Scheffler  ausgesprochener  Anhänger 
der  subjektiven  Wertlehre  der  österreichischen  nationalökonomischen 
Schule  -  und  gelangt  mittelst  derselben  zu  der  Theorie  des  individuellen 
Wertes  ^.  Über  die  einzelnen  Vermögensgegenstände  und  ihre  Bedeutung 
für  Bilanzzwecke  sagt  er  folgendes*:  „Die  Bilanz  soll  die  Darstellung 
des  Vermögens  einer  bestimmten  Persönlichkeit  bilden.  Losgelöst  von 
dieser  Persönlichkeit  nehmen  die  einzelnen  Vermögensobjekte  einen 
anderen   Charakter   an;    manche   sind   überhaupt   nicht   übertragbar. 


I 


*  S.  24.  Unter  Kostenpreis  versteht  er  im  wesentlichen  den  Kaufpreis. 
Hier  will  jedoch  Scheffler  (S.  25  ff.)  bei  der  Bewertung' später  nur  Wert- 
minderungen durch  Abnutzung,  Verlust  am  Bestände  oder  an  der  Substanz 
berücksichtigt  wissen,  nicht  aber  den  Einfluß  von  Konjunkturen,  Preisverände- 
rungen usw.,  eine  Auffassung,  die  wir  natürlich  nicht  teilen  können. 

2  a.  a.  O.  S.  294  ff.  Vgl.  dazu  bes.  Menger:  »Grundsätze  der  Volks- 
wirtschaftslehre«. Wien  1871.  S.  77  ff.,  sowie  u.  a.  die  Arbeiten  über  die  Wert- 
lehre von  Böhm-Bawerk,  Brentano,  Dietzel,  Neumann,  Franz 
Oppenheimer,  Wieser  usw.  Weitere  Literaturangaben  finden  sich  im 
Artikel  "W^ert«  in  der  3.  Aufl.  des  Handw.  der  Staatswissenschaften. 

^  Vgl.  dazu  Seidler:  »Die  Vermögensbewertung  in  den  Bilanzen  der 
Aktiengesellschaften«  in  der  österr.  Zeitschritt  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung.    Wien  und  Leipzig  190v^  bes.  S.  407  ff. 

*  a.  a.  O.  S.  303/4. 


Zur  Frage  der  Vermögensbeiverlung  in  den  Bilanzen.  77 

noch  mehr  aber  verändern  ihren  Wert  in  zweiter  Hand.  Was  für  den 
einen  nur  als  Gebrauchsgegenstand  in  Betracht  kommt,  ist  für  den 
anderen  nur  als  Veräußerungsgegenstand  von  Bedeutung.  Was  der 
eine  mit  Rücksicht  auf  seine  Beziehungen  oder  seine  Stellung  in  der 
Geschäftswelt  zu  hohem  Preise  zu  veräußern  in  der  Lage  ist,  kann 
der  andere  nur  zu  erheblich  niedrigerem  verkaufen.  Dieselbe  Sache 
kann  für  verschiedene  Personen  verschiedenen  Gebrauchswert  haben: 
je  nach  den  Mitteln,  welche  sie  auf  die  Sache  zu  verwenden  in  der 
Lage  sind,  und  je  nach  den  Zwecken,  welche  sie  verfolgen. 

Nun  ist  es  aber  für  den  Kaufmann,  für  den  Aktienverein,  welcher 
sich  ein  Bild  von  seiner  Vermögenslage  machen  will,  völlig  gleich- 
gültig, welchen  Wert  eine  Sache,  die  er  besitzt,  in  der  Hand  eines 
anderen  hat,  welchen  Verkaufswert  sie  hat,  wenn  er  die  Sache  dauernd 
zum  Geschäftsbetrieb  bestimmt  hat,  oder  welchen  Gebrauchswert  eine 
Sache  hat,  welche  er  zur  Veräußerung  erworben  hat.  Verändert  der 
Kaufmann  die  Bestimmung  des  Gegenstandes,  so  ändert  sich  für 
diesen  hierdurch  die  Wertgrundlage;  muß  er  z.  B.  aus  irgendwelchen 
Gründen  ein  industrielles  Unternehmen,  das  er  fabrikmäßig  betrieben 
hat,  veräußern,  so  kommt  von  dem  Zeitpunkt  an,  in  welchem  er  den 
Entschluß  hierzu  gefaßt  hat,  nicht  mehr  der  Gebrauchs-,  sondern  nur 
noch  der  Realisationswert  in  Betracht."  Simon  zeigt  uns  hier,  indem 
er  von  Tatsachen  ausgeht,  in  anschaulicher  Weise  nicht  nur  den  Unter- 
schied der  Gegenstände,  die  zum  Gebrauch  in  einem  geschäftlichen 
Unternehmen  bestimmt  sind  vor  jenen,  welche  den  Zwecken  der  Ver- 
äußerung dienen.  Er  zeigt  uns  auch,  wie  die  einzelnen  Vermögens- 
gegenstände ihren  Charakter  als  Gebrauchsgegenstände  (Anlagever- 
mögen) 1  und  als  Veräußerungsgegenstände  ändern  können,  je  nachdem 
der  Kaufmann  die  Bestimmung  des  Gegenstandes  ändert.  Welche 
Momente  den  Kaufmann  dazu  veranlassen  können,  hat  ja  u.  a.  Karl 
Menger-  in  anschaulicher  Weise  dargelegt.  Als  eines  der  wichtigsten 
für  unsere  Frage  ist  unzweifelhaft  der  bloße  Wechsel  in  der  Beschaffen- 
heit eines  Vermögensgegenstandes.  Maschinen,  Pferde,  Automobile 
usw.,  welche  im  Laufe  der  Jahre  ihren  Gebrauchswert  für  einen  Kauf- 
mann einbüßen,  kommen  eventuell  doch  noch  für  Veräußerungszwecke 


'  Vgl.  dazu  das  anschauliche  Bilanzschema  bei  Leitner  Bd.  II  a.  a.  O. 
S.  10/11. 

^  Ich  verweise  u.  a.  auf  die  diesbezüglichen  Ausführungen  M  e  n  «:  e  r  s  über 
Gebrauchswert  und  Tauschwert  a.  a.  O.  S.  213  If.,  auf  die  Abhandlung  von 
Brentano:  »Die  Entwickelung  der  Wertlehre«  (Sitzungsbericht  der  Kgl.  Bayer. 
Akademie  der  Wissenschaften.  München  1908),  bes.  S.  42  ff.,  sowie  auf  Böhm- 
Bawerk:  »Grundzüge  der  Theorie  des  wirtschaftlichen  Güterwerts«  in  Conrads 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik.  Neue  Folge.  Band  13.  Jena 
1886.    S.  Iff..  S.  477  ff. 
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in  Frage.  Und  umgekehrt  kann  ein  Veräußerungsgegenstand  für  den 
Kaufmann  seinen  Tauschwert  verlieren  und  doch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  seinen  Charakter  als  Gebrauchsgegenstand  behalten,  z.  B.  wenn 
eine  Qualitätsverschlechterung  eintritt,  was  ja  bei  Delikatessen 
mitunter  vorkommt.  In  diesem  Falle  wird  eben  der  Delikatessen- 
händler die  Speisen  eventuell  selbst  in  seinem  Haushalt  verzehren  ^. 
Handelt  es  sich  sodann  um  einen  Vermögensgegenstand,  dem  ein 
Monopolcharakter,  also  eine  große  Seltenheit,  zukommt,  z.  B.  um 
ein  Patent  oder  um  Grund  und  Boden,  so  kann  der  Kaufmann  wohl 
mitunter  in  die  Lage  kommen,  sich  die  Frage  vorzulegen,  ob  er  den 
Gegenstand  in  seinem  Betrieb  weiter  verwenden  oder  ob  er  ihn  ver- 
äußern soll.  Nehmen  wir  an,  ein  Kaufmann  errichtet  an  der  Peripherie 
der  Stadt  eine  Ziegelei  und  erwirbt  dazu  Lehmgrundstücke.  Die 
Grundstücke  erhalten  allmählich  infolge  der  Bevölkerungszunahme, 
der  Einführung  von  Straßenbahnen  usw.  als  Bauplätze  so  großen  Wert, 
daß  der  Ziegeleibesitzer  mit  dem  Verkauf  der  Grundstücke  weit  besser 
fährt,  als  wenn  er  die  Ziegelei  weiter  betreibt.  In  den  meisten  Fällen 
wird  dann  der  Ziegeleibesitzer  diese  Grundstücke  verkaufen,  um  sich 
eventuell  in  einer  anderen  Gegend  eine  billigere  Ziegelei  anzulegen. 
Wir  sehen  also  aus  diesen  kurzen  Darlegungen,  die  ja  keineswegs  er- 
schöpfend sein  wollen,  daß  die  Frage,  ob  ein  Gegenstand  als  Gebrauchs- 
oder als  Veräußerungsgegenstand  für  den  Kaufmann  in  Betracht 
kommen  soll,  keineswegs  immer  geklärt  ist.  Aber  auch  in  manchen 
Fällen,  in  denen  über  den  Verwendungszweck  keinerlei  Zweifel  besteht, 
herrscht  in  der  Bilanzliteratur  keineswegs  vollständige  Übereinstim- 
mung darüber,  ob  die  Vermögensgegenstände  als  Gebrauchs-  oder  als 
Veräußerungsgegenstände  anzusehen  sind.  So  werden  vielfach  i.  Roh- 
und  Hilfsstoffe,  welche  in  der  Unternehmung  verwendet  werden  sollen, 
2 .  in  der  Unternehmung  erzeugte  und  noch  weiter  zu  verarbeitende  Halb- 
fabrikate und  3.  fertige  Produkte  bzw.  Waren  zu  den  Veräußerungsgegen- 
ständen gerechnet  ^,  während  z.B.  Reisch  und  K  r  e  i  b  i  g  ^  den  Begriff 
der  Veräußerungsgegenstände  enger  fassen  und  nur  die  fertigen  Produkte 
als  Veräußerungsgegenstände  angesehen  wissen  wollen.  Dazu  kommt 
ferner,  daß  die  Frage,  ob  ein  Vermögensgegenstand  als  Gebrauchs- 
oder als  Veräußerungsgegenstand  in  Betracht  kommen  soll  je  nach 

1  Menger  a.  a.  O.  S.  222. 

-  Vgl.  dazu  u.  a.  Simon  a.  a.  O.  S.  329,  sowie  überhaupt  dessen  Kapitel 
über  den  Wertansatz  des  einzelnen  Bilanzposten  loco  citato  S.  326  ff. 

^  Nach  der  Ansicht  dieser  Schriftsteller  (vgl.  »Bilanz  und  Steuer«.  Wien 
1907,  Band  I,  S.  326)  wären  dagegen  Roh-  und  Hilfsstoffe  richtiger  den  Ge- 
brauchsgegenständen (Betriebsgegenständen)  zuzuzählen,  da  ja  nicht  die  Absicht 
bestehe,  sie  im  gegenwärtigen  Zustand  zu  veräußern,  vielmehr  eine  weitere 
Verarbeitung  erfolgen  solle,  eine  Auffassung,  der  wir  uns  jedoch  nicht  anschließen. 
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der  Unternehmungsform,  der  die  einzelnen  Vermögensgegenstände 
angehören,  unter  Umständen  eine  verschiedene  Beantwortung  finden 
kann.  Bekanntlich  hat  eine  Aktiengesellschaft  eine  viel  längere  Lebens- 
dauer als  eine  Personalgesellschaft,  z.  B.  ein  Einzelunternehmen,  eine 
offene  Handelsgesellschaft  usw.  Die  Fragen,  wie  durch  Krankheit,  Alter 
und  Tod  bedingte  Geschäftsauflösung  bzw.  Geschäftsverkauf,  spielen 
jedenfalls  für  den  Einzelkaufmann,  die  offene  Handelsgesellschaft  und 
Kommanditgesellschaft  eine  größere  Rolle  als  für  die  Aktiengesellschaft. 
Berücksichtigt  man  dies,  so  wird  man  es  wohl  begreifen  können,  daß  die 
Bewertungsfrage  bei  der  Bilanzierung  für  den  Einzelkaufmann,  die  offene 
Handelsgesellschaft  usw.  nach  anderen  Gesichtspunkten  beurteilt  werden 
kann  als  für  eine  Aktiengesellschaft.  Die  Aufstellung  der  Bilanz  erfolgt 
ja,  wenn  wir  von  der  Veräußerungs-,  Liquidations-  und  Konkursbilanz, 
kurz  von  den  außerordentlichen  Bilanzen  absehen,  gewöhnlich  unter 
dem  Gesichtspunkte  des  Fortbetriebes  des  Unternehmens.  Man  nennt 
solche  Bilanzen  auch  ordentliche  =  (normale)  oder  Betriebsbilanzen^. 
Es  dürfte  aber  einleuchten,  daß  aus  dem  angegebenen  Grunde  der 
Einzelkaufmann  und  die  übrigen  Personalgesellschaften,  im  Gegensatz 
zur  Aktiengesellschaft  -,  bei  der  Aufstellung  aller  Bilanzen,  also  auch 
der  Jahresbilanzen  (abgesehen  vielleicht  von  der  Eröffnungsbilanz)  -^ 
eventuell    an    die    Realisierung    der    Gebrauchsgegenstände    denken 


^  Vgl.  Leitner:  Grundriß  der  Buchhaltungs-  u.  Bilanzkunde,  IL  Band, 
a.  a.  O.  S.  19;  ferner  Passow  a.  a.  O.  S.  9  ff.,  Rehm  a.a.O.  S.  Ifi,  S.  359  ff. 
Reisch  und  Kreibig,  a.  a.  O.  S.  315 ff.,  teilen  die  Bilanzen  folgendermaßen 
ein:  1.  in  indifferente  Betriebsbilanzen  (normale  Vermögensbilanzen  bei  Fort- 
setzung des  Betriebes  durch  den  gleichen  Unternehmer);  2.  in  »beeinflußte«  oder 
«präjudizierte«  Bilanzen,  nämlich  a)  in  Bilanzen  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  des 
als  verfügbar  auszuweisenden  Gewinnes  (Gewinnregulierungsbilanzen),  b)  in 
Bilanzen  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten  der  Neuerwerbung  eines  Unternehmens 
(Errichtungsbilanzen),  c)  in  Bilanzen  mit  Rücksicht  auf  ein  zu  erwartendes 
Liquidationsergebnis  (Liquidationsbilanzen).  Diese  etwas  komplizierte  Einteilung 
hat  sich  bisher  nicht  einbürgern  können.  Damit  ist  jedoch  die  Zahl  der  Ein- 
teilungsmöglichkeiten der  Bilanzen  in  der  Literatur  noch  nicht  erschöpft. 

'^  Hier  stehen  ja  die  Vorschriften  des  §  261  HGB.,  soweit  die  Normal- 
bilanzen  in  Frage  kommen,  entgegen,  da  sie  den  Aktiengesellschaften  eine 
höhere  Bewertung  als  zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  verbieten. 
Diese  strengen  Bewertungsvorschriften  bezwecken  hauptsächlich,  die  Verteilung 
eines  noch  nicht  realisierten  Gewinnes  zu  verhüten.  Vgl.  dazu  bes.  Reisch  u. 
Kreibig  a.  a.  O.  S.  316.  Über  die  einschränkenden  Bilanzvorschriften  des 
Gesetzes,  betr.  die  Gesellschaften  mit  beschr.  Haftung,  vgl.  bes.  §  42  Abs.  1 
dieses  Gesetzes. 

=•  Nicht  hierher  gehört  die  sogen.  Probebilanz,  welche  als  Kontrollmittel 
der  doppehen  Buchführung  andere  Zwecke  verfolgt.  Vgl.  dazu  die  ßuchhaltungs- 
literatur,  u.  a.  Leitner:  »Grundriß  der  Buchhaltung  u.  Bilanzkunde«.  2.  Aufl. 
Berlin  1913.  Band  I  S.  86  ff.,  sowie  Stern:  »Die  kaufmännische  Bilanz«.  Leipzig 
1911.    S.  47  ff. 
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können,  weshalb  hier  die  Bilanzen  mitunter  wohl  als  eine  Kom- 
bination von  Veräußerungs-  und  Betriebsbilanz  angesehen  werden 
können.  Man  wird  daher,  auch  wenn  man  den  seinerzeit  vom  Reichs- 
oberhandelsgericht ^  in  der  Bewertungsfrage  vertretenen  Standpunkt 
nicht  teilt,  doch  zugeben  dürfen,  daß  einige  Gesichtspunkte  2,  wenigstens 
für  den  Einzelkaufmann  und  die  übrigen  Personalgesellschaften,  bei  der 
Aufstellung  der  Bilanz  keineswegs  so  widerspruchsvoll  sind  wie  ver- 
schiedene Bilanzschriftsteller  und  vor  allem   Simon  ^  annehmen. 

Wenn,  wie  wir  dargelegt  haben,  der  Kaufmann  in  gewissen  Fällen 
die  Bestimmung  des  Gegenstandes  ändert,  wenn  er  also  einen  Gegen- 
stand, der  bisher  für  ihn  als  Gebrauchsgegenstand  in  Frage  kam,  für 
Zwecke  der  Veräußerung  verwendet  und  umgekehrt,  so  dürfte  ein- 
leuchtend sein,  daß  diese  Änderung  der  Entschlüsse  keineswegs  immer 
ohne  Einfluß  auf  die  Bilanzbewertung  für  ihn  sein  wird^.  Denn  die 
Bewertung  der  Gebrauchsgegenstände  in  der  Bilanz  kann  und  wird 
vielfach  nach  ganz  anderen  Grundsätzen  erfolgen  als  die  Bewertung 
der  Veräußerungsgegenstände.  Hier  ist  dem  subjektiven  Ermessen 
des  Kaufmanns  ein  gewisser  Spielraum  gelassen,  allerdings  nur  inso- 
weit, als  nicht  Gesetz  oder  Statuten  Schranken  ziehen.  Immerhin 
ist  es  aus  den  dargelegten  Gründen  begreiflich,  wenn  für  den  Einzel- 
kaufmann und  die  übrigen  Personalgesellschaften,  im  Gegensatz  zu 
den  Aktiengesellschaften  usw.,  keine  strengen  Bewertungsvorschriften 
existieren.  Dem  hat  auch  §  40  HGB.,  wie  wir  ja  noch  sehen  werden,  in  an- 
erkennenswerter Weise  Rechnung  getragen,  wenn  er  sagt,  daß  bei  der 
Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  sämtliche  Vermögensgegen- 
stände und  Schulden  nach  dem  Werte  anzusetzen  sind,  der  ihnen  in 
dem  Zeitpunkt  beizulegen  ist,  für  welchen  die  Aufstellung  stattfindet. 


1  Entsch.  XII  S.  19. 

-  So  heißt  es  u.  a.  daselbst  mit  Bezugnahme  auf  den  Art.  31  des  alten 
HGB.:  »Der  Bilanz  liegt  die  Idee  einer  fingierten,  augenblicklichen  allgemeinen 
Realisierung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva  zugrunde,  wobei  jedoch  davon  aus- 
gegangen werden  muß,  daß  in  Wirklichkeit  nicht  die  Liquidation,  sondern  viel- 
mehr der  Fortbestand  des  Geschäftes  beabsichtigt  wird  und  daß  daher  bei  der 
Ermittelung  und  Feststellung  der  einzelnen  Werte  derjenige  Einfluß  unberück- 
sichtigt zu  lassen  ist,  welchen  eine  Liquidation  auf  dieselben  ausüben  würde.« 

^  a.  a.  0.  S.  296  ff.  Den  Standpunkt  Simons  in  dieser  Frage  teilt  u.  a. 
auch  Seidler  a.  a.  O.  S.  406  ff.  Gegen  Simon  bes.  Staub.  Vgl.  die  Dar- 
legungen zu  S  40  HGB.  in  der  9.  Aufl.  des  Staubschen  Kommentars  zum 
Handelsgesetzbuch.  Berlin  1912.  S.  235.  Vgl.  auch  Fischer:  »Über  die 
Grundlagen  der  Bilanzwerte«.  Sonderabdruck  aus  der  Festschrift  der  Juristischen 
Gesellschaft  in  Leipzig  zur  500  iährigen  Jubelfeier  der  Universität  Leipzig. 
Leipzig  1909.    S.  25  ff. 

*  Vgl.  dazu  Brand:  »Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch".  Berlin  1911. 
S.  148,  dessen  Darlegungen  über  die  Bewertung  wir  indes  keineswegs  in  allen 
Punkten  beipflichten,  sowie  Reisch  und  Kr  ei  big  a.  a.  O.  bes.  S.  321. 
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Über  die  Frage,  welchen  Wert  der  Gesetzgeber  im  Auge  hat,  haben 
sich  die  bedeutendsten  Bilanzschriftsteller  die  Köpfe  zerbrochen,  und 
auch  heute  ist  hierüber  hoch  keine  Einigkeit  in  der  Auffassung  zu  er- 
zielen und  wird  wohl  nicht  so  leicht  zu  erzielen  sein^. 

Bis  zum  Erscheinen  der  ersten  Auflage  des  Simonschen  Buches 
(1886)  herrschte  in  der  Bilanzliteratur,  wenigstens  in  der  juristischen  ^, 
die  Überzeugung,  daß  Artikel  31  des  alten  deutschen  Handelsgesetz- 
buches ^,  welcher  eine  ziemliche  Ähnlichkeit  mit  dem  §  40  des  neuen 
Handelsgesetzbuches  aufweist,  den  objektiven  Wert  für  die 
Bewertung  als  maßgebend  erscheinen  lasse.  Nun  sollte  man  meinen, 
daß  sich  diese  Schriftsteller  übet  den  Begriff  des  objektiven  Wertes 
vollkommen  klar  waren.  Das  ist  jedoch  nicht  der  Fall*.  Indem  sie 
die  Bewertung  der  einzelnen  Bilanzposten  nach  dem  objektiven  Wert 
forderten,  glaubten  sie  bereits,  daß  dieser  immer  der  Veräußerungswert 
d.  h.  der  Tauschwert,  und  der  Veräußerungswert  immer  objektiver  Wert 
sein  müsse.  Eine  solche  Auffassung  wird  selbst  von  den  bedeutendsten 
nationalökonomischen  Anhängern  der  objektiven  Werttheorie  nicht  ge- 
teilt ^.  So  sagt  Böhm-Bawerk  u.  a.  über  den  Tauschwert :  ,, Während 
Wert  in  subjektivem  Sinne  die  Bedeutung  ist,  die  irgendein  Gut  für 
die  Wohlfahrt  eines  Subjektes  besitzt,  während  speziell  der  subjek- 
tive Tauschwert  die  Wohlfahrtsbedeutung  ist,  die  ein  Gut 
durch  seine  Austauschfähigkeit  für  irgendein  Subjekt  erlangt,  so  ist 
der  Tauschwert  im  objektiven  Sinn  nichts  als  die  Fähigkeit  eines  Gutes, 
im  Austausch  andere  Güter  zu  verschaffen.  ObjektiverTausch- 
wert  ist  Tauschkraft''."  Die  herrschende  Meinung  vom  objek- 
tiven (,, wahren")  Tauschwert  findet  einen  vorzüglichen  Stützpunkt 
in  denjenigen  Vermögensgegenständen  mit  einem  Markt-  und  Börsen- 


^  Wenn  wir  im  folgenden  auf  die  wichtigsten  Anschauungen  in  der  Bilanz- 
literatur Bezug  nehmen,  so  soll  damit  keineswegs  der  Anspruch  auf  Vollständig- 
keit erhoben  werden. 

^  Vgl.  u.  a.  das  Urteil  des  Reichsoberhandelsgerichts  Band  XII,  bes.  S.  18, 
neuerdings  auch  Knappe:  »Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften«.  Hannover- 
Berlin  1909.    S.  96  ff. 

^  Er  lautet  u.  a.:  »Bei  der  Aufnahme  des  Inventars  und  der  Bilanz  sind 
sämtliche  Vermögenspunkte  und  Forderungen  nach  dem  Werte  anzusetzen, 
welcher  ihnen  zur  Zeit  der  Aufnahme  beizulegen  ist."  Immerhin  weist  die 
diesbezügliche  Fassung  des  §  40  HGB.  eine  Verbesserung  gegen  Artikel  3 1  des 
alten  HGB.  auf. 

*  Vgl.  dazu  Passow:  »Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen« 
a.  a.  O.  S.  84  ff. 

'^  Vgl.  bes.  Böhm-Bawerk  a.  a.  O.  und  in  seinen  übrigen  Schriften, 
femer  dessen  Artikel  »Wert«  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
a.  a.  O.  S.  756 ff.,  außerdem  Neumann  u.  a. :  »Grundlagen  der  Volkswirtschafts- 
lehre«, erste  Abteilung.    Tübingen  1889  bes.  S.  183  ff. 

«  a.  a.  O.  S.  477  ff. 
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preis,  welch  letzterer,  weil  für  weite  Kreise  maßgebend,  nicht  allein 
vom  Erwerbs-  bzw.  Selbstkostenpreise,  sondern  überhaupt  von  der 
Person  und  Willkür  des  Inventarisierenden  völlig  unabhängig  ist  und 
daher  scheinbar  einen  objektiven  Wert  darstellt  i.  Einer  der  Haupt- 
fehler der  Anhänger  dieses  ,, wahren"  Wertes  in  der  Bilanzliteratur  liegt 
darin,  daß  sie  Wert  mit  Preis  verwechseln.  Wollte  man  aber  Ernst 
machen  und  die  Waren  und  Wertpapiere  zum  Markt-  oder  Börsen- 
preise des  Bilanztages  realisieren,  so  würde  man  finden,  daß  dies  un- 
möglich ist.  Denn  der  Kurs  z.  B.  der  Börsenpapiere  würde  wegen 
des  enormen  Angebots  rapid  sinken,  in  manchen  Fällen  wären  die 
Wertpapiere  sogar  unverkäuflich  2.  Zudem  ist  es  ,,mit  der  Wahrheit" 
des  Veräußerungspreises,  d.  h.  besonders  mit  der  Zuverlässigkeit  des 
Markt-  bzw.  Börsenpreises  im  allgemeinen  nicht  sehr  weit  her,  da  ja 
verschiedene  Faktoren  auf  die  Preisbildung  einwirken^.  Trotzdem 
werden  vielfach  Wertpapiere  von  den  Personalgesellschaften  (be- 
sonders den  Einzelunternehmern,  offenen  Handelsgesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften)  zum  Börsenkurs  des  Bilanztages  in  die 
Bilanz  eingesetzt*. 

Es  ist  nicht  der  Zweck  dieser  kurzen  Darlegungen,  auf  die 
objektive  Wertlehre  und  ihre  Berechtigung  näher  einzugehen.  Bemerkt 
sei  nur,  daß  auch  neuere  angesehene  Bilanzschriftsteller  mit  dem 
objektiven  Wertbegriff  ziemlich  willkürlich  umgehen.  So  vertritt 
Staub^  u.  a.  den  Standpunkt,  der  Gesetzgeber  habe  mit  dem  Wert- 
begriff den  objektiven  Wert,  den  die  Vermögensgegenstände  für 
das  Geschäft  haben,  im  Auge,  nicht  den  Wert,  wie  er  sich  insge- 
mein bei  einer  augenblicklichen  Zwangs  Versilberung  stellen  würde, 
aber  auch  nicht  den  auf  rein  subjektiven  Erwägungen  oder  auf  rein 
subjektiven  Eigenschaften  des  Geschäftsinhabers  beruhenden.  Dieser 
Wert  sei  passend  als  ,, Geschäftswert"  zu  bezeichnen.  Mit  Recht  hat 
besonders  Simon^  darauf  hingewiesen,  daß  der  Staubsche  ,, Geschäfts- 
wert" ebenfalls  Wert  im  subjektiven  Sinne  sei.   Wert  für  das 

^  Vgl.  dazu  und  zu  den  folgenden  Ausführungen  besonders  Fischer: 
»Die  Bilanzwerte  usw.«  S.  130  ff. 

-  Besonders  nicht  notierte  Wertpapiere. 

^  Vgl.  Prion:  »Die  Preisbildung  an  der  Wertpapierbörse«.   Leipzig  1910. 

*  Wenn  daher  Leitner  (»Grundriß  der  Buchhaltung  und  Bilanzkunde» 
Band  II,  a.  a.  O.  S.  45)  fordert,  daß  nicht  realisierte  Wertsteigerungen  in  der 
Bilanz  nicht  berücksichtigt  werden,  auch  nicht  von  Unternehmern,  deren  Bilanz- 
bewertung nicht  durch  §261  HGB.  beschränkt  ist,  so  ist  diese  Forderung  zwar 
vielfach  berechtigt,  steht  aber  mit  den  Gepflogenheiten  der  Praxis  nicht  immer 
im  Einklang. 

«  a.  a.  O.  S.  234  ff. 

*  a.  a.  O.  S.  309.  Vgl.  auch  Passow:  »Die  Bilanzen  der  privaten  Unter- 
nehmungen« a.  a.  O.  S.  93,  Kovero  S.  99 ff. 
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Geschäft  sei  aber  keine  objektive,  also  keine  dem  Geschäft  adhärente 
Eigenschaft,  sondern  ebenfalls  ein  Anteil  des  wirtschaftenden  Subjektes, 
eben  der  Inhaber  des  Geschäftes.  Der  Geschäftswert  ist  also  der 
Wert,  den  die  Geschäftsinhaber  den  einzelnen  Vermögensgegen- 
ständen für  ihr  Geschäft  beimessen.  Man  sieht,  die  Staubsche  Aus- 
legung des  Wertbegriffes  auf  Grund  des  §  40  HGB.  läßt  gerade  dem 
subjektiven  Ermessen  der  Geschäftsinhaber  den  weitesten  Spielraum 
für  die  Bewertung  in  den  Bilanzen. 

Den  Ausdruck  ,, Geschäftswert"  hat  auch  Rehm  adoptiert  und 
sich  in  der  zweiten  Auflage  seiner  ,, Bilanzen  der  Aktiengesell- 
schaften" dem  Staubschen  Standpunkt  auch  inhaltlich  genähert  1. 
Nach  seiner  Auffassung  bedeutet  Geschäftswert  nicht  Wert  des  Ge- 
schäftes, sondern  Wert  für  das  Geschäft,  den  Wert,  den  das  Ver- 
mögensstück hat  I.  für  das  Geschäft  und  2.  bei  dessen  Fortbestehen. 
Den  Gegensatz  bilde  daher  i.  der  individuelle  oder  subjektive  Wert, 
d.  h.  der,  den  der  Gegenstand  nicht  für  jeden  verständigen,  bedächtigen, 
vorsichtigen  (ordentlichen)  Besitzer  des  Geschäftes,  sondern  gerade 
für  oder  durch  den  gegenwärtigen  Geschäftsinhaber  habe,  2.  der  Ver- 
silberungswert, d.  h.  der  Erlös,  der  sich  erzielen  ließe,  wenn  das  Ge- 
schäft nicht  fortgeführt,  sondern  augenblicklich  oder  bald  aufgelöst 
würde.  Der  Geschäftswert  werde  objektiver  Wert  genannt,  weil  er 
den  Wert  darstelle,  den  ein  Ding  für  das  Geschäft,  also  für  ein  Objekt 
habe.  Damit  solle  jedoch  nicht  gesagt  sein,  daß  er  selbst  etwas  Objektives 
sei.  Wir  können  den  Darlegungen  dieses  verdienstvollen  Bilanzschrift- 
stellers  nicht  beipflichten.  Aus  den  oben  dargelegten  Gründen  läßt 
es  sich  keineswegs  sagen,  daß  Vermögensgegenstände,  indem  sie  Wert 
für  das  Geschäft  repräsentieren,  Wert  für  ein  Objekt  haben.  Diese 
Ausdrucksweise  ist  irreführend.  Denn  das  Geschäft  ist  hier  kein 
Objekt.  Es  ist  ein  Wirtschaftssubjekt,  d.  h.  das  Geschäft  sind  der  oder 
die  Geschäftsinhaber.  Wer  bewertet  hier  ?  Doch  der  oder  die  Geschäfts- 
inhaber. Der  Unzulänglichkeit  seiner  Ausführungen  scheint  sich  auch 
Rehm  bewußt  zu  sein,  wenn  er  weiter  sagt,  daß  der  Wert  keine  einem 
Gute  innewohnende  Eigenschaft  sei,  sondern  das  Urteil  eines  Be- 
trachters über  die  Bedeutung,  die  ein  Gut  für  einen  Haushalt  besitze. 
Die  Bewertung  sei  daher  etwas  Subjektives  und  das  Werturteil  falle 
nach  Personen  verschieden  aus.  Das  Urteil  werde  unterschiedlich  sein 
nach  dem  Interesse  des  Betrachters  usw.  Aber  auch  sonst  vermögen 
wir  Rehm  nicht  zu  folgen,  wenn  er  u.  a.  sagt,  der  Geschäftswert  des 


*  a.  a.  O.  S.  359.  Vgl.  auch  seine  früheren  etwas  anderen  Ausführungen  in 
der  1.  Aufl.  seines  Buches:  »Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften«  a.  a.  O.  S.  59 ff., 
sowie  seineu  Aufsatz:  »Allgemeine  Bewertungslehre  I«  bes.  S.  2  in  der  Zeitschrift 
für  Handelswissenschaft  und  Handelspraxis.    2.  Jahrgang.    Leipzig  1909. 
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§  40  HGB.  sei  der  Wert,  den  das  Vermögensstück  für  das  Geschäft 
bei  dessen  Fortbestehen^  habe.  Mag  dies  auch  in  der  Regel 
zutreffen,  so  steht  doch  davon  nichts  im  Gesetz.  Zudem  ist  die  Frage 
des  Fortbestehens  einer  Einzelunternehmung,  einer  offenen  Handels- 
gesellschaft und  einer  Kommanditgesellschaft,  im  Gegensatz  zur 
Aktiengesellschaft,  wie  bereits  dargelegt  wurde,  keineswegs  gesichert, 
weshalb  es  geradezu  verhängnisvoll  gewesen  wäre,  wenn  der  Gesetz- 
geber eine  bestimmte  diesbezügliche  Bewertungsvorschrift  erlassen 
oder  bei  Abfassung  des  §  40  HGB.  daran  gedacht  hätte. 

Von  den  genannten  Schriftstellern  unterscheidet  sich  Simon  vor- 
teilhaft zunächst  dadurch,  daß  er  bestreitet,  der  Gesetzgeber  habe 
im  §  40  HGB.  bestimmte  Bewertungs Vorschriften  geben  wollen  2. 
Der  Gesetzgeber  lasse  vielmehr  diese  Frage  absichtlich  offen.  Nach 
seiner  Auffassung  jedoch  sei  der  Wert,  der  für  die  Bilanz  maßgebend 
sei,  der  individuelle  Wert  und  zwar  für  Vermögensgegenstände, 
die  dem  Gebrauche  bzw.  dem  Betriebe  dienen,  der  sogenannte  be- 
sondere Gebrauchswert,  für  Veräußerungsgegenstände  der  be- 
sondere Verkehrswert.  Dieser  individuelle  Wert  sei  keineswegs 
ein  willkürlicher,  sondern  erheische  die  sorgfältigste  Prüfung.  Denn 
es  sei  in  jedem  einzelnen  Fall  zu  untersuchen,  welche  Gesichts- 
punkte mit  Rücksicht  auf  das  Bilanzsubjekt  für  entscheidend  zu 
erachten  seien,  und  erst  hiernach  dürfe  der  für  das  Bilanzobjekt 
anzusetzende  Wert  berechnet  werden^.  Diesem  individuellen  stellt 
er  den  allgemeinen  Gebrauchs-  und  Verkehrswert  gegenüber*, 
je  nachdem  eine  einzelne  Person  oder  eine  Vielheit  zur  Vergleichung 
herangezogen  wird.  Die  subjektive  Wertlehre  Simons,  die,  wie  bereits 
dargetan  wurde,  von  den  Gebrauchs-  und  Veräußerungsgegenständen 
ausgeht,  hat  in  der  Bilanzliteratur  große  Verbreitung  gefunden,  wozu 
nicht  zum  wenigsten  der  Umstand  beitrug,  daß  damit  ,,die  Kluft 
einigermaßen  verdeckt  werden  kann,  welche  zwischen  den  tatsäch- 
lich üblichen  Bilanzen  und  den  vermeintlichen  Anforderungen  des 
deutschen  Gesetzes  liegt ^."  Von  den  Bilanzschriftstellern,  welche 
sich  bewußt  zur  subjektiven  Wertlehre  und  zwar  im  großen  und 
ganzen  im  Sinne  Simons  bekennen,  seien  besonders  R  e  i  s  c  h 
und   K  r  e  i  b  i  g  ^  und  Manfred   Berliner'   genannt.     Dagegen 

^  Diese  Auffassung,  die  Rehm  bereits  in  der  ersten  Auflage  seiner 
Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  vertrat  (S.  60 \  wird  auch  von  den  Heraus- 
gebern der  hier  zitierten  9.  Aufl.  des  Staub  sehen  Kommentars  geteilt.  Vgl. 
auch  Knappe  a.  a.  0.  S.  96 ff.,  sowie  die  Ausführungen  Fischers  hierüber 
(»Die  Bilanzwerte«,  a.  a.  O.  S.  15). 

-  a.  a.  O.  bes.  S.  299  ff.  "  a.  a.  O.  S.  304  ff.  *  a.  a.  O.  S.  294. 

«  Simon  a.  a.  O.  S.  300.  ^  a.  a.  0.  S.  320ff. 

'  Buchhaltungs-  und  Bilanzenlehre.  Bd.  II.  3.  Aufl.  Hannover  u.  Leipzig 
1911,  S.  92  ff. 
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hat  die  Wertlehre  Simons  auch  verschiedene  Angriffe  erfahren,  u.  a. 
besonders  von  Fischer,  Passow,  Seidler  und  K  o  v  e  r  o  . 
Die  Ausführungen  Fischers,  die  sich  ebenso  gegen  R e i s c h  und 
Kreibig^  richten,  haben  inzwischen  auch  von  den  zuletzt  ge- 
nannten Schriftstellern  eine  gründliche  Widerlegung  erfahren '.  Fischer  ^ 
wendet  sich  besonders  gegen  die  Annahme,  daß  es  jemals  möglich  sei, 
den  Gebrauchswert  einer  Sache  im  wirtschaftlichen  Sinne  in  der  Buch- 
führung ziffernmäßig  in  Geld  darzustellen.  Auch  sei  der  Wert  einer 
Gebrauchssache  nicht  derselbe  wie  der  Wert  im  Sinne  der  Buchführung. 
Dies  gehe  besonders  daraus  hervor,  daß  von  der  Buchführung  bei  der 
Bewertung  eines  Gebrauchsgegenstandes  nur  der  Erwerbspreis  und 
die  Abnutzungsdauer  in  Betracht  gezogen  werde,  hingegen  kein  ein- 
ziges von  denjenigen  Momenten,  die  den  Nutzungswert  einer  Sache 
irgendwie  bestimmen  oder  ihn  gar  individualisieren.  Und  das  bilde 
doch  gerade  den  Kern  der  Lehre  Simons,  daß  alle  für  den  Wert  eines 
Gebrauchsgegenstandes  im  wirtschaftlichen  Sinne  maßgebenden  Fak- 
toren auch  durch  die  Buchführung  und  Bilanz  zum  Ausdruck  gelangen 
sollen.  Zu  diesen  Ausführungen  ist  folgendes  zu  bemerken:  Wenn 
Fischer  sagt,  der  Wert  einer  Gebrauchssache  sei  nicht  derselbe  wie 
der  Buchwert,  so  ist  diese  Behauptung  in  dieser  einseitigen  Form  nicht 
richtig  *.  Buchwert  und  Gebrauchswert  können  wohl  übereinstimmen. 
Richtig  ist,  daß  Gebrauchswert  und  Buchwert  nicht  übereinstimmen 
müssen.  Das  hat  aber  auch  Simon  nicht  behauptet.  Wenn  eine 
Übereinstimmung  nicht  vorhanden  ist,  so  hängt  diese  Abweichung 
damit  zusammen,  daß  der  Kaufmann  bei  der  Büanzziehung  in  der 
Regel,  wenn  auch  nicht  immer,  auf  verschiedene  Umstände 
Rücksicht  nimmt.  Dazu  gehört  nicht  zum  wenigsten  der,  seine 
Jahreserträgnisse  möglichst  unabhängig  von  Schwankungen 
und  eventuellen  Überraschungen  zu  halten.  Dies  ist  auch  der  Grund, 
weshalb  er  die  Abschreibungen  in  der  Regel  jährlich  und  in 
gleicher  Höhe  vornimmt,  obzwar  dies  keineswegs  in  dieser 
Form  vorgeschrieben  ist  und  obgleich  die  jährlich  ab- 
geschriebenen Quoten  keineswegs  der  wirklichen  jähr- 
lichen Abnutzung   entsprechen  müssen^. 

Richtig  ist  auch,  daß  der  Einzelkaufmann,  die  offene  Handelsgesell- 
schaft und  die  Kommanditgesellschaft,  ähnlich  wie  die  Aktiengesell- 
schaft,  die   Kommanditgesellschaft   auf  Aktien   und  die   Gesellschaft 

^   Fischer:  »Die  Bilanzwerte«  a.  a.  O.  S.  48  ff. 
■'  a.  a.  O.  S.  332  ff. 

'    »Die  Bilanzwerte»  a.  a.  0.  S.  55.    Ebenso  Passow:  »Die  Bilanzen  der 
privaten  Unternehmungen«  a.  a.  0.  S.  90. 

*    »Die  Bilanzwerte»  a.  a.  O.  bes.  S.  53  ff. 

^   Vgl.  dazu  auch  Fischer:  »Über  die  Grundlagen«  a.  a.  O.  S.  50  ff. 
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mit  beschränkter  Haftung,  für  welch  letztere  Gesellschaften  ja  dies- 
bezügliche gesetzliche  Sondervorschriften  existieren,  bei  der  Bewertung 
der  Gebrauchsgegenstände  (Betriebsanlagen)  häufig  vom  Erwerbs-, 
Anschaffungs-,  Herstellungspreis  usw.  und  deren  voraussichtlichen 
Abnutzungsdauer  ausgehen,  welcher  dann  die  Obergrenze  bildet. 
Trotzdem  gibt  es  auch  Kaufleute,  die  dies  nicht  tun^.  Immerhin  ist 
selbst  bei  der  Zugrundelegung  einer  Bewertung  zum  Erwerbspreis  usw. 
der  subjektiven  Schätzungstätigkeit  des  Kaufmannes  noch  ein  sehr 
weiter  Spielraum  gelassen,  da  ja  eine  Untergrenze  nicht  gegeben  ist. 
Mit  Recht  betonen  R  e  i  s  c  h  und  K  r  e  i  b  i  g '-,  daß  der  Kaufmann  zu  ganz 
falschen  Ergebnissen  gelangen  würde,  wollte  er  die  einzelnen  Gebrauchs- 
gegenstände nur  nach  dem  Erwerbspreis  und  der  voraussichtlichen 
Abnutzungsdauer  in  die  Bilanz  einstellen.  Ein  vorsichtiger  Kaufmann 
wird  z.  B.  keineswegs  einen  Vermögensgegenstand,  wenn  dieser 
seinen  Erwartungen  nicht  entspricht,  oder  eine  Maschine,  die  durch  eine 
neue  Erfindung  überholt  ist,  zum  Erwerbs-  bzw.  Herstellungspreis, 
unter  Berücksichtigung  der  voraussichtlichen  Abnutzungsdauer,  in  die 
Bilanz  einstellen,  sondern  er  wird  bei  der  Bilanzierung  den  wirklichen 
Gebrauchswert  zugrunde  legen,  also  alle  Momente  in  Betracht 
ziehen,  welche  die  Gebrauchsfähigkeit  beeinträchtigen  können.  Reisch 
und  Kreibig  widerlegen  auch  den  Einwand  Fischers 3,  der  Gebrauchs- 
wert lasse  sich  ohne  Kenntnis  der  Anschaffungskosten  nicht  ermitteln. 
Außer  von  Fischer  wurde  Simons  Lehre  vom  individuellen  Gebrauchs- 
wert besonders  von  P  a  s  s  o  w  *  heftig  angegriffen  und  ihm  vorgeworfen, 
daß  er  den  Betriebswert  ^  (Gebrauchswert)  mit  Erwerbspreis  abzüg- 
lich der  notwendigen  Abschreibungen  identifiziere  ^.  Beide  seien  aber 
voneinander  völlig  verschieden.  Dieser  Vorwurf  der  Inkonsequenz 
Simons  ist  ja  zum  Teil  berechtigt.  Immerhin  ist  Simons  ,,salto  mortale"  ' 

^  Bei  ihnen  spielt  die  Frage,  noch  nicht  realisierte  Gewinne  nicht  zu  ver- 
teilen, zwar  auch  eine  große,  aber  keine  solche  Rolle  wie  bei  Aktiengesell- 
schaften usw. 

"    ibidem. 

^    »Die  Bilanzwerte«  a.  a.  O.  S.  16  ff.  und  an  verschiedenen  anderen  Stellen. 

*   Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen  S.  9 1  ff. 

^  Passow  (>Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen ^  a.  a.  O.  S.  91) 
hält  Simon  u.  a.  auch  vor,  daß  dieser  in  seinen  speziellen  Ausführungen  über 
die  Bewertung  gar  nicht  mehr  das  Wort  »Gebrauchswert"  verwende,  sondern 
plötzlich  von  »ßetriebswert*  spreche,  ohne  diesen  neuen  Begriff  zu  definieren 
und  ohne  ihn  ausdrücklich  als  Synonym  für  Gebrauchswert  zu  erklären.  U.  E. 
lassen  die  Ausführungen  Simons  (a.  a.  O.  S.  326  ff.)  nicht  den  geringsten 
Zweifel  darüber  aufkommen,  daß  er  diese  beiden  Ausdrücke  im  gleichen  Sinne 
angewendet  wissen  will. 

«   Vgl.  Simon  a.  a.  O.  S.  408. 

''  Vgl.  Passow:  »Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen«  a.  a.  O.  S.  92 
und  im  Anschluß  daran  K  o  v  e  r  o  a.  a.  O.  S.  97  ff.  Ferner  S  e  i  d  1  e  r  a.  a.  O.  S.  409. 
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vom  Gebrauchswert  zum  Erwerbspreis  nur  für  die  Aktiengesellschaften 
nachweisbar  (wozu  die  Fassung  des  §  261  HGB.  Abs.  3  Veranlassung 
gegeben  haben  mag),  nicht  dagegen  für  die  übrigen  Handelsgesell- 
schaften 1.  Dagegen  haben  die  Darlegungen  Passows  (in  seiner  Polemik 
gegen  Simon-),  daß  es  meist  um  deswillen  schwierig  sei,  die  einzelnen 
Gebrauchsgegenstände  ziffernmäßig  nach  ihrem  Gebrauchswert  zu 
fixieren,  da  ja  viele  gar  keinen  selbständigen  Gebrauchswert 
haben  und  für  sich  allein  und  ohne  Zusammenhang  mit  den  anderen 
Aktiven  des  Unternehmens  gar  keinen  Nutzen  gewähren,  mit  der 
Einschränkung  Berechtigung,  daß  verschiedene  Gebrauchs- 
gegenstände im  Zusammenhang  mit  anderen  Aktiven 
einen  anderen  (z.  B.  größeren)  Gebrauchswert  haben 
können,  alswenn  siedavonlosgelöstwären.  Hierauf  hat 
Simon  zwar  hingewiesen,  aber  nicht  in  wünschenswertem  Maße  Rück- 
sicht genommen.  Würde  man  allerdings  diesen  von  Passow  hervor- 
gehobenen Gesichtspunkt  bei  der  Bilanzbewertung  ausschließlich  zu- 
grunde legen,  so  würde  man  allmählich  bei  der  Bilanzierung  zur 
,, Methode  der  Kapitalisierung  nach  dem  Ertrage"  gelangen,  deren  An- 
wendung (wenigstens  bei  den  normalen  Jahresbilanzen)  nicht  nur  in  der 
Bilanzliteratur  mit  Recht  verpönt  ist,  sondern  auch,  wie  Fischer^ 
anschaulich  dargelegt  hat,  den  Zusammenbruch  aller  ordnungsmäßigen 
und  vernünftigen  Bilanzgrundsätze  zur  Folge  haben  müßte. 

Während  sich  Fischer  und  Passow  hauptsächlich  gegen  Simons  Lehre 
vom  individuellen  Gebrauchswert  hinsichtlich  ihrer  Anwend- 
barkeit bei  der  Bilanzierung  von  Gebrauchsgegenständen  (Betriebs- 
anlagen) wenden,  haben  Seidler  und  Kovero  auch  Simons  Lehre  vom 
individuellen  Veräußerungswert  hinsichtlich  ihrer  Anwendungs- 
möglichkeit bei  Veräußerungsgegenständen  verworfen.  Unter  in- 
dividuellem Veräußerungswert  versteht  Simon*  jenen  Verkaufswert, 
den  der  Gegenstand  in  den  Händen  einer  bestimmten  Person  hat,  während 
er  unter  allgemeinem  Veräußerungswert  (Verkehrswert)  jenen  Wert 
versteht,  welcher  nicht  für  eine  bestimmte  Person,  sondern  für  eine 
unbestimmte  Mehrheit  von  Personen  erreichbar  ist.  Simon  sieht  in 
dem  individuellen  Veräußerungswert  den  Veräußerungspreis,  welchen  der 
betreffende  Unternehmer  auf  Grund  seiner  individuellen  Verhältnisse 
erzielen  kann.  Und  es  besteht  kein  Zweifel,  daß  Simon  wirklich  zu  er- 
zielende   Veräußerungspreise    im   Auge    hat,    obzwar    er    in    seinen 


'    Das  geht  u.  E.  aus  seinen  Darlegungen  (a.  a.  O.  S.  334  ff.  im  §  87)  her- 
vor.   Vgl.  dazu  ferner  Kovero  a.  a.  O.  S.  98  Anm.  2. 

-   Vgl.  Passow:  »Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen  <  a.  a.  O.  S.  90. 
^   »Über  die  Grundlagen  der  Bilanzwerte«  a.  a.  O.  S.  24  ff.,  bes.  S.  33. 
*   3L.  a.  O.  S.  307. 
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diesbezüglichen  Ausführungen  nicht  sehr  klar  ist.  Dazu  bemerkt 
Kovero^,  diese  Ausführungen  Simons  enthalten  Widersprüche.  Denn 
der  individuelle,  subjektive  Tauschwert  komme  der  Gütermenge  oder 
der  Menge  des  Preisgutes  gleich,  welche  ein  Individuum  im  Austausch 
für  ein  gewisses  Gut  herzugeben  bereit  sei  auf  Grund  seiner  subjektiven 
Wertschätzung,  des  Maßes  von  Bedeutung,  welches  er  dem  Gute  für 
die  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  beilege.  Die  Gütermenge,  welche 
bei  einem  Tausche  tatsächlich  hergegeben  werde,  hänge  dagegen  nicht 
nur  von  der  Wertschätzung  eines  Individuums  ab,  sondern  sei  das 
Resultat  von  Wertschätzungen  mehrerer,  sowie  in  der  Regel  von  ge- 
wissen objektiven  Elementen;  diese  Gütermenge  sei  eben  der  Preis. 
Und  es  sei  einleuchtend,  daß  die  in  den  Preisen  zum  Ausdruck  kom- 
menden Tauschwerte  mit  den  subjektiven,  individuellen,  in  der  Regel 
nicht  zusammenfallen.  Dieser  Einwand  Koveros  ist  berechtigt  und 
deckt  sich  im  wesentlichen  mit  der  Kritik  Seidlers  ^,  der  sagt,  die  Aus- 
führungen Simons  seien  ein  Gemisch  von  Wahrem  und  Falschem, 
das  durch  unzureichende  Unterscheidung  von  Wert  und  Preis 
hervorgerufen  werde.  Dieser  Unterschied  zwischen  Wert  und  Preis 
wird  in  der  Tat  auch  sonst  in  der  Bilanzliteratur,  wie  bereits  betont, 
vielfach  nicht  genügend  gewürdigt^. 

Wenn  im  vorhergehenden  auf  die  individuelle  Wertlehre  Simons  be- 
sonders eingegangen  wurde,  so  geschah  dies  nicht  nur  deshalb,  weil  sie 
die  größte  Verbreitung  genießt,  sondern  auch  weil  sie  von  sämtlichen 
Bewertungsprinzipien  am  ehesten  eine  Brücke  zwischen  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  und  den  Anschauungen  der  Praxis  bildet.  Freilich 
kann  auch  sie  der  Vielgestaltigkeit  der  geschäftlichen  Gepflogenheiten 
nicht  annähernd  gerecht  werden. 

Während  die  meisten  der  bisher  genannten,  sowie  eine  große  Zahl 
weiterer  BüanzschriftsteUer  die  Bewertungsvorschriften  des  §  40  HGB. 
zum  Ausgangspunkt  ihrer  Darlegungen  machen  und  sich  bei  ihren 
Auslegungen  bemühen,  diese  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  in 
Einklang  zu  bringen,  haben  Fischer  und  Passow  einen  anderen 
Weg    eingeschlagen^.      Sie    gehen    ,,von   der   in   der    Praxis    wirklich 


1   a.  a.  0.  S.  97. 

-'   a.  a.  O.  S.  408  ff. 

"   Vgl.  auch  Berliner  a.  a.  O.  S.  92  ff. 

*  Neuerdings  hat  Kovero  in  der  bereits  zitierten  interessanten  Ab- 
handlung (a.  a.  O.  bes.  S.  113  ff.)  versucht  zu  zeigen,  wie  die  Bilanzbewertung 
nach  dem  Wesen  und  den  Funktionen  der  Bilanzen  sein  sollte.  Er  verlangt, 
daß  für  die  Bilanzaufstellung  ein  einheitliches,  gleichmäßiges  Bewertungsprinzip 
angewendet  und  daß  bei  der  Bilanzierung  nur  der  »gegenwärtige  objektive 
Anschaffungswert'  eingesetzt  werde,  d.  h.  derjenige  Wert,  zu  dem  die  betreffen- 
den Aktiven  am  Bilanztage  angeschafft  werden  könnten  (wobei  die  bis  dahin 
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geübten  Methode  der  Bewertung"  aus,  uni  dann  zu  zeigen,  daß  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  damit  im  vollständigen  Widerspruch  stehen. 
Zu  diesem  Ergebnisse  gelangen  sie  auf  folgende  Weise:  Sie  sagen,  es 
sei  in  der  Praxis  üblich,  sowohl  Gebrauchsgegenstände  wie  Veräußerungs- 
gegenstände ^  zimi  Erwerbs-  (Anschaffungs-,  Herst ellungs-,  Selbst- 
kosten-)preis  am  Bilanztage  luiter  Berücksichtigung  eventuell  in- 
zwischen eintretender  Wertminderungen  in  die  Bilanz  einzustellen, 
da  die  Praxis  von  Anfang  an  ihr  Augenmerk  vorzugsweise  auf  die 
Ertragsberechnung  gerichtet  und  die  Bilanz  nach  diesem  Gesichts- 
punkt gestaltet  habe.  Jedenfalls  aber  müsse  jeder  Kaufmann  bei 
Aufnahme  der  Bilanz  auch  den  Selbstkostenpreis  der  Veräußerungs- 
sachen von  Waren  und  Fabrikaten  kennen,  wenn  anders  deren  Be- 
wertung und  damit  überhaupt  seine  Bilanz  als  eine  ordnungsmäßige 
gelten  könne  ^.  Da  jedoch  der  Gesetzgeber  im  §  40  HGB.  ausdrücklich 
bestimmt  habe,  daß  bei  der  Bewertung  in  allen  Fällen  der  wahre  Wert, 
d.  h.  der  Veräußerungswert  (bzw.  der  Verkaufspreis)  zugrunde  zu 
legen  sei,  so  stehe  das  Gesetz  im  völligen  Widerspruch  mit  der  Ver- 
kehrsauffassung. Während  aber  Fischer  den  Standpunkt  vertritt, 
zur  Beseitigung  der  durch  die  Bewertungsvorschriften  des  §  40  HGB. 
angerichteten  ,, Verwirrung"  bedürfe  es  keineswegs  eines  Aktes  der 
Gesetzgebung^,  vertritt  Passow  die  Auffassung,  daß  der  Gesetzgeber 


eingetretenen  W^ertverminderungen  selbstverständlich  zu  berücksichtigen  wären). 
Xur  der  für  den  Bilanztag  »gegenwärtige  objektive  Anschaffungswert «  ermög- 
liche eine  wirklich  gleichmäßige  Bewertung.  Die  Unrichtigkeit  des  Kovero- 
schen  Postulates  hat  ja  inzwischen  Passow  (Bankarchiv  a.  a.  O.  S.  152  ff.) 
nachgewiesen  und  dargelegt,  warum  selbst  bei  prinzipieller  Anerkennung  des 
Koveroschen  Prinzips  eine  wirklich  gleichmäßige  Bewertung  in  weitem  Um- 
fang unmöglich  wäre.  Zudem  ist  zu  berücksichtigen,  daß,  wollte  man  mit  der 
Durchführung  des  ^^ objektiven  Anschaffungswertes»  in  der  Praxis  wirklich  ernst 
machen  und  beispielsweise  Vermögensgegenstände  mit  einem  Markt-  oder 
Börsenpreise  am  Bilanztage  zu  diesem  effektiv  anschaffen,  dieser  infolge  der 
enormen  Nachfrage  derart  in  die  Höhe  getrieben  würde,  daß  es  mit  der 
»Objektivität»,  d.  h.  Wirklichkeit,  hier  ähnlich,  nur  umgekehrt,  wäre,  wie  bei 
der  praktischen  Anwendung  des  objektiven  Veräußerungswertes.  Der  »gegen- 
wärtige objektive  Anschaffungswert«  bildet  das  Pendant  zum  >objektiven  Ver- 
äußerungswert«. Das  Koverosche  Bewertungsprinzip  wurde  neuerdings  kritik- 
los von  Fäs  (»Die  Berücksichtigung  der  Wertverminderungen  des  stehenden 
Kapitals  in  den  Jahresbilanzen  der  Erwerbswirtschafteno.  Tübingen  1913. 
S.  21  ff.)  adoptiert. 

*  Ausnahmefälle  werden  ja  konzediert.  Vgl.  Passow:  »Die  Bilanzen  der 
privaten  Unternehmungen«,  a.  a.  O.  S.  136  ff. 

-  Fischer:  »Die  Bilanzwerte«,  a.  a.  O.  S.  130  ff. 

'  »Buchführung  und  Bilanzaufstellung  nach  Handelsrecht«.  Leipzig  1913. 
S.  50.  Dazu  führt  er  weiter  folgendes  aus:  »Bereits  die  Gesetzesauslegung 
bietet  genügend  Handhabe:  Gewohnheitsrecht  derogiert  dem  Gesetzesrecht. 
Darüber,  daß  es  sich  bei  der  verkehrsüblichen  Bilanzierung  um  ein  Gewohnheits- 
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die  Bewertungsvorschriften  so  abändern  müsse,  daß  sie  mit  der  Ver- 
kehrsauffassung mehr  im  Einklang  stehen  i.  Die  Abänderungsvor- 
schläge, die  er  macht,  sind  jedoch  keineswegs  derart,  daß  bei  ihrer 
Verwirklichung  von  einer  Verbesserung  gesprochen  werden  kann-. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Behauptung,  daß  der  Kaufmann  bei  Ge- 
brauchs- wie  bei  Veräußerungsgegenständen  prinzipiell  der  Bewertung 
den  Erwerbspreis  usw.  (unter  Berücksichtigung  eventueller  Wert- 
minderungen) zugrunde  lege  ?  Hierauf  ist  zu  erwidern,  daß  sich  dieser 
Satz,  mögen  auch  derartige  Fälle  häufig  vorkommen,  in  dieser  All- 
gemeinheit keineswegs  aufrechterhalten  läßt.  Sind  doch  die  Methoden 
der  Bilanzbewertung  außerordentlich  verschieden  und  weisen  von- 
einander derart  große  Abweichungen  auf,  daß  für  die  Praxis  der  Büanz- 
beweftung  wohl  gewisse  allgemeine  Grundprinzipien  bestehen,  daß 
aber  von  einer  völlig  gleichmäßigen  Handhabung 
keine   Rede    sein    kann.     Diesen  letzten  Worten,    die  gerade 


recht  handelt,  um  eine  Übung,  die  so,  wie  sie  ist,  sein  muß  und  nicht  anders 
sein  kann,  braucht  nichts  mehr  angeführt  zu  werden.  Der  Grundsatz  der 
selbständigen  Bewertung  in  §  40  ist  daher  durch  die  ordnungs- 
mäßige Prüfung  der  Selbstkosten  aus  Anlaß  der  jährlichen  Er- 
folgsberechnung zu  ersetzen.« 

'  Vgl.  »Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen*  u.  a.  S.  111  sowie 
S.  211  ff.,  ferner  seine  bereits  eingangs  erwähnten  Ausführungen  im  Bank- 
archiv a.  a.  O.  S.  153.  Aus  letzteren  geht  allerdings  nur  hervor,  daß  Passow 
eine  gesetzliche  Änderung  der  Bewertungsvorschriften  für  die  Betriebs- 
anlagen (d.  h.  für  die  zum  dauernden  Betriebe  des  Unternehmens  bestimmten 
Anlagen),  kurz  für  die  Gebrauchsgegenstände,  nicht  jedoch  für  die  Veräußerungs- 
gegenstände wünscht,  weshalb  es  fraglich  erscheint,  ob  er  jetzt  seinen  ur- 
sprünglichen Standpunkt  auch  für  die  Veräußerungsgegenstände  noch  auf- 
rechthält. 

^  Er  schlägt  vor,  §  40  HGB.  Abs.  2  u.  3  eventuell  zu  streichen  und  ev. 
durch  folgende  Vorschrift:  »Bei  der  Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz 
sind  die  Vermögensgegenstände  und  Schulden  nach  den  Grundsätzen  ordent- 
licher Geschäftsführung  zu  bewerten«  zu  ersetzen.  Passow  ist  sich  jedoch  wohl 
bewußt,  daß  eine  solche  Fassung  dem  privaten  Ermessen  einen  sehr  weiten 
Spielraum  lasse.  Wolle  man  sich  deshalb  für  alle  Bilanzen  oder  für  die 
Bilanzen  bestimmter  Arten  von  Unternehmungen  nicht  mit  einer  so  allgemeinen 
Bewertungsvorschrift  begnügen,  so  müsse  man  jedenfalls  bei  derartigen  Vor- 
schriften immer  auf  den  Gesichtspunkt  der  Ertragsermittlung  Rücksicht  nehmen. 
Es  wäre  dann  z.  B.  die  jetzt  im  §  261  HGB.  Ziffer  3  enthaltene  Sondervorschrift 
zu  einer  allgemeinen  Bewertungsvorschrift  zu  erheben,  es  wäre  genauer  zu  be- 
stimmen, was  als  Anschaf  f  ungs-  oder  Herstellungspreis  anzusehen  sei  u.  dgl.  mehr. 
Hierauf  ist  zu  erwidern,  daß  es  bei  der  Vielgestaltigkeit  der  geschäftlichen 
Gepflogenheiten  des  Einzelkaufmanns,  der  offenen  Handelsgesellschaft  und 
Kommanditgesellschaft,  für  die  ja  die  allgemeinen  Bewertungsvorschriften  des 
§  40  HGB.  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen,  gar  nicht  möglich  wäre,  sei  es 
für  alle  Bilanzen,  sei  es  für  die  Bilanzen  bestimmter  Arten  von  Unter- 
nehmungen, detaillierte  Bilanzvorschriften  aufzustellen,  die  der  Verkehrs- 
auffassung vollkommen  Rechnung  tragen. 
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dem  verdienstvollen  Buche  Passows^  entnommen  sind,  wird  jeder, 
der  das  praktische  Leben  kennt,  vollständig  beipflichten.  Man  kann 
weder  allgemein  sagen,  daß  die  Gebrauchsgegenstände  nach  dem 
von  Passow  dargelegten  Erwerbspreis  usw.  angesetzt  werden,  mögen 
diese  Fälle  auch  sehr  zahlreich  sein,  noch  auch,  daß  dies  prinzipiell 
bei  Veräußerungsgegenständen  der  Fall  ist-.  Dies  alles  ist  ja  von  Fall 
zu  Fall  verschieden.  Weder  ist  es,  wie  wir  bereits  erwähnten,  in  a  1 1  e  n 
Fällen  zweifelsfrei  festgestellt,  was  als  Gebrauchsgegenstand  und  was 
als  Veräußerungsgegenstand  anzusehen  ist,  noch  auch  läßt  sich  be- 
haupten, daß  alle  Einzelunternehmer,  offene  Handelsgesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften  bei  der  Bilanzierung  nach  gleichen 
Gesichtspunkten  vorgehen  und  vorgehen  können. 

Und  wenn  man  selbst  bei  der  Bewertung  immer  von  dem  Selbst- 
kosten-, Erwerbs-,  Anschaffungs-,  Herstellungspreis  usw.  ausgehen 
würde,  so  wären  mit  diesem  Ergebnis  noch  lange  nicht  alle  Zweifels- 
fragen geklärt.  Denn  hier  ergibt  sich  wiederum  eine  Menge  von  ab- 
weichenden Ansichten,  z.  B.  hinsichtlich  der  Frage,  was  zu  den  Selbst- 
kosten überhaupt  zu  rechnen  ist,  wie  die  insgesamt  abzuschreibende 
Summe,  also  die  Gesamtentwertung  zu  normieren  ist,  wie  diese  Ge- 
samtentwertung auf  die  einzelnen  Jahre  der  Gebrauchsdauer  verteilt 
werden  soll  usw.,  kurz  eine  Fülle  von  Problemen,  deren  Schwierigkeit 
sich  Passow  übrigens  wohl  bewußt  ist^.  Wie  dem  also  auch  sein  mag, 
ob  der  Kaufmann  bei  der  Bilanzierung  der  Gebrauchsgegenstände 
von  den  Selbstkosten  oder  bei  den  Veräußerungsgegenständen  vom 
Verkaufspreis  ausgeht  oder  auch  nicht,  in  allen  Fällen  ist  seinem  sub- 
jektiven Ermessen  bei  der  Bewertung  aller  Vermögensgegenstände 
in  den  Büanzen  der  weiteste  Spielraum  gelassen*.    Je  solider  und  vor- 

^  Die  Bilanzen  der  privaten  Unternehmungen  a.  a.  O.  S.  118. 

^  Veräußerungsgegenstände  mit  einem  Markt-  oder  Börsenpreis,  haupt- 
sächlich leicht  realisierbare  Vermögensgegenstände,  werden  von  Einzelkauf- 
leuten, offenen  Handelsgesellschaften  usw.  sogar  sehr  häufig  zu  diesem  bilanziert. 
Läßt  sich  auch  hiergegen  manches  anführen,  so  wird  man  diese  Bilanzierungs- 
methode doch  nicht  ohne  weiteres  verdammen  können.  Es  kommt  eben  auf  den 
einzelnen  Fall  an. 

^  Bankarchiv  a.  a.  O.  S.  152. 

*  Wenn  Gerstner  (a.  a.  O.  S.  72)  von  einer  Bewertung  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger  Buchführung  spricht,  so  ist  ihm  hierin  nicht  beizupflichten. 
Denn  wie  Leitner  richtig  bemerkt  (vgl.  seinen  Aufsatz:  »ßilanzkritik«  in  der 
Zeitschrift  '■Das  Recht«,  15.  Jahrgang  1911,  Hannover,  bes.  S.  184/185)  bewertet 
die  Buchführung  selbsttätig  überhaupt  nicht,  sondern  nimmt  nur  W^erturteile 
mechanisch  in  sich  auf.  Bewertungsregeln  ordnungsmäßiger  Buchführung 
existieren  nicht.  Die  Frage  der  Vermögensbewertung  in  den  Bilanzen  ist  keine 
solche  der  Buchführungstechnik,  sondern  des  Rechts  und,  wie  wir  hinzufügen 
möchten,  eine  wirtschaftliche  Frage.  Vgl.  auch  Leitner:  »Buchführung  und 
Bilanzkunde«  Band  II,  a.  a.  O.  S.  43. 
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sichtiger  der  Kaufmann  ist,  um  so  niedriger  wird  er  seine  Aktiva  be- 
messen^, wenn  es  sich  bloß  um  die  Aufstellung  der  Jahresbilanz  handelt. 
Aber  wie  gesagt ,  man  kann  hier  nicht  verallgemeinern.  Dies  ist 
eben  der  Fehler  aller  bisherigen  Auslegungen  der  gesetzlichen  Be- 
wertungsvorschriften, daß  sie  einzelne  konkrete  Fälle,  die  ihnen 
vorschwebten,  zu  generalisieren  versuchten.  Und  deshalb  ist  die 
farblose  Fassung  der  gesetzlichen  Bewertungsvorschriften  durchaus 
zu  begrüßen,  da  sie  allen  kaufmännischen  Gepflogenheiten  Rech- 
nung trägt,  somit  keineswegs  damit  im  Widerspruch  steht.  Denn  diese 
farblose  Fassung  der  Bewertungsvorschriften  war,  wie  Simon-  sehr 
richtig  hervorhebt,  vom  Gesetzgeber  wohl  beabsichtigt.  Jedenfalls  ist 
es  ausgeschlossen,  daß  der  Gesetzgeber  nur  den  ,, Veräußerungswert" 
der  Bewertung  zugrunde  gelegt  wissen  wollte,  mögen  auch  Passow^ 
und  Fischer  in  ihren  Schriften  behaupten,  die  Entstehungsgeschichte 
der  allgemeinen  gesetzlichen  Bewertungsvorschriften  lasse  hierüber 
keinen  Zweifel  aufkommen.  Wir  haben  uns  an  das  Gesetz  selbst  zu 
halten,  und  aus  diesem  ergibt  sich  keineswegs  ein  Beweis  für  die  Be- 
hauptungen Passows  und  Fischers.  Würde  uns  aber  der  Gesetzestext 
über  die  Absichten  des  Gesetzgebers  noch  im  Zweifel  lassen,  so  würde 
dieser  Zweifel  jedenfalls  behoben,  wenn  wir  die  beiden  Denkschriften 
zum  Handelsgesetzbuch  heranziehen.  Denn  die  Denkschriften  ver- 
wahren sich  ausdrücklich  dagegen,  besondere  Bewertungsregeln  auf- 
zustellen. Sie  schreiben  weder  eine  Bewertung  zum  Erwerbs-  noch 
zum  Veräußerungspreis  usw.  vor,  sondern  überlassen  die  Bewertung 
dem  vernünftigen  Ermessen  im  Einzelfall,  wobei  sie  von  der  richtigen 
Erkenntnis  ausgehen,  daß  sich  Einzelkaufmann  und  Handelsgesell- 
schaften (für  welche  ja  die  Bewertungsvorschriften*  hauptsächlich  in 
Betracht  kommen)  wesentlich  von  einer  Aktiengesellschaft  usw.  unter- 
scheiden. Wir  können  daher  den  gesetzlichen  Bewertungs Vorschriften 
des  §  40  HGB.  mit  Scheffler^  die  Anerkennung  zollen,  daß  in  ihrer 
Allgemeinheit,  welche  sich  von  der  Proklamierung  eines  Grund- 
satzes fernhält,  eine  legislatorische  Weisheit  zu  erblicken  sei,  eine 
Anerkennung,  die  keineswegs  allen  den  Kaufmannsstand  betreffenden 
Gesetzen  ausgesprochen  werden  kann. 


'  Allerdings  kann  hier  die  Steuerbehörde  ein  Veto  einlegen. 

2  a.  a.  O.  S.  299  ff. 

■'  Gegen  Passow  auch  Gerstner  a.  a.  O.  S.  69  ff. 

*  Vgl.  die  beiden  Denkschriften  zum  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuches. 
Berlin  1896  u.  1897.    I:  S.  46 ff.,  II:  S.  49 ff. 

^  a.  a.  O.  S.  20.  Dieser  Schefflersche  Ausspruch  bezieht  sich  zwar  auf 
die  Bewertungsvorschriften  des  Art.  31  des  alten  deutschen  Handelsgesetzbuches, 
ist  aber  ebenso  hier  anwendbar. 
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WJELCHE  Wirkung  hatte  die  gnindherrschaftliche  Gebunden- 
j  heit  des  Bodens  auf  den  bäuerlichen  Kredit?  Diese  Frage 
:  ist  ein  von  der  Wirtschaftswissenschaft  bisher  stark  ver- 
H ;  nachlässigtes  Thema.    Der  Grund  ist,  daß  sich  ihre  Ver- 
treter  ihre  Beantwortung   zu  leicht  vorstellen.     Die  übliche  Antwort 
auf   die   Frage   lautet:    Vor   der  Bauernbefreiung   war   der  Bauer   in 
der  Möglichkeit   der  Verschuldung   seines  Grundbesitzes   beschränkt; 
die  Verschuldung    des  bäuerlichen  Grundbesitzes   beginnt   daher  erst 
mit     der    Bauernbefreiung.       Die    Unschlüssigkeit     dieser     „Schluß- 
folgerung"   Hegt    auf    der    Hand.     Sie   lädt    dazu   ein,    die   Art   und 
Wirkung    der    Verschuldungsbeschränkungen    unter    der   Herrschaft 
der    grundherrlichen    Verfassung    näher    zu    untersuchen.    Wird    die 
Frage  so  gestellt,   so  eröffnet   sich  ein  neues  Gebiet   agrargeschicht- 
licher  Forschung.    Was  bisher  als  einheitlich  erschien,  erweist  sich  als 
differenziert;    eine  Menge  von  Nuancen  geben  sich  zu  erkennen  und 
das  ,, Relativitätsprinzip"  hat  einen  weiten  Spielraum.    Hat  sich  aber 
einmal  gezeigt,  daß  neben  der  Art  und  Höhe  der  bäuerlichen  Abgaben, 
der  gutsherrlichen  Arbeitsverfassung  usw.  auch  das  Verkehrsrecht  der 
bäuerlichen  Güter,  besonders  die  Grenzen  der  Möglichkeit,  Kredit  zu 
erlangen,  für  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bauern  von  Bedeutung  waren, 
so  regt  sich  der  Wunsch,  auch  Näheres  über  die  Art  der  Aufhebung 
der  Veräußerungs-  und  Verschuldungsbeschränkungen  zu  erfahren.    In 
der  Literatur  über  die  Bauernbefreiung  ist  aber  diesem  Gegenstand  bis- 
her keine  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt  worden.    Die  Art  der 
Aufhebung  der  Verschuldungsbeschränkungen  bedarf  ebensosehr  einer 
eingehenden  Behandlung  wie  diese  Verschuldungsbeschränkungen  selbst. 
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In  meinem  Buche  „Die  Verschuldung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
in  Bayern  von  der  Entstehung  der  Hypothek  bis  zvun  Beginne  der 
Aufklärungsperiode  (1598 — 1745)  i"  habe  ich  dem  grundherrlichen  Kon- 
sensrecht, d.  h.  dem  Rechte  des  Grundherrn  zur  Genehmigung  der 
Veräußerung  und  Verpfändung  der  grunduntertänigen  Güter  ausführ- 
liche Erörterungen  gewidmet  (S.  129 — 165,  393 — 394,  423 — 425).  Die 
Nachteile  des  Konsensrechtes  veranlaßten  die  bayerischen  Behörden, 
in  Erwägungen  darüber  einzutreten,  ob  es  abzuschaffen  oder  wenigstens 
zu  beschränken  sei.  Die  Verhandlungen  darüber  währten  1670 — 1672 
und  endigten  mit  der  Aufrechterhaltung  des  bestehenden  Zustandes. 
Sie  sind  niedergelegt  in  einem  Akt  des  Kreisarchivs  München  2.  Ich 
habe  diesen  Akt  benützt,  soweit  die  von  mir  behandelte  Zeit  reicht, 
d.  h.  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  (S.  338 — 359).  Nach  demselben 
Akt  beginnen  aber  1759  neue  Verhandlungen  unter  den  bayerischen 
Behörden  über  dieselbe  Frage.  Sie  wurden  veranlaßt  durch  einen  An- 
trag der  Regierung  Landshut  an  den  Kurfürsten  vom  17.  September 
1759  und  führten  zur  landesherrlichen  Verordnung  vom  13.  Fe- 
bruar 1784:  ,,Da  Seiner  Churfürstlichen  Durchlaucht  nichts  so  sehr  am 
Herzen  liegt,  als  ihre  Gnmduntertanen  in  allen  Fällen  zu  begünstigen, 
zugleich  aber  auch  den  Kirchen,  die  zum  Besten  der  Untertanen  ihre 
Barschaft  darleihen,  alle  Sicherheit  zu  beschaffen;  so  erklären  Die- 
selben, daß  nicht  nur  alle  seit  dem  3.  Mai  1779^  und  bis  hierher  an  die 
kurfürstlichen  Grunduntertanen  ohne  Unterschied,  ob  solche  Erb-  oder 
andere  Gerechtigkeiten  besitzen,  gemachte  Kirchenanlehen  mit  oder 
ohne  ausdrücklichem  grundherrlichen  Konsens  alle  Sicherheit  haben 
sollen,  sondern  auch  dergleichen  Kirchenanlehen  in  Zukunft  auf  kur- 
fürstliche grundbare  Güter  ohne  grundherrlichen  Konsens,  wenn  sie  in 
das  grundbare  Gut  oder  in  den  dazu  gehörigen  Viehstand  verwendet 
werden,  ebenso  gesichert  sein  sollen,  als  wenn  der  grundherrliche  Kon- 
sens ausdrücklich  dazu  erteilt  worden  wäre." 

Diese  Verordnung  ist  in  der  Sammlung  der  bayerischen  Landes- 
verordnungen von  Georg  Karl  Mayr  (Bd.  II  1784  S.  1175)  abgedruckt 
und  dadurch  zugänglich  geworden.  Ihre  Vorgeschichte  ist  aber  bis  jetzt 
unbekannt  geblieben.    Sie  ist  in  dem  erwähnten  Akt  enthalten. 

Bevor  wir  über  den  Inhalt  desselben  berichten,  müssen  wir  auf  den 
damaligen  Stand  der  Gesetzgebung  in  Ansehung  des  grundherrlichen 
Konsensrechtes  einen  Blick  werfen. 

Maßgebend  sind  der  Cod.  civ.  Bav.  von  1756  und  der  cod.  jud.  Bav. 
von  1753,  beide  verfaßt  vom  bayerischen  Kanzler  Kreittmayr.    Dem 

^  Erschienen  bei  Duncker  &  Humblot  1906. 
-  Gen.Reg.  Fase.  533  Nr.  142. 
•  ^  Über  den  Grund  dieser  Zeitbestimmung  s.  unten  S.  107. 
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Grundholden  ist  die  Veräußerung  seiner  Grundgerechtigkeit  ohne 
Wissen  und  Willen  seines  Grundherrn  weder  ganz  noch  stückweise  er- 
laubt; dieser  kann  den  Konsens  auf  Anmelden  nicht  weigern,  es  sei 
denn  eine  erhebliche  Ursache  dazu  vorhanden,  z.  B.  der  vorgeschlagene 
neue  Meier  ist  unvermöglich  oder  ein  übler  Hauswirt  (cod.  civ.  IV.  Teil 
c.  7,  §  12  n.  2 — 4).  Auch  die  Verpfändung  oder  Verschreibung 
grundbarer  Güter  soll  mit  Bewilligung  des  Grundherrn  geschehen;  wid- 
rigenfalls gilt  sie  [die  Forderung]  nur  für  eine  gemeine  Schuld  (cod. 
jud.  c.  20  §  9  n.  3).  Es  ist  „nicht  gewöhnlich",  auf  mehr,  denn  die 
Hälfte  des  Wertes  der  bäuerlichen  Grundgerechtigkeit  zu  consentieren 
(cod.  civ.  IV.  Teil  c.  7  §15  n.  3).  Bei  ,, Notveräußerungen",  d.h.  sol- 
chen Veräußerungen,  die  ,,auf  obrigkeitlichen  Befehl  durch  Gant  auf 
Ansuchen  der  Gläubiger  geschehen",  ist  der  grundherrliche  Konsens 
nicht  erforderlich.  Aber  wenn  ein  Gantkäufer  billige  Ausstellungen 
leidet  (s.  o.),  so  ist  der  Grundherr  ihn  anzunehmen  nicht  schuldig  imd 
kann  ihn  zum  Verkauf  und  Vorschlag  eines  anderen  anständigen  Meiers 
anhalten. 

Und  nun  wollen  wir  uns  zu  unserer  eigentlichen  Aufgabe  wenden  ^1 
Trotz  dieser  den  Grunduntertanen  nicht  ungünstigen  Regelung  wurde 
über  die  Ausübung  des  Konsensrechtes  häufig  geklagt.  Das  Pfleggericht 
Vilshofen  bezeichnet  in  einem  Gutachten  an  die  Regierung  Landshut 
vom  10.  April  1766  das  grundherrliche  Konsensrecht  als  ,, eines  der 
größten  Hindernisse"  der  Krediterlangung.  Die  Grundherrschaften 
wollen  auf  die  Güter  fast  gar  keine  Schulden,  sondern  höchstens  nur 
soviel,  als  die  Fahrnis  austrägt,  kommen  lassen.  Sie  wollten  also  die 
Grunduntertanen  auf  den  Personalkredit  beschränken.  Die  Folge  war, 
daß  die  Bauern  von  ihren  natürlichen  Kreditquellen  abgedrängt  wurden. 
Der  Hauptgläubiger  der  Bauern  war  nämlich  die  Kirche.  Die  Ver- 
waltung der  Kirchenkapitalien  stand  unter  Staatsaufsicht.  Zur  Siche- 
rung dieser  Kapitalanlage  mußte  gemäß  einer  staatlichen  Vorschrift 
das  Bauerngut  verpfändet  werden  (mein  Buch  S.  339 ff.).  Die  Aus- 
leihung erfolgte  unter  Mitwirkung  der  niederen  Obrigkeit.  Von  Zeit 
zu  Zeit  fand  eine  Prüfung  der  Sicherheit  der  Anlage  durch  die  vorge- 
setzte Behörde  statt.  Die  niedere  Obrigkeit  mußte  also,  wenn  der 
grundherrliche  Konsens  nicht  zu  erlangen  war,  das  Darlehen  verweigern ; 
denn  ohne  Konsens  war,  wie  oben  erwähnt,  die  Verpfändung  ungültig. 
Das  Pfleggericht  Vilshofen  sagt  in  dem  oben  erwähnten  Schreiben: 
Obwohl  der  Beamte  beiläufig  absehen  kann,  wie  dieses  oder  jenes  Un- 
tertanen Hauswesen  beschaffen,  mithin  ob  ihm  die  Kirchengelder  ohne 
gnindherrlichen  Konsens  geliehen  werden  können,  so  kann  man  doch 


Der  Leser  beachte  den  Anhang 
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Unglücksfälle,  wie  Krieg,  Feuersbrunst,  nicht  voraussehen,  folglich  nicht 
trauen,  sondern  ist  genötigt,  die  Vorschriften  einzuhalten,  besonders  in 
meinem  Bezirk,  wo  ich  das  abschreckende  Beispiel  meines  Amts  Vor- 
gängers vor  Augen  habe,  der  wirklich  einige  im  Krieg  uneinbringlich 
gewordene  Kirchenkapitalien  hat  ersetzen  müssen.  Daher  „müssen  die 
Gotteshauskapitalien  tot  im  Zechschrein  liegen  bleiben,  weil  [beim 
Mangel  des  grundherrlichen  Konsenses]  keines  mehr  ohne  Gefahr  kredi- 
tiert werden  kann,  als  jenen  (wenn  sie  anders  nicht  überschuldet),  die 
€twa  ein  eigenes  [der  Grunduntertänigkeit  nicht  unterworfenes]  Gut, 
Wiese,  Acker  oder  Holzgründe,  deren  doch  nur  wenige  sind^,  zu  hypo- 
thezieren  vermögen"  (das  Pfleggericht  Rottenburg  am  17.  September 
T765  an  die  Regierung  Landshut). 

Diese  Wirkung  des  grundherrlichen  Konsenses,  besser  der  Versagung 
desselben  wird  häufig  konstatiert;  es  ist  der  rote  Faden,  der  durch 
den  Akt  hindurchgeht.  Ja,  man  kann  sagen,  daß  es  der  dadurch  ver- 
ursachte Mangel  von  Anlagegelegenheiten  für  die  Kirchenkapitalien  ist, 
der  die  Erörterungen  über  die  Nachteile  des  grundherrlichen  Konsenses, 
die  den  Akt  füllen,  und  die  darauf  fußenden  Vorschläge  veranlaßt  hat. 
Die  Behörden  bekämpfen  also  das  grundheiTliche  Konsensrecht  nicht 
im  Interesse  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  sondern  im  Interesse  der 
Kirche,  nicht  im  Schuldnerinteresse,  sondern  im  Gläubigerinteresse. 
Das  Landgericht  Eggenfelden  meldet  unterm  26.  Februar  1761:  Viele, 
ja  die  meisten  Untertanen  haben  ,, einen  ziemlichen  Abscheu"  vor  der 
Entlehnung  von  Gotteshauskapitalien,  hauptsächlich  deshalb,  weü  sie 
um  solche  Anlehen  nicht  nur  alle  tote  und  lebendige  Fahrnis  verschrei- 
ben und  genügsame  Bürgen  stellen,  sondern  auch  noch  einen  grund- 
herrlichen Konsens  zur  Verschreibung  ihrer  bäuerlichen  Gerechtigkeit 
beibringen  sollen.  Sie  sind  nicht  leicht  zu  einem  Kirchenanlehen  zu 
bereden,  außer  einer,  der  sich  nicht  anders  zu  helfen  weiß.  In  dem 
oben  erwähnten  Schreiben  des  Pfleggerichts  Vilshofen  vom  10.  April 
1766  findet  sich  folgende  Stelle:  Die  Ausleihung  der  Kirchengelder 
macht  wegen  der  vielfach  vorgeschriebenen  Versicherungen  (Konsens- 
beibringung) die  größten  Schwierigkeiten;  niemand,  der  anderwärts 
noch  Kredit  findet,  will  ein  Gotteshausgeld  aufnehmen.  Ich  habe  alle 
Versicherungen  der  Gotteshauskapitalien  in  meinem  Bezirk  untersucht 
und  etwaige  Mängel  [es  ist  hauptsächlich  der  Konsensmangel  gemeint] 
zu  beheben  getrachtet;    aber,  wie  aus  dem  anschließenden  Protokoll 


^  Nach  Krenner,  Beiträge  zur  bayerischen  Staatskunde  (Pfalz-Bayerisches 
Regierungs-  und  Intelligenzblatt  1800,  S.  12;  s.  auch  Lujo  Brentano,  Ges.  Auf- 
sätze I  „Warum  herrscht  in  Altbayern  bäuerlicher  Grundbesitz?"  S.  234)  besaßen 
1760  in  Bayern  nur  7361  Familien  oder  6'"o  aller  Familien  freieigene  Güter 
ohne  Grundherrschaft. 
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[das  Protokoll  ist  nicht  bei  den  Akten]  zu  ersehen,  haben  sich  fast  die 
meisten  Schuldner  die  Abgänge  zu  ersetzen  geweigert;  nur  wenige 
haben  teils  auf  vieles  Zusprechen,  teils  weil  sie  zur  Heimzahlung  nicht 
imstande  gewesen,  die  Mängel  der  Versicherung  zu  ergänzen  sich  end- 
lich eingelassen. 

Auch  Ziffern  werden  genannt.  Im  Bezirke  des  Landgerichts  Teisbach 
haben  die  ,, gemeinen  zinstragenden  Kapitalien"  ^  nach  dem  ,,Summari- 
extrakt  von  1759  f.  158"  30594  Gulden  betragen;  sie  sind  nach  dem 
, .Extrakt  pro  anno  1765  f.  129"  bis  August  dieses  Jahres  auf  12872 
Gulden  gefallen,  so  daß  in  diesen  7  Jahren  17722  Gulden  zurückbezahlt 
worden  sind  (Schreiben  dieses  Landgerichts  an  die  Regierung  Landshut 
vom  21.  April  1766).  Schon  anfangs  1761  lagen  in  demselben  Amts- 
bezirk an  Kirchenkapitalien  15 310  Gulden  „interesselos,  mithin  feiernd", 
ohne  daß  sich  wer  annehmlicher  hervorgetan,  einiges  Kapital  gegen  die 
verordnungsgemäßen  Sicherheiten  aufnehmen  zu  wollen;  ja,  in  den 
ersten  Monaten  des  Jahres  1761  haben  schon  wieder  viele  Kirchen- 
schuldner anstatt  der  ihnen  gerichtlich  aufgetragenen  Mängelergänzung 
(Stellung  abgängiger  Bürgen,  Konsensbeibringung  u.  dgl.)  mehrere  hun- 
dert Gulden  Kapitalien  ordentlich  vor  Gericht  aufgesagt.  (Dasselbe 
Landgericht  unterm  30.  März  1761  an  die  Regierung  Landshut.)  Als 
das  Pfleggericht  Vilshofen  die  mangelnden  Sicherheiten  von  den  Schuld- 
nern der  Gotteshauskapitalien  nachholen  wollte  (s.  0.),  wurden  2156 
Gulden  Kapitalien  aufgekündigt. 

Die  Krediterlangung  bei  der  Kirche,  die  Anlage  des  Kirchenkapitals 
durch  Kreditgewährung  scheiterte  also  häufig  am  grundherrlichen 
Konsens. 

Welches  Interesse  hatten  die  Grundherren  an  der  konstatierten  Ver- 
weigerung des  Konsenses?  Das  Pfleggericht  Vilshofen  bemerkt  in  dem 
oben  erwähnten  Schreiben  vom  10.  April  1766,  es  sei  dem  Grundherrn 
nützlich,  wenn  einem  Grunduntertan  und  dessen  Gut  durch  die  Dar- 
lehen auf-  und  fortgeholfen  wird.  Auch  wenn  das  Darlehen  nicht  auf 
das  Gut  selbst,  aber  zur  ,,Beschlagung  des  Gutes",  zum  Ankauf 
von  Vieh  oder  sonst  zur  Vermehrung  der  Fahrnis  verwendet 
wurde,  wie  es  ,,sehr  vielfältig"  geschah  (aus  einem  Schriftstück  von 
1802  in  demselben  Akt),  so  konnte  die  Bewirtschaftung  des  Gutes  nur 
gewinnen.  Andererseits  soll  ,,den  lüderlichen  Hausern,  die  sich  um  die 
Bezahlung  wenig  mehr  bekümmern,  nicht  geholfen  werden"  (die  Re- 
gierung Burghausen  unterm  8.  März  1760  an  die  Hofkammer).  Den 
„Lüderlichen  und  Schlechtstehenden"  wird  aber  auch  so,  d.  h. 
mit  oder  ohne  grundherrlichen  Konsens,  von  der  Kirche  nichts  geliehen 

^  Es  wird  unterschieden  zwischen  den  Jahrtagskapitalien  und  den  übrijsfen 
(gemeinen)  Kirchenkapitalien. 
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(aus  einem  Schreiben  des  Landgerichts  Eggenfelden  vom  12.  Oktober 
1765  an  die  Regierung  Landshut).  Dem  scheint  aber  doch  nicht  immer 
so  gewesen  zu  sein.  Z.  B. :  Die  Gotteshäuser  Haunschaide  und  Inkofen 
erlitten  einen  Verlust  von  etlichen  tausend  Gulden,  weil  sie  Gnind- 
imtertanen  Kredit  gewährt,  obwohl  der  grundherrliche  Konsens  ver- 
weigert wurde;  sie  waren  infolge  Mangels  des  grundherrlichen  Kon- 
senses bei  der  Gant  in  die  letzte  Klasse  (Gemeingläubiger)  gekommen 
und  mit  ihren  Forderungen  ausgefallen.  So  das  Rentamt  Landshut  in 
einem  Gutachten  vom  29.  Dezember  1759.  Der  Rentmeister  fährt  fort: 
Wenn  der  Grundherr  genötigt  würde,  seinen  Konsens  zur  Verschuldung 
zu  erteilen,  so  würde  ihm  dadurch  eine  schwere  Bürde  auferlegt.  Er 
müßte  nämlich  ruhig  zusehen,  wie  die  unhauslich  wirtschaftenden  Unter- 
tanen Schulden  machen  und  ihre  Güter  entweder  schmälern  oder  ihren 
Gläubigem  preiszugeben  sich  gezwungen  sehen.  Hier  werden  zwei  mög- 
liche Folgen  der  Verschuldung  grunduntertäniger  Güter  erwähnt:  ein- 
mal die  Gefahr  der  Schmälerung  des  Wertes  der  Grimdgerechtigkeit 
durch  „Abschwendung"  (Deterioration),  dann  die  Gefahr  der  Verschul- 
dung und  Vergantung.  Das  grundherrliche  Konsensrecht  bezog  sich 
nämlich  auf  die  Zwangsversteigerung  nicht.  Der  Grundherr  konnte  den 
Einsteigerer  nicht  ablehnen,  sondern  er  konnte  ihn  höchstens  zwingen, 
die  Grundgerechtigkeit  an  einen  ,, annehmlichen  Meier"  wieder  zu  ver- 
kaufen (s.  0.).  Auch  die  Einziehung  der  Grundgerechtigkeit  wegen 
Heimfalls  oder  zur  Strafe  machte  bei  einem  überschuldeten  Bauerngut 
Schwierigkeiten,  weil  die  Schulden  trotz  Heimfalls  auf  der  Grund- 
gerechtigkeit liegen  blieben  (mein  Buch  S.  148 — 149 ;  cod.  civ.  IV.  c.  7 
§  18).  Dadurch  wurde  das  Heimfallsrecht  entwertet.  (Dagegen  waren 
die  grundherrlichen  Abgaben  nicht  gefährdet,  denn  dieselben  blieben 
auf  der  Grundgerechtigkeit  Hegen,  auch  wenn  diese  auf  einen  neuen 
Inhaber  überging,  und  die  verfallenen  Grundgilten  hatten  ein  Vorzugs- 
recht bei  der  Gant  —  cod.  jud.  von  1753  c.  20  §  5.) 

Um  nun  ihre  Interessen  zu  wahren  und  doch  ihren  Grundunter- 
tanen die  Erlangung  von  Immobiliarkredit  zu  ermöglichen,  pflegten  die 
Grundherren  ihren  Konsens  zur  Verhypothezierung  der  bäuerlichen 
Grundgerechtigkeit  auf  eine  gewisse  Zeit  zu  beschränken  (Temporal- 
konsens ^). 

Nach  einem  Bericht  des  Pfleggerichts  Eggenfelden  an  die  Regierung 
Landshut  vom  12.  Oktober  1765  wurde  der  Konsens  zur  Bestellung 
einer  Hypothek  auf  der  bäuerlichen  Grundgerechtigkeit  ,, nicht  leicht 

'  Über  die  Temporalkonsense  siehe  mein  Buch  S.  160—164,  352.  Die 
Temporalkonsense  waren  1616  „im  Lande  noch  nicht  lange  herkommen'',  wurden 
in  der  Polizeiordnung  1616  (indirekt)  verboten,  aber  ohne  Erfolg,  1672  zu- 
gelassen. 
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auf  mehr  als  3 — 4  Jahre  ausgestellt".  In  einem  anderen  Bericht  des- 
selben Pfleggerichts  heißt  es,  daß  der  Konsens  nur  auf  3  oder  höchstens 
6  Jahre  erteilt  wird.  Auch  die  Hofkammer  erteilte  als  Vertreterin  des 
Kurfürsten  an  die  kurfürstlichen  Untertanen  den  Konsens  zur  Ver- 
pfändung nur  auf  6  Jahre.  Der  Zweck  der  zeitlichen  Begrenzung  des 
Konsenses  ist  klar  und  wird  an  verschiedenen  Stellen  des  Aktes  aus- 
einandergesetzt. Der  gnmdherrliche  Konsens  wird  nur  auf  bestimmte 
Jahre  erteilt,  ,, damit  während  selbiger  Jahre  zugesehen  werden  kann, 
ob  der  Grunduntertan  alle  erforderliche  Mühe  und  Fleiß  anwendet,  also 
sich  die  Abstoßung  des  konsensierten  Kapitals  angelegen  sein  läßt,  oder 
ob  er  sich  nicht  beeifert,  seine  Schulden  zu  zahlen"  (das  Rentamt 
Landshut  an  die  Hofkammer  unterm  29.  Dezember  1759).  Daher  soll 
die  Obrigkeit  bestens  aufmerken,  wenn  ein  solcher  Konsens  erlischt, 
damit  sie,  wenn  sich  das  „Abhausen"  des  Untertanen  ergibt,  den  Grund- 
herrn von  der  Erneuerung  seines  Konsenses  zurückhalten  kann  (das 
Pfleggericht  Vilshofen  unterm  10.  April  1766  an  die  Regierung  Lands- 
hut). Die  Absicht  der  Grundherren  geht,  wie  sich  aus  dem  erwähnten 
Schreiben  vom  29.  Dezember  1759  ergibt,  dahin,  daß  nach  Ablauf  der 
Konsenszeit  die  Kapitalien  von  den  Schuldnern  zurückgezahlt  werden 
sollen.  Aber  ,,es  ist  ganz  ein  anderes,  Kapitalien  aufnehmen  und 
solche  anheimzahlen".  Der  Schuldner  ist  häufig  außer  Kräften,  sich 
von  der  Schuld  zu  befreien,  zumal  gegenwärtiger  Zeit  ,,die  großen 
Reichnisse  des  Grunduntertanen  und  fast  alle  Jahre  bei  demselben 
sich  ergebende  Unglücksfälle"  den  Grunduntertan  nicht  selten  ganz 
daran  hindern,  die  Schuldigkeit  zu  tun,  wenn  er  auch  „mit  willigem 
Gemüt  die  Schuldigkeiten  befolgen  wollte"  (Landgericht  Rottenburg 
unterm  17.  September  1765  an  die  Regierung  Landshut). 

Also  auch  die  Temporalkonsense  vermochten  nicht,  die  widerstreiten- 
den Interessen  zu  vereinigen.  Im  Gegenteil,  sie  waren  eher  geeignet, 
ein  Hauptübel,  das  dem  Konsensrecht  anhaftete,  zu  verstärken.  Wir 
haben  oben  (S.  96)  gesehen,  daß  die  Beibringung  des  gnmdherrlichen 
Konsenses  nicht  nur  bei  den  Grundherren  selbst,  sondern  auch  auf 
Seite  der  Grunduntertanen  auf  Hindemisse  stieß,  indem  diese,  wenn 
sie  von  der  Kirchenverwaltung  auf  den  Mangel  des  grundherrlichen 
Konsenses  aufmerksam  gemacht  wurden,  häufig  nicht  zu  bewegen 
waren,  um  den  grundherrlichen  Konsens  nachzusuchen.  Was  war  die 
Ursache  hievon?  Gemäß  dem  Bericht  des  Pfleggerichts  Teisbach  an 
die  Regierung  Landshut  vom  30.  März  1761  geben  die  Untertanen  als 
Grund  an,  daß  ,,die  Unkosten  kaum  zu  tragen"  seien.  Und  im  Schrei- 
ben des  Landgerichts  Eggenfelden  vom  28.  Februar  1761  an  dieselbe 
Regierung  wird  gesagt,  daß  den  Untertan  der  grundherrliche  Konsens 
ebensoviel   und    ,,an  manchen  Orten  bald  mehr"  als  die  Schuldbriefe 
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selbst  kosten^.  Und  diese  Behauptung  ist  in  dem  Schreiben  vom  12.  Ok- 
tober 1765  wiederholt.  Aus  anderen  Stellen  desselben  Aktes  erfahren 
wir  auch,  wie  hoch  die  Kosten  waren.  Die  Taxe  für  den  grundherrlichen 
Konsens  (Willensgeld,  d.  h.  Gebühr  für  die  Einwilligung)  betrug  bei  den 
kurfürstlichen  Gütern  2  %  (Schreiben  der  Stadt  Schrobenhausen  vom 
24.  Mai  1764;  Signat  des  Geh.  Rates  vom  7.  Juni  1765).  Diese  Gebühr 
war  natürlich  bei  jeder  Konsenserteilung  zu  zahlen,  bei  den  Temporal- 
konsensen also  nicht  nur  bei  der  ersten,  sondern  so  oft  der  Konsens 
erneuert  wurde.  In  dem  erwähnten  Bericht  des  Pfleggerichts  Teisbach 
an  die  Regierung  Landshut  vom  30.  März  1761  wird  als  ,, besonders  hart" 
bezeichnet,  daß  der  Konsens  ,,in  spezie  bei  der  kurfürstlichen  Durch- 
laucht Hofkammer  nur  gegen  Erforderung  einer  beträchtlichen  Taxe 
auf  6  Jahre  erteilt  zu  werden  pflegt,  worunter  die  Urbarsuntertanen 
merklich  leiden  müssen".  Wenn  der  Temporalkonsens  erlischt,  so  müs- 
sen die  Untertanen  ,,mit  beharrlichem  öfteren  Laufen  und  besonderen 
Unkosten  die  Kontinuation  härtigst  erwirken".  (Landgericht  Rotten- 
burg unterm  17.  September  1765  an  die  Regierung  Landshut.)  In  dem 
Bericht  des  Landgerichts  Eggenfelden  vom  28.  Februar  1761  an  die 
Regierung  wird  sogar  die  Behauptung  ausgesprochen,  daß  die  Grund- 
herren ihren  Konsens  deshalb  auf  3  oder  höchstens  6  Jahre  erteUen, 
damit  die  Untertanen  den  Konsens  öfters  erholen  und  zahlen  müssen. 
Unter  diesen  Umständen  ist  es  begreiflich,  daß  die  Grunduntertanen 
nach  demselben  Bericht  ,, Heber  die  Kapitalien  aufkünden  und  heim- 
zahlen, als  daß  sie  mit  großen  Unkosten  bei  ihren  Grundherren  um  fer- 
neren Konsens  einkommen".  Denn  wegen  der  hohen  Taxe  ,,will  nie- 
mand mehr  Geld  aufnehmen"  (die  Stadt  Schrobenhausen  an  die  ,, Status- 
kommission" vom  5.  März  1765).  Es  kam  aber  natürlich  auch  vor,  daß 
die  Grundherren  selbst  die  Verlängerung  des  Konsenses  ablehnten.  Wenn 
dann  der  Bauer  außerstande  war,  das  Darlehen  zurückzuzahlen,  so 
mußte  er  sich  nach  einem  anderen  Gläubiger  umsehen. 

In  beiden  Fällen,  sowohl  wenn  der  Grundherr  den  Temporalkonsens 
nicht  erteilen  oder  nicht  verlängern,  als  auch  wenn  der  Grunduntertan 
aus  den  oben  angeführten  Gründen  um  den  Konsens  oder  um  die  Kon- 
sensverlängerung nicht  nachsuchen  wollte,  fragte  es  sich,  wie  sich  der 
Bauer  das  gewünschte  Geld  bzw.  das  zur  Heimzahlung  des  Darlehens 
notwendige  Geld  sonst  verschaffte.  In  dem  Bericht  des  Landgerichts 
Eggenfelden  vom  12.  Oktober  1765  an  die  Regierung  Landshut  heißt 
es,  daß  die  Grunduntertanen  ,,da  sie  alle  3  oder  4  Jahre  mit  so  großen 
Unkosten  einen  neuen  grundherrlichen  Konsens  lösen  müssen,  lieber 


^  Die  Schuldbriefe  mußten,  wenn  sie  mit  Hypothekenstellung  verbunden 
waren,  vor  der  ordentlichen  Obrigkeit  entrichtet  werden  (mein  Buch  S.  82 ff.). 
Hierfür  wurde  ein  „Siegelgeld"  erhoben,  häufig  in  mißbräuchlicher  Höhe(S.  98  ff.). 
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anderwärts,  wo  sie  keinen  Konsens  brauchen,  Geld  aufnehmen  und  die 
Kirchenkapitahen  damit  heimzahlen"  und  die  Stadt  Schrobenhausen 
sagt  in  ihrem  Bericht  an  die  Statuskommission  vom  24.  Mai  1764,  daß 
die  Kapitalaufnehmer  sich  zur  Bezahlung  der  grundherrlichen  Taxe 
nicht  bequemen  wollen  und  lieber  bei  anderen  Leuten  Kredit  suchen. 
Dies  scheint  ihnen  auch  im  allgemeinen  gelungen  zu  sein,  denn  das 
Landgericht  Vilshofen  meint  in  seinem  Berichte  an  die  Regierung 
Landshut  vom  10.  April  1766,  daß  ,,bei  jetzigen  Zeiten,  wo  der  Unter- 
tan anderwärts  Kredit  findet,  [mit  dem  grundherrlichen  Kon- 
sens] schwerlich  mehr  fortzukommen".  Welche  waren  nun  die  anderen 
Kreditquellen  des  Bauern? 

Dies  geht  aus  einem  Schreiben  des  Kassenamts  Landau  an  die  Re- 
gierung Landshut  vom  6.  August  1765  hervor:  Wenn  die  Untertanen 
zur  Beibringung  des  Konsenses  angehalten  werden,  ist  es  ganz  richtig, 
daß  selbe  bei  ihren  guten  Freunden  Mittel  machen,  die  Kapitalien 
aufkünden  und  heimzahlen,  wie  man  es  beim  hiesigen  Gericht  im  ver- 
gangenen Jahre  erfahren,  allwo  auf  den  Auftrag,  den  Konsens  zu  er- 
wirken, mehr  als  1500  Gulden  heimgezahlt  worden.  Die  bäuerliche  Be- 
völkerung half  sich  also  im  Notfall  selbst  aus  (mein  Buch  S.  221).  Der 
Zins  dieser  Nachbarschaftsdarlehen  scheint  sogar  geringer  gewesen  zu 
sein,  als  der  Zins  der  Kirchendarlehen.  Die  Stadt  Schrobenhausen 
schreibt  am  5.  März  1765  an  die  Statuskommission  (als  Obrigkeit  über 
die  Kirchen  Verwaltungen  von  Schrobenhausen) :  Wenn  jemand  nur  ein 
Kapital  von  20,  30,  40,  50,  60,  100,  200  und  300  Gulden  aufgenommen 
hat,  so  will  er  nicht  behufs  Verlängerung  des  Konsenses  die  Propor- 
tionaltaxe von  2  %  (s.  o.)  entrichten,  sondern  zahlt  lieber  das  ganze 
Kapital  heim  und  sucht  anderwärts  Kredit  bei  anderen,  so  das  Geld 
auf  3  oder  4%  ausleihen^.  Aber  auch  die  übrigen  Kreditbedingungen 
scheinen  bei  dieser  Kreditquelle  günstig  gewesen  zu  sein.  In  dem  Be- 
richt des  Pfleggerichts  Vilshofen  vom  10.  April  1766  an  die  Regienmg 
Landshut  findet  sich  folgende  Stelle:  Der  Bauersmann  ist  bei  jetzigen 
Zeiten  gleich  verdrießlich,  wenn  ihm  seine  Angelegenheit  nicht  gleich 
beim  ersten  Gang  nach  seinem  Kopf  hinausgeht.  Er  läßt  das  Darlehen 
eher  wieder  fahren,  als  daß  er  mehrere  Gänge  haben  will.  Weil  es  jetzt 
solche  Jahrgänge,  wo  der  Bauersmann  alles  um  teures  Geld  hinaus- 
bringt, mithin  die  mehreren  [Bauern]  ehrlich  bemittelt,  so  sind  die 
Kirchengelder  hart  anzubringen.  Auch  werden  die  aufliegenden  Kir- 
chengelder leichterdings  aufgekündigt,  wie  ich  unserer  Untertanen  Vor- 
bringen vielfältig  abgenommen.  Es  heißt  nämlich:  ,,Ich  habe  einen 
Gevatter,  einen  Schwager  oder  sonst  gute  Freunde,  einer  leiht  mir  10, 
der  andere  20  Gulden.    Diesen  brauche  ich  kein  Interesse  zu  geben, 

^  Der  landesübliche  Zinsfuß  (Zinstaxe)  war  5%. 
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nicht  aufrichten\  kann  auch  das  Geld  gnadenweise  [d.  h.  wenn  ich 
kann]  wieder  heimzahlen."  Oder  es  wird  ein  geringeres  Interesse  ver- 
langt —  fährt  das  Gericht  fort  —  oder  etwa  ein  Naturaldarlehen  [z.  B. 
Getreidedarlehen]  auf  unterschiedliche  Art  gewährt,  lauter  Erleichte- 
rungen, so  bei  den  Kirchengeldern  nicht  anzutreffen.  Daher  bleiben 
diese  im  Zechschrein  liegen. 

Bevor  wir  weitergehen,  wollen  wir  das  Vorhergehende  (von  S.  95  an) 
kurz  zusammenfassen  und  zwar  wollen  wir  dies  in  Form  eines  Zwie- 
gesprächs zwischen  dem  Staat  (als  Aufsicht  über  das  Kirchen  vermögen) , 
der  Kirche,  dem  Grundherrn  und  den  Bauern  tun.  Fingierte  Zwie- 
gespräche waren  ja  damals  eine  beliebte  Form,  Interessen  und  Gegen- 
interessen einander  gegenüberzustellen. 

Staat  (zur  Kirche):  Du  darfst  den  Bauern  zu  deiner  Sicherheit 
nur  gegen  Verpfändung  ihrer  Grundstücke  Kredit  geben  (nur  Im- 
mobiliarkredit). Kirche:  Das  ist  unnötig,  denn  ich  weiß,  wie  der 
Bauern  Hauswesen  beschaffen,  also  ob  ich  ihnen  nicht  doch  ohne  Ver- 
pfändung ihrer  Grundstücke  Kredit  (Mobiliarkredit,  Personalkredit) 
geben  kann.  Der  Bauern,  welche  eigene  Güter  haben,  sind  nur  wenige. 
Zur  Verpfändung  grunduntertäniger  Güter  aber  ist  der  grundherrliche 
Konsens  notwendig.  Ich  fürchte  daher,  daß  mir  die  Gotteshauskapi- 
talien tot  im  Zechschrein  liegen  bleiben,  denn  die  Grundherren  wollen 
auf  ihre  Bauerngüter  nicht  gerne  Schulden  kommen  lassen,  d.  h.  keine 
Immobiliarschulden.  Staat  (zum  Grundherrn):  Warum  das?  Es 
kann  den  Grundherrn  doch  nur  nützlich  sein,  wenn  ihren  Grundunter- 
tanen und  ihren  Gütern  durch  Darlehen  geholfen  wird!  Grundherr: 
Helfen  ?  Diesen  lüderlichen  Hausern  ?  Um  die  Rückzahlung  werden 
sie  sich  wenig  kümmern.  Kirche:  Den  Lüderlichen  und  Schlecht- 
stehenden leihe  ich  so  nichts,  mit  oder  ohne  grundherrliche  Konsens. 
Grundherr:  Haben  nicht  deine  Gotteshäuser  von  H.  und  I.  einen 
Verlust  von  einigen  tausend  Gulden  erlitten,  weil  sie  Grundunter- 
tanen Kredit  gewährt,  obwohl  der  grundherrliche  Konsens  verweigert 
worden?  Sie  sind  infolge  Mangels  des  grundherrlichen  Konsenses  bei 
der  Gant  in  die  letzte  Klasse  (Gemeingläubiger)  gekommen  und  mit 
ihren  Forderungen  ausgefallen.  Staat  (zum  Grundherrn):  Hast 
du  vielleicht  selbst  ein  Interesse  an  der  Verweigerimg  des  Konsenses? 
Die  Sicherheit  der  grundherrlichen  Abgaben  kann  unter  der  Verschul- 
dung der  Bauerngüter  nicht  leiden,  denn  du  hast  ja  ein  gesetzliches 
Pfand  an  der  bäuerlichen  Grundgerechtigkeit  für  die  grundherrlichen 
Abgaben  nebst  Pfandprivileg  bei  der  Gant  an  4.  Stelle.    Grundherr: 


^  Sie  verzichten  auf  behördliche  Protokollierung;  da  aber  diese  zur  Hypo- 
thekenbestellung notwendig,  so  heißt  es  soviel  als:  Verzicht  auf  die  Hypothek, 
also  auch  auf  den  grundherrlichen  Konsens. 
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Richtig,  aber  soll  ich  ruhig  zusehen,  wie  die  unhauslich  wirtschaftlichen 
Untertanen  Schulden  machen  und  ihre  Güter  entweder  deteriorieren 
oder  von  Gerichts  wegen  ihren  Gläubiger  preiszugeben  gezwungen  wer- 
den? Letzterenfalls  habe  ich  bekanntlich  kein  Rekusationsrecht,  son- 
dern kann  den  Einsteigerer  höchstens  zwingen,  die  Grundgerechtigkeit 
an  einen  annehmlichen  Meier  weiter  zu  verkaufen.  Wenn  die  Bauern- 
güter überschuldet  sind,  so  wird  auch  mein  Heimfallsrecht  entwertet. 
Ich  erteile  daher  den  grundherrlichen  Konsens  zur  Verpfändung  der 
Grundgerechtigkeit  im  allgemeinen  nur  auf  einige,  d.  h.  3 — 6  Jahre 
(Temporalkonsens).  Nach  Ablauf  des  Temporalkonsenses  soll  das  Ka- 
pital zurückgezahlt  werden.  Wenn  es  aber  nicht  geschieht,  so  kann 
ich  wenigstens  sehen,  ob  der  Grundhold  sich  die  Tilgung  der  Schuld 
angelegen  sein  läßt  oder  nicht  und  abhaust.  Bauer:  Die  großen 
Reichnisse  und  die  vielen  Unglücksfälle  hindern  viele  Grunduntertanen 
an  der  Schuldentilgung;  der  Schuldner  ist  eben  oft  ganz  außer  Kräften. 
Kirche  (zum  Staat):  Du  siehst  nun,  welche  Schwierigkeiten  die 
Ausleihung  der  Kirchengelder  wegen  der  Konsensbeibringung  macht. 
Wenn  ein  Kirchenschuldner  auf  den  etwa  mangelnden  Konsens  auf- 
merksam gemacht  wird,  so  weigert  er  sich,  um  Konsens  nachzusuchen. 
Lieber  kündet  er  das  Kirchenkapital  auf,  wenn  er  zur  Heimzahlung 
imstande  ist.  (Verzweifelnd:)  Die  Bauern  haben  einen  förmlichen  Ab- 
scheu vor  der  Entlehnung  von  Kirchenkapitalien.  Niemand,  der  ander- 
wärts noch  Kredit  findet,  will  ein  Gotteshausgeld  aufnehmen.  Staat 
(zum  Bauern):  Was  ist  der  Grund?  Bauer:  Der  Grund  ist,  daß 
die  Unkosten  kaum  zu  tragen  sind.  Die  Gebühr  ist  zu  hoch  und  bei 
Temporalkonsensen  so  oft  zu  bezahlen,  als  der  Konsens  erneuert  wird. 
Es  ist  hart,  daß  die  Untertanen  die  Konsenserneuerung  nur  mit  be- 
harrlichem öfteren  Laufen  und  unter  großen  Kosten  erlangen  können. 
Zweiter  Bauer  (schärfere  Tonart):  Das  ist  der  eigentliche  Zweck 
des  Temporalkonsenses!  Die  Grunduntertanen  sollen  genötigt  wer- 
den, den  Konsens  mehrmals  zu  bezahlen.  Lieber  nehmen  wir  daher 
anderwärts  Geld  auf,  wo  wir  keinen  Konsens  brauchen.  Unsere  bäuer- 
lichen Freunde  und  Verwandten  sind  gerne  bereit,  soweit  sie  die  Mittel 
dazu  haben,  uns  Kredit  zu  gewähren,  ohne  grundherrlichen  Konsens 
und  auch  sonst  unter  günstigeren  Bedingungen  als  die  Kirche.  Kirche 
(zum  Staat):  Siehst  du,  daß  ich  Recht  habe?  Wegen  der  hohen 
Konsenstaxe  will  niemand  mehr  Geld  auf  sein  Gut  bei  mir  aufnehmen, 
außer  wenn  er  sich  nicht  anders  zu  helfen  weiß.  Zu  jetzigen  Zeiten,  wo 
der  Grunduntertan  anderwärts  Kredit  findet,  ist  also  mit  dem  grund- 
herrlichen Konsens  schwerlich    mehr    fortzukommen. 

Wenn  wir  diesen  Tatbestand  mit  den  Hilfsmitteln  der  heutigen  wirt- 
schaftswissenschaftlichen Terminologie  beleuchten,  so  stellt  sich  das 
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grundherrliche  Konsensrecht  als  Beschränkung  des  Immobiliarkredits 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  dar.  Da  durch  die  Verpfändung  der  bäuer- 
lichen Grundgerechtigkeit  die  Interessen  des  Grundherrn  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  gefährdet  werden  konnten,  so  lag  das  Konsensrecht  zu- 
nächst im  Interesse  des  Grundherrn.  Aber  diese  Kreditbeschränkung 
ist  in  gewissen  Fällen  —  wenn  wegen  persönlicher  Eigenschaften  des 
Bauern  oder  wegen  seiner  wirtschaftlichen  Lage  eine  Kreditgewährung 
oder  Fortsetzung  derselben  bedenklich  war  —  auch  als  polizeiliche 
^Maßregel  zu  bewerten.  Den  gleichen  Doppelcharakter  hatte  auch  die 
Praxis  der  Grundherren  bei  Ausübung  ihres  Konsenses,  namentlich  der 
,, Temporalkonsens",  d.  h.  die  Gewährung  des  Konsenses  auf  Zeit  (3  bis 
6  Jahre).  Der  Temporalkonsens  ermöglicht  die  Ausübung  einer  Auf- 
sicht über  das  Kredit  Verhältnis;  nach  Ablauf  der  Frist  konnte  die 
Frage  der  Kreditwürdigkeit  von  neuem  geprüft  werden.  Allerdings 
konnte,  wenn  diese  Frage  verneint  wurde,  die  wirtschaftliche  Lage  des 
Bauern  noch  schlimmer  sein,  als  sie  gewesen  wäre,  wenn  der  Konsens 
von  Anfang  an  verweigert  worden  wäre.  Ein  als  langfristig  zugedachter 
Kredit  konnte  durch  den  Temporalkonsens  kurzfristig  werden.  Femer 
machte  der  Temporalkonsens  den  bäuerlichen  Kredit  umständlich  und 
kostspielig  wegen  der  vielen  Gebühren,  ja  die  wiederholte  Gebühren- 
erhebung konnte  sogar  für  den  Grundherrn  einen  Anlaß  bilden,  auch 
dann  den  Konsens  nur  als  Temporalkonsens  zu  erteilen,  wenn  ein  Kon- 
sens ohne  zeitliche  Beschränkung  unbedenklich  oder  sogar  von  vorn- 
herein eher  am  Platze  gewesen  wäre.  Dies  hatte  zur  Folge,  daß  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  der  Immobiliarkredit  verleidet  ward  und  sie 
sich  auf  den  Personalkredit  oder  Mobiliarkredit  (in  diesem  Falle  war 
zwischen  Mobiliar-  und  Personalkredit  kein  großer  Unterschied)  ange- 
wiesen sah.  Da  aber  die  Kirche  zu  ihrer  Sicherheit  von  Staatsauf sichts 
wegen  auf  die  Gewährung  von  Immobiliarkredit  beschränkt  war,  so 
bedeutete  dies  gleichzeitig  den  Verlust  einer  für  die  bäuerliche  Bevöl- 
kerung sonst  sehr  geeigneten  Kreditquelle.  Kreditanstalten  im  heutigen 
Sinne  gab  es  in  Bayern  noch  nicht.  Immerhin  kann  man  aber  nicht  nur 
der  Wortbedeutung  nach,  sondern  auch  im  Gegensatz  zu  der  Kredit- 
gewährung durch  Freunde  und  Verwandte  den  Kredit  der  Kirche  als 
Anstaltskredit  bezeichnen  und  daher  sagen :  Die  bäuerliche  Bevölkerung 
wurde  durch  das  grundherrliche  Konsensrecht  nicht  nur  vom  Immo- 
biliarkredit zum  Mobiliarkredit  (Personalkredit),  sondern  auch  vom 
Anstaltskredit  zum  Privatkredit  gedrängt. 

Die  Mängel  des  grundherrlichen  Konsensrechtes  bestimmten  die 
bayerische  Regierung,  der  Frage  seiner  Beseitigung  oder  Beschränkung 
(Reform)  näher  zu  treten.  Den  äußeren  Anlaß  bildete,  wie  bereits  oben 
S.  94  erwähnt,  ein  Antrag,  den  die  Regierung  Landshut  am  17.  Sep- 
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tember  1759  an  den  Kurfürsten  gestellt  hatte.  Der  Antrag  ist  nicht 
bei  dem  Akt,  ergibt  sich  aber  aus  dem  sonstigen  Inhalt  des  Aktes. 
Er  geht  dahin:  Die  Grundherren,  welche  den  perpetuierlichen  Kon- 
sens (Gegensatz  Temporalkonsens)  zur  Verpfändung  einer  bäuerlichen 
Grundgerechtigkeit  verweigern,  sollen  gehalten  sein,  die  Kirchen- 
kapitalien, so  deren  Grunduntertanen  ohne  genügsame  Versicherung 
zu  tun  schuldig,  mit  den  abgelaufenen  Interessen  zu  zahlen,  widrigen- 
falls der  Konsens  ipso  facto  fictione  juris  für  gegeben  zu  halten  sei. 
Wenn  dieser  Antrag  aus  der  schwülstigen  Juristensprache  der  damaligen 
Zeit  in  ein  verständliches  Deutsch  gebracht  wird,  so  lautet  er:  Der 
grundherrliche  Konsens  soll  (vom  Gantrichter)  für  gegeben  gehalten 
werden;  protestiert  der  Grundherr  dagegen,  so  soll  er  verpflichtet  sein, 
der  Kirche  Schadenersatz  zu  leisten,  nämlich  Ersatz  für  den  Schaden, 
den  die  Kirche  dadurch  erleidet,  daß  sie  infolge  Konsensmangels  bei 
der  Verteilung  des  Ganterlöses  in  eine  spätere  und  daher  schlechtere 
Gläubigerklasse  kommt. 

Von  den  eingeholten  Gutachten  spricht  sich  kein  einziges  für  den 
radikalen  Antrag  der  Regierung  Landshut  aus.  Das  Landgericht  Rot- 
tenburg wünscht  (17.  September  1765),  es  möchten  die  Grundherr- 
schaften zur  Erteilung  des  perpetuierlichen  Konsenses  nur  angeeifert 
und  die  Untertanen  von  ,, beschwerlicher  Auferlegung  öfterer  Taxen" 
befreit  werden.  Die  Stadt  Schrobenhausen  wünscht  (5.  März  1765) 
überhaupt  Aufhebung  der  Proportionalgebühr  von  2  %  für  die  Konsens- 
erteilung. Die  Pfleggerichte  Teisbach  (30.  März  1761)  und  Eggenfelden 
(12.  Oktober  1765)  treten  für  Ermöglichung  der  Ersetzung  des  Im- 
mobiharkredits  durch  den  Personal-  und  Mobiliarkredit  bei  den  Kirchen- 
darlehen der  grunduntertänigen  Bauern  ein.  Teisbach  stellt  nämlich 
den  Antrag:  Die  Gerichtsobrigkeiten  sollen  ,,bei  besonders  bekannten 
häuslichen  und  begüterten  Schuldnern"  von  den  Vorschriften  dispen- 
siert werden;  es  soll  ihnen  gestattet  werden,  ,,in  Betreff  der  Real-  oder 
Personalversicherung  [Personalversicherung  =  Bürgschaft]  gelinde  vor- 
gehen" zu  dürfen.  Eggenfelden:  Den  Gerichtsobrigkeiten  soll  zuge- 
standen werden,  die  Kirchenkapitalien  den  Grunduntertanen  ,,nur  gegen 
Generalhypothe  k  1  und  genügende  Personalkaution  ohne  grundherr- 
lichen Konsens"  zu  leihen.  Das  Pfleggericht  Vilshofen  meint  unterm 
10.  April  1766,  nachdem  es  erwähnt,  daß  die  Grunduntertanen  häufig 
anderwärts  zu  günstigeren  Bedingungen,  namentlich  geringerem  Zins 
Kredit  finden,  daß  es  für  die  Gotteshäuser  bei  jetzigen  Zeitläuften, 
also  auf  Ruf  und  Widerruf,  vorträglich  sein  dürfte,  daß  man  ein  min- 
deres Interesse  nehmen  dürfte  (als  5%),  nämlich  3 — 4%,  wie  bei  den 


^  Generalhypothek  ohne  Grundherr] ichen  Konsens  =  Vtrpfändunft  nur  der 
Fahrnis. 
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kurfürstlichen  Zahlämtem^  Es  gibt  bereits  Gerichte,  die  sonst  in  ihren 
Bedingungen  recht  streng  sind  und  doch  so  verfahren. 

Die  Verordnung  selbst  haben  wir  S.  94  bereits  im  Wortlaut  gebracht.  Sie 
sagt:  Die  Darlehen  der  Kirche  an  die  Grunduntertanen  des  Staates 
sollen,  wenn  die  Darlehenssumme  in  das  Bauerngut  oder  seinen  Vieh- 
stand verwendet  wird,  ohne  grundherrlichen  Konsens  ebenso  sicher 
sein,  als  wenn  der  Konsens  erteilt  wäre.  Die  Verordnung  drückt  sich 
im  Geiste  der  Zeit  indirekt  aus,  sie  will  sagen  und  kann  nur  sagen  wollen : 
Die  Verpfändung  der  Grundgerechtigkeit  bedarf  zu  ihrer  Gültigkeit  des 
grundherrlichen  Konsenses  nicht  mehr.  Der  Mangel  des  Konsenses  be- 
wirkt nicht  mehr,  daß  die  Forderung  der  Kirche  trotz  Bestellung  einer 
Hypothek  an  der  Grundgerechtigkeit  bei  Vergantung  derselben  aus  der 
Rangstellung  der  bevorrechteten  Forderungen  ausscheidet.  Die  Kirche 
braucht  also  nicht  mehr,  um  sicher  zu  gehen,  den  kreditsuchenden 
kurfürstlichen  Untertanen  an  den  Grundherrn  behufs  Beibringung  des 
Konsenses  zu  verweisen. 

Die  Geltung  der  Verordnung  ist  nach  drei  Richtungen  hin  beschränkt : 
sie  gilt  nur  für  die  Grunduntertanen  des  Staates;  nur  für  die  Kirchen- 
darlehen;   nur  für  die  Meliorationsdarlehen: 

1.  Daß  die  Verordnung  sich  auf  Darlehen  der  Kirche  beschränkt, 
hat  zunächst  den  äußerlichen  Grund,  daß  sich  auch  die  Erhebung, 
die  zu  der  Verordnung  führte,  auf  sie  beschränkte.  Aber  dies  war  kein 
Zufall,  und  so  liegt  der  eigentliche  Grund  tiefer.  Auch  die  Agitation 
für  Erleichterung  der  Kreditbedingungen  ging  nämlich  von  der  Kirche 
(der  Kirchenkuratel)  aus,  die  von  der  Beibehaltung  der  bisherigen 
schweren  Kreditbedingungen  Zurückhaltung  der  bäuerlichen  Bevölke- 
rung von  der  Inanspruchnahme  von  Kirchenkapitalien  und  Übergang 
derselben  zu  anderen  Kategorien  von  Kreditgebern  befürchtete,  die  in 
bezug  auf  Kreditbedingungen  nicht  so  strenge  Anforderungen  stellten. 
Denn  die  Kirche  gewährte  nur  Realkredit  und  litt  daher  unter  der 
Konkurrenz  derjenigen  Kreditgeber  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  die 
sich  auch  auf  Personalkredit  einließen.  Die  Erleichterung  der  Hypothek- 
bestellung bei  Kirchendarlehen,  indem  dieselbe  vom  Willen  des  Grund- 
herrn unabhängig  gemacht  wurde,  war  also  geeignet,  die  Lage  der  Kirche 
auf  dem  Kapitalmarkt  zu  verbessern. 

2.  Die  Verordnung  bezieht  sich  nur  auf  die  Grunduntertanen  des 
Staates.    Es  ist  eine  bekannte  und  territorial  sehr  verbreitete  Er- 


^  Wörtlich:  „Wie  es  bei  Churfürstlicher  Durchlaucht  Zahlämtern  gereicht 
wird  .  .  .  ,  daß  nämlich  mehr  nicht  als  drei  oder  vier  pro  Cento  gereicht  wird." 
In  Preußen  wurde  der  Kredit  bereits  in  der  zweiten  Hälfte  der  60  er  Jahre 
wieder  teuerer,  s.  Weyermann  M.,  Geschichte  des  Immobiliarkreditwesens  in 
Preußen  (Freiburger  Volkswirtschaft!.  Abh.  I  Ij  S.  76. 
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scheinung,  daß  die  Bauernbefreiung  mit  den  Grunduntertanen  des 
Staates  (Preußen:  Domanialbauem)  beginnt  und  erst  dann  die  übrigen 
Grunduntertanen  erfaßt.  Auch  in  Bayern  war  dies  der  Fall.  Die  S.  94 
gemeinte  Verordnung  vom  3.  Mai  1779  (Laudemialmandat  ge- 
nannt) ^,  die  erste,  die  sich  mit  der  Ven\^andlung  der  unsicheren  Besitz- 
rechte der  Bauern  in  Erbrecht  und  der  unständigen  Abgaben  (Lau- 
demien)  in  fixe  befaßt,  bezieht  sich  nur  auf  ,,churfürstHche  Urbar- 
güter", d.  h.  die  Grunduntertanen  des  Staats.  Der  Grund  ist  leicht 
einzusehen:  Eines  der  größten  Hindemisse  der  Bauernbefreiung  war 
der  Interessengegensatz  zwischen  Staat  und  Grundherrn.  Er  konnte 
bei  der  Befreiung  der  Grunduntertanen  des  Staates  leichter  gelöst  wer- 
den. Der  Staat  erkannte,  daß  sein  staatliches  Interesse  schwerer  wiege 
als  sein  grundherrliches.  Trotz  der  anfänglichen  Beschränkung  der 
Bauernbefreiung  auf  die  Grunduntertanen  des  Staates  ist  die  Bedeutung 
dieses  Anfangs  nicht  gering  zu  schätzen,  nicht  nur  wegen  des  dadurch 
vom  Staate  gegebenen  Beispiels,  sondern  auch  wegen  der  recht  be- 
deutenden Anzahl  der  bäuerlichen  Familien,  denen  er  zugute  kam: 
13479  ^^^^  12,4%  aller  grunduntertänigen  Familien^.  Leider  hatte 
aber  das  Laudemialmandat  vom  3.  Mai  1779  keinen  großen  Erfolg, 
weil  es  sehr  mangelhaft  durchgeführt  wurde  ^.  Der  Staat  beging  näm- 
lich den  Fehler,  seinen  Gnmduntertanen  die  obenerwähnten  Reformen 
(Verwandlung  der  unsicheren  Besitzrechte  in  sichere  und  der  Laudemien 
in  jährliche  ,,Maierschaftsfristen")  nur  anzubieten  und  anheimzustellen*. 
Die  durch  die  jahrhundertelangen  Mißbräuche  mißtrauisch  gewordene 
Bauernschaft  selbst  und  eine  mit  wenigen  Ausnahmen  neuerungsfeind- 
liche, den  Zusammenbruch  des  morschen  Systems,  auf  dem,  wie  sie 
annahmen,  ihre  Existenz  beruhte,  fürchtende  Beamtenschaft  waren  die 
Faktoren,  denen  der  Mißerfolg  zuzuschreiben  ist.  Wahrscheinlich  wäre 
ohne  ihren  fakultativen  Charakter  die  Verordnung  schon  in  ihrer  Ent- 
stehung an  dem  Widerstand  der  Bureaukratie  gescheitert. 

Das  Laudemialmandat  vom  3.  Mai  1779  enthielt  auch  die  Erlaubnis, 
daß  Anlehen ,  deren  Verwendung  in  das  [dem  Staat]  grundbare 
Gut  oder  den  dazu  gehörigen  Viehstand  dargetan  werden  kann,  ,,ohne 
gnindherrlichen  Konsens  [hypothekarisch]  versichert  werden  dürfen"; 
die  Bestimmung  mußte  aber  schon  wegen  ihrer  LTnklarheit  wirkungslos 
bleiben. 

'  Mayr,  Georg  Karl,  Sammlung  der  kurpf  alzbayerischen  Landesverordnungen 
Bd.  I,  München  1784,  S.  382. 

2  Siehe  das  Zitat  S.  96  Note  1 . 

■'  Hausmann,  Sebastian,  Die  Grundentlastung  in  Bayern  (Abhandlungen 
aus  dem  Staatswirtsch.  Seminar  Straßburg  X)  1892,  S.  40,  71. 

*  „Soll  man  sie  zur  Annahme  keineswegs  vorladen  und  noch  weit  weniger 
dazu  anhalten." 
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Die  Verhandlungen,  über  die  oben  berichtet  wurde,  fallen  in  die  Re- 
gierungszeit Max  Joseph  III.,  eines  milden  Fürsten  der  Aufklärungs- 
periode (1745 — 1777)-  Als  dieser  kinderlos  starb,  kam  das  Haupt  der 
pfälzischen  Linie  (Zweig  Sulzbach)  Karl  Theodor,  in  vielen  Beziehungen 
von  seinem  Vorgänger  verschieden,  aber  in  wirtschaftlichen  Reformen 
energischer,  zur  Regierung  (1777 — 1799)-  Er  erließ  nicht  nur  das 
Laudemialmandat,  sondern  auch  das  Mandat  vom  13.  Februar  1784 
und  brachte  die  beiden  in  Zusammenhang,  indem  er  letzterem  rück- 
wirkende Kraft  bis  zum  Laudemialmandat  verlieh.  Das  Mandat  vom 
13.  Februar  1784  ist  also  ein  Nachtrag  zum  Laudemialmandat. 

3.  Sehr  interessant  ist  die  dritte  Beschränkung.  Das  Mandat  bezieht 
sich  nur  auf  solche  Anlehen  staatlicher  Grunduntertanen  bei  der  Kirche, 
welche  ,,in  das  grundbare  Gut  oder  in  den  dazu  gehörigen 
Viehstand  verwendet  werden".  Die  Meliorationsdarlehen  wurden 
also  bevorzugt.  Dies  ist  nur  zu  billigen  und  entspricht  einer  modernen 
Forderung  der  Agrarpolitik  1.  Der  Vorzug  der  Meliorationsdarlehen  vor 
den  übrigen  Darlehen  beruht  auf  dem  Gedanken,  daß  durch  die  Melio- 
ration der  Ertragswert  des  Grundstücks  steigt,  wodurch  die  Lage  rieht 
nur  des  Grundherrn,  sondern  auch  der  Gesamtheit  der  Gläubiger  ge- 
bessert wird.  Die  Ausschaltung  des  grundherrlichen  Konsensrechtes 
war  für  jene  Zeit  ein  kühner  Schritt,  der  einflußreiche  Interessen  ver- 
letzte, und  der  Staat  wollte  wenigstens  insoferne  Vorsicht  üben,  als  er 
diese  Vergünstigung  auf  solche  Darlehen  beschränkte,  die  sie  besonders 
verdienen,  und  das  sind  eben  die  Meliorationsdarlehen.  Eine  Verur- 
teilung anderer  Arten  von  Darlehen  (anderer  Verwendungszwecke)  lag 
darin  nicht,  also  nicht  etwa  eine  kritische  Unterscheidung  zwischen 
Produktivkredit  und  Besitzkredit  oder  gar  Meliorationskredit  und 
Spekulationskredit.  Eine  solche  Unterscheidung  oder  gar  ein  Wert- 
urteil über  diese  beiden  Arten  des  Kredits  im  Gegensatz  zueinander 
lag  der  Zeit,  mit  der  sich  diese  Studie  beschäftigt,  in  Bayern  vollständig 
fern.  Es  geht  dies  schon  aus  dem  Antrag  des  Rentamts  Landshut 
vom  29.  Dezember  1759  hervor,  den  wir  erst  hier  wiedergeben,  weil  er 
zur  Erläuterung  der  Worte  „Anlehen,  welche  in  das  grundbare  Gut 
oder  in  den  dazu  gehörigen  Viehstand  verwendet  werden"  geeignet  ist. 
Das  Rentamt  Landshut  billigt  nämlich  den  Antrag  der  Regierung  Lands- 
hut unter  folgender  Bedingung:  Die  Gotteshauskapitalien  müssen  „un- 
mittelbar zum  Nutzen  des  Grundherrn  in  das  Gut  verwendet  und  etwa 
dasselbe   zu  Dorf  mittels  völliger  Auferbauung  der  Gebäue  oder  mit 

^  Nach  Art.  118  BGB.  kann  öffentlichen  Meliorationshypotheken  durch 
Landesgesetz  ein  Vorzugsrecht  gewährt  werden.  Dies  ist  in  Sachsen  geschehen. 
Vgl.  Schober,  Die  Landeskulturrentenbanken  in  Preußen,  Sachsen  und  Hessen. 
Berlin  1887,  S.  8L 
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großen  Unkosten  hierin  gemachter  Reparationen  oder  beigeschafften 
und  dem  Gute  zugefallenen  Grundstücken,  dann  hiezu  gebrachten  er- 
sprießlichen Servituten,  als  z.  B.  auf  bemeldete  Grundstücke  berechtigten 
Weidsbesuch  und  dergleichen  verbessert"  werden.  Die  Melioration 
kann  also  in  der  Neuerbauung  eines  Gebäudes  oder  in  Hauptrepara- 
turen bestehen,  ferner  darin,  daß  Grundstücke  zugekauft  werden, 
oder  Servituten,  z.  B.  Weideservituten,  erworben  werden.  Das  Rent- 
amt landshut  faßt  also  den  Begriff  ,, Verwendung  in  das  Gut"  sehi 
weit.  Es  rechnet  dazu  auch  den  Fall,  daß  der  Bauer  sich  ein  Kirchen- 
darlehen gewähren  läßt,  um  seinen  Besitz  zu  vergrößern.  Da  an- 
zunehmen ist,  daß  die  Beschränkung  der  Verordnung  vom  13.  Februar 
1784  auf  Darlehen,  ,,die  auf  das  grundbare  Gut  verwendet  werden", 
auf  den  Antrag  des  Rentamtes  Landshut  zurückzuführen  ist,  so  dürfen 
wir  unbedenklich  auch  die  Auslegung  dieses  Rentamtes  als  vom  Gesetz- 
geber gewollt  betrachten. 

Unterm  25.  August  1792  ^  erfolgte  die  Ausdehnung  der  Verordnung 
vom  13.  Februar  1784  auf  einen  weiteren  Kreis  von  Darlehen,  nämhch 
die  Kirchenanlehen,  welche  auf  „Beischaffung  des  erforderlichen  Sa- 
men- und  Speisgetreides"  verwendet  werden,  also  die  Ausdehnung 
auf  eine  bestimmte  Kategorie  von  Betriebs-  und  Notkredit.  Da  der 
Grundherr  im  Notfalle  verpflichtet  war,  seine  Grunduntertanen  mit 
Samen-  und  Speisgetreide  zu  unterstützen  —  allerdings  wurde  diese 
Pflicht  häufig  verletzt  (mein  Buch  S.  329  ff.)  — ,  so  tat  man  ihm  nicht 
zu  weh,  indem  man  sein  Konsensrecht  für  den  Fall  eliminierte,  daß 
sich  der  Untertan  das  erforderliche  Getreide  im  Kreditwege  durch  Auf- 
nahme eines  Kirchendarlehens  verschaffte. 

Die  Verordnung  vom  13.  Februar  1784  wurde  1812  (Verordnung  vom 
16.  August,  Regierungsblatt  Spalte  1461)  wieder  aufgehoben-.  Da- 
mit war  aber  der  Samen,  den  die  Verordnung  vom  13.  Februar  1784 
gestreut  hatte,  nicht  verloren.  Die  Geschichte  der  Bauernbefreiung  ist 
ja  reich  an  scheinbaren  und  wirklichen  Rückschlägen. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  dieses  Beitrages  sein,  die  weiteren  Ver- 
suche zu  schildern,  welche  etwa  gemacht  wurden,  das  grundherrliche 
Konsensrecht  zu  Fall  zu  bringen. 

Die  definitive  Aufhebung  des  grundherrlichen  Konsensrechtes  er- 
folgte in  Bayern  stillschweigend  mit  der  der  grundherrlichen  Ver- 
fassung im  Jahre  1848. 


^  Die  Verordnung  findet  sich  beim  Akt  (Einblattdruck). 

"  Im  bayerischen  Hypothekengesetz  von  1822  ist  das  grundherrliche 
Konsensrecht  ausdrücklich  anerkannt,  iedoch  soll  für  den  Konsens  lediglich 
die  Taxe  eines  Attestats  erhoben  werden  (§  6). 


HO  Arthur  Cohen. 

Die  Ergebnisse  sind; 

1.  Die  Bauernbefreiung  enthielt  auch  eine  Befreiung  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  von  den  mit  der  grundherrlichen  Verfassung  zusammen- 
hängenden Verschuldungsbeschränkungen . 

2.  Auch  sie  konnte  sich  nur  mit  Mühe  im  Kampfe  gegen  die  wider- 
strebenden Interessen  der  Grundherren  durchsetzen. 

3.  Auch  sie  beginnt  bei  den  Grunduntertanen  des  Staates. 

4.  Gefördert  wurde  dieser  Teil  der  Bauernbefreiung  dadurch,  daß 
das  Interesse  der  Kreditgeber  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  namentlich 
der  Kirche,  in  dieser  Frage  dem  der  Grundherren  entgegengesetzt  war. 

5.  Auch  dieser  Teil  der  Bauernbefreiung  erfolgt  sukzessive,  indem 
sich  die  betreffenden  Maßnahmen  zuerst  nur  auf  den  Meliorationskredit, 
dann  auch  auf  Notkredit  bezogen. 

6.  Wie  der  Bauernbefreiung  überhaupt  und  aus  denselben  Ursachen 
fehlt  es  auch  diesem  Teil  der  Bauernbefreiung  nicht  an  Rückschlägen. 

Anhang. 

Über  den  äußeren  Verlauf  der  Erhebung  sei  noch  folgendes  nach- 
getragen. Wie  im  Text  bemerkt,  ging  der  Anstoß  zur  Erhebung  von 
der  Regierung  Landshut  aus  (Schreiben  an  die  Hofkammer  vom  5.  Sep- 
tember 1759).  Die  Hofkammer  ersuchte  folgende  Behörden  um  ein 
Gutachten:  Hofrat,  Regierungen  Straubing  und  Burghausen,  Rentamt 
Landshut,  Lehenhof  (wegen  der  Bauernlehen),  Landschaft  Oberlands. 
Die  Regierungen  Straubing  und  Burghausen  sollten  die  Rentämter  da- 
selbst vorher  einvernehmen.  Das  Ersuchschreiben  der  Hofkammer  ist 
vom  27.  Oktober  1759  und  führt  den  Betreff:  ,,Die  von  der  Regierung 
Landshut  occasione  des  unrichtig  sich  zeigenden  Gericht-Erdingischen- 
Kirchenrechnungswesens  begutachtete  perpetuierliche  Konsenserteilung 
zu  Versicherung  der  Kirchenkapitalien."  Antworten  liefen  ein  vom 
Hofrat,  der  Regierung  Burghausen  (mit  Beilage:  Gutachten  des  Rent- 
amts Burghausen),  dem  Rentamt  Landshut  und  dem  Lehenhof.  Die 
Regierung  Landshut  legte  ferner,  um  ihren  Antrag  zu  unterstützen, 
unaufgefordert  Gutachten  ihrer  Unterbehörden  Eggenfelden,  Teisbach, 
Rottenburg,  Vilshofen  (Landgerichte),  Landau  (Kastenamt)  und  Schro- 
benhausen  (Stadt)  vor.  Während  nun  die  Gutachten  der  höheren  Be- 
hörden sich  mehr  über  die  juristische  Seite  der  Frage  äußern,  gehen 
die  Unterbehörden  —  durch  ihren  Verkehr  mit  den  unmittelbar  Be- 
teiligten hiezu  veranlaßt  und  in  der  Lage  —  auf  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse und  Bedürfnisse,  deren  Ursachen  und  Wirkungen  ein.  So 
kommt  es,  daß  im  vorstehenden  Beitrag  fast  ausschließlich  die  Gut- 
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achten  der  Unterbehörden  verwendet  sind,  weil  die  Gutachten  der 
Oberbehörden  als  wirtschaftsgeschichtliche  Quelle  nicht  in  Betracht 
kommen. 

Zimi  besseren  Verständnis  sei  noch  folgendes  bemerkt:  Bayern 
(Ober-  und  Niederbayern;  die  Oberpfalz  hatte  ihre  besondere  Verwal- 
tung) zerfiel  in  vier  Teile:  München,  Landshut,  Straubing  und  Burg- 
hausen. An  der  Spitze  standen  der  Hofrat  (München)  und  die  Re- 
gierungen (Landshut,  Straubing,  Burghausen);  sie  waren  Kollegial- 
behörden. Außerdem  gab  es  in  jedem  Teile  ein  ,, Rentamt",  mit  einem 
Rentmeister  an  der  Spitze  als  Visitationsbehörde.  Landschaft  — 
Landschaftsausschuß  (es  gab  zwei,  für  Oberbayem  und  Niederbayem) . 
Der  Hof  rat  war  zugleich  Mittelstelle  (für  München)  und  Zentralstelle. 
Die  Hofkammer  war  Zentralstelle;  ihre  Funktionen  ergeben  sich  aus 
ihrem  Namen.  Die  unteren  Behörden  waren  die  Landgerichte  (auch 
Pfleggerichte  genannt),  für  Justiz  und  Verwaltung.  Eggenfelden,  Rot- 
tenburg und  Vilshofen  sind  heute  Sitze  von  Amtsgerichten,  Teisbach 
gehört  zum  Amtsgerichtsbezirk  Dingolfing.  Sämtliche  liegen  im  süd- 
lichen Teil  des  heutigen  Kreises  Niederbayern  (südlich  der  Donau)  in 
einer  fruchtbaren  Getreidegegend.  Vielleicht  läßt  es  sich  daraus  erklären, 
daß  der  trostlose  Eindruck,  den  die  Lage  der  bayerischen  Bauern  in  der 
zweiten  Hälfte  des  i8.  Jahrhunderts  auf  den  Wirtschaftshistoriker 
macht,  hier  einer  etwas  helleren  Färbung  weicht.  Zwar  fehlt  es  nicht 
an  den  schwarzen  Tinten  des  Elends,  aber  auch  nicht  an  Zeichen  einer 
beschränkten  bäuerlichen  Wohlhabenheit,  ja  eines  gewissen  Bauern- 
stolzes (S.  loi).  Von  Niederbayem  fand  auf  der  Donau  nach  Österreich 
in  guten  Jahren  Getreideausfuhr  statt.  Und  wenn  auch  hauptsächlich 
Grundherrschaften  an  der  Ausfuhr  beteiligt  waren,  so  mag  dieser  Ab- 
satz der  Landesprodukte  und  Zufluß  von  Geld  indirekt  auch  den  Bauern 
zugute  gekommen  sein,  indem  sie  ihren  Herren  den  gelegentlichen  Über- 
schuß ihrer  Ernte  über  das  Dienst-  und  Zehntgetreide  und  über  den 
eigenen  Bedarf  „anfeilten". 
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Nationalökonomie  und  Willensfreiheit. 
Von  Dr.  Robert  Drill,  Frankfurt  a.  M. 

AjUF  den  ersten  Anblick  mag  manchem  das  Thema  „National- 
j  Ökonomie  und  Willensfreiheit"  etwas  weit  hergeholt  er- 
1  scheinen.  Immer  noch  ist  die  Zahl  derer  nicht  gering, 
— :  die  meinen,  daß  man  die  alten  Zweifelsfragen  der  Mensch- 
heit ruhig  den  Philosophen  überlassen  könne,  zumal  da  sie  ja  doch 
nicht  imstande  seien,  sie  zu  lösen,  wie  der  Umstand  beweise,  daß  trotz 
einer  zweiundeinhalbtausendj  ährigen  Geschichte  der  Philosophie  auch 
heute  noch  ganz  entgegengesetzte  Ansichten  auf  diesem  Gebiete  be- 
stehen; die  Nationalökonomie  habe  Dringenderes  zu  tun,  als  den  Chor 
der  philosophischen  Streiter  zu  vermehren.  Indessen  läßt  sich  wohl 
zeigen,  daß  es  für  die  Nationalökonomie  als  Wissenschaft  kein 
wichtigeres  Problem  gibt,  als  die  Frage  nach  der  Freiheit  oder  Un- 
freiheit des  Willens,  denn  es  ist  geradezu  das  Grundproblem 
der  Nationalökonomie,  weil  von  der  Beantwortung  ihr  Charakter  und 
ihre  Methode  abhängen,  insofern  das  wissenschaftlich  exakt  sicher- 
gestellt sein  soll  und  man  sich  nicht  damit  begnügt,  von  mehr  oder 
weniger  unsicheren  Meinungen  aus  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
zu  systematisieren.  Daß  es  ein  philosophisches  Problem  ist, 
das  in  so  entscheidender  Weise  die  Nationalökonomie  be- 
einflußt, wundert  den  nicht,  der  sich  mit  den  erkenntnistheoretischen 
Fragen  befaßt  hat,  denn  die  Nationalökonomie  teilt  dies  Schicksal 
mit  allen  anderen  Erfahrungswissenschaften.  Sie  alle  arbeiten  mit 
Voraussetzungen,  mit  gewissen  Grundbegriffen  und  Grundsätzen, 
deren  Legitimation  sie  in  ihrem  Kreise,  im  Kreise  der  Empirie  nicht 
erweisen  können,  weil  es  überempirische  oder,  wenn  man  will,  vor- 
empirische Begriffe  und  Grundsätze  sind,  über  die  nur  eine  logische, 
philosophische  Untersuchung  entscheiden  kann.  Der  natürliche  Weg 
wäre  also  überall  der,  daß  die  Erfahrungswissenschaften  ihre  Voraus- 
setzungen als  fertige  Resultate  von  der  Philosophie  übernähmen.  Aber 
leider  ist  das  nicht  so  einfach,  aus  dem  Grunde,  weil  die  Philosophie, 
so,  wie  sie  heute  ist,  gar  keine  fertigen  Resultate  zu  bieten  hat,  ja  noch 
mehr,  weil  die  meisten  Vertreter  der  Philosophie  geradezu  von  dem 
Standpunkte  ausgehen,  daß  die  Philosophie  solche  Resultate  über- 
haupt nicht  bieten  könne.  Fast  jeder  Philosoph  hat  seine  eigenen 
Ansichten.     Man  kann  darum  der  Nationalökonomie  keinen  Vorwurf 
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daraus  machen,  daß  ihre  erkenntnistheoretische  Begründung  noch 
recht  viel  zu  wünschen  übrig  läßt,  denn  wer  soll  sich  in  jenem  Irr- 
garten zurechtfinden,  wenn  ihn  nicht  ein  glücklicher  Zufall  den  rechten 
Weg  weist  ?  Es  bestünde  auch  keine  Hoffnung,  jemals  zu  befriedigenden 
Zuständen  zu  gelangen,  wenn  die  Behauptung  richtig  wäre,  daß  die 
Philosophie  ihrer  Natur  nach  gar  nicht  imstande  sei,  feste  Resultate 
zu  geben.  Wenn  dies  richtig  wäre,  dann  wäre  aber  auch  das  Urteil 
über  die  Philosophie  gesprochen ;  denn  persönliche  Meinungen  brauchen 
niemanden  zu  interessieren  und  sind  keine  Wissenschaft,  auch  wenn 
sie  im  gelehrtesten  Gewände  erscheinen.  Das  Kennzeichen  des  Wissens 
ist  Objektität,  d.  h.  es  muß  Gründe  haben,  von  deren  Richtigkeit 
sich  jedermann,  der  die  nötige  Bildung  hat,  überzeugen  kann.  Daß 
die  Philosophie  allerdings  in  der  Lage  ist.  Wissen  zu  schaffen,  war 
die  Überzeugung  Immanuel  Kants,  für  die  er  auf  seine  Tat  hin- 
weisen konnte.  Nur  deshalb,  weil  er  sich  bewußt  war,  daß  Philosophie 
zu  apodiktischer  Gewißheit  gelangen  kann,  blieb  sie  ihm  Wissen-* 
Schaft,  denn  er  hat  es  klar  und  wiederholt  ausgesprochen,  daß  die 
Philosophie  entweder  diese  Gewißheit  leisten  muß  oder  gar  nichts  ist. 
Daß  es  so  sein  muß,  läßt  sich  einsehen,  denn  Philosophie  hat  es  nur 
mit  dem  Apriori  zu  tun  —  mit  Erkenntnissen,  die  für  schlechthin 
notwendig  gehalten  werden  wollen,  oder  weniger  schulgemäß  aus- 
gedrückt: die  Philosophie  liegt  logisch  vor  der  Erfahrung  und  hat 
daher  kein  anderes  Mittel  der  Erkenntnis,  als  vollständige 
Schlüssigkeit,  und  das  ist  apodiktische  Gewißheit,  gedankliche  Not- 
wendigkeit. Wenn  sich  diese  Notwendigkeit  nicht  erweisen  läßt,  dann 
mögen  die  Gedanken  sehr  schön,  geistreich  und  alles  mögliche  sein, 
aber  als  Wissen  und  Wissenschaft  sind  sie  nichts. 

Daß  jede  nationalökonomische  Richtung  irgendwie  auf  philo- 
sophischen Grundlagen  ruht,  läßt  sich  leicht  zeigen,  und  daraus  ist 
auch  der  tiefste  Grund  zu  erkennen,  der  ganze  nationalökonomische 
Schulen  in  die  Irre  geführt  hat;  denn,  sind  die  Prinzipien  verkehrt, 
dann  ist  es  auch  das  System,  mag  auch  manches  und  selbst  vieles 
einzelne  richtig  sein.  Einige  Beispiele  in  kurzen  Hinweisen  werden 
genügen,  zumal  da  die  Tatsachen,  die  hier  vorzubringen  sind,  dem 
Nationalökonomen  nichts  Neues  sagen;  sie  sollen  mir  nur  dazu  dienen, 
den  Gesichtspunkt  hervortreten  zu  lassen,  um  den  es  sich  hier  handelt. 

Man  kann  es  wohl  als  das  Charakteristische  der  sogenannten 
klassischen  Nationalökonomie  ansehen,  daß  sie  die  Volkswirt- 
schaft als  eine  Mechanik  des  wirtschaftlichen  Egoismus  betrachtet; 
die  menschliche  Natur  sei  überall  dieselbe,  alle  Menschen  seien  von 
denselben  Trieben  fast  in  gleichem  Maße  beherrscht,  und  darum  seien 
die  allgemeinen  Sätze,  die  man  aus  dem  wirtschaftlichen  Beobachtungs- 
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material  ableiten  könne,  Naturgesetze  der  Volkswirtschaft,  die  immer 
und  überall  gälten.  Es  ist  nun  sehr  interessant,  den  logischen  Spuren 
nachzugehen,  die  erkennen  oder  erraten  lassen,  wie  die  klassischen 
Nationalökonomen  zu  dieser  Auffassung  kamen.  Eine  gewöhnlicue 
Erklärung  ist  die,  daß  sie  die  Ergebnisse  ihrer  Beobachtungen,  die 
aber  oft  wenig  umfassend  gewesen  seien,  unzulässig  verallgemeinert 
hätten.  Das  ist  richtig,  aber  es  erklärt  noch  nichts,  denn  es  fragt 
sich,  warum  sie  das  getan  haben.  Man  muß  sich  doch  fragen,  wie 
Männer,  die  ja  nicht  in  naiver  Weise  ge urteilt  haben,  sondern  trotz 
aller  Fehler  wissenschaftlich  arbeiteten,  dazu  kamen,  daß  sie  kein 
Bedenken  trugen,  aus  einem  verhältnismäßig  kleinen  Beobachtungs- 
material die  allgemeinsten  Schlüsse  zu  ziehen?  Das  ist  nur  so  zu 
erklären,  daß  sie  schon  mit  der  Voraussetzung,  dies  sei  wissenschaftlich 
zulässig,  an  das  Material  herantraten,  denn  ohne  dieses  Urteil  hätte 
auch  ihr  Material  sie  belehren  können,  daß  sie  in  ihren  Behauptungen 
mindestens  hätten  vorsichtiger  sein  müssen.  Sie  sind  einer  Selbst- 
täuschung zum  Opfer  gefallen,  deren  Grund  darin  liegt,  daß  sie  den 
fundamentalen  Unterschied  zwischen  dem  Verhalten  der  Natur  und 
der  Menschen  nicht  sahen.  Der  Naturforscher,  der  ein  Experiment 
gemacht  hat,  ist  überzeugt,  daß  unter  den  gleichen  Umständen  jede 
Wiederholung  des  Experiments  zu  demselben  Ergebnis  führen  muß, 
wie  das  erste  Mal,  denn  er  geht  von  dem  Grundsatz  aus,  daß  sich  die 
Dinge  unter  gleichen  Umständen  in  gleicher  Weise  verhalten.  Die 
Richtigkeit  dieses  Grundsatzes  ist  die  notwendige  Voraussetzung  nicht 
nur  des  Experimentierens,  sondern  der  ganzen  Erfahrung.  Aber  was 
für  die  Natur  gut,  gilt  nicht  ganz  ebenso  für  die  menschlichen  Hand- 
lungen. Man  findet  in  ihnen  freilich  gewisse  Regelmäßigkeiten,  aber 
wenn  man  sich  verleiten  läßt,  diese  Regel  mäßigkeiten  f ür  G  e  s  e  t  z  - 
mäßigkeiten  zu  halten  und  zu  meinen,  daß  sich  die  Menschen  unter  den 
gleichen  wahrnehmbaren  Umständen  wie  die  Natur  immer  in  gleicher 
Weise  verhalten,  so  sind  das  Gedanken,  Prinzipien,  die  unter  dem 
Einflüsse  einer  metaphysischen  Idee  entstanden,  der  Idee, 
daß  alles  in  der  Welt  nach  Gesetzen  der  Natur  geschehe.  Diese  Idee 
kann  in  jedem  Menschen  wirksam  werden,  ohne  daß  er  sie  von  jemandem 
übernähme,  denn  sie  kommt  aus  der  reinen  Vernunft,  bei  Adam 
Smith  aber,  dem  Begründer  der  klassischen  Nationalökonomie,  hat 
man  auch  eine  historische  Erklärung.  Adam  Smith  gehörte  in  seinen 
moralphüosophischen  Ansichten  zur  schottischen  Schule  der  Universität 
Glasgow.  Die  Darstellung  der  Morallehre,  die  er  gibt,  ist  nicht  sehr 
exakt,  aber  ihr  Grundgedanke  ist  ein  n  a  t  u  r  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  r  :  die 
Natur  leitet  die  Menschen  durch  Instinkte,  die  Vernunft  hat  keine 
leitende  Stellung,  sondern  gewinnt  ihre  Urteile  über  das,  was  geschehen 
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soll,  erst  aus  der  Beobachtung  der  Forderungen,  die  die  Naturinstinkte 
an  den  Menschen  stellen;  der  herrschende  Trieb  ist  die  Selbstliebe, 
und  auch  ihre  Schranken,  wie  Klugheit,  Gerechtigkeit  und  Wohl- 
wollen, sind  im  Grunde  nichts  anderes  als  indirekte  Selbstliebe.  Das 
ist  eine  Auffassung,  die  ihre  Abhängigkeit  von  jener  Idee  deutlich 
verrät.  Lujo  Brentano  hat  in  seiner  Schrift  über  ,,Das  Arbeits- 
verhältnis gemäß  dem  heutigen  Recht"  die  Ansicht  vertreten,  daß 
Adam  Smith  ein  Anhänger  der  materialistischen  Welt- 
anschauung gewesen  oder  es  geworden  sei,  als  er  den  jungen  Herzog 
Buccleugh  auf  einer  Reise  nach  Frankreich  begleitete  und  dort  mit 
den  Physiokraten  und  Enzyklopädisten,  insbesondere  mit  Helvetius, 
verkehrte.  Für  den  Zweck  dieser  Abhandlung  macht  es  aber  nichts 
aus,  ob  man  Adam  Smith  dem  Materialismus  oder  dem  schottischen 
NaturaHsmus  zuzählt,  denn  beide  Weltanschauungen  stehen  unter 
dem  Einfluß  jener  Idee,  und  es  sollte  hier  nur  gezeigt  werden,  wie 
die  klassische  Nationalökonomie  mit  ihren  Leitgedanken  in  der  Philo- 
sophie wurzelt,  und  zwar  in  einem  Teile  von  ihr,  wohin  der  kritisch 
Geschulte  den  klassischen  Autoren  nicht  folgen  wird,  denn  es  ist  das 
Gebiet  der  dogmatischen  Metaphysik. 

Ein  anderes  Beispiel  ist  Karl  Marx.  Seine  geistige  Abstammung 
von  Hegel  und  Feuerbach,  vom  französischen  Sozialismus  und  Posi- 
tivismus und  von  der  klassischen  Nationalökonomie  ist  so  bekannt, 
daß  man  nichts  darüber  zu  sagen  braucht.  In  seiner  Lehre  und  Schule 
tritt  die  metaphysische  Idee  von  der  allgewaltigen,  auch  den  Menschen 
ganz  beherrschenden  Naturnotwendigkeit  mit  besonderer  Schärfe  her- 
vor und  ergreift  auch  in  einer  charakteristischen  Formulierung  die 
historische  Entwicklung.  Es  ist  geradezu  die  Generalidee 
seines  Werkes,  aus  der  Wissenschaft  den  ganzen  teleologischen 
Teil  auszumerzen  und  die  Naturkausalität  zur  Alleinherrscherin  zu 
machen.  Er  erreichte  seine  Absicht  dadurch,  daß  er  die  objektive 
soziale  Entwicklung  mit  dem  subjektiven  Wollen  und  Handeln  identi- 
fizierte. Das  heißt:  was  den  Menschen  als  zielbewußtes  Handeln  er- 
scheint, das  ist  nach  Marx  nur  die  Art  und  Weise,  wie  die  von  der 
Naturkausalität  geführte  soziale  Entwicklung  in  die  Erscheinung  tritt. 
Diese  kühne,  allzu  kühne  Konstruktion,  die  ein  Vorbild  bei  Hegel 
hatte,  ist  der  Kern  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  und 
damit  die  Seele  des  Marxismus.  Sie  degradiert  die  Welt  der  Tat  zur 
Illusion  (obgleich  die  Marxisten  das  nicht  gelten  lassen  wollen  —  ohne 
Inkonsequenzen  geht  es  eben  bei  solchen  Konstruktionen  nicht  ab), 
und  sie  sieht  das  Reale  nur  in  der  absoluten  Naturnotwendigkeit. 
Von  hier  aus  erhalten  alle  Einzelheiten  des  Marxismus  ihre  charakte- 
ristische Färbung.    Daß  sich  Kapitalien  konzentrieren,  ist  Tatsache; 
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dem  Marxismus  genügt  das  aber  nicht,  und  er  sagt:  sie  müssen 
sich  konzentrieren.  Daß  es  Klassenkämpfe  gibt,  sieht  jedermann, 
der  Marxismus  aber  sagt,  daß  sie  sein  müssen.  So  stellt  er  alles  unter 
die  Idee  der  Notwendigkeit,  schließlich  auch  das  Endziel,  den  Kollek- 
tivismus, der  nach  seiner  Ansicht  absolut  unvermeidlich  ist.  In  den 
letzten  anderthalb  Jahrzehnten  sind  allerdings  viele  Sozialisten  in 
diesen  Fragen  recht  skeptisch  geworden,  und  es  ist  wahrscheinlich, 
daß  der  eigentliche  Marxismus  von  den  praktischen  Erfordernissen 
des  Tages  immer  mehr  verdrängt  wird.  Das  scheint  aber  auch  der 
einzige  Weg  zu  sein,  wie  die  Sozialisten  selber  mit  ihm  fertig  werden 
mögen,  denn  man  muß  sagen,  daß  die  Kritik,  die  die  sogenannten 
Revisionisten  an  ihm  geübt  haben,  unzureichend  ist.  Diese  Kritik 
war  fast  durchaus  empirisch,  aber  damit  allein  kann  man  an  die  Wurzel 
des  Marxismus  nicht  herankommen,  denn  die  Wurzel,  die  materia- 
listische Geschichtsauffassung,  die  das  Ganze  nährt,  ist  meta- 
physisch. Beim  empirischen  Argumentieren  findet  sich  leicht  ein 
Ausweg.  Man  hat  ja  gesehen,  wie  das  gemacht  wird:  Läßt  sich  die 
absolute  Verelendung  nicht  mehr  halten,  so  wird  sie  eben  relativ,  und 
exakt  zu  beweisen,  daß  auch  diese  nicht  vorhanden  sei,  wird  die  Statistik 
noch  nicht  ausreichen.  Man  kann  kritisch  nur  dann  zu  einem  festen  Er- 
gebnis kommen,  wenn  man  die  Grundanschauung  des  Marxismus 
durchleuchtet,  denn  dann  sieht  man,  daß  er  die  Welt  überhaupt  ver- 
kehrt anschaut,  weil  es  sich  im  sozialen  Leben  keineswegs  in  erster 
Linie  oder  gar  ausschließlich  darum  handelt,  was  ist,  sondern  danrni, 
was  und  wie  es  anders  gemacht  werden  soll.  So  ist  also  auch  hier 
die  Frage,  ob  Naturnotwendigkeit  oder  Freiheit  im  sozialen  und  histo- 
rischen Geschehen,  die  erste  aller  Fragen.  Die  Voraussetzung  ihrer 
Beantwortung  aber  ist  Klarheit  über  die  Willensfreiheit. 

Das  Suchen  nach  wirtschaftlichen  ,, Gesetzen"  kennzeichnet  auch 
die  österreichische  Schule.  Sie  ist  allerdings  viel  vor- 
sichtiger, als  die  klassische  Nationalökonomie,  denn  sie  behauptet 
nicht,  die  volle  empirische  W^irklichkeit  zu  erfassen,  und  begnügt  sich, 
mit  der  Isoliermethode  den  Menschen  unter  dem  Einfluß  des  Eigen- 
nutzes zu  betrachten.  Aber  sie  meint,  nichtsdestoweniger  auf  diese 
Weise  zu  ,, exakten  Gesetzen"  zu  gelangen,  die  den  Naturgesetzen  an 
Allgemeinheit  und  Notwendigkeit  nichts  nachgäben.  Das  ist  nun 
wieder  eine  Täuschung,  denn  in  der  Konstruktion,  bei  der  man  den 
Eigennutz  allein  auf  das  Wirtschaftsobjekt  wirken  läßt,  ist  der  ent- 
scheidende Faktor,  eben  der  Eigennutz,  eine  variable  Größe.  Man 
müßte  den  Eigennutz  in  Kilogrammen  ausdrücken  können,  um  etwas 
,, Gesetzmäßiges"  ausmachen  zu  können,  denn  in  Wirklichkeit  ist  der 
Eigennutz  wie  jeder  Trieb  so  differenziert,  daß  jeder  Versuch,  allge- 
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meine  Gesetze  der  Wirksamkeit  des  Eigennutzes  zu  finden,  vergeb- 
lich ist  und  nur  Schemata  zu  erzielen  sind.  Diese  Täuschung  ist 
eine  psychologische,  aber  das,  was  gelockt  hat,  in  sie  zu  verfallen, 
ist  wiederum  jene  metaphysische  Idee,  überall  in  der  Welt  Natur- 
gesetzlichkeit zu  suchen.  Wer  sich  Gedanken  über  die  Konstruktion 
der  Welt  macht,  ist  immer  in  Gefahr,  von  dieser  Idee  in  die  Irre  geführt 
zu  werden,  wenn  er  nicht  schon  über  ihren  dialektischen  Charakter 
aufgeklärt  ist.  Denn  der  Anreiz,  der  von  dieser  Idee  ausgeht,  ist  groß: 
sie  verspricht  eine  außerordentliche  Förderung  des  Wissens,  nämlich 
die  Entdeckung  eherner  Gesetzlichkeit  auf  Gebieten,  die  einen  anderen, 
unbestimmteren  Charakter  als  die  Naturwissenschaft  zu  haben  scheinen. 
Kein  Wunder  daher,  daß  insbesondere  in  der  Zeit,  als  die  Naturwissen- 
schaft unerwartet  große  Fortschritte  machte,  eine  förmliche  Sucht 
nach  Naturgesetzlichkeit  auf  anderen  Gebieten  ausbrach,  wie  sich  das 
in  zahlreichen  Soziologien  und  in  der  Konstruktion  historischer  Gesetze 
zeigte  und  noch  zeigt.  In  der  neuesten  Zeit  haben  diese  Versuche 
allerdings  stark  an  Kredit  verloren,  was  neben  der  natürlichen  Er- 
nüchterung neueren  Schriften  über  die  Grenzen  zwischen  Natur-  und 
Kulturwissenschaften  zu  danken  ist.  Aber  die  Entscheidung  über 
jene  Idee  kann  nicht  durch  mehr  oder  weniger  geistreiche  Betrachtungen, 
sondern  nur  dadurch  herbeigeführt  werden,  daß  man  die  Idee  an  ihrem 
Ursprung  aufsucht  und  hier  mit  vollständiger  logischer  Exaktheit 
Recht  und  Anmaßung  ihres  Anspruches  voneinander  scheidet.  Ihr 
Ursprung  ist  die  Vernunft.  Wir  haben  keine  anderen  Erkenntnis- 
queUen  als  Erfahrung  und  Vernunft.  Der  Satz  aber,  daß  alles  in  der 
Welt  nach  Gesetzen  der  Natur  geschehe,  stammt  aus  der  Vernunft, 
denn  er  geht  über  alle  mögliche  Erfahrung  hinaus. 

Damit  ist  auch  der  Weg  der  Kritik  vorgezeichnet:  über  Vernunft- 
ideen kann  nur  Vernunftkritik  entscheiden ;  die  Erfahrung 
reicht  an  die  Ideen  nicht  heran,  die  Vernunft  aber  muß  imstande  sein, 
das,  was  sie  hervorbringt,  auf  die  Rolle  hin  zu  beurteilen,  die  ihm 
zukommt.  Wenn  Kant  dieses  Vertrauen  zur  Vernunft  nicht  gehabt 
hätte,  wäre  er  nie  auf  den  Gedanken  gekommen,  Vernunftkritik  als 
apodiktische  Wissenschaft  zu  versuchen.  Der  Erfolg  hat  ihm  recht 
gegeben.  Wenn  das  auch  heute  noch  sehr  wenig  anerkannt  ist,  so 
liegt  das  freilich  zu  einem  Teile  an  Kant  selber,  nämlich  an  seiner 
didaktisch  wenig  zweckmäßigen  Art  der  Behandlung  des  Gegenstandes. 
Es  mag  wohl  so  gewesen  sein,  daß  Kant  im  Laufe  der  Zeit  den  Maß- 
stab dafür  verlor,  was  er  dem  Verständnis  der  anderen  normalerweise 
hätte  zutrauen  dürfen,  oder  vielleicht  konnte  er  die  Darstellung  wirk- 
lich nicht  besser  machen,  wie  er  in  seiner  Bescheidenheit  angedeutet 
hat.    In  einer  so  schwierigen  Sache  muß  man  Fraktur  reden,  um  deut- 
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lieh  zu  werden.  Sein  Vortrag  aber  ist  schwerfällig,  manches  Wichtige 
ist  nur  erwähnt,  nicht  ausgeführt,  und  man  kann  sagen,  daß  man 
bei  manchen  Partien  seiner  Kritik  schon  wissen  muß,  was  er  will,  um 
sie  zu  verstehen.  Es  hat  zwar  Personen  gegeben,  und  es  gibt  auch 
heute  noch  welche,  die  in  seine  Lehre  vollständig  eingedrungen  sind. 
Aber  das  ist  in  den  etwa  130  Jahren,  die  seit  dem  Erscheinen  der  Kritik 
der  reinen  Vernunft  verflossen  sind,  direkt  nur  wenigen  gelungen, 
und  ich  bezweifle  nicht  im  geringsten,  daß  auch  ich  Kant  niemals 
begriffen  hätte,  wenn  mir  nicht  das  Glück  zuteil  geworden  wäre,  auf 
einige  Schriften  aufmerksam  zu  werden,  die  ich  am  Schlüsse  nennen 
werde.  Und  doch  ist  Vernunftkritik  keine  Geheim  Wissenschaft,  sondern 
denen,  die  schulgemäß  zu  denken  vermögen,  allgemein  zugänglich, 
wenn  man  nur  merkt,  worauf  es  ankommt.  Das  soll  hier  an  dem 
Problem  der  Willensfreiheit  gezeigt  werden.  Es  ist  zwar  hier  nicht 
möglich,  das  Problem  in  der  Ausführlichkeit  zu  behandeln,  die  jedem 
Zweifel  begegnen  könnte,  denn  seine  Lösung  hat  die  ganze  transzen- 
dentale Ästhetik  und  Analytik  zur  Voraussetzung.  Aber  es  ist  mög- 
lich, in  ziemlich  kurzen  Ausführungen  auf  die  entscheidenden  Punkte 
aufmerksam  zu  machen.   Das  ganze  Problem  gliedert  sich  in  drei  Teile: 

1.  die  Antinomie  der  Vernunft, 

2.  die  Organisation  der  Vernunft, 

3.  die  Praxis. 

Die  Antinomien,  gewisse  Widersprüche,  die  sich  die  Vernunft 
bei  ihrem  Bestreben,  die  Erfahrung  zu  überschreiten,  selber  macht, 
sind  ganz  besonders  geeignet,  den  Philosophen  zu  kritischer  Besinnung 
zu  bringen.  Denn  es  ist  doch  eine  sehr  sonderbare  Sache,  daß  man 
über  die  Welt,  das  ,,Air',  gewisse  allgemeine  Gesetze  aufstellen  und 
formallogisch  beweisen  kann,  und  daß  man  die  genau  umgekehrten 
Gesetze  ebenfalls  beweisen  kann.  Kant  hat  das  an  vier  Anti- 
nomien gezeigt.  So  lautet  die  Thesis  der  ersten  Antinomie:  ,,Die  Welt 
hat  einen  Anfang  in  der  Zeit  und  ist  dem  Räume  nach  auch  in  Grenzen 
eingeschlossen."  Und  die  Antithesis  besagt:  ,,Die  Welt  hat  keinen 
Anfang  und  keine  Grenzen  im  Räume,  sondern  ist,  sowohl  in  An- 
sehung der  Zeit  als  des  Raumes,  unendlich."  Obgleich  sich  diese  beiden 
Sätze  gegenseitig  vollständig  ausschließen,  kann  man  sie  beide  zwin- 
gend beweisen.  Es  ist  klar,  daß  da  etwas  nicht  in  Ordnung  sein  muß, 
denn  der  Widerspruch  ist  der  sichere  Beweis,  daß  man  die  Wahrheit 
verfehlt  hat.  Diese  und  die  anderen  Antinomien  haben  unzählige 
Philosophen  beschäftigt,  nur  eben  nicht  als  Antinomien,  deren  Streit 
imparteiisch  zu  schlichten  sei,  sondern  in  der  Weise,  daß  sich  die 
Philosophen  für  die  Thesis  oder  die  Antithesis  entschieden  oder  völliger 
Skepsis  ergaben.      Nur  Kant  hat  die  Vernunft  ihres  Richteramtes 
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walten  lassen.  Uns  interessiert  hier  die  dritte  Antinomie.  Ich  will 
ihre  Beweise  in  der  verkürzten  Weise  wiedergeben,  wie  sie  Ludwig 
Goldschmidt  formuliert  hat.    Die  T  h  e  s  i  s  lautet : 

Die  Kausalität  nach  Gesetzen  der  Natur  ist  nicht  die  einzige,  aus 
welcher  die  Erscheinungen  der  Welt  insgesamt  abgeleitet  werden 
können.  Es  ist  noch  eine  Kausalität  durch  Freiheit  zur  Erklärung 
derselben  anzunehmen  notwendig.  —  Beweis: 

Angenommen,  der  Gegner  (die  Antithesis)  hätte  recht,  alles  in  der 
Welt  geschehe  nach  Gesetzen  der  Natur,  so  hinge  alles,  was  geschieht, 
mit  einem  früheren  Zustande  zusammen,  der  selbst  wieder  in  einem 
notwendigen  Zusammenhange  mit  einem  vorhergehenden  stünde. 
Wir  hätten  also  für  jede  Wirkung  eine  Ursache,  für  diese  wiederum 
eine  Ursache  bis  ins  Unendliche  zu  denken ;  diese  Kette  von  Wirkungen 
und  Ursachen  hätte  also  keinen  ersten  Anfang,  weü  zu  jedem  Ge- 
schehen noch  ein  vorhergehender  Zustand  gedacht  werden  muß,  von 
dem  der  jetzige  abhängt.  Die  Reihe  der  voneinander  abstammenden 
Ursachen  wäre  also  niemals  vollständig,  also  nicht  bestimmt. 
Gerade  darin  aber  besteht  das  Gesetz  der  Natur,  daß  ohne  hinreichend 
(vollständig)  bestimmte  Ursache  nichts  geschieht.  Also  ist  jene  Annahme 
unbeschränkter  Allgemeinheit  der  Naturkausalität  mit  sich  selbst 
im  Widerspruche,  also  muß  eine  unbedingte  Spontaneität  der  Ursachen 
angenommen  werden,  durch  die  die  Reihe  angefangen  werden  kann, 
d.  h.  eine  Kausalität,  eine  Art  zu  wirken,  die  nicht  wiederum  durch  eine 
vorhergehende  Ursache  bestimmt  ist.  — 

Die  Antithesis  lautet : 

Es  ist  keine  Freiheit,  sondern  alles  in  der  Welt  geschieht  lediglich 
nach  Gesetzen  der  Natur.  —  Beweis: 

Gesetzt,  es  gäbe  Freiheit  in  diesem  eben  bezeichneten  Sinne,  so 
würde  die  Kausalität  schlechthin  anfangen  können ;  es  würde 
Handlung  (hier  im  allgemeinsten  Sinne  zu  verstehen),  ein  Geschehen 
möglich  sein,  dem  nichts  vorherginge,  das  diese  Handlung  nach  be- 
ständigen Gesetzen  bestimmte.  Wir  befänden  uns  also  im  Wider- 
spruche mit  jenem  Kausalgesetze,  nach  dem  ohne  hinreichend  a  priori 
bestimmte  Ursache  nichts  geschieht.  Also  dürfen  wir  keine  Spon- 
taneität der  Ursachen  (die  aus  Gesetzmäßigkeit  Gesetzlosigkeit  machen 
würde)  annehmen. 

Das  sind  also  die  Beweise  der  beiden  sich  durchaus  widersprechenden 
Sätze.  ^Mit  der  bloßen  Feststellung  dieser  Antinomie  ist  schon  Wich- 
tiges erreicht:  der  Anspruch  des  naturalistischen  Satzes,  daß  alles  in 
der  Welt  nur  nach  Gesetzen  der  Natur  geschehe,  wird  abgewiesen; 
er  kann  nicht  schlechthin  gelten,  denn  sein  Gegensatz  hat  ebenso 
gute  Beweisgründe.   Entweder  sind  beide  Sätze  falsch,  oder  beide  gelten 
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nur  mit  Einschränkungen;  ein  drittes  gibt  es  nicht.  Nun  ist  es  ohne 
weiteres  klar,  daß  die  Antithesis  gilt,  wenn  man  sie  auf  die  Welt  der 
Erscheinungen  beschränkt ;  alles,  was  in  Raum  und  Zeit  er- 
scheint, erfolgt  nach  Gesetzen  der  Natur,  also  auch  nach  Naturkausa- 
lität. Aber  Kant  hat  gezeigt,  daß  Raum  und  Zeit  unsere  Anschauungs- 
formen sind  und  den  Dingen  an  sich  nicht  zukommen.  Man 
kann  daher,  ohne  in  einen  Widerspruch  zu  geraten,  denken,  daß 
das  Ding  an  sich  Kausalität  aus  Freiheit  hat.  Freiheit  ist  damit  nicht 
bewiesen,  aber  der  Widerspruch,  die  Antinomie  ist  behoben,  und  das 
genügt  fürs  erste,  denn  wenn  man  Kausalität  aus  Freiheit  ohne  inneren 
Widerspruch  nicht  einmal  denken  könnte,  dann  wäre  sie  sogleich 
abgetan.  Es  genügt  freilich  nicht,  um  eine  Freiheit  des  Willens  ver- 
ständlich zu  machen.  Das  leistet  erst  die  Einsicht  in  die  Organisation 
der  reinen  Vernunft,  womit  wir  zum  zweiten  Teile  der  Sache  kommen. 

Man  kann  die  ganzen  kritischen  Schriften  Kants  durchackern,  ohne 
zu  merken,  was  er  eigentlich  mit  ihnen  beabsichtigte;  der  Beweis  dafür 
ist  oft  genug  erbracht  worden.  Seine  Darstellungsweise  bringt  es  mit 
sich,  daß  es  sehr  leicht  ist,  schon  den  Grundgedanken  zu  verfehlen, 
daher  man  es  sogar  fertig  gebracht  hat,  zu  behaupten,  daß  Kant  nur 
eine  Methode  habe  lehren  wollen.  Der  Grundgedanke  ist  aber  der, 
daß  die  reine  Vernunft  ein  Organismus  ist.  Das  ist  nicht  etwa 
in  einem  übertragenen  Sinne  zu  verstehen,  sondern  ganz  brutal:  die 
reine  Vernunft  ist  ein  Lebewesen  mit  bestimmten  Vermögen  und 
Organen,  die  zweckmäßig,  und  zwar  mit  vollständiger  Zweckmäßigkeit 
zusammenstimmen  und  charakteristische  Funktionen  haben.  Das 
kann  natürlich  hier  nicht  im  einzelnen  nachgewiesen  werden ;  ich  wieder- 
hole, daß  ich  hier  nur  auf  einige  Gesichtspunkte  aufmerksam  machen 
kann.  Aber  wenn  man  sie  hat,  findet  man  sie  auch  in  Kant,  und  jeden 
Zweifel,  der  bestehen  bleibt,  kann  man  durch  die  Schriften  von  Ernst 
Marcus  beheben,  dessen  große,  bisher  wenig  gewürdigten  Leistungen 
zu  vollkommener  Klarheit  gebracht  haben,  nicht  nur,  daß  dies  gerade 
das  ist,  was  Kant  sagen  wollte,  sondern  auch,  was  viel  wichtiger  ist, 
daß  es  sich  mit  der  Sache  selber  wirklich  so  verhält.  Es  ist  wirklich 
so,  daß  als  notwendige  Voraussetzung  des  empirischen  Menschen  die 
reine  Vernunft  da  ist,  die  aus  gewissen  geistigen  Formen  mit  gewissen 
Funktionen  besteht. 

Diese  Formen  und  Funktionen  lassen  sich  restlos  feststellen,  ich  führe 
aber  hier  nur  an,  was  nötig  ist.  Da  ist  nun  vor  allem  auf  eine  funda- 
mentale Tatsache  hinzuweisen,  die  eine  der  großen  Entdeckungen 
Kants  ist,  nämlich,  daß  die  Vernunft  beim  Entstehen  der  Erkenntnis, 
und  zwar  schon  bei  der  simpelsten  Erfahrung,  nicht  bloß  passiv  ist, 
sondern  in  entscheidender  Weise  aktiv,  spontan  tätig  ist.    Das 
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ist  geradeso  Tatsache  wie  die,  daß  sich  die  Erde  um  die  Sonne  bewegt, 
was  man  aber  auch  nicht  bemerkte,  bis  es  Kopernikus  entdeckt  hat, 
und  auch  nachher  noch  bestritt,  wie  man  heute  Kant  bestreitet.  Der 
sinnliche  Eindruck,  der  eine  vom  Ding  an  sich  ausgehende  Modifi- 
kation unserer  Anschauungsformen  Raum  und  Zeit  ist,  ist  noch  gar 
keine  Erkenntnis,  sondern  diese  entsteht  erst  dadurch,  daß  der  Ver- 
stand, ein  Vermögen,  das  seinem  Charakter  nach  reine  Sponta- 
neität ist,  das  sinnUch  Gegebene  unter  die  Verstandesformen  bringt, 
aus  der  Anschauung  Begriffe  bildet,  durch  die  man  erst  ,, begreift". 
Die  Anschauung  allein  würde  nie  mehr  geben,  als  höchstens  eine  dunkle 
und  verworrene  Vorstellung;  zu  deutlichem  Bewußtsein  kommt  sie 
erst  durch  die  Aktivität  des  Verstandes,  der  den  Begriff  macht,  eine 
Dauer  Vorstellung,  die  vom  sinnlichen  Eindruck  grundsätzlich  ver- 
schieden ist,  und  der  Verstand  erst  ist  es,  der  durch  seine  Formen, 
z.  B.  durch  das  Kausalgesetz,  das  Sinnliche  in  die  gesetzmäßige  Ord- 
nung bringt,  die  das  gemeinsame  Merkmal  aller  Erfahrung  und  Natur 
ist.  Es  ist  also  falsch  zu  meinen,  daß  das,  was  wir  Natur  nennen, 
schlechthin  gegeben  sei;  sie  ist  nur  zum  einen  Teile  gegeben,  zum 
anderen  aber  gemacht,  und  zwar  vom  Verstand  gemacht. 
Ohne  den  Verstand  gäbe  es  keine  Natur,  denn  er  ist  es  erst,  der  sie 
hervorbringt.  Daraus  ergibt  sich  aber  eine  Folgerung  von  der  größten 
Bedeutung,  nämlich  die,  daß  der  Verstand  der  Natur  nicht  unterge- 
ordnet, sondern  ihr  koordiniert  ist ! 

Die  theoretische  Vernunft  hat  außer  der  Sinnlichkeit  und  dem  Ver- 
stände noch  ein  drittes  Vermögen:  die  Vernunft  im  engeren  Sinne, 
die  hier  kurz  als  das  Vermögen  der  Ideen  charakterisiert  sei.  Die 
Vernunft  hat  nämlich  die  Fähigkeit,  das  über  alle  mögliche  Erfahrung 
hinausgehende  Absolute,  zwar  nicht  zu  erkennen,  aber  zu  denken. 
Diese  Generalidee  führt  zu  verschiedenen  einzelnen  Ideen,  wie  z.  B. 
zu  der  Idee  der  Welt,  der  absoluten  Totalität  alles  Seienden.  Wir 
haben  gesehen,  daß  diese  Ideen  in  Trugschlüsse  verstricken,  wenn  man 
sie  wie  Erfahrungsbegriffe  gebraucht;  wir  werden  aber  noch  sehen, 
daß  sie  in  anderer  Art  eine  wichtige  Funktion  haben.  Vorläufig  sei 
auf  das  hingewiesen,  worauf  es  nun  ankommt:  bei  der  Koordination 
der  Vernunft  mit  der  Natur  wird  sich  die  Frage  der  Willensfreiheit 
darnach  entscheiden,  ob  es  Handlungen  gibt,  die  aus  der  Spontaneität 
der  Vernunft  entspringen. 

Vor  allem  anderen  ist  es  klar,  daß  sich  die  menschliche  Handlung 
schon  nach  ihrer  Gliederung  von  der  Kausalität  der  Natur  unter- 
scheidet. In  der  Natur  folgt  auf  die  Ursache  unmittelbar  die  Wirkung, 
bei  der  Handlung  aber  schiebt  sich  ein  Begriff  dazwischen,  z.  B. : 
ich  habe  Durst  und  die  Neigung,  ihn  zu  löschen  (Ursache),  ich  habe 
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im  Begriff  das  Mittel,  das  ich  dazu  anwenden  muß,  und  trinke, 
und  so  erreiche  ich  das  Ziel,  die  Befriedigung  der  Neigung  (die  Wirkung). 
Die  ursprüngliche  Kausalität  ist  hier  die  Neigung,  die  technische  Regel 
(das  Trinken),  von  der  ich  mir  durch  Erfahrung  einen  Begriff  gemacht 
habe,  ist  abgeleitete  Kausalität;  aber  niemals  ist  die  Handlung 
mechanische  Kausalität,  sondern  immer  spielt  dabei  der  Begriff 
eine  Rolle.  Dadurch  bekommt  die  dreiteilige  Kette  der  Handlung 
ein  ganz  anderes  Gefüge,  als  es  die  mechanische  Kausalität  hat:  es 
ist  viel  lockerer.  Unter  gewissen  Umständen  wird  Wasser  zu  Eis,  die 
Natur  irrt  darin  nie;  ich  kann  mich  aber  in  der  technischen  Regel 
irren  und  Salzwasser  trinken,  so  daß  der  Durst,  statt  gelöscht  zu  werden, 
noch  größer  wird.  Die  Neigung  übt  auch  nicht  den  Zwang  aus,  den 
wir  in  der  Vorstellung  mit  der  mechanischen  Kausalität  verbinden, 
denn  meine  Neigung  ist  meine  Neigung,  und  ich  folge  ihr  gern. 
Immerhin,  da  in  diesem  Falle  die  ursprüngliche  Kausalität,  die  Neigung 
zur  Natur  (des  Menschen)  gehört  und  die  abgeleitete,  die  Regel,  der 
Erfahrung,  also  der  Natur  entnommen  ist,  ist  es  Natur  allein,  die 
diese  Handlung  bestimmt. 

Anders  wird  die  Sache  schon,  wenn  ich  mich  nicht  mehr  stets  von 
der  augenblicklichen  Neigung  führen  lasse,  sondern  die  Gesamt- 
heit der  Neigungen,  auch  der  noch  entfernten,  und  ihre  Befriedigung 
ins  Auge  fasse  und  mein  Verhalten  so  einrichte,  daß  dabei  im  ganzen 
das  größtmögliche  Wohlbefinden  herauskommt.  Hier  tritt  in  die 
Kette  der  Handlung  ein  Element  ein,  das  nicht  aus  der  Natur  stammt : 
eine  Idee.  Denn  der  Gedanke  des  Systems  oder  des  Planes 
kommt  nicht  aus  der  Erfahrung,  sondern  aus  der  reinen  Vernunft 
und  ist  eine  Leistung  der  Idee  des  Absoluten.  Hier  haben  wir  eine  der 
legitimen  Funktionen  der  Idee.  Denn  es  ist  eine  Täuschung  zu  meinen, 
daß  wir  etwa  das  System  der  Natur  von  ihr  abläsen.  Die  Summe 
der  einzelnen  Erfahrungen  würde  ein  zufälliger  Haufen  bleiben,  wenn 
nicht  die  Vernunftidee  zu  vollständiger  und  einheitlich 
zusammenhängender  Erkenntnis,  also  dazu  aufforderte,  mög- 
lichst viel  Erkenntnisse  zu  erwerben  und  sie  in  eine  Ordnung,  in  ein 
System  zu  bringen.  Was  für  die  theoretische  Vernunft  das  System, 
das  ist  für  die  handelnde,  die  praktische  Vernunft  der  Plan.  Wenn 
ich  mir  also  einen  Lebensplan  mache  oder  mich  auch  nur  für  eine  ge- 
wisse Zeit  nach  Planmäßigem  richte,  so  ist  es  eine  Idee,  die  meine 
Selbstliebe  dirigiert.  Dann  werden  Handlungen  unterbleiben,  die 
geschähen,  wenn  die  augenblicklichen  Neigungen  ungehemmt  wären, 
und  Handlungen,  die  der  augenblicklichen  Neigung  nicht  entsprechen, 
werden  eintreten.  Keine  dieser  Handlungen  wirft  ein  Naturgesetz 
über  den  Haufen,  aber  hier  bleibt  m  i  r  die  Initiative,  weil  die 
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Handlung  (oder  Unterlassung)  ihren  tiefsten  Grund  in  meiner  Idee 
hat.  In  dem  Komplex  dieses  Planes  ist  Natur  nicht  ausgeschaltet, 
denn  die  ursprüngliche  Kausalität  ist  hier  die  Gesamtheit  der  Nei- 
gungen, aber  Natur  herrscht  nicht  mehr  allein,  denn  die  abgeleitete, 
die  dirigierende  Kausalität  ist  die  Idee.  Die  Vernunft  ist  also  hier 
mitbestimmend,  und  so  ist  schon  hier  Freiheit  erkennbar. 

Ganz  rein  tritt  sie  aber  im  Gebiet  des  Sittlichen  hervor,  denn 
hier  liegen  beide  Ursachen,  die  ursprüngliche  und  die  abgeleitete, 
in  der  reinen  Vernunft,  und  die  Natur  als  causa  ist  ganz  ausgeschaltet. 
Hier  ist  die  dirigierende  Ursache  das  ,,G  e  s  e  t  z",  ein  Begriff,  den  die 
Vernunft  hervorbringt,  und  die  bewegende  Ursache  der  kategorische 
Imperativ :  du  sollst!  Dieser  Imperativ  ist  keine  spekulative  Kon- 
struktion, sondern  eine  Tatsache  der  reinen  Vernunft,  deren  sich 
jedermann  als  des  ,, Gewissens"  bewußt  ist,  wenn  er  sich  nicht  durch 
falsche  Theorien  irreführen  und  etwa  als  ,, Positivist"  nur  das  gelten 
läßt,  was  man  auf  die  Dezimalwage  legen  kann.  Diese  Tatsache  ist 
wie  alle  apriorischen  Urtatsachen  nicht  weiter  erklärbar  und  daher 
,, wunderbar".  Hier  haben  wir  also  reine  Freiheit.  Denn  Freiheit 
heißt  nichts  anderes,  als  daß  der  Wille  nicht  von  sinnlichen  Antrieben, 
sondern  von  Vorstellungen,  die  der  Vernunft  ursprünglich  eigen  sind, 
bestimmt  werde.  Das  ist  bei  der  sittlichen  Handlung  durchaus  der 
Fall,  die  daher  durchaus  frei  ist.  Das  Fundament  der  Sittlichkeit  ist 
also  der  einzige  Satz:  Handle  gesetzmäßig!  Auf  ihm  kann  das  System 
der  Ethik  mit  derselben  mathematischen  Präzision  erbaut  werden, 
wie  das  System  der  Erkenntnistheorie  auf  der  Tatsache  der  syntheti- 
schen Urteile  a  priori.  Es  ist  auch  schon  geschehen,  man  weiß  es  nur 
nicht. 

Mit  diesen  Betrachtungen  sind  wir  bereits  mitten  im  dritten  Teil 
des  Problems,  in  der  Praxis.  Theoretische  Erwägungen  könnten 
uns  nicht  weiter  als  zu  der  Einsicht  bringen,  daß  wir  Freiheit  haben, 
wenn  es  Handlungen  gibt,  die  aus  der  Vernunft  entspringen.  O  b 
es  aber  solche  Handlungen  gibt,  das  kann  nur  die  Praxis  zeigen.  Wenn 
ein  Ingenieur  eine  Maschine  nach  genauen  Berechnungen  konstruiert 
hat,  so  weiß  er  damit  noch  nicht,  ob  das  Werk  geglückt  ist;  das  weiß 
er  erst,  wenn  er  versucht  hat,  die  Maschine  laufen  zu  lassen.  Ähnlich 
ist  es  auch  beim  menschlichen  Handeln,  nur  daß  die  Vernunft  keine 
Maschine,  sondern  ein  Organismus  ist.  Die  Praxis  aber  sagt  uns,  daß 
es  wirklich  Handlungen  gibt,  die  aus  der  Vernunft  entspringen,  und  das 
bemerkenswerte  Ergebnis  der  ganzen  transzendentalen  Untersuchung 
ist  also  dies,  daß  der  einfache  Mann,  der  sich  in  die  Welt  stellt  und 
unbekümmert  um  Zweifelsfragen  das  Bewußtsein  hat,  frei  handeln 
zu  können,  ganz  recht  hat.    Das  heißt  freilich  nicht,  daß  diese 
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Untersuchung  überflüssig  gewesen  sei.  Abgesehen  davon,  daß  jedes 
Wissen  an  sich  Interesse  hat,  war  die  Kantische  Kritik  das  Notwendigste, 
das  sich  denken  läßt,  denn  es  galt,  einen  ganzen  Berg  von  Mißverständ- 
nissen und  Irrtümern  hinwegzuräumen,  die  in  den  wichtigsten  Fragen 
der  Menschheit  Verwirrung  anstifteten  und  gerade  diejenigen  Menschen 
desorientierten,  die  sich  die  Mühe  nahmen,  über  diese  Fragen  nachzu- 
denken. Aber  genutzt  hat  die  Kantische  Kritik  bisher  nur  wenig, 
denn  ganz  dieselben  Irrtümer,  die  sie  aufgedeckt  hat,  haben  auch 
nachher  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  größte  Rolle  gespielt,  als  ob 
ihnen  gar  nichts  geschehen  wäre.  So  auch  in  der  Frage  der  Willens- 
freiheit. Da  hört  man  vor  allem  immer  noch  von  Determinismus 
und  Indeterminismus,  einem  Gegensatz,  den  es  in  Wirklich- 
keit gar  nicht  gibt,  und  der  gar  keinen  Sinn  hat.  Handlungen  eines 
indeterminierten,  also  überhaupt  durch  nichts  bestimmten  Willens 
würden  den  Eindruck  des  vollständig  Verrückten  machen.  Selbst- 
verständlich ist  jeder  Wille  determiniert,  aber  die  Frage  ist  gar  nicht, 
o  b  determiniert,  sondern  wodurch  und  w  i  e  determiniert !  Nur 
in  dem  Falle,  wenn  alle  menschlichen  Handlungen  durch  die  momen- 
tane sinnliche  Neigung  bestimmt  wären,  könnte  man  von  Unfreiheit 
reden.  Aber  jedermann  weiß,  daß  wir  keineswegs  immer  dieser  Neigung 
folgen,  und  die  Menschen  tun  es  um  so  weniger,  je  größer  ihre  innere 
Kultur  ist.  Wenn  man  trotzdem  glaubt,  Unfreiheit  annehmen  zu 
müssen,  so  ist  neben  der  metaphysischen  Täuschung  der  Umstand 
schuld,  daß  man  nicht  genügend  unterscheidet.  Was  in  das  Gebiet 
der  Physiologie  gehört,  ferner  Empfindungen  und  Gefühle,  kurz  alles, 
was  in  das  Gebiet  der  sinnlichen  Erscheinung  fällt,  ist  naturgesetzlich 
bestimmt.  Wenn  ich  die  rechte  Hand  ausstrecke,  um  das  Fenster  zu 
öffnen,  so  geschieht  dabei  alles,  was  wahrgenommen  wird,  nach  der 
Naturkausalität,  und  dieses  Geschehen  hängt  naturgesetzlich  auch 
mit  dem  früheren  Zustande  zusammen,  denn  ich  könnte  z.  B.  nicht 
mit  einer  bloßen  Handbewegung  das  Fenster  öffnen,  wenn  ich  mich 
nicht  schon  vorher  zum  Fenster  begeben  hätte,  und  ich  könnte  es 
nicht  mit  der  rechten  Hand  tun,  wenn  der  rechte  Arm  gelähmt  wäre. 
Aber  muß  ich  das  Fenster  öffnen?  Von  einem  ,,muß"  könnte  doch 
nur  die  Rede  sein,  wenn  momentane  Neigung  und  Handlung  unaus- 
weichlich Schlag  auf  Schlag  einander  folgten.  Aber  das  ist  ja  nicht 
der  Fall,  sondern  ich  kann  die  momentane  Neigung  durch  die  Vor- 
stellung von  Zweckmäßigkeiten  verdrängen,  die  sich  auf  eine  spätere 
Zeit  beziehen,  oder  durch  den  Willen,  aller  Neigung  entgegen  dem 
Sittengesetz  zu  folgen.  Da  gibt  es  nun  wieder  ein  Mißverständnis: 
man  wendet  den  Einfluß  der  Erziehung  ein  und  ähnliches.  Niemand 
bestreitet  diese  Einflüsse,  aber  sie  sind  gar  kein  Einwand,  denn  es 
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handelt  sich  ja  gerade  darum,  ob  es  Erziehung  fertig  bringt,  die  Ver- 
nunft von  der  Sinnhchkeit,  von  der  momentanen  und  von  der  Sinnlich- 
keit überhaupt,  unabhängig  zu  machen.  Daß  sie  das  aber  kann,  ist 
einfach  Tatsache.  Schlechte  Erziehung,  schlechtes  Beispiel,  ungünstige 
äußere  Verhältnisse  werden  den  inneren  Menschen  meistens  anders 
gestalten,  als  es  günstige  Umstände  tun,  aber  gar  nichts  kann  die 
Differenzierung  der  Handlungen  aufhalten,  bei  der  sich  vom 
Triebhaften  vernünftige  Handlungen  abheben,  denn  in  dem  Augen- 
blick, wo  jemand  auch  nur  etwa  ein  Stück  Speise,  obgleich  ihn  dar- 
nach gelüstet,  für  den  nächsten  Tag  aufhebt,  ist  diese  Differenzierung 
schon  praktisch  geworden.  Wir  wissen,  daß  wir  aus  momentaner  Neigung 
oder  aus  Gründen  entfernterer  Zweckmäßigkeit  oder  aus  Achtung 
vor  dem  Sittengesetze  handeln  können  (nicht  im  Sinne  einer  ,,Wahr', 
sondern  der  Verdrängung  des  Niedrigeren  durch  das  Höhere).  Das  ist 
die  einzige  Freiheit,  die  für  uns  einen  Sinn  hat,  aber  es  ist  wirk- 
liche Freiheit,  die  auf  dem  Grunde  ruht,  daß  die  Vernunft  der  Natur 
koordiniert  ist.  Von  einem  naturalistischen  Standpunkte  aus  ist  das 
freüich  ganz  unbegreiflich;  anders,  wenn  man  einsieht,  daß  die 
Vernunft  ein  Organismus  ist,  denn  dann  sieht  man  auch  in  ihrer 
Spontaneität  den  dynamischen  Motor,  der  zu  Hand- 
lungen die  Initiative  gibt.  Ein  Geheimnis  bleibt  allerdings 
übrig.  Es  gibt  zwar  keinen  mysteriösen,  besonderen  „Willen", 
der  der  Vernunft  im  Nacken  säße,  sondern  der  ,, Wille"  ist  nur 
das  Bewußtsein  der  Fähigkeit  unserer  Vernunft,  eine  Handlung 
frei  zu  beginnen.  Aber  wie  es  kommen  mag,  daß  die  Vernunft, 
insofern  sie  ein  Ding  an  sich  ist,  überhaupt  diese  Fähigkeit  hat, 
das  wissen  wir  nicht  und  werden  es,  wenigstens  in  diesem  Leben, 
nie  erfahren.  — 

Das  ist  also  die  erkenntnistheoretische  Basis  für  das  ganze  histo- 
rische und  sozialwissenschaftliche  Gebiet.  Von  hier  aus  sieht  man, 
daß  in  dem  Bereiche,  wo  der  Mensch  wirkt,  die  starre  Naturgesetzlich- 
keit nicht  besteht.  Wenn  Wasserstoff  und  Sauerstoff  unter  gewissen 
Bedingungen  zusammenkommen,  so  entsteht  daraus  mit  Notwendig- 
keit Wasser.  Aber  aas  einer  bestimmten  Situation  eines  Menschen  ist 
noch  gar  kein  sicherer  Schluß  auf  sein  Verhalten  möglich,  denn  er  kann 
in  sehr  verschiedener  Weise  handeln.  Es  gibt  keine  Alleinherrschaft 
der  Naturnotwendigkeit  in  diesem  Bereich,  das  ist  die  eine  grund- 
legende Erkenntnis,  und  die  andere  ist  die  von  der  Wirksamkeit  der 
Idee,  die  bis  zu  dem  Grade  geht,  daß  ein  Entschluß  von  entscheidender 
Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Menschheit  sein  kann.  Ein 
einziger  Gedanke  kann  den  Gang  der  Weltgeschichte  be- 
stimmen.   Zur  Illustration  gibt  es  vielleicht  nichts  Besseres  als  ein 
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Moment  aus  der  Rekonstruktion  des  Lebens  Jesu,  die  Frenssen 
in  seinem  „Hüligenlei"  gegeben  hat.  Ob  sich  die  Dinge  wirklich  so 
abgespielt  haben,  ist  hier  gleichgültig,  denn  es  genügt  vollständig, 
daß  sie  sich  so  abgespielt  haben  können.  Jesus  war  in  der  Ein- 
samkeit und  rang  mit  dem  Zweifel,  ob  er  seinem  Volke  mit  dem  Schwert 
und  dem  Wort  helfen  solle  oder  mit  dem  Wort  allein.  Das  Volk  erwartete 
einen  Helden,  der  das  Schwert  führte,  und  die  Neigung  Jesu,  alles, 
was  an  Menschenfurcht,  Eitelkeit  und  sinnlicher  Lust  in  ihm  war, 
riet  auch  zum  Schwert.  Es  wäre  auch  gewiß  nichts  Kleines  gewesen, 
wenn  er  dem  gefolgt  wäre;  der  Versuch,  ein  gequältes  Volk  mit  dem 
Schwert  zu  befreien,  ist  etwas  Großes.  Aber  Jesus  wäre  dann  nur 
einer  der  Revolutionäre  gewesen,  die  damals  auftraten  und  sich  Messias 
nannten.  Die  Regierung  trat  das  Feuerchen  aus,  das  sie  angezündet 
hatten;  dem  Aufruhr  Jesu  wäre  es  nicht  anders  ergangen,  und  man 
wüßte  heute  kaum  noch  etwas  davon.  Aber  er  entschied  sich  für  das 
Wort  allein,  und  erst  damit  entstand  das  „Christentum",  das  dann  der 
stärkste  geschichtliche  Faktor  unseres  Kulturkreises  wurde.  In  jenem 
Moment  hat  ein  Gedanke  über  die  Geschichte  von  Jahrtausenden 
entschieden. 

Es  versteht  sich,  daß  auch  viel  geringere  Wirkungen  nur  wenigen 
beschieden  sind.  Aber  das  jämmerliche  Subjekt,  zu  dem  die  natura- 
listischen Auffassungen  den  Menschen  machen,  die  ihm  nicht  mehr 
Freiheit  geben  als  einem  Bratenwender,  ist  auch  der  einfachste  Mensch 
nicht,  denn  alle  Unbildung,  aller  Irrtum,  überhaupt  alles,  was  auf 
ihn  einwirkt,  kann  doch  die  Möglichkeit,  in  verschiedener 
Weise  zu  handeln,  nicht  aufheben.  Wenn  es  trotzdem  die  bekannten 
statistischen  Regelmäßigkeiten  gibt,  so  ist  das  leicht 
zu  erklären.  Die  Statistik  stellt  z.  B.  den  jährlichen  Fleischkonsum 
einer  Bevölkerung  fest  und  berechnet  die  Kopfquote.  Diese  Quote 
schwankt  vielleicht  längere  Zeit  nur  minimal;  sehr  begreiflich,  denn 
der  Fleischkonsum  der  Einzelnen  wird  in  normalen  Zeiten  pro  Jahr 
nicht  sehr  differieren,  und  der  gesamte  Fleischkonsum  aller  in  ihn 
neu  eintretenden  Kinder  wird  sich  analog  dem  Fleischkonsum  der 
älteren  Personen  verteilen.  Im  einzelnen  zeigen  sich  aber  große  Ver- 
schiedenheiten dieses  Konsums,  nicht  nur  nach  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  der  Konsumenten,  sondern  auch  aus  anderen  Gründen: 
mancher  ißt  viel  Fleisch,  weil  er  meint,  daß  er  das  nötig  habe,  mancher 
sehr  wenig,  weil  er  findet,  daß  es  seiner  Gesundheit  nicht  zuträglich 
sei,  und  mancher  ißt  aus  Prinzip  gar  keines.  Oder  angenommen,  es 
bestehe  unter  gewissen  Verhältnissen  eine  kausale  Parallelität  zwischen 
den  Getreidepreisen  und  der  Zahl  der  Eheschließungen  einer  Bevölke- 
rung,   so    würde    man    nichtsdestoweniger    darunter    Eheschließungen 
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finden,  die  zu  den  Getreidepreisen  gar  keine  Beziehung  haben.  Um 
diese  Verschiedenheiten,  in  denen  die  Freiheit  zu  sichtbarem  Aus- 
druck kommt,  kümmert  sich  die  Statistik  nicht ,  weil  sie  nur  die 
Summen  der  einzelnen  Erscheinungen  erfaßt.  Es  ist  aber  wahrhaftig 
kein  Wunder,  in  der  Statistik  nur  die  Regelmäßigkeiten  zu  finden, 
wenn  sie  von  den  Verschiedenheiten  abstrahiert! 

Diese  Regelmäßigkeiten  sind  sozialwissenschaftlich  von 
großer  Bedeutung.  Erkenntnistheoretisch  aber  sind  die 
individuellen  Verschiedenheiten  viel  wichtiger,  weil  s  i  e  es  sind,  die 
den  Charakter  des  menschlichen  Gemeinschaftslebens  erkennen  lassen. 
Die  vollkommenste  soziale  Regelmäßigkeit,  die  man  feststellen  mag, 
ist  immer  noch  kein  ,, Gesetz".  Wenn  man  beobachtet  hat,  daß  die 
Zahl  einer  Bevölkerung  seit  langer  Zeit  stabil  geblieben  ist,  so  wird 
man  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  annehmen  können,  daß  sie  es  auch 
in  der  nächsten  Zeit  bleiben  wird,  aber  es  m  u  ß  nicht  so  sein.  Wenn 
z.  B.  über  Frankreich  eine  starke  religiöse  Welle  ginge  und  wieder  die 
Lehre  mit  Kraft  in  die  Gemüter  dränge,  daß  die  Verhütung  von  Ge- 
burten unsittlich  sei,  so  würde  das  ,, Bevölkerungsgesetz"  Frankreichs 
bald  selber  zeigen,  daß  es  kein  Gesetz  ist.  Ob  dies  oder  ähnliches  ge- 
schehen wird,  kümmert  uns  erkenntnistheoretisch  gar  nicht;  es  ist 
möglich,  und  das  genügt.  Nun  könnte  man  freilich  meinen,  es  sei 
gleichgültig,  ob  man  diese  Regelmäßigkeiten  ,, Gesetze"  nenne  oder 
nicht.  Es  ist  nicht  gleichgültig!  Wenn  eine  Wissenschaft  etwas 
Unrichtiges  im  Empirischen  behauptet,  so  ist  das  nicht  schlimm;  der 
Irrtum  mit  all  seinen  Konsequenzen  kann  berichtigt  werden,  ohne  daß 
die  Wissenschaft  als  System  davon  berührt  würde.  Wenn  man  aber 
auch  nur  eine  Nuance  in  den  Prinzipien  verfehlt,  so  wird  das 
ganze  System  schief,  und  man  muß,  um  es  wahr  zu  machen,  einen 
Neubau  beginnen.  Daß  einsehende  Vertreter  der  Wissenschaft  im 
klaren  sind,  was  sie  in  den  Kulturwissenschaften  mit  dem  Worte 
,, Gesetz"  sagen  dürfen  und  wollen,  genügt  für  sie;  aber  wenn  sie  es 
nicht  immer  wieder  ausdrücklich  betonen,  können  sie  nicht  verhindern, 
daß  andere  das  Wort  sozusagen  für  ein  Ding  nehmen  und  einem 
Fetischismus  verfallen.  Solche  Erfahrungen  werden  viele  ge- 
macht haben. 

In  der  klassischen  Nationalökonomie  und  ihren  Ausläufern 
bestand  dieser  Fetischismus  von  Anfang  an;  er  ist  nicht  etwa  aus 
einem  Mißverständnis  der  Lehre  ihrer  Begründer  hervorgegangen, 
sondern  sie  selber,  verleitet  durch  die  angeführten  Gründe,  haben 
ihm  gehuldigt  und  ihn  gelehrt.  Sie  haben  nicht  erkannt,  daß  die  Ge- 
setze, nach  denen  sich  Wert,  Preis  usw.  angeblich  richten,  nur  wirt- 
schaftliche Schemata  sind,  die  nicht  mehr  können  als  ungefähr  zeigen. 
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wie  sich  etwa  der  Preis  gestaltet,  wenn  nur  wirtschaftliche  Motive 
wirken.  Tatsächlich  gestaltet  sich  der  Preis  häufig  ganz  anders,  weil 
im  Leben  auch  noch  andere  Motive  mitspielen  und  Einsicht  ganz  anders 
wirkt  als  Irrtum.  Die  allgemeinen  Sätze  der  theoretischen  National- 
ökonomie sind  die  Mittel,  sich  die  Erscheinungen  der  Volkswirtschaft 
verständlich  zu  machen,  sind  aber  ebensowenig  ein  Abbild  der  Wirk- 
lichkeit, wie  das  Schema  einer  wirklichen  Landschaft  ihre  Photographie 
ist.  Auf  derselben  Linie  erkenntnistheoretischer  Täuschung  liegt  die 
praktische  Auffassung  des  Manchestertums,  daß  die  Harmonie  der 
Interessen  ein  Naturgesetz  sei,  das  sich  erfülle,  wenn  man  nur  alles 
gehen  lasse.  Hier  kann  man  aber  nicht  einmal  mehr  von  einem  Schema 
reden,  denn  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  daß  beim  laissez  faire  die  Wirk- 
lichkeit sehr  wenig  Harmonie  aufweist  und  sich  geradezu  in  deren 
Gegenteil  verkehrt.  In  der  Tat  ist  die  Harmonie  der  Interessen  gar 
nichts,  was  die  Natur  von  selber  macht,  sondern  eine  ethische  Forde- 
rung, die  von  den  Menschen  Erfüllung  heischt. 

Karl  Marx  hat  den  theoretischen  Fetischismus  der  Klassiker  im 
Prinzipe  übernommen  und  durch  den  historischen  ergänzt,  daß  die 
Produktionsverhältnisse  der  kapitalistischen  Wirtschaft  mit  Natur- 
notwendigkeit zum  Kollektivismus  führen  würden,  wie  das  in  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  näher  auseinandergesetzt  ist.  Ob 
man  einmal  irgendwo  zum  Kollektivismus  kommen  wird,  kann  voll- 
ständig dahingestellt  bleiben.  Daß  aber  die  Prophezeiung,  er  müsse 
kommen,  nur  ein  Aberglauben  ist,  hätte  Marx  schon  daraus  ersehen 
können,  daß  nicht  einmal  die  Naturwissenschaft,  die  doch  mit  viel 
einfacheren  Erscheinungen  als  die  Historie  zu  tun  hat,  vorhersagen 
kann,  etwa  daß  sich  Wasserstoff  mit  Sauerstoff  zu  Wasser  verbinden 
werde,  sondern  nur  hypothetisch  sagt :  wenn  sie  sich  ver- 
binden, wird  es  M'^asser.  Immerhin  gibt  es  einiges,  das  zur  Entschuldi- 
gung angeführt  werden  kann.  Diese  Entschuldigung  ist  die  Geschichte 
der  Philosophie  von  Kant  bis  Marx.  Kant  hat  die  Wertlosigkeit 
dogmatischer  Metaphysik  dargetan,  Fichte  aber  hat  wieder  mit 
ihr  begonnen  und  behauptet,  damit  Kant  fortzusetzen.  In  einer  öffent- 
lichen Erklärung  hat  sich  Kant  dagegen  verwahrt;  es  war  in  den  Wind 
gesprochen,  Fichte  wurde  der  Mann  des  Tages.  Dann  wurde  es  S  c  h  e  1  - 
ling;  auch  er  hat  den  dogmatischen  Faden  gesponnen,  nur  zu  einem 
anderen  Gewebe.  Dann  Hegel;  dasselbe.  An  Hegel  knüpfte  Marx 
an  und  bog  dann,  was  er  von  ihm  brauchen  konnte,  unter  dem  Einfluß 
des  ebenfalls  dogmatischen  Positivismus  ins  Materialistische  um.  Dog- 
matismus da,  Dogmatismus  dort  —  was  wollte  dabei  herauskommen  ? 
Dazu  das  starke  politische  Temperament,  das  Marx  in  wissenschaft- 
lichen  Dingen   nicht   minder  beeinflußt   hat ;   sein   Freund   Engels 

Brentano-Festschrift.  9 


130  Robert  Drill. 

erzählt  davon  in  rührender  Naivität.  Ich  möchte  nicht  mißverstanden 
werden:  es  fällt  mir  natürlich  nicht  ein,  Adam  Smith  und  die  anderen 
bis  Marx  und  Engels  gering  zu  schätzen.  Sie  alle  waren  in  ihrer  Art 
außerordentliche  Köpfe  und  Adam  Smith,  der  trotz  seinen  Irrtümern 
eine  Wissenschaft,  wenn  auch  nicht  erschaffen,  so  doch  begründet 
hat,  noch  etwas  mehr.  Aber  was  sie  in  den  Prinzipien  geleistet  haben, 
zerrinnt  vor  Erkenntniskritik  unter  den  Händen.  Manches  davon  ist 
ganz  und  gar  falsch,  manches  mindestens  verzerrt.  Den  Einfluß  der 
Produktionsverhältnisse  auf  verschiedene  andere  Gebiete  des  Lebens 
wird  man  nicht  bestreiten;  aber  wenn  man  die  Produktionsverhältnisse 
zur  Basis  und  Seele  aller  Dinge  macht,  kommt  etwas  ganz  Unmögliches 
heraus.  Dies  in  Verbindung  mit  der  alleinseligmachenden  Naturnot- 
wendigkeit hat  auch  manche  praktische  Folgen  gehabt,  womit  ich  gar 
nicht  die  politischen  meine.  Es  ist  wie  ein  blutiger  Witz  der  Welt- 
geschichte, daß  eine  große  und  wichtige  Gruppe  der  Bevölkerung 
an  die  Alleinherrschaft  des  Materiellen  glaubt  und  nicht  sieht,  daß 
sie  damit  nur  einer  metaphysischen  Idee  folgt,  die  ihr  natürliches, 
gesundes  Denken  und  Empfinden  beirrt.  Glücklicherweise  sind  solche 
Ideen  starken  Momenten  des  praktischen  Lebens  doch  nicht  gewachsen. 
Wenn  der  Augenblick  das  Gemüt  ergreift,  sinkt  die  metaphysische 
Hülle,  und  der  natürliche  Mensch  tritt  hervor. 

Von  Grund  aus  anders  als  alle  übrigen  ist  die  ethische  Richtung 
der  Nationalökonomie.  Als  sie  entstand,  befand  sie  sich  —  so  kann 
man  wohl  etwa  sagen  —  in  der  Lage  eines  Mannes,  der  sich  um  Speku- 
lationen nicht  viel  kümmert  und  einfach  die  Grundsätze  für  richtig 
hält,  die  ihm  sein  gesunder  Menschenverstand  empfiehlt.  Diese  Art 
des  Vorgehens  genügt  nicht  in  allen  Dingen;  sie  reicht  z.  B.  nicht  für 
Erkenntniskritik  aus,  die  es  mit  haarscharfen  Unterscheidungen  zu 
tun  hat ;  die  bieten  sich  dem  Verstand  nicht  ohne  weiteres  dar,  sondern 
müssen  mühselig  mit  der  Radiernadel  herausgearbeitet  werden.  Aber 
in  praktischen  Dingen  trifft  ein  gesunder  Menschenverstand  oft 
viel  sicherer  den  richtigen  Weg  als  eine  langwierige  Spekulation,  und 
die  Praxis  war  es,  wovon  die  ethische  Nationalökonomie  ausging. 
Es  ist  ein  großes  Glück,  daß  sich  damals  Männer  der  Wissenschaft 
.  fanden,  die  sich  durch  nichts  aufhalten  ließen,  ihrer  gesunden  Einsicht 
zu  folgen  und  Nationalökonomie  als  das  zu  lehren,  was  sie  vor  allem 
anderen  ist:  als  praktische  Wissenschaft,  die  ethische  Forderungen 
erhebt.  Für  eine  exakte  Fundamentierung  der  Nationalökonomie 
waren  damals  die  Voraussetzungen  so  wenig  gegeben  wie  heute.  Man 
könnte  sagen,  daß  es  unsere  Wissenschaft  sogar  in  d  e  r  Zeit  leichter 
gehabt  hätte,  in  der  sie  noch  nicht  existierte  oder  eben  erst  entstand: 
in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.    Ein  moderner  Phüosoph 
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hat  über  die  philosophischen  Schriften  jener  Zeit  geringschätzig  ge- 
äußert, es  stehe  ja  überall  so  ziemlich  dasselbe  darin.  Er  hat  nicht 
bemerkt,  welches  Lob  das  für  jene  Zeit  ist  und  welches  Urteil  über 
unsere  —  wie  viel  „Schule"  seither  verloren  gegangen  ist.  Die  Praxis 
kann  aber  nicht  warten,  bis  das  wiedergewonnen  ist,  und  die  ethische 
Nationalökonomie  war  so  gesund,  nicht  zu  warten,  sondern  uns  den 
sozialpolitischen  Fortschritt  der  letzten  vierzig  Jahre  zu  bringen,  den 
wir  ja  in  erster  Linie,  direkt  oder  indirekt,  den  ,, Kathedersozialisten" 
verdanken. 

Die  ethische  Richtung  hat  aber  nicht  nur  Praktisches  geleistet, 
sondern  auch  mit  ihrem  Zielgeben  den  wahren  Charakter  der  National- 
ökonomie und  deren  adäquates  Prinzip  der  Systematisierung  zum 
Ausdruck  gebracht.  In  der  Nationalökonomie  handelt  es  sich  vor 
allem  um  die  Menschen,  also  um  Wesen,  die  mit  Wülensfreiheit  begabt 
sind,  um  einen  gewissen  Kreis  ihrer  Tätigkeit.  Jeder  "\''ersuch  aber, 
die  Tätigkeit  solcher  Wesen  mit  einem  Prinzip  des  Seins  zu  syste- 
matisieren, muß  zuschanden  werden,  denn  ein  solches  Prinzip  reicht 
nur  dort  aus,  wo  Notwendigkeit  herrscht.  Es  ist  gar  nicht  möglich, 
ein  derartiges  Prinzip,  unter  das  man  alle  wirtschaftlichen  Handlungen 
subsumieren  könnte,  zu  finden,  denn  was  man  auch  konstruieren 
möge  —  die  Freiheit  kümmert  sich  nicht  darum  und  durchbricht  es. 
Für  ihr  Gebiet  gibt  es  nur  e  i  n  Prinzip  der  Systematisierung :  das 
Sollen;  die  obersten  Grundsätze  des  Sollens  sind  aber  ethisch. 
So  ist  es  die  Willensfreiheit,  die  über  den  Charakter  der 
Nationalökonomie  entscheidet:  sie  ist  teleologisch  und  ethisch. 
Gerade  das  wird  wieder  von  einer  neueren  Richtung  bestritten,  die 
meint,  die  Nationalökonomie  dürfe  nur  feststellen,  was  ist,  und  müsse 
sich  jedes  Werturteüs  enthalten;  höchstens  dürfe  sie  hypothetisch  sagen: 
wenn  man  das  oder  das  wolle,  sehe  sich  die  Sache  so  oder  so  an.  Das 
ist  eine  Müdigkeit,  die  eine  natürliche  Folge  der  philosophischen  Situ- 
ation unserer  Zeit  ist!  Aber  wenn  auch  die  Unsicherheit,  die  in  der 
wissenschaftlichen  Ethik  wie  in  der  Erkenntnistheorie  besteht,  ein  ganz 
exaktes  Vorgehen  in  der  Nationalökonomie  unmöglich  gemacht  hat, 
womit  die  Differenzen  in  den  Werturteilen  der  Nationalökonomen 
zusammenhängen,  so  ist  man  doch  nicht  berechtigt,  auf  die  ethische 
Grundlage  der  Nationalökonomie  zu  verzichten.  Denn  eine  Wissen- 
schaft, deren  Seele  die  ethische  Teleologie  ist,  fordert  zur  Stellung- 
nahme heraus,  und  man  kann  nicht  von  der  Aufgabe  entbunden  werden, 
das  so  gut  zu  machen,  wie  es  eben  gehen  mag.  So  allein  kann  auch 
das  Bewußtsein  vom  wahren  Wesen  der  Nationalökonomie  erhalten 
bleiben.  Derer  aber,  die  dieses  Bewußtsein  geschaffen  haben,  indem 
sie   die   ethische   Nationalökonomie   begründeten,   und  die  damit   die 
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Initianten  der  deutschen  Sozialreform  gewesen  sind,  wird  jede  künftige 
Zeit,  die  gesunden  Sinn  hat,  mit  Stolz  und  Dankbarkeit  als  großer 
Repräsentanten  der  Nationalökonomie  gedenken.  Zu  ihnen  gehört 
Lujo  Brentano. 

Literatur. 

Da  es  sich  hier  in  der  Hauptsache  um  eine  erkenntnistheoretische  Unter- 
suchung handelt,  beschränkte  ich  mich  auf  die  Angabe  der  philosophischen 
Literatur.  Außer  den  kritischen  Schriften  Kants  und  dem  »Enzyklopädischen 
Wörterbuch  der  kritischen  Philosophie«  vonMellin  (6  Bände,  erschienen  1797 
bis  1804)  sind  zu  nennen  die  Schriften  von  Ludwig  Goldschmidt  (erschienen 
zumeist  bei  Thienemann  in  Gotha)  und  ganz  besonders  die  Schriften  von  Ernst 
Marcus: 

Das  Fundament  der  Sittlichkeit  und  Religion  und  die  Konstruktion  der 

Welt  aus  den  Elementen  Kants.    Sachsa  1899.    H.  Haacke; 
Kants    Revolutionsprinzip     (Kopernikanisches    Prinzip).     Herford     1902. 

W.  Menckhoff; 
Das  Erkenntnisproblem.    Ebenda  1905; 
Das  Gesetz  der  Vernunft  und  die  ethischen  Strömungen  der  Gegenwart. 

Ebenda  1907; 
Logik.    Eine  Einführung  in  Kants  Kategorienlehre.   2.  Aufl.  Ebenda  1911. 
Dazu  verschiedene  Abhandlungen  in  der  » Altpreußischen  Monatsschrift«. 
Marcus  ist  denselben  Weg  gegangen  wie  Kant:   er  nahm  die  Probleme 
und  suchte  sie  unbekümmert  um  Lehrmeinungen  zu  lösen.    Dabei  kam  er  auf 
ganz  neuen  Wegen  zu  denselben  Resultaten  wie  Kant.    Seine  Schriften  geben 
einen  vollständigen  Einblick  in  die  Tatsache,  daß  Kants  Kritizismus  nichts  anderes 
ist  als  eine  objektive  Darstellung  des  Baues  und  Lebens  der  reinen  Vernunft, 
die  als  Apriori  keinem  Wandel  der  Zeiten  unterliegt.    Aber  niemand  darf  er- 
warten, sich  dieses  Ergebnis  ohne   mathematisch  präzise  Arbeit  zu  sicherem 
Eigentum  zu  machen. 
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Zur  Lehre  vom  auswärtigen  Handel. 

Von  Professor  Dr.  Joseph  Bergfried  Esslen,  Berlin. 


I  -^ — ^  JIE  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  hat  es  an  sich  nicht  zu 
j  I  I  I  tun  mit  der  praktischen  Streitfrage,  ob  Schutzzoll  oder 
j  g^  y  I  Freihandel  für  ein  Land  vorteilhafter  sei.  Noch  weniger  ist 
: :  sie  aufgestellt  worden,  um  ein  aus  anderen  Antrieben  ent- 
standenes Verlangen  nach  Freiheit  des  auswärtigen  Handels  von  Zöllen 
nachträglich  durch  angeblich  wissenschaftliche  Gründe  zu  stützen. 
Die  in  Rede  stehende  Lehre  ist  vielmehr  zunächst  reine  Theorie,  d.  h. 
ihr  Ziel  ist  die  Erkenntnis  des  Seienden,  wenngleich  nicht  geleugnet 
werden  kann,  daß  sie  eine  mächtige  Waffe  ist  zugunsten  der  Forderung 
einer  möglichst  freiheithchen  Gestaltung  der  Politik  des  auswärtigen 
Handels;  ihre  erste  Aufgabe  ist  aber,  die  wirtschaftlichen  Tatsachen- 
zusammenhänge zu  ergründen,  die  jeder  Handel  zwischen  zwei  Volks- 
wirtschaften bietet,  der  völlig  ungehemmte  wie  der  durch  Zölle  einge- 
schränkte und  „gelenkte";  ihre  alleinige  Voraussetzung  ist,  daß  sich 
überhaupt  ein  auswärtiger  Handel  finde,  daß  die  Ausbildung  der  Ver- 
kehrsmittel seine  Entstehung  erlaubt  habe  und  daß  er  nicht  durch 
Verbote  und  übermäßig  hohe  Zölle  nachträglich  wieder  erdrosselt 
worden  sei.  Die  Beweise  zugunsten  der  Handelsfreiheit,  die  aus  unserer 
Lehre  fließen,  sind  demnach  rein  wirtschaftlicher  Art,  während  die  Ant- 
wort auf  die  Frage  der  zweckmäßigsten  Gestaltung  der  auswärtigen 
Handelspolitik  anderen  Gebieten  angehörende  Überlegungen,  nament- 
lich solche  allgemein  politischer  Natur,  nicht  unberücksichtigt  lassen 
kann.  Auch  kommt  die  ganze  handelspolitische  Vergangenheit  eines 
Landes  in  Betracht:  ein  bisher  hochschutzzöllnerischer  Staat  kann 
nicht  plötzlich  völlig  freihändlerisch  werden.  Es  ist  also  wohl  denkbar, 
daß  jemand  die  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  als  richtig  anerkenne 
und  doch  aus  anderen  Gründen  in  einem  gegebenen  Fall  sich  nicht 
für  die  Forderung  vollen  Freihandels  entscheide.  Hat  doch  z.  B.  Adam 
Smith  die  berühmte  Navigationsakte  ,, vielleicht  das  weiseste  aller 
Handelsgesetze  Englands"  genannt,  da  die  Verteidigung  des  Vater- 
landes, wie  sie  durch  die  Schiffahrtsakte  erleichtert  werde,  weit  wich- 
tiger sei  als  Reichtum,  dessen  Zunahme  das  genannte  Gesetz  hemme. 
John  Stuart  Mill  hielt  in  gewissen  Fällen  Erziehungszölle  für  zweck- 
mäßig.   Cairnes  endlich,  der  die  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  be- 
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deutend  über  den  von  Ricardo  und  John  Stuart  Mill  erreichten  Stand 
hinaus  gefördert  hat,  wies  darauf  hin,  daß  der  verhältnismäßig  freie 
Handel,  wie  er  in  Nordamerika  bis  zum  Bürgerkriege  bestand,  die 
Einseitigkeit  der  Pflanzungswirtschaft  in  den  Südstaaten  ermöglicht 
und  dadurch  dem  Fortbestand  und  der  weiteren  Ausbreitung  der 
Negersklaverei  Vorschub  geleistet  habe.  Aber  all  dies  sind  nur  Aus- 
nahmen. Wenn  irgendwo  im  Gebiete  der  Wirtschaftspolitik,  so  gilt 
für  die  Politik  des  auswärtigen  Handels  Roschers  Wort:  ,,Wer  eine 
Ausnahme  von  der  Regel  der  freien  Konkurrenz  behauptet,  der  hat  in 
jedem  einzelnen  Falle  den  Beweis  zu  liefern." 

>|  Doch  genug  davon!  Meine  Aufgabe  im  folgenden  soll  darin  bestehen, 
in  der  überkommenen  Gestalt  der  Lehre  vom  auswärtigen  Handel 
einige  schwache  Punkte  aufzuzeigen,  an  denen  man  sie  entweder  an- 
greifen könnte  oder  wo  solche  Angriffe  schon  erfolgt  sind;  gleichzeitig 
wird  der  Versuch  gemacht,  auf  Grund  unserer  heutigen  vertieften 
allgemein-theoretischen  Erkenntnisse  jene  Fehler  zu  beseitigen. 

I. 

Ein  erster  Punkt,  an  dem  mir  unsere  Lehre  in  der  hergebrachten 
Gestalt  der  Verbesserung  bedürftig  erscheint,  ist  an  sich  zwar  von 
geringerer  Bedeutung;  doch  ermöglichen  die  tieferen  Einsichten  in  die 
Gesetze  des  Wertes  und  der  Preisbildung,  die  wir  heute  haben,  eine 
Auffassung  dieses  Teiles,  die  sich  später  in  den  daraus  fließenden  Folge- 
rungen als  höchst  fruchtbar  erweisen  wird.  Es  handelt  sich  um  den 
angeblich  zum  ersten  Male  ^  von  Ricardo  in  Anlehnung  an  eine  Äuße- 
rung von  Torrens  aufgestellten  Satz,  daß  der  freie  auswärtige  Handel 
auch  in  dem  Falle  eine  verbesserte  Bedürfnisbefriedigung  für  ein  Volk 
zur  Folge  habe,  wenn  sich  dieses  hinsichtlich  der  Herstellung  aller 
Waren  gegenüber  dem  glücklicheren  Ausland  im  Nachteile  befinde. 
Denn  der  ungehinderte  auswärtige  Handel  führe  in  diesem  Falle  dazu, 
daß  das  minder  begünstigte  Land  sich  auf  die  Herstellung  jener  Waren 
beschränken  könne,  wo  seine  Rückständigkeit  am  geringsten  sei;  es 
erlange  auf  diese  Weise  die  Waren,  die  es  nur  unter  harten  Bedingungen 
erzeugen  könne,  mit  einem  geringeren  Aufwand,  als  sonst  der  Fall  wäre. 

Bekanntlich  hatte  Ricardo  diesen  Satz  in  der  Art  zu  beweisen  ver- 
sucht, daß  er  behauptete,  die  Gesetze  des  Tausches  zwischen  zwei 
Völkern  seien  andere,  als  sie  die  Bildung  des  Tauschwertes  im  Innern 


^  Die  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  Ausbildung  der 
Lehre  vom  auswärtigen  Handel  und  der  damit  zusammenhangenden  von  der 
Zahlungsbilanz,  worüber  bis  heute  teilweise  sehr  irrige  Darstellungen  verbreitet 
sind,  muß  hier  wegen  Raummangels  gänzlich  ausscheiden.  Ich  behalte  mir  aber 
vor,  an  einem  anderen  Orte  darauf  zurückzukommen. 
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eines  Landes  beherrschten.  Zwischen  Volksgenossen  würden  als  gleich- 
wertig die  Erzeugnisse  gleicher  Arbeitsmengen  ausgetauscht;  dagegen 
könne  im  auswärtigen  Handel  unter  Umständen  das  Erzeugnis  von 
mehr  Arbeit  gegen  das  von  weniger  Arbeit  hingegeben  werden.  Als 
in  der  Wirklichkeit  bestehende  Voraussetzungen  dieser  Behauptung 
bezeichnete  Ricardo  die  Unübertragbarkeit  von  Kapital  und  Arbeits- 
kraft aus  einem  Lande  in  ein  anderes,  während  im  Inneren  ein-  und 
desselben  Landes  angeblich  freieste  Beweglichkeit  beider  Mittel  der 
Gütererzeugung  herrsche. 

Nun  wissen  wir  aber  heute,  daß  alle  diese  Annahmen  nicht  zutreffen. 
Vor  allen  Dingen  hegte  Ricardo  eine  völlig  irrige  Auffassung  von  dem, 
was  beim  Tausche  vorgeht.  Scheinbar  werden  zwar  gleiche  Werte 
hingegeben  und  in  Empfang  genommen.  Bei  tieferem  Eindringen 
zeigt  sich  aber,  daß  das  in  Wirklichkeit  ganz  und  gar  nicht  der  Fall 
sein  kann.  Denn  schätzten  die  beiden  einander  im  Tausche  gegen- 
überstehenden Parteien  tatsächlich  den  Wert  des  angebotenen  und  des 
begehrten  Gutes  gleich,  so  könnte  nach  dem  Satze  vom  zureichenden 
Grimde  nun  und  nimmer  ein  Austausch  zustande  kommen,  da  in  diesem 
Falle  jeder  Anlaß  zu  einer  Besitz  Veränderung  fehlen  würde.  Vielmehr 
ist  unbedingt  nötig,  daß  die  Wertschätzungen  auf  beiden  Seiten  ver- 
schieden seien  und  zwar  muß  jeder  das  Gut,  das  er  anbietet,  niedriger 
einschätzen,  als  das  er  zu  empfangen  wünscht.  Dieses  Ergebnis  der 
reinen  Überlegung  wird  auf  das  schönste  bestätigt  durch  die  Erfahrung 
des  Lebens.  In  imserer  auf  Arbeitsteilung  und  Tausch  beruhenden 
Wirtschaftsordnung  beschränken  sich  nämlich  die  verschiedenen  Wirt- 
schaftseinheiten auf  die  Herstellung  einer  einzigen  oder  weniger  Güter- 
arten. Sie  befriedigen  jene  ihrer  Bedürfnisse,  wozu  ihre  eigenen  Er- 
zeugnisse technisch  nicht  verwendbar  sind,  indem  sie  gegen  diese 
\-on  anderen  hergestellte  Waren  am  Markte  eintauschen.  Es  ergibt  sich 
hieraus  klar,  daß  von  einem  je  nach  der  Art  der  hergestellten  Waren 
schwankenden,  aber  meist  niedrig  gelegenen  Punkte  an  jede  Wirt- 
schaftseinheit gewisse  von  Fremden  hergestellte  Waren  höher  schätzt 
als  die  eigenen.  Dabei  ist  es  femer  möglich,  daß  beide  Güter,  das  hin- 
zugebende sowohl  wie  das  zu  empfangende,  für  den  einen  der  beiden 
Tauschgegner,  gemessen  am  Stande  seiner  Bedürfnisbefriedigung,  weit 
höhere  Bedeutung  haben  als  für  den  anderen,  wenn  nur  jeder  das 
Gut,  das  er  zu  erwerben  wünscht,  höher  einschätzt  als  das  er  zum 
Tausch  anbietet.  Auch  dieser  Satz  stimmt  mit  der  Erfahrung  aufs 
beste  überein.  Sagt  doch  das  Sprichwort:  Der  Schuster  trägt  immer 
die  schlechtesten  Stiefel.  Der  Grund  dafür  ist  nicht  etwa,  weil  er  den 
Wert  guten  Schuhwerkes  nicht  ebenso  zu  schätzen  wüßte  wie  —  sagen 
wir  —  der  reiche  Bäcker,  sondern  weil  er  das  Brot,  das  er  für  den 
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Erlös  der  Schuhe  kaufen  kann,  mit  Rücksicht  auf  seine  zahlreiche 
hungrige  Kinderschar  noch  höher  einschätzen  muß  als  selbst  warmes 
Schuhzeug  im  Winter.  Aus  unseren  bisherigen  Überlegungen  ergibt 
sich  endlich  noch  die  letzte  Folgerung,  daß  bei  jedem  Tausche  jeder 
der  beiden  Beteiligten  gewinnt:  nicht  im  landläufigen  Sinne  an  Geld 
oder  Geldeswert;  wohl  aber  zeigt  die  Vornahme  des  Tauschgeschäftes 
an,  daß  jeder  der  beiden  Tauschgegner  den  Stand  seiner  Bedürfnis- 
befriedigung zu  verbessern  hofft.  Auch  diese  Tatsache  ist  längst  be- 
kannt. Nur  daß  man  meist  einseitig  als  Wirkung  der  Arbeitsteilung 
hinzustellen  pflegte,  was  unter  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  nicht 
ohne  Mitwirkung  des  Tausches  zustande  kommen  kann. 

Die  hier  dargelegten  Zusammenhänge  lassen  sich  an  einem  einfachen 
Zahlenbeispiel  veranschaulichen.  Nehmen  wir  an,  es  schätzten  jeder 
seinerseits  der  beiden  Tauschlustigen 

A   und    B 

die  Ware  M  gleich 10  150 

und  die  Ware  N  gleich 15  100 

M  ist  im  Besitz  von  A,  N  von  B.  Es  kommt  ein  Tausch  zustande, 
da  jeder  das  Gut  des  anderen  höher  bewertet  als  sein  eigenes.  Daß  B 
beide  Waren  M  und  N  um  ein  Vielfaches  höher  einschätzt,  als  es  A 
tut,  ist  für  den  Ausgang  des  Geschäftes  von  keinem  Belang.  Durch 
den  Tausch  gewinnen  beide:  A  5  Werteinheiten,  B  deren  50. 

Es  ist  leicht  einzusehen,  daß  das,  was  hier  als  zutreffend  für  zwei 
Waren  und  zwei  Tauschgegner  bewiesen  worden  ist,  nicht  minder 
gilt,  wenn  beliebig  viele  Waren  und  beliebig  viele  Tauschparteien 
einander  gegenüberstehen.  Da  sich  im  auswärtigen  Handel  nicht, 
wie  Ricardo  allerdings  nur  zum  Zwecke  einer  zulässigen  Vereinfachung 
angenommen  hatte,  die  Länder  als  Tauschgegner  gegenübertreten, 
sondern  immer  nur  einzelne  Angehörige  der  beteiligten  Völker,  so 
gelten  diese  Sätze  für  den  Binnenhandel  ebensogut  wie  für  den  inter- 
nationalen Warenverkehr,  für  den  sie  zuerst  entdeckt  wurden:  es 
werden  in  beiden  Fällen  auf  beiden  Seiten  ungleiche  Werte  ausgetauscht ; 
femer  kann  es  bei  der  einen  wie  bei  der  anderen  Art  des  Warenaus- 
tausches vorkommen,  daß  das  hingegebene  und  das  empfangene  Gut, 
gemessen  am  Stande  der  Bedürfnisbefriedigung,  auf  der  einen  Seite 
höher  geschätzt  wird  als  auf  der  anderen;  endlich  ergeben  beide  einen 
Gewinn  an  Brauchbarkeiten  für  die  daran  Beteiligten. 

Hieraus  fließt  eine  wichtige  Folgerung  für  die  staatliche  Handels- 
politik. Ebensowenig  nämlich,  wie  jemand  hoffen  dürfte,  durch  die 
Auferlegung  einer  Verkehrssteuer  auf  den  Warenaustausch  im  Inneren 
eines  Landes  den  für  die  beiden  Tauschgegner  sich  aus  diesem  Vorgang 
ergebenden  Gewinn  an  Nutzwerten  einseitig  für  den  einen  der  beiden 
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erhöhen  zu  können  auf  Kosten  des  anderen,  ebensowenig  ist  dies  der 
Fall  im  auswärtigen  Handel.  Der  geringste  Schade  vielmehr,  der  aus 
einem  Einfuhrzoll  erwachsen  kann,  ist  der,  daß  ein  Teil  des  Tausch- 
gewinnes den  beiden  Parteien  entzogen  und  in  die  Staatskasse  abge- 
lenkt wird.  Es  tritt  dies  ein,  wenn  es  sich  um  einen  reinen  Finanzzoll 
handelt,  d.  h.  wenn  eine  Ware  belastet  wird,  die  entweder  in  dem  be- 
treffenden Lande  nicht  hergestellt  werden  kann,  wie  etwa  Kaffee  oder 
Tee  in  unseren  nördlichen  Ländern,  oder  deren  inländische  Erzeugung 
einer  Verbrauchsabgabe  unterliegt  in  der  genauen  Höhe  des  Eingangs- 
zolles. In  allen  anderen  Fällen  führt  die  Auferlegung  eines  solchen 
Zolles,  wie  schon  Adam  Smith  im  zweiten  Kapitel  seines  berühmten 
vierten  Buches,  wenn  auch  noch  theoretisch  unvollkommen,  doch  dem 
Wesen  nach  richtig  dargelegt  hat,  zu  einer  Ablenkung  der  Mittel  der 
Gütererzeugung  aus  volkswirtschaftlich  produktiveren  in  unproduk- 
tivere Zweige.  Das  bedeutet  unter  allen  Umständen  eine  Belastung 
der  heimischen  Verbraucher.  Soweit  dadurch  die  Herstellungskosten 
der  zollgeschützten  Ware  steigen,  wird  ein  Teil  der  dem  betreffenden 
Volke  zur  Verfügung  stehenden  Produktionsmittel  in  unwirtschaft- 
licher Weise  verbraucht,  d.  h.  sie  liefern  dem  Volke  nicht  jenen  Zu- 
wachs an  Brauchbarkeiten,  den  zu  erzeugen  sonst  möglich  wäre.  So- 
weit die  zollgeschützte  Ware  dagegen  unter  den  alten  Bedingungen 
noch  hergestellt  zu  werden  vermag,  aber  zu  höheren  Preisen  verkauft 
wird,  bedeutet  die  Auferlegung  eines  Zolles  anfänglich  die  Erhöhung 
des  Einkommens  der  Besitzer  der  rententragenden  Produktionsmittel 
auf  Kosten  der  übrigen  Bevölkerung;  in  der  Folge  führt  sie  zu  einer 
Preissteigerung  für  diese  Produktionsmittel.  Abgesehen  von  dem  Fall 
des  Erziehungszolles  läßt  sich  der  Schutzzoll  also  niemals  mit  wirtschaft- 
lichen Beweisen  begründen. 

IL 

Unsere  bisherigen  Untersuchungen  haben  ergeben,  daß  vom  Stand- 
punkt der  Theorie  des  Tausches  aus  kein  Unterschied  besteht  zwischen 
dem  auswärtigen  und  dem  Binnenhandel.  Er  findet  sich  ferner  nicht 
an  einem  anderen  Punkte. 

Um  seinen  zwar  richtig  gefühlten,  aber  schlecht  begründeten  Satz 
von  dem  gegenseitigen  Vorteil  des  freien  Warenaustausches  auch 
zwischen  Ländern,  von  denen  das  eine  in  Hinsicht  auf  jegliche  Art  der 
Güterherstellung  vor  dem  anderen  einseitig  bevorzugt  ist,  beweisen 
zu  können,  war,  wie  bereits  bemerkt,  Ricardo  zu  der  Voraussetzung 
genötigt,  Kapital  und  Arbeitskraft  ließen  sich  nur  sehr  schwer  oder 
gar  nicht  aus  einem  Lande  in  ein  anderes  übertragen,  während  sich 
im  Innern  ein-  und  derselben  Volkswirtschaft  die  freieste  Beweglich- 
keit  beider   Produktionselemente   finde.    Auch   diese   Annahme   trifft 
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keineswegs  zu.  Schon  zu  Ricardos  Zeiten  war  der  Satz  von  der  Un- 
übertragbarkeit von  Kapital  und  Arbeitskraft  in  ein  anderes  nicht  ganz 
richtig  ^.  Heute  bestehen  in  dieser  Hinsicht  nur  Unterschiede  des 
Grades,  keine  solchen  der  Art  zwischen  Inland  und  Ausland.  Oft  sogar 
wenden  sich  die  genannten  Hilfsmittel  der  Güterherstellung  leichter 
ins  benachbarte  Ausland  als  ins  entferntere  Inland.  Wichtiger  aber  und 
für  unsere  nachfolgenden  Untersuchungen  grundlegend  ist  der  Umstand, 
daß  Ricardo  fälschlicherweise  annahm,  im  Inlande  seien  Kapital  und 
Arbeitskraft  völlig  frei  beweglich.  Was  das  Kapital  anlangt,  so  gilt 
der  Satz  fast  ausschließlich  vom  neu  sich  bildenden.  Dieses  wendet 
sich  jenen  Wirtschaftszweigen  zu,  welche  den  höchsten  Gewinn  ver- 
sprechen. Je  mehr  dagegen  die  Technik  fortschreitet,  desto  unbeweg- 
licher wird  das  einmal  angelegte  Kapital.  Noch  weniger  gilt  die  freie 
Beweglichkeit  auch  im  Innern  des  Landes  von  den  Arbeitskräften. 
Hierauf  hat  schon  Caimes  hingewiesen.  Natürliche  Anlagen,  Unter- 
schiede der  Bildung  und  Erziehung,  gesellschaftliche  Anschauungen 
und  ererbter  Wohlstand  halten  den  einzelnen  in  dem  Berufe  fest,  den 
er  einmal  ergriffen  hat,  auch  wenn  die  Entlohnung  in  einem  anderen 
höher  wäre,  und  bestimmen  zum  Teil  die  Berufswahl  von  Anfang 
an.  Die  Gütermenge  aber,  die  den  einzelnen  Wirtschaftssubjekten 
zur  Verfügung  steht  und  den  Stand  ihrer  Bedürfnisbefriedigung  sowie 
die  Wertschätzung  zusätzlicher  Güter  bestimmt,  hängt  ab  von  dem 
Preise,  den  die  Erzeugnisse  ihrer  Arbeit  und  ihres  Kapitals  am  Markte 
erzielen.  Da  sie  beide  Produktionselemente  nicht  beliebig  anderen, 
höher  geschätzten  Arten  der  Gütererzeugung  zuwenden  können,  sondern 
meist  in  dem  einmal  gewählten  Wirtschaftszweige  belassen  müssen, 
so  ist  es  nicht  richtig,  wenn  Ricardo  sagt:  ,,Die  Arbeit  von  100  Eng- 
ländern kann  nicht  für  die  Arbeit  von  80  Engländern  hergegeben 
werden,  aber  das  Erzeugnis  der  Arbeit  von  100  Engländern  kann  wohl 
für  das  Erzeugnis  der  Arbeit  von  80  Portugiesen,  60  Russen  oder 
120  Ostindiern  hergegeben  werden."  Wenn  wir  uns  in  Übereinstim- 
mung mit  Ricardo  nur  an  die  Arbeit  als  Vergleichmaßstab  halten, 
so  finden  wir  im  Gegenteil,  daß  die  Gütermenge,  die  für  die  Jahres- 
arbeit eines  berühmten  Chirurgen  oder  Virtuosen  eingetauscht  werden 


I 


'  Doch  ist  zu  beachten,  daß  die  frühere  Auswanderung  nach  Nordamerika, 
die  man  als  Beweis  gegen  Ricardo  anzuführen  versucht  sein  könnte,  zum 
größten  Teil  ihre  Entstehung  politischen,  religiösen  und  gesellschaftlichen  An- 
stößen verdankt  —  nicht  dagegen  wirtschaftlichen.  Die  Auswanderung  über- 
wiegend aus  wirtschaftlichen  Gründen  beginnt  erst  mit  den  zwanziger  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts.  Doch  fanden  schon  seit  dem  16.  Jahrh.  zahlreiche  Kapital- 
übertragungen von  Land  zu  Land  statt,  nicht  zum  wenigsten  auch  aus  England 
nach  Nordamerika.  Vgl.  (Joshua  Gee),  The  trade  and  navigation  of  Great 
Britain,  London  1730,  S.  126/127. 
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kann,  um  das  Hundertfache  oder  mehr  die  Gütermenge  übersteigt, 
die  ein  Assistenzarzt  oder  Orchestermusiker  erhält.  Es  findet  sich, 
allerdings  weniger  auffallend,  genau  dasselbe,  wenn  verschiedene  Arten 
von  Handarbeit  verschieden  hoch  entlohnt  werden.  Ganz  ähnlich  liegen 
ferner  die  Dinge,  wenn  man  den  oft  reichen  Ertrag  vergleicht,  den 
ein  verhältnismäßig  kleines  Kapital  abwirft,  das  zur  Ausbeutung 
einer  hervorragenden  Erfindung  benutzt  wird,  mit  der  geringen  Ein- 
träglichkeit einer  viel  größeren  Kapitalsumme,  die  verfehlt  in  dauernden 
Produktionsanlagen  festgelegt  ist.  Es  handelt  sich  hier  überall,  im 
Grunde  genommen,  um  denselben  Fall,  wie  wenn  in  einem  neuer- 
schlossenen Lande  die  in  der  Landwirtschaft  oder  im  Bergbau  an- 
gelegten Kapitalien  und  beschäftigten  Arbeitskräfte  Erträge  erzielen, 
welche  die  in  ähnlichen  Wirtschaftszweigen  älterer  und  von  der  Natur 
weniger  begünstigter  Länder  erreichbaren  Produktionserfolge  weit 
hinter  sich  lassen. 

Also  auch  hier  entdecken  wir  keinerlei  grundsätzlichen  Unterschied 
zwischen  dem  Handel  im  Innern  eines  Landes  und  dem  auswärtigen! 
Aus  dieser  Erkenntnis  fließen  aber  für  die  Lehre  vom  auswärtigen 
Handel  wichtige  Folgerungen.  Um  diese  ganz  in  ihrer  Bedeutung 
zu  würdigen,  ist  es  nötig,  etwas  weiter  auszuholen. 

HL 

Bekanntlich  stützt  sich  die  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  in  der 
Gestalt,  wie  sie  von  Ricardo  ausgearbeitet  worden  ist,  auf  die  sog. 
Quantitätstheorie.  Dasselbe  ist  der  Fall  hinsichtlich  seiner  Nachfolger: 
John  Stuart  Mill  und  Cairnes.  Bastable  endlich  beweist,  daß  sie  dieser 
Grundlage  auch  heute  noch  nicht  glaubt  entbehren  zu  können.  Und 
zwar  benutzt  die  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  die  Quantitätstheorie 
zu  einem  doppelten  Zweck.  Zunächst  leitete  Ricardo  unter  Anlehnung 
an  ähnliche  Ausführungen  von  David  Hume  u.  a.  daraus  ab  die  Lehre 
vom  sog.  selbsttätigen  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz.  Er  glaubte 
nämlich  auf  Grund  der  Quantitätstheorie  zu  der  Annahme  berechtigt 
zu  sein,  daß  auf  die  Dauer  Warenein-  und  -ausfuhr  eines  Landes  sich 
die  Wage  halten  müßten.  Acheter  c'est  vendre,  et  vendre  c'est  acheter, 
hatten  bereits  die  Physiokraten  verkündet.  Wenn  infolge  allzu  starker 
Wareneinfuhr  in  ein  Land,  nahm  Ricardo  an,  Edelmetall  abfließt,  so 
trete  eine  Verminderung  der  im  Lande  umlaufenden  Geldmenge  ein. 
Das  führe  zu  einem  Sinken  der  Preise  aller  Waren  in  dem  betreffenden 
Lande.  Infolgedessen  werde  die  Wareneinfuhr  zurückgehen,  da  sie 
durch  hohe  Preise  angeregt  worden  war.  Im  Ausland  dagegen,  wohin 
das  Geld  strömt,  stiegen  die  Preise  und  es  finde  jetzt  unter  Umständen 
eine  vermehrte  Warenausfuhr  statt.    Auf  diese  Weise,  schloß  Ricardo, 
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werde  bewirkt,  daß  Handelsbilanz  und  Zahlungsbilanz  immer  um 
ihren  Gleichgewichtszustand  herumpendelten  und  daß  somit  ein  Land 
auf  die  Dauer  nicht  mehr  Waren  ein-  als  auszuführen  vermöge. 

Abgesehen  davon,  daß  schon  rein  theoretische  Gründe  gegen  diese 
Ansicht  sprechen,  ist  sie  auch  durch  die  Erfahrungen  des  ganzen  seit 
dem  Erscheinen  von  Ricardos  Schriften  verflossenen  Jahrhunderts 
auf  das  gründlichste  widerlegt  worden.  Dabei  sind  zwei  Dinge  wohl 
auseinanderzuhalten :  zunächst  die  Annahme,  daß  auf  die  Dauer  Waren- 
ein- und  -ausfuhr  eines  Landes  dem  Werte  nach  übereinstimmen  müßten, 
daß  also  im  auswärtigen  Handel  Waren  letzten  Endes  nur  mit  Waren 
bezahlt  werden  könnten;  dann  aber  die  Ansicht,  die  man  sich  über 
den  Mechanismus  des  Ausgleichs  der  Zahlungsbilanz  gebildet  hatte. 
Beide  Teile  der  Lehre  ruhten  auf  der  Ouantitätstheorie. 

Was  die  Behauptung  der  notwendigen  Übereinstimmung  der  Waren- 
einfuhr eines  Landes  mit  seiner  Ausfuhr  anlangt,  so  war  schon  den 
Besseren  unter  den  Merkantilisten,  angefangen  mit  Serra  in  Italien 
und  Mun  in  England,  wohl  bekannt  gewesen,  daß  die  wirtschaftlichen 
Wechselbeziehungen  eines  Landes  zu  den  übrigen  sich  nicht  auf  die 
W^arenbewegung  allein  beschränken.  In  ihren  Schriften  finden  wir 
bereits  eine  ganze  Reihe  der  übrigen  Posten  der  Zahlungsbilanz  an- 
geführt. Schon  Child  hatte  an  dem  Beispiel  Irlands  und  der  Halbinsel 
Cornwallis  nachgewiesen,  daß  ein  Land  infolge  von  auswärtiger  Kapital- 
verschuldung und  sonstiger  Zahlungsverpflichtungen  an  das  Ausland 
dauernd  eine  aktive  Handelsbilanz  haben  kann,  ohne  daß  sich  darum 
sein  Edelmetallbestand  —  Child  meint  sein  Reichtum  —  vermehren 
müsse.  Seit  den  Physiokraten  und  David  Hume  waren  diese  Kennt- 
nisse verloren  gegangen  oder  doch  kaum  mehr  beachtet  worden.  Es 
war  dies  die  Folge  davon,  daß  die  weitere  Entwicklung  der  Wirtschafts- 
lehre aus  den  Händen  der  Kaufleute  in  die  von  ,, Philosophen"  über- 
gegangen war,  die  dem  großen  Erwerbsleben  ferne  standen;  gleichzeitig 
der  Preis  dafür,  daß  sich  die  Wirtschaftslehre  aus  dem  Zustand  getrennter 
Einzelerkenntnisse,  in  dem  sie  sich  bis  dahin  befunden,  zum  Range 
einer  systematischen  Wissenschaft  erhob.  Auch  auf  anderen  Gebieten, 
namentlich  dem  der  Wert-  und  Preislehre,  waren  damals  solche  Ver- 
luste zu  beklagen.  Cairnes,  dem  wir  in  der  nachklassischen  Zeit,  meines 
Wissens  als  erstem,  wieder  eine  genaue  Untersuchung  der  auswärtigen 
Zahlungsbeziehungen  eines  Landes  und  ihres  Einflusses  auf  die  Waren- 
bewegung über  seine  Grenzen  verdanken,  hat  die  hergebrachte  klassische 
Lehre  in  der  Weise  mit  den  Tatsachen  in  Übereinstimmung  zu  bringen 
versucht,  daß  er  sagte,  der  auswärtige  Warenhandel  eines  Landes 
passe  sich  den  auswärtigen  Zahlungsverpflichtungen  und  Guthaben 
desselben  an.    Über  den  Mechanismus  dieses  Vorganges  finden  sich 
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jedoch  bei  ihm  keine  anderen  Ausführungen  als  die  überkommenen, 
aus  der  Quantitätstheorie  fließenden.  Auch  Bastable,  der  letzte  eng- 
lische Theoretiker  des  auswärtigen  Handels,  ist  nicht  über  diesen 
Standpunkt  hinaus  fortgeschritten. 

Es  berührt  der  geschilderte  Zustand  dieses  Teiles  der  hier  in  Rede 
stehenden  Lehre  um  so  seltsamer,  als  die  gleichfalls  aus  der  Quantitäts- 
theorie fließende  Lehre  vom  selbsttätigen  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz 
unter  dem  Einfluß  einer  genaueren  Erkenntnis  der  Tatsachen  bald 
fallen  gelassen  werden  mußte  imd  heute  wohl  keinen  einzigen  Anhänger 
mehr  aufweist.  Selbst  in  der  ursprünglichen  Form  der  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  entstandenen  sog.  Banktheorie  hat 
man  sie  aufgeben  müssen.  Bekanntlich  leugnete  diese  eine  unmittelbare 
Wirkung  auf  die  Warenpreise  einer  Verminderung  oder  Vermehrung 
der  Umlaufsmittel.  Sie  wollte  nur  einen  direkten  Einfluß  derselben 
auf  die  Höhe  des  Zinsfußes  für  kurzfristigen  Kredit  anerkennen; 
dadurch  sollte  der  Gang  des  Wirtschaftslebens  und  erst  auf  diesem 
Umwege  der  Stand  der  Warenpreise  beeinflußt  werden  können.  Die 
Banktheorie  hat  zu  Anfang  der  sechziger  Jahre  in  Goschens  berühmtem 
Buche  einen  klassischen  Vertreter  gefunden;  aber  bereits  zu  Anfang 
der  siebziger  Jahre  wies  Bagehot  in  seinem  nicht  minder  bekannten 
Werke  nach,  daß  die  Versteifung  des  Geldmarktes  bei  Verminderung 
der  Menge  der  Umlaufsmittel  und  seine  Erleichterung  bei  Vermehrung 
derselben  nicht  von  selbst  eintritt,  sondern  zu  verdanken  ist  dem 
zielbewußten  Eingreifen  der  Zentralnotenbank.  Wo  diese  planvolle 
Leitung  des  Währungswesens  fehlt  oder  nicht  gelingt,  sehen  wir  unter 
Umständen  das  gesamte  Metallgeld  eines  Landes  abströmen  und  den 
Kurs  der  Wechsel  auf  das  Ausland  dauernd  hoch  stehen,  ohne  daß 
aus  den  Dingen  selbst  Kräfte  erwüchsen,  stark  genug  zu  einer  Beseiti- 
gung dieses  Zustandes.  Außerdem  wissen  wir,  daß  der  Verkehr  selbst 
sich  heute  bei  Bedarf  die  nötigen  Umlaufsmittel  schafft  in  den  mannig- 
fachen Formen  des  sog.  Schreibgeldes.  Auch  aus  diesem  Grunde  kann 
der  Tatsachenzusammenhang  unmöglich  bestehen,  wie  ihn  die  Quanti- 
tätstheorie und  die  daraus  fließende  Lehre  vom  selbsttätigen  Ausgleich 
der  Zahlungsbilanz  annahmen. 

Mit  diesem  Nachweis  ist  auch  der  Lehre  vom  auswärtigen  Handel 
eine  Stütze  entzogen  worden,  die  ihr  bisher  unentbehrlich  schien. 
Ist  sie  selbst  hierdurch  widerlegt?  Es  ist  dies  neuerdings  von  Maurice 
Ansiaux  ^  behauptet  worden.  Wenn  aber  die  Voraussetzungen  unserer 
Lehre  in  der  Wirklichkeit  vorhanden  und  wenn  andererseits  die  Folge- 


'  Vgl.  sein  Referat  in  den  Rapports  et  discussions  du  cougres  international 
du  free-trade,  tenu  du  9  au  12  aoüt  1910  ä  Auvers,  Antwerpen  1910;  ferner 
sein  Buch:  Les  principes  de  la  politique  rcgulatrice  des  changes,  Brüssel  1910. 
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rungen  daraus  in  Übereinstimmung  mit  den  Gesetzen  unseres  Denkens 
abgeleitet  sind,  dann  kann  sie  selbst  nicht  falsch  sein.  Verkehrt  war 
bloß,  daß  man  sie  mit  der  Quantitätstheorie  verband  und  in  dieser  die 
einzig  mögliche  Erklärung  für  eine  Reihe  von  Tatsachen  erblickte, 
die  anders  aufgefaßt  werden  müssen. 

Sehen  wir  genauer  zu,  so  finden  wir  übrigens,  daß  Ricardo  mit  seiner 
Lehre  vom  selbsttätigen  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz  zwar  zunächst 
den  rein  wissenschaftlichen  Zweck  verfolgte,  die  Vorgänge  beim  aus- 
wärtigen Handel  zu  erklären,  d.  h.  zu  beschreiben,  auf  einfachere 
Tatsachen  zurückzuführen.  Doch  mit  dieser  Absicht  verband  sich 
die  weitere,  den  völligen  Freihandel,  die  gänzliche  Nichteinmischung 
des  Staates  mit  seiner  Gesetzgebung  in  den  auswärtigen  Wirtschafts- 
verkehr eines  Landes,  als  notwendige  Folgerung  aus  der  so  gewonnenen 
Erkenntnis  darzustellen.  Wenn  nun  die  Lehre  vom  selbsttätigen 
Ausgleich  der  Zahlungsbilanz  falsch  ist,  wenn  vielmehr  eine  genauere 
Untersuchung  der  Tatsachen  ergibt,  daß  ohne  zielbewußtes  Eingreifen 
ein  Land  wohl  von  all  seinem  Edelmetallgeld  entblößt  werden  kann, 
daß  ferner  seine  Volkswirtschaft  durch  übermäßige  Schuldaufnahme 
im  Ausland  schwer  belastet  und  je  nach  den  Verwendungszwecken 
des  geborgten  Kapitals  auch  dauernd  geschädigt  zu  werden  vermag, 
so  fließt  daraus  zunächst  nur  das  eine,  daß  die  aus  der  Lehre  vom 
auswärtigen  Handel  in  ihrer  herkömmlichen  Verbindung  mit  der 
Quantitätstheorie  gezogenen  wirtschaftspolitischen  Folgerungen  in 
dieser  Begründung  unhaltbar  sind;  weiter  auch,  daß  die  Lehre  vom 
auswärtigen  Handel  an  diesem  Punkte  noch  unvollkommen  ist,  nicht 
aber  notwendigerweise,  daß  sie  in  ihren  Grundlagen  falsch  sei.  Das 
wäre  erst  dann  bewiesen,  wenn  sie  unter  allen  Umständen  zu  Folge- 
rungen führen  müßte,  die  mit  der  Wirklichkeit  nicht  übereinstimmen. 
So  liegt  der  Fall  aber  nicht.  Nur  wenn  sie  mit  der  an  sich  falschen 
Quantitätstheorie  verbunden  wird,  führt  unsere  Lehre  zu  jener  mit 
den  Tatsachen  nicht  übereinstimmenden  Behauptung  vom  selbst- 
tätigen Ausgleich  der  Zahlungsbilanz. 

Tatsächlich  hat  denn  auch  der  bereits  genannte  Ansiaux  seine  Kritik 
der  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
aufgefaßt.  Schon  seine  Fragestellung  lautet  dementsprechend:  Ist 
das  Verlangen  nach  Freihandel  eine  denknotwendige  Folgerung  aus 
der  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  ?  Der  verneinende  Schluß,  zu  dem 
er  gelangt,  fließt  aus  dem  von  ihm  geführten  Nachweis  der  Unhalt- 
barkeit  der  Lehre  vom  selbsttätigen  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz 
und  der  Quantitätstheorie.  Den  auf  den  Grundgesetzen  des  Tausches 
beruhenden  Ausgangspunkt  unserer  Lehre  hat  er  nicht  einmal  erwähnt. 
Die  aus  ihr  gewöhnlich  abgeleitete  Forderung  der  Handelsfreiheit  hat 
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er  allerdings,  von  anderen  Erwägungen  ausgehend,  beibehalten  wissen 
wollen.  Der  bei  Freihandel  regere  Wettbewerb  soll  nämlich  seiner 
Ansicht  nach  die  Völker  vor  jener  wirtschaftlichen  Erschlaffung  be- 
wahren, die  nur  allzu  leicht  die  Folge  des  Hochschutzzolles  sei. 

Für  uns  erwächst  aus  den  bisherigen  Betrachtungen  die  Aufgabe, 
eine  andere,  brauchbarere  Erklärung  für  die  Tatsachen  zu  finden,  die 
man  bisher  mit  Hilfe  der  Quantitätstheorie  glaubte  meistern  zu  können. 
In  welcher  Richtung  die  Lösung  der  hier  auftauchenden  Schwierig- 
keiten dürfte  gefunden  werden,  das  zu  zeigen  soll  die  Aufgabe  der 
folgenden  Untersuchungen  sein. 

IV. 

Ricardo  hat  seine  hier  in  Rede  stehende  Lehre  noch  in  anderer 
Hinsicht  auf  die  Quantitätstheorie  zu  stützen  versucht.  Um  das  klar 
zu  machen,  gehen  wir  wiederum  aus  von  dem  einfachen  Beispiel,  an 
dem  wir  das  zu  veranschaulichen  versucht  haben,  was  sich  dem  Wesen 
nach  bei  jedem  Tausch  verkehr  abspielt.  Wir  fragen:  Warum  verkauft 
der  Schuster  die  Schuhe,  die  er  selbst  sehr  viel  nötiger  hätte,  an  den 
reichen  Mann,  bei  dem  die  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  geringer 
ist,  und  warum  kauft  dieser  sie,  trotzdem  er  schon  viele  Paare  guter 
Schuhe  besitzt,  der  Schuster  aber  kein  einziges  ?  Die  Antwort,  die  sich 
von  selbst  aufdrängt,  lautet  dahin,  daß  der  Schuster  das  Geld,  das  er 
für  die  Schuhe  erhält,  noch  höher  bewertet  als  diese,  während  für  den 
reichen  Mann  dieselbe  Geldsumme  nur  geringe  Bedeutung  hat.  Im 
Grund  dieselbe  Erklärung  haben  Ricardo  und  seine  Nachfolger  für  die 
Tatsache  gegeben,  die  ihrer  Ansicht  nach  auf  den  auswärtigen  Handel 
beschränkt  wäre,  nämlich  daß  die  Erzeugnisse  gleicher  Arbeitsmengen 
im  Handel  zwischen  zwei  Ländern  nicht  in  allen  Fällen  als  gleichwertig, 
d.  h.  zu  gleichen  Preisen,  ausgetauscht  würden.  Daß  dies  möglich 
sei,  führten  sie  zurück  auf  die  verschiedene  Höhe  des  Geldwertes  in 
den  verschiedenen  Ländern.  Er  sei  niedriger  in  einem  durch  Natur 
oder  Kultur  für  die  Güterherstellung  begünstigten  Lande  als  in  einem 
weniger  geeigneten.  In  diesem  seien  darum  die  in  Geld  ausgedrückten 
Herstellungskosten  niedriger  und  so  werde  es  bewirkt,  daß  dieses 
mit  mehr  Arbeitsaufwand  hergestellte  Waren  für  das  Erzeugnis  von 
weniger  Arbeit  hingebe.  Auch  hier  wurde  wiederum  eine  Gesetz- 
mäßigkeit, die  für  jeden  Warenaustausch  gilt,  zuerst  am  auswärtigen 
Handel  entdeckt.  Aber  während  wohl  niemand  auf  den  Gedanken 
verfallen  möchte,  die  Verschiedenheiten  in  der  Wertschätzung  des 
Geldes  von  Seiten  der  einzelnen  Wirtschafter  aus  der  unterschiedlichen 
Höhe  der  Geldvorräte  in  ihren  Kassen  zu  erklären  statt  aus  dem  Stand 
ihrer  Bedürfnisbefriedigung  und  vielleicht  noch  aus  der  Stärke  der 
Unlustgefühle,   mit   denen   für   sie   die   Erwerbsarbeit   verknüpft   ist. 
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haben   die    Schriftsteller   über   die   Theorie   des   auswärtigen   Handels 
seit  David  Hume  einen  ähnlichen  Fehler  nicht  zu  vermeiden  gewußt. 

Es  handelt  sich  dabei  um  folgendes.  Damit  eine  Ware  aus  dem 
einen  Lande  aus-  und  in  das  andere  eingeführt  werden  könne,  ist  nötig, 
daß  ihr  Preis,  in  Geld  ausgedrückt,  im  Ursprungslande  niedriger  stehe 
als  im  Lande  des  Verkaufs.  Wie  kann  dies  aber  der  Fall  sein,  wenn  die 
Herstellung  der  Ware  im  ausführenden  Lande  infolge  der  Kargheit  der 
Natur  oder  mangelnder  Kultur  einen  größeren  Aufwand  an  Arbeit 
und  Kapital  erfordert,  als  man  brauchte,  wenn  man  dieselbe  Ware 
im  begünstigteren  Lande  des  Verbrauchs  herstellen  wollte?  Daß 
solche  Fälle  vorkommen  können,  hatte  sich  mit  Sicherheit  aus  der 
reinen  Überlegung  ergeben,  indem  man  vom  Gelde  absah  und  argu- 
mentierte, als  ob  Naturaltausch  unter  den  Ländern  statthätte.  Galt 
das  auch  noch  bei  Dazwischenkunft  des  Geldes  ?  Hier  sollte  die  Quan- 
titätstheorie aushelfen.  Ricardo  schrieb:  ,,Gold  und  Silber  werden  durch 
den  Mitbewerb  im  Handel  unter  die  verschiedenen  Länder  der  Welt 
in  solchen  Verhältnissen  verteilt,  daß  sie  sich  dem  natürlichen  Verkehr 
anpassen,  welcher  auch  stattfinden  würde,  wenn  es  keine  solchen  Metalle 
gäbe  und  der  Handel  zwischen  den  Ländern  ein  reiner  Tauschhandel 
wäre."  Doch  eine  einfache  Überlegung  zeigt,  daß  diese  Annahme 
gar  nicht  nötig  ist  zur  Erklärung  der  genannten  Tatsache.  Der  richtige 
Weg  ist  schon  vor  einigen  Jahrzehnten  von  Cairnes  angedeutet,  aber 
nicht  betreten  worden,  da  der  genannte  Schriftsteller  sich  weder  von 
einer  unhaltbaren  Wert-  und  Preislehre  noch  von  der  Quantitäts- 
theorie freizumachen  verstand.  Die  Lösung,  zu  der  wir  gelangen,  ist 
femer  so  einfach,  daß  man  fast  fürchten  müßte,  damit  eine  Plattheit 
auszusprechen,  wenn  nicht  so  viele  ausgezeichnete  Denker  hier  geirrt 
hätten  und  wenn  nicht  vor  kurzem  noch  ein  Schriftsteller  ^  über  die 
Lehre  vom  auswärtigen  Handel  zwar  auf  die  hier  vorliegende  Schwierig- 
keit hingewiesen  hätte,  eine  Behebung  derselben  aber  nur  von  weiteren 
Fortschritten  der  mathematischen  Wirtschaftstheorie  erwartete. 

Wir  gehen  aus  von  dem   Satze,  daß  der  Wert  aller  Produktions- 
mittel —  der  sachlichen  wie  der  persönlichen  —  letzten  Endes  bestimmt 
wird  durch  den  Wert  der  Genußgüter,  die  man  glaubt  aus  ihnen  her-  M 
stellen  zu  können.    Wo  beide  Güterarten  am  Markte  erscheinen,  gilt  ^ 
dieser  Satz  auch  für  ihren  Tauschwert,  ihren  Preis.    Der  Preis  eines 
Weinberges  und  der  zu  seiner  Bewirtschaftung  aufgewendeten  persön-  M 
liehen  und  sachlichen  Produktionsniittel  steht  im  engsten  Zusammen- 
hang mit  dem  Werte  des  im  Durchschnitt  der  Jahre  von  ihm  zu  erwarten- 
den Weines.    Da  das  Erzeugnis  des  Arbeitstages  eines  Schusters  am 
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Markte  einen  geringeren  Preis  erzielt  als  das  eines  berühmten  Chirurgen, 
so  rechnet  der  Schuster  sich  einen  niedrigeren  Tagelohn  an  als  der 
Chirurg.  Es  findet  weiter  eine  fortwährende  Anpassung  der  Preise 
der  sachlichen  und  persönlichen  Produktionsmittel  an  die  Preise  der 
aus  ihnen  hergestellten  Genußgüter  statt.  Haben  die  eisenverarbeiten- 
den Industriezweige  einen  guten  Geschäftsgang  in  Aussicht,  so  steigen 
die  Preise  von  Eisen  und  Kohle,  femer  die  Kurse  der  Eisen-  und  Kohlen- 
aktien; es  erhöhen  sich  die  Löhne  der  Eisen-  und  Kohlenarbeiter. 
Das  Umgekehrte  tritt  ein  bei  sinkender  Konjunktur. 

Diese  selben  Tatsachen,  deren  Vorhandensein  im  Innern  einer  Volks- 
wirtschaft niemand  leugnen  kann  und  deren  Deutung  niemand  anzu- 
fechten vermag,  gelten  aber  auch  für  die  Wechselbeziehungen  zwischen 
den  einzelnen  Volkswirtschaften.  Caimes  ist  meines  Wissens  der  erste 
gewesen,  der  darauf  hingewiesen  hat,  daß  die  hohen  Arbeitslöhne, 
die  in  Amerika,  mehr  noch  in  Australien  gezahlt  werden,  nicht  die 
Ursache  mangelnder  Wettbewerbsfähigkeit  der  amerikanischen  oder 
australischen  Volkswirtschaft  auf  dem  Weltmarkte  seien,  sondern 
umgekehrt  der  besonders  hohen  Produktivität  der  menschlichen  Wirt- 
schaft in  jenen  Erdteilen  ihre  Entstehung  verdanken.  Weil  infolge 
einer  außergewöhnlichen  Gunst  der  Natur  in  den  in  Australien  und 
Amerika  gepflegten  Wirtschaftszweigen  ein  Arbeitstag  einen  Ertrag 
abwirft,  der  einen  höheren  Preis  am  Weltmarkt  erzielt  als  das  Erzeugnis 
eines  britischen  oder  gar  eines  festländischen  Arbeitstages,  darum 
werden  den  Arbeitern  dort  höhere  Löhne  gezahlt  als  im  alten  Europa. 
Unternehmergewinn  und  Zinsfuß  sind  aus  denselben  Gründen  gleich- 
falls höher.  Da  das  Erzeugnis  von  gleichviel  Arbeit  und  Kapital  in 
Europa  einen  geringeren  Preis  am  Weltmarkt  erzielt,  darum  muß  sich 
Europa  einen  geringeren  Arbeitslohn  und  Kapitalzins  anrechnen  als 
Amerika  oder  Australien.  Die  noch  immer  nicht  auch  mu:  halbwegs 
befriedigend  gelöste  Frage  des  Geldwertes  und  seiner  Bestimmungs- 
gründe scheidet  hier  völlig  aus.  Wir  nehmen  den  Geldwert  am  besten 
als  gleich  hoch  in  allen  der  heutigen  kapitalistischen  Weltwirtschaft 
angeschlossenen  und  mit  ausreichenden  Verkehrsmitteln  versehenen 
Ländern  an. 

Unser  bisheriger  Gedankengang  erklärt  femer  in  der  ungezwungen- 
sten Weise,  wieso  es  kommt,  daß  ein  Land,  das,  sagen  wir  einmal,  für 
alle  Zweige  der  Güterherstellung  weniger  geeignet  ist  als  die  übrigen, 
trotzdem  mit  seinen  Erzeugnissen  nicht  vom  Weltmarkt  verdrängt 
zu  werden  braucht.  In  einem  solchen  Lande  sind  die  Preise  der  persön- 
lichen und  sachlichen  Produktionsmittel,  femer  Untemehmergewinn 
und  Kapitalzins  niedriger  als  in  den  anderen,  entsprechend  der  dortigen 
geringeren   Ergiebigkeit   der   menschlichen   Arbeit.     Wenn   die   Mittel 
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zur  Güterherstelliing  trotzdem  ein  solches  Land  aus  irgendwelchen 
Gründen  nicht  verlassen  können  oder  wollen,  so  sind  dort  die  Her- 
stellungskosten der  Waren,  in  Geld  ausgedrückt,  so  niedrig,  daß  die 
Wettbewerbsfähigkeit  des  betreffenden  Landes  nicht  gemindert  wird. 
Nur  müssen,  wie  gesagt,  seine  Bewohner  sich  mit  einem  geringeren 
Ertrag  ihrer  Arbeit  und  ihres  Kapitals  begnügen  wollen. 

Daß  das  begünstigtere  Land  sich  auf  die  Herstellung  jener  Waren 
beschränkt,  bei  welchen  seine  Überlegenheit  am  größten  ist  und  daß 
das  minderbegünstigte  jene  Güter  erzeugt,  bei  welchen  seine  Rück- 
ständigkeit am  geringsten,  erklärt  sich  sehr  einfach  aus  dem  Wett- 
bewerb der  verschiedenen  Produktionszweige  um  die  Produktions- 
mittel. Einen  Bergabhang,  der,  als  Weinberg  benutzt,  einen  hohen  Er- 
trag liefert,  wird  man  nicht  aufforsten,  wenngleich  er  wohl  auch  dazu 
geeigneter  wäre  als  der  sog.  absolute  Waldboden;  aber  sein  Preis  ist 
zu  hoch,  da  dieser  sich  nach  dem  Preise  des  Weines  richtet.  Ebenso 
wird  man,  wo  die  Handarbeit  teuer  ist,  keine  Spielwaren  oder  fertige 
Kleider  herstellen,  wenn  die  Arbeit,  die  man  für  dieselbe  Lohnsumme 
erhält,  benutzt  zur  Ausbeutung  von  Mineralschätzen,  einen  höheren 
Ertrag  erzielt.  Umgekehrt  vermag  ein  schlechter  Boden,  als  Waldboden 
genutzt,  immer  noch  einen  Ertrag  zu  liefern,  während  er  bei  den  am 
Markte  herrschenden  Preisen  nur  Verlust  brächte,  falls  man  etwa  den 
Anbau  von  Frühgemüsen  oder  Rieslingtrauben  darauf  zu  erzwingen 
versuchte  trotz  seines  niedrigen  Preises.  Eine  Bevölkerung,  die  infolge 
kultureller  Rückständigkeit  oder  Ungunst  der  sie  umgebenden  Natur 
keine  andere  Erwerbsmöglichkeit  hat,  vermag  unter  Umständen  durch 
Hausindustrie  ein  wenn  auch  bescheidenes  oder,  gar  kümmerliches 
Dasein  zu  fristen;  trotz  ihrer  geringen  Ansprüche  müßte  dagegen  der 
Versuch  der  Einführung  etwa  des  Maschinenbaues  oder  eines  anderen 
Gewerbezweiges,  der  hochgelemte  Arbeit  erfordert,  scheitern,  entweder 
an  der  Ungunst  der  Verkehrslage  jener  Gegend  und  sonstiger  geo- 
graphischer Bedingungen  oder  an  der  Unfähigkeit  der  betreffenden 
Bevölkerung,  sich  der  neuen  Arbeit  anzupassen,  wahrscheinlich  aber 
an  beiden  Ursachen.  All  diese  Beispiele  büßen  nicht  das  geringste 
an  ihrer  Wahrheit  ein,  ob  sich  die  in  so  verschiedenem  Maße  begünstigten 
Produktionsmittel  in  ein-  und  demselben  Lande  befinden  oder  ob  sich 
politische  und  Zollschranken  zwischen  ihnen  erheben.  In  jedem  Falle 
bedeutete  es  einen  volkswirtschaftlichen  Verlust,  ein  Produktions- 
mittel, das  für  eine  gewisse  Art  der  Güterherstellung  ganz  geeignet 
ist  und  bei  einer  solchen  Benutzungsweise  einen  Ertrag  abwirft,  durch 
irgendwelche  künstlichen  Maßnahmen  —  Produktionsprämien  oder 
Zölle  —  einer  anderen  Benutzungsweise  zuführen  zu  wollen,  für  die 
es  weniger  geeignet  ist,  es  müßte  denn  sein,  daß  begründete  Aussicht 
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bestünde,  das  betreffende  Produktionsmittel  durch  eine  Art  von  Er- 
ziehung im  Laufe  der  Zeit  für  die  andere  Benutzungsweise  geeignet 
zu  machen.  Aber  auch  in  diesem  Falle  wäre  erst  noch  zu  überlegen, 
ob  sich  der  Zweck  nicht  auf  anderem  Wege  erreichen  ließe,  namentlich 
durch  eine  Verbesserung  der  allgemeinen  und  beruflichen  Bildung. 

V. 

Wir'  kommen  zum  Schlüsse!  Unsere  bisherigen  Untersuchungen 
haben  zunächst  zu  dem  Ergebnis  geführt,  daß  im  Wesen  der  aus- 
wärtige Handel  sich  nicht  vom  Binnenhandel  unterscheidet.  Das  ist 
nun  allerdings  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  der  Handel  über  die  Landes- 
grenzen all  der  besonderen  Merkmale  entbehrte,  welche  die  bisherige 
Theorie  an  ihm  glaubte  entdeckt  zu  haben;  vielmehr  haben  unsere 
von  einer  vertieften  Auffassung  der  Tatsachen  des  Tausches  ausgehen- 
den Betrachtungen  ergeben,  daß  all  die  Besonderheiten,  die  manche 
Schriftsteller  bisher  auf  den  auswärtigen  Handel  beschränkt  glaubten, 
für  jeden  Warenaustausch  Geltung  beanspruchen.  Es  fließt  daraus 
die  wichtige  Folgerung  für  die  staatliche  Wirtschaftspolitik,  daß  ebenso 
wie  jede  Erschwerung  des  inländischen  Warenaustausches,  so  auch 
jede  Belastung  des  Güterverkehrs  über  die  Landesgrenzen  zu  einer 
Verringerung  der  dem  betreffenden  Volke  zur  Verfügung  stehenden 
Menge  von  Brauchbarkeiten  führt.  Femer  ist  es  uns  gelungen,  die 
Lehre  vom  auswärtigen  Handel  aus  der  engen  Verbindung  mit  der 
Quantitätstheorie  zu  lösen,  in  der  sie  bisher  stand  und  die  ihrer  über- 
zeugenden Kraft  Eintrag  tat.  Wir  haben  eine  andere  Erklärung  für 
jene  Schwierigkeiten  gefunden,  die  man  bisher  nur  glaubte  durch 
eine  mangelhafte  Theorie  des  Geldwertes  beheben  zu  können.  Damit 
mußten  wir  allerdings  auch  die  Lehre  vom  selbsttätigen  Ausgleich 
der  Zahlungsbilanz  aufgeben.  Es  zeigte  sich  uns  hier  ein  Gebiet,  wo 
im  Gegensatze  zu  der  Annahme  der  Klassiker  das  zweckbewußte  Ein- 
greifen einer  obersten  Behörde  nicht  entbehrt  werden  kann,  soll  nicht 
unter  Umständen  Unheil  für  die  betreffende  Volkswirtschaft  aus  dem 
Gehen-  und  Geschehenlassen  entspringen. 

Es  bleibt  nur  noch  eine  Frage  zu  berühren.  Wenn  für  die  Erhaltung 
eines  geordneten  Geldumlaufes  im  Innern  eines  Landes  und  für  die 
Befestigung  des  Wertes  der  heimischen  Währung  im  Verhältnis  zu 
den  ausländischen  eine  ordnende  und  leitende  wirtschaftspolitische 
Tätigkeit  nötig  ist :  gilt  nicht  dasselbe  für  die  Überwachung  und  Regelung 
der  gesamten  Zahlungsverbindlichkeiten  einer  Volkswirtschaft  gegen- 
über allen  anderen?  Könnte  sonst  nicht  der  Fall  eintreten,  daß  die 
auswärtigen  Schuldverpflichtungen  allzu  stark  anwüchsen  und  die 
wirtschaftliche  Kraft  des  betreffenden  Landes  schwer  beeinträchtigten  ? 

10* 


148       Joseph  Bergfried  Esslen:  Zur  Lehre  vom  auswärtigen  Handel. 

Was  diesen  Punkt  anlangt,  so  läßt  sich  dreierlei  feststellen: 

1.  kann  eine  solche  Regelung  jedenfalls  nicht  erreicht  werden  durch 
die  Auferlegung  von  Zöllen  auf  die  Wareneinfuhr  aus  dem  Auslande. 
Es  ist  nicht  einzusehen,  wie  die  fortdauernde  Schuldaufnahme  im  Aus- 
land, die  heute  in  erster  Linie  die  Zahlimgsbilanz  des  Schuldnerlandes 
ungünstig  beeinflußt,  durch  die  Errichtung  von  Zollschranken  gehemmt 
werden  könnte.  Es  besteht  vielmehr  die  Gefahr,  daß  solche  Zölle, 
wenn  sie  hoch  sind,  den  Anlaß  zu  einer  verstärkten  Kapitaleinfuhr 
geben:  die  ausländischen  Gewerbezweige,  die  fürchten  müssen,  vom 
Markte  des  hochschutzzöllnerischen  Landes  verdrängt  zu  werden, 
errichten  in  dem  betreffenden  Lande  selbst  Niederlassungen  und  Zweig- 
geschäfte. Der  Zollschutz  ermöglicht  ihnen  hohe  Monopolgewinne; 
diese  fließen  an  die  ausländischen  Besitzer  der  betreffenden  Fabriken 
und  vermehren  noch  die  Zahlungsverpflichtungen  ans  Ausland  auf 
Kosten  der  heimischen  Bevölkerung,  die  übermäßig  hohe  Preise  für 
ihren  Verbrauch  an  gewerblichen  Waren  zu  bezahlen  hat. 

2.  Soweit  eine  solche  Regelung  der  Zahlungsverpflichtungen  ans  Aus- 
land möglich  ist,  wird  sie  durch  die  Diskontpolitik  der  Zentralnotenbank 
und  die  Emissionspolitik  der  ihrer  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Pflichten  bewußten  Großbanken  bewirkt.  Das  genügt  für  die  gewöhn- 
lichen Verhältnisse  in  allen  wirtschaftlich  entwickelteren  Ländern. 

3.  In  außergewöhnlichen  Lagen  und  soweit  es  sich  um  junge  Länder 
handelt,  deren  Naturschätze  erst  erschlossen  werden  müssen,  ist  der 
Staat  selbst  meist  der  größte  auswärtige  Borger.  Hier  hat  er  es  in  der 
Hand,  seine  Kapitalaufnahme  im  Ausland  so  einzurichten,  daß  die 
Verpflichtungen  daraus  nicht  in  einem  mit  der  Entwicklung  des  Wirt- 
schaftslebens in  Mißverhältnis  stehenden  Maße  anwachsen. 

Also  auch  aus  diesen  Überlegimgen  ergibt  sich  kein  wirtschaftliches 
Argument  zugunsten  der  Durchbrechung  des  Grundsatzes  der  Handels- 
freiheit. 

Geschrieben  im  Mai  1914. 


Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter. 

Von  Regierungsrat  Dr.  Johannes  Feig,  Charlottenburg. 


;  -»-  ;N  seinen  „Arbeitergilden  der  Gegenwart"  bezeichnet  Lujo 
j  I  j  Brentano  den  Gewerkverein  als  die  „Organisation  der  Blüte 
1    JL    i  ^^^  Arbeiterstandes"  (I,  134)   und  —  im  Gegensatz  zu  dem 

:— :  ursprünglicheren    Zustande,     da    sämtliche    Arbeiter    eines 

Gewerbes  zur  Erreichung  eines  augenblicklichen  Zweckes  zusammen- 
treten, nach  dessen  Erreichung  sie  sich  wieder  zerstreuen  —  als 
den  engeren  Verein  der  über  die  Angelegenheiten  des  gesamten 
Gewerbes  wachenden  Eifrigeren,  eine  Art  Armee,  deren  Tätigkeit 
nicht  nur  ihren  Angehörigen,  sondern  sämtlichen  Arbeitern  des  Ge- 
werbes zugute  kommt  (II,  48). 

Eine  Armee  setzt  sich  aus  der  waffentüchtigen  Mannschaft  des 
Volkes  zusammen,  und  so  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  auch  im 
Gewerkverein  sich  die  im  wirtschaftlichen  Kampfe  tüchtigsten  und, 
da  es  sich  im  wesentlichen  um  eine  Truppe  von  Freiwilligen  handelt, 
die  kampfmutigsten  und  kampflustigsten  Elemente  zusammenfinden. 
Das  aber  sind  im  allgemeinen  die  Arbeiter  in  den  Jahren,  die  denen 
der  militärischen  Dienstpflicht  folgen. 

Über  die  Frage,  ob  und  inwieweit  ein  Gewerkverein  berechtigt  sei, 
als  Vertretung  der  Arbeiterschaft  eines  Gewerbes  aufzutreten,  ent- 
brennt häufig  genug  der  Streit  der  Parteien.  Soweit  hierbei  überhaupt 
die  Statistik  zum  Schiedsrichter  angerufen  wird,  geschieht  es  in  dem 
Sinne,  daß  festgestellt  oder  geschätzt  wird,  der  wievielte  Teil  der  be- 
treffenden Arbeiterschaft  organisiert  ist.  Viel  weniger  wird  beachtet 
und  noch  weniger  untersucht,  ob  es  sich  vielleicht  bei  den  organi- 
sierten Arbeitern  nicht  um  einen  beliebig  herausgegriffenen  Teil  der 
Arbeiterschaft,  sondern  um  eine  Auslese  ganz  bestimmter  Art  handelt. 

Untersuchimgen  dieser  Art  sind  in  Deutschland  wohl  zuerst  von 
Troeltsch  und  Hirschfeld  angestellt  worden  ^.  Sie  haben  sich  nicht 
darauf  beschränkt,  die  Verbreitung  der  Gewerkschaften  nach  Landes- 
teilen und  Ortsgrößenklassen  zu  untersuchen,  sondern  sie  haben  auch 
versucht,  die  Zahl  der  Organisierten  der  der  Organisierbaren  gegen- 
überzustellen —  nach  beiden  Richtungen  hat  das  Kaiserliche  Statistische 


'  Troeltsch  und  Hirschfeld,  Die  deutschen  sozialdemokratischen  Ge- 
werkschaften, Berlin  1905. 
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Amt  neuerdings  diese  Untersuchungen  fortgesetzt  ^  —  endlich  haben 
sie  auch  ihre  Ansicht  über  die  Ursachen  für  die  Verschiedenheiten  der 
Durchführung  des  Organisationsgedankens  ausgesprochen  ^.  Über  die 
Organisierbarkeit  der  Arbeiter  hat  sich  neuerdings  auch  Adolf  Braun 
auf  Grund  praktischer  Erfahrungen  und  theoretischer  Untersuchungen, 
aber  ohne  zahlenmäßige  Unterlagen,  geäußert  ^.  Man  hat  gelegent- 
lich wohl  auch  Betrachtungen  darüber  angestellt,  ob  es  die  Arbeiter 
von  überdurchschnittlicher,  durchschnittlicher  oder  unterdurchschnitt- 
licher Tüchtigkeit  sind,  die  sich  organisieren,  ob  die  allertüchtigsten 
Arbeiter  sich  ausschließen  (vgl.  hierüber  schon  Brentano  a.  a.  O.) 
usw.  Man  ist  neuerdings  dieser  Frage  auch  aus  praktischen  Gesichts- 
punkten nähergetreten,  nämlich  mit  der  Zuspitzung,  ob  für  die  organi- 
sierten oder  die  nicht  organisierten  Arbeiter  die  Gefahr  der  Arbeits- 
losigkeit größer  sei.  Die  Frage  ist  von  Bedeutung  einmal  für  die 
Beurteilung  der  Arbeitslosenziffem  der  Gewerkschaften,  welche  in 
vielen  Staaten  als  Gradmesser  für  den  Stand  und  die  Bewegung  der 
Arbeitslosigkeit  überhaupt  benutzt  werden,  dann  aber  für  die  Ein- 
richtung und  Wirksamkeit  von  Arbeitslosenversicherungen  ^.  Man 
hat  hierbei  auch  interessante  Verschiedenheiten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Gewerkschaftsrichtungen  (sozialdemokratischen,  christlichen 
und  Hirsch-Dunckerschen  Verbänden)  beobachtet  ^. 


^  Reichs-Arbeitsblatt  1912,  S.  121,  ferner  »Die  Verbände  der  Arbeitgeber, 
Angestellten  und  Arbeiter  im  Jahre  1911  bzw.  1912«,  6.  bzw.  8.  Sonderheft 
zum  Reichsarbeitsblatt. 

2  a.  a.  O.  S.  56  ff. 

^  Annalen  f.  soziale  Politik  u.  Gesetzgebung  I,  1912,  S.  37  und  »Die  Ge- 
werkschaften, ihre  Entwicklung  und  Kämpfe«^,  Nürnberg  1914,  S.  188  ff. 

^  So  hat  Rademaker  im  Bericht  über  das  2.  Geschäftsjahr  der  Ver- 
sicherungskasse gegen  Arbeits-  und  Stellenlosigkeit  zu  Köln  die  Behauptung 
aufgestellt,  daß  die  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  bei  den  Organisierten  größer 
sei  als  bei  den  Unorganisierten.  Ich  habe  demgegenüber  ("Der  Arbeitsnachweis 
in  Deutschland«  1913,  Nr.  1,  S.  3)  auf  die  Erfahrungen  bei  der  neuen  englischen 
Arbeitslosenversicherung  verwiesen.  Die  allgemeinen  Arbeitslosenziffern  in  den 
Gewerben  mit  obligatorischer  Versicherung  sind  hier  regelmäßig  noch  ein  wenig 
größer  als  die  gewerkschaftlichen  Arbeitslosenziffem  in  diesen  Gewerben. 

■^  Troeltsch,  Soziale  Praxis,  XVI.  Jahrg.  1907,  S.  605,  630  (vgl.  auch 
schon  Troeltsch-Hirschf eld  a.  a.  0.  S.  61),  findet  bei  Betrachtung  der 
Arbeitslosenziffern  fachverwandter  Verbände  nach  dem  Reichs-Arbeitsblatt  eine 
größere  Arbeitslosigkeit  bei  den  freien  als  bei  den  Hirsch-Dunckerschen  und 
christlichen  Gewerkschaften.  Er  erklärt  sie  außer  durch  genauere  Erfassung 
der  Arbeitslosigkeit  und  abweichende  Zusammensetzung  nach  Beruf,  Alter  und 
Familienstand  vor  allem  durch  den  Kampfcharakter  der  freien  Gewerkschaften. 
Post  (Untersuchungen  über  den  Umfang  der  Erwerbslosigkeit  innerhalb  der 
einzelnen  Berufe  und  Berufsgruppen,  Jena  1914)  findet  zwar  ebenfalls  in  der 
Mehrzahl  der  in  Betracht  kommenden  Fälle  in  dem  von  ihm  aus  dem  Reichs- 
Arbeitsblatt  zusammengestellten  Material  größere  Arbeitslosigkeit  bei  den  freien 
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Einer  der  für  die  Organisierbarkeit  wichtigsten  Unterschiede, 
der  von  Troeltsch- Hirschfeld  wie  von  Braun  hervorgehoben  wird,  ist 
der  des  Geschlechts.  Es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  die  der 
Belegung  durch  Zahlen  kaum  bedarf,  daß  die  weiblichen  Arbeiter 
schwerer  organisierbar,  daher  auch  tatsächlich  in  geringerem  Maße 
organisiert  sind  als  die  männlichen.  Die  psychologischen  wie  die  wirt- 
schaftlichen Gründe  hierfür  liegen  auf  der  Hand.  Nicht  ganz  so  deut- 
lich und  auch  nicht  ganz  so  eindeutig  ist  die  Rolle,  welche  Alter 
und  Familienstand  für  die  Organisierbarkeit  der  männlichen 
Arbeiter  spielen. 

Wenn  die  jugendlichen  Arbeiter  nicht  in  erheblichem  Maße 
den  Organisationen  angehören  würden,  so  könnte  das  nicht  wunder- 
nehmen angesichts  der  einschränkenden  gesetzlichen  Bestimmungen, 
aber  auch  aus  psychologischen  Gründen.  Die  Minderjährigen  sind 
nach  Troeltsch-Hirschfeld  ,,fast  durchweg  noch  zu  unreif,  um  die 
Vorteile  planmäßigen  gemeinsamen  Auftretens  und  der  Opfer  dafür 
zu  erkennen".  Ad.  Braun  sagt  von  den  Arbeitern  vor  der  Müitärzeit: 
,,Sie  sind  Arbeiter  voll  Lebenslust  und  Jugenddrang,  die  sich  vom 
Ernst  des  Lebens  nur  schwer  unterjochen  lassen.  Die  jungen  Arbeiter 
befinden  sich  bei  tatsächlich  mäßigen  Bedürfnissen  in  guter  Lage, 
sie  haben  in  der  Regel  wenig  oder  gar  nicht  für  andere  zu  sorgen,  sie 
empfangen  Löhne,  mit  denen  mancher  erwachsene  Arbeiter  eine  Familie 
erhalten  muß.  Die  jungen  Arbeiter  sind  leicht  beweglich:  sind  sie  ohne 
Arbeit,  so  nehmen  sie  den  Wanderstab  .  .  .  Dazu  kommt  noch  ein 
Moment,  das  in  entfernter  Ähnlichkeit  uns  auch  bei  den  Arbeiterinnen 
entgegengetreten  ist,  das  Gefühl,  daß  man  sich  in  einem  Übergangs- 
stadium befindet,  daß  man  nicht  dauernd  im  Beruf  verbleiben  muß, 
daß  sich  vielleicht  das  Schicksal  noch  wenden  könnte,  ...  sie  meinen, 
daß  die  Erfüllung  ihrer  Militärpflicht  durch  ihr  Leben  .  .  .  einen  so 
tiefen  Einschnitt  machen  könnte,  daß  es  sich  nicht  lohne,  sich  und  den 
Berufsgenossen  irgendwelche  Opfer  zu  bringen."  Braun  sieht  allerdings 
in  einem  gewissen  Widerspruch  hierzu  neuerdings  das  allseitige  Be- 
streben, die  Jugend  zu  organisieren,  woran  auch  die  Gewerkschaften 
beteiligt  sind. 

Während  bei  Troeltsch-Hirschfeld  abgesehen  von  der  Minderjährig- 
keit ein  Einfluß  des  Alters  auf  die  Organisierbarkeit  nicht  hervor- 
gehoben und  nur  bemerkt  wird,  daß  die  Arbeiterschaft  überhaupt 
früh  altere  und  absterbe,  so  daß  die  Gewerkschaften  schon  aus  diesem 


als  bei  den  Gewerkschaften  der  beiden  anderen  Richtungen,  zieht  aber  nur  die 
beiden  ersten  von  Troeltsch  geltend  gemachten  Gründe  zur  Erklärunu  heran. 
Rademaker  a.  a.  O.  zieht  aus  den  örtlichen  Kölner  Erfahrungen  ähnliche 
Schlüsse  wie  Troeltsch. 
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Grunde  nicht  in  annähernd  gleichem  Maße  wie  die  Vereine  anderer 
Gesellschaftsschichten  auf  lange  Dauer  der  Mitgliedschaft  rechnen 
könnten,  bemerkt  Braun,  daß  die  Arbeiterschaft  der  verschiedenen 
Altersgruppen  in  verschiedenem  Maße  der  Organisation  zugänglich 
ist.  Wie  schon  erwähnt,  zieht  er  die  erste  Grenze  bei  der  Militärzeit. 
Er  unterscheidet  die  vor  dieser  stehenden  Arbeiter  als  die  (für  die 
Organisation)  ,,zu  jungen"  und  diejenigen,  die  das  40.  Lebensjahr 
überschritten  haben  und  sich  ihm  nähern,  als  die  ,,zu  alten",  dann 
die  zwischen  diesen  beiden  Gruppen  liegenden  Altersklassen  als  die 
1  eichtest  organisierbaren,  unter  denen  aber  auch  noch  Unterscheidun- 
gen zu  machen  seien.  In  Deutschland  und  Österreich  seien,  wenigstens 
in  den  Gebieten  intensiver  Gewerkschaftsaktion  die  Arbeiter  der  Alters- 
klassen zwischen  25  und  37  Jahren  zum  großen  Teile  organisiert. 
Durch  Agitation  könne  man  nur  verhältnismäßig  wenige  ältere  Arbeiter 
gewinnen,  und  die  älteren  Arbeiter  seien  in  der  Regel  nicht  dauernd 
zu  fesseln.  Der  Arbeiter,  der  das  40.  Lebensjahr  überschritten  habe, 
sei  in  seiner  Leistungsfähigkeit  gemindert  oder  sehe  doch  diese  Minde- 
rung vor  sich.  Sein  Selbstgefühl  verringere  sich,  seine  Widerstands- 
kraft gegen  den  Unternehmer  werde  geschwächt,  seine  Sorge  um 
die  Familie  und  um  die  dauernde  Beschäftigung  steigere  sich,  sein 
Egoismus  und  seine  Resignation  wachse,  sein  Altruismus  und  sein 
Solidaritätsgefühl  nähme  ab.  Die  bösen  Erfahrungen  seines  Lebens 
—  vielleicht  auch  innerhalb  der  Arbeiterbewegung  —  hätten  sich  ge- 
häuft. So  ergäben  sich  die  besten  Aussichten  für  die  gewerkschaftliche 
Agitation  bei  den  Arbeitern  im  Alter  von  etwa  25  bis  35  Jahren.  Von 
diesen  Arbeitern  könne  man  auch  die  besten  Leistungen  für  die  Gewerk- 
schaft,   die  größte  Lust  an  der  gewerkschaftlichen  Aktion  erwarten. 

Diese  Ausführungen  von  Braun  sind  gewiß  nicht  lediglich  Deduk- 
tionen aus  allgemeinen  psychologischen  Erfahrungssätzen,  sondern  er 
hat  sie  sicherlich  auch  aus  Erfahrungen  der  gewerkschaftlichen  Praxis 
gewonnen.  Dennoch  scheint  es  der  Mühe  wert,  sie  an  der  Hand  tat- 
sächlicher, statistischer  Feststellungen  nachzuprüfen. 

Gibt  es  aber  eine  Statistik,  die  über  Alter  und  Familienstand  der 
organisierten  Arbeiter  Auskunft  zu  geben  vermöchte  ?  Eine  allgemeine 
Statistik  dieser  Art  ist  begreiflicherweise  nicht  vorhanden,  denn  noch 
ist  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Berufsverein  kein  so  selbstverständliches 
Erfordernis  für  den  Berufsmenschen,  daß  danach  etwa  wie  nach  der 
Religionsgemeinschaft  bei  der  Volkszählung  gefragt  werden  könnte. 
Es  gibt  aber  bereits  eine  Reihe  von  Erhebungen  der  deutschen  Gewerk- 
schaften selbst,  die  wenigstens  für  Teile  der  organisierten  Arbeiterschaft 
die  gewünschten  Aufschlüsse  geben.  Die  gewerkschaftlichen  Erhebun- 
gen haben  in  der  volkswirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Literatur 
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bisher  kaum  die  Beachtung  gefunden,  die  sie  nach  ihrer  großen  Zahl, 
ihrem  Umfange,  nach  der  außerordenthchen  auf  sie  verwendeten  Mühe 
und  Arbeit,  vor  allem  aber  nach  ihren  Gegenständen  beanspruchen 
dürften.  Am  meisten  werden  noch  die  Erhebungen  über  Lohn  und 
Arbeitszeit  benutzt  ^.  Die  gewerkschaftliche  Statistik  erstreckt  sich 
aber  nicht  nur  auf  die  Arbeitsbedingungen,  sondern  es  werden  auch 
noch  manche  andere  Dinge,  wie  die  Lehrlingsverhältnisse,  die  Woh- 
nungsverhältnisse, die  persönlichen  und  Familienverhältnisse  der  Be- 
fragten erkundet. 

Im  allgemeinen  werden  die  letzteren  Punkte  nicht,  wie  häufig  noch 
Lohn  und  Arbeitszeit,  auf  Werkstattfragebogen,  die  von  Vertrauens- 
leuten für  eine  ganze  Werkstatt  ausgefüllt  werden,  sondern  auf  Personal- 
karten erfragt,  und  man  wird  die  Beantwortung  der  Fragen  nach  Alter 
\md  Familienstand  im  ganzen  als  durchaus  zuverlässig  betrachten 
können.  Man  kann  unter  den  in  Betracht  kommenden  Erhebungen 
drei  Arten  unterscheiden:  i.  solche,  die  sich  auf  die  Gesamtheit  der 
Verbandsmitglieder,  2.  solche,  die  sich  auf  einen  Teil  der  Mitglieder, 
3.  solche,  die  sich  sowohl  auf  Verbandsmitglieder  wie  auf  andere  und 
Nichtorganisierte  erstrecken.  Es  braucht  kaum  gesagt  zu  werden, 
daß,  wenn  man  typische  Eigenschaften  der  organisierten  Arbeiter 
erforschen  will,  die  Erhebungen  zu  i  am  brauchbarsten  sind.  Bei 
denen  zu  2  wäre  es  denkbar,  daß  der  unter  die  Erhebung  fallende  Teil 
der  Mitgliedschaft  hinsichtlich  der  zu  erforschenden  Eigenschaften 
von  der  Gesamtmitgliedschaft  abweicht.  Diese  Möglichkeit  ist  um  so 
größer,  als  es  sich  nicht  um  einen  nach  zufälligen  Umständen  ausge- 
suchten Teil  der  Mitgliedschaft  handelt,  sondern  um  eine  Auslese 
der  besonders  eifrigen  Mitglieder,  nämlich  derjenigen,  die  es  für  der 
Mühe  wert  halten,  die  übersandten  Fragebogen  auszufüllen,  und  die 
dies  auch  mit  Verständnis  getan  haben.  Die  Gefahr,  daß  hierdurch 
eine  einseitige  Beeinflussung  der  Erhebungsergebnisse  herbeigeführt 
werden  könnte,  ist  aber  um  so  geringer,  je  größer  der  Anteil  der  ant- 
wortenden Mitglieder  an  der  Gesamtheit  ist.  Am  wenigsten  brauchbar 
für  den  vorliegenden  Zweck  sind  natürlich  die  Erhebungen  zu  3,  inso- 
weit sie  auch  Nichtorganisierte  umfassen.  Ob  man  sie  trotzdem  heran- 
ziehen kann,  hängt  ganz  von  der  Größe  des  Anteils  der  Nichtorgani- 
sierten ab.  Im  allgemeinen  ist  er  bei  den  gewerkschaftlichen  Erhebun- 
gen nicht  sehr  bedeutend,  so  daß  die  Erhebungsergebnisse  noch  im 
wesentlichen  als  t5rpisch  für  organisierte  Arbeiter  angesehen  werden 
können. 

'  Über  die  gewerkschaftliche  Lohnstatistik  vgl.  Feig,  Statistik  des  Arbeits- 
lohns und  der  Lebenshaltung  bei  Zahn  u.  A.  Die  Statistik  in  Deutschland 
nach  ihrem  heutigen  Stand,  München  und  Leipzig  1911,  S.  807  ff. 
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Leider  sind  die  Angaben  der  gewerkschaftlichen  Veröffentlichungen 
über  den  Familienstand  meist  wenig  brauchbar.  Meist  wird 
nur  zwischen  „Verheirateten"  und  „Ledigen"  unterschieden,  es  bleibt 
also  zweifelhaft,  wohin  die  Verwitweten  und  Geschiedenen  gerechnet 
sind.  Häufig  werden  diese,  wenn  sie  einen  Hausstand  und  Kinder 
haben,  bei  den  Verheirateten,  andernfalls  bei  den  Ledigen  gezählt  sein. 
Manchmal  wird  auch  lediglich  die  Zahl  der  „Verheirateten"  angegeben, 
ohne  daß  klargestellt  wird,  ob  der  ganze  Rest  sich  als  ,, ledig"  be- 
zeichnet hat,  oder  ob  und  wieviele  der  Befragten  überhaupt  keine 
Angabe  über  den  Familienstand  gemacht  haben.  Mit  solchem  Material 
ist  natürlich  nichts  anzufangen. 

Soweit  Angaben  über  die  Kinderzahl  vorliegen,  sind  sie  zwar  wieder- 
gegeben, doch  sind  leider  Vergleiche  mit  der  Berufszählung  hierbei 
nicht  möglich  ^. 

I.   Gärtner. 

a)  Allgemeiner  Deutscher  Gärtner- Verein. 

Quelle:  Zur  Lage  der  arbeitnehmenden  Gärtner  in  Deutschland.    Berlin  1905. 

Zeit  der  Erhebung:  Juli/September  1904. 

Gebiet:  Deutsches  Reich  (43  Orte,  zumeist  Großstädte). 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1904 3500 

darunter  weibliche       — 

«        «     versandten  Fragebogen rd.    8000 

«        «     eingegangenen  verwertbaren  Fragebogen 2406 

Davon  mit  Altersangaben 2341 

(i\ngaben  über  Familienstand  und  Organisationszugehörigkeit  fehlen.) 
Zum  Vergleich   herangezogene  Berufsart:   A  2  c  (Arbeiter  in  der  Kunst-  und 
Handelsgärtnerei)  männliche 89  450  Personen. 


Altersgliederung 

V.  H.  der 

v.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  18 

20,7 

13,0 

18  u.  darunter 

18  bis  unter  20 

9,7 

24,2 

19  und  20 

20     „        „       25 

14,5 

38,1 

21    bis   25 

25     „        „       30 

12,7 

13,7 

26      „     30 

30     „       „       40 

16,4 

8,1 

31      „     40 

40     „        „       50 

11,2 

1,8 

41      „     50 

50     „       „       60 

8,2 

0,7 

51      „     60 

60  und  darüber 

6,6 

0,4 

über  60 

100,0 

100,0 

^  Die  gewerkschaftlichen  Erhebungen  enthalten  noch  manche  schätzens- 
werte Angaben,  die  hier  nicht  berücksichtigt  werden  konnten,  so  die  bezirks- 
weise Trennung  der  Angaben,  besonders  aber  die  Kombination  von  Lebensalter 
und  Lohn,  die  sich  bei  den  Buchbindern  (1900),  Brauereiarbeitern  (1902,  Württem- 
berg) und  Fabrikarbeitern  (1907)  findet. 
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Um  die  Zusammensetzung  der  organisierten  Arbeiter  nach  Alter 
und  Familienstand  richtig  beurteilen  zu  können,  bedarf  es  nun  aber 
des  Vergleichs  mit  der  betreffenden  Zusammensetzung  der  Gesamt- 
arbeiterschaft, und  zwar  je  nach  dem  Berufsverein,  um  den  es  sich 
handelt,  der  des  entsprechenden  Berufs.  Die  Vergleichszahlen  werden 
also  in  den  Berufszählungen,  und  da  es  sich  fast  nur  um  neuere  Er- 
hebungen handelt,  in  der  von  1907  zu  finden  sein.  Hier  bestehen  aber 
einige  Schwierigkeiten.  Einmal  sind  die  Berufsabgrenzungen  der 
Gewerkschaften  vielfach  andere  als  die  der  Berufszählung,  namentlich 
weil  die  Gewerkschaften  sich  aus  eigentlichen  Berufsvereinen  immer 
mehr  zu  Industrieverbänden  entwickelt  haben.  Sodann  gibt  das  Quellen- 
werk der  Berufszählung  die  Altersgliederung  der  Arbeiter  zwar  nach 
Berufsgruppen,  aber  nicht  nach  sämtlichen,  sondern  nur  nach  wichti- 
geren einzelnen  Berufen.  Es  war  infolgedessen  schwierig  und  zum  Teil 
überhaupt  nicht  möglich,  für  jede  Gewerkschaft  die  entsprechenden 
Berufe  aus  der  Berufszählung  zusammenzustellen.  Das  Nötige  hierüber 
wird  bei  den  einzelnen  Gewerkschaften  angegeben.  Eine  letzte  Schwierig- 
keit besteht  darin,  daß  die  Bearbeiter  der  gewerkschaftlichen  Er- 
hebungen bei  der  Altersgliederung  sich  leider  sehr  häufig  nicht  an  das 
Vorbild  der  amtlichen  Statistik  gehalten,  sondern  ohne  Not  einmal 
diese,  einmal  jene  Altersgruppen  gebildet  haben.  Oft  sind  sogar  die 
Erhebungen  des  gleichen  Verbandes  wegen  verschiedener  Gruppen- 
bildung nicht  untereinander  vergleichbar.  Hier  kann  man  sich  nur  so 
helfen,  daß  man,  soweit  dies  die  Gruppenbildung  des  Berufszählungs- 
werks erlaubt,  tunlichst  annähernd  einander  entsprechende  Alters- 
gruppen gegenüberstellt  ^. 

Alles,  was  sonst  über  die  nicht  gleichwertigen  gewerkschaftlichen 
Erhebungen  zu  sagen  ist,  wird  bei  Behandlung  der  einzelnen  Berufe 
gesagt  werden,  auf  die  im  Anschluß  an  die  Reihenfolge  der  Berufs- 
zählung eingegangen  wird,  soweit  brauchbare  gewerkschaftliche  Er- 
hebungen vorgefunden  wurden.  Als  Quelle  ist  stets  nur  die  Erhebung 
angegeben,  während  das  lediglich  mit  ,,1907"  bezeichnete  Berufs- 
zählungsmaterial dem  Band  203  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches 
entnommen  ist.  Die  Verhältnisziffern  mußten  erst  berechnet  werden, 
was  im  allgemeinen  auch  für  das  Erhebungsmaterial  gilt. 


'  Häufig  ist  übrigens  bei  den  gewerkschaftlichen  Erhebungen  Unklarheit 
der  Ausdrucksweise  zu  beobachten.  So  findet  man  oft  die  Gruppen  »unter  20, 
20—30,  30—40,  40—50,  50-60,  über  60".  Zu  welcher  der  beiden  Gruppen,  in 
denen  die  Ziffer  vorkommt,  gehören  hier  die  20-,  30-,  40-,  50-  und  60  jährigen 
Personen?  Würde  die  letzte  Gruppe  heißen  »60  und  darüber«,  so  würde  man 
die  Zehner  stets  zur  zweiten  Gruppe,  hieße  die  erste  Gruppe  »bis  20«,  die  letzte 
»über  60  s  so  würde  man  die  Zehner  stets  zur  ersten  Gruppe  rechnen. 
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b)  Allgemeiner  Deutscher  Gärtner-Verein. 

Quelle:  Zur  Lage  der  Gärtnerei-Arbeitnehmer  in  Deutschland.  Berlin  1912. 

Zeit  der  Erhebung:  Sommer  1910. 

Gebiet:  Deutsches  Reich  (in  der  Hauptsache  55  Orte). 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1910 5525 

darunter  weibliche  26 

An  der  Erhebung  haben  sich  beteiligt 3762  Personen, 

Davon : 

mit  Altersangaben 3634          " 

mit  Angabe  des  Familienstandes 3762          « 

organisiert 2988          « 

darunter  in  anderen  Verbänden 58          « 

Zum  ^'^ergleich  herangezogene  Berufsart:   A  2  c  (Arbeiter  in  der  Kunst-  und 

Handelsgärtnerei)  männliche 89  450  Personen. 


Alters- 

V. H.  der 

V.  H.  der 

Alters- 

V. H.  der 

gliederung 

Arbeiter 

Arbeiter  der 

gliederung  der 

Arbeiter  der 

1907 

1907 

Erhebung  1910 

Erhebrung  1910 

Erhebung  1904 

bis  unter  20 

30,4 

30,7 

bis  20 

37,2 

20  bis  unter  25 

14,5 

34,6 

„     25 

38,1 

25     ,,        „       30 

12,7 

16,5 

„    30 

13,7 

30     „       ,,       40 

16,4 

11,5 

„    40 

8,1 

40     „        „       50 

11,2 

4,6 

.,    50 

1,8 

50     „        „       60 

8,2 

1,6 

„    60 

0,7 

60  und  darüber 

6,6 

0,5 

über  60 

0,4 

100,0 

100,0 

100,0 

Familienstand 

Verheiratet 

Verwitwet  und  geschieden 


V.  H. 

1907 

38,7 

2,6 


V.  H. 
Erh. 
24,1 


Der  Allgemeine  Deutsche  Gärtnerverein  ist  eine 
freie  Gewerkschaft,  die,  wie  der  Vergleich  der  Mitgliederzahl  mit  der 
Arbeiterzahl  nach  der  Berufszählung  ergibt,  nur  einen  recht  kleinen 
Teil  der  Gärtnereiarbeiter  umfaßt.  Die  Erhebung  von  1904  hat,  nach 
der  Zahl  der  ausgeteilten  Fragebogen  zu  schließen,  weit  über  den  Kreis 
der  Verbandsmitglieder  hinausgegriffen.  Die  Zahl  der  eingegangenen 
Fragebogen  betrug  aber  etwas  weniger  als  fünf  Siebentel  der  Zahl 
der  Verbandsmitglieder,  und  man  kann  annehmen,  daß  an  der  Aus- 
füllung gerade  in  diesem  schwer  organisierbaren  Beruf  ganz  über- 
wiegend die  bereits  in  der  Organisation  Geschulten  beteiligt  gewesen 
sein  werden. 

Die  Altersgliederung  der  von  der  Erhebung  erfaßten  Personen  weicht 
ganz  erheblich  von  der  der  Gesamtheit  ab.  Sieht  man  von  der  Ver- 
schiedenheit der  Gruppenbildung  ab,  die  für  die  mittleren  Alters- 
klassen wenig  zu  sagen  hat,  so  findet  man  für  die  Gruppe  30  —  unter  40 
{31 — 40)  —  bereits  ein  starkes  Zurückbleiben  des  Anteils  der  Organi- 
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sierten  —  die  von  der  Erhebung  erfaßten  Personen  seien  kurzweg 
als  „Organisierte"  bezeichnet  — ,  unter  denen  die  höheren  Alters- 
klassen (über  40)  nur  noch  ganz  geringfügig  vertreten  sind.  Auch 
die  Jugendlichen  sind  in  der  Organisation  nicht  ihrem  Anteil  an  der 
Gesamtheit  entsprechend,  aber  doch  nicht  unbedeutend  vertreten. 
Vor  allem  gilt  dies  von  den  19-  und  20jährigen  Arbeitern,  denen  man 
allerdings  nur  die  Gruppe  der  18-  und  19jährigen  der  Berufszählung 
gegenüberstellen  kann.  Weit  überdurchschnittlich  ist  bei  den  Orga- 
nisierten sodann  die  Gruppe  21  bis  25  (20  bis  unter  25  der  Berufs- 
zählung) besetzt,  der  allein  38,1  v.  H.  der  Organisierten  angehören, 
während  der  Anteil  der  26-  bis  30jährigen  etwa  dem  der  ähnlichen 
Altersgruppe  bei  der  Gesamtheit  entspricht.  Der  Kemtrupp  der  orga- 
nisierten Gärtner  ist  also  verhältnismäßig  jugendlich. 

Das  zeigt  sich  auch  bei  der  Erhebung  von  1910.  Sie  umfaßte  3762  Per- 
sonen, darunter  2988,  also  etwa  80  v.  H.  Organisierte.  Die  Alters- 
gruppenbildung war  nicht  ganz  die  gleiche  wie  1904,  indem  die  Gruppe 
der  18-  und  19jährigen  Personen  nicht  besonders  ausgeschieden  ist. 
Aber  auch  abgesehen  von  der  hierdiirch  bewirkten  Annäherung  an  die 
Verhältnisziffem  der  Berufszählung  hat  offenbar  eine  wirkliche  Alters- 
verschiebung bei  den  Organisierten  nach  oben  und  damit  auch  eine 
größere  Annäherung  an  die  Altersgliederung  bei  der  Berufszählimg 
stattgefunden.  Der  Anteil  der  Gruppen  bis  zu  25  Jahren  ist  zurück- 
getreten zugunsten  der  höheren  Altersgruppen.  Es  ist  dies  vermutlich 
so  zu  erklären,  daß  die  Organisierten  inzwischen  bei  den  Gärtnern 
festeren  Fuß  gefaßt  und  aus  den  zuerst  zahlreich  beigetretenen  Jugend- 
lichen sich  ein  Stamm  älterer  Mitglieder  herausentwickelt  hat.  Gegen- 
über der  Allgemeinheit  bleiben  aber  die  Anteile  der  höheren  Alters- 
klassen immer  noch  erheblich  zurück. 

Die  Angaben  über  den  Familienstand  können  nicht  verwertet  werden. 


II.   Glasarbeiter. 

Zentralverband  der  Glasarbeiter  und  Arbeiterinnen  Deutschlands. 

Quelle:  Die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  in  der  Glasindustrie.    Berlin  1912. 
Zeit  der  Erhebung:  1910  (I.  V.  J.  hauptsächlich). 
Gebiet:  Deutsches  Reich. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1909 14  63.') 

darunter  weibliche         480 
Gesamtzahl  der  Personen,  für  die  Einzelangaben  vorliegen       7  842 

Davon: 

mit  Altersangaben 7  815 

organisiert 7  653 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsart:  B  19  c  (Arbeiter  in  Glashütten,  Glas- 
veredlung, Spiegelglasfabrikation  usw.)  männliche    .    .    .  63  13!^  Beruf  sang. 
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Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  20 

28,5 

17,3 

bis  20 

20  bis  unter  25 

14,7 

20,7 

über  20  bis  25 

25     .,        ,       30 

13,7 

21,0 

„      25    „     30 

30     „        „       40 

22,0 

26,0 

.      30    „     40 

40     .,,        „       50 

12,6 

11,2 

„      40    „     50 

50     ,        „       60 

6,3 

3,4 

„      50    „     60 

60  und  darüber 

2,2 

0,4 

„      60 

100,0 

100,0 

Der  Zentralverband  der  Glasarbeiter,  eine  freie 
Gewerkschaft,  umfaßte  Ende  1909  über  20  v.  H.  der  Glasarbeiter. 
Die  Erhebung  von  191 0  erstreckte  sich  auf  7842  Personen,  darunter 
7653,  also  die  übergroße  Mehrzahl,  Organisierte.  Die  Altersgruppen- 
büdung  weicht  wieder  ein  wenig  von  der  der  Berufszählung  ab.  Bei 
der  Erhebung  sind  unterdurchschnittlich  vertreten  die  Jugendlichen, 
stark  überdurchschnittlich  die  Gruppen  der  20-  bis  40jährigen,  nur 
wenig  unter  dem  Durchschnitt  die  der  40-  bis  50jährigen,  stark  darunter 
die  der  älteren  Arbeiter. 

III.   Porzellanarbeiter. 

Verband  der  Porzellan-  und  verwandten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen. 

Quellen :  a)  Statistik  über  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  deutschen  Porzellan- 
arbeiter für  die  Zeit  vom  1.7. 1894  bis  30. 6. 1895.  Charlottenburg  1896. 
b)  Lohnstatistik  für  das  Jahr  1906.    Charlottenburg. 
Zeit  der  Erhebungen:  1894/95  und  1906. 
Gebiet:  Deutsches  Reich. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1894 5  678 

"      .  «  «  «  "      1905 11  149 

Zahl  der  Personen  mit  Altersangabe  1894/95 5  164 

"      «  «  «  «  1906.   .  ;   ., 10  487 

(sämtlich  Verbandsmitglieder). 


V.  H.  der  Arbeiter  der 

Altersgliederung 
der  Erhebungen 

Erhebungen 

1894/95 

1906 

bis  unter  18 

2,8 

6,4 

18  bis  unter  20 

10,3 

8,8 

20     „        „       25 

22,0 

19,4 

25     „       „       30 

31,2 

19,7 

30     „       ,,       40 

21,7 

31,3 

40     „       „       50 

8,8 

11,3 

50     „       „       60 

2,6 

2,7 

60     „       „       70 

0,6 

0,4 

über  70 

— 

0,0 

100,0 

100,0 

Zu  den  Erhebungen  des  freigewerkschaftlichen  Porzellan- 
arbeiterverbandes läßt  sich  Vergleichsmaterial  aus  der  Be- 
ruf szählung  nicht  beibringen.    Da  aber  die  beiden  Erhebungen  die 
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Zusammensetzung  der  Mitgliedschaft  in  den  Jahren  1894/95  und  1906 
betreffen,  lassen  sie  die  Wandlungen  in  der  Altersgliederung  während 
dieses  Zeitraumes  erkennen. 

Der  Prozentsatz  der  ganz  Jugendlichen  (bis  unter  18)  ist  erheblich 
gestiegen,  der  der  Klassen  18 — 20  und  20 — 25  gesunken.  Ganz  erheb- 
lich zurückgegangen  ist  der  der  Klasse  25 — 30  (von  31,2  auf  19,7  v.  H,), 
ganz  erheblich  gestiegen  der  der  Klasse  30 — 40.  Auch  die  Klasse 
40 — 50  hat  ihren  Anteil  erhöht,  während  die  schwache  Besetzung  der 
höheren  Klassen  ziemlich  unverändert  geblieben  ist.  Abgesehen  von 
der  stärkeren  Heranziehung  ganz  Jugendlicher  ist  also  eine  Ver- 
schiebung des  Schwergewichts  von  den  25 — 30jährigen  auf  die  30-  bis 
40jährigen  eingetreten. 


IV.   Metallarbeiter. 

a)   Deutscher  Metallarbeiter-Verband. 

Quellen:  Der  deutsche  Metallarbeiterverband  im  Jahre  1908,  Jahr-  und  Hand- 
buch für  Verbandsmitglieder,  Stuttgart  1909;  desgl.  1910,  Stuttgart  1911; 
desgl.  1912,  Stuttgart  1913. 
Zeit  der  Erhebung:  1907,  1908,  1909,  1910,  1911,  1912. 
Gebiet:  Deutsches  Reich. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1907 362  204 

"       1908 362  073 

«       1909 373  349 

«      1910 464  016 

«       1911 515  145 

«       1912 561547 

In  obigen  Quellen  ist  eine  Aufteilung  der  gesamten  Mitgliedschaft  nach 
dem  Alter  vorgenommen. 
Zum   Vergleich    herangezogen:    Berufsgruppe  V  c   2    (gelernte   Arbeiter   der 

Äletallverarbeitung)  mit 768  760  Berufsang. 

Berufsgruppe  V  c  3  (ungelernte  Arbeiter  der  Metall- 
verarbeitung) mit 220  686  « 

Berufsgruppe  VI  c  2  (gelernte  Arbeiter  der  Industrie 

der  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate)  mit    .    433  164  « 

Berufsgruppe  VI  c  3  (ungelernte  Arbeiter  der  Indust. 

der  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate)  mit    .    265  062 
Berufsart  B  2  c  (Arbeiter  im  Hüttenbetrieb)  mit.   .   .    221  679 

1909  351  Berufsang. 


Alters- 
gliederung 
1907 

V.  H.  der 
Arbeiter 

1907 

V.  H.  der  Arbeiter  der  Erhebungen  von 

Alters- 
gliederung d. 
Erhebungen 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

bis  unter  18 
18  bis  unter  20 
20    „       „25 
25    „       „30 
30    „       „      40 
40    „       „      50 
50    „       „60 
60    „       „70 
70  und  darüber 

18,5 

8,8 

16,7 

15,5 

21,3 

11,6 

5,5 

1,8 

0,3 

3,4 

10,0 

25,4 

21,7 

26,4 

9,6 

3,0 

0,5 

0,0 

3,1 

8,8 

24,1 

22,2 

27,8 

10,4 

3,1 

0,5 

0,0 

3,5 

9,2 

23,0 

22,2 

27,5 

10,5 

3,5 

0,6 

0,0 

4,9 

10,9 

22,3 

22,2 

26,0 

9,7 

3,3 

0,6 

0,1 

5,3 

10,8 

21,4 

22,0 

26,2 

10,1 

3,5 

0,6 

0,1 

4,2 

11,8 

20,1 

21,9 

26,6 

11,0 

3,7 

0,7 

0,0 

unter  18 
18  bis  20 
20     „    25 
25     „    30 
30     „    40 
40     „    50 
50     „    60 
60     „    70 
über  70 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

j5o  Johannes  Feig. 

b)   Deutscher  Metallarbeiter-Verband,  Verwaltungsstelle  Leipzig. 

Quelle :  Ergebnis  der  statistischen  Erhebungen  über  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse 
in  der  Metallindustrie  in  Leipzig.  Aufgenommen  vom  deutschen  Metall- 
arbeiterverband, Verwaltungsstelle  Leipzig,  im  Februar  1907. 

Zeit  der  Erhebung:  Februar  1907. 

Gebiet :  Leipzig  und  Umgegend  (Leipzig,  Schkeuditz,  Möckern,  Wahren,  Schöne- 
feld, Paunsdorf,  Stötteritz  Mockau,  Bößdorf,  Großzschocher,  Böhlitz-Ehren- 
berg,  Leutzsch,  Lausen  und  Borna). 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1906 335  075 

Zahl  der  Personen,  die  Einzelfragebogen  ausgefüllt  haben 8  527 

(sämtlich  organisiert  im  Metallarb.- Verb,  und  mit  Alters-  und  Familien- 
standsangabe). 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppen: 

V  c  2  (gelernte  Arbeiter  der  Metallverarbeitung) 768  760 

V  c  3  (ungelernte      «  «  «  ) 433  164 

VI  c  2  (gelernte  Arbeiter  der  Ind.  der  Maschinen,  Instrumente 

und  Apparate) 220  686 

VI  c  3  (ungelernte  Arbeiter  der  Ind.  der  Maschinen,  Instrumente 

und  Apparate) ■   .    .    265  062 

1687  672 


Altersgliederung 

1907 

V.  H.  der 
Arbeiter  1907 

V.  H.  der  Arbeiter 
der  Erhebung 

Altersgliederung 
der  Erhebung 

bis  unter  20 
20  bis  unter  25 
25     ..        .,       30 
30     „       ;,       40 
40     „       ,       50 
50     ,,        ,.       60 
60  und  darüber 

28,5 
17,0 
15,4 
20,7 
11,0 
5,3 
2,1 

10,5 

33,4 

23,8 

22,8 

7,3 

2,0 

0,2 

bis  19 
von  20     „    25 
„     26     „    30 
„     31     „    40 
„     41     „    50 
„     51     „    60 
über  60 

100,0 

100,0 

Familienstand : 
ledig . 


53,0 

verheiratet 45,3 

verwitwet,  geschieden •        1,7 


100,0 


Von  den  4424  Verheirateten  hatten  3820 
also  auf  100  Verheiratete  .   .   .   . 


,  H.  Erh. 
48,1 
51,9 

100,0 

9583  Kinder, 
217 


c)   Deutscher  Metallarbeiter-Verband,  Verwaltungsstelle  Stuttgart. 

Quelle:   Die   Arbeitsverhältnisse   der  Hilfsarbeiter   in   der  Metallindustrie 

Stuttgarts  und  Umgegend.    Stuttgart  1913. 
Zeit  der  Erhebung:  September  1912. 

Gebiet :  Groß-Stuttgart  (Stuttgart,  Cannstatt,  Feuerbach,  Kornwestheim,  Ludwigs- 
burg, Münster,  Schorndorf,  Untertürkheim). 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1912 561547 

Zahl  der  erfaßten  Personen  (ungelernten  Arbeiter) 3934 

Davon : 

mit  Altersangabe 3911 

mit  Angabe  über  den  Familienstand 3918 

organisiert  im  Metallarbeiterverband 3308 
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Zum  \'ergleich  herangezogene  Berufsgruppen: 

V  c  3   (ungelernte    Arbeiter   der  Metallbearbeitung) 

männliche «...     176  181  Berufsang. 

VI  c  3  (ungelernte  Arbeiter  der  Ind.  der  Maschinen, 
Instrumente  und  Apparate)  männliche  ....   .    .    237051 « 

413  232  Berufsang. 


Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  18 

10,0 

7,6 

bis  18 

18  bis  unter  20 

6,8 

8,3 

19  und  20 

20     .,        „       25 

13,5 

23,0 

21    bis  25 

25     „        „       30 

16,2 

25,2 

26     „     30 

30     „        „       40 

25,9 

26,0 

31      .,     40 

40     „        „       50 

16,4 

8,0 

41      .,     50 

50     .,        „       60 

8,0 

1,7 

51      .,     60 

60  und  darüber 

3,2 

0,2 

über  60 

100,0 

100,0 

Familienstand:  v.  H.  1907        v.  H.  Erh. 

ledig ■    37,1  47,5 

verheiratet 61,0  52,5 

verwitwet,  geschieden 1,9 

Bei  2055  Verheirateten  wurden  ermittelt  4108  Kinder,  also  auf  100  Ver- 
heiratete kommen  200  Kinder. 

Der  Deutsche  Metallarbeiterverband  ist  die  größte 
der  freien  und  überhaupt  aller  Gewerkschaften.  Er  hat  (Übersicht  a) 
seit  1907  für  Ende  jeden  Jahres  die  Altersgliederung  seines  gesamten 
Mitgliederbestandes  ermittelt  (1907:  362000,  1912:  562000).  Die 
Grenzen  der  Altersgruppen  mit  Ausnahme  der  untersten  weichen  um 
ein  Jahr  von  denen  der  Berufszählung  ab. 

Es  zeigt  sich  für  die  unter  18jährigen  Personen  der  Regel  entsprechend 
eine  sehr  viel  geringere  Ziffer  bei  den  Organisierten  als  bei  der  Gesamt- 
heit der  Beruf  sangehörigen.  Dagegen  ist  die  Gruppe  der  18-  bis  20jährigen 
im  Verbände  bereits  etwa  ihrem  Anteil  an  der  Gesamtheit  entsprechend 
vertreten.  Überdurchschnittlich  sind  in  der  Organisation  vertreten 
die  Altersgruppen  von  20  bis  40  Jahren,  ein  wenig  unter  dem  Durch- 
schnitt sodann  die  von  40  bis  50  Jahren,  noch  etwas  mehr  darunter 
die  höheren  Altersgruppen. 

Bei  einem  Vergleich  der  Altersgliederung  des  Verbandes  in  den 
sechs  Erhebungsjahren,  deren  erstes  und  letztes  eine  Mitgliederzunahme 
von  200  000  als  Reinergebnis  eines  außerordentlich  starken  Zu-  und 
Abganges  umschließen,  zeigen  sich  nicht  unerhebliche  Verschieden- 
heiten. Der  Anteil  der  beiden  untersten  Altersklassen  hat  zugenommen, 
der  der  folgenden  (20 — 25)  ist  nicht  unbedeutend  zurückgegangen,  der 
der  Altersklassen  25 — 30  und  30 — 40  etwa  auf  gleicher  Höhe  geblieben, 
der  der  Klassen  40 — 50  und  50 — 60  ein  klein  weni^  gestiegen.    Die 
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starke  Entwicklung  des  Verbandes  ist  also  mit  einer  gleichmäßigeren 
Ausbreitung  über  die  verschiedenen  Altersklassen  Hand  in  Hand 
gegangen. 

Eine  Erhebung  der  Verwaltungsstelle  Leipzig  von  1907  (Übersicht  b) 
zeigt  wieder  eine  etwas  abweichende  Altersgliederung.  Sie  ergibt  eine 
stark  unterdurchschnittliche  Vertretung  der  Jugendlichen  und  der 
mehr  als  40jährigen  in  der  Organisation.  Die  Zahl  der  über  50  Jahre 
alten  Arbeiter  ist  auch  für  die  Gesamtheit  der  von  der  Erhebung  durch 
Werkstattfragebogen  erfaßten  Betriebe  ermittelt  worden,  Sie  betrug 
4,75  V.  H.,  also  erheblich  weniger  als  die  Berufszählungsziffer  für  das 
Reich  (7,4),  aber  noch  mehr  als  doppelt  so  viel  als  die  Ziffer  bei  den 
Organisierten  (2,2).  Die  Ermittlungen  über  den  Familienstand  zeigen 
das  auf  den  ersten  Blick  auffällige  Ergebnis,  daß  sich  unter  den  Orga- 
nisierten verhältnismäßig  weniger  ledige  und  mehr  verheiratete  Per- 
sonen befinden  als  unter  der  Gesamtheit.  Dies  erklärt  sich  offenbar 
aus  der  geringen  Vertretung  der  Jugendlichen  unter  den  Organisierten. 
Es  muß  dahingestellt  bleiben,  ob  daneben  noch  die  überwiegend  groß- 
städtische Zusammensetzung  der  in  der  Verwaltungsstelle  Organi- 
sierten eine  Rolle  spielt. 

Eine  Erhebung  der  Verwaltungsstelle  Stuttgart  von  19 12  erstreckt 
sich  nur  auf  die  Hilfsarbeiter.  Die  von  der  Erhebung  betroffenen 
Personen  waren  ganz  überwiegend  Verbandsmitglieder.  Aus  der  Berufs- 
zählung werden  hier  nur  die  ungelernten  Metallarbeiter  zum  Vergleich 
herangezogen,  die  nach  Alterszusammensetzung  und  Familienstand  ein 
von  der  Gesamtheit  recht  abweichendes  Bild  zeigen.  Die  Altersgruppen 
sind  hier  wieder  etwas  anders  gebildet  als  beim  Gesamtverband  und  in 
Leipzig  und  weichen  von  denen  des  Berufszählungswerkes  um  ein 
Jahr  ab.  Es  läßt  sich  daher  nicht  mit  Sicherheit  sagen,  ob  der  Anteil 
der  jüngsten  Altersklasse  (bis  18)  in  Stuttgart  größer  oder  kleiner  ist 
als  in  Leipzig,  jedenfalls  ist  er  größer  als  beim  Gesamtverband,  was 
besonders  bemerkenswert,  der  Anteil  der  bis  20jährigen  ist  nicht  viel 
geringer  als  bei  der  Gesamtheit  nach  der  Berufszählung.  Es  scheint 
also,  daß  die  ungelernten  Jugendlichen  in  der  Metall-  und  Maschinen- 
industrie besonders  gut  organisierbar  sind.  Vielleicht  läßt  auch  der 
Zeitpunkt  der  Erhebung  (1912)  darauf  schließen,  daß  die  Organisation 
der  Jugendlichen  dieser  Industrien  in  den  letzten  Jahren  Fortschritte 
gemacht  hat.  Die  beiden  folgenden  Altersklassen  (20 — 25  und  25 — 30) 
sind  bei  den  Organisierten  wieder  stärker  vertreten  als  bei  der  Gesamt- 
heit, die  der  30 — ^40 jährigen  nur  ungefähr  gleich  stark.  Die  Alters- 
klassen über  40  Jahre  sind  dagegen  bei  den  Organisierten  erheblich 
schwächer  besetzt  als  bei  der  Gesamtheit. 
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Die  Gliederung  nach  dem  Familienstand  zeigt,  daß  bei  den  Organi- 
sierten ein  erheblich  größerer  Teil  ledig  ist  als  bei  der  Gesamtheit. 
Hier,  wo  imter  den  Organisierten  verhältnismäßig  nicht  viel  weniger 
Jugendliche  sind  als  unter  der  Gesamtheit,  kann  einmal  die  vermutete, 
bisher  aber  noch  nicht  bewiesene  stärkere  Zurückhaltung  der  Ver- 
heirateten von  der  Organisation  in  Erscheinung  treten. 


V.   Kupferschmiede. 

Verband  der  Kupferschmiede  Deutschlands. 

Quelle:  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  im  deutschen  Kupferschmiedegewerbe. 

Berlin  1912. 
Zeit  der  Erhebung:  März  1912. 
Gebiet:  Deutsches  Reich  (313  Orte). 
Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1911 4976 

a)  Gelernte  Kupferschmiede. 

Zahl  der  erfaßten  Personen  mit  Einzelangaben  (1912) 4774 

Davon : 

organisiert  im  Verbände 4774 

mit  Altersangabe 4661 

mit  Angabe  des  Familienstandes 4774 

Zum  Vergleich   herangezogene   Berufsgruppe:   V  c  2   (gelernte  Arbeiter   der 
Metallbearbeitung)  männliche 750  880  Berufsang. 


Alters- 

V. H.  der 

V.  H.  der 

Arbeiter 

Alters- 

gliederung 

Arbeiter 

der  Erhebung 

gliederung  der 

1907 

1907 

19091 

1912 

Erhebungen 

bis  irnter  16 

12,5 

_ 

16     „       „       20 

21,3 

9,7 

12,5 

17  bis  20 

20     „       „25 

17,3 

18,4 

17,7 

21     „    25 

25     „       „30 

14,9 

21,4 

21,4 

26     „    30 

30     „       „       40 

18,7 

30,2 

28,4 

31     ,,    40 

40     „       „50 

9,2 

13,2 

11,9 

41     „    50 

50     „       „60 

4,4 

5,6 

6,4 

51     „    60 

60  und  darüber 

1,7 

1,5 

1,7 

über  60 

100,0 

100,0 

100,0 

Familienstand:  v.  H.  1907 

ledig 58,8 

verheiratet 40,0 

verwitwet,  geschieden .    .       1,2 


100,0 


Von  den  2899  Verheirateten  hatten  2048  . 
Also  auf  100  Personen  überhaupt  kommen 
Auf  100  Verheiratete  kommen 


V.  H.  Erh. 
39,3 
60,7 

100,0 

.    4482  Kinder. 

94 
.      155 


In  der  Quelle  zum  Vergleich  herangezogen  und  hier  verwertet. 

11* 
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b)  Hilfsarbeiter. 
Zahl  der  erfaßten  Hilfsarbeiter 1195 

Davon  : 

organisiert  und  zwar 

im  Fabrikarbeiterverband 228 

"    Kupferschmiedeverband , 9 

«    Metallarbeiterverband 336 

in  sonstigen  freien  Gewerben .   .    141         714 

mit  Altersangabe 1147 

mit  Angabe  über  den  Familienstand 1195 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppe :  V  c  3  (ungelernte  Arbeiter  der 
Metallverarbeitung)  männliche 176  181  Berufsang. 


Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

unter  14 

0,4 

14  bis  unter  20 

18,8 

13,8 

15  bis  20 

20     ,,        „       25 

13,0 

21,1 

über  20  bis  25 

25     „        „       30 

15,1 

22,1 

„     25    „     30 

30     „        „       40 

24,5 

25,8 

„     30    „     40 

40     „        „       50 

16,7 

10,4 

„      40    „     50 

50     „        ,.       60 

8,2 

5,1 

„     50    „     60 

60  und  darüber 

3,3 

1,7 

„     60 

100,0 

100,0 

Familienstand:  v.  H.  1907 

ledig 39,5 

verheiratet 58,5 

verwitwet,  geschieden .   .      2,0 


100,0 


Die  639  Verheirateten  hatten  . 
Auf  100  Verheiratete  kommen 


V.  H.  Erh. 
46,5 
53,5 


100,0 

.    966  Kinder. 

.    151 


Der  freigewerkschaftliche  Verband  der  Kupferschmiede 
hat  1912  eine  Statistik  über  seine  Mitglieder  aufgenommen,  die  ganz 
überwiegend  gelernte  Kupferschmiede  sind.  Leider  ist  im  Berufs- 
zählungswerk für  die  Berufsart  der  Kupferschmiede  die  Altersgliederung 
nicht  gegeben,  es  können  daher  für  den  Vergleich  nur  die  gelernten 
Arbeiter  der  Gruppe  Metallverarbeitung  herangezogen  werden.  Bei 
den  Erhebungsergebnissen  von  1912  werden  noch  solche  von  1909 
vergleichshalber  mitgeteilt.  Die  Altersgruppen  der  Erhebung  weichen, 
wie  meist,  um  ein  Jahr  von  denen  der  Berufszählung  ab. 

Der  Anteil  der  bis  zu  20  Jahre  alten  Personen  bleibt  bei  den  Orga- 
nisierten außerordentlich  hinter  dem  bei  der  Gesamtheit  zurück.  Er 
hat  sich  aber  von  1909  bis  1912  recht  beträchtlich  verstärkt.  Man 
erkennt  auch  hier  die  in  den  letzten  Jahren  verstärkt  betriebene  Wer- 
bimg Jugendlicher.  Die  Vertretung  der  Altersgruppe  20 — 25  unter- 
scheidet sich  wenig  bei  Organisierten  und  Gesamtheit.  Bei  den  25-  bis 
30jährigen  und  noch  mehr  bei  den  30-  bis  40jährigen  Personen  treten 
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die  Anteile  der  Organisierten  stark  hervor,  und  auch  in  den  Alters- 
klassen 40 — 50,  ja  sogar  50 — 60  sind  sie  noch  stärker  als  bei  der  Ge- 
samtheit und  in  der  höchsten  Altersgruppe  wenigstens  nicht  geringer. 
Von  1909  auf  1912  zeigt  sich  ein  leichtes  Zurücktreten  der  Alters- 
klassen von  30 — 40  und  40 — 50  zugunsten  der  höheren.  Dies  läßt  auf 
ein  gutes  und  verstärktes  Festhalten  der  Mitglieder  an  der  Organisation 
schließen. 

Wenn  in  der  Gliederung  nach  dem  Familienstande  der  Anteil  der 
Ledigen  bei  der  Organisation  sehr  stark  zurücktritt,  so  hängt  das 
wieder  mit  der  so  sehr  geringen  Vertretung  der  Jugendlichen  zu- 
sammen. 

Ein  anderes  Bild  wie  die  gelernten  Kupferschmiede  bieten  ihre 
Hilfsarbeiter.  Ihnen  können  aus  der  Berufszählung  nur  die  unge- 
lernten Arbeiter  der  ganzen  Berufsgruppe  Metallbearbeitung  gegen- 
übergestellt werden. 

Von  den  Erhebungspersonen  sind  hier  nur  60  v.  H.  freigewerkschaft- 
lich organisiert,  von  diesen  übrigens  nur  verschwindend  wenige  im 
Kupferschmiede  verband,  der  die  Erhebung  angestellt  hat. 

Nach  der  Berufszählung  gibt  es  unter  den  ungelernten  Metallarbeitern 
verhältnismäßig  viel  weniger  Jugendliche  als  unter  den  gelernten. 
Umgekehrt  ist  der  Anteil  Jugendlicher  unter  den  ungelernten  Organi- 
sierten stärker  als  der  unter  den  gelernten  Kupferschmieden.  Gleiches 
gilt  von  den  20-  bis  25jährigen,  in  vermindertem  Maße  von  den  25- 
bis  30jährigen.  In  der  Altersklasse  30 — 40  ist  der  Anteil  bei  den  un- 
gelernten Organisierten  etwas  geringer  als  bei  den  gelernten  und  un- 
gefähr ebenso  groß  wie  bei  der  Gesamtheit.  In  den  höheren  Alters- 
klassen bleibt  der  Anteil  geringer  als  bei  den  gelernten  und  tritt  nament- 
lich hinter  dem  bei  der  Gesamtheit  zurück. 

Entsprechend  der  verschiedenen  Altersgliederung  verhält  sich  nach 
der  Berufszählung  von  1907  auch  der  Familienstand.  Bei  der  Gesamt- 
heit der  Ungelernten  steht,  da  der  Anteil  der  Jugendlichen  viel  geringer 
ist,  auch  der  der  Ledigen  weit  hinter  dem  bei  der  Gesamtheit  der  Ge- 
lernten zurück.  Anders  verhält  es  sich  bei  den  Erhebungspersonen. 
Der  Anteil  der  Jugendlichen  bleibt  hier,  wie  schon  erwähnt,  bei  weitem 
nicht  so  stark  hinter  dem  bei  der  Gesamtheit  zurück,  wie  dies  bei  den 
gelernten  Kupferschmieden  der  Fall  war.  Infolgedessen  kommt  hier 
der  Einfluß  des  Familienstandes  auf  das  Organisationsverhältnis  reiner 
zum  Ausdruck.  Unter  den  Organisierten  befinden  sich  nämlich  46,5 
v.  H.  Ledige  gegen  39,5  v.  H.  nach  der  Berufszählung.  Groß  ist  auch 
der  Unterschied  gegenüber  den  organisierten  Gelernten  mit  nur  39,3 
v.  H.  Ledigen,  obwohl  der  Anteil  der  Jugendlichen  bei  diesen  nur  wenig 
hinter  dem  bei  den  Ungelernten  zurücksteht. 
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VI.   Schiffszimmerer. 
Zentralverband  der  Schiffszimmerer  Deutschlands. 

Quelle:  Die  Lage  der  deutschen  Schiffszimmerer.    Hamburg  1907. 
Zeit  der  Erhebung:  Januar/März  1903,  Januar/März  1904. 
Gebiet:  Deutsches  Reich. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  bei  der  Erhebung  1903.   .   . 

a  «  «  .      «  «  1904.    .   . 

Zahl  der  Mitglieder,  die  sich  an  der  Erhebung  beteiligten  1903 

.      «      «  c  .  1904 

Davon  mit  Altersangabe 1903 

1904 

Zum  Vergleich  herangezogene   Berufsart:   B  44  c  (Arbeiter  des  Schiffsbaues) 
männl.  mit. 39  051  Berufsang. 


1957 
2501 
1530 
1681 
1438 
1664 


V.  H.  der 

V.  H.  der 

Arbeiter 

Alters- 

Arbeiter 

der  Erhebung- 

gliederung 

1907 

1903 

1904 

bis  unter  20 

15,7 

4,4 

5,5 

20     „       „30 

27,9 

43,8 

44,9 

30     .,        „       40 

26,0 

25.1 

26,3 

40     „       „50 

16,2 

11,9 

11,7 

50     „       „60 

9,2 

8,7 

6,5 

60     „        „70 

4,3 

5,1 

4,6 

70  und  darüber 

0,7 

1,0 

0,5 

100,0 

100,0 

100,0 

Der  Zentralverband  der  Schiffszimmerer  ist  eine 
der  wenigen  freien  Gewerkschaften,  die  noch  für  einen  Sonderberuf 
bestehen,  ohne  in  einem  Industrieverband  aufgegangen  zu  sein.  Der 
hier  organisierte  Beruf  ist  ein  von  der  modernen  Technik  nicht  be- 
günstigter, der  wohl  kaum  noch  eine  erhebliche  Zunahme  aufweist. 
Aus  der  Berufszählung  läßt  sich  leider  nicht  der  eigentliche  Schiffs- 
zimmererberuf zum  Vergleich  heranziehen,  sondern  nur  der  möglicher- 
weise doch  eine  andere  Alterszusammensetzung  aufweisende,  um- 
fassendere Beruf  der  Arbeiter  des  Schiffsbaues. 

Die  Erhebungen  des  Verbandes  von  1903  und  1904  erstrecken  sich 
nur  auf  Mitglieder.  Die  Ergebnisse  der  beiden  Erhebungen  weichen 
hinsichtlich  der  Altersgliederung  nur  unbedeutend  voneinander  ab. 

Wenn  der  Anteil  der  Altersklasse  unter  20  bei  den  Organisierten 
erheblich  hinter  dem  Anteil  dieser  Klasse  bei  der  Gesamtheit  der 
Schiffsbauarbeiter  zurückbleibt,  so  mag  dies  z  u  m  T  e  i  1  auch  dadurch 
veranlaßt  sein,  daß  bei  den  Schiff szimmerem  der  Nachwuchs  geringer 
ist  als  bei  der  Gesamtheit  der  Arbeiter  des  Schiffsbaues.  Die  Haupt- 
masse der  organisierten  Schiffszimmerer  gehört  der  Altersklasse  20 — 30 
an,  die  denn  auch  viel  stärker  vertreten  ist  als  bei  der  Gesamtheit. 
In  allen  folgenden  Altersklassen  nur  mit  Ausnahme  der  von  60 — 70 
bleibt  die  Vertretung  der  Organisierten  hinter  der  der  Gesamtheit  zurück. 
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Zentralverband  christlicher  Textilarbeiter  Deutschlands. 

Quelle:  Geschäftsbericht  für  die  Zeit  vom  I.Juli  1908  bis  30.  Juni  1910  nebst 
Protokoll  der  Generalversammlung  in  Aachen  (11.  bis  14.  Sept.  1910). 
Düsseldorf  1910. 

Darin : 

Lebensalter  der  Mitglieder. 

Zahl  der  Mitglieder  am  1.  April  1910   ......    22  36'.^  männl.,  9108  weib!. 

Davon  mit  Altersangabe 22  254        «        9055 

(Invalide  imd  Ehefrauen  sind  nicht  berücksichtigt.) 
Zum  Vergleich    herangezogene   Berufsgruppe:    IX   c   2   (Arbeiter   der  Textil- 
industrie) mit 388  838  männl.,  456  906  weibl.  Berufsangeh. 

Arbeiter: 


Altersgliederung 

v.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  20 

22,4 

10,7 

bis  20 

20     „        „       25 

11,4 

13,0 

20     „    25 

25     „       „       30 

12,3 

13,1 

25     „    30 

30     „       „       40 

21,8 

24,4 

30     .,    40 

40     ^       „       50 

16,6 

21,1 

40     „    50 

50     „       ,,       60 

10,1 

13,7 

50     „    60 

60  und  darüber 

5,4 

4,0 

über  60 

100,0 

100,0 

Arbeiterinnen: 


Altersgliederung 

v.  H.  der 

v.  H.  der  Arbeite- 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiterinnen  1907 

rinnen  der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  20 

35,8 

21,2 

bis  20 

20     „        „       25 

22,0 

25,2 

20     „    25 

25     „        „       30 

11,3 

15,5 

25     „    30 

30     „       „       40 

14,3 

19,0 

30     „    40 

40     „        „       50 

9,3 

12,0 

40     „    50 

50     „        „       60 

5,0 

0,/ 

50     „    60 

60  und  darüber 

2,3 

1,4 

über  60 

100,0 

100,0 

Für  die  Textilarbeiter  liegt  eine  Mitgliederstatistik  des  Zentral- 
verbandes  christlicher  Textilarbeiter  von  1910  vor. 
Auch  hier  weicht  die  Altersgruppenbildung  von  der  der  Berufszählung 
um  ein  Jahr  ab. 

Unter  den  männlichen  Arbeitern  ist  die  Gruppe  der  Jugendlichen 
bei  den  Organisierten  erheblich  schwächer  vertreten  als  bei  der  Gesamt- 
heit. Die  folgenden  Klassen  20 — 25  und  25 — 30  sind  bei  den  Organi- 
sierten nicht  erheblich  stärker  besetzt  als  bei  der  Gesamtheit,  erst  in 
den  Gruppen  30 — 40,  namentlich  aber  40 — 50  und  sogar  noch  50 — 60 
findet  sich  bei  den  Organisierten  eine  erhebliche  Verstärkung  der  An- 
teile gegenüber  der  Gesamtheit  und  selbst  der  Anteil  der  Gruppe  über  60 
bleibt  nur  unbedeutend  hinter  dem  bei  der  Gesamtheit  zurück.    Im 
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ganzen  also  gehören  die  christlich  organisierten  Textilarbeiter  verhält- 
nismäßig hohen  Altersklassen  an.  Ähnliches  gilt  von  den  Arbeiterinnen. 
Die  Gesamtheit  ist  hier  zu  über  einem  Drittel  unter  20  Jahre  alt,  während 
von  den  Organisierten  nur  etwa  ein  Fünftel  Jugendliche  sind.  In  den 
folgenden  Altersgruppen  von  20 — 60  zeigen  sich  bei  den  Organisierten 
größere  Anteile  und  nur  die  höchste  Klasse  ist  bei  den  Organisierten 
etwas  schwächer  vertreten  als  bei  der  Gesamtheit. 

Es  ist  sehr  bedauerlich,  daß  vom  freigewerkschaftlichen  Textil- 
arbeiterverband eine  entsprechende  Statistik  fehlt.  Es  könnte  sonst 
etwaige  Verschiedenheiten  der  Altersgliederung  zu  Rückschlüssen  auf 
den  Zusammenhang  von  Alter  und  politisch-gewerkschaftlicher  Ge- 
sinnung benutzt  werden.  Ob  freilich  gerade  bei  den  Textilarbeiter- 
verbänden Verschiedenheiten  in  dem  erwarteten  Sinne  sich  zeigen 
würden,  erscheint  zweifelhaft,  da  entgegen  der  regelmäßigen  Beobach- 
tung, daß  die  Arbeitslosigkeit  bei  den  freigewerkschaftlichen  Verbänden 
größer  ist  als  bei  den  christlichen,  hier  meist  eher  das  Gegenteil  zutrifft. 

VIII.   Buchbinder  und  Papierarbeiter, 
a)   Buchbinder  und  Arbeiterinnen. 

Deutscher  Buchbinder- Verband. 

Quelle:  Statistische  Erhebungen  in  den  Buchbindereien  und  verwandten  Berufen 

Deutschlands  im  Jahre  "1900.    Stuttgart  1902. 
Zeit  der  Erhebung:  November  und  Dezember  1900. 
Gebiet:  Deutsches  Reich. 

An  der  Personalstatistik  haben  sich  aus  226  Orten  10325  Berufs- 
angehörige (6275  Gehilfen,  3752  Arbeiterinnen,  273  Hilfsarbeiter,  25  Lehr- 
linge) beteiligt.  Verwertbar  zusammengestellt  ist  das  Material  von  21  Orten 
für  Gehilfen  und  10  Orten  für  Arbeiterinnen.  In  diesem  Umfange  ist  das 
Erhebungsergebnis  unten  bearbeitet. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes 9971 

Zahl  der  hier  erfaßten Gehilfen  4586,  Arbeiterinnen  2817 

davon  organisiert  im  Verbände.   ...  «         3493,  «■  1620 

Altersangaben  liegen  vor  für  . «         4439,  «  2696 

Angaben  über  den  Familienstand  liegen  vor  für     "         4586,  «  2817 

Zum  Vergleich   herangezogene    Berufsgruppe   für   Gehilfen:   X  c  2   (gelernte 

Arbeiter  der  Papierindustrie)  mit  39  502  männl.,  für  Arbeiterinnen:  X  c  2 

und  3  (gelernte  und  ungelernte  Arbeiter  der  Papierindustrie)  mit  61916 

weibl.  Berufsangehörigen. 


Geh 

ilfen: 

Altersgliederung 

V.  H.  der 

v.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  16 

10,3 

16     „        „       20 

19,5 

14,5 

17  bis  20 

20     „        „       25 

16,9 

26,6 

21     „    25 

25     „        „       30 

15,5 

22,2 

26     „    30 

30     „       „       40 

20,5 

25,0 

31     „    40 

40     „        „       50 

10,6 

7,5 

41     „    50 

50     „        „       60 

4,6 

3,6 

51     „    60 

60  und  darüber 

2,1 

0,6 

61  u.  darüber 

100,0 

100,0 
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Arbeiterinnen: 
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Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeite- 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiterinnen  1907 

rinnen  der  Erhebung 

der  Erhebung 

unter  14 

0,9 

14  bis  unter  16 

11,3 

10,2 

14  bis  16 

16     „       „20 

29,3 

31,3 

17     „    20 

20     „       „       25 

23,2 

31.3 

21     „    25 

25     „       „       30 

10,5 

13,0 

26     „    30 

30     „       „       40 

11,8 

10,0 

31     „    40 

40     „       „       50 

7,3 

3,3 

41     .,    50 

50  und  darüber 

5,7 

0,9 

51  u.  darüber 

100,0 

100,0 

Familienstand 


Gehilfen 
V.  H.  1907    V.  H.  Erh. 

ledig 58,7  51,0 

verheiratet 40,0  47,6 

verwitwet,  geschieden  .       1,3  1.4 


Arbeiterinnen 
H.  1907    V.  H.  Erh. 
75,5  76,7 

16,9  18,9 

7,ö  4,4 


100,0  100,0  100,0  100,0 

Von  den  2246  männl.  und  657  weibl.  Verheirateten  und  Verwitweten  hatten 

Kinder 1762  Gehilfen,  399  Arbeiterinnen. 

Zahl  der  Kinder  überhaupt 4199,  693. 

Darunter  unter  14  Jahren 3362,  552. 

Von  14  bis  18  Jahren 428,  80. 

Auf   100  verheiratete  und  verwitwete  Gehilfen   kommen   nach  der  Erhebung 

187  Kinder,  darunter  105  Kinder  unter  14  Jahren,  auf  100  Arbeiterinnen 

105  Kinder,  darunter  84  unter  14  Jahren. 

b)  Gelernte  and  ungelernte  Arbeiter. 

Deutscher  Buchbinder- Verband. 
Quelle:  Statistische  Erhebungen  über  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  in  Buch- 
bindereien, Kontobuchfabriken,  Liniieranstalten ,  Album-,  Etuis-,  Karton- 
nagen-, Galanterie-  u.  Lederwaren-,  Luxuspapier-  und  Papierwarenfabriken 
und  ähnlichen  Betrieben  in  Deutschland.    Berlin  1912. 
Zeit  der  Erhebung:  November  1910. 
Gebiet:  Deutsches  Reich  f544  Orte). 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1910 28  706 

darunter  weibl.     13  499 
Zahl  der  Personen,  die  Personalfragebogen  ausgefüllt  haben    ....    27  525  ^ 

davon  organisiert  im  Verbände 19  217 

Von  den  Personen,   die  Personalfragebogen  aus- 
gefüllt haben,  waren 13  602  männl. 

davon  organisiert  im  Verbände 10  484        « 

«       mit  Altersangabe 13  476        « 

«       mit  Angabe  des  Familienstandes  .   .     13  602        « 


Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppe:  X  c  2  u.  3 


13  923  weibl. 
8  733      . 
13  855      . 
13  923      " 
(Arbeiter  der  Papier- 


industrie) mit  Berufsangehörigen    110  105  männl..  61  916  weibl. 


^  Ohne  163  Lehrlinge,  für  die  weitere  Angaben  in  den  Übersichten  nicht 
gemacht  sind. 
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a)   Gehilfen,   Hilfsarbeiter,  männliche  Heimarbeiter. 


Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  16 

7,9 

1,0 

unter  16 

16     „       „       20 

16,3 

15,5 

über  16  bis  20 

20     „       „       30 

28,5 

39,9 

„      20    „     30 

30     „       „       40 

22,4 

26,2 

„     30    „     40 

40     „        „50 

14,5 

11,9 

„      40    „     50 

50     .,       ,.       60 

7,3 

4,4 

„      50    „     60 

60     „       „       70 

2,7 

1,0 

„      60    „     70 

70  und  darüber 

0,4 

0,1 

n      70 

100,0 

100,0 

b)  Arb 

eiterinnen,  wei 

bliche   Heimarbeiter: 

Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeite- 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiterinnen  1907 

rinnen  der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  16 

12,2 

7,1 

unter  16 

16     „        „       20 

29,3 

34,0 

über  16  bis  20 

20     „       „       30 

33,7 

39,0 

„     20    „     30 

30     „       „       40 

11,8 

13,7 

„     30    „     40 

40     „       „       50 

7,3 

4,7 

„     40    „     50 

50     „       „       60 

4,1 

1,3 

„      50    „     60 

60     ,.       „       70 

1,4 

0,2 

„     60    „     70 

70  und  darüber 

0,2 

0,0 

„     70 

100,0 

100,0 

Familienstand 


männl. 
V.  H.        V.  H.  1907 

ledig 46,7  46,0 

verheiratet 53,3  52,2 

verwitwet,  geschieden  .      —  1,8 


weibl. 


v.H. 

v.  H.  1907 

70,5 

75,5 

24,1 

16,9 

5,4 

7,6 

100,0         100,0  100,0  100,0 

Von  den  7252  männl.  und  4144  weibl.  Verheirateten  oder  Verwitweten  hatten 

Kinder 5531  Arbeiter,  3246  Arbeiterinnen. 

Zahl  der  Kinder:  a)  unter  14  Jahren  .      10  435,  4753, 

b)  von  14  bis  18  Jahren    1  865,  755. 

Auf  100  Verheiratete  und  Verwitwete  kommen  nach  der  Erhebung  134  Kinder 
unter  14  Jahren,  157  bis  18  Jahre;  nach  der  Berufszählung  149  Ange- 
hörige unter  14  Jahren. 

Von  dem  freigewerkschaftlichen  Deutschen  Buchbinder- 
verbande liegen  Erhebungen  aus  den  Jahren  1900  und  1910  vor. 
Die  des  erstgedachten  Jahres  beziehen  sich  einmal  auf  Buchbinder- 
gehilfen, sodann  auf  Buchbindereiarbeiterinnen.  Von  ersteren  sind 
76  V.  H.,  von  letzteren  nur  58  v.  H.  organisiert.  Die  Altersgruppen- 
bildung weicht  wieder  um  ein  Jahr  von  der  der  Berufszählung  ab. 

Was  zunächst  die  Gehilfen  angeht,  so  sind  unter  den  Erhebungs- 
personen die  Jugendlichen  wieder  ganz  bedeutend  schwächer  vertreten 
als  unter  der  Gesamtheit,  von  der  nicht  weniger  als  29,8  v.  H.  unter 
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20  Jahre  alt  sind.  In  den  drei  folgenden  Altersklassen  (bis  40)  sind 
dann  die  Organisierten  stärker  vertreten,  in  den  höheren  schwächer. 
Von  den  durch  die  Erhebung  erfaßten  Arbeiterinnen  sind  nur  58  v.  H. 
organisiert,  es  ist  also  zweifelhaft,  inwieweit  die  Ergebnisse  der  Er- 
hebung die  Eigenschaften  der  organisierten  Arbeiterinnen  richtig 
wiedergeben.  Wenn  von  den  Erhebungspersonen  10,2  v.  H.  14  bis  16 
Jahre  alt  sind,  was  etwa  dem  Anteil  dieser  Altersklasse  an  der  Gesamt- 
heit entspricht,  so  kann  man  wohl  ohne  weiteres  annehmen,  daß  diese 
jugendlichen  Arbeiterinnen  größtenteils  nicht  organisiert  sind.  Die 
Höhe  des  Anteils  der  folgenden  Altersklasse  (17 — 20)  läßt  sich  hier- 
durch aber  kaum  erklären,  da  er  in  der  Erhebung  größer  ist  als  bei 
der  Gesamtheit.  In  noch  höherem  Maße  gilt  dies  von  den  beiden 
folgenden  Klassen  (20 — 25,  25 — 30),  während  die  Anteile  der  höheren 
Altersklassen  nach  der  Erhebung  zurückbleiben.  Unter  Berücksichti- 
gung des  Umstandes,  daß  die  Arbeiterinnen  im  ganzen  jünger  sind 
als  die  Arbeiter,  zeigt  sich  also  für  die  Organisierbarkeit  ein  ähnliches 
Ergebnis. 

IX.   Sattler. 
Verband  der  Sattler  und  Portefeuiller. 

Quellen :  Statistische  Erhebungen  über  die  Erwerbsverhältnisse  der  Sattler  und 
Portefeuiller  Deutschlands  für  1911.    Berlin  1912. 

Statistische    Erhebungen    über    die   Erwerbsverhältnisse    der   Sattler 
Deutschlands  im  Jahre  1905.    Berlin  1905. 
Zeit  der  Erhebungen;  Frühjahr  1905  und  April  1911. 
Gebiet:  Deutsches  Reich  (1905  =  105  Orte,  1911  =  176  Orte). 

1905  1911 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  in  den  an  der  Erhebung 

beteiligten  Verwaltungsstellen 4899  12065 

Zahl  der  erfaßten  Personen 4345  6672 

davon : 

organisiert  im  Verbände 3330  6313 

mit  Altersangabe 4345  6672 

mit  Angabe  des  Familienstandes 4345  6672. 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsart:   B  87  c  (Arbeiter  der  Riemerei  und 
Sattlerei)  männl.  mit  47  013  Beruf  sangehörigen. 


Altersgliederung 
1907 

v.  H.  der 

Arbeiter    1907 

V.  H.  der  Arbeiter 

der  Erhebung 
1905         i          1911 

Altersgliederung 
der  Erhebungen 

bis  unter  20 
20     „       „       30 
30     „       „       40 
40     „       „       50 
50  und  darüber 

38,8 
30,9 
16,3 

7,9 
0.1 

13,1 

47,1 

27,7 

8,4 

3,7 

13,5 

40,3 

28,6 

12,6 

5,0 

20  und  darüber 

über  20  bis  30 

.,      30    „     40 

„      40    „     50 

„      50 

100,0 

100,0 

100,0 
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Familienstand:  v.  H.  1907  v.H.Erh.  1905  v. H.  Erh.  1911 

lediR 68,4  50,1  32,9 

verheiratet 30,3  49,9  55,7 

verwitwet 1,3  .  1,4 

100,0  100,0  100,0. 

Von    den   2167   Verheirateten    der   Erhebuns:    1905    hatten    1709    zusammen 

3834  Kinder. 
\'on  den  3813  Verheirateten  (und  Verwitweten)  der  Erhebung  1911  hatten  2822 

Kinder  unter  14  Jahren  (deren  Zahl  nicht  genau  festgestellt  ist)'  und  548 

hatten  861  Kinder  von  14  bis  18  Jahren. 
Also  hatten  1905    100  Verheiratete  177  Kinder,    1911'  100  Verheiratete  und 

Verwitwete  185  Kinder,  darunter  162  unter  14  Jahren. 

Der  freigewerkschaftliche  VerbandderSattlerundPorte- 
f  e  u  i  1 1  e  r  veranstaltete  1905  und  191 1  Erhebungen,  die  sich  ganz 
überwiegend  auf  Verbandsmitgheder  erstreckten.  Die  Erhebung  von 
1905  erfaßte  zwar  eine  kleinere  Zahl,  aber  einen  weit  größeren  Teil 
der  Verbandsmitgliedschaft  als  die  von  1911.  Die  Altersgruppen- 
bildung weicht  auch  hier  von  der  der  Berufszählung  stets  um  ein 
Jahr  ab. 

Der  Anteil  der  Jugendlichen,  der  bei  der  Gesamtheit  der  Arbeiter 
dieses  gelernten  Berufes  recht  erheblich  ist,  tritt  bei  den  Organisierten 
stark  dagegen  zurück.  Die  Altersklasse  20 — 30  ist  bei  den  Organisierten 
weit  stärker,  die  Klasse  30 — 40  fast  doppelt  so  stark  und  auch  die 
Klasse  40 — 50  immer  noch  stärker  vertreten  als  bei  der  Gesamtheit. 
Aber  auch  die  Klasse  über  50  ist  bei  den  Organisierten  nicht  viel 
schwächer  besetzt  als  bei  der  Gesamtheit.  Die  Organisierten  dieses 
Berufs  gehören  also  zu  erheblichen  Teilen  älteren  Jahrgängen  an. 
Dem  entspricht  es  denn  auch,  daß  der  Anteil  der  Ledigen  bei  den. 
Organisierten  sehr  viel  geringer  ist  als  bei  der  Gesamtheit. 

Von  1905  auf  191 1  zeigen  sich  einige  Verwandlungen.  1905  gehörte 
fast  die  Hälfte  der  Organisierten  der  Klasse  20 — 30  an,  1911  haben 
alle  übrigen  Klassen,  namentlich  aber  die  höheren  auf  Kosten  jener 
zugenommen.  So  ist  auch  der  Prozentsatz  der  Ledigen  von  1905  auf 
1911  gesunken. 

X.  Tapezierer. 

Verband  der  Tapezierer  und  verwandten  Berufsgenossen  Deutschlands. 

Quellen :  a)  Die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  im  Tapezierergewerbe.  Berl  in  1 9 1 1 . 

b)  Geschäftsbericht  für  die  Jahre  1909-1911.    Berlin  1912. 
Zeit  der  Erhebung   zu  a):   September  1910;    zu  b)   Aufteilung  der  Verbands- 
mitglieder nach  dem  Alter  (Ende  191  Ij. 
Gebiet:  Deutsches  Reich  (333  Orte). 

'  Nimmt  man  an,  daß  die  Personen  mit  »über  5  Kindern«  durchschnittlich 
7  Kinder  hatten,  so  kommt  man  auf  6172  Kinder. 
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Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1910 9362 

»      1911 9711 

»        »in  den  Erhebungsorten  1910  ermittelten  Gehilfen    .   .   -    .  15530 

davon:  organisiert 9130 

»    von  der  Statistik  1910  erfaßten  Gehilfen 13  083 

davon:  mit  Altersangabe 11909 

»    Mitglieder  mit  Altersangabe  1911 9  707. 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsart :  B  89  c  (Arbeiter  bei  Verfertigung  von 
Tapeziererarbeiten)  männl.  mit  29  936  Berufsangehörigen. 


V.  H. 

V.  H.  der 

V.  H.  der 

Altersgliederung 

Arbeiter  der 

Verbands- 

Altersgliederung 

1907 

der  Arbeiter 

Erhebung 

mitglieder 

der   Erhebungen 

1907 

1910 

1911 

bis  unter  16 

11,3 

_ 

16     „        „       18 
18     „       „       20 

11,6 

10,7 

4,0 
11,8 

}        ''^'     { 

16  bis  18 
19    „    20 

20     „        „       25 
25     „       „       30 

20,5 
17,1 

19,4 
28,0 

}        49,4     1 

21    „    24 
25    „    30 

30     „        „       40 

17,9 

25,5 

24,7 

31    „    40 

40     „        „       50 

7,2 

8,3 

7,3 

41    „    50 

50     „        „60 

2,7 

2,5 

2,3 

51    „    60 

60     „        „70 

0,8 

0,5 

0,4 

61     .,    70 

70  und  darüber 

0,2 

0,0 

0,0 

über  70 

100,0 

100,0 

100,0 

Nach   der  Erhebung  von    1910   hatten   5939  Verheiratete   8845  Kinder   unter 
14  Jahren,  auf  100  Verheiratete  kommen  also  149  solche  Kinder. 

Der  freigewerkschaftliche  Verband  der  Tapezierer  nahm 
im  Jahre  1910  eine  Erhebung  vor,  die  sich  nicht  nur  auf  Organisierte 
erstreckte.  Doch  dürften  von  den  erfaßten  Personen  etwa  70  v.  H. 
organisiert  sein,  so  daß  die  Ergebnisse  als  ungefähr  zutreffend  für  die 
Organisierten  gelten  können.  Eine  Erhebung  von  191 1  bezieht  sich 
nur  auf  Verbandsmitglieder.  Es  findet  sich  die  übliche  Abweichung 
der  Altersgruppenbildung  der  Erhebungen  von  der  der  Berufszählung 
um  ein  Jahr. 

Der  Anteil  der  bis  iSj ährigen  ist  bei  den  Organisierten  sehr  gering 
und  bleibt  hinter  dem  Anteil  bei  der  Gesamtheit  in  diesem  gelernten 
Beruf  sehr  weit  zurück.  Die  Klasse  18 — 20  ist  aber  bei  den  Organi- 
sierten schon  stärker  vertreten  als  bei  der  Gesamtheit,  die  Klasse 
20 — 25  ungefähr  gleich  stark,  die  Klasse  25 — 30  sehr  viel  stärker,  die 
Klasse  40 — 50  auch  noch  ein  wenig  stärker  und  auch  noch  die  Klasse 
50 — 60  kaum  geringer.  Die  Ziffern  von  1910  und  1911  weichen,  soweit 
vergleichbar,  nur  sehr  wenig  voneinander  ab. 

Wenn  bei  den  handwerksmäßigen  Berufen  die  Organisierten  in  den 
höheren  Altersklassen  im  Vergleich  mit  der  Gesamtheit  noch  verhält- 
nismäßig hohe  Anteile  aufweisen  (vgl.  Sattler  und  verschiedene  noch 
folgende  Berufe),  so  ist  das  zum  Teil  eine  Folge  des  Umstandes,  daß  die 
zahlreichen  Lehrlinge  für  die  Organisation  so  gut  wie  ganz  ausfallen. 
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XI.   Holzarbeiter. 


a)   Deutscher  Holzarbeiter-Verband. 

Quelle:  Die  Lag:e  der  Arbeiter  in  der  Hokindustrie.    Stuttgart  1904. 

Zeit  der  Erhebung:  Dezember  1902  (mit  Vergleichsziffern  aus  einer  Erhebving 
für  1897). 

Gebiet:  Deutsches  Reich  (864  Orte). 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1902.   .   .  70  396  männl.    455  weibl. 
2        »    Personen,  die  den  Personalfragebogen  ver- 
wertbar ausgefüllt  haben 69  995        »         703       » 

davon : 

organisiert  im  Verbände 48  110        »         194       » 

mit  Altersangabe 69  889        »         702       ' 

mit  Angabe  über  den  Familienstand ....   69  995        »         703       » 
Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppe:  Xu  c  2  u.  8  (Arbeiter  der  Industrie 
der  Holz-  und  Schnitzstoffe)  männl.  mit  532  549  Berufsangehörigen. 


Mänr 

iliche  Arb( 

äiter: 

V.  H. 
der  Arbeiter 

V.  H.  der 

V.  H.  der 

Altersgliederung 

Arbeiter  der 

Arbeiter  der 

Altersgliederung 

1907 

Erhebung 

Erhebung 

der   Erhebungen 

1907 

1902 

1897 

bis  unter  20 

24,3 

10,0 

12,7 

bis  20 

20     „       „30 

30,8 

45,2 

47,7 

21    „    30 

30     „       „       40 

21,7 

26,6 

26,4 

31    .,    40 

40     „       „       50 

13,2 

12,5 

9,8 

41    „    50 

50     „        „       60 

6,9 

4,8 

2,9 

51    „    60 

60     .,        „       70 

2,7 

0,9 

0,5 

61    „    70 

70  und  darüber 

0,4 

0,0 

0,0 

über  70 

100,0 

100,0 

100,0 

Familienstand:  v.  H.  1907  v.  H.  Erh. 

ledig 49,7  35,9 

verheiratet 48,4  62,8 

verwitwet,  geschieden    . 1,9 13 

100,0  100,0 

Von  den  43  973  männlichen  Verheirateten  haben  36998  99  415  Kinder,  davon 

79  241  Kinder  unter  14  Jahren. 
Auf    100    männliche  Verheiratete    kamen    nach    der    Erhebung    226   Kinder, 

darunter  180  unter  14  Jahren. 

b)  Zentralverband  christlicher  Holzarbeiter  Deutschlands. 

Quelle:  Der  Zentralverband  christlicher  Holzarbeiter  Deutschlands  in  den 
Jahren  1908'9  nebst  Protokoll  des  sechsten  Verbandtages  in  Münster  1910. 
Köln  1910. 

Darin : 

Lebensalter  der  Mitglieder  (nach  dem  Stande  am  1.  Januar  1910). 
Zahl  der  Mitglieder  am  1.  Januar  1910:    11  312. 
Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppe :  XII  c  2  u.  3  (Arbeiter  der  Industrie 

der  Holz-  und  Schnitzstoffe)  männl.  mit  532  549  Berufsangehörigen. 


Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter. 


175 


Altersg-liederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter    1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  20 

24,3 

7,3 

unter  20 

20     „        „       25 

15,3 

20,8 

über  20  bis  25 

25     .,        „       30 

15,5 

21,7 

„     25    .,     30 

30     „       „40 

21,7 

28,7 

.,     30    ..     40 

40     „        „       50 

13,2 

12,5 

,     40    .,     50 

50     .,        „       60 

6,9 

6,8 

,     50    .,     60 

60     „        „70 

2,7 

2,0 

,     60    .,     70 

70  und  darüber 

0,4 

0,2 

,      70    •' 

100,0 

100,0 

Vom  freigewerkschaftlichen  Deutschen  Holzarbeiter- 
verband liegen  leider  keine  neueren  Erhebungen  vor.  Eine  solche 
von  1902  ist  nicht  besonders  geeignet  für  die  vorliegende  Untersuchung 
insofern,  als  von  den  unter  die  Erhebung  fallenden  männlichen  Per- 
sonen nur  70  V.  H.  organisiert  sind.  Die  Altersgruppen  weichen  wieder 
um  ein  Jahr  von  denen  des  Berufszählungswerkes  ab.  Der  Veröffent- 
lichung sind  Vergleichsziffem  aus  dem  Jahre  1897  beigefügt. 

Es  zeigt  sich  bei  den  von  der  Erhebung  von  1902  betroffenen  Per- 
sonen eine  stark  unterdurchschnittliche  Besetzung  der  jüngsten  Alters- 
klasse, eine  außerordentlich  stark  überdurchschnittliche  Besetzung 
der  Klasse  der  20-  bis  30jährigen,  während  die  der  30-  bis  40jährigen 
nur  noch  wenig  über  dem  Durchschnitt  und  die  der  über  40jährigen 
unter  dem  Durchschnitt  steht.  1897  waren  die  Klassen  bis  20  und 
20 — 30  etwas  stärker,  die  Klasse  30 — 40  etwa  gleich  stark,  die  folgen- 
den Klassen  schwächer  besetzt  als  1902.  Eigentümlich  ist,  daß  die 
Gliederung  nach  dem  Familienstand  nach  der  Erhebung  von  1902 
sehr  stark  von  der  Gesamtheit  abweicht.  Während  von  der  Ge- 
samtheit etwa  je  die  Hälfte  auf  Ledige  und  Verheiratete  entfällt, 
fanden  sich  bei  den  Organisierten  35,9  v.  H.  Ledige  und  62,8  v.  H. 
Verheiratete.  Der  Mehranteil  der  Verheirateten  erklärt  sich  größten- 
teils wohl  durch  das  starke  Zurücktreten  der  Jugendlichen  unter  den 
Organisierten. 

Eine  Erhebung  des  christlichen  Holzarbeiterver- 
bandes bietet  interessantes  Vergleichsmaterial  für  die  verschiedene 
Zusammensetzung  der  frei  und  christlich  Organisierten;  leider  liegen 
die  Erhebungen  zeitlich  sieben  Jahre  auseinander.  Vergleicht  man 
trotzdem  die  Ergebnisse,  so  findet  man  bei  den  Christlichen  einen 
noch  geringeren  Anteil  Jugendlicher:  7,3  v.  H.  gegen  10  v.  H.  bei 
dem  freien  Verband,  einen  etwas  geringeren  der  20-  bis  30jährigen: 
42,5  V.  H.  gegen  45,2  v.  H.,  einen  stärkeren  Anteil  der  30-  bis  40jährigen: 
28,7  V.  H.  gegen  26,6  v.  H.  Bei  den  40-  bis  50jährigen  ist  der  Anteil 
gleich,  in  den  höheren  Altersklassen  dagegen  sind  die  des  christlichen 
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Verbandes  nicht  unerheblich  stärker  und  entsprechen  fast  den  An- 
teilen der  Gesamtheit  nach  der  Berufszählung. 

XII.  Brauereiarbeiter. 

a)  Zentralverband  dentscher  Brauereiarbeiter  und  verwandter  Berufsgenossen. 

Quelle :  Erhebungen  über  die  Verbreitung  des  Brauereiarbeiterverbandes  sowie 
über  das  Lebens-  und  Mitgliedsalter  der  Mitglieder,  vorgenommen  Ende 
Dezember  1909.    Berlin  1910. 

Zeit  der  Erhebung:  Dezember  1909. 

Gebiet:  Deutsches  Reich. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1909:  33  896. 

Zahl  der  Personen  mit  Altersangabe:  33  016  (sämtlich  Verbandsmitglieder). 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsart :  B  118  c  (ßrauereiarbeiter)  mit  85  021 
Berufsangehörigen. 


I 


Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter   1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  18 

7,2 

1,2 

unter  18 

18     „        „       20 

5,5 

4,0 

18  bis  20 

20     „       „       25 

12,6 

10,8 

21    .,    25 

25     „       ^       30 

18,4 

19,3 

26    „    30 

30     ,,       ^       40 

31,2 

39,7 

31    „    40 

40     „        „       50 

17,1 

19,1 

41    .,    50 

50     .,        „       60 

6,2 

5,4 

51    „    60 

60  und  darüber 

1,8 

0,5 

über  60 

100,0 

100,0 

b)  Gauvorstand  des  Verbandes  deutscher  Brauereiarbeiter  in  Stuttgart. 

Quelle :    Ergebnisse    einer   Statistik    der   württembergischen    Brauereiarbeiter. 

Stuttgart  1903. 
Zeit  der  Erhebung:    1902/3. 

Gebiet:  Württemberg  (52  Brauereien,  2  Mälzereien  in  18  Orten). 
Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  im  Jahresdurchschnitt  1902  ...   13  189 

»        »    beantwortet  eingegangenen  Fragebogen 600 

davon : 

mit  Altersangabe 600 

»    Angabe  des  Familienstandes 600 

Dem  Verbände  gehörten  an 569. 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsart :  B  118  c  (Brauereiarbeiter)  mit  85  021 
Berufsangehörigen. 


Altersgliederung 
1907 

V.  H.  der 
Arbeiter    1907 

V.  H.  der  Arbeiter 
der  Erhebung 

Altersgliederung 
der  Erhebung 

bis  unter  20 
20     „        „       25 
25     „        „       30 
30     „       „40 
40  und  darüber 

12,7 
12,6 
18,4 
31,2 
25,1 

9,0 
19,5 
23,2 
39,3 

9,0 

bis  20 

über  20    „     25 

„     25    „     29 

„     29    „     39 

„     39 

100,0 

•      100,0 

Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter.  ly'j 

Familienstand:  1907  v.  H.  Erh.  v.  H. 

ledig 37,8  43,3 

verheiratet 60,1  56,7 

verwitwet  und  geschieden 2,1 

100,0  100,0. 

Bei  den  340  Verheirateten  wurden  ermittelt  729  Kinder. 
Auf  100  Verheiratete  kommen  214  Kinder. 

Von  dem  freigewerkschaftlichen  Zentralverband  der  Braue- 
reiarbeiter liegen  zwei  einschlägige  Erhebungen  vor.  Die  wichti- 
gere, die  sich  über  das  ganze  Reich  erstreckt,  erfolgte  1909  und  um- 
faßte fast  sämtliche  Verbandsmitglieder,  keine  Nichtorganisierten. 
Die  Altersgruppenbildung  der  Erhebung  weicht,  abgesehen  von  der 
ersten  Gruppe,  von  derjenigen  der  Berufszählung  um  ein  Jahr  ab. 

Die  Altersklasse  unter  18  ist  bei  den  Organisierten  sehr  schwach 
und  weit  geringer  als  bei  der  Gesamtheit  besetzt.  Geringer  ist  auch 
noch  die  Vertretung  in  den  Gruppen  18 — 20  und  20 — 25.  Erst  in  der 
Gruppe  25 — 30  wird  sie  ein  klein  wenig,  in  der  Gruppe  30 — 40  dagegen 
erheblich  größer.  In  der  Gruppe  40 — 50  ist  die  Vertretung  der  Orga- 
nisierten ebenfalls  noch  stärker,  in  der  Gruppe  50 — 60  wenig  schwächer 
als  die  der  Gesamtheit,  um  erst  in  der  Gruppe  60  und  darüber  ganz 
geringfügig  zu  werden.  Es  zeigt  sich  also,  daß  die  organisierten  Brauerei- 
arbeiter verhältnismäßig  alt  sind. 

Vergleicht  man  diese  Ergebnisse  mit  denen  einer  Erhebung  des 
württembergischen  Gau  Vorstandes  von  1902/03,  so  zeigen  sich  be- 
trächtliche Verschiedenheiten,  von  denen  man  nicht  wissen  kann, 
ob  sie  mehr  auf  Veränderungen  in  der  zwischen  beiden  Erhebungen 
liegenden  Zeitspanne  als  auf  örtliche  Besonderheiten  Württembergs 
zurückzuführen  sind.  Die  württembergische  Erhebung  zeigt  nämlich 
gegenüber  der  Reichserhebung  von  1909,  wenn  man  von  kleinen  Ab- 
weichungen der  Altersgruppenbildung  absieht,  eine  weit  stärkere 
Vertretung  der  Altersklassen  bis  20  (9,0  gegen  5,2  v.  H.),  20 — 25  (19,5 
gegen  10,8  v.  H.),  25 — 30  (23,2  gegen  19,3  v.  H.).  Die  Vertretung 
der  Altersklasse  30 — 40  ist  etwa  die  gleiche  (39,3  gegen  39,7  v.  H.), 
die  der  Altersklasse  von  40  und  darüber  hingegen  eine  ganz  erheblich 
schwächere.  Könnte  man  annehmen,  daß  die  Verhältnisse  im  Reich 
denen  in  Württemberg  1902/03  entsprochen  hätten,  so  müßte  man 
annehmen,  daß  bis  1907  eine  erhebliche  Verschiebung  nach  den 
höheren  Altersklassen  zu  stattgefunden  hat.  Dies  wäre  dann  trotz 
einer  sehr  starken  Mitgliederzunahme  geschehen  (von  über  13  000  auf 
fast  32  000). 

Der  Anteil  der  Ledigen  ist  nach  der  württembergischen  Er- 
hebung bei  den  Organisierten  nicht  unerheblich  größer  als  bei  der  Ge- 
samtheit. 

Brentano-Festschi  ifi.  12 
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Xlll.  Bauarbeiter. 

Deutscher  Bauarbeiterverband. 

Quelle:    Jahrbuch   1912.    Herausgegeben   vom  Vorstand   des  Deutschen  Bau- 
arbeiterverbandes.   Hamburg  1913. 

Darin: 
Alter,  Beruf  und  Familienstand  der  Mitglieder  am  1.  Januar  1911 
Zahl  der  Mitglieder  mit  Angabe  des  Alters  und  Familienstandes: 

Maurer  .   .   .   148  700  Bauhilfsarbeiter  .   .   .  65  732. 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsart  bzw.  -gruppe  für : 

Maurer  B  143  c  (Maurerarbeiter)  männl.  mit  541  695  Berufsangehörigen. 
Bauhilfsarbeiter  XVI  c  3  (Ungelernte   Arbeiter  des  Baugewerbes;  männl. 
mit  617  995  Beruf  sangehörigen. 


Maurer: 

Alters- 

V. H. 

V.  H. 
jeder  Alters- 

V. H.  der 

V.  H. 
jeder  Alters- 

Alters- 

gliederung 

der  Arbeiter 

klasse 

Arbeiter  der 

klasse 

gliederung  der 

1907 

1907 

verheiratet^ 

Erhebung 

verheiratet 

Erhebung 

bis  unter  20 

21,4 

0,4 

8,3 

0,3 

unter  20 

20     „       „       25 

15,2 

15,8 

18,7 

19,3 

über  20  bis  25 

25     „       „       30 

16,0 

60.6 

18,8 

74,8 

„      25    „     30 

30     „       „       40 

22,3 

86,6 

29,8 

93,9 

„     30    „     40 

40     „        „       50 

12,3 

93,0 

13,3 

96,9 

„      40    „     50 

50     „        „60 

8,4 

95,0 

8,3 

97,3 

„      50    „     60 

60     „        „70 

3,7 

95,5 

2,5 

96,5 

„     60    „     70 

70  und  darüber 

0,7 

93,4 

0,3 

93,8 

.     70 

100,0 

55,1 

100,0 

69,3 

Hilfsarbeiter: 


I 


Alters- 
gliederung 

V.  H. 
der  Arbeiter 

V.  H. 
jeder  Alters- 
klasse 

V.  H.  der 

Arbeiter  der 

V.  H. 
jeder  Alters- 
klasse 

Alters- 
gliederung der 

1907 

1907 

verheiratet  ^ 

Erhebung 

verheiratet 

Erhebung 

bis  unter  20 

12,4 

0,9 

6,4 

0,3 

unter  20 

20     „       „25 

15,3 

15,2 

15,7 

18,3 

über  20  bis  25 

25     „       „30 
30     „       „40 

16,9 

25,4 

57,0 
81,7 

18,0 
30,6 

65,9 

84,8 

„  25  „  30 
„     30    „     40 

40     „       „       50 
50     „       „60 
60     „       „70 
70  und  darüber 

15,2 
9,8 
4,2 
0,8 

88,0 
91,7 
93,9 
90,9 

19,2 
8,5 
1,5 
0,1 

90,8 
92,5 
95,0 
90,5 

„  40  „  50 
„  50  „  60 
„  60  „  70 
„      70 

100,0 

59,9 

100,0 

67,5 

Familienstand : 


Matirer 
1907  V.  H.      Erh.  v.  H. 

ledig 44,9  30,7 

verheiratet 53,1  69,3 

verwitwet,  geschieden  .         2,0 


Hilfsarbeiter 

1907  V.  H.      Erh.  v.  H. 

40,1  32,5 

57,4  67,5 

2,5 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0. 


*  Einschließlich  Verwitwete  und  Geschiedene. 


Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter.  170 

Der  Bauarbeiter  verband,  eine  der  größten  freien  Gewerk- 
schaften, hat  Anfang  1911  eine  Mitgliederstatistik  aufgenommen, 
wobei  zwischen  den  beiden  Hauptgruppen,  Maurern  und  Bauhilfs- 
arbeitern, unterschieden  wurde.  Die  Altersgruppenbildung  weicht 
auch  hier  von  der  Berufszählung  um  ein  Jahr  ab. 

Betrachtet  man  zunächst  die  Maurer,  so  findet  man  in  diesem 
größtenteils  gelernten  Beruf  nach  der  Berufszählung  einen  sehr  großen 
Anteil  Jugendlicher,  hinter  dem  der  Anteil  der  Jugendlichen  bei  den 
Verbandsmitgliedem  sehr  stark  zurückbleibt.  Die  Altersklassen  20 — 25, 
25 — 30,  vor  allem  aber  30 — 40  sind  bei  den  Verbandsmitgliedern  stärker 
besetzt  als  bei  der  Gesamtheit,  ein  wenig  auch  noch  die  Gruppe  40 — 50, 
während  die  Anteile  der  Gruppe  50 — 60  sich  kaum  unterscheiden  und 
die  der  höheren  Klassen  bei  den  Organisierten  nicht  sehr  stark  hinter 
den  Anteilen  bei  der  Gesamtheit  zurückbleiben.  Diese  Erscheinung 
findet  sich  aber  überall,  wo  der  Anteil  der  Jugendlichen  bei  der  Ge- 
samtheit sehr  groß  ist  und  den  bei  den  Organisierten  sehr  stark  über- 
trifft. Bei  den  Hilfsarbeitern  zeigt  sich  denn  auch  ein  ganz 
anderes  Bild.  In  diesem  ungelernten  Beruf  weist  die  Berufszählung 
einen  weit  geringeren  Bruchteil  Jugendlicher  nach  als  im  Maurerberuf. 
Bei  den  Verbandsmitgliedern  ist  der  Anteil  der  Jugendhchen  aber 
noch  wesentlich  geringer  und  auch  noch  etwas  kleiner  als  bei  den 
organisierten  Maurern.  In  der  Gruppe  20 — 25  wird  der  Anteil  der 
Gesamtheit  von  den  organisierten  Hilfsarbeitern  kaum  übertroffen, 
in  der  Gruppe  25 — 30  auch  noch  wenig  und  erst  in  den  Gruppen  30—40 
und  40 — 50  erheblicher.  In  der  Klasse  50 — 60  ist  der  Anteil  der  Orga- 
nisierten kaum  und  erst  in  den  höheren  beträchtlich  kleiner  als  der 
der  Gesamtheit.  Im  ganzen  gehören  die  organisierten  Hilfsarbeiter 
etwas  höheren  Altersklassen  an  als  die  organisierten  Maurer. 

Trotzdem  ist  der  Anteil  der  Ledigen  bei  den  organisierten  Hilfs- 
arbeitern größer  als  bei  den  Maurern.  Es  ist  dies  um  so  auffälliger, 
als  bei  der  Gesamtheit  der  Hilfsarbeiter  der  Anteil  der  Ledigen  geringer 
ist  als  bei  der  der  Maurer. 

Bei  beiden  Berufen  aber  ist  der  Anteil  der  Ledigen  unter  den  Orga- 
nisierten geringer,  der  der  Verheirateten  größer  als  unter  der  Gesamt- 
heit. Zur  Erklärung  hierfür  reicht  der  Umstand  nicht  aus,  daß  sich 
unter  den  Organisierten  verhältnismäßig  wenig  Jugendliche  befinden, 
wie  eine  weitere  Untersuchung  ergibt.  Das  Bauarbeiter] ahrbuch  gibt 
nämlich  eine  vollständige  Kombination  von  Alters-  und  Familien- 
standsgruppen, und  es  läßt  sich  daher  der  Vergleich  mit  den  Berufs- 
zählungsergebnissen hier  viel  weiter  durchführen  als  bei  anderen  Er- 
hebungen. Vergleicht  man  die  Prozentsätze  der  Verheirateten  innerhalb 
jeder  Altersklasse,  so  findet  man  sowohl  bei  den  Maurern  wie  bei  den 

12* 


i8o 


Johannes  Feig. 


Hilfsarbeitern,  daß  von  der  Gruppe  20 — 25  an  der  Prozentsatz  der 
Verheirateten  bei  den  Organisierten  stets  größer  ist  als  bei  der  Gesamt- 
heit nach  der  Berufszählung.  Besonders  gilt  das  von  der  Altersklasse 
25 — 30  mit  74,8  (gegen  60,6  v.  H.)  Verheirateten  bei  den  Maurern 
und  65,9  (gegen  57,0  v.  H.)  bei  den  Hilfsarbeitern,  außerdem  bei  den 
Maurern  von  der  Klasse  30 — 40  mit  93,9  (gegen  86,6  v.  H.), 

Es  ist  schwer,  für  diese  auffällige  Erscheinung  eine  Erklärung  zu 
geben.  Sie  ist  vielleicht  darin  zu  finden,  daß  die  Bauarbeiter,  welche 
am  I.  Januar,  dem  Stichtage  der  Erhebung,  Verbandsmitglieder  waren, 
überwiegend  die  in  der  Stadt,  insbesondere  der  Großstadt  ansässig 
gebliebenen  Arbeiter  sind,  während  diejenigen,  wohl  überwiegend 
ledigen,  Bauarbeiter,  welche  im  Winter  eine  andere  Beschäftigung 
suchen  oder  aufs  Land  gehen,  soweit  sie  überhaupt  organisiert  waren, 
im  Winter  wohl  häufig  dem  Verband  den  Rücken  gekehrt  haben. 

XIV.  Maler. 

Verband  der  Maler,  Lackierer,  Anstreicher,  Tfincher  und  Weißbinder  Deutschlands. 

Quellen:   1.  Der  Einfluß  unserer  Organisation  auf  die  Regelung  des  Lohn-  und 
Arbeitsverhältnisses  durch  Tarifverträge.     Hamburg  1907. 

2.  Erhebungen  des  Verbandes  (wie  oben)  über  die  Lohn-  und  Arbeits- 
verhältnisse.   Aufgenommen  im  Mai  1909.    Hamburg  1909. 

3.  Erhebungen   über   die   Lohn-   und  Arbeitsverhältnisse   im  Maler- 
berufe.   Aufgenommen  im  Mai  1912.    Hamburg  1912. 

Zeit  der  Erhebungen:    1906,  Mai  1909,  Mai  1912. 

Gebiet:  Deutsches  Reich. 

Zahl  der  MitgUeder  des  Verbandes:    Ende  1905  =  30  119,    1906  =  34  769, 

Ende  1909  =  38  733,   1912  =  50  544. 
Zahl  der  in  den  Verband  Aufgenommenen    (vgl.   Quelle  1):    1905  =  21392, 

1906  =  27  191. 
Zahl  der  Personen,  für  die  Altersangaben  vorliegen : 

1905  =  25  290,  davon  organisiert  23  718, 

1906  =  35  230,       »  »  27  108, 
1909  =  27 132,        »              »  alle? 
1912  =  30  819,        -               »  alle? 

Zahl  der  Personen,  für  die  Angaben  über  den  Familienstand  vorliegen: 

1905  =  23  177,    1906  =  26  641,    1909  =  26  908. 
Zum  Vergleich   herangezogene  Berufsart:   B  146  c   (Stubenmaler-,   Staffierer-, 
Anstreicher-  u.  Tüncher- Arbeiter)  männl.   mit  146  291  Berufsangehörigen. 


Alters- 

v. H. 
der 

v.H.derinden 
Verband  Auf- 

v. H.  der 

Alters- 

gliederung 

Arbeiter 

genommenen 

Arbeiter  der  Erhebung 

gliederung  der 

1907 

1907 

1905 

1906 

1905  1   1906  1   1909 

1912 

Erhebungen 

bis  unter  18 

22,3 

7,1 

7,2 

3,2 

3,2 

0,4 

1,3 

unter  18 

18     „       „       20 

11,7 

18,4 

20.7 

11.4 

11,4 

7,7 

9,0 

18  bis  20 

20     „       „       25 

17,9 

24,7 

24,0 

19,5 

19,5 

17,2 

20,4 

20    „    24 

25     „       „       30 

15,9 

24,2 

23,1 

29,3 

29,2 

28,8 

26,0 

24    „    30 

30     „       „       40 

18,1 

16,0 

16,0 

23,8 

23,6 

28,5 

26,3 

30    „    40 

40     „        „       50 

9,0 

7,3 

7,0 

9,5 

10,0 

12,9 

12,1 

40    „    50 

50  und  darüber 

5,1 

2,3 

2,0 

3,3         3,1   1      4,5 

4,9 

über  50 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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Familienstand:  v.  H.  1907    Erh.  1905  Erh.  1906    Erh.  1909 

ledig 62,5  49,3  48,4  44,1 

verheiratet 36,1  50,7  51,6  55,9 

verwitwet,  geschieden  .   .  1,4 .  . . 


100,0  100.0  100,0  100,0. 

Es  hatten  1909  -  9373  Verheiratete  20  552  Kinder. 
Auf  100  Verheiratete  kommen  219  Kinder. 

Von  dem  freigewerkschaftlichen  Verbände  der  Maler  liegen 
einschlägige  Erhebungen  aus  vier  Jahren  vor,  außerdem  noch  für  zwei 
Jahre  eine  Altersstatistik  der  neu  eingetretenen  Mitglieder.  Von  den 
Erhebungen  erstreckte  sich  die  von  1905  zu  94  v.  H.  auf  Organisierte, 
die  von  1906  zu  77  v.  H.  Für  1909  und  1912  fehlt  leider  die  Angabe, 
doch  ist  anzunehmen,  daß  auch  diese  Erhebungen  überwiegend  Orga- 
nisierte betreffen.  Die  Bezeichnung  der  Altersgruppen  ist  nicht  ein- 
deutig, es  scheint  aber,  daß  sie  von  der  zweiten  Gruppe  ab  um  ein  Jahr 
von  der  Berufszählung  abweichen. 

Die  Alterszusammensetzung  ist  nach  den  beiden  Erhebungen  von 
1905  und  1906,  trotzdem  der  Personenkreis  der  zweiten  Erhebung  den 
der  ersten  um  zwei  Fünftel  übertraf,  fast  vöUig  unverändert  geblieben. 

Die  Berufszählung  ergibt  für  den  Malerberuf  einen  großen  Bruchteil 
jugendlicher  Personen.  Bei  den  Organisierten  ist  aber  der  Bruchteil 
der  Jugendlichen  sehr  klein,  und  zwar  1909  noch  wesentlich  kleiner 
als  1905  und  1906.  1912  ist  er  zwar  gegen  1909  etwas  gestiegen,  bleibt 
aber  hinter  dem  Stande  von  1905  und  1906  noch  sehr  zurück.  Ein  ganz 
ähnliches  Bild  zeigt  sich  bei  der  Altersklasse  18 — 20.  Sie  zeigt  für 
1909  einen  starken  Rückgang,  für  1912  eine  kleine  Zunahme,  die  je- 
doch nicht  ausreicht,  den  Stand  von  1905  und  1906,  der  etwa  dem  der 
Berufszählung  entspricht,  wieder  zu  erreichen.  Die  Klasse  20 — 25 
war  1905  und  1906  sogar  stärker  vertreten  als  bei  der  Gesamtheit 
nach  der  Berufszählung,  1909  tritt  sie  etwas  zurück,  1912  dagegen 
ist  sie  noch  stärker  als  in  den  ersten  Jahren  besetzt.  Die  Klasse  25 — 30 
zeigt  bei  allen  vier  Erhebungen  eine  sehr  ^^el  stärkere  Besetzung  als 
1907,  doch  nimmt  der  Anteil  1912  ein  wenig  ab.  Auch  die  Klasse  30 — 40 
zeigt  bei  den  Erhebungen  viel  größere  Anteile  As  bei  der  Berufszählung. 
Ganz  besonders  gilt  dies  von  der  Erhebung  1909,  etwas  weniger  1912. 
Der  Anteil  der  Klasse  40 — 50  ist  bei  den  Erhebungen  ebenfalls  größer 
als  bei  der  Berufszählung.  Er  nimmt  bis  1909  zu  und  ist  1912  ein  wenig 
geringer  als  1909.  Der  Anteil  der  Klasse  über  50  ist  wieder  bei  den 
Organisierten  geringer  als  bei  der  Gesamtheit;  er  nimmt  aber  zu  und 
ist  191 2  dem  Berufszählungsanteil  schon  sehr  nahe  gerückt. 

Entsprechend  der  so  außerordentlich  viel  geringeren  Vertretung  der 
Jugendlichen  unter  den  Organisierten  ist  auch  der  Anteil  der  Ledigen  ge- 
ringer als  bei  der  Gesamtheit.  Er  nimmt  von  1905  auf  1909  auch  noch  ab. 
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XV.   Buchdruck-Hilfsarbeiter. 

Verband  der  Buch-  und  Steindruckerei-Hilfsarbeiter  und  -Arbeiterinnen  Deutschlands. 

Quelle :  Statistik  über  Betriebs-,  Organisations-  und  Tarifverhältnisse  sowie  über 
Arbeitszeit  und  Entlohnung  des  Hilfspersonals  in  Buch-  und  Steindruckereien. 
Berlin  1911. 
Zeit  der  Erhebung:  Januar  1911. 
Gebiet:  Deutsches  Reich  (53  Druckorte). 
Zahl    der    Mitglieder    des    Verbandes 

Ende  1910 6857  männl.,  9034  weibl.  =  15  891 

Gesamtzahl  der  Personen,  für  die  Einzel- 
angaben über  Alter  u.  Organisations- 
zugehörigkeit vorliegen 4459        »        5526        " 

davon : 

organisiert 3906        »        3913 

mit  Altersangabe 4453        "        5414 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppe :  XVII  c  3  (Ungelernte  Arbeiter  der 
polygraphischen  Gewerbe),  das  sind: 

für  männliche 15  801  Berufsangehörige, 

»    weibliche 29  524 »_ 

45  325  Beruf  sangehörige. 


Alters- 

a)  Ar 

jeiter 

b)  Arbeiterinnen 

Alters- 

gliederung 
1907 

V.  H. 
der  Arbeiter 

v.  H.   der 
Arbeiter  der 

V.  H. 
der  Arbeite- 

V, H.  der  Ar- 
beiterinnen 

gliederung  der 
Erhebung 

1907 

Erhebung 

rinnen   1907 

d.  Erhebung 

bis  unter  20 

29,5 

14,7 

41,8 

29,0 

unter  20 

20     „        „       25 

13,7 

20,6 

26,3 

31,9 

20  bis  25 

25     „        „       30 

14,0 

21,7 

11,8 

16,0 

25    „    30 

30     ^       „       40 

20,2 

27,2 

11,8 

16,1 

30    „    40 

40  und  darüber 

22,6 

15,8 

8.3 

7.0 

über    40 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

Aus  den  graphischen  Berufen  liegt,  soweit  bekannt,  eine  einschlägige 
Erhebung  nur  vom  Verband  der  Buch-  und  Steindruckereihilfs- 
arbeiter von  1911  vor,  die  sich  größtenteils  auf  Verbandsmitglieder 
bezieht.  Für  die  organisierten  Buchdrucker  könnten  die  Statistiken 
des  Tarifamts  herangezogen  werden.  Da  aber  die  Buchdrucker  ganz 
überwiegend  organisiert  sind,  so  können  die  Alters-  und  Familienstands- 
verhältnisse der  Organisierten  kaum  von  denen  der  Gesamtheit  abweichen, 
es  kann  daher  von  ihrer  Betrachtung  hier  ganz  abgesehen  werden. 

Den  Buchdruckereihilfsarbeitern  sind  aus  der  Berufszählung  die 
ungelernten  Arbeiter  der  polygraphischen  Gewerbe  gegenübergestellt 
worden.  Die  Altersgruppenbildung  weicht  von  der  Berufszählung  um 
ein  Jahr  ab.  Sie  schließt  nach  oben  hin  schon  mit  40  und  darüber  ab. 
Der  Anteil  der  Jugendlichen  ist  bei  der  Gesamtheit  dafür,  daß  es  sich 
um  Ungelernte  handelt,  ziemlich  groß.  Bei  den  Organisierten  ist  der 
Anteil  außerordentlich  viel  geringer.  Bei  den  Klassen  20 — 25,  25 — 30 
und  30 — 40   hat  sich  das  Verhältnis  umgekehrt.    Die  Klasse  40  und 
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darüber  ist  dagegen  bei  den  Organisierten  wieder  viel  schwächer  ver- 
treten. Bei  den  Arbeiterinnen  ist  die  Alters  Verteilung  zwar  an  sich 
sehr  anders,  aber  das  Verhältnis  zwischen  Gesamtheit  und  Organi- 
sierten ist  ungefähr  dem  bei  den  männlichen  Arbeitern  gefundenen 
entsprechend. 

XVI.  Graveure. 
Deutscher  Metallarbeiterverband. 

Quelle :  Die  Arbeitsverhältnisse  der  Graveure,  Ziseleure  und  verwandter  Berufe. 
Stuttgart  1912. 

Zeit  der  Erhebung:  Oktober  1910. 

Gebiet:  Deutsches  Reich  (106  Orte). 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  Ende  1910 464  016 

»        »    von  der  Erhebung  erfaßten  Personen 5  398 

davon : 

organisiert  im  MetaUarbeiterverband  (ohne  Lehrlinge) 2  386 

mit  Altersangabe 3  138 

mit  Angabe  des  Familienstandes 3  138 

Zum  Vergleich  herangezogen:  Berufsgruppe  XVIII  c  (Gelernte  Arbeiter  der 
künstlerischen  Gewerbe),  ohne  Berufsart  B  162  c  (Arbeiter  der  Maler  und 
Bildhauer)  männlich  mit  16  126  Beruf  sangehörigen. 


Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung- 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  20 

35,4 

17,4 

bis  zu  20 

20     .,        .,       25 

18,7 

25,1 

von  21  bis  25 

25     ,.        „       30 

14,6 

21,9 

.,     26    „    30 

30     „        „       40 

18,7 

24,3 

„     31     „    40 

40     „       „       50 

8,3 

9,2 

„     41    „    50 

50     .,        .,       60 

2,8 

1,7 

..     51     „    60 

60  und  darüber 

1,5 

0,4 

über  60 

100,0 

100,0 

Familienstand : 

ledig.  .  .  . 
verheiratet . 
verwitwet  . 


v.  H.  1907 
63,6 
35,4 
1,0 


v.  H.  Erh. 
51,4 

48,0 
0,6 


100,0  100,0. 

Von  den  Befragten  hatten  1079  =  2066  Kinder;    deren  Zahl   war  also,   auf 
100  Verheiratete  berechnet,  137. 

Für  die  Graveure,  Ziseleure  und  verwandte  Berufe  liegt  eine  Erhebung 
des  Metallarbeiterverbandes  vor,  der  für  diese  gelernten 
Arbeiter  zuständig  ist.  Von  den  durch  die  Erhebung  erfaßten  Personen 
sind  nur  44  v.  H.  im  Metallarbeiterverband  organisiert  (wieviele  etwa 
noch  in  anderen  Verbänden  ist  nicht  angegeben),  so  daß  immerhin 
nur  mit  Vorbehalt  die  Ergebnisse  als  für  Organisierte  gültig  betrachtet 
werden  können.  Aus  der  Berufszählung  lag  die  Altersgliederung  im 
besonderen  des  Graveurberufs  nicht  vor,  es  mußte  daher  die  der  ge- 
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lernten  Arbeiter  der  künstlerischen  Gewerbe  (nach  Ausscheidung  der 
bei  Malern  und  Bildhauern  beschäftigten),  unter  denen  die  Graveure 
usw.  die  große  Mehrheit  bilden,  herangezogen  werden.  Die  Alters- 
gruppen weichen  wieder  um  ein  Jahr  voneinander  ab. 

Die  Ergebnisse  sind  den  auch  bisher  gefundenen  sehr  ähnlich.  Die 
Berufszählung  weist  für  diesen  gelernten  Beruf  über  ein  Drittel  Jugend- 
liche auf.  Ihr  Anteil  bei  den  Erhebungspersonen  ist  noch  nicht  halb 
so  groß.  Die  Gruppen  20 — 25,  25 — 30,  30 — 40  sind  bei  den  Erhebungs- 
personen sehr  viel  stärker  vertreten  als  bei  der  Gesamtheit,  die  Gruppe 
40 — 50  noch  ein  wenig  stärker,  die  höheren  Altersklassen  geringer. 

Bei  der  starken  Verschiedenheit  hinsichtlich  der  Jugendlichen  kann 
es  nicht  wundernehmen,  daß  der  Anteil  der  Ledigen  bei  den  Orga- 
nisierten geringer  ist  als  bei  der  Allgemeinheit. 


XVII.   Verkehrsarbeiter. 
Deutscher  Transportarbeiterverband. 

Jahrbuch  1913.    Berlin  1914. 


Quelle ; 

Zeit  der  Erhebung:   1911-191! 

Gebiet:   Deutsches  Reich. 

Zahl    der   Mitglieder    des    Verbandes    Ende    1911 

1913:  229  427. 
Alter  der  eingetretenen  Mitglieder   (1913:   69  916  männl.,  3195  weibl.). 


195  249,    1912:  225988, 


Alters- 

V. H.  der  männlichen  Ein- 

V.  H.  der  männlichen  Ein- 

getretenen 

getretenen 

gliederung 

1911 

1912 

1913 

1911 

1912       i        1913 

unter  18 

7,0 

7,4 

8,2 

11,1 

9,0 

8,1 

18-25 

35,3 

36,9 

37,9 

22,4 

22,5 

19,6 

26-30 

20,0 

18,7 

19,2 

13,5 

13,3 

13,5 

31—35 

14,3 

13,4 

12,5 

17,5 

16,1 

18,3 

36—40 

9,5 

9,2 

8,9 

13,8 

15,3 

16,6 

41—45 

5,8 

5,8 

5,2 

9,7 

10,3 

10,0 

über  45 

6,3 

6,6 

5,7 

10,2 

12,3 

12,2 

olme  Angabe 

1,8 

2,0 

2,4 

1,8 

1,2 

1,7 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Familienstand: 


Jahr 

V.  H.  der  neueintretenden  Mitglieder  waren 

verheiratet    1  unverheiratet  j  ohne  Angabe 

1901/02 

60,0                      40,0 



1903/04 

55,1 

44,9 

— 

1905/06 

52,4 

47,6 

— 

1907 

47,7 

51,7 

0,6 

1908 

47,1 

49,9 

3,0 

1909 

46,4 

49,9 

3.7 

1910 

45,3 

38,4 

16,3 

1911 

45,5 

51,0 

3,5 

1912 

43,0 

53,9 

3,1 

1913 

41^ 

45,4 

3,6 
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Auf  100  neueintretende  \'erheiratete  kommen  Kinder: 

1911  =  2,6,    1912  -  2,6,    1913  =  2,6. 
A^on  100  neueintretenden  Verheirateten  hatten  keine  Kinder: 
1911  =  16,3,     1912  =  17,5,    1913  =  17,4. 

Der  freigewerkschaftliche  Transportarbeiterverband  gibt 
keine  Altersgliederung  seines  Mitgliederbestandes,  sondern  nur  eine  solche 
der  neu  eingetretenen  Mitglieder.  Ein  Vergleich  mit  berufsstatistischen 
Zahlen  ist  daher  nicht  möglich.  Wohl  aber  erlaubt  die  Nebeneinander- 
stellung mehrerer  Jahrgänge  Schlüsse  auf  die  Entwicklungsrichtung. 

Bei  einem  Vergleich  der  Eintrittsstatistik  von  1911,  1912  und  191 3 
zeigt  sich  nun  bei  den  männlichen  Mitgliedern  eine  Zunahme  des  An- 
teils der  im  Alter  von  unter  18  und  von  18  bis  25  Jahren  Eintretenden. 
Der  Anteil  der  Klasse  26 — 30  hat  sich  nur  wenig  verändert,  der  der 
Klassen  31 — 35,  36 — ^40  hat  ein  wenig  abgenommen,  der  der  Klassen 
41 — 45  und  über  45  mit  Unterbrechung  im  Jahre  1912  ebenfalls.  Zeigt 
sich  also  in  der  männlichen  Mitgliedschaft  die  Neigung  zur  Veränderung, 
so  zeigt  sich  in  der  weiblichen  das  Gegenteil.  Die  Anteile  der  Klassen 
unter  18  und  18 — 25  (mit  Unterbrechung)  nehmen  ab,  der  der  Klasse 
26 — 30  bleibt  sich  gleich,  der  der  Klasse  31 — 35  erfährt  (mit  Unter- 
brechung) eine  kleine,  der  der  Klasse  36 — 40  eine  beträchtliche  Zu- 
nahme und  auch  die  höheren  Klassen  zeigen  ein  Wachstum,  wie  denn 
beim  weiblichen  Geschlecht  das  Eintrittsalter  überhaupt  ein  im  Durch- 
schnitt höheres  ist  als  beim  männlichen. 

Nach  dem  Familienstand  sind  leider  männliche  und  weibliche  Ein- 
getretene zusammengeworfen.  Doch  kommen  auf  100  Eingetretene  1913 
nur  4,4  V.  H.  weibliche,  so  daß  in  den  Gesamtziffern  die  Eigenschaften 
der  männlichen  Mitglieder  fast  ungetrübt  zum  Ausdruck  kommen. 

Die  Betrachtung  der  Übersicht  ergibt,  daß  von  1901/02  bis  1913  der 
Anteil  der  Verheirateten  fast  ständig  zurückgeht,  was  auf  eine  dauernde 
Herabminderung  des  Eintrittsalters  schließen  läßt,  welcher  Schluß 
auch  im  Jahrbuch  —  neben  der  für  den  ganzen  Zeitraum  sicherlich 
unzutreffenden  Vermutung,  daß  das  Heiratsalter  infolge  der  schwierigen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  gestiegen  sei,  ausgesprochen  wird. 

XVIII.  Gastwirtsgehilfen. 
Verband  der  Gastwirtsgehilfen. 

Quelle:  Jahresbericht  der  Hauptverwaltunti  für  das  Jahr  1912.    Berlin  1913. 
Darin : 
Übersicht  über  das  Alter  der  Mitglieder  und  die  Dauer  der  Mitgliedschaft. 
(Ende  1912.) 
Zahl  der  Mitglieder  1912  =  16  542,  darunter  1144  weibliche. 
Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppe:  XXIII  c  2  u.  3  (Arbeiter  der  Gast- 
und  Schankwirtschaft)  männl.  mit  130  058  Berufsangehörigen. 
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Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  18 

18,4 

1,5 

unter  18 

18  bis  unter  20 

10,4 

7,9 

18  bis  20 

20     „        „       25 

19,5 

19,3 

21    .,     25 

25     „        „       30 

18,9 

22,4 

26    „    30 

30     „       „       40 

20,5 

31,9 

31    „    40 

40     ,.        ..       50 

7,7 

12,6 

41     „    50 

50     .,        „       60 

3,3 

3,7 

51    .,    60 

60  und  darüber 

1,3 

0,7 

über  60 

100,0 

100,0 

Der  Verband  der  Gastwirtsgehilfen  ist  eine  freie 
Gewerkschaft,  die  so  ganz  überwiegend  aus  männhchen  MitgHedern 
besteht,  daß  zum  Vergleich  der  Altersgliederung  nur  die  männlichen 
Gehilfen  und  Arbeiter  der  Gast-  und  Schankwirtschaft  aus  der  Berufs- 
zählung gegenübergestellt  werden.  Die  Erhebung  des  Verbandes  von 
1912  erstreckt  sich  auf  dessen  gesamte  Mitgliedschaft.  Die  Alters- 
gruppen weichen  bis  auf  die  unterste  von  denen  der  Berufszählung 
um  ein  Jahr  ab. 

Die  Gruppe  der  unter  i8  Jahre  alten  Personen,  die  in  der  Gesamtheit 
der  Gehilfenschaft  ziemlich  stark  vertreten  ist  (18,4  v.  H.),  fehlt  unter 
den  Organisierten  fast  ganz  (1,5  v.  H.).  Auch  die  nächste  Gruppe, 
die  bei  den  Organisierten  ein  Lebensjahr  mehr  umfaßt  als  bei  der  Ge- 
samtheit, ist  trotzdem  bei  ihnen  noch  schwächer  vertreten.  Der  Anteil 
der  20-  bis  25jährigen  ist  bei  der  Gesamtheit  und  bei  den  Organisierten 
fast  gleich  groß.  In  der  Gruppe  von  25 — 30  überwiegt  die  Vertretung 
der  Organisierten  nur  erst  wenig,  um  bei  den  30-  bis  40jährigen  und 
den  40-  bis  50jährigen  stark  die  der  Gesamtheit  zu  übertreffen.  Ja 
selbst  bei  den  50-  bis  60jährigen  übertrifft  der  Anteil  der  Organisierten 
noch  den  der  Gesamtheit.  Man  hat  es  bei  den  Gastwirtsgehilfen  also 
mit  einer  außergewöhnlich  spät  organisierten  Gruppe  zu  tun,  und 
man  hört  ja  in  der  Tat  seitens  der  in  diesem  Gewerbe  Organisierten 
häufig  die  Klage  über  geringes  Verständnis  für  die  Organisation  \md 
über  die  starke  organisatorische  Zersplitterung  bei  den  Angehörigen  des 
Gast  Wirtsgewerbes . 

XIX.  Ungelernte  Arbeiter. 
Verband  der  Fabrikarbeiter  Deutschlands. 

Quelle:   Statistische  Erhebungen  über  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  der  Mit- 
glieder des  ^''erbandes  der  Fabrikarbeiter  Deutschlands.    Hannover  1909. 

Zeit  der  Erhebung:  August  1907. 

Gebiet:  Deutsches  Reich. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  zur  Zeit  der  Erhebung  (August  1907)   134  957 
»       »    männlichen    Mitglieder,    für    die    verwertbar    ausgefüllte 

Fragebogen  vorlagen 73  088 
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davon: 

mit  Altersangabe 73  088 

mit  Angabe  des  Familienstandes 73  088 

Zum  Vergleich  herangezogene  Berufsgruppen :  \'n/Vin  c  3  (Ungelernte  Arbeiter 
der  chemischen  Industrie  und  der  Industrie  der  forstwirtschaftlichen  Neben- 
produkte usw.)  männl.  mit  132  721  Berufsangehörigen. 


Altersgliederung 

V.  H.  der 

V.  H.  der  Arbeiter 

Altersgliederung 

1907 

Arbeiter  1907 

der  Erhebung 

der  Erhebung 

bis  unter  16 

3,4 

1 

16  bis  unter  18 

3,9 

2,5 

16  bis  18 

18     .,        .,       20 

4,7 

8,6 

18     .,    21 

20     „        .,       30 

25,7 

33,0 

21     ..    30 

30     „        „40 

29,4 

30,5 

30     .,    40 

40     .,        „       50 

19,7 

17,3 

40     ..    50 

50     .,       ^       60 

9,6 

6,7 

50     „    60 

60     „       „70 

3.2 

1,3 

60     .,    70 

70  und  darüber 

0,4 

0,1 

über  70 

100,0 

100,0 

Familienstand : 

ledig 

verheiratet 

verwitwet,  geschieden 


V.  H.  1907 

29,2 

68,7 

2,1 


V.  H.  Erh. 
31,52 

68.53 


100,0 


100.0. 


Dem  freigewerkschaftlichen  Verband  der  Fabrikarbeiter 
gehören  ungelernte  Arbeiter  verschiedener  Gewerbe  an.  Eine  be- 
sondere Rolle  spielen  in  ihm  die  Arbeiter  der  chemischen  Industrie. 
Sie  werden  daher  aus  der  Berufszählung  zur  Gegenüberstellung  hier 
herausgegriffen.  Die  Erhebung  des  Verbandes  von  1907  erstreckt  sich 
nur  auf  Mitglieder.  Die  Altersgruppenbildung  weicht  auch  hier  von 
der  der  Berufszählung  um  ein  Jahr  ab. 

Daß  es  unter  den  Organisierten  keine  solchen  von  unter  16  Jahren 
gibt,  nimmt  nicht  wunder.  Die  16-  bis  18jährigen  sind  unter  den 
Organisierten  gegenüber  der  Gesamtheit  schon  nicht  mehr  ganz  un- 
bedeutend vertreten.  Die  Klasse  18 — 20  (18 — 21)  ist  bei  den  Organi- 
sierten schon  stärker,  sogar  beträchtlich  stärker  vertreten  als  bei  der 
Allgemeinheit,  und  die  Klasse  20 — 30  ist  bei  der  Organisation  auch 
noch  stärker  vertreten.  Bei  der  Klasse  30 — 40  tritt  schon  das  Gleich- 
gewicht ein,  und  die  folgenden  Klassen  sind  bei  den  Organisierten 
schwächer  besetzt.  Im  Fabrikarbeiterverband  hat  man  es  also  mit  einer 
verhältnismäßig  sehr  jugendlichen  Gruppe  zu  tun.  Trotzdem  übertrifft  der 
Anteil  der  Ledigen  bei  den  Organisierten  kaum  den  bei  der  Gesamtheit. 


'  Zur  Zeit  der  Erhebung  war  die  Zurücklegung  des  16.  Lebensjah 
bedingung  für  die  Aufnahme  in  den  Verband. 

*  Auch  verwitwet  ohne  eigenen  Hausstand. 
3       »  "  mit  »  » 

*  Vgl.  .\nm.  1  und  2. 


res  Vor- 


l88  Johannes  Feig. 

Zusammenfassung. 

Es  seien  nunmehr  rückblickend  die  wichtigsten  Erhebungsergebnisse 
für  männliche  Arbeiter  zusammengestellt,  um  die  Verschiedenheit  der 
Alterszusammensetzung  und  der  Familienstandsgliederung  in  den 
verschiedenen  Gewerkschaften  zu  veranschaulichen.  Nur  die  wichti- 
geren Erhebungen  werden  hierbei  berücksichtigt. 

Die  Altersgliederung  der  organisierten  Arbeiter  zeigt  sich  in  der 
Vergleichsübersicht  I  (S.  189)  als  außerordentlich  verschieden.  In  der 
Altersklasse  bis  20  finden  sich  30,7  v.  H.  der  organisierten  Gärtner.  Die 
nächsthohen  Anteile  bleiben  weit  dahinter  zurück,  sie  finden  sich 
mit  17,4  v.  H.  bei  den  Graveuren,  17,3  v.  H.  bei  den  Glasarbeitern, 

16.5  V.  H.  bei  den  Buchbinderhilfsarbeitern,  15,8  v.  H.  bei  den  Metall- 
arbeitern und  Tapezierern.  Die  niedrigsten  Anteile  finden  sich  mit 
5,2  V.  H.  bei  den  Brauereiarbeitem,  6,4  v.  H.  bei  den  Bauhilfsarbeitern 
und  7,3  V.  H.  bei  den  (christlichen)  Holzarbeitern. 

Die   Altersklasse   von   20—25    Jahren   ist   vertreten   einerseits   mit 

34.6  V.  H.  bei  den  Gärtnern,  26,6  v.  H.  bei  den  Buchbindern,  25,1  v.  H. 
bei  den  Graveuren,  anderseits  mit  nur  10,8  v.  H.  bei  den  Brauerei- 
arbeitern, 13,0  V.  H.  bei  den  Textilarbeitern  und  15,7  v.  H.  bei  den 
Bauhilfsarbeitern. 

In  der  Altersklasse  25 — 30  finden  sich  als  äußerste  Gegensätze  28,0 
V.  H.  bei  den  Tapezierern  und  13,1  v.  H,  bei  den  Textilarbeitern,  in 
der  Altersklasse  30 — ^40:  39,7  v.  H.  bei  den  Brauereiarbeitem  und 
11,5  V.  H.  bei  den  Gärtnern,  in  der  Altersklasse  40 — 50:  21,1  v.  H. 
bei  den  (christlichen)  Textilarbeitern  und  4,6  v.  H.  bei  den  Gärtnern. 
Die  Altersklasse  50 — 60  ist  noch  mit  13,7  v.  H.  vertreten  bei  den 
(christlichen)  Textilarbeitern,  mit  nur  1,6  v.  H.  bei  den  Gärtnern, 
und  die  von  über  60  Jahren  weist  ebenfalls  bei  den  Textilarbeitern 
den  höchsten  Anteil  auf,  nämlich  4,0  v.  H.,  gegen  0,4  v.  H.  bei  den 
Glasarbeitern,  den  Porzellanarbeitern  und  den  Graveuren. 

Hiernach  treten  hervor  einerseits  die  Gärtner  mit  einer  besonders 
jugendlichen,  die  christlichen  Textilarbeiter  mit  einer  besonders  alten 
Mitgliedschaft,  während  die  Brauereiarbeiter  zwar  auch  verhältnis- 
mäßig wenig  jugendliche,  aber  besonders  viel  Mitglieder  mittleren 
Alters  aufweisen. 

Etwas  abweichend  wird  das  Bild,  wenn  man  an  der  Hand  der  Ver- 
gleichsübersicht II  (S.190)  die  Unterschiede  betrachtet,  welche  die  Alters- 
klassenanteile der  Organisierten  gegenüber  den  durch  die  Berufszählung 
für  die  Gesamtheit  ihres  Berufs  ermittelten  aufweisen,  also  die  Ab- 
weichungen der  Organisierten  vom  Typus  der  Berufsangehörigen. 

In  der  Altersklasse  bis  20  zeigen  sämtliche  Berufe  ein  Zurückbleiben 
des  Anteils  der  Organisierten  hinter  dem  der  Gesamtheit  mit  alleiniger 


Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter. 


189 


4) 

J3 


75 

4» 

> 


bßJJ 


•s  c 
«  S 


bDbc 


•>  '«^   r~   I--.   t—  o  ^„    -^ 


'^  "*  f^  ^  "^^  "^^  *^  ^ 
»-T  co"  c^*^  m  vD~  io~  e'T  cc" 


0 

0' 

0. 

0 

oc. 
im' 

^; 

in 

00. 

in 

00" 

>oc^cci^<y*'*^-irt    ctn    ^ 


od"  c<r 


jrT  on"   c<r 


00 

ö" 

-*^ 

0 

•o   "-^_  ^„  ^,-  "^^  '^^  "*„  "-i- 

isj^  O    ^^    O    00    lO    ^*    lO 


oa    o     in   t^ 


0\    CS  o'    vo    r^ 

CO      <M     rO      CM      CN 


ro_  cs_  in_ 
-*"  — r  cT 
■M  CO    cn 


O     t^    !M     -«t     -^     **<     C^l  ' 


vO  r-^  -^^  co^  r^   -^^  o  vo^ 
^  o^  oT  c>.r  r-T  — T  fo"  scT 


0  t^' 

00  -T 

Os^     CO 

CO     -* 

OS    -*  ' 


00 


t»j_  fO_  oa^  Q0_^  \n^  00^ 
gT  r^  ifT  irT  oj"  crT 


r-^  ir^    in^    o^   oo_^ 

0~  -*"    vo"    CO"    lO 


CO      O      C\} 


<n  'S 


00\£>0C<1C^I00      C      -w      00      C<1      ON      -^-H      CS!      »-»      0(M 

»I-HO'^H'-Hi— ci— lO        "— '        »H        »— 1»— 1        O        O       1— 1^^        ^^       »-(        -H-< 

ON    c^    OS    O^    C^    C^    C*    OS      Os      O^      Os    Os      O*      O^      OS    Os      C^      Os      O^    Os 


Jß 


4)     ^ 


XI   ii 


u 

.■^ 

g 

4) 

'S 

JQ 

83 

c 
3 

4> 
XI 
U 

CA 

r! 

<i; 

0 

:S 

S 

2 

<u 

o. 

0 

0 

Ok 

i«5 

« 

03      0) 


X>    ^3 


H  oa 


«K       .^    vis 


u 

4) 

<U 

•     X3 

k. 

•      aS 

h 

(A 

•    a 

**- 

■  'oJ 

•    H 

•  •£ 

•    ji 

•  S 

•  y  i: 

<^    3 

-     4) 

s 

£ 

2 

u 

0.  •^ 

s 

y 

9 

08     0 

£ 

«) 

d 

n 

H  X 

oa 

S 

m 

lä, 

5  .=     « 


ÖC    o 


C5       US 


igo 


Johannes  Feig. 


o  c 


V 


<u 


"O   1/1 


c 

x> 

:cä 

(I) 

tn 

o 

s 

(U 

PL. 

J3 

<J 

C 

^ 

<u 

^ 

c 

(Vi 

4) 

^ 

-Ö 

o 

c 

7) 

5 

t; 

(ü 

(U 

bn 

!^ 

t^ 

biO 

a^ 

C 

0) 

_S3 


ja 


CQ 


I  +1 


\0   -)^  Lq_    O^ 


VO^  OS 


•^  \o^  o_ 
cn  CO  -^ 


+        + 


ON^  ro_  \0^  -^\ 

o  -'S  -^  CO 


V'=' 


vo  »^  »H  CM   vo  -^  on"   oä^   ^   -^ 


t>^  o^  o^  o^    «-H^ 


+    I    + 


+    + 


(CO    CM 

N 

— <  o 

1  1 

CS) 

1 

oo 

—1    0^ 

0^ 

1 

1      + 

CS« 

1 

OS    -^ 

•^ 

O    -^ 

CSI 

■^ 

+  +  +    +}      K+  + 


os^  o_  r^  r^  fo_  vo^  io_   oq_   rc^  o    os_  o_in^ine^csi_o    som 
•<!)"'^-*<T»-'-^cs)-^crrcsi    r-T   -^  i-C  oo  t>r  in    otT   rC   in  co 

I    +  +  +  +  +  +    +    +    +    +    +  +  +  +    +    +    +  + 


00^  cif5.  r«-^  in^  o^  00^  t^ 
cvT  r^  vo"  vo"  r-T  cT  »o" 

+  +  +  +  +  +  + 


■^  o_  sq^  -*_  --^^  so^  t>^ 

o"  stT  ifT  o~  ocT  -^  CS 

CS! 

+    +    +  +    +    +    + 


fO^^ 

o 

■rt 

+ 

■^ 

■* 

-»-H 

— 

+ 

+ 

.1. 

+ 


Csj_  os^  Q0_  -H^ 

so"  cT  csT  ■-h" 

1-1 

CO    C<l_' 

+  -h  +  + 

+ 

+ 

+  1 

iq_  00^  in^  ■*__ 

ifT  ^  orf  o~ 

Os_ 

^^  csT 

.+     1     +   + 

+ 

+ 

+    1 

+ 


eo_  csi^  in^  co^  •^_^  t^  fo^  i-^ 

Ci     -r^   -r^   -^   lO     --^    lO       e^ 
■--I     -^     CSI  ■—(■.-( 


O    00    CO    o  in  ^-  o 


00      O    CS     Os 


C  C    .-H         p 


■C   2 


OOOCSicsioO     O     -^     O     CS»     00^■-HCS|     CS]     i-(     ocsi     t~» 

■"-li— li— Ii-Hi— l-J-HO       ■^H       '-I       ■^^       O       i-lO'-l'— I        ■•—I       i—l       T-l»-l       O 

On    0\    O^    OS    Os    0^    OS      ^^O^OsOsO^OsO^OsOnOs    Os     Os 


I 


ffi 


fc  I  •§  I  ^ 

-  ^  -g  £  ^  -g 


O    O    S    W 


K 


XI      « 


CM« 

0)     S 

H  CQ 


o 

a 


<ü 

CA 

3 

V      f> 

t3 

3    ^ 

XI 

<u 

X! 

es     5 

S 

c; 

S   <s 

rt 

a» 

1 

«   S 

CQ 

S 

« 

o  o 


Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter.  191 

Ausnahme  der  Gärtner,  deren  Organisation  also  auch  hiernach  in  der 
Heranziehung  Jugendhcher  an  der  Spitze  steht.  Ihnen  stehen  sehr 
nahe  die  Fabrikarbeiter,  bei  denen  die  Organisierten  nur  um  0,9  hinter 
der  Gesamtheit  zurückstehen.  In  weitem  Abstände  folgen  dann  die 
Kupferschmiedehilfsarbeiter  ( —  5,4)  und  die  Bauhilfsarbeiter  ( —  6,0). 
Es  zeigt  sich  also,  daß  es  namentlich  Ungelernte  sind,  deren  Jugendliche 
leicht  für  die  Organisation  gewonnen  werden.  Besonders  schwach 
sind  dagegen  die  Anteile  der  Jugendlichen  unter  den  Organisierten 
verglichen  mit  der  Gesamtheit  bei  den  Sattlern  ( —  25,3),  den  Malern 
( —  23,7),  den  Kupferschmieden  ( —  21,3),  den  Graveuren  ( —  18,0), 
den  Tapezierern  ( —  17,8),  den  christlichen  Holzarbeitern  ( —  17,0) 
und  den  Gastwirtsgehilfen  ( —  16,9),  namentlich  also  Berufen  mit  hand- 
werksmäßiger Lehrzeit.  Offenbar  kommen  die  Lehrlinge  wenig  oder 
gar  nicht  für  die  Organisation  in  Betracht. 

Die  Altersklasse  20 — 25  ist  nach  dieser  Übersicht  unter  den  Organi- 
sierten gegenüber  der  Gesamtheit  besonders  stark  vertreten  bei  den 
Gärtnern  (-f  20,1),  demnächst,  aber  schon  erheblich  schwächer,  bei 
den  freien  Holzarbeitern  (-|-  14,4)  und  den  Buchbinderhilfsarbeitern 
(4-  11,4),  besonders  schwach  vertreten  dagegen  bei  den  Gastwirts- 
gehilfen ( —  2,5),  den  Brauereiarbeitem  ( —  1,8)  und  den  Tapezierern 
( —  1,1).  Die  Altersklasse  25 — 30  ist  nur  noch  in  einem  Beruf  bei  den 
Organisierten  schwächer  besetzt  als  bei  der  Gesamtheit,  nämlich  bei 
den  Gastwirtsgehilfen  ( —  0,2),  besonders  stark  besetzt  ist  sie  bei  den 
organisierten  Tapezierern  (+  10,9)  und  Malern  (-1-  10,1). 

Die  Altersklasse  30 — 40  ist  in  allen  Berufen  bei  den  Organisierten 
stärker  besetzt  als  bei  der  Gesamtheit.  Besonders  groß  ist  der  Unter- 
schied bei  den  Sattlern  (-f  12,3),  demnächst  bei  den  Kupferschmieden 
(+  9'?)'  3-^  geringsten  bei  den  Fabrikarbeitern  (+  1,1)  und  den  Kupfer- 
schmiedehilfsarbeitern (-f  1,3). 

Die  Altersgruppe  von  25 — 30,  noch  mehr  aber  die 
von  30 — 40  stellen  also  die  Kerntruppen  der  Ge- 
werkschaften. 

Die  Altersklasse  40 — 50  ist  unter  den  Organisierten  im  allgemeinen 
imgefähr  gleich  stark  besetzt  wie  unter  der  Gesamtheit.  Eine  sehr  viel 
stärkere  Vertretung  zeigen  nur  die  Gastwirtsgehilfen  (-|-  11,4),  eine 
erheblich  geringere  die  Gärtner  ( —  6,6)  und  die  Kupferschmiede- 
hilfsarbeiter ( —  6,3). 

Die  Altersklasse  50 — 60  ist  bei  den  Organisierten  fast  überall  ge- 
ringer vertreten  als  bei  der  Gesamtheit.  Eine  Ausnahme  machen  nur 
die  Gast  Wirtsgehilfen  (-f  4,9),  die  christlichen  Textilarbeiter  (-f  3,6) 
und  die  Kupferschmiede  (-f  2,0),  während  die  Anteile  dieser  Klasse 
unter  den  Organisierten  besonders  stark  zurückbleiben  bei  den  Gärtnern 
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( —  6,6),    demnächst   bei   den    Kupferschmiedehilfsarbeitern    ( —   3,1), 
den  Glasarbeitern  und  den  Fabrikarbeitern  (je  — 2,9). 

Die  Altersklasse  über  60  endlich  zeigt  überall  bei  den  Organisierten 
ein  Zurückbleiben  des  Anteils  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Kupfer- 
schmiede, bei  denen  die  Anteile  gleich  groß  sind.  Besonders  wenig 
bleibt  der  Anteil  der  organisierten  Gastwirtsgehilfen  zurück  ( —  0,2), 
besonders  viel  der  der  organisierten  Gärtner  ( —  6,1),  dann  der  Bau- 
hilfsarbeiter ( —  3,4),  der  freien  Holzarbeiter  und  der  Fabrikarbeiter 
(je  —2,2). 


Vergleichsübersicht  III. 


Berufe 


Von  100 

Mehr  oder 

Organi- 

weniger 

sierten 

gegen  1907 

sind  ver- 

(Berufs- 

heiratet 

zählung) 

51,9 

+    6,6 

52,5 

—    8,5 

60,7 

-F20,7 

53,5 

—    5,0 

47,6 

-f     7,6 

53,3 

+     1,1 

55,7 

+  25,4 

62,8 

+  14,4 

60,1 

+    3,4 

69,3 

+  16,2 

67,5 

+  10,1 

55,9 

+  19,8 

48,0 

+  12,6 

68,5 

—    2,3 

Auf  100  ver- 
heiratete Or- 
ganisierte 
Kinder 
(unter  14  J.) 


Metallarbeiter  (Leipzig)    .... 
,,         (Hilfsarb.)  (Stuttgart) 

Kupferschmiede 

„  (Hilfsarbeiter)    . 

Buchbindergehilfen 

Buchbinder  (auch  HUfsarbeiter) . 

Sattler 

Holzarbeiter 

Brauereiarbeiter  (Stuttgart)    .    . 

Maurer 

Bauhilfsarbeiter 

Maler 

Graveure  

Fabrikarbeiter 


1907 

freie 

1912 

1912 

1912 

1900 

jj 

1910 

., 

1911 

1902 

1902/3 

1911 

1911 

1909 

1910 

1907 

J7 

217 

200 

155 

200 

151 

187  (105> 

185  (162) 

226  (180) 

214 


219 
137 


In  der  vorstehenden  Übersicht  sind  die  Angaben  über  den  Familien- 
stand aus  den  wichtigsten  Erhebungen  zusammengestellt.  Es  ist 
nur  der  Prozentsatz  der  Verheirateten  wiedergegeben,  wobei  es,  wie 
schon  bemerkt,  meist  unsicher  ist,  ob  die  Verwitweten  und  Geschiedenen 
inbegriffen  sind.  Bei  dem  Vergleich  mit  1907  (zweite  Spalte)  ist  für 
das  Berufszählungsjahr  im  Zweifelsfalle  nur  der  Prozentsatz  der  Ver- 
heirateten ohne  die  Verwitweten  und  Geschiedenen  berücksichtigt 
worden.  Der  Prozentsatz  der  Verheirateten  unter  den  Organisierten 
erweist  sich  als  recht  verschieden  und  schwankt  zwischen  47,6  v.  H. 
bei  den  Buchbindergehilfen  und  69,3  v.  H.  bei  den  Maurern.  Die 
Unterschiede  hängen  natürlich  in  erster  Linie  mit  denen  der  Alters- 
gliederung zusammen.  So  sind  die  drei  organisierten  Berufe  mit  den 
höchsten  Ziffern  der  Verheirateten  (Maurer,  Fabrikarbeiter,  Bauhilfs- 
arbeiter) solche  mit  geringer  Vertretung  der  Jugendlichen  unter  den 
Organisierten.  Immerhin  zeigt  sich  keine  völlige  Parallelität,  und  das 
hängt  zum  Teil  wohl  mit  der  Verschiedenheit  des  Heiratsalters  nach 
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Berufen  zusammen.  Erst  der  Vergleich  mit  der  Berufszählung  ver- 
mag diese  Ursache  der  Verschiedenheiten  auszuscheiden. 

Der  Vergleich  mit  den  Berufszählungsziffern  (zweite  Zahlenspalte) 
läßt  denn  auch  immer  noch  große  Verschiedenheiten  bestehen.  Nur 
in  drei  Fällen  ist  der  Prozentsatz  der  Verheirateten  bei  den  Organi- 
sierten kleiner,  in  allen  übrigen  größer  als  bei  der  Gesamtheit. 
Am  stärksten  —  um  8,5  —  bleibt  er  bei  den  Stuttgarter  Hilfsarbeitern 
der  Metallbearbeitung  hinter  der  Berufszählungsziffer  zurück,  dem- 
nächst bei  den  Kupferschmiedehilfsarbeitern,  außerdem  noch  bei  den 
Fabrikarbeitern.  Es  ist  wohl  kein  Zufall,  daß  es  sich  in  allen  drei  Fällen 
um  ungelernte  Berufe  handelt  und  daß  auch  die  Erhebung  mit  der 
geringsten  Überschreitung  des  Prozentsatzes  der  Berufszählung,  die 
Buchbindererhebung  von  1910,  großenteils  ungelernte  Arbeiter  umfaßt. 
Es  handelt  sich  um  Verbände  mit  besonders  starker  Vertretung  der 
Jugendlichen,  die  hier  durch  kein  Lehrlingsverhältnis  von  der  Organi- 
sation zurückgehalten  werden.  Wieweit  außerdem  eine  schwerere 
Organisierbarkeit  der  Verheirateten  gerade  bei  den  Ungelernten  vor- 
liegt, muß  dahingestellt  bleiben.  Bei  den  übrigen  Verbänden,  bei  denen 
der  Prozentsatz  der  Verheirateten  die  Berufszählungsziffer  zum  Teil 
beträchtlich  übertrifft,  läßt  sich  jedenfalls  ein  solcher  Einfluß  noch 
weniger  feststellen.  Die  größten  Unterschiede  finden  sich  bei  den 
Sattlern  (+  25,4),  den  (gelernten)  Kupferschmieden  (+  20,7)  und 
den  Malern  (+  19,8).  Es  sind  dies  zugleich  die  drei  Berufsverbände, 
in  denen  der  Anteil  der  Jugendlichen  am  meisten  hinter  der  Berufs- 
zählungsziffer zurücktritt.  Also  auch  hier  zeigt  sich,  daß  die  Ziffer 
der  Verheirateten  in  erster  Linie  von  der  Altersgliederung  abhängig  ist. 

Die  Angaben  über  die  Kinderzahl  sind  mehr  der  Vollständigkeit 
halber  beigefügt,  als  daß  hier  Schlüsse  daraus  gezogen  werden  sollen. 

Wirft  man  schließlich  noch  einen  Rückblick  auf  die  Fälle,  in  denen 
für  ein  und  denselben  Verband  Erhebungen  aus  mehreren  Jahren 
vorliegen  (namentlich  kommen  in  Betracht :  Porzellanarbeiter,  Metall- 
arbeiter, Sattler,  Holzarbeiter,  Maler,  Ve  rkehrsarbeiter), 
so  findet  man  vielfach,  wenn  auch  nicht  ausnahmslos,  eine  verhältnis- 
mäßige Zunahme  der  Jugendlichen  und  noch  regelmäßiger  der  höchsten 
Altersklassen,  also  eine  Annäherung  an  die  Alterszusammensetzung 
der  Gesamtheit,  die  sich  ja  gerade  durch  die  stärkere  Vertretung  dieser 
Altersklassen  von  den  Organisierten  unterscheidet.  Da  die  Mitglied- 
schaft der  hier  in  erster  Linie  in  Betracht  kommenden  freien  Gewerk- 
schaften, aber  auch  der  christlichen  —  wegen  ihrer  Verschiedenheiten 
sei  auf  das  S.  150  Gesagte  verwiesen  —  im  allgemeinen  in  den  letzten 
Jahren  stark  zugenommen  hat,  so  ist  anzunehmen,  daß  ihre  verstärkte 
Werbekraft  auch  die  ihnen  bisher  schwerer  zugänglichen  Altersklassen 
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ergriffen  und  die  ihnen  bereits  Angeschlossenen  auch  mit  zunehmendem 
Alter  festzuhalten  verstanden  hat.  Sollten  noch  mehr  Gewerkschaften 
als  bisher  —  jetzt  ist  es  in  der  Hauptsache  wohl  nur  in  den  graphischen 
Berufen  der  Fall  —  in  die  Lage  kommen,  die  große  Mehrheit  aller 
Angehörigen  des  betreffenden  Berufs  oder  der  betreffenden  Industrie 
in  sich  zu  vereinigen,  so  wird  sich  ganz  naturgemäß  ihre  Alterszu- 
sammensetzung noch  mehr  derjenigen  der  Gesamtheit  annähern. 
Immerhin  werden  auch  dann  die  jüngsten  und  die  ältesten  Arbeiter 
am  schwersten  organisierbar  bleiben  und  darum  unter  den  Organi- 
sierten schwächer  vertreten  sein  als  unter  den  Nichtorganisierten. 
Die  Folgen  der  Veränderungen  der  Alterszusammensetzung  für  die 
gewerkschaftliche  Gesinnung  und  Handlungsweise  zu  erörtern,  über- 
schreitet den  Rahmen  der  dieser  Untersuchung  gesetzten  Aufgabe. 


I 


über  einige  internationale  Aufgaben  der  Sozialstatistik 
und  Sozialpolitik'. 

Von  Professor  Dr.  A.  Günther,  Berlin. 


NjEUE  Fragestellungen  sind  in  das  alte  Lehrgebäude  der 
I  Nationalökonomie  und  Statistik  eingedrungen.  Weltwirt- 
s  schaftliche  Probleme  werden  organisiert,  Privatwirtschaf ts- 
......:  lehre  und  -Statistik  nehmen  Gebiete,  die  früher  mehr  ge- 
legentlich anderer  Aufgaben  behandelt  wurden,  für  sich  in  Anspruch, 
imd  die  Soziologie  will  in  der  alten  Volkswirtschaftslehre  nur  ein  Teil- 
gebiet einer  umfassenden  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft  erblicken. 
Gleichzeitig  haben  alteingesessene  Disziplinen  unzweifelhaft  an  Geltung 


^  Die  vorliegende  Abhandlung  konnte  aus  äußeren  Gründen  nicht  mit  An- 
merkungen belastet  werden.  Doch  sei  hier  in  literarischer  Beziehung  einiges 
zusammengefaßt:  einer  »konsumzentrischen«  Auffassung  ist  in  der  Literatur 
wiederholt  das  Wort  geredet  worden.  Vor  allem  sei  an  Brentanos  Dar- 
legungen, »Versuch  einer  Theorie  der  Bedürfnisse«,  in  den  Sitzungsberichten 
der  Akademie  der  Wissenschaften  in  München  veröffentlicht,  erinnert.  Verfasser 
vorliegenden  Beitrags  hat  eine  Reihe  hier  nur  angedeuteter  Gedanken  in  seiner 
Ausarbeitung  eines  Vortrags  in  der  Gehe-Stiftung  in  Dresden,  Verlag  B.  G. 
Teubner,  eingehender  begründet;  das  dort  behandelte  Thema:  »Das  Problem 
der  Lebenshaltung",  will  diesen  letzteren  zentralen  Begriff  absolut  gefaßt  wissen, 
nicht  relativ,  wie  das  Brentano,  Hermann  u.  a.  getan  haben.  Zu  den 
eigentlich  statistisch-methodischen  Fragen  hat  Verfasser  im  Heft  12  der  Bei- 
träge zur  Arbeiterstatistik,  herausgegeben  von  der  arbeiterstatistischen  Abteilung 
des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes,  Stellung  genommen;  der  einschlägige 
Band  behandelt  »Gebiete  und  Methoden  der  amtlichen  Arbeitsstatistik  in  den 
wichtigsten  Industriestaaten«;  in  ihm  hat  Verf.  den  größten  Teil  des  Beitrags 
»Lebenshaltung  und  Preise«,  was  hier  unmittelbar  einschlägig  ist,  bearbeitet. 
Auch  sein  Beitrag  »Arbeiterwanderungen«  gehört  hierher.  Ebenso  verbreitet 
sich  der  obenerwähnte  Vortrag  über  die  Methodenfragen,  die  deshalb  hier  nur 
gestreift  zu  werden  brauchten.  —  In  einzelnen  Punkten  stützt  sich  die  Dar- 
stellvmg  auf  kleinere  Aufsätze  teils  des  Verfassers,  teils  Dritter.  Zu  den  ersteren 
zählt  eine  Auseinandersetzung  über  »Erkenntnistheorie  und  Statistik«  im  Deut- 
schen Statistischen  Zentralblatt,  zählen  die  selbständig  erschienenen  früheren 
Arbeiten  des  Verfassers  zu  Sozialpolitik  und  Sozialstatistik.  Von  Schriften  Dritter 
seien  Eulenburgs  Vortrag  in  der  Gehe-Stiftung  (»Die  Preissteigerung  des 
letzten  Jahrzehnts«),  ein  Aufsatz  Eggenschwylers  in  Schmollers  Jahrbuch, 
theoretische  Arbeiten  Fishers,  St,  Bauers,  Spanns  u.  a.  erwähnt.  Die 
Liste  ließe  sich  beliebig  erweitern.—  Für  die  Bevölkerungstheorie  ist  v.  Bort- 
kiewicz'  Darstellung   in  der  Schmoller  -  Festgabe ,   der  Beitrag  Elsters   im 

13* 


ig6  A,  Günther. 

verloren,  vor  allem  die  Sozialpolitik;  eine  gewisse  Ermüdung  ist  hier 
unverkennbar.  Innerhalb  der  Statistik  spielt  sich  ein  nicht  unähn- 
licher Gegensatz  ab;  von  selten  der  „Theorie"  ist  ihr  überhaupt  jede 
Existenzberechtigung  abgesprochen  worden,  auf  der  anderen  Seite 
erhebt  die  mathematische  Statistik  Anspruch  auf  Alleinberechtigung. 
Von  zwei  Seiten  stark  eingeengt,  hat  die  Verwaltungsstatistik  nicht 
ganz  selten  auch  mit  Schwierigkeiten,,  die  sich  aus  ihrer  Unterordnung 
unter  die  Ziele  der  Verwaltung  und  Politik  ergeben,  zu  rechnen. 

Ein  derart  flüssiger  Zustand  unserer  Disziplin  hat  naturgemäß  ein 
vermehrtes  Interesse  an  methodischen  Auseinandersetzungen  zur 
Folge.  Dies  ist  im  allgemeinen  nützlich,  jedenfalls  lassen  sich  klar 
umschriebene  Gegensätze  leichter  ausgleichen  als  latent  vorhandene. 
Der  Begriff  der  Weltwirtschaft  hat  unter  dem  Kreuzfeuer  verschiedener 
Auffassungen  entschieden  an  Schärfe  gewonnen;  freilich  ist  er  für 
manche  bereits  abgetan.  Die  Erörterung,  die  im  Schöße  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  gepflogen  wurde,  ergab  eine  gar  nicht  verächtliche 


Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Oppenheimers  (nicht  stets  ge- 
glückte, besonders  im  statistischen  Teil  versagende)  Kritik  an  Malthus  und 
manch  anderes  berücksichtigt  worden.  Auch  verschiedene  weitere  Schriften 
Brentanos  sind  einschlägig,  besonders  die  gleichfalls  in  den  Sitzungsberichten 
der  bayrischen  Akademie  erschienene  preistheoretische  Abhandlung.  Noch  mag 
Kuczynskis  außerordentlich  mühsamer  und  verdienstvoller  Vergleich  zwischen 
dem  Arbeitslohn  in  Europa  und  Amerika  erwähnt  werden-,  ähnliches  hat  sonst 
nur  —  und  nicht  stets  gleichwertig  —  die  amtliche  Statistik  geleistet.  Durch- 
aus nicht  auf  gleicher  Höhe  stehen  die  vorwiegend  an  die  englische  Statistik 
anknüpfenden  Arbeiten  v.  Ty  szkas.  Benutzt  wurden  auch  zahlreiche  Bände  der 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 

Trotz  des  bereits  Geleisteten,  von  dem  die  obige  Darstellung  nur  einen  ganz 
schwachen  Eindruck  gibt,  ist  das  Ergebnis  vorliegender  Schrift  ein  ziemlich 
negatives:  die  Einzelleistungen  amtlicher  und  privater  Natur  lassen  sich  nicht 
unter  den  Gesichtspunkt  einheitlicher,  zielbewußter  Forschung  vereinigen.  Und 
■doch  wäre  diese  angesichts  der  zentralen  Bedeutung  der  hier  angeschnittenen 
Fragen  so  dringend  nötig.  Ein  großer  Teil  der  bisherigen  Volkswirtschaftslehre 
war  auf  das  gerichtet,  was  als  Naturtatsachen,  die  teils  physikalisch-chemisch,  teils 
biologisch  bedingt  sind,  zu  gelten  hat.  Zu  ihnen  rechnen  große  Gebiete  der 
Erzeugung  und  des  Verbrauches,  während  die  anderen  Gebiete  ebenso  wie  die 
gesamten  Verteilungsfragen  soziologische  Kategorien  sind.  Dieser  grundsätz- 
lichen Zweiteilung  des  Stoffes  und  der  damit  verbundenen  Scheidung  von 
Theorie  und  Methode  wird  man  sich  in  höherem  Maße  bewußt  werden  müssen, 
als  dies  für  den  größeren  Teil  der  bisherigen  Literatur  gilt.  Im  übrigen  ist  sich 
der  Verfasser  einer,  aus  der  vorliegenden  Schrift,  wie  aus  seinem  »Problem  der 
Lebenshaltung«  entspringenden  Verpflichtung,  nicht  völlig  durchgeführte,  häufig 
nur  angedeutete  Gedankengänge  zu  ergänzen  und  eingehender  zu  begründen, 
bewußt.  Dies  gilt  z.  B.  von  der  Anschauung,  daß  der  technischen  Entfaltung  in 
höherem  Maße  Schranken  gesetzt  sind,  als  dies  gemeinhin  angenommen  wird. 
Dieser  Aufgabe  hofft  Verfasser  sich  an  einem  Ort,  wo  freiere  Entfaltung  mög- 
lich ist,  entledigen  zu  können. 
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Übereinstimmung  hinsichtlich  der  Ablehnung  allzu  reichlich  ver- 
wendeter Werturteile,  während  allerdings  die  Forderung  ihrer  voll- 
ständigen Eliminierung  die  durch  persönliche  Dispositionen  des  ein- 
zelnen Forschers  bedingte  ethische  Färbung  auch  rein  logischer  Urteile 
zu  übersehen  scheint.  Noch  wenig  aber  sind  die  Streitthemen 
innerhalb  der  Statistik  geklärt:  sie  nehmen  an  Umfang  in  dem 
Maße  zu,  als  der  internationale  Boden  beschritten,  damit  den  natio- 
nalen Schwierigkeiten  weitere,  die  sich  aus  der  verschiedenen  Wirt- 
schaftslage und  Verwaltungsorganisation  der  einzelnen  Länder  ergeben, 
angereiht  werden.  Dies  zu  würdigen,  gehört  zu  unserem  engeren 
Thema. 

Hierbei  ist  eine  Umgrenzung  der  Sozialstatistik  insofern  vorgesehen, 
als  die  bevölkerungsstatistischen  Probleme  von  vornherein,  soweit  sie 
nicht  engste  Zusammenhänge  mit  der  eigentlichen  Sozialstatistik  und 
Sozialpolitik  aufzuweisen  haben,  ausscheiden.  Wenn  man  will,  kann 
man  freilich  derartige  Zusammenhänge  fast  stets  wahrnehmen.  So  ist 
das  aktuelle  Problem  der  Bevölkerungsstatistik,  der  Geburtenrückgang, 
zweifellos  in  hervorragendem  Maße  sozial  beeinflußt  —  gleichgültig, 
ob  man  die  steigende  Wohlhabenheit  und  die  veränderte  soziale  Schich- 
tung in  diesem  oder  jenem  Sinn  kausal  wirksam  sein  läßt.  Ein  gleiches 
gilt  von  der  Sterblichkeit,  auf  die  sozialpolitische  und  hygienische 
Maßnahmen  in  sehr  hohem  Maße  eingewirkt  haben.  Jene  Teile  der 
Bevölkerungsstatistik,  die  eine  moralstatistische  Deutung  zulassen, 
also  uneheliche  Geburten,  Selbstmorde,  Ehescheidungen  usw.,  sind 
ebenfalls  zumeist  sozial  mitbedingt.  Eine  Auffassung  der  Sozial- 
statistik, welche  die  Moralstatistik  mit  einbezieht,  würdigt  diese  Zu- 
sammenhänge in  besonderem  Maße.  (Freilich  hat  man  für  die  moral- 
statistischen Disziplinen,  soweit  man  nicht  deren  Existenzberechtigung 
überhaupt  bestritt,  auch  eine  selbständige  Stellung  im  System  der 
Statistik  beansprucht,  welches  dann  in  Bevölkerungs-,  Sozial-  und 
Moralstatistik  zerfällt,  vielleicht  auch  noch  eine  Kulturstatistik  an- 
gereiht erhält.)  In  einem  ganz  engen  Sinn  aber  würde  sich  die  Sozial- 
statistik mit  der  Arbeitsstatistik,  die  ja  in  fast  allen  Industriestaaten 
einen  selbständigen  organisatorischen  Unterbau  besitzt,  decken.  Für 
uns  soll  keine  dieser  Begriffsbestimmungen  streng  durchgeführt  werden, 
schon  deshalb  nicht,  weil  eine  erschöpfende,  systematische  Darlegung 
aller  Einzelfragen  nicht  in  Betracht  kommt,  vielmehr  nur  einige  große 
Zentralfragen  in  ihrer  internationalen  Bedeutung  zusammenfassend 
gewürdigt  werden  sollen.  Die  sozialstatistischen  Probleme  werden 
dabei  ebenso  von  bevölkerungs-  wie  moralstatistischen  flankiert  und 
erscheinen  von  einem  anderen  Standpunkt  aus  zugleich  als  Probleme 
der  internationalen   Sozialpolitik. 
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Vielleicht  wird  die  Sozialpolitik,  die  heute  etwas  in  den  Hintergrund 
gedrängt  ist,  durch  eine  derartige  Behandlung  an  Interesse  und  wissen- 
schaftlicher Bedeutung  gewinnen.  Sie  ist  dann  das  System  von  Folge- 
rungen, das  sich  aus  bestimmten  Tatsachen  heraus  mit  zwingender 
Notwendigkeit  und  ohne  zuweitgehende  Anleihe  bei  außenstehenden 
Disziplinen,  etwa  einer  Sozialethik,  ergibt. 

II. 

Welcher  Ausgangspunkt  bietet  sich  für  eine  internationale  Auf- 
fassung der  sozialen  Probleme?  Man  kann  ihn  mit  der  neueren  Welt- 
wirtschaftswissenschaft in  den  Tatsachen  des  modernen  Geld-  und 
Warenverkehrs,  der  internationalen  Arbeitsteilung,  der  Massenwande- 
rungen von  Arbeitern  usw.  erblicken.  Aber  es  scheint,  als  wenn  gerade 
die  internationale  Betrachtung  der  Tatsachen  uns  die  bevorzugte 
Stellung  des  Verbrauchs  und  der  Verteilung  in  Erinnerung 
bringen  imd  demgemäß  von  hier  aus  die  Fragen  gruppieren  lassen 
müßte.  Gerade  wenn  man  die  Ansprüche  der  Privatwirtschafts- 
wissenschaft auf  eine  selbständige  Stellung  im  System  der  National- 
ökonomie anerkennt,  wird  man  wünschen,  daß  als  eigentliche  Aus- 
gangspunkte der  Volks  wirtschaftlichen  Betrachtung  nicht  Vorgänge 
privatwirtschaftlichen  Gepräges,  wie  es  doch  schließlich  sehr  viele 
Fragen  der  Erzeugung  sind,  gewählt  werden.  Natürlich  enthält  auch 
die  Verbrauchswirtschaft  in  hervorragendem  Maße  privat  wirtschaft- 
liche Züge;  eine  weitgehende  Parallele  zwischen  der  Privatwirtschaft - 
Hohen  Erzeugungs-  und  Verbrauchswirtschaft  liegt  nicht  fern.  Und 
doch  steht  eine  „konsumzentrische"  Auffassung  der  Volks- 
wirtschaft den  elementaren  Grunderscheinungen  des  Gesellschafts- 
lebens, die  uns  vor  allem  in  der  Bevölkerungsstatistik  entgegentreten, 
unendlich  viel  näher  als  eine  solche,  die  die  vielfach  zufälligen  Einzel- 
erscheinungen der  modernen  Erzeugung  an  den  Anfang  setzt.  Der 
Verbrauch  ist  in  hohem  Maße  an  physiologische  und  hygienische  An- 
forderungen und  damit  an  feststehende  Mindestgrenzen  gebunden. 
Wohl  rechnet  auch  die  Erzeugung  mit  gewissen  festen,  natürlich  be- 
dingten Tatsachen,  und  auf  sie  muß  natürlich  der  Verbrauch  bezogen 
werden.  Man  kommt  dann  zu  der,  für  so  unendlich  viele  Fragen  grund- 
legenden Gegenüberstellung  von  Bevölkerung  und  Subsistenzmitteln, 
für  die  die  Einzelfragen  der  privatwirtschaftlichen  Erzeugung  zwar 
nicht  gleichgültig,  aber  auch  nicht  entscheidend  sind.  Auch  das  höchst- 
gespannte privatwirtschaftliche  Interesse  findet  seine  Schranken  am 
Gesetz  vom  abnehmenden  Bodenertrag,  an  den  natürlichen  Vorräten 
der  Erde  und  wahrscheinlich  auch  an  gewissen  Grenzen,  die  der  Technik 
gezogen  sind.    Gewiß  hat  die  mit  dem  Privatinteresse  zusammenarbei- 
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tende  Technik  und  Spekulation  den  Rahmen,  innerhalb  dessen  die 
Bedürfnisbefriedigung  vor  sich  geht,  unendlich  hinausgerückt;  aber 
man  wird  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  einen  Raubbau  im  Gefolge  dieser 
privatwirtschaftlichen  Erzeugung  auf  vielen  Gebieten  als  gegeben  an- 
sieht, und  aus  der  Tatsache,  daß  die  Bedürfnisbefriedigung  bis  jetzt 
einigermaßen  gelang,  durchaus  noch  nicht  zu  einem  gleich  günstigen 
Schluß  für  alle  Zukunft  kommt. 

Alle  internationalen  Probleme  der  Sozialwissenschaft  sind  demgemäß 
zunächst  an  den  Ergebnissen  der  Bevölkerungsstatistik  orientiert. 
Die  Bevölkerung  steht  im  Vordergrund  einer  volks-  wie  einer  welt- 
wirtschaftlichen Betrachtung.  Aber  diese  Bevölkerung  zeigt  nur  die 
extensive  Richtung  des  Verbrauches  an.  Wählt  man  für  die  genaueren 
Feststellungen  eine  individualisierende  Methode,  dann  sind  es  die  Be- 
dürfnisse des  einzelnen  Haushaltes,  an  welche  die  Betrachtung  des 
Verbrauches  anknüpft;  wahrscheinlich  rückt  man  dem  Komplex  von 
Erscheinungen,  um  die  es  sich  handelt,  so  am  nächsten.  Vor  allem 
berücksichtigen  wir  hierbei  die  tatsächlichen  Verteüungs Verhältnisse. 
Bei  den  ganz  ungeheuren  Gegensätzen,  innerhalb  deren  die  Bedürfnis- 
befriedigung vor  sich  geht,  versagt  eine  rein  bevölkerungsstatistische 
Auffassung,  welche  etwa  die  vorhandenen  Vorräte  durch  die  Größe 
der  Bevölkerung  dividiert  und  dann  sogenannte  Verbrauchsberech- 
nungen vorgenommen  zu  haben  vorgibt. 

Hier  ist  ein  erster  Punkt,  wo  sich  scharf  eine  sozial  gerichtete  Frage- 
stellung von  den  rein  bevölkerungsstatistischen  Problemen  und  gleich- 
zeitig von  einer  materiell-wirtschaftlichen  Auffassung  abhebt.  Man 
ist  sich  der  unendlichen  Vielgestaltigkeit  der  tatsächlichen  Verhältnisse 
bewußt  geworden,  im  Begriff  des  ,, Sozialen"  fassen  wir  diese  Gegen- 
sätze zusammen.  Dabei  liegt  dieser  Begriff  jenem  der  Gesellschaft  so 
nahe,  daß  wir  beide  als  fast  identisch  gebrauchen  dürfen.  Gegensatz 
dazu  ist  die  rein  biologisch-physikalische  Erscheinung,  von  welcher 
Gattung  wir  ebenfalls  zahllose  Elemente  in  der  Volkswirtschaft  haben. 
Das  Vorkommen  eines  Rohmaterials  ist  eine  physikalisch-chemische 
Tatsache,  der  das  Existenzminimum  darstellende  Bedarf  des  mensch- 
lichen Organismus  an  Fetten,  Eiweiß  und  Kohlehydraten  ebenso  eine 
rein  naturwissenschaftlich  festzustellende  biologische  Tatsache.  Aber 
zwischen  beide  Erscheinungen,  ohne  die  ein  menschliches  Leben  und 
damit  ein  Wirtschaftsleben  überhaupt  nicht  denkbar  ist,  schiebt  sich 
der  ungeheure  Komplex  der  weder  physikalisch  noch  biologisch  be- 
dingten Tatsachen.  Zu  ihnen  rechnet  die  spezifische  Gestaltung,  welche 
die  Erzeugung,  besser  die  Umformung  der  von  der  Natur  dargebotenen 
Rohmaterialien  für  Zwecke  des  Verbrauches,  annimmt  ebenso,  wie  das 
Maß  des  Anteils  der  einzelnen  an  den  Produktionsergebnissen  —  be- 
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stimmt  durch  die  Verteilung  — ,  ebenso  ferner  wie  die  eigenartige 
Gestaltung  der  Bedürfnisbefriedigung  innerhalb  der  einzelnen  Ver- 
brauchswirtschaft. Was  wir  hier  im  Gegensatz  zu  den  physikalisch- 
chemisch-biologischen Erscheinungen  „sozial",  „gesellschaftlich"  be- 
dingt nennen,  ist  das  Ergebnis  sehr  verwickelter  Vorgänge:  Geschichte 
und  Tradition,  politische  Verfassung,  Kulturgrad,  Sitte,  Herkommen 
wirken  hier  zusammen,  um  einen  schwer  übersehbaren,  höchst  kompli- 
zierten Zustand  zu  schaffen.  Ihn  wissenschaftlich  zu  beurteilen,  ist 
zunächst  Sache  der  Statistik  als  ,, Sozialstatistik".  Von  ,, Sozialpolitik" 
aber  sprechen  wir,  wenn  wir  mit  bestimmten  Werturteilen  an  die  Er- 
scheinungen herantreten  und  bei  Aufspüren  der  verschiedenen  sozialen 
Ursachen  diejenigen,  welche  uns  im  Sinn  unserer  sozialen  Anschauung 
wichtig  erscheinen,  besonders  hervorheben. 

Es  liegt  in  der  Gegensätzlichkeit  der  Wissensgebiete  und  Methoden 
begründet,  wenn  wir  eine  derart  ,, politische"  Auffassung  innerhalb 
der  sozialen,  nicht  aber  innerhalb  der  biologischen  und  physikalischen 
Erscheinungen  des  Gesellschafts-  und  Wirtschaftslebens  gelten  lassen. 
Man  wird  in  dieser  Richtung  beide  Gebiete  nicht  gleich  setzen  dürfen. 
Werturteile  haben  in  der  Sphäre  des  physikalisch-biologischen  Ge- 
schehens natürlich  keinen  Platz,  sind  schon  begrifflich  unmöglich. 
Es  soll  nun  nicht  etwa  umgekehrt  behauptet  werden,  daß  eine  Betrach- 
tung sozial  bedingter  Erscheinungen  lediglich  politisch  möglich  wäre. 
Das  widerlegt  bereits  die  Sozialstatistik,  für  die  Urteile  an  sich  gar 
nicht  in  Betracht  kommen,  freilich  praktisch  zumeist  bei  der  Problem- 
stellung eine  gewisse  Rolle  spielen.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ist 
doch  das  Naheliegende  des  Werturteils  auf  sozialem  Gebiet  hervor- 
zuheben. Freilich  gibt  es  nur  wenige  einigermaßen  allgemein  gültige 
Kriterien  für  das  Urteil:  als  solches  kann  in  gewissem  Umfang  das 
größtmögliche  materielle  Glück  einer  größtmöglichen  Zahl  angesehen 
werden,  das  theoretisch  den  meisten  als  Ideal  erscheinen  wird  und  woraus 
u.  a.  wertvolle  Anhaltspunkte  für  das  Verteilungsproblem  gewonnen 
werden  könnten.  Aber  bereits  eine  Auffassung,  welche  die  Frage  nach 
der  günstigsten  Verbrauchsbefriedigung  unter  rein  materiellen  Ge- 
sichtspunkten voranstellt,  enthält  sozialpolitische  Elemente. 

Diese  Gedanken  sollen  hier,  wo  in  der  Hauptsache  ein  anderes  zur 
Debatte  steht,  nicht  bis  zur  letzten  Konsequenz  durchgedacht  werden, 
so  reizvoll  dies  an  sich  wäre.  Es  genügt  für  die  engeren  Ziele,  die  sich 
dieser  Aufsatz  setzt,  die  Feststellung,  daß  sich  ein  sehr  weites  Gebiet 
des  Gesellschafts-  und  Wirtschaftslebens  aus  dem  Bereich  der  physi- 
kalisch-biologischen Erscheinungen  herausheben  und  gesonderter,  kon- 
zentrischer Bearbeitung  zuweisen  läßt.  Im  Sinne  der  obigen  Ausführun- 
gen sind  auch  die  nackten  Tatsachen  der  Bevölkerungsstatistik  Er- 
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scheinungen  der  physischen,  nicht  der  sozialen  Welt;  zu  solchen  werden 
sie  erst  unter  Berücksichtigung  ihrer  sozialen  Bedingtheit,  verlieren 
freilich  im  gleichen  Maße  ihre  mathematische  Deutbarkeit.  Das  ist 
nur  folgerichtig;  das  mathematische  Gewand  eignet  eben  vorwiegend 
den  physikalisch-biologischen  Erscheinungen. 

Es  liegt  nahe,  einen  Augenblick  bei  dem  grundsätzlichen  Unterschied 
zwischen  diesen  und  den  Tatsachen  des  Gesellschaftslebens  zu  verweilen. 
Beide  Komplexe  fallen  in  gewissem  Sinne  mit  den  Erscheinungen, 
auf  die  sich  nach  Rickert  einmal  Natur-,  dann  Geisteswissenschaft 
bezieht,  zusammen.  Aber  wir  gehen  durchaus  nicht  so  weit,  einen 
unbedingten,  begrifflichen  Gegensatz  zwischen  der  Welt  des  Natur- 
und  jener  des  sozialen  Geschehens  anzunehmen.  Ein  solcher  wäre 
nur  bei  einer  indeterministischen  Betrachtung,  für  die  der  menschUche 
Wille  als  frei  erwiesen  ist,  notwendig  und  möglich.  Wir  haben  keinen 
Grund,  diesen  Streit  um  die  Weltanschauung  auszuf echten,  es  genügt 
für  uns,  auf  die  Sonderstellung  gesellschaftlichen  Geschehens  hinzu- 
weisen: in  ihm  erscheint  regelmäßig  das  menschliche  Urteils-  und 
Triebwesen  als  das  vermittelnde  Medium  zwischen  Ursache  und  Wirkung. 
Wir  könnten  schließlich  auch  menschliche  Handlungen  als  rein  physi- 
kalisch-biologische Erscheinungen  ansprechen,  aber  wir  hätten  damit 
—  abgesehen  von  der  Mangelhaftigkeit  des  Beweismaterials  —  noch 
nicht  viel  gewonnen:  denn  die  ganz  eigenartige,  qualitative  wie  quan- 
titative Umformung,  welche  durch  das  Eingreifen  der  Menschen  als 
Individuen  und  als  Gesellschaft  in  physikalisch-biologische  Ereignisse 
stattfindet,  ist  rein  naturwissenschaftlich  nach  dem  heutigen  Stand 
im  allgemeinen  nicht  zu  erklären.  Mag  man  Sozialwissenschaft,  Sozial- 
statistik und  Sozialpolitik  auch  nur  als  Surrogat  einer  künftigen  Er- 
weiterung der  physikalisch-chemisch-biologischen  Wissenschaft  gelten 
lassen:  für  uns  hat  dies  Surrogat  lebende  und  selbständige  Bedeutung, 
und  wir  wollen  lieber  mangelhafte  Eindeutigkeit  seiner  Feststellungen 
mit  in  den  Kauf  nehmen,  als  uns  eine  naturwissenschaftliche  Einheit- 
lichkeit vortäuschen,  die  den  Tatsachen  selbst  gröblich  widerspricht. 

III. 
Fassen  wir  das  bisher  Gesagte  zusammen,  so  ergibt  sich  zunächst 
negativ,  daß  die  internationalen  Aufgaben  der  Sozialstatistik  und 
Sozialpolitik  in  dem  hier  gemeinten  engeren  Sinne  weder  die  rein  bio- 
logischen Vorgänge  der  Bevölkerungsstatistik  noch  die  rein  physi- 
kalisch-chemischen Tatsachen  der  Wirtschaftsstatistik  einschließen. 
Es  bleibt  immer  noch  ein  weiter  Bereich,  den  irgendwie  zu  erschöpfen 
im  Rahmen  dieser  Ausführungen  unmöglich  ist.  Für  uns  kommt  vor- 
zugsweise  Verbrauch   imd   Verteilung  in   Frage,   und   Ausgangspunkt 
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der  Betrachtung  ist  die  menschliche  Lebenshaltung  als  das  Kriterium 
der  einschlägigen  Beziehungen. 

Sozialstatistik  und  Sozialpolitik  sind  auf  diesem  Gebiete  von  theo- 
retischen Überlegungen  begleitet,  welche  das  zentrale  Problem  erst 
in  seiner  vollen  Bedeutung  erkennen  lassen.  Ihnen  kann  an  dieser 
Stelle  nicht  Raum  gegeben  werden,  auch  die  Statistik  mag  zunächst 
ausscheiden,  da  das  Nötige  ebenso  wie  zur  Frage  der  Theorie  an  anderer 
Stelle  gesagt  ist.  Dagegen  ist  allerdings  eine  kurze  Ausführung  über 
die  Stellung  der  Sozialpolitik  im  Bereiche  der  hier  angeschnittenen 
Fragen  nötig  und  diese  Ausführung  mag  so  allgemein  gehalten  werden, 
daß  sie  mit  gelegentlichen  Abweichungen  auch  anderen  Problemen  des 
gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Lebens  gegenüber  standhält. 

Zunächst  sind  einige  Begriffsbestimmungen  der  Sozialpolitik  abzu- 
lehnen. Diese  ist  ebensowenig  allgemein  Interessenten-  wie  im  be- 
sonderen Arbeiterpolitik.  Daß  der  Begriff  zum  Schlagwort  bestimmter, 
ihm  freundlich  oder  feindlich  gegenüberstehender  Kreise  geworden  ist, 
ist  gewiß  nicht  entscheidend.  Ganz  allgemein  besagt  der  bloße  Begriff 
noch  gar  nichts  für  oder  gegen  eine  gewisse  Weltanschauung,  er  besagt 
lediglich,  daß  auf  bestimmte  gesellschaftliche  Tatsachen  hin  ein  Ein- 
greifen in  dieser  oder  jener  Richtung  erwünscht  erscheint. 

Man  hört  nun  oft  den  Gemeinplatz,  daß  Sozialpolitik  nicht  allein 
für  sich  betrieben  werden  dürfe,  sich  vielmehr  stets  auf  bestimmte 
wirtschaftliche  Grenzen  zu  besinnen  habe.  Das  Mißverständnis,  welches 
im  Grunde  genommen  in  dieser  Ausführung  liegt,  entsteht  nur  dadurch, 
daß  man  sozialpolitische  Maßnahmen  weniger  unter  volks-  als  unter 
privatwirtschaftlichen  Gesichtspunkten  würdigt,  und  vergißt,  daß  fast 
jede  in  Verteilung  oder  Verbrauch  eingreifende  Maßnahme  einzelner 
oder  der  Gesellschaft  auch  die  Marktverhältnisse  und  damit  die  Er- 
zeugung berührt.  Jede  Lohnerhöhung,  die  nicht  durch  höhere  Preise 
oder  ein  Mehr  an  Geburten  ausgeglichen  wird,  befruchtet  den  inneren 
Markt  und  kann  für  die  Erzeugung  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt aus  viel  bedeutsamer  werden  als  ein  privatwirtschaftlicher 
Nachteil,  der  sich  vielleicht  für  den  die  höheren  Löhne  bewüligenden 
Betrieb  ergibt.  Natürlich  kann  freilich  dieser  letztere  auch  in  die 
Lage  kommen,  seinen  Betrieb  einzuschränken,  Arbeiter  in  erhöhtem 
Maße  durch  Maschinen  zu  ersetzen,  was  dann  wieder  auf  den  Arbeits- 
markt und  auf  die  Lohnhöhe  ausstrahlen  würde.  Der  Sozialpolitiker 
wird  all  diese  Möglichkeiten  bereitwillig  zugeben,  er  wird  sich  nur 
gegen  eine  Auffassung  wehren,  welche  den  Erfolg  sozialpolitischer 
Maßnahmen  lediglich  an  den  privatwirtschaftlichen  Interessen  einer 
einzelnen  Gruppe  im  Erzeugungsprozesse  bemißt  und  •  in  ihnen  eine 
unüberschreitbare  Schranke  für  die  Sozialpolitik  erblickt. 
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Vielleicht  würde  eine  gewisse  sozialpolitische  Müdigkeit,  von  der 
oben  die  Rede  gewesen  ist,  verschwinden  und  sozialpolitischer  Initia- 
tive, die  wir  dringend  brauchen,  Platz  machen  —  wollte  man  der 
Sozialpolitik  die  erweiterte  Deutung  geben,  die  geboten  ist;  wollte 
man  ihre  engen  Zusammenhänge  mit  den  Fragen  der  Bevölkerung, 
der  Erzeugung,  der  Verteilung  und  des  Verbrauches  voll  würdigen. 
Nach  einer  anderen  Richtung  hin  hat  man  die  vorhandenen  Zusammen- 
hänge richtig  verstanden,  hat  die  Bedeutung  der  Sozialpolitik  für 
den  Staat,  für  die  Wehrhaftigkeit,  für  die  äußere  Politik  richtig  ein- 
geschätzt. 

Die  historische  Schule  hat  Front  gemacht  gegen  eine  unhistorische 
Auffassung,  deren  Pole  das  Bevölkerungsgesetz,  die  Lohnfondstheorie 
und  andere,  logisch  meist  vortrefflich  begründete  Sätze  der  Klassiker 
gewesen  waren.  Man  hatte  die  Bedingtheit  der  als  unumstößlich  an- 
gesehenen Beziehungen  wahrgenommen,  die  nicht  biologische,  sondern 
soziologische  Kategorien  waren  und  mit  den  Veränderungen  in  der 
Gesellschaft  selbst  weitgehenden  Veränderungen,  zum  Teil  der  Auf- 
lösung unterliegen.  Vielleicht  war  jene  Schule  zu  weit  gegangen,  indem 
sie,  die  Gesetze  zerstört  zu  haben  schien,  nunmehr  auch  vor  Begriffs- 
bildungen Zurückhaltung  übte,  die  gar  nicht  mit  dem  Anspruch  von 
Gesetzen  auftreten  wollten,  auf  der  anderen  Seite  aber  doch  zum 
brauchbaren  Werkzeug  der  sozialwissenschaftlichen  Forschung  werden 
konnten.  Heute  sind  wir  gewillt,  theoretische  imd  sozialpolitische 
Fragestellung  zu  vereinigen,  wir  sind  uns  bewußt,  daß  sich  beide  Auf- 
fassungen durchdringen  müssen,  daß  sie  besonders  vom  inter- 
nationalen Gesichtspunkt  aus  zusammengehören. 

Freilich  liegen  selten  Forschungsgebiete  so  wenig  klar,  wie  dies 
für  die  eigentlichen  internationalen  Probleme  von  Sozialstatistik  und 
Sozialpolitik  zutrifft.  Während  die  Fragen  der  Erzeugung  und  der 
Bevölkerung  eine  teilweise  durchaus  genügende  internationale  Be- 
antwortung erfahren  haben  oder  wenigstens  grundsätzlich  erfahren 
können,  während  damit  aus  der  großen  Abschlußbilanz  zwischen 
Bevölkerung  und  Unterhaltsmitteln  die  wichtigsten  Erscheinungen 
bekannt  sind,  liegt  das  weite  Gebiet  dazwischen  in  einem  ziemlich 
dichten  Dunkel.  Selbstverständlich  sind  Tausende  von  Einzelheiten 
auch  hier  bekannt.  Anhaltspunkte  lassen  sich  immer  gewinnen;  aber 
ihre  innere  Verknüpfung,  die  wirkenden  und  ineinander  greifenden 
Kausalreihen  sind  allerdings  zum  größeren  Teil  noch  nicht  aufgedeckt. 
Ein  Teilgrund  ist  die  mangelhafte  statistische  Organisation.  Hier  fehlen 
die  unmittelbar  greifbaren  Interessen  der  Bevölkerungs-  oder  der 
Handelsstatistik,  hier  ist  überhaupt  nicht  immer  ein  Feld  für  die  alten 
statistischen  Methoden.    Ferner  stand  und  steht  jener  verfehlte  oder 
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wenigstens  zu  enge  Begriff  von  Sozialpolitik  im  Wege,  um  ein  greif- 
bares praktisches  Interesse,  das  auch  die  theoretische  Fragestellimg 
fördern  könnte,  entstehen  zu  lassen.  Wären  wir  überzeugt,  daß  die 
sozialpolitischen  Fragen  der  Verteilung  und  des  Verbrauchs  von  ein- 
schneidender Bedeutung  auch  für  die  Erzeugung  sind,  so  müßte  sich 
ihnen  ein  erhebliches  Interesse  zugesellen.  Zum  mindesten  sollte  man 
die  Bedeutung  sozialpolitischer  Durchdringung  aller  wirtschaftlichen 
Probleme  im  Zeitalter  des  Geburtenrückganges  anerkennen.  Hier  liegt 
die  vielleicht  wichtigste  Emanzipation  der  arbeitenden  Klasse  vor, 
keine  Emanzipation  freilich  vom  Kapital,  sondern  von  biologischen 
Gesetzen.  Und  hier  dürfte  positive  Sozialpolitik  allerdings  wichtiger 
sein  als  ein  bewegliches  Klagen,  das,  wie  Brentano  kürzlich  (in  der 
,,Frankf.  Ztg.")  ausführte,  an  Stelle  des  Vorschlages  mit  dem  Kübel 
kalten  Wassers  getreten  ist. 

Um  so  wichtiger  erscheint  die  theoretische  Einstellung  unseres 
Problems.  Wir  werden  dabei  kaum  über  Andeutungen  hinausgelangen 
und  müssen  in  größerem  Maße  auf  frühere  Arbeiten  und  auch  auf  die 
Zukunft  verweisen.  Vielleicht  wird  aber  gerade  die  präzise  Zusammen- 
fassung die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  und  die  Mittel,  die  mutmaß- 
lich zum  Ziele  führen,  erkennen  lassen. 

IV. 

Schon  innerhalb  des  einzelnen  Staates  ist  es  sehr  schwierig,  mit 
den  gegenwärtigen  Mitteln  der  Forschung  wirklich  Genaues  über  die 
Beziehungen,  die  zwischen  Erzeugung,  Verteilung  und  Verbrauch 
bestehen,  zu  erfahren.  Wie  sich  die  Sache  international  gestaltet, 
davon  haben  wir  noch  viel  weniger  ein  deutliches  Bild.  Zunächst 
scheint  ja  Lohn-  und  Preisstatistik  berufen  zu  sein,  hier  vermittelnd 
einzugreifen,  und  nach  dieser  Richtung  bewegen  sich  auch  sehr  zahl- 
reiche Versuche.  Aber  man  übersieht  meist  zweierlei:  zunächst,  daß 
der  Wertmesser  wechselt,  daß  nicht  nur  ein,  sondern  zwei  Paare  von 
Angebot  und  Nachfrage,  und  den  ihre  Dringlichkeit  bemessenden 
Gründen,  in  Frage  kommen :  einmal  auf  der  Geld-,  dann  auf  der  Waren- 
seite. An  zweiter  Stelle  steht  die  Veränderlichkeit  der  Lebenshaltung, 
des  Komplexes  von  Bedürfnissen,  die  befriedigt  sein  wollen,  und  die 
Veränderlichkeit  in  der  Stufenreihe  ihrer  Dringlichkeit.  Weder  in 
zeitlicher  noch  in  geographisch-internationaler  Richtung  sind  unmittel- 
bar vergleichbare  Massen  vorhanden,  an  die  der  statistische  Apparat 
angelegt  werden  könnte. 

Trotzdem  hat  besonders  die  angelsächsische  Statistik  in  sehr  großem 
Umfang  den  einschlägigen  Fragen  ihr  Augenmerk  zugewendet.  Den 
ziemlich  rohen  Tastversuchen   folgten  erhebliche  Verfeinerxmgen  der 
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Methode,  gleichzeitig  eine  Erweiterung  der  internationalen,  gelegent- 
lich auch  der  historischen  Vergleichsbasis.  Die  einzelnen  Leistungen 
können  hier  natürlich  nicht  ge\\ürdigt  werden.  Nur  sei  betont,  daß 
besonders  in  Amerika  das  Interesse  an  den  Fragen  des  Verbrauchs 
vorzugsweise  durch  die  auf  Erfassung  der  Produktionskosten  gerich- 
tete Fragestellung  gegeben  war.  Jene  Berührungspunkte  zwischen 
einer  sozialen  und  einer  wirtschaftlichen  Auffassimg,  die  schon  als 
wichtig   festgestellt  werden  konnten,   treten  hier  in  die  Erscheinung. 

Von  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes  ,, internationalen" 
Aufgaben  ist  bei  den  Vorgängen  der  Verteilung  und  des  Verbrauches 
erst  in  dem  Augenblicke  die  Rede,  in  dem  von  ihnen  erhebliche  Wirkun- 
gen auf  die  Konkurrenz  der  Völker,  auf  ihre  Stellung  im  wirtschaft- 
lichen Verkehr  ausstrahlen.  Selbstverständlich  ist  internationale  Ver- 
ständigung über  die  Erhebungsmethoden  usw.  auch  hinsichtlich  des 
Vorgehens  der  einzelnen  nationalen  Statistiken  wünschenswert.  Aber 
das  internationale  Interesse  wird  doch  in  besonderem  Maße  wach, 
wenn  die  verschiedene  Lebenshaltung  der  einzelnen  im  Austausch  be- 
findlichen Völker  folgenschwere  Unterschiede  in  ihrer  Konkurrenz- 
fähigkeit bedingt. 

Dabei  dürfte  nun  eine  Reihe  unterschiedlicher  Beziehungen  innerhalb 
des  Weltverkehrs  vorhanden  sein.  Zwanglos  und  ohne  erschöpfend 
sein  zu  wollen,  können  wir  ein  Stadium  der  Kolonial  Wirtschaft,  ein 
solches  der  internationalen  Arbeiterwanderungen,  ein  drittes  endlich, 
in  dem  die  zurückgebliebenen  Völker  in  größerem  oder  geringerem 
Umfang  zur  Eigenproduktion  übergegangen  sind,  unterscheiden.  Die 
internationalen  sozialstatistischen  und  sozialpolitischen  Fragen  werden 
jedesmal  ein  recht  verändertes  Gepräge  tragen.  Natürlich  greifen  alle 
drei  Stadien  zeitlich  und  geographisch  ineinander  über;  immerhin 
gehört  das  erste,  welches  in  der  Ausbeutung  der  zurückgebliebenen 
Völker  durch  die  fortgeschritteneren  gipfelt,  nur  mehr  zum  kleineren 
Teil  der  Gegenwart  an,  für  die  der  internationale  Wanderarbeiter 
durchaus  charakteristisch  ist,  während  der  Übergang  der  jungen  Völker 
zur  Eigenerzeugung  und  -Verarbeitung  bereits  einen  für  die  alten 
Kultumationen  bedrohlichen  Schatten  in  die  Gegenwart  wirft. 

Die  Verschiebungen  in  den  die  Lebenshaltung  bestimmenden  Punkten, 
die  unser  engeres  Thema  darstellen,  sind  durch  den  Wechsel  der  welt- 
wirtschaftlichen Systeme  in  hohem  Maße  mitbedingt,  zum  großen 
Teil  durch  sie  hervorgerufen.  Da  man  die  fremden  Rohmaterialien 
bezahlen  mußte,  soweit  es  sich  nicht  um  gewaltsamere  Mittel  handelte, 
so  mußte  ein  Absatzgebiet  für  heimische  Fertigfabrikate  geschaffen 
werden.  Zu  diesem  Zwecke  waren  Bedürfnisse  zu  erwecken,  war  die 
Lebenshaltung  der  Primitiven  umzugestalten.    Branntwein  und  andre 
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Kultursegnungen  marschierten  dabei  an  der  Spitze.  Ein  ganz  anderes 
Gesicht  hat  die  Frage  der  Lebenshaltung  in  der  zweiten  Epoche,  jener 
des  Wanderarbeiters.  An  Stelle  der  —  nicht  immer  hochwertigen  — 
Warensendungen  fließt  jetzt  ein  Strom  baren  Geldes  zu  den  zurück- 
gebliebeneren Nationen  in  Form  von  Arbeitslohn  für  die  Wander- 
arbeiter, die  sie  gestellt  haben,  ab.  Die  Lebenshaltung  dieser  Wander- 
völker wird  durch  den  Aufenthalt  in  der  Fremde,  wie  wir  in  Deutsch- 
land jederzeit  wahrnehmen  können,  so  gut  wie  nicht  berührt,  dem- 
gemäß lassen  sich  sehr  große  Ersparnisse  machen.  Die  dritte  Etappe, 
in  die  wir  ebenfalls  schon  eingetreten  sind,  wird  wahrscheinlich  in  der 
Richtung  verlaufen,  daß  die  jungen  Nationen  die  älteren  zunächst 
auf  dem  Weltmarkt,  zufolge  der  billigeren  Lebenshaltung  ihrer  Arbeits- 
kräfte, der  unverbrauchteren  Bodenschätze  (Gesetz  vom  abnehmenden 
Bodenertrag!)  niederzukonkurrieren  versuchen,  daß  sie  aber  im  eigenen 
Land  eine  soziale  Frage  vorfinden  werden  und  schließlich  in  einer 
hohen  Lebenshaltung  ihrer  breiten  Massen  das  sicherste  Fundament 
für  ihre  Eigenproduktion  erblicken  dürften  (Japan).   • 

Gleich  den  Fragen  der  Lebenshaltung  sind  gewisse,  sozial  bedingte 
bevölkerungsstatistische  Probleme  von  einer  besonderen  Bedeutung; 
vor  allem,  neben  der  veränderten  Sterbeziffer  und  teilweise  mit  ihr 
in  Verbindung  stehend,  der  Geburtenrückgang.  Wie  erheblich  er  im 
Zusammenhang  mit  anderen,  die  Bevölkerung  dezimierenden  Ursachen 
die  Rentabilität  der  Kolonialwirtschaft,  dieser  ersten  Stufe  weltwirt- 
schaftlicher Beziehungen,  beeinflußt,  erleben  wir  eben  jetzt  am  eigenen 
Leibe.  In  der  Etappe  der  Wanderarbeiter  prägt  sich  der  Bevölkerungs- 
überschuß der  primitiveren  Länder  in  besonders  starkem  Maße  aus. 
Freilich  wird  vielleicht  der  Goldstrom,  der  vielfach  in  Grundbesitz 
realisiert  wird  (eine  politisch  bedeutsame  Verwendung  deutschen 
Goldes!),  sich  im  Sinn  einer  Zurückdämmung  der  ,, extensiven  Menschen- 
wirtschaft", einer  Minderung  der  Geburtenziffer,  äußern;  und  dies  ist, 
wie  man  mit  einiger  Bestimmtheit  sagen  kann,  das  Schicksal  der 
Länder,  welche  zur  Eigenerzeugung  übergehen,  mit  der  Zeit  eines  inneren 
Marktes  bedürfen  und  eine  Erhöhung  der  Lebenshaltung  erleben. 

Sind  im  Vorhergehenden  einige  nächstliegende  Probleme  internatio- 
naler Sozialstatistik  und  Sozialpolitik  aufgerollt  —  sie  ließen  sich  in 
großem  Umfang  vermehren  — ,  so  soll  es  sich  weiterhin  darum  handeln, 
die  Richtung  und  die  Methoden  der  Forschung  in  Kürze  vorzuführen. 

V. 

Von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ging  vor  einiger  Zeit 
eine  Anregung  zur  internationalen  Feststellung  des  Umfangs  und  der 
Gründe  der  Teuerung  aus.    Die  sehr  umfangreichen  Vorarbeiten,  die 
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drüben  in  Lohn-  und  Preisstatistik  sowie  in  der  Ermittelung  der 
Lebenshaltung  —  die  etwas  ganz  anderes  als  nur  die  Resultante 
aus  Löhnen  und  Preisen  ist  —  gemacht  worden  waren,  schienen  eine 
geeignete  Unterlage  für  ein  internationales  Vorgehen  zu  schaffen. 
Internationale  Tatsachen  ermittelte  alsdann  in  großem  Umfang  die 
Arbeitsabteilung  des  englischen  Handelsamtes,  deren  Cost-of-living- 
Untersuchungen  in  Deutschland  ziemlich  populär  geworden  sind, 
freilich  in  ihrem  auf  Deutschland  bezüglichen  Teil  von  der  deutschen 
amtlichen  Statistik  —  und  wohl  mit  Recht  —  nicht  anerkannt  wurden. 
Es  liegen  also  Vorarbeiten  für  eine  Aufhellung  der  gesellschaftlich 
bedingten  Erscheinungen,  die  sich  zwischen  die  physikalischen  der 
Produktion  und  die  biologischen  des  Konsums  einschieben,  vor,  und 
private  Arbeiten  haben,  zumal  in  England,  Belgien  und  Deutschland, 
die  Angelegenheit  weiter  gefördert.  Trotzdem  muß  die  methodische 
Seite  des  Unternehmens  noch  sehr  gründlich  untersucht  werden,  bevor 
man  einen  Apparat,  der  die  größten  Dimensionen  annehmen  müßte, 
ins  Leben  treten  ließe.  Diese  Untersuchung  ist  auch  heute,  wo  das 
Teuerungsproblem,  schon  weil  es  nicht  mehr  neu  ist,  an  unmittelbarem 
Interesse  verloren  haben  dürfte,  nicht  zwecklos,  kann  freilich  an  dieser 
Stelle  nur  in  den  größten  Umrissen  vorgenommen  werden. 

Löhne  und  Preise  sind,  wie  schon  angedeutet  wurde,  zweifellos 
unentbehrliche  Elemente  der  Forschung.  Aber  eine  einfache  Über- 
legung dürfte  zeigen,  daß  sie  das  Thema  in  keiner  Weise  erschöpfen: 
selbst  vorausgesetzt,  daß  der  verschiedene  Geldwert  voll  in  Rechnung 
gesetzt  wurde:  Augenscheinlich  ist  die  sozialpolitische  Frage  von  Be- 
deutung, in  welchem  Verhältnis  der  Arbeitslohn  zu  Untemehmer- 
gewinn,  Grundrente  und  Kapitalzins  steht.  (Hier  befruchtet  die 
sozialpolitische  Fragestellung  die  sozialstatistische  in  erheblichem  Maße, 
und  man  wird  der  ersteren  in  keiner  Weise  den  beliebten  Vorwurf 
der  Einseitigkeit,  der  „sozialmoralistischen"  Anwandlungen  machen 
können.)  Die  weitverzweigten  Fragen  der  Verteilung  müssen  also 
von  vornherein  in  die  Untersuchung  eingeschlossen  werden,  will  man 
auch  nur  die  Bedeutung  einer  ihrer  Kategorien,  des  Lohns,  für  den 
Verbrauch  klarstellen.  Nur  nebenbei  sei  bemerkt,  daß  wahrscheinlich 
auch  der  Wert  des  Geldes,  den  wir  schon  als  wechselnd  anerkannt 
haben,  in  starkem  Maße  von  dem  Verhältnis  zwischen  Lohn  und  den 
anderen  Kategorien  der  Verteilung  abhängt;  entsteht  eine  Fülle  nicht 
im  Verbrauch  benötigter  Kapitalien,  so  liegt  es  nicht  fem,  unter  Er- 
weiterung der  Quantitätstheorie  eine  Entwertung  des  Geldes  anzu- 
nehmen, die  sich  ohne  weiteres  als  Teuerung  fühlbar  macht. 

Wenn  so  der  Verteilungsprozeß  einer  sehr  weitgehenden  Analyse 
wird  unterzogen  werden  müssen,  so  gilt  ein  gleiches  für  den  Verbrauchs- 
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Vorgang,  und  hiervon  ist  ja  schon  die  Rede  kurz  gewesen.  Die  Lebens- 
haltung schiebt  sich,  in  einem  absoluten,  nicht  relativen  Sinn  ver- 
standen, als  ein  Komplex  sehr  verschiedenartiger,  teils  biologischer, 
teils  soziologischer  Faktoren  ein.  Biologisch  ist  das  Existenzminimum, 
obwohl  die  sozialpolitisch  befruchtete  Forschung  auch  recht  häufig 
ein  Herabsinken  unter  dies  biologische  Mindestmaß  feststellen  mußte. 
(Sollte  man  auch  angesichts  der  Tatsachen  der  Unterernährung,  wie  sie 
bei  Heimarbeitern  usw.  ermittelt  wurden,  die  Berechtigung  sozial- 
politischer Fragestellung  bezweifeln?) 

Hier  ist  weiter  der  Punkt,  wo  die  zu  wählende  Methode  an  bevölke- 
rungsstatistische Tatsachen  heranrücken  muß.  Die  wechselnde  Familien- 
größe und  das  verschiedene  Alter  der  Haushaltsgenossen  ist  natürlich 
in  der  Haushaltsstatistik,  die  an  diesem  Punkte  anknüpft,  stets  berück- 
sichtigt worden,  das  umfangreiche  System  der  Verbrauchseinheiten 
beweist  dies.  Aber  die  Dinge  liegen  methodisch  verwickelter,  als  es 
zimächst  den  Anschein  hat:  man  vergleicht  Familien  verschiedener 
Größe  und  mag  dabei  durch  Verwendung  der  genannten  Verbrauchs- 
einheiten der  in  unterschiedlicher  Vertretung  des  Geschlechts  und  des 
Alters  wurzelnden  Schwierigkeiten  Herr  geworden  sein:  dennoch  hat 
das  bevölkerungsstatistische  Element  in  der  Lebenshaltung  der  zum 
Vergleich  gestellten  Familien  eine  durchaus  verschiedene  Bedeutung  — 
weil  wir  es  eben  mehr  mit  soziologisch  als  biologisch  bedingten  Erschei- 
nungen zu  tun  haben.  In  welcher  Weise  z.  B.  durch  die  Geburt  eines 
Kindes  die  Lebenshaltung  —  wenn  überhaupt  —  verschoben  wird, 
wird  durch  die  Gegenüberstellung  eines  kinderlosen  und  eines  mit  einem 
Kinde  begabten  Ehepaares  schwerlich  völlig  geklärt  werden.  Das 
Kind  tritt  eben  in  einen  Komplex  von  Beziehungen,  der  niemals  ganz 
derselbe  sein  wird,  ein ;  die  zu  seiner  Ernährung,  für  Kleidung,  Wohnung, 
Erwärmung  usw.  aufzuwendenden  Mittel  haben  eine  biologische  Unter- 
grenze, was  hingegen  für  Erziehung  aufgewendet  wird,  ist  soziologisch 
bedingt.  Jedenfalls  fügen  sich  die  so  neu  entstehenden  Ausgaben  in 
ein  vorhandenes,  kompliziertes  biologisch-soziologisches  Milieu  ein  und 
es  ist  schwer,  vorauszusagen,  nach  welcher  Richtung  sich  die  Lebens- 
haltung umgestaltet. 

Die  Sache  wird  mit  steigendem  Anteil  an  der  Kultur  (die  nicht  immer 
eine  solche  ist)  immer  unübersichtlicher.  Zwischen  jenem  Zustand, 
in  dem  noch  keine  Überlegung  gegenüber  dem  Geburtenzuwachs  galt, 
in  dem  höchstens  Gleichgültigkeit  gegen  das  Kindesleben  eine  Art 
Ausgleich  gegenüber  zu  großer  Belastung  bewirkte,  und  jenem  andern, 
in  dem  die  Familienvergrößerung,  wenn  sie  überhaupt  angestrebt 
wird  und  nicht  biologische  Schranken  vorhanden  sind,  planmäßig 
stattfindet,  klafft  ein  ungeheurer  Abgrund,  der  so  gut  wie  alle  ein- 
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schlägigen  Fragen  eigentümlich  beeinflußt.  (Freilich  gibt  es  auch 
gewisse  L^bergänge  zwischen  den  beiden  Extremen.)  Die  populatio- 
nistische  Ideenrichtung  prägt  sich  schon  da  aus,  wo  noch  gar  keine 
ihr  entsprechende  Handlungsweise^  stattgefunden  hat;  so  wird  ein 
kinderloses  Ehepaar,  das  keinen  Nachwuchs  haben  will  (oder  kann), 
sich  in  seiner  Lebenshaltung  wesentlich  anders  einrichten  als  ein  gleich- 
falls kinderloses,  bei  dem  der  Wille  (und  die  Möglichkeit),  Kinder  zu 
haben,  gegeben  ist.  Wir  sehen  aus  allem,  wie  wenig  die  schablonen- 
hafte Unterscheidung  der  Familiengröße  oder  der  Verbrauchseinheiten 
durchdringt,  wie  eine  erschöpfende  Darstellung  aller  einschlägigen 
Fragen  viel  tiefer  in  den  Bereich  des  Trieblebens,  der  Lust-  und  Unlust- 
gefühle,  der  Wollungen  und  Hemmungen  wird  eindringen  müssen. 

Aber,  so  erhebt  sich  die  berechtigte  Frage,  ist  das  noch  Sozial- 
statistik,  lassen  sich  statistische  Methoden  überhaupt  auf  die 
innersten  Vorgänge  des  Seelenlebens,  des  Trieblebens  usw.  anwenden? 
Knüpft  man  nicht  besser  an  die  nach  außen  vortretenden  Symptome 
an,  die  zählbar  sind  und  bestimmte  Gruppierungen  erlauben?  Und 
soll  das  andere  nicht  der  Physiologie  und  Psychologie  als  den  Wissen- 
schaften von  Körper  und  Seele  überlassen  bleiben  ?  Ansätze  in  der 
Erweiterung  dieser  Disziplinen  sind  ja  vorhanden,  Institute  für  Arbeits- 
physiologie werden  gegründet  und  die  individualisierende  Methode  hat 
Eingang  in  die  Forschungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  gefunden. 

Vielleicht  wird  man  das  folgende  erwidern  können:  wenn  wir  über- 
zeugt sind,  daß  die  tatsächlichen  sozialen  Probleme,  um  deren  Auf- 
klärung es  sich  handelt,  einer  sehr  feinen,  mit  den  bisherigen  Mitteln 
der  Statistik  nicht  zu  erreichenden  Analyse  und  Synthese  bedürfen, 
dann  muß  eben  das  Arbeitsgebiet  und  müssen  die  Methoden  der  Statistik 
entsprechend  erweitert  werden.  Es  ist  in  der  Geschichte  der  Wissen- 
schaften nicht  neu,  daß  Grenzverrückungen  zwischen  den  einzelnen 
Teildisziplinen  stattfinden. 

Wichtiger  ist  der  Einwand,  daß  eine  so  gerichtete  Forschung  überhaupt 
nichts  mehr  mit  Statistik  zu  tun  habe.  Aber  man  kann  dies  bezweifeln. 
Nur  sind  es  Bewegungs-,  nicht  Bestandsmassen,  die  uns  entgegen- 
treten, dynamische,  nicht  statische  Erscheinungen.  So  individuell 
viele  dieser  Vorgänge  liegen,  so  bieten  sie  auch  vieles  Gemeinsame: 
gemeinsam  ist  ihnen  die  biologische  Mindestgrenze  (Existenzminimum) 
und  der  bei  der  Annäherung  an  diese  Grenze  erhöhte  Anteil  der  notwen- 
digen Ausgaben,  das  Vorhandensein  ganz  bestimmter,  wenn  auch  nicht 
stets  gleich  intensiver  Triebe  (Geschlechtstrieb,  der  Wunsch,  sich 
auszuzeichnen,  das  mit  dem  Geschlechtstrieb  durchaus  nicht  zusammen- 
fallende Familiengefühl).  Faßt  man  nun,  was  dem  Verf.  naheliegt, 
die  Statistik  als  die  selbständige  Wissenschaft  von  den  sozialen  Massen, 
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dann  wird  es  ihre  Aufgabe  sein,  auch  gegenüber  den  kleinsten  Teil- 
erscheinungen sozialen  Geschehens,  von  denen  häufig  große  Wirkungen 
abhängen,  wirksam  zu  werden;  sieht  man  in  ihr  nur  eine  Methode, 
dann  ist  es  ganz  selbstverständlich,  daß  diese  Methode  auch  innerhalb 
der  Physiologie  und  der  Psychologie  zur  Anwendung  kommen  muß; 
ist  es  nicht  denkbar,  daß  sich  diese  Disziplinen  einmal  so  weit  ent- 
wickeln, daß  wir  Lust-  und  Unlustgefühle,  Wollungen  und  Hemmungen 
und  die  entsprechenden  physiologischen  Vorgänge  statistisch  messen 
und  darnach  die  Stärke  ihrer  Wirkung  beurteilen  können? 

Für  die  heutige  Statistik  ist  das  Vorgebrachte  in  der  Hauptsache 
ein  frommer  Wunsch.  Immerhin  haben  wir  in  der,  in  den  meisten 
Ländern  wohlorganisierten  Arbeitsstatistik  wenigstens  den  Unterbau 
für  eine  künftige  internationale  Organisation.  (Häufig  aber  liegt  noch 
ein  wichtiges  Teilgebiet  der  hier  einschlägigen  Fragen  der  Preisstatistik 
in  den  Händen  einer  anderen  statistischen  Stelle,  Landwirtschafts- 
oder Handelsstatistik.)  Doch  ist  von  einer  organischen  Zusammen- 
fassung der  einschlägigen  Fragen  nicht  die  Rede,  nur  Ausschnitte 
werden  vorgenommen,  und  wo  man,  wie  in  England  und  Amerika, 
in  größerem  Stil  vorgegangen  ist,  da  fehlte  es  an  der  nötigen  Durch- 
bildung der  Problemstellung  im  einzelnen;  eine  solche  ist  in  Deutsch- 
land (,, Wirtschaftsrechnungen"  des  Kais.  Stat.  Amtes)  angestrebt 
worden,  wird  gegenwärtig  in  Österreich  (Prof.  Schiff)  mit  Erfolg  unter- 
nommen. Trotzdem  ist  das  Ergebnis  dieser  kurzen,  gewiß  nicht  voll- 
ständigen Orientierung  über  die  Methode  zum  großen  Teil  negativ. 
Wir  sind  trotz  einer  erstaunlichen  Fruchtbarkeit  der  letzten  Zeit  weder 
methodisch  noch  theoretisch  allzu  erheblich  über  Engel,  den  Begründer 
der  Lebenshaltungsstatistik,  hinausgekommen,  und  in  der  Feinheit  der 
Detailschilderung  und  Beobachtung  bleibt  Le  Play,  der  Vater  der 
individualisierenden  und  beschreibenden  Forschungsmethode,  ziemlich 
unerreicht.  Gerade  aber  auf  diesem  Gebiete  bedeutet  Massenarbeit  der 
verschiedensten   öffentlichen  und  privaten  Stellen  keinen  Fortschritt. 

Diese  Zugeständnisse  vermögen  die  Einsicht  in  die  Notwendigkeit 
eines  Ausbaues  der  einschlägigen  Forschungen  nicht  zu  trüben.  Sie 
geben  aber  zu  denken,  wenn  so  häufig  der  Ruf  nach  internationalem 
Zusammenarbeiten  laut  wird.  Erst  gilt  es,  vollständige  Klarheit  über 
die  Ziele  und  Grenzen  dieser  Arbeit  zu  gewinnen.  Sollte  die  oben 
gestreifte  Anregung  Amerikas,  eine  internationale  Teuerungsenquete 
zu  veranstalten,  durchdringen,  dann  möge  jedenfalls  im  Auge  behalten 
werden:  wir  haben  es  in  der  Teuerung  nur  mit  einer  äußeren  Einzel- 
erscheinung eines  in  Wahrheit  viel  tiefer  liegenden  Problems  zu  tun; 
vielleicht  ist,  um  eines  herauszugreifen,  der  Unterschied  im  Geldwert 
hüben  und  drüben  allein  für  sich  eine  wichtigere  Erscheinung  als  die 
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zeitliche  Schwankung  in  den  Warenpreisen,  die  auf  Basis  dieses  ver- 
schiedenen Geldwertes  verläuft.  Die  auf  Verfeinerung  der  „Indexzahlen" 
gerichteten  Bemühungen  haben  einigermaßen  enttäuscht.  Ganz  allgemein 
wird  die  Bedeutung  des  Geldes  als  Wertmesser  gegenüber  anderen 
Faktoren  überschätzt.  Alle  noch  so  komplizierten  Vorgänge  der  privat- 
wirtschaftlichen Preisgestaltung  sind  relativ  gleichgültig  gegenüber  den 
letzten  Fragen,  die  es  mit  dem  soziologisch  bedingten  Verhältnis  zwischen 
physikalischen  und  biologischen  Grundtatsachen  der  ünterhaltsmittel 
imd  der  Bevölkerung  zu  tun  haben.  Verteilung  und  Verbrauch  stehen 
deshalb  im  Vordergrund,  weil  sie  durch  das  Medium  der  Lebenshaltung 
hindurch  das  Bevölkerungsproblem  nachdrücklich  beeinflussen. 

VI. 

Eine  letzte  Darlegung  gilt  den  sozialpolitischen  Gedankengängen, 
welche  an  die  eben  skizzierten  Methodenfragen  der  Sozialstatistik  an- 
knüpfen. Von  diesen  ist  eine  große  Befruchtung  der  Sozialpolitik  zu  er- 
warten, die  zwanglos  als  der  Inbegriff  der  auf  einen  bestimmten  sozialen 
Tatsachenkomplex  aufbauenden  Folgerungen  angesehen  werden  kann. 

Folgerungen,  die  sich  durchaus  auf  v  o  1  k  s  wirtschaftlichem  Boden 
bewegen  und  die  höchstens  dem,  der  privat  wirtschaftliche  Interessen 
vertritt,  unbequem  erscheinen. 

Es  handelt  sich  durchaus  nicht  um  einseitige  Arbeiterpolitik;  viel 
eher  um  Konsumentenpolitik;  und  macht  man  sich  klar,  daß  (wie 
Brentano  hervorhebt)  Ausgangspunkt  jeder  Wirtschaft  der  Mensch 
und  das  zu  befriedigende  menschliche  Bedürfnis  ist,  dann  deckt  sich 
Konsumentenpolitik  schließlich  auch  mit  verständiger  Wirtschafts- 
politik. Wir  erkennen  dabei  eine  Reihe  natürlich  gegebener  Voraus- 
setzungen an;  einen  durch  die  Technik  in  hohem  Maße,  aber  nicht 
beliebig  steigerbaren  Vorrat  an  Gütern  auf  der  einen  Seite,  eine  gleichfalls 
durch  technische  Mittel  beeinflußbare,  aber  doch  auch  festen  biologischen 
Gesetzen  folgende  Volkszahl  auf  der  anderen  Seite.  Dazwischen  schieben 
sich  die  eigentümlichen,  gegenwärtig  kapitalistisch  orientierten  Formen 
der  Erzeugung  und  der  Verteilung,  und  die  gesellschaftlich  beeinflußte 
Gestaltung  des  an  sich  biologischen  Gesetzen  folgenden  Verbrauchs. 
Selbstverständlich  kann  die  Sozialpolitik  nur  innerhalb  des,  im  Sinne  des 
Gesagten   veränderlichen,    soziologisch   infizierten  Gebietes   tätig  sein. 

Sie  erfährt  aber  in  den  Anschauungen  vieler  noch  eine  weitere 
Einengung.  Denn  ihrem  praktischen  Wesen  nach  ist  die  Sozialpolitik 
zunächst  national  begrenzt.  Die  besonderen  Wirtschafts-  und  Ver- 
waltungsverhältnisse der  einzelnen  Staaten  geben  ihr  Handhaben  zu 
Anregungen  und  Eingriffen.  Immerhin  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  eine 
internationale  Sozialreform  angebahnt,  bemüht,  die  Schranken,  welche 
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der  Wettbewerb  den  einzelnen  Nationen  auferlegt,  zu  durchbrechen. 
Dennoch  bleibt  die  Praxis  der  Sozialpolitik  zunächst  national  und  es 
fragt  sich,  ob  dies  auch  innerhalb  der  hier  behandelten  Gebiete  gilt. 

Unzweifelhaft  ergeben  sich  bei  der  rein  nationalen  Einstellung  des 
Problems  einige  folgenschwere  Abweichungen  gegenüber  früher  Ge- 
sagtem. Während  nämlich  für  die  Menschheit  als  Ganzes  genommen 
der  Vorrat  an  Unterhaltsmitteln  nur  durch  technische  Maßnahmen 
innerhalb  bestimmter,  freilich  weit  gesteckter  Grenzen  erweitert 
werden  kann,  ist  der  Anteil  der  einzelnen  Nationen  am  Weltvorrat 
auf  politischem  und  wirtschaftlichem  Wege  steigerbar.  Damit  soll 
nicht  der  alte  unrichtige  Satz  aufgewärmt  werden,  als  wenn  im  inter- 
nationalen Austausch  der  Vorteil  des  einen  stets  vom  Nachteil  des 
andern  begleitet  sein  müsse;  die  technische  Vermehrbarkeit,  von  der 
oben  gegenüber  dem  Gütervorrat  der  Erde  die  Rede  war,  setzt  den 
internationalen  Austausch  zwischen  den  Staaten,  die  nicht  alle  gleich- 
mäßig am  Güterhervorbringen  beteiligt  sind,  geradezu  voraus.  Aber 
ebenso  unzweifelhaft  ist,  daß  besonders  auf  dem  Weg  der  älteren, 
nachgerade  verlassenen  Kolonialpolitik  sich  die  kolonisierenden  Länder 
einen  oft  übergroßen  Anteil  an  den  Naturschätzen  anderer  angeeignet 
haben.    Jedenfalls  besteht  die  theoretische  Möglichkeit  hierzu. 

Man  kann  bei  diesem  Wettlauf  der  Völker  zwanglos  von  einem  Ver- 
teilungsprozeß ähnlich  jenem  sprechen,  wie  er  innerhalb  der  Pro- 
duktionsergebnisse zwischen  Unternehmer,  Kapitalisten,  Grundeigen- 
tümer und  Arbeitnehmer  sich  abspielt.  Und  man  kann  von  hier  aus 
einen  Standpunkt  ganz  gut  verstehen,  der  allen  nationalen  Nachdruck 
auf  die  Erzielung  eines  möglichst  großen  Platzes  an  der  Sonne,  eines 
bevorrechteten  Anteils  an  den  Gesamtgüter  Vorräten  gelegt  wissen  will, 
dem  der  Verteilungsprozeß  innerhalb  des  eigenen  Landes  als  etwas 
ganz  Nebensächliches  erscheint,  der  demgemäß  die  Sozialpolitik  unter 
wirtschaftliche  und  politische  Weltmachtspolitik  unterordnet.  (Frei- 
lich läßt  sich  hieraus  auch  der  oben  gestreifte  Gedankengang  ableiten, 
wonach  nur  gesunde  innere  Sozialpolitik  einen  Staat  in  die  Lage  ver- 
setze, seinen  Platz  im  Weltverkehr  aufrechtzuerhalten.) 

Es  wäre  nun  verlockend,  die  Frage  zu  beantworten,  ob  die  Politik 
derer,  welche  aus  Konkurrenzrücksichten  Sozialpolitik  ablehnen,  auch 
tatsächlich  den  im  Munde  geführten  Schlagworten  entspricht.  Man 
könnte  auf  das  internationale  Kapital  hinweisen,  das  kaum  jemals 
innerhalb  der  nationalen  Interessen  bleibt,  das  vielleicht  dem  eigenen 
Lande  eine  Konkurrenz  im  Auslande  wachruft.  Was  hier  allein  durch 
Verwendung  billiger  Wanderarbeiter,  die  den  heimischen  Absatzmarkt 
verderben,  gesündigt  wird  —  im  Einzelfall  vielleicht  aus  sehr  ver- 
ständlichen Gründen  — ,  das  kann  hier  nicht  breit  ausgeführt  werden. 
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Aber  es  ist  nicht  leicht,  den  Glauben  an  eine  ausschließlich  nationale 
Richtung  der  privatwirtschaftlichen  Erzeugung  angesichts  der  Tat- 
sachen zu  bewahren.  Sinkt  er,  dann  erübrigt  sich  freilich  eine  Be- 
schränkung der  Sozialpolitik  aus  Gesichtspunkten  der  internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit  heraus. 

Noch  ein  zweiter  Punkt  spricht  für  die  Notwendigkeit  internationaler 
Auffassung  der  sozialpolitischen  Probleme:  Erinnern  wir  uns  an  die 
verschiedenen  Stadien  des  weltwirtschaftlichen  Verkehrs,  die  oben, 
ohne  den  Anspruch  auf  Vollständigkeit  zu  erheben,  aufgezählt  wurden, 
so  trat  uns  als  letzte  der  Übergang  der  zurückgebliebeneren  Länder 
zur  Eigenerzeugung  und  -Verarbeitung  hervor.  Zweifellos  bedingt  dies 
eine  gewisse  Ausgleichung,  die  Begründung  einer  Gegenseitigkeit  und 
Gleichberechtigung  in  den  Handelsbeziehungen.  Der  in  diesem  Sinn 
stattfindende  Verteilungsprozeß  mag  sich  damit  zeitweilig  zugunsten 
der  an  Naturgütern  reicheren  Nationen  umgestalten,  aber  ihre  Bäume 
werden  nicht  in  den  Himmel  wachsen,  denn  für  sie  entsteht  der  innere 
Verteilungsprozeß,  die  Auseinandersetzung  zwischen  den  an  der  Pro- 
duktion Beteiligten,  vornehmlich  zwischen  Arbeitgebern  und  Kapital 
auf  der  einen  und  Arbeitnehmern  auf  der  anderen  Seite.  Populatio- 
nistische Vorgänge,  an  denen  die  alten  Kulturnationen  laborieren, 
wie  der  Geburtenrückgang,  werden  sich  zu  ihrer  Zeit  einstellen. 

Denkt  man  sich  einen  solchen  Prozeß  fortgeführt,  dann  schwinden 
mit  der  ungleichen  Verteilung  zwischen  den  einzelnen  Völkern  gewisse 
Grenzen,  die  der  Sozialpolitik  gesetzt  sind.  Diese  wird  in  erhöhtem 
Maße  als  das  Bemühen  gelten,  die  soziologisch  bedingten  Momente 
in  Erzeugung,  Verteilung  und  Verbrauch  in  dem  Sinne  umzugestalten, 
daß  die  feststehenden  physikalisch-biologischen  Möglichkeiten  in  einer 
das  größtmögliche  materielle  Glück  einer  größtmöglichen  Zahl  be- 
günstigenden Weise  ausgebeutet  werden.  Es  gilt  dabei  viel  Menschliches 
und  Allzumenschliches  beiseite  zu  räumen,  aber  keinesfalls  soll  das 
sozialpolitische  Ideal  in  einer  unbedingten  Nivellierung  erblickt  werden. 
Denn  wir  wissen,  daß  Unterschiede  in  Besitz  und  Kultur  einen  unge- 
heuren Anreiz  zum  Emporsteigen,  mindestens  zum  Bewahren  des 
Ererbten  und  Erworbenen  ausüben,  damit  Kulturträger  ersten  Ranges 
sind.  Das  einzelne  braucht  hier  nicht  ausgeführt  zu  werden.  Daß 
die  Entwicklung,  wie  man  sie  sich  wünscht,  der  unbedingten  Freiheit 
in  geistiger  Richtung  und  jener  tatsächlichen  Bewegungsfreiheit  be- 
darf, die  mit  Gesetz  und  Ordnung  vereinbar  ist,  ist  selbstverständlich. 
Und  in  diesem  Sinn  deckt  sich  bei  zweifellosen  Abweichungen  im 
einzelnen  unser  Schlußgedanke  mit  dem  Lebenswerk  des  Mannes, 
dem  diese  Schrift  gewidmet  ist,  Lujo  Brentano' s. 


Nachwort. 

Die  durchgreifende  Veränderung,  die  wohl  die  meisten  der  vor- 
stehend erörterten  Probleme  durch  den  Weltkrieg  erfahren  haben, 
kann  heute  noch  nicht  übersehen  und  am  wenigsten  vom  gegenwärtigen 
Standort  des  Verfassers  aus  hinreichend  gewürdigt  werden.  Nur  einige 
nächstliegende  Gedanken  mögen  deshalb  gestattet  sein. 

Von  „internationalen"  Aufgaben  der  Sozialpolitik  und  Sozialstatistik 
war  die  Rede,  aber  mit  dem  starken  Vorbehalt,  den  das  wenig  exakte 
Zusammenarbeiten  der  berufenen  Organe  nahelegte.  Nun  sind  durch 
den  Krieg  immerhin  bedeutsame  Ansätze  einer  internationalen  Sozial- 
politik und  -Statistik  gründlich  beseitigt  und,  was  wichtiger  ist,  das 
verständnisvolle  Ineinandergreifen  der  führenden  Persönlichkeiten  ist 
erschüttert.  Kann  da  Problemen,  wie  sie  in  diesem  Aufsatz  aufgeworfen 
wurden,  überhaupt  noch  nachgegangen  werden? 

Wir  glauben  es;  denn  die  sozialstatistisch  fundierte  Sozialpolitik 
wird  immer  mehr  eine  zentrale,  ihr  bisher  noch  vielfach  versagte 
Stellung  im  System  der  Sozialwissenschaften  erlangen,  und  man  kann 
die  Hauptaufgaben  sogar  als  durch  den  Krieg  unberührt  erachten. 

Eine  „konsumzentrische"  Auf fassung  der  Volks-  (und  Welt-) Wirtschaft 
ist  angesichts  der  unabsehbaren  Wertevernichtung,  die  im  Gefolge  des 
Krieges  geht,  mehr  noch  als  früher  geboten.  Wer  pessimistisch  Bevölkerung 
und  Unterhaltsmittel  gegeneinander  abzuwägen  bereit  war,  wird  gewiß 
nicht  —  wie  Malthus  —  eine  Verbesserung,  sondern  eine  Verschlechterung 
des  früheren  Zustandes  annehmen.  Denn  die  Bevölkerungsstatistik 
hat  die  durch  den  Krieg  gerissenen  Lücken  noch  fast  stets  als  ausfüllbar, 
als  z.  T.  schon  durch  den  Geburten  Zuwachs  kompensiert,  nachgewiesen. 
Dabei  drängt  die  rauhere  Grundströmung  der  Zeit  kulturelle  Einflüsse 
auf  die  Geburtenziffer  entschieden  zurück ;  die  künftige  Generation  wird 
von  einer  stärkeren  Lebensbejahung  getragen  sein,  um  so  mehr,  wenn 
eine  verständige  Sozialpolitik  einsetzt.  Zugleich  sind  alle  Probleme  der 
Lebenshaltung  vorgeschoben.  Ganz  allgemein  hat  der  Appell  an  die 
Volkskraft  die  Fragen  der  Volksernährung,  hat  der  Abschluß  des  Reichs 
vom  Ausland  die  Bedeutung  des  inneren  Marktes  vortreten  lassen. 

Keine  Zeit  zeigte  uns  in  gleichem  Maße  die  Bedeutung  des  Ver- 
brauchs und  der  Arbeitsgelegenheit  für  das  Wirtschaftsleben.  Wir 
lernten  das  Wichtigste  darin  sehen,  daß  an  irgendeiner  Stelle  ein 
Bedarf  geschaffen  wird,  der  dann  das  Räderwerk  der  Volkswirtschaft 
zur  Abwicklung  bringt.  Zwanglos  nahmen  wir  gleichzeitig  eine  Reihe 
von  staatssozialistischen  Gedanken  in  uns  auf.  Daran  wollen  wir  in 
Theorie  und  Praxis  wieder  anknüpfen,  wenn  der  Frieden  neue  Arbeit 
verlangt   und   ermöglicht.     Sozialpolitik   begleite  diese  Friedensarbeit. 


Das  Wesen  der  Politik. 

Von  Dr.  Ludo  M.  Hartmann,  Wien. 


:   ~w — >    sS  ist  vielleicht  noch  mehr  die  Praxis  der  Politiker,  als  der, 

j     I ^     ;  wie   man   meint,   dem  Gegenstande    selbst   notwendig  an- 

!  £  ^  ;  haftende  Subjektivismus,  der  bewirkt,  daß,  wer  sich  bemüht, 
:--« "!  in  möglichst  objektiver  Weise,  d.  h.  wissenschaftlich,  poli- 
tische Probleme  zu  erörtern,  sofort  das  Gefühl  hat,  auf  schwankem 
Boden  sich  zu  bewegen.  Wer  nicht  nach  den  Kunstgriffen  des  poli- 
tischen Handwerkes,  nicht  nach  den  Übungen  der  Routine,  sondern 
nach  dem  wissenschaftlichen  Fundamente  der  Politik  fragt,  läuft 
Gefahr,  ausgelacht  zu  werden.  Nicht  selten,  ja  in  der  Regel,  gewinnt 
man  den  Eindruck,  daß  in  unserer  Zeit  und  wohl  auch  in  vergangenen 
Zeiten,  die  Wissenschaft  und  die  Politik  durch  einen  Abgrund  von- 
einander getrennt  sind,  als  ob  die  Methode  politischer  Erkenntnis 
von  allen  übrigen  Methoden  des  Erkennens  grundverschieden  wäre, 
oder  als  ob  die  Politik  mit  Erkenntnis  prinzipiell  gar  nichts  zu  tun 
hätte.  Und  doch  kann  es  im  letzten  Grunde  auf  allen  Gebieten  mensch- 
lichen Erkennens  und  geregelter  menschlicher  Tätigkeit,  die  sich  doch 
auf  Erkenntnis  aufbauen  muß,  nur  eine  Methode  geben,  die  Methode, 
welche  in  unserer  Zeit  von  der  Naturforschung  am  exaktesten  ausge- 
bildet worden  ist,  die  Feststellung  dessen,  was  ist,  und  der  Schluß 
aus  der  Kombination  der  festgestellten  Tatsachen.  Daraus  ergibt  sich, 
wenn  man  es  mit  einem  vollständig  bekannten  und  in  sich  abgeschlos- 
senen Ausschnitt  aus  dem  Weltgeschehen  zu  tun  hat,  auch  für  die  mensch- 
liche Betätigung  der  Begriff  des  Notwendigen,  wenn  aber  der  Aus- 
schnitt aus  dem  Weltgeschehen  ein  willkürlicher  oder  nicht  vollständig 
bekannter  ist,  der  Begriff  des  Möglichen.  Nur  auf  Grund  der  Erkennt- 
nis der  Tatsachen  kann  sich  die  Naturwissenschaft  in  der  Technik 
betätigen. 

Aber  nicht  zu  allen  Zeiten  und  auf  allen  Gebieten  werden  tatsächlich 
diese  Denkmethoden  angewendet.  Das  primitive  Denken  will  die 
Tatsachen  den  Gedanken  anpassen,  das  fortgeschrittene  dagegen 
besteht  darin,  daß  es  seine  Gedanken  mit  den  Tatsachen  in  Überein- 
stimmung bringt.  An  diesem  Maßstabe  gemessen  steht  die  Politik 
im  allgemeinen  noch  auf  einem  sehr  tiefen  Niveau;  denn  in  ihr  ist 
noch  regelmäßig  der  Wunsch  der  Vater  des  sogenannten  Gedankens. 
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So  z.  B.  wenn  die  hochpatriotischen  Politiker  eines  Staates,  der  von 
inneren  Kämpfen  durchwühlt  ist  oder  der  nicht  einmal  die  Kraft 
besitzt,  seine  eigenen  Angehörigen  in  anständiger  Weise  zu  ernähren, 
imperialistische  Politik  zu  machen  versuchen.  Exempel  brauchen  kaum 
angeführt  zu  werden.  Oder  wenn  in  Österreich  gepredigt  wird,  daß 
die  Nationen  doch  endlich  vernünftig  werden  sollen,  und  nicht  danach 
gefragt  wird,  welches  denn  eigentlich  die  Ursachen  der  nationalen 
Kämpfe  sind.  Derlei  geschieht  tagtäglich.  Was  würde  man  aber  zu 
einem  Techniker  sagen,  der  die  regelmäßigen  Beziehungen  der  Körper 
zueinander,  die  im  Gravitationsgesetz  zusammengefaßt  sind,  ignorierend, 
in  der  Art  eines  Jules  Verne,  eine  Kanone  mit  relativ  notwendig  ge- 
ringen Spannkräften  konstruieren  wollte,  um  den  Mond  zu  bombar- 
dieren. Oder  der,  ohne  Rücksicht  auf  das  Gesetz  der  Erhaltung  der 
Energie,  ein  sogenanntes  perpetuum  mobile  konstruieren  würde.  Wie 
lachen  wir  über  die  Bemühungen  der  Alchimisten,  die,  von  dem  Wunsche 
beseelt,  alle  Körper  in  Gold  zu  verwandeln,  die  Grundeigenschaften 
der  Elemente,  die  sich  ihrem  Wunsche  entgegenstellten,  nicht  be- 
achteten. Und  doch  sind  wir  durchaus  daran  gewöhnt,  auf  solche 
alchimistische  Weise  Politik  zu  treiben. 

Ein  klassischer  Zeuge,  Hertling,  faßt  sein  Urteil  über  die  Politiker 
in  den  folgenden  Worten  zusammen:  „Daß  die  Staatsmänner  aus  der 
Geschichte  lernen  können  und  sollten,  ist  ebenso  gewiß,  wie  es  selten 
ist,  daß  einer  wirklich  daraus  gelernt  hat  ^." 

Ja,  man  wird  sagen  können,  daß  es  auch  heutzutage  große  Parteien 
gibt,  welche  prinzipiell  auf  dem  Standpunkte  stehen,  nichts  aus  der 
Geschichte  zu  lernen;  es  sind  dies  alle  mit  Recht  als  reaktionär  be- 
zeichneten Parteien.  Denn  das  Wesen  der  Reaktion  besteht  darin, 
einen  Zustand  wieder  herstellen  zu  wollen,  der  einmal  schon  bestanden 
hat;  der  Wunsch  macht  blind  gegen  die  sicherste  Lehre,  welche  die 
Geschichte  zu  erteilen  vermag,  daß  nämlich  niemals  ein  früherer  Zu- 
stand ebenso  wiederkehrt.  Aber  es  gibt  auch  Personen  und  Gruppen, 
welche  ganz  anderen  Zielen  zustreben  und  doch  im  wesentlichen  un- 
bewußt dieselbe  Methode  verfolgen,  indem  sie  einen  Gesellschafts- 
zustand konstruieren  und  herzustellen  versuchen,  der  ihnen  als  der 
normale  erscheint,  z.  B.  weil  er  ein  solcher  wäre,  der  am  wenigsten 
Energie  verschwenden  würde;  diese  ,, Politik"  setzt  sich,  indem  sie 
über  den  Historismus  spottet,  über  alle  bestehenden  historisch  ent- 
standenen Energien  hinweg,  übersieht  die  Determiniertheit  des  mensch- 
lichen Willens  und  alle  Interessenkämpfe  und  behandelt  das  politische 
Kräftespiel   wie   eine   willkürliche,   jederzeit   herzustellende   Versuchs- 


*  Siehe  den  Artikel  »Politik«  im  Staatslexikon  der  Görres-Gesellschaft. 
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anordnung  eines  physikalischen  oder  chemischen  Experimentes;  gerade 
deshalb  mag  dieser  Gedankengang  Naturforschern  besonders  nahe- 
liegen, denselben,  die  sich  mit  Recht  darüber  empören  würden,  wenn 
ein  Historiker  oder  Soziologe  oder  ein  armer  Philosoph  mit  Unkenntnis 
der  gegebenen  Verhältnisse  der  Materie  oder  der  Energie  ein  physi- 
kalisch-chemisches System  aufbauen  und  für  das  einzig  richtige  aus- 
geben würde.  ,,Jene  sogenannte  Idealpolitik,"  schreibt  Holtzendorff  1, 
,, welche  eigentlich  gar  keine  Art  von  Politik  ist,  sondern  vielmehr  Poesie, 
besteht  ....  darin,  daß  deren  Lehrer  sowohl  unter  Verkennung  aller 
physischen  Tatsachen  und  Gesetze  als  auch  unter  Mißachtung  der 
allgemein  geltenden  Ideenentwicklung  Ziele  aufstellen,  welche  völlig 
außerhalb  des  menschlichen  Pflichtbewußtseins  oder  der  staatlichen 
Machtsphäre  gelegen  sind." 

Wenn  Holtzendorff  als  Beispiel  für  diese  Idealpolitik,  die  auch  nichts 
anderes  ist,  als  Alchimie,  Plato,  die  Kirchenväter,  Thomas  Morus, 
anführt,  so  wäre  es  leicht,  aus  der  Vulgär-  wie  aus  der  Kathederweisheit  der 
unmittelbar  verflossenen  Jahrhunderte  zahlreiche  Belege  hinzuzufügen. 

Solchen  Versuchen  gegenüber  hat  Ranke  ^  mit  Bewußtsein  in  der 
Einleitung  zu  seiner  historisch-politischen  Zeitschrift  vor  bald  hundert 
Jahren  als  sein  Programm  aufgestellt:  ,,das  wichtigste  umfassen,  was 
ein  denkender  Zeitgenosse  zu  erfahren  wünschen  kann,  um  seine  Zeit 
nicht  nach  irgendeinem  Begriffe,  sondern  in  ihrer  Realität  zu  ver- 
stehen und  völlig  mitzuerleben"  und  will  nichts  von  politischen  Dok- 
trinen wissen,  die  ,,die  reale  Welt  nach  ihren  Schulmeinungen  einzu- 
richten streben".  Es  wird  mit  anderen  Worten  hier  gefordert:  Die 
Entwicklung  der  Politik  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft. 

Beim  naiven  Politiker  erklärt  sich  jener  Irrtum  durch  den  jedem 
Menschen  instinktiv  innewohnenden  Glauben  an  die  eigene  Willens- 
freiheit nicht  nur,  sondern  auch  durch  die  im  täglichen  Leben  ge- 
machte Erfahrung  der  wirklichen  oder  scheinbaren  Wirksamkeit  der 
eigenen  Handlung.  Es  ist  aber  kein  Zweifel,  daß  die  metaphysische 
Philosophie  wesentlich  dazu  beigetragen  hat,  das  Unglück  der  alchi- 
mistischen Politik  noch  zu  vergrößern,  insbesondere  dadurch,  daß  sie 
gleichsam  zwei  Sphären,  die  der  Freiheit  und  die  der  Notwendigkeit, 
auseinanderzuhalten  sucht,  deren  prästabilierte  Harmonie  in  letzter  Linie 
zur  ,, Vollziehung  eines  verborgenen  Planes  der  Natur"  führen  sollte  ^. 


'  Siehe  »Die  Prinzipien  der  Politik«   1869.    S.  lö. 

-'  Rankes  Historisch-politische  Zeitschrift  1832,  Einleitung  (nach  Rieh. 
Schmidts  Zeitschrift  für  Politik  I,  S.  1  ff.). 

^  Siehe  den  S.Satz  Kants  in  »Idee  einer  allgemeinen  Geschichte  in  welt- 
bürgerlicher Absicht«,  und  dazu  auch  Bern  he  im,  Lehrbuch  der  historischen 
Methode.    III.  Aufl.    S.  644  ff. 
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Bewußt  oder  unbewußt  kann  man  sich  —  je  nachdem  —  mit  der 
Selbständigkeit  des  Einzelwillens  oder  mit  dem  verborgenen  Plane 
der  Natur  (in  seinen  verschiedenen  Auffassungen)  beruhigen.  Wenn 
man  aber  vorsichtig  auf  das  Erkennen  des  verborgenen  Naturplanes 
verzichtet,  so  löst  man  sich  vollständig  von  der  Verpflichtung  los, 
die  Politik  auf  eigentlich  wissenschaftliche  Grundlage  zu  stellen.  So 
schließt  z.  B.  Jellinek^:  ,,Da  absolute  Zwecke  nur  auf  dem  Wege 
metaph^'sischer  Spekulation  aufgezeigt  werden  können,  so  ist  eine 
empirische,  in  sich  vollendete,  mit  allgemeiner  Überzeugungskraft 
ausgestattete,  politische  Wissenschaft  nicht  möglich.  Vielmehr  können 
nur  relative  politische  Untersuchungen  wissenschaftlichen  Wert  ge- 
winnen, d.  h.  solche,  die  hypothetisch  einen  bestimmten  Zweck  als 
zu  erreichend  annehmen,  dabei  aber  die  Möglichkeit  anders  gearteter 
teleologischer  Betrachtungen  zugeben  müssen."  Es  wäre  damit  zu- 
gegeben, daß  nicht  nur  im  Kampfe  der  Parteien,  von  denen  jede  sich 
einen  anderen  Zweck  setzen  kann,  daß  nicht  nur  infolge  aller  Fehler- 
quellen, welche  in  den  Mitstreitenden  selbst  gelegen  sind,  von  den 
Parteien  und  den  Mitstreitenden  selbst  ein  wissenschaftliches  Urteil 
nicht  gewonnen  werden  kann,  sondern  daß  über  die  Richtigkeit  eines 
in  der  Politik  eingeschlagenen  Weges  ein  wissenschaftliches  Urteil, 
das  auf  allgemeine  Gültigkeit  Anspruch  macht,  überhaupt  nicht  ge- 
wonnen werden  kann.  Darum  ist  Jellinek  und  vielen  anderen  die 
Politik  ,, nicht  eine  Lehre  vom  Seienden,  sondern  vom  Seinsollenden"  ^. 
Gerade  damit  ist  die  Politik  in  die  bequeme,  weil  nicht  zu  kontrol- 
lierende Bahn  der  Metaphysik  geschoben.  Denn  in  dem  allen  liegt 
natürlich  etwas,  was  jenseits  der  Erfahrung  liegt.  Diese  Auffassung 
kann  aber  keineswegs  durch  die  Auffassung  der  Politik  als  Kunst 
gerechtfertigt  werden,  ebensowenig  wie  ja  die  technische  Anwendung 
der  Naturwissenschaften  in  das  metaphysische  Gebiet  hinübergerückt 
werden  kann.  Wer  das  Gelüste  hat,  mag  immerhin  Staatsmänner 
oder  politische  Taten  an  dem  Maßstabe  der  ihm  geläufigen  Ethik 
messen  und  kann  dann  natürlich  auch  hier  keine  anderen  ethischen 
Maßstäbe  verwenden  als  die  sonst  von  ihm  beliebten.  Allein  mit  der 
Frage  der  politischen  Kunst  als  solcher  hat  die  ethische  Bewertung 
nichts  zu  tun. 

Engels  3  hat  schon  mit  Recht  gesagt:  ,,daß  die  Mittel  zur  Beseitigung 
der  entdeckten  Mißstände  ebenfalls  in  den  veränderten  Produktions- 


^  Jellinek,  Das  Recht  des  modernen  Staates.  I:  Allgemeine  Staats- 
lehre.   S.  13. 

'  Ebenda  S.  15. 

"  Siehe  E  n  g:  e  1  s ,  Entwicklung  des  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissen- 
schaft. \1I,  286.^ 
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Verhältnissen  selbst  —  mehr  oder  weniger  entwickelt  —  vorhanden  sein 
müssen.  Diese  Mittel  sind  nicht  etwa  aus  dem  Kopfe  zu  erfinden, 
sondern  vermittelst  des  Kopfes  in  den  vorliegenden  materiellen  Tat- 
sachen der  Produktion  zu  entdecken". 

Man  hat  daher  mit  Recht  die  Politik  als  die  Kunst  des  Möglichen 
bezeichnet  oder  auch  als  „die  Kunst,  im  öffentlichen  Leben  das  Mög- 
liche auszurichten"^.  Die  Frage  muß  also  weiter  lauten:  Was  ist 
im  politischen  Sinne  möglich? 

Darüber  kann  nun  kein  Zweifel  sein,  daß  die  Möglichkeit  von  den 
historischen  Gegebenheiten  abhängt.  Aber  die  einzelnen  Tatsachen 
an  sich  betrachtet  sind  noch  keine  Entwicklung,  noch  keine  Bewegung, 
diese  kann  erst  aus  ihrer  kausalen  Verknüpfung  erschlossen  werden. 
Es  ergibt  sich  hier  abermals  eine  Schwierigkeit.  Denn  der  Ausschnitt 
aus  dem  Naturgeschehen,  der  als  historisch  und  für  die  Politik  wesent- 
lich betrachtet  wird,  ist  keineswegs  losgelöst  von  allen  übrigen  voran- 
gehenden und  gleichzeitigen  Naturvorgängen,  die  nicht  soziologisch 
erfaßt  werden  können;  wir  isolieren  ihn  nur  künstlich  in  unseren  Ge- 
danken selbst;  in  Wirklichkeit  dagegen  ist,  wie  Simmel  richtig  aus- 
geführt hat:  ,,die  Weiterentwicklung  jeder  ihrer  Phasen  (der  Mensch- 
heitsgeschichte) .  .  .  von  unzähligen  Umständen  abhängig,  zu  denen 
die  Spannkräfte  nicht  ausschließlich  in  dieser  Phase  als  einer  vom 
Begriffe  der  Geschichte  eingegrenzten  liegen  und  die  also  auch  nicht 
zu  berechnen  sind".  Ferner:  ,,wenn  wir  eine  Summe  dieser  (primären, 
physikalischen)  Bewegungen  zu  einem  Gesamtgeschehen  zusammen- 
fassen (wie  wir  es  durch  die  historische  Betrachtungsweise  tun),  so 
kann  für  dasselbe  nicht  ein  besonderes  Gesetz  beansprucht  werden, 
da  schon  durch  jene  primären  Gesetze  und  allein  durch  sie  jede  über- 
haupt stattfindende  Bewegung  ihre  zureichende  Erklärung  und  Zurück- 
führung  auf  die  verursachende  Kraft  findet"  ^. 

Dies  gilt  übrigens,  wie  für  die  soziologischen  Erscheinungen,  für 
alle  Erscheinungen  biologischer  Art  überhaupt.  Deshalb  haben  die 
Beziehungen,  die  wir  zwischen  soziologischen  Erscheinungskomplexen 
herstellen,  ob  wir  sie  nun  unter  einem  Gesamtbegriffe  subsumieren 
oder  miteinander  in  kausale  Verbindung  zu  bringen  trachten,  etwas 
Provisorisches,  da  wir  die  Vorgänge  eben  nicht  bis  zu  ihren  letzten 
Elementen  analysieren  können.  Die  Feststellung  der  Abhängigkeit 
eines  Komplexes  von  anderen  entspricht  hier  nicht  den  strengen  An- 
forderungen der  Kausalität,  weil  eben  die  Einwirkung  auch  anderer 
Faktoren  nicht  ausgeschlossen  ist.   Man  kann  nur  —  mit  Ernst  Mach  — 


'  Siehe  Phil.  Zorn  in  »Handbuch  der  Politik«.    I,  3. 
^  Vgl.  Simmel,  Probleme  der  Geschichtsphilosophie.    S.  3^)  u.  47;   dazu 
Hartmann,  Über  historische  Entwicklung.    S.  3  ff. 
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von  einem  funktionellen,  nicht  von  einem  kausalen  Zusammenhange, 
der  in  der  soziologischen  Betrachtungsweise  willkürlich  abgegrenzten 
Erscheinungskomplexe  sprechen  und  deshalb  können  auch  die  Abfolgen 
der  sozialen  Phänomene  nicht  „ausnahmslos  exakt"  in  stets  gleicher 
Weise  sich  abwickeln.  Man  kann  daher  auf  sozialem  wie  überhaupt 
auf  biologischem  Gebiete  nicht  von  Gesetzen  im  Sinne  physikalischer 
Gesetze  sprechen,  sondern  nur  von  Tendenzen,  die  allenfalls  zu  empiri- 
schen Entwicklungsgesetzen  —  im  Sinne  der  organischen  Naturwissen- 
schaften —  sich  verdichten  können. 

Zur  Veranschaulichung  der  Möglichkeiten,  welche  durch  die  sozio- 
logische Betrachtungsweise  gegeben  sind,  ist  von  einem  geistreichen 
Philosophen  das  Beispiel  der  Meteorologie  herangezogen  worden,  für 
die  es  ebenfalls  charakteristisch  ist,  daß  sie  einen  Tatsachenkomplex 
aus  dem  physikalischen  Weltgeschehen  willkürlich  herausschneidet, 
der  zwar  physikalisch  vollständig  determiniert  ist,  aber  vorläufig 
noch  nicht  bis  in  jede  Einzelheit  analysiert  werden  kann,  und  auf  den 
ferner,  weil  er  eben  tatsächlich  nicht  vollständig  isoliert  ist,  jeweüs 
Umstände  einwirken  können,  welche  durch  die  meteorologische  Be- 
trachtungsweise nicht  erfaßt  werden  können.  Es  ist  bekannt  genug, 
daß  die  Prophezeiungen  der  Meteorologen  keineswegs  ausnahmslos 
exakt  sind  und  daß  vorsichtigerweise  auch  hier  nur  von  Tendenzen 
gesprochen  werden  kann.  Desgleichen  braucht  eigentlich  in  der  Ge- 
schichte gar  nicht  mehr  ausdrücklich  darauf  hingewiesen  zu  werden, 
daß  etwa  der  Sturm,  der  die  große  Armada  zerstörte,  oder  das  Erd- 
beben von  Lissabon,  wenn  auch  kausal  bedingt  wie  alle  Naturvorgänge, 
und  wenigstens  zeitweise  auch  auf  politische  Ereignisse  zurückwirkend, 
doch  außerhalb  der  soziologischen  Berechnung  liegen  müssen. 

Es  kann  daher  nur  Aufgabe  der  Soziologie  sein,  Tendenzen  inner- 
halb des  gesellschaftlichen  Geschehens  festzustellen,  und  die  Politik 
ist  darauf  angewiesen,  diese  Tendenzen  zugrunde  zu  legen,  wie  die 
Techniker  die  allerdings  exakteren  naturwissenschaftlichen  Erkenntnisse. 

Wie  nun  die  Technik  den  Inhalt  und  die  Aufgabe  hat,  die  Natur- 
kräfte auf  Grund  der  Naturgesetze  auf  dem  Gebiete  der  Produktion 
in  Maschinen  usw.  zu  organisieren,  so  muß  es  Inhalt  und  Aufgabe 
der  Politik  sein,  die  durch  die  Soziologie  festgestellten  Tendenzen 
auf  staatlichem  Gebiete  zu  organisieren.  Diese  Organisation  aber 
kann  innerhalb  des  Staates  nur  als  geltendes  Recht  in  die  Erscheinung 
treten.  Man  kann  daher  die  Politik  definieren  als  die  Kunst, 
gesellschaftliche  Tendenzen  in  rechtliche  For- 
men umzusetzen. 

Tatsächlich  ist  dies  bewußt  oder  unbewußt  das  Bestreben  aller 
politischen  Parteien,  und  jede  politische  Partei  ist  geleitet  von  der 
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Idee,  welche  sie  sich  von  der  notwendigen  oder  wahrscheinHchen  Ent- 
wicklung der  Menschheit  gemacht  hat.  Die  klerikalen  Parteien  aller 
Zeiten  und  Länder  sind  bestimmt  durch  die  Geschichtsphilosophie, 
die  ihnen  der  heilige  Augustinus  vor  einundeinhalb  Jahrtausenden 
geschaffen  hat.  Durch  göttlichen  Willen,  der  seiner  Natur  nach  absolut 
und  unentrinnbar  ist,  wird  die  Menschheit  zum  göttlichen  Staat  geführt 
durch  die  Heilanstalt  der  Kirche.  Wer  nicht  im  Sinne  der  Kirche 
wirkt  und  ihren  Geboten  widerstreitet,  handelt  nicht  nur  unmoralisch, 
sondern  auch  gegen  das  der  Menschheit  gegebene  Entwicklungsgesetz. 

Ähnlich  steht  es  mit  den  konservativen  Parteien  im  engeren  Sinne, 
die  vom  Gottesgnadentum  und  der  von  Gott  gewollten  Ordnung  aus- 
gehen, die  selbstverständlich  ihrer  Natur  nach  immer  wieder  zur  Geltung 
kommen  muß,  und  es  ist  sehr  fraglich,  ob  das  Junkertum  mit  gleicher 
Selbstsicherheit  auftreten  würde,  wenn  nicht  in  seiner  Weltanschauung 
tief  verankert  der  Glaube  an  die  dauernde  Notwendigkeit  dieser  von 
Gott  gewollten  Ordnung  ruhte,  d.  h.  der  Glaube  an  die  Tendenz 
der  menschlichen  Entwicklung,  immer  wieder  zu  ihr  zurückzukehren. 

Sehr  deutlich  ist  aber  auch  die  Überzeugung  von  der  in  der  Natur 
der  Entwicklung  liegenden  Notwendigkeit  des  Sieges  ihrer  Prinzipien 
bei  der  liberalen  Partei.  Geradezu  die  Grundlage  ihrer  Auffassung 
ist  das  natürliche  Spiel  der  Kräfte  und  sie  hat  mit  dem  ,,Laissez  faire" 
geradezu  die  natürliche  Entwicklung,  wie  sie  sie  eben  auffaßt,  zu 
ihrem  Programm  gemacht.  Die  ausgeprägteste,  modernste  und  wissen- 
schaftlichste Fundamentierung  des  Liberalismus  durch  Spencer,  in 
welcher  Darwins  Kampf  ums  Dasein  und  das  Überleben  des  Stärkeren 
als  Grundlage  der  Soziologie  proklamiert  wird,  zeigt,  ob  nun  jene 
Kategorien  richtig  oder  falsch  angewendet  sein  mögen,  zur  Evidenz, 
daß  die  liberale  Partei  eine  Kämpferin  kat'exochen  für  die  historische 
Tendenz,  wie  sie  sie  auffaßt,  sein  will. 

Die  sozialdemokratische  Partei  aber  ist  seit  Karl  Marx  und  in 
gewissem  Sinne  schon  früher  auf  Grund  der  sogenannten  materialisti- 
schen Geschichtsauffassung  in  den  Kampf  eingetreten  und  ist  der 
prinzipiellen  Überzeugung,  daß  sie  ihre  Ziele  nicht  ihrem  eigenen  Willen 
angepaßt  oder  aus  metaphysischen  Spekulationen  geholt  hat,  sondern 
daß  umgekehrt  diese  Ziele  sich  aus  der  notwendigen  Entwicklung  der 
Menschheitsgeschichte  von  selbst  ergeben.  — 

Ohne  auf  die  immer  wieder  diskutierte  Frage  nach  der  historischen 
Wirksamkeit  großer  Persönlichkeiten  einzugehen,  wird  man  doch  be- 
haupten können,  daß  sich  die  politischen  Genies  von  anderen  Staats- 
männern nur  dadurch  unterscheiden,  daß  sie  intuitiv  die  Entwicklungs- 
tendenzen erfassen.     ,,Das   Genie,"   so  schreibt   Mommsen  ^,    .,ist   der 


*  In  seinem  Jugend  au  fsatz:  »Genies  sind  notwendige  Übel«. 
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Apostel  des  Zeitgeistes,  der  mit  leisem  Ohre  das,  was  zur  weiteren 
Entwicklung  nötig  ist,  die  Zeitbedürfnisse,  erlauscht,  der,  selbst  ein 
Sohn  des  Zeitgeistes,  ihn  hervorruft  und  hegt,  der,  das  Künftige  ahnend 
im  Busen  tragend,  seiner  Zeit  vorausgeeilt  ist,  der  die  Zukunft  ins  Leben 
ruft  und  mit  prophetischer  Begeisterung  verkündigt." 

Das  vielleicht  größte  politische  Genie  des  Altertums,  Cäsar,  ist  ein 
deutliches  Beispiel  für  diese  Behauptung.  ,,Es  waren  insoferne  die 
Gedanken,  die  dem  großen  Werke  Cäsars  zugrunde  lagen,  nicht  eigent- 
lich neue,  aber  ihm  gehört  ihre  Verwirklichung,  die  zuletzt  überall 
die  Hauptsache  bleibt,  und  ihm  die  Großheit  der  Ausführung,  die 
selbst  den  genialen  Entwerfer,  wenn  er  sie  hätte  schauen  können, 
überrascht  haben  möchte."  ,, Cäsar  hat,  wo  er  zerstörend  auftrat, 
nur  den  ausgefällten  Spruch  der  geschichtlichen  Entwicklung  voll- 
zogen ^."  Das  gleiche  läßt  sich  von  der  anderen  großen  Persönlichkeit, 
die  abermals  einen  Markstein,  und  zwar  den  letzten,  in  der  Geschichte 
des  Altertums  bedeutet,  von  Diokletian  sagen. 

Wenn  der  Kardinal  Richelieu  zugunsten  des  zentralisierenden  König- 
tums die  Reste  der  alten  Adelsmacht  beseitigte,  so  hat  er,  ebenso  wie 
in  seiner  äußeren  Politik,  auch  nur  „den  ausgefällten  Spruch  der 
geschichtlichen  Entwicklung  vollzogen".  Bismarcks  geniale  politische 
Leistung  bestand  aber  darin,  daß  er,  die  realen  politischen  Macht- 
verhältnisse erkennend,  die  bestehende  Tendenz  in  jene  rechtliche 
Form  des  Deutschen  Reiches  umsetzte,  welche  sich  aus  diesen  Macht- 
verhältnissen ergeben  mußte.  Das  war  wirklich  ,,Realpohtik".  Als  er 
sich  dagegen  der  ältesten,  noch  immer  starken  politischen  Macht,  der 
katholischen  Kirche,  im  Kulturkampfe  und  der  jüngsten  politischen 
Macht,  der  aufstrebenden  Sozialdemokratie,  durch  die  Sozialisten- 
gesetze entgegenstellte,  ist  derselbe  Staatsmann  den  gesellschafthchen 
Tendenzen,  welche  in  seinen  Gegnern  zum  Ausdrucke  kamen,  unter- 
legen. 

Indes  ist  es  weder  Aufgabe  der  gewöhnlichen  Staatsroutine,  noch 
die  der  W^issenschaft,  sich  auf  ihre  Intuition  zu  verlassen.  Denn  die 
Verwechselung  von  Amtsschimmel  und  Intuition  kann  in  der  Praxis 
nicht  nur  unökonomisch,  sondern  auch  höchst  gefährlich  werden. 
Die  Wissenschaft  aber  hat  die  Aufgabe,  die  Gegebenheiten,  also  für 
die  Politik  die  gesellschaftlichen  Tendenzen,  zu  analysieren,  um  bei 
aller  Bewunderung  für  das  politische  Genie,  das  ihrer  vielleicht  nicht 
immer  bedarf,  jene  historischen  Erkenntnisse  und  Maßstäbe  aufzu- 
finden, deren  der  praktische  Staatsmann  bedarf,  wenn  er  nicht  von  dem 
Rade  der  Entwicklung  zermalmt  werden  will. 


'  Vgl.  Mommsen,  R.G.    III,  476.  567. 
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"  -»-    -^     Y  jlE  Feilbogen  ^  bereits  1890  in  dem  glänzenden  Essai  „Smith 

\  /\  /   i  undHume"dargelegt  hat,  kann  die  Geschichte  der  National- 

Y    y      j  Ökonomie  drei  Gestalten  annehmen.    Sie  kann  eine  Ge- 

— :  schichte  der  nationalökonomischen  Denker  sein.     Sie 

schildert  deren  Studien-  und  Lebensgang  und  wird  so  zu  einem  „wahren 
Zyklus  von  Faust dramen  des  Menschen  als  Forscher".  Daneben  tritt 
die  Geschichte  der  nationalökonomischen  Gedanken  und  Theorien. 
Sie  macht  dem  Forscher  „das  Erfinden  längst  erfundener  Dinge,  das 
Scheitern  an  längst  entdeckten  Irrtümern,  das  unhistorisch  naive 
Drauflosdenken  ohne  kritische  Stellungnahme  zu  den  bisherigen 
Meinungen  unmöglich".  Endlich  beschreibt  die  Geschichte  des  national- 
ökonomischen Denkens  ,,die  Veränderungen  im  Verständnis  der 
Volkswirtschaft  überhaupt  nach  ihren  Ursachen".  Sie  ist  das  „große 
Epos  von  den  Veränderungen  der  wirtschaftlichen  Weltanschauungen, 
ihrer  Ideale  in  der  Volksseele,  ihrer  Schlagworte  in  der  öffentlichen 
Meinung". 

Da  zwischen  den  volkswirtschaftlichen  Ideen  und  Theorien  auf  der 
einen,  den  Tatsachen  der  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Ent- 
wicklung auf  der  anderen  Seite  aber  Beziehungen  inniger  Wechsel- 
wirkung bestehen,  haben  die  Historiker  der  Nationalökonomie  des 
öfteren  auch  das  ganze  wirtschaftliche  Milieu  und  die  praktischen 
Folgen  wirtschaftlicher  Lehrmeinungen  so  ausführlich  dargelegt,  daß 
ihre  Werke,  obwohl  sie  als  Geschichten  der  Volkswirtschaftslehre 
auftreten,  fast  ebenso  gut  als  Geschichten  der  Volkswirtschaft  ange- 
sehen werden  können.  Diesen  Charakter  besitzen  A.  Blanqui's  Histoire 
de  l'economie  politique  nicht  weniger  als  Damaschke's  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  die  mit  ihren  sechs  oder  mehr  Auflagen  ja  an 
äußerem  Erfolge  alle  anderen  Geschichten  der  Nationalökonomie  weit 
übertrifft. 

Solange  wir,  trotz  der  Fülle  monographischer  Untersuchungen, 
noch  keine  wissenschaftlich  befriedigende  Geschichte  der  Volkswirt- 
schaft besitzen,  auf  die  ohne  weiteres  Bezug  genommen  werden  könnte, 

>  Feilbogen,  Smith  und  Hume.    Tübinger  Zeitschrift  1890,  S.  695  ff. 
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wird  es  in  der  Tat  schwer  fallen,  wirtschafts-  und  sozialgeschichtliche 
Exkurse  in  der  Darstellung  der  volkswirtschaftlichen  Lehren  ganz  zu 
vermeiden. 

Schon  diese  Überlegungen  deuten  auf  die  eigentümlichen  Schwierig- 
keiten hin,  mit  welchen  man  zu  kämpfen  hat,  wenn  das  eigentliche 
Arbeitsgebiet  für  die  Geschichte  der  Nationalökonomie  sicher  abge- 
steckt werden  soll.  Dazu  gesellen  sich  noch  einige  andere  Fragen. 
Sollen  wir  uns  allein  mit  den  Denkern  befassen,  die  als  Gelehrte 
die  Literatur  bereichert  haben?  Verdienen  nicht  auch  Männer  volle 
Beachtung,  die,  ohne  tiefere  fachwissenschaftliche  Studien,  aus  den 
eigenen  staatsmännischen  oder  geschäftlichen  Erlebnissen  heraus, 
fruchtbare  Ideen  in  genialer  Intuition  entwickelt  und  dem  Zeitbewußt- 
sein so  nachdrücklich  eingeprägt  haben,  daß  nicht  nur  wichtige  prak- 
tische, sondern  schließlich  auch  bedeutsame  theoretische  Anregungen 
von  ihnen  ausgegangen  sind?  Dürfen  Colbert,  Friedrich  Wilhelm  I., 
Bismarck  oder  Lloyd  George,  dürfen  die  großen  Prophetennaturen, 
an  denen  die  Geschichte  des  Sozialismus  und  der  sozialreformerischen 
Bestrebungen  so  reich  ist,  ganz  fehlen? 

Ebenso  wichtig  sind  die  mittelbaren  Impulse,  für  die  das  national- 
ökonomische Denken  Philosophen,  Geschichtschreibern  und  Biologen 
verpflichtet  ist.  Röscher  hat  sich  als  Schüler  von  Thukydides  und 
Niebuhr  gefühlt.  Ranke's  Einfluß  auf  Schmoller,  Comte's  auf  Brentano 
wird  nicht  leicht  überschätzt  werden  können.  Im  Banne  Hegel'scher 
Ideen  standen  nicht  nur  Marx,  Engels  und  Lassalle,  sondern  auch 
Lorenz  v.  Stein  und  Schäffle.  Auf  letzteren  wie  auf  zahlreiche  Volks- 
wirte Englands  und  Amerikas  haben  auch  Darwin  und  Spencer  ein- 
gewirkt. 

IL 

Die  deutschen  Volkswirte  bekommen  oft  den  Vorwurf  zu  hören, 
daß  sie  die  Geschichte  der  Nationalökonomie  ungebührlich  vernach- 
lässigen. Mit  Vorliebe  werden  ihnen  die  Leistungen  der  Franzosen  vor- 
gehalten zum  Beweise  dafür,  daß  auf  diesem  Gebiete  das  Ausland  die 
Führung  innehat.  Vielleicht  läßt  man  sich  hier  durch  einige  Produkte 
der  jüngsten  Zeit,  etwa  durch  die  Gegenüberstellung  des  Gide- Rist' - 
sehen  Buches^  mit  der  unglücklichen  Arbeit  von  Fridrichowicz^  zu 
stark  beeinflussen.  Trotz  aller  Bewunderung,  die  ich  den  französischen 
Geschichtschreibern  der  Nationalökonomie  zolle,  scheint  mir  doch 
keines  ihrer  Bücher  an  Roscher's  monumentale  Geschichte  der  National- 


^  Gide  et  Rist,  Histoire  des  doctrines  economiques.   2e  ed.  Paris  1913 
^  Fridrichowicz,   Grundriß  einer  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre,     ' 
1912. 
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Ökonomik  in  Deutschland  heranzureichen.  Bis  jetzt  ist  meines  Er- 
achtens  noch  niemand  allen  Aufgaben,  die  eine  Geschichte  der  National- 
ökonomie überhaupt  zu  lösen  hat,  in  so  idealer  Art  gerecht  geworden 
wie  Wilhelm  Röscher.  Hier  finden  wir  großzügige  Schilderungen  der 
zeit-,  wirtschafts-  und  sozialgeschichtlichen  Hintergründe,  der  staatlichen 
Umwelt,  der  allgemeinen  geisteswissenschaftlichen  Zusammenhänge. 
Künstlerisch  vollendete  Porträts  der  großen  Theoretiker  und  Prak- 
tiker zieren  das  Werk  nicht  weniger  als  die  lichtvollen,  unparteiischen 
und  kritischen  Wiedergaben  ihrer  Lehrmeinungen  und  Systeme.  Der 
überreiche  Stoff  wird  mit  feinem  Takte  ausgewählt  und  meist  in  weiser 
Beschränkung  vorgeführt. 

Aber  Röscher  bietet  doch  nur  einen  Teil  des  Ganzen,  nur  die  deutsche 
Nationalökonomik  von  1500 — 1870!  In  der  Tat.  Aber  auch  Dubois^, 
Gide-Rist  und  Denis^  haben  uns  mit  keiner  Universalhistorie  der 
Nationalökonomie  beschenkt.  Will  man  den  Akzent  schon  einmal 
auf  universelle  Verarbeitungen  des  Stoffes  legen,  so  brauchen  Kautz, 
Dühring  und  Eisenhart  den  Vergleich  mit  Cossa'^,  Ingram  und  Ram- 
baud*  gewiß  nicht  zu  scheuen.  Nur  des  Amerikaners  Haney^  jüngst 
erschienenes  Werk  stellt  einen  Fortschritt  über  das  bisher  Geleistete 
dar. 

Im  übrigen  soll  nicht  bestritten  werden,  daß  die  wertvollsten  Arbeiten 
der  deutschen  Wissenschaft  aus  neuerer  und  neuester  Zeit  dogmen- 
und  problemgeschichtlicher  oder  monographischer  Art  sind.  Hier  ver- 
fügen wir  über  Untersuchungen,  denen  das  Ausland  nicht  viel  Eben- 
bürtiges an  die  Seite  stellen  kann.  Ich  erinnere  vor  allem  an  Brentanos 
kleine,  aber  methodologisch  ausgezeichnete  Entwicklung  der  Wert- 
lehren^,  an  Böhm-Bawerks  glänzende  Geschichte  der  Kapitalzins- 
theorien, Zuckerkandis  Geschichte  der  Preislehren,  endlich  an  die 
prachtvolle  Festgabe  für  Schmoller:  Die  Entwicklung  der  deutschen 
Volkswirtschaftslehre  im  XIX.  Jahrhundert.  Fast  scheint  es,  als  ob 
in  diesem  dogmengeschichtlichen  Sammelwerke  mehr  Schätze  dar- 
geboten worden  wären,  als  die  hastige  Gegenwart  aufzunehmen  im- 
stande ist. 


^  Dubois,  Precis  de  l'histoire  des  doctrines  economiques  1903. 

^  H.  Denis,  Histoire  des  systemes  economiques  et  socialistes.  Paris 
1904/07. 

'  Cossa,  Introduzione  allo  studio  dell'  economia  politica  1892. 

^  Rambaud,  Histoire  des  doctrines  (C'conomiques.     2^  ed.  Paris  1902. 

^  Haney,  History  of  economic  thought.     New- York  1912. 

®  Brentano,  Die  Entwicklung  der  Wertlehre.  München  1908  (Sitzungs- 
berichte der  König!.  Bayr.  Akademie  der  Wissenschaften.  Philosophisch-philo- 
logische und  historische  Klasse  1908,  3.  Abhdlg.). 

Brentano-Festschrift.  15 
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Geradezu  unübersehbar  ist  die  Reihe  ausgezeichneter  Studien,  die 
einzelnen  führenden  Geistern  gewidmet  worden  sind.  Hier  hat  vor 
allem  Schmoller^  seine  an  Lenbach  gemahnende  Meisterschaft  psycho- 
logischer Charakterzeichnung  bewährt.  Aber  auch  St.  Bauer^,  Gustav 
Cohn^,  DiehP,  DietzeP,  Eheberg^,  Elster^  Feübogen^,  Hasbach^,  Knapp^^, 
Leser^^,  A.  Oncken^^,  H,  Oncken^^  und  Schulze- Gävernitz^*  haben  auf 
diesem  Felde  Mustergültiges  geleistet.  Dazu  treten  noch  die  wertvollen 
Sonderdarstellungen,  die  G.  Cohn^^  der  englisch-amerikanischen, 
v.  Schullern- Schrattenhof en  der  italienischen^^,  de  Waha^^  der  fran- 
zösischen Nationalökonomie  der  neueren  Zeit  gewidmet  haben. 

^  Schmoller,  Zur  Literaturgeschichte  der  Staats-  und  Sozialwissenschaften 
1888  und  Charakterbilder  1913. 

^  Stefan  Bauer,  Zur  Entstehung  der  Physiokratie.  Conrads  Jahrbücher 
1890-,  N.  Barbon  ebenda. 

^  G.  Cohn,  Boisguillebert.  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Volkswirtschafts- 
lehre. Tübinger  Zeitschrift  1869;  Colbert,  vornehmlich  in  staatswirtschaftlicher 
Hinsicht,  a.  a.  O.  1869/70;  sodann  die  Arbeiten  über  K.  H.  Rau,  Unsere  Zeit  1870; 
Marx,  Allg.  Ztg.  1875;  G.  Hanssen,  Deutsche  Rundschau  1889  und  Ge- 
dächtnisrede 1895. 

*  Diehl,  R  J.  Proudhon,  3  Bde.,  1888/86;  Sozialwissenschaftliche  Er- 
läuterungen zu  D.  Ricardos  Grundsätzen  zur  Volkswirtschaft  und  Besteuerung. 
2  Teile  1905. 

^Dietzel,  K.  Rodbertus,  2  Bde.,  1886/88;  außerdem  die  Studien  über 
Bismarck  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften),  über  Morus  (Vierteljahrs- 
schrift für  Staats-  u.  Volkswirtschaft.  Hrsg.  von  Frankenstein  1897)  und  Malthus, 
Festgabe  für  A.  Wagner,  1905. 

®  Eheberg,  Historische  u.  kritische  Einleitung  zu  F.  Lists  Nat.  System 
der  pol.  Ökonomie.     1883. 

"^  Elster,  J.  Calvin  als  Staatsmann,  Gesetzgeber  und  Nationalökonom. 
Jahrbücher  f.  Nationalökonomie  1878;  Sismonde  de  Sismondi  a.  a.  O.  1885. 

'^  Feilbogen,  James  Steuart  und  Ad.  Smith.  Tübinger  Zeitschrift  1889; 
Smith  u.  Hume  a.  a.  O.  1890;  Smith  u.  Turgot,  Wien  1892. 

^  Hasbach,  Die  aUg.  philosophischen  Grundlagen  der  von  Quesnay  und 
Smith  begründeten  pol.  Ökonomie,  1890;  Untersuchungen  über  Ad.  Smith  und 
die  Entwicklung  der  pol.  Ökonomie,  1891;  Sir  Mathew  Haie  und  John  Brückner, 
Festgabe  für  A.  Wagner,  1905. 

'°  Knapp  über  Nasse,  Hermann,  Helf erich,  Engel  u.  E.  Hanssen  in  Grund- 
herrschaft und  Rittergut.    Vorträge  nebst  biographischen  Beilagen.     1897. 

^^  Leser,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie.    1881. 

*^  Aug.  Oncken,  Zur  Biographie  des  Stifters  der  Physiokratie.  Frankensteins 
Zeitschrift  für  Literatur  u.  Geschichte  der  Staatswissenschaften  1894  und  1895. 

1=^  H.  Oncken,  Lassalle.    2.  Aufl.     1912. 

^*  V.  Schulze-Gävernitz,  Zum  sozialen  Frieden.  1890;  Thomas  Carlyle 
l.Aufl.    1893. 

^^  G.  Cohn,  Die  heutige  Nationalökonomie  in  England  und  Amerika. 
Schmollers  Jahrbuch  1889. 

^®v.  Schullern-Schrattenhofen,  Die  theoretische  Nationalökonomie 
Italiens  in  neuester  Zeit.     1891. 

"  de  Waha,  Die  Nationalökonomie  in  Frankreich.     1910. 
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Diesen  zum  Teil  ganz  hervorragenden  Leistungen  gegenüber  ver- 
schlägt es  wenig,  daß  auch  viele  minder  wertvolle  Arbeiten  in  unsere 
monographische  Literatur  gekommen  sind.  Nicht  selten  haben  An- 
fänger mit  Studien  über  einzelne  Nationalökonomen  sich  die  gelehrten 
Sporen,  vor  allem  aber  die  Doktorwürde  zu  erwerben  gesucht.  Nament- 
lich in  Bern  sind  unter  dem  Einflüsse  Onckens  Dissertationen  dieser 
Art  (über  Thaer,  Achenwall,  Arnd,  Krug,  Schmalz,  Sonnenfels,  v.  Jacob, 
de  St.  Pierre,  v.  Bernhardi  u.  a.)  entstanden.  Es  kann  vernünftiger- 
weise nicht  erwartet  werden,  daß  Anfänger,  zum  Teil  solche  mit  be- 
scheidenem Talent  und  mäßiger  Stärke  gelehrten  Interesses,  schon 
imstande  sind,  bedeutsame  Leistungen  richtig  zu  kennzeichnen. 
Dazu  gehört  eine  geistige  Reife,  eine  Vertrautheit  nicht  nur  mit  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  ganzen  Wissenschaft,  sondern  auch  ihrem 
geschichtlichen  Werdegange,  die  erst  nach  langjähriger  Betätigung 
erworben  werden  können.  Ob  die  von  Diehl  herausgegebenen  Beiträge 
zur  Geschichte  der  Nationalökonomie  (Jena  1913/1914)  die  viel  ver- 
sprechende Höhe  der  bis  jetzt  vorliegenden  Arbeiten  (Schreiber,  Die 
volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der  Scholastik  seit  Thomas  v.  Aquin 
und  Zielenziger,  Die  alten  deutschen  Kameralisten)  auf  die  Dauer 
werden  behaupten  können,  bleibt  abzuwarten. 

III. 

Mit  diesen  Hinweisen  soll  nicht  bestritten  werden,  daß  noch  um- 
fängliche und  gründliche  Forschungen  auszuführen  sind,  ehe  eine  Syn- 
these großen  Stils  versucht  werden  darf.  Trotz  Röscher  und  neuer- 
dings RaffeP  bedarf  die  ältere  englische  Nationalökonomie,  trotz 
Laspe5n-es2  die  holländische,  trotz  Wirminghaus^  die  spanische  National- 
ökonomie noch  eingehender  Untersuchungen,  ganz  zu  schweigen  von 
der  älteren  italienischen  Literatur,  die  einer  merkwürdigen  Vernach- 
lässigung anheimgefallen  ist. 

Mit  vollem  Recht  hat  Brentano^  die  Ursachen  der  unzulänglichen 
Kenntnis  dessen,  was  in  früheren  Jahrhunderten  und  im  Auslande 
geleistet  worden  ist,  in  der  schweren  Zugänglichkeit  vieler  wichtiger 
Schriften  der  Vergangenheit  und  in  der  fremden  Sprache  mancher 
bedeutungsvoller  Arbeiten  der  Gegenwart  erblickt.    Wir  danken  seinen 


^  Raffel,  Englische  Freihändler  vor  A.  Smith.     1905. 

^  Etienne  Laspeyres,  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Anschau- 
ungen der  Niederländer  und  ihrer  Literatur  zur  Zeit  der  Republik.    1863. 

'  Wirminghaus,  Zwei  spanische  Merkantilisten.     1886. 

*  In  der  Ankündigung  zur  Sammlung  älterer  und  neuerer  staatswissen- 
schaftlicher Schriften  des  In-  und  Auslandes.  Herausgegeben  von  L.  Brentano 
und  E.  Leser.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     1893. 

15* 
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und  seines  Mitherausgebers  Leser  Bemühungen  eine  Reihe  höchst  lehr- 
reicher Werke,  die  vorher  nur  in  allerengstem  Kreise  bekannt  gewesen 
sein  dürften.  Leider  scheint  das  wissenschaftHch  so  wohl  begründete 
Unternehmen  der  äußeren  Erfolge  entbehrt  zu  haben,  ohne  die  eine 
kraftvolle  Fortsetzung  des  hoffnungsreich  Begonnenen  nicht  auszu- 
führen war^.  Glücklicherweise  ist  in  Amerika  derselbe  Mangel  emp- 
funden worden,  und  so  sind  uns  die  überaus  seltenen  Ausgaben  von 
Barbon,  North,  Cantillon  und  anderen  durch  Neudrucke  amerikanischer 
Universitäten  wieder  zugänglich  gemacht  worden^. 

Gerade  auf  dem  Gebiete  der  Editionstätigkeit  empfindet  man  es 
besonders  schmerzlich,  daß  die  Wirksamkeit  unserer  großen  Akademien, 
abgesehen  vielleicht  von  der  Kgl.  Sächsischen  Gesellschaft  der  Wissen- 
schaften, den  Bedürfnissen  der  Nationalökonomie  so  wenig  entgegen- 
kommt. Die  praktisch-politischen  Interessen,  die  andere  Teile  der 
Nationalökonomie  oft  direkt  oder  indirekt  fördern,  kommen  den  ge- 
lehrten Forschungen  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie  naturgemäß 
nicht  zustatten.  Auch  gibt  es  bei  uns  für  sie  weder  besondere  Pro- 
fessuren, wie  in  Frankreich,  noch  findet  eine  ausreichende  Berücksichti- 
gung im  Prüfungswesen  statt.  Es  lägen  also  alle  Voraussetzungen  vor, 
unter  denen  sonst  gelehrte  Körperschaften  ihre  Unterstützung  gewähren. 


^  Seit  1896  ist  leider  keine  Veröffentlichung-  mehr  erfolgt.  Seit  1903  gibt 
Wäntig  eine  »Sammlung  sozialwissenschaftlicher  Meister«  (Jena,  Fischer)  heraus. 
Hier  wird  eben  der  Hauptton  auf  »Meister«  gelegt.  Es  wurden  deshalb  auch 
Werke  ediert,  deren  Herausgabe  der  Sache  nur  dann  besonders  förderlich  ge- 
wesen wäre,  wenn  ihnen  durch  erheblich  niedrigere  Preise  ein  größerer  Leser- 
kreis als  den  bereits  im  Buchhandel  befindlichen  Ausgaben  hätte  verschafft 
werden  können.  Immerhin  enthält  auch  diese  Sammlung  Werke,  die  wie  die 
Schriften  Turgot's,  Ferguson's,  Steuart's  oder  die  kleineren  Arbeiten  Ricardo's 
weniger  leicht  zugänglich  gewesen  sind. 

Näher  den  von  Brentano-Leser  verfolgten  Absichten  steht  die  von 
G.  Adler  begründete,  von  K.  Grünberg  fortgesetzte,  bis  jetzt  11  Hefte  ent- 
haltende Sammlung  der  «Hauptwerke  des  Sozialismus  und  der  Sozialpolitik« 
(Leipzig,  Hirschfeld,  seit  1904).  Neuerdings  sind  für  die  Zwecke  der  semina- 
ristischen Übungen  zunächst  von  D  i  e  h  1  und  M  o  m  b  e  r  t ,  dann  von  A.  und 
0.  Neurath  ausgewählte  Lesestücke,  z.  T.  auch  von  älteren  Autoren,  heraus- 
gegeben worden.  Die  Diehl-Mombert'sche  Sammlung  (Karlsruhe,  Braun,  seit 
1910)  ist  geeignet,  dogmengeschichtliche  Studien  anzuregen,  die  Neurath'sche 
(Leipzig  1910)  für  die  Gedankensysteme  einzelner  Denker  zu  interessieren. 
Einen  Ersatz  für  die  fehlenden  Ausgaben  wichtigerer  älterer  Schriftsteller 
können  und  wollen  diese  nur  Bruchstücke  enthaltenden  Publikationen  natürlich 
gar  nicht  bieten. 

2  Jacob  A.  Hollander,  Professor  der  pol.  Ökonomie  an  der  John  Hopkins- 
Universität  hat  1905  bis  1907  Neudrucke  von  Nicholas  Barbon's  A  Discourse 
of  Trade  (1690)  und  Sir  Dudley  North  Discourses  upon  Trade  (1690)  veranlaßt, 
während  der  Neudruck  von  Cantillons  Essai  sur  la  nature  du  commerce  auf 
Anregung  von  G.  H.  Ellis  durch  die  Harvard- Universität  1892  erfolgte. 
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Ob  es  im  Laufe  der  Zeit  möglich  werden  wird,  den  Verein  für  Sozial- 
politik, ohne  Beeinträchtigung  der  ihm  näher  liegenden  Aufgaben, 
auch  für  diese  Zwecke  heranzuziehen,  erscheint  jedenfalls  sehr  zweifel- 
haft. 

IV. 

Vermutlich  würde  auch  bei  einem  günstigeren  Stande  der  notwendigen 
Vorarbeiten  und  Einzelforschungen  eine  universelle  Zusammenfassung, 
wie  sie  die  Geschichte  der  Philosophie  etwa  in  den  Werken  Kuno 
Fischer's  und  Windelband's  besitzt,  bei  uns  nicht  sehr  bald  zu  erwarten 
sein.  Solange  die  Unterrichtsverwaltungen  es  für  richtig  halten,  jeden 
Professor  der  Nationalökonomie  zur  Vertretung  des  ganzen  Faches 
in  Vorlesungen  und  Übungen  zu  verpflichten,  wird  das  Schwergewicht 
der  überlieferten  und  von  den  Juristen  stärker  besuchten  drei  Haupt- 
vorlesungen immer  eine  intensivere  Beschäftigung  mit  der  Geschichte 
der  Nationalökonomie  verhindern,  und  zwar  um  so  mehr,  als  das- 
jenige, was  an  Zeit  und  Kraft  neben  dieser  Lehrtätigkeit  noch  verfüg- 
bar bleibt,  in  der  Regel  durch  staatswissenschaftliche  Fortbildungs- 
kurse und  die  ins  Ungeheuerliche  anwachsende  Belastung,  zu  der 
sich  der  Seminarbetrieb  an  vielen  Universitäten  entwickelt  hat,  voll- 
kommen aufgezehrt  wird.  Die  literarische  Produktivität  unserer  besten 
Männer  wird  heute  durch  den  Unterricht  und  die  Fakultätsgeschäfte 
(Promotionen,  Habilitationen)  in  einer  Weise  gelähmt,  die  wohl  noch 
vor  zwanzig  Jahren  niemand  für  möglich  gehalten  hätte.  Und  hier 
sind  die  Professoren  selbst  nicht  von  aller  Schuld  freizusprechen.  Sie 
haben  dem  Examenwesen  hie  und  da  eine  Richtung  gegeben,  in 
der  die  eigene  gelehrte  Spezialarbeit  der  Kandidaten  gegenüber  der 
harmonischen  Durchbildung  in  allen  Teilen  des  Faches  meines  Er- 
achtens  in  einer  nicht  immer  zweckentsprechenden  Weise  überwiegt^. 

Tatsächlich  verfolgt  doch  nur  ein  recht  kleiner  Teil  der  Studierenden 
höhere  gelehrte  Interessen.  Die  große  Mehrheit  will  und  muß  im  prak- 
tischen Leben  wirken.  Ich  verkenne  durchaus  nicht  den  hohen  er- 
zieherischen Wert,  den  die  eigene  wissenschaftliche  Arbeit  auch  für 
diese  Gruppen  besitzt.  Sie  darf  aber  nicht  weiter  getrieben  werden, 
als  mit  der  gründlichen  Vorbereitung  für  die  berufliche  Wirksamkeit 
des  praktischen  Volkswirts  vereinbar  ist.  Es  erscheint  mir  fraglich, 
ob  diese  Beschränkung  heute  überall  in  ausreichendem  Maße  beachtet 
wird.  Vielleicht  hat  der  Brauch,  die  besseren  Dissertationen  einer 
Schule  in  besonderen  Sammlungen  herauszugeben,  in  dieser  Richtung 
nicht  immer  nützlich  gewirkt.    Sobald  einmal  eine  Sammlung  besteht. 


*  Manche  hieher  gehörende  Fragen  sind  von  (rothein,  Doktordissertationen, 
Archiv  für  Sozialwissenschaft  XXXII,  S.  781  ff.  zutreffend  crürteit  worden. 
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haben  die  Herausgeber  das  begreifliche  Interesse,  möglichst  viele  gute 
Arbeiten  erscheinen  zu  lassen.  Sie  stellen  dann  nicht  nur  höhere  An- 
forderungen an  die  Dissertationen,  als  der  bloße  Prüfungszweck  not- 
wendig machen  würde,  sondern  sind  auch  sehr  geneigt,  die  Kandidaten 
in  erheblichem  Umfange  zu  unterstützen.  Gerade  diese  weitgehende 
Förderung  ist  es  aber,  welche  die  Lehrer  so  stark  in  Anspruch  nimmt, 
daß  ihre  eigenen  Studien  dadurch  leicht  beeinträchtigt  werden.  Und 
doch  würde  die  Zeit,  welche  auf  die  Hebung  und  Frisierung  so  mancher 
Schülerarbeit  verwendet  worden  ist,  in  vielen  Fällen  reichlichere  und 
wertvollere  Früchte  getragen  haben,  sofern  sie  der  eigenen  Produktion 
des  Lehrers  zustatten  gekommen  wäre. 

V. 

Aber  liegt  denn  wirklich  so  viel  daran,  die  Geschichte  der  National- 
ökonomie als  viertes  Hauptfach  im  Systeme  unserer  Literatur  und 
unseres  Lehrbetriebes  auszubauen  ?  Die  Erwägungen,  die  meines  Er- 
achtens  zu  einer  entschiedenen  Bejahung  dieser  Frage  führen  müssen, 
sind  die  folgenden: 

Es  ist  unmöglich,  in  der  ohnehin  schon  überlasteten  Vorlesung  über 
,, Allgemeine  Nationalökonomie"  auch  das  Werden  unseres  Wissens 
zur  Darstellung  zu  bringen.  Sie  wird  in  der  Regel  mehr  die  bis  jetzt 
gewonnenen  Ergebnisse  einer  großen  geisteswissenschaftlichen  Ent- 
wicklung als  diese  selbst  vorführen  und  dadurch  ein  dogmatisches 
Gepräge  erhalten.  Der  phüosophische  Kopf  will  aber  auch  erfahren, 
wie  dieses  ganze  Lehrgebäude  entstanden  ist,  woher  seine  Grundrisse, 
seine  Formensprache,  seine  Bausteine  stammen.  Wie  an  den  gewaltigen 
Kathedralen  des  Mittelalters  haben  viele  Baumeister,  viele  Generationen 
nach  oft  recht  verschiedenen  Entwürfen  und  Geschmacksrichtungen 
an  dem  Systeme  unserer  Wissenschaft  gebaut.  Ohne  Kenntnis  der 
Baugeschichte  ist  ein  tieferes,  freieres  Verständnis  nicht  zu  erwerben. 

Vielleicht  ist  indessen  ein  anderes  Gleichnis  noch  besser  geeignet, 
den  Punkt,  auf  den  es  ankommt,  hervortreten  zu  lassen.  Wir  sprechen 
in  der  Natur  von  einer  Überproduktion  der  Keime.  Ein  großer  Teil 
von  ihnen  geht  im  Kampfe  ums  Dasein  zugrunde.  Nur  die  tauglichsten, 
nur  die,  welche  den  gegebenen  Bedingungen  am  besten  angepaßt  sind, 
behaupten  sich  und  gelangen  zur  Fortpflanzung.  Auch  auf  wissenschaft- 
lichem Gebiete  gibt  es  eine  Überproduktion  von  Einfällen,  Gedanken, 
Theorien.  Das  gegenwärtige  System  der  Nationalökonomie  enthält, 
was  sich  im  Kampfe  der  Geister  siegreich  behaupten  konnte.  Die 
Geschichte  der  Theorie  aber  zeigt  uns,  unter  welchen  Umständen, 
in  welchen  Köpfen  die  einzelnen  Lehren  entstanden  sind,  welchen 
Ideen  im  Kampfe  das  Schicksal  der  Sieger  oder  Besiegten  zuteil  wurde 
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und  warum  ihnen  dieses  Schicksal  zugefallen  ist.  Durch  diese  Einsicht 
in  die  Ausleseprozesse  und  Daseinskämpfe,  die  sich  unter  verschiedenen 
Lehrmeinungen  abgespielt  haben,  wird  eine  unschätzbare  Vertiefung 
des  perspektivischen  Hintergrunds  unsrer  Wissenschaft  gewonnen,  eine 
auf  andrem  Wege  kaum  zu  erzielende  Freiheit  und  Unabhängigkeit 
des  Urteils  gegenüber  den  gelehrten  Moden  des  Tages  und  den  gerade 
herrschenden  Schlagworten  der  großen  Interessengruppen. 

Fritz  Müller  und  Ernst  Haeckel  haben  das  sogenannte  biogenetische 
Grundgesetz  aufgestellt:  Die  Entwicklung  des  Individuums,  die 
Keimesgeschichte,  ist  die  gedrängte  Wiederholung  der  Stammes- 
geschichte, der  Entwicklung  der  Arten  und  Gruppen.  Dieses  Prinzip 
findet  auch  in  der  geistigen  Entwicklung  eine  gewisse  Analogie.  Die 
Entwicklung  des  individuellen  Wissens  stellt  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  die  abgekürzte  Entwicklung  des  wissenschaftlichen  Ringens 
der  ganzen  Menschheit  um  die  Erkenntnis  dar.  Unser  ursprüngliches, 
wissenschaftlich  ungenügend  geschultes  Denken  zeigt  noch  heute  eine 
Art  Verwandtschaft  mit  den  Auffassungen,  die  wir  auf  früheren  Ent- 
wicklungsstufen der  Wissenschaft  antreffen.  Welcher  angehende  Natio- 
nalökonom hat  sich  nicht  einmal  von  privatwirtschaftlich  merkanti- 
listischen  Vorstellungen  über  das  Geldwesen,  von  dem  Glauben  an 
die  ausschließliche  Produktivität  des  Landbaues,  von  der  Begeisterung 
für  die  Staatsallmacht,  von  der  Möglichkeit,  die  soziale  Frage  durch 
Progressivsteuern  oder  die  Wegsteuerung  der  Grundrente  zu  lösen 
u.  dgl.  narren  lassen.  Beim  Eindringen  in  die  Geschichte  der  National- 
ökonomie ergibt  sich,  daß  all  diese  Ideen  schon  geprüft  und  zu  leicht 
befunden  worden  sind.  Wir  kürzen  den  Kampf  mit  diesen  Irrtümern 
wesentlich  ab,  wenn  wir  den  zahlreichen  Warnungstafeln  vor  Holz- 
wegen, welche  die  Geschichte  unserer  Wissenschaft  enthält,  die  ge- 
bührende Beachtung  schenken.  Das  ist  um  so  wichtiger,  als  manche 
dieser  Irrtümer  gleich  gewissen  gefährlichen  Bakterien  eine  geradezu 
unverwüstliche  Lebenskraft  besitzen.  Es  gibt  immer  Leute,  welche 
als  ,, Originalgenies"  in  unendlichem  Hochmut  das  geistige  Erbe  der 
Vorfahren  verachten,  welche  ganz  ab  ovo  beginnen  und  mit  ihren, 
wie  sie  meinen,  funkelnagelneuen  Systemen  die  leidende  Menschheit 
von  heute  auf  morgen  beglücken  zu  können  glauben.  Dabei  handelt 
es  sich  aber  tatsächlich  um  sehr  alte  Ideen,  deren  Unzulänglichkeit 
durch  die  Geschichte  der  Nationalökonomie  längst  in  überzeugender 
Weise  dargetan  worden  ist.  Die  Geschichte  der  Nationalökonomie 
ist  ja  nicht  allein  eine  Geschichte  der  nationalökonomischen  Wahr- 
heiten, sondern  oft  noch  mehr  eine  Geschichte  der  nationalökonomischen 
Irrtümer.  Vielleicht  hat  dieser  Teil  sogar  einen  höheren  Bildungswert. 
Die    ernsthafte    kritische    Auseinandersetzung    mit    einem    geistvollen 
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Irrtum  ist  oft  viel  nützlicher  und  anregender  als  die  Bekanntschaft 
mit  einer  platten  Wahrheit.  Nach  diesem  Rezepte  ist  eine  große  Zahl 
gerade  der  hervorragendsten  Volkswirte  vorgegangen.  Jeder  Kenner 
von  Smith,  Sismondi,  List,  Marx  weiß,  wie  gründlich  sie  auch  die 
von  ihnen  für  falsch  angesehenen  Leistungen  ihrer  Vorgänger  studiert 
haben. 

VI. 

Gegen  die  vorgetragene  Auffassung  erhebt  sich  ein  gewichtiger 
Einwand.  Die  Volkswirtschaft,  heißt  es,  unterliegt  in  hohem  Maße 
dem  Wandel  der  Zeiten.  Im  Gegensatz  zu  vielen  anderen  Wissen- 
schaften, besonders  den  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Diszi- 
plinen, hat  es  der  Nationalökonom  mit  Objekten  zu  tun,  die  gewisser- 
maßen schon  unter  den  Händen  des  Forschers  ihr  ganzes  Wesen  ver- 
ändern können.  Es  vermag  uns  also  die  Geschichte  der  Nationalökonomie 
gerade  über  die  modernsten  und  aktuellsten  Probleme,  die  unser 
Inneres  am  tiefsten  erregen,  herzlich  wenig  zu  sagen,  da  diese  Probleme 
den  Meistern  der  Vergangenheit  noch  gar  nicht  bekannt  gewesen  sind. 

In  der  Tat,  die  wirtschaftliche  und  soziale  Verfassung,  in  der  Plato, 
Thomas  von  Aquino,  ja  selbst  Quesnay,  Smith,  List  und  Marx  lebten, 
unterschied  sich  von  der  reichsdeutschen  Volkswirtschaft  des  Jahres 
1914  in  wichtigen  Beziehungen.  Können  wir  deshalb  wirklich  nichts 
Erhebliches  von  Denkern  der  Vergangenheit  lernen  ? 

Im  Mittelpunkte  der  Nationalökonomie  steht  der  Mensch.  Ohne 
Zweifel  unterliegt  das  psychische  Wesen  des  Menschen  geschichtlichen 
Veränderungen.  Was  sich  am  Menschen  aber  in  der  Geschichte  ändert, 
ist  gegenüber  dem,  was  unverändert  bleibt,  doch  relativ  geringfügig. 
Gewiß  sind  die  Menschen,  die  in  den  Dramen  des  Sophokles  oder 
Shakespeare  auftreten,  nicht  wesensgleich  den  Menschen,  die  1914 
Berlin  WW.  bewohnen.  Und  doch  ist  so  viel  Gemeinsames  bewahrt 
worden,  daß  auch  heute  noch  König  Ödipus,  selbst  im  Zirkus  Busch, 
und  Hamlet  diese  Berliner  im  tiefsten  Innern  mächtig  zu  bewegen 
imstande  sind.  Und  ebenso  erblicken  wir  trotz  aller  Distanzen  der 
Nationalität,  der  Jahrhunderte  und  Jahrtausende  in  den  Menschen,  die 
von  der  bildenden  Kunst  der  Griechen  oder  des  Quattrocento  geschaffen 
wurden,  Menschen,  die  uns  in  allen  wesentlichen  Dingen  verwandt  sind. 
Deshalb  betrifft  die  große  Mannigfaltigkeit  der  Bilder,  welche  die 
Wirtschaftsgeschichte  zeigt,  mehr  die  äußere  Erscheinung  als  den  Kern 
der  Dinge.  So  treten  uns  z.  B.  in  den  modernsten  ökonomischen  Ge- 
bilden, den  Kartellen,  vielfach  nur  Ideen  und  Absichten  entgegen, 
welche  bereits  in  den  alten  Zünften  zur  Geltung  gekommen  sind.  Hier 
wie  dort  handelt  es  sich  um  die  Anpassung  an  den  Marktbedarf,  um 
die  ,, Konkurrenzregulierung"  im  Interesse  des  für  angemessen  gelten- 
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den  Geschäftsnutzens,  hier  wie  dort  um  eine  gewisse  Solidarität  aller 
Produzenten  einer  Ware  gegenüber  der  übrigen  Gesellschaft. 

Gerade  je  tiefer  wir  in  die  Probleme  unseres  Zeitalters  eindringen, 
desto  eher  stoßen  wir  auf  die  Züge,  die  ihnen  mit  früheren  Perioden 
gemeinsam  sind.  Es  sind  immer  wieder  die  alten  Rätselfragen  der 
Klassenbildung,  Klassengliederung  und  Klassenkämpfe,  der  demo- 
kratischen und  aristokratischen  Tendenzen,  die  Beziehungen  von  Sitte 
und  Recht,  von  Freiheit  und  Zwang,  von  Individuum  und  Gesellschaft, 
die  Gegensätze  von  Arm  und  Reich,  von  Arbeit  und  Besitz,  von  Stadt 
und  Land,  von  Grundbesitz  und  Kapitalbesitz,  von  Binnenwirtschaft 
und  Ausland  verkehr.  Sie  haben  von  jeher  die  Grundfragen  alles 
sozialwissenschaftlichen  Denkens  gebildet.  Oft  ist  die  Übereinstimmung 
gerade  in  den  sozialen  Fragestellungen  so  groß,  daß  man  in  der  Kultur- 
menschheit einen  Sisyphus  erblicken  möchte,  der  immer  und  immer 
wieder  schweißtriefend  in  mühseliger  Arbeit  denselben  Stein  aufwärts 
schleppt  und  dem  diese  Last  immer  wieder  hinabrollt. 

Ganz  so  schlimm  steht  es  zum  Glücke  nicht.  Gewiß  gibt  es  viele 
Probleme,  die  unter  veränderten  Bedingungen  wieder  von  neuem  in 
Angriff  genommen  werden  müssen.  Aber  gerade  das  Studium  der 
Geschichte  der  Nationalökonomie  zeigt  auch  — -  und  darin  liegt  nicht 
ihr  geringster  Vorzug  — ,  daß  wir  allmählich  in  wichtigen  Beziehungen 
vorwärtskommen . 

Jedenfalls  sehen  wir,  daß  die  nationalökonomische  Denkarbeit  auf 
den  Gang  der  Ereignisse  einwirken  kann,  daß  die  ,, dünne  Stimme 
der  Theorie"  nicht  ganz  so  kraftlos  im  Getümmel  harter  Interessen- 
kämpfe verhaUt,  wie  manche  Pessimisten  annehmen.  Hat  man  doch 
behauptet,  der  Nationalökonom  nehme  auf  den  Gang  der  sozial- 
ökonomischen Ereignisse  nicht  mehr  Einfluß  als  der  Grammatiker 
auf  die  Entwicklung  der  Sprache.  Wäre  diese  Meinung  richtig,  so 
könnte  man  die  leidenschaftliche  Bekämpfung  schwer  verstehen,  die 
der  unabhängigen  nationalökonomischen  Wissenschaft  und  ihren  Ver- 
tretern allezeit  von  sehr  mächtigen  Interessengruppen  widerfahren  ist. 
Die  meisten  großen  Volkswirte  haben  die  Ehre  gehabt,  viele  Feinde 
zu  besitzen. 

So  bietet  das  Studium  der  Geschichte  der  Nationalökonomie  vielleicht 
auch  einen  gewissen  Trost  in  jenen  trüben  Stunden  faustischer  Ver- 
zweiflung, die  keinem  ernsten  Denker  erspart  bleiben. 

VIT. 

Die  Geschichte  der  Nationalökonomie  ist  auch  Geschichte  der 
nationalökonomischen  Denker,  eine  Gallerie  nationalökonomischer 
Charakterköpfe.    Im   Gegensatz  zu  dem  unpersönlichen   Gepräge  der 
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systematischen  Nationalökonomie,  welches  warmblütige,  künstlerisch 
empfindende  Menschen,  wie  Ruskin  oder  Tolstoi,  mit  so  großem  Ab- 
scheu erfüllt  hat,  bietet  sich  hier  die  willkommene  Gelegenheit,  die 
engen  Beziehungen,  die  zwischen  der  menschlichen  Eigenart  eines 
Forschers,  seinem  Schicksal,  seiner  Lebensanschauung  und  seiner  Lehre 
bestehen,  darzulegen.  Es  tritt  dann  deutlich  zutage,  wie  sehr  ein 
bekanntes  Wort  Fichtes  auch  für  die  Nationalökonomie  zutrifft,  näm- 
lich der  Ausspruch,  was  für  eine  Phüosophie  man  wähle,  hänge  davon 
ab,  was  für  ein  Mensch  man  sei.  Ein  philosophisches  System  sei  nicht 
ein  toter  Hausrat,  den  man  ablegen  oder  annehmen  könnte,  wie  es  uns 
beliebe,  sondern  es  sei  belebt  durch  die  Seele  des  Menschen,  der  es  habe. 
Diese  Wahrheit  kann  gerade  in  der  Gegenwart  gar  nicht  stark  genug 
unterstrichen  werden,  in  der  die  eine  Gruppe  der  ,, Neuesten"  jedes 
Werturteil  aus  der  wissenschaftlichen  Nationalökonomie  verbannen 
möchte,  während  die  andere  sich  nur  noch  mit  Funktionen  wirtschaft- 
licher Quantitäten,  mit  Wertrelationen  von  Gütern  befassen  will.  Im 
Gegensatze  zu  diesen  Bestrebungen  lehrt  die  Geschichte  der  National- 
ökonomie so  gut  wie  die  der  übrigen  Geisteswissenschaften,  ,,was  immer 
der  Einzelne  bietet,  trägt  den  Stempel  seiner  Individualität,  und  dies 
um  so  mehr,  je  größer  die  Leistung  ist.  Alle  sachliche  Originalität 
ist  zugleich  die  persönlichste"  ^.  Einer  der  philosophisch  gebildetsten 
Vertreter  der  Naturwissenschaften,  M.  Planck,  hat  sogar  versichert, 
daß  es  selbst  in  der  exaktesten  aller  Naturwissenschaften  unmöglich 
sei,  ganz  ohne  Weltanschauung,  das  will  sagen,  ganz  ohne  unbeweis- 
bare Hypothesen  vorwärtszukommen.  ,,Auch  für  die  Physik  gilt  der 
Satz,  daß  man  nicht  selig  wird  ohne  den  Glauben  .  .  .  ein  zuversicht- 
licher Glaube  ist  es,  der  dem  vorwärtsdrängenden  Schaffenstrieb  die 
Richtung  weist,  er  allein  gewährt  der  herumtastenden  Phantasie  die 
nötigen  Anhaltspunkte,  nur  er  vermag  es,  den  durch  Mißerfolge  er- 
müdeten Geist  immer  wieder  aufzurichten  und  zu  erneutem  Vorstoß 
anzuspornen"  -.  Wer  aber  einmal  beim  tieferen  Studium  der  großen 
Nationalökonomen  das  volle  Verständnis  für  diese  beseligende  und 
beschwingende  Kraft  des  Glaubens  gewonnen  hat,  wird  sich  hüten, 
in  der  vollkommenen  Entäußerung  der  Persönlichkeit  die  vornehmste 
Bedingung  des  wissenschaftlichen  Fortschrittes  zu  erblicken  ^: 


^  B.  Erdmann,  Über  den  modernen  Monismus.     Berlin  1914.     S.  8. 

-  M.Planck,  Neue  Bahnen  der  phj'^sikalischen  Erkenntnis.  Rektorwechsel 
an  der  Berliner  Universität  am  15.  Okt.  1913.    Berlin  1913.    S.  42. 

^  Über  den  mißglückten  Versuch  des  Wiener  Germanisten  Richard  Heinzel, 
eine  gänzlich  unpersönliche  Behandlung  der  Literaturwissenschaft  zu  pflegen, 
vgl.  die  interessanten  Darlegungen  von  Harry  Maj-nc,  Die  Methoden  der 
Literaturwissenschaft.  Internationale  Monatsschrift  für  Wissenschaft,  Kunst  u. 
Technik.    Dez.  1913. 
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Die  scharfen  Gegensätze,  die  unter  den  führenden  Männern  der 
Nationalökonomie  bestehen  und  auf  denen  schHeßhch  aller  Fortschritt 
beruht,  wurzeln  oft  weit  mehr  in  den  Verschiedenheiten  der  Welt- 
anschauung und  persönlichen  Denkart  als  in  der  verschiedenen  Be- 
urteilung volkswirtschaftlicher  Kausalzusammenhänge.  Schon  des- 
halb darf  die  Persönlichkeit  in  der  Nationalökonomie  nicht  ausge- 
schaltet werden.  Ich  wüßte  aber  keinen  Platz,  an  dem  sie  besser  ge- 
würdigt werden  könnte,  als  eben  die  Geschichte  der  Nationalökonomie. 
Nur  hier  kann  dem  Jünger  unserer  Wissenschaft  leicht  eine  innigere, 
auch  die  Gemütsbedürfnisse  befriedigende  Beziehung  zu  den  bahn- 
brechenden Geistern  vermittelt  werden.  Die  Nationalökonomie  er- 
scheint dann  nicht  mehr  allein  als  eine  Sammlung  abstrakter  Thesen 
oder  dickleibiger  Folianten,  sondern  als  eine  Art  vertrauter  seelischer 
Freundschaft  mit  einer  großen  Zahl  an  Geist  und  Herz  reicher  Männer. 


Organisationsprobleme  der  „freien  Berufe". 
Von  Dr.  Theodor  Heuß,  Heilbronn. 

DJASS  das  Wort  „Professorengewerkschaft"  ohne  sehr  viel  Mühe 
1  in  unseren  Sprachgebrauch  aufgenommen  wurde,  ist  vielleicht 
j  der  drastischste  Ausdruck  und  Nachweis  einer  sozialen  Er- 

.— - •:  scheinung,  die  in  dem  letzten  Jahrzehnt  nach  Form,  Wirkung 

und  Geltung  sucht.  Der  wirtschaftliche  Organisationsgedanke  hat 
Berufskreise  und  Standesgruppen  erreicht,  die  ihm  ehedem  gänzlich 
fremd,  ja  feindlich  erscheinen  mochten  —  er  hat  einen  langen  Weg 
zurückgelegt  vom  Industriearbeiter  zum  Handlungsgehilfen,  Techniker, 
Landwirt,  Beamten,  er  hat  dabei  mancherlei  Wandlung  erlebt,  um 
schließlich  bei  den  ,, freien  Berufen"  anzukommen.  Mit  diesen  setzt 
er  sich  heute  auseinander. 

Der  geläufige  Begriff  des  , .freien  Berufes"  ist  dabei  jedoch  nur  eine 
überlieferte  Sprachgewöhnung,  mit  der  man  in  concreto  nicht  viel 
anfangen  kann.  Man  weiß  so  ungefähr,  welcherlei  Kategorien  darunter 
verstanden  werden  dürfen:  Arzt,  Rechtsanwalt,  Schriftsteller,  der 
bildende  Künstler,  der  Schauspieler,  der  Musiker  —  aber  jedes  dieser 
Worte  öffnet  eine  soziale  Atmosphäre,  die  mehr  oder  weniger  abge- 
schieden ist:  nicht  nur  in  der  gesonderten  Art  der  Berufsausübung, 
vor  allem  auch  in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis  zum  Staat,  zur  übrigen 
Volksgemeinschaft  bilden  diese  Gruppen  höchst  mannigfaltige  und  nur 
gelegentlich  vergleichbare  ökonomische  Typen.  Deshalb  müssen  auch 
Ziel  und  Methode  ihrer  wirtschaftlichen  Organisation  verschiedenen 
Charakter  aufweisen. 

Die  Propagandisten  des  Zusammenschlusses  bedienen  sich  dabei 
gerne  des  Hinweises  auf  die  Leistungen  der  Arbeitergewerkschaften; 
das  große  Beispiel  des  industriellen  Lohnproletariats,  seine  Geschlossen- 
heit, die  Opferverpflichtung  an  den  einzelnen  dienen  als  ethischer  Appell 
an  die  sozial  höher  geordneten  Berufsschichten.  In  den  ersten  Ver- 
sammlungen etwa,  aus  denen  der  ,, Schutzverband  deutscher  Schrift- 
steller" herausgewachsen  ist,  fehlte  es  nie  an  einem  Redner,  der  auf 
die  Maurer  oder  auf  die  Buchdrucker  exemplifizierte  — ■  er  brauchte 
weder  von  der  Gewerbeordnung  noch  vom  Wesen  des  Tarifvertrages 
etwas  zu  wissen,  dieses:  wir  müssen  ,, gewerkschaftlich"  vorgehen, 
war  eine  anregende  und  alarmierende  Zauberformel.  Bei  den  übrigen 
Gruppen  wird  es  damit  wohl  gerade  so  bestellt  sein. 
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Man  muß  also  in  der  Entstehungsgeschichte  dieser  Organisationen 
der  freien  Berufe  das  psychologische  Moment  sehr  stark  einsetzen: 
vor  der  Klärung  der  Ziele,  der  Forderungen,  der  Bedingtheiten  stand 
die  faszinierende  Parole:  Gewerkschaft,  und  der  traditionelle  Indivi- 
dualist entzündete  sich,  ohne  Kritik  der  Unterschiedlichkeit,  an  dem 
Allheilmittel,  das  ihm  so  beschrieben  wurde.  Der  Funke  des  Solidaritäts- 
gedankens sprang  herüber  von  dem  Herd  der  Massenkörper  —  ein 
gewisses  unklares  Gefühl  von  Hingabe  oder  Verpflichtung  brachte 
auch  Leute  herbei,  für  die  jede  Organisation  sachlich  unerheblich 
war. 

Daneben  standen  aber  dann  natürlich  sehr  reale  Einsichten. 

Man  begriff  das  ganze  System  der  organisierten  Selbsthilfe,  das  im 
Austausch  von  Erfahrungen,  in  Unterstützungskassen,  in  Rechtsschutz 
und  Berufsberatung,  in  der  Regulierung  des  Nachwuchses  liegt.  Man 
sah,  daß  der  Staat  kaum  die  einzelnen,  wohl  aber  ihre  Vereinigung 
bemerkt  und  beachtet.  Einfluß  auf  die  Gesetzgebung  zu  gewinnen, 
auf  Regierung  und  Parlament:  dazu  bedarf  es  der  einleuchtenden 
Ziffern,  der  Spezialisten  in  der  Berufsvertretung,  die  von  einem  Mandat 
getragen  werden. 

An  diesen  beiden  Pfählen,  Beeinflussung  des  Staates  und  Schaffung 
eines  gewissen  Systems  von  Selbsthilfe,  rankt  sich  die  Organisation 
empor,  nachdem  sie  in  der  Idee  der  Solidarität  sich  verwurzelt. 

Nun  sind  Arzt  wie  Rechtsanwalt  nur  (noch)  in  sehr  bedingtem  Maße 
als  ,, freie  Berufe"  anzusprechen  —  ihre  Ausübung  ist  an  mannigfache 
Voraussetzungen  geknüpft.  Nicht  nur  verlangt  der  Staat  ein  bestimmtes 
System  von  erfolgreichen  Examina  —  diesen  Befähigungsnachweis 
begleitet  dann  fernerhin  ein  staatlicher  Gebührentarif  und  eine  behörd- 
lich angeordnete  Standesorganisation.  Dreifach  also  regelt  der  Staat 
—  etwa  zum  Unterschied  vom  Schriftsteller,  vom  Maler  —  die  Grenzen 
dieser  Berufe:  er  kontrolliert  die  Eignung,  tarifiert  einen  Teil  der  Ein- 
nahmen, verordnet  Körperschaften,  die  er  mit  gewissen  disziplinaren 
Rechten  ausstattet.  Damit  ist  auch  das  wirtschaftliche  Organisations- 
problem eingehegt  und  zu  sekundärer  Bedeutung  gebracht.  Gewiß 
bleibt  die  Aufgabe,  da  es  sich  nicht  um  ,, pensionsberechtigte"  Berufe 
handelt,  Unterstützungskassen  für  Hinterbliebene  usf.  anzusammeln, 
es  gibt  immer  Standesfragen,  deren  Klärung  gewünscht  wird,  wenn  sie 
auch  zunächst  einen  rein  akademischen  Charakter  hat,  wie  etwa  die 
Anwaltsdiskussion  über  den  numerus  clausus,  in  den  eigentlichen 
Kern  der  freien  Organisation  dringen  diese  Aufgaben  und  Leistungen 
nicht. 

Oder  sie  drangen  bisher  wenigstens  nicht  dorthin  ein.  Innerhalb 
des  Ärztestandes  haben  wir  allerdings  im  Lauf  der  beiden  letzten  Jahr- 


Organisationsprobleme  der  „freien  Berufe".  239 

zehnte  eine  außerordentliche  Entwicklung  des  spezifisch  wirtschaft- 
lichen Verbandgedankens  beobachtet.  Die  Ursachen  dieser  Erscheinung 
liegen  in  Verschiebungen  allgemeiner  sozialer  Natur.  Sie  sind  nicht 
damit  begründet,  daß  die  Ziffer  der  Ärzte  eine  viel  stärkere  Progression 
erfuhr  als  die  Bevölkerungszunahme  insgesamt  —  denn  mit  dem 
Wachstum  der  Städte,  mit  der  Intensivierung  des  Kulturbewußtseins 
steigerte  sich  auch  notwendig  die  relative  Inanspruchnahme  des  Arztes. 
Es  war  vielmehr  die  gesetzlich  angeordnete  Organisation  weiter  Schichten 
von  ,, Patienten",  die  die  Ärzte  in  einen  ,, Wirtschaftlichen  Verband" 
zusammenbrachte . 

Die  Auseinandersetzungen  zwischen  Krankenkassen  und  Ärzte- 
verband können  hier  nur  flüchtig  betrachtet  werden;  sie  sind  nicht 
nur  in  der  Kampfmethode,  sondern  auch  in  den  mannigfachen  psycho- 
logischen Nuancen  reizvoll  und  aufschlußreich.  Hier  kann  von  Ge- 
werkschaft gesprochen  werden,  es  handelt  sich  um  den  Karripf  um 
Lohn  und  Arbeitsrecht,  mit  der  seltsamen  Verschiebung,  daß  die 
Arbeitnehmer  des  wirtschaftlichen  Alltags  hier  als  Arbeitgeber  antreten. 
Das  Kassenwesen  hat  ungeheure  Bestandteile  des  Volkes  erst  an  eine 
geordnete  Gesundheitspflege  herangebracht  und  damit  das  Betätigungs- 
feld des  Arztes,  seinen  ,, Markt",  außerordentlich  erweitert  —  aber 
zugleich  auch  das  individuelle  Vertragsverhältnis  zerrissen.  Zwischen 
Arzt  und  Patient  findet  keine  finanzielle  Auseinandersetzung  statt, 
zwischen  ihnen  steht  die  ,, Kasse",  die  von  den  regelmäßigen  festge- 
legten Beiträgen  lebt  und  die  ärztliche  Leistung  entlohnt.  So  ist  das 
intime  Verhältnis  zwischen  Arzt  und  Patient  zunächst  in  der  finanziellen 
Seite  ,, entpersönlicht"  —  dagegen  wäre  an  sich  noch  nichts  zu  sagen, 
wenn  im  übrigen  das  Verhältnis  auf  freiem  Vertrauen  ruht. 

Der  Kampf  der  beiden  Gruppen  trennt  sich  in  zwei  Phasen:  um 
den  Lohntarif  und  um  das  Arbeitsrecht.  Massenhaftigkeit  drückt  die 
Preise  —  auch  hier.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  gewisse  Garantie 
eines  Massenkonsums  von  ärztlicher  Leistung  ein  Sinken  der  Ent- 
lohnung im  Einzelfall  nach  sich  zieht  —  das  ist  grundsätzlich  gar  nicht 
strittig  und  hat  mit  der  Tatsache,  daß  es  sich  um  Angehörige  der  wenig 
bemittelten  Volkskreise  handelt,  nichts  zu  tun.  Es  ist  ein  Normalfall 
für  Lohn  Verhandlungen,  das  der  Billigkeit,  den  Lebensverhältnissen, 
der  Leistung  und  der  wirtschaftlichen  Macht  entsprechende  justum 
pretium  festzustellen. 

Doch  die  Praxis  geht  nicht  so  einfach.  Innerhalb  der  Kassen  gab 
es  Tendenzen,  den  Arzt  zum  pauschaliter  bezahlten  Angestellten  oder 
zum  Monopolbesitzer  mit  individuellem  Gebührentarif  zu  machen  — 
es  wäre  für  die  Verwaltung  der  Kasse  billiger,  sicher  bequemer  gewesen. 
Dagegen  wehrten  sich  die  Ärzte  und  mit  Recht,  denn  sie  sehen  in  der 
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Bureaukratisierung  der  ärztlichen  Behandlung,  in  der  baren  wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit  ihrer  Berufsgenossen  eine  Gefährdung  der 
Qualität  ihres  Berufes.  Das  Schlagwort  heißt:  „freie  Arztwahl";  sein 
Inhalt  besagt,  daß  jeder  approbierte  Arzt,  nach  einer  bestimmten 
Karenzzeit,  ohne  weiteres  Kassenpraxis  ausüben  darf. 

Im  letzten  ethischen  Grunde  ist  dieser  Wirtschaftsverband  der  Ärzte, 
der  den  einzelnen  große  Opfer  und  einige  Straffheit  der  Gesinnung 
auferlegte,  ein  Verein  zur  Wahrung  der  Eigenschaft  eines  , »freien  Be- 
rufes". Die  stärkste  Anspannung  der  Solidarverpflichtung,  die  über- 
legte Technik  eines  Wirtschaftskampfes  mit  Arbeitsnachweis,  Ver- 
fehmung,  passiver  Resistenz,  völliger  Zentralisation  der  Verhandlungen 
in  Zentralbureaus,  dienen  im  letzten  Grunde  der  Verteidigung  der 
individuellen  Freiheit. 

Heute  noch  sind  die  Ärzte,  deren  organisatorische  Kraft  durch  die 
Massenwucht  der  Gegenseite  trainiert  war,  im  Grundsätzlichen  Sieger 
geblieben. 

* 

Einer  solchen  Zwangsanstrengung,  freier  Beruf  zu  bleiben,  bedarf 
es  bei  den  übrigen  Kategorien  nicht.  Bei  ihnen,  etwa  den  Schrift- 
steilem und  Künstlern,  fehlt  die  staatliche  Forderung  des  Be'fähigungs- 
nachweises,  die  staatliche  Tarifierung  von  Mindestbezügen,  die  staat- 
liche Einrichtung  von  Zwangskörperschaften.  Obwohl  diese  Beruf s- 
gnippen  nicht  ohne  Wünsche  an  den  Staat  sind,  wird  man  nicht  sagen 
können,  daß  diese  passive  Gesamthaltung  des  Staates  nun  ein  wahres 
Unglück  sei.  Im  ganzen  ist  sie  eine  sachliche  und  begründete  Not- 
wendigkeit; die  Möglichkeit  des  Staates,  aktiv  Normen  innerhalb  des 
schriftstellerischen  und  künstlerischen  Schaffens  zu  wünschen  oder 
aufzustellen,  ist  wohltätig  beschränkt.  Was  diese  Kategorien  von  ihm 
wollen,  bleibt  in  der  Sphäre  eines  bestimmten  Rechtsschutzes  wirt- 
schaftlicher Art  und  hier  haben  sie  formulierte  Forderungen ;  im  übrigen 
aber  ist  es  ihnen  lieber,  der  Staat  als  Rechtsorganisation  hält  sich 
von  ihnen  ferne  (Zensur!). 

Gewiß  hat  der  Staat  eine  Reihe  von  Verpflichtungen  gegenüber 
der  Kunst  übernommen,  vor  allem  der  bildenden:  in  den  Museums- 
ankäufen übt  er  ein  öffentliches  Mäzenatentum  aus  und  durch  „Aka- 
demien" sorgt  er  für  die  Ausbildung  eines  Nachwuchses.  Aber  es  ist 
ohne  weiteres  klar:  für  die  wirtschaftliche  Lage  des  Künstlerstandes 
bildet  die  Erwerbung  von  Werken  aus  öffentlichen  Geldern  nur  eine 
Frage  zweiten  Ranges,  insofern  sie  sich  nicht  als  Reklame  fernerhin 
finanziell  umsetzt,  und  die  Akademien  oder  Kunstgewerbeschulen 
haben  im  Etat  mehr  eine  wirtschaftliche  Rechtfertigung,  als  sie  wahre 
Kunst  garantieren;  die  Qualität  hat  mit  dem  staatlichen  Schulbetrieb 
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hier  noch  weniger  zu  tun  als  anderswo,  sie  kann,  aber  sie  muß  nicht 
in  dieser  Umgebung  gedeihen. 

In  dem  Künstler  sind  Individual-  und  Gemeinschaftselemente  ge- 
mischt: sein  Schaffen  ist  die  Auswirkung  der  besonderen  Begabung, 
gleichzeitig  verdichten  sich  in  ihm  aber  —  oft  unbewußt  —  allge- 
meinere Strebungen  einer  Zeit,  einer  Umgebung,  einer  Gruppe,  einer 
Schule.  Dies  kommt  auch  zum  Ausdruck,  wo  er  nach  seiner  Stellung 
gegenüber  der  übrigen  Welt  sucht.  Er  ist  geneigt  sich  abzusondern, 
er  empfindet  die  Kluft,  die  die  Produktion  überwirtschaftlicher  Werte 
von  dem  übrigen  Wirtschaftsbetrieb  trennt;  daneben  wird  er  aber, 
zumal  heute,  da  ein  großes  Mäzenatentum  ausgestorben  ist,  gezwungen, 
die  Verbindung  mit  dem  Markt  zu  gewinnen. 

Wir  können  uns  hier  nicht  der  noch  wenig  geordneten  Problematik 
einer  Kunstökonomie  nähern:  welches  die  gerechte  Entlohnung  des 
künstlerischen  Schaffens  sei,  unter  welchen  schwankenden  Bedingungen 
die  Preisgestaltung  vor  sich  gehe,  welches  wirtschaftliche  und  ästhetische 
Gewicht  das  Dazwischentreten  des  privaten  Kunsthandels  besitze. 
Es  kommt  uns  darauf  an,  zu  untersuchen,  unter  welchen  Gesichts- 
punkten und  mit  welchen  Zielen  der  Künstler  eine  Vereinigung  sucht. 
Und  zwar  der  Künstler  von  heute,  den  die  Gewerbefreiheit  isoliert  hat  — 
es  ist  bekannt,  daß  die  frühere  Zeit  ihre  gebundenen  Künstlerzünfte 
und  Gilden  mit  eigenen  Gerechtsamen  und  wirtschaftlichen  Organi- 
sationen (Ausbildung,  Ausstellung,  Verkauf)  besaß. 

Dabei  muß  das  künstlerische  Schaffen  sehr  nüchtern  und  ausschließ- 
lich als  Beruf  mit  Erwerbsziel  angesprochen  werden.  Die  erste  Ver- 
bindung des  Künstlers  erfolgt  unter  dem  Gesichtspunkt  der  ,, Richtung" : 
wir  haben  jene  Künstlervereine,  in  denen  bei  aller  Verschiedenheit 
der  Formgebung  eine  gewisse  Grundauffassung  der  Kunst  gemeinsam 
ist.  Dabei  mögen  die  Linien  zwischen  den  einzelnen  Gruppen  nicht 
immer  scharf  gezogen  werden,  und  der  innere  Zustand  braucht  keines- 
wegs lautere  Harmonie  zu  sein  —  es  genügt  die  Tatsache  des  gemein- 
samen Auftretens  in  der  Hilfsform  der  periodischen  Ausstellung. 

Dieser  Künstler  verein  ist  also  Verkaufsgenossenschaft,  die  Kunst- 
ausstellung Verkaufslager.  Dem  Publikum  wird  nicht  nur  gegen  Ein- 
trittsgeld massenmäßiger  Kunstgenuß  dargereicht,  sondern  auch  ein 
Kaufgebot.  Die  Gemeinschaft  ist  dabei  nur  Agent,  sie  hat  auf  den 
Preis  keinen  Einfluß.  Dieser  wird  nach  eigener  Schätzung  vom  Künstler 
festgesetzt:  er  kann  dabei  ziemlich  willkürlich  eine  Überlegung  von 
Gestehungskosten,  Zeitaufwand  und  so  fort  mit  dem  x  des  zugeschrie- 
benen Kunst  Werts  multiplizieren.  Dieser  angeschriebene  Preis  ist  oft 
genug  nur  eine  erste  Wunscherklärung,  die  im  Falle  einer  Realisierung 
zu  anderen  Ziffern  gelangen  mag.    Das  ist  heute  der  Normalfall  ge- 

Brentano-Festschrld.  lö 


242  Theodor  Heuß. 

worden,  wo  das  Staffeleibild  schlechthin  den  Markt  beherrscht  — 
anders  liegt  es  natürlich  mit  dem  Porträtauftrag,  wo  die  Bezahlung 
vorher  verabredet  wird,  und  mit  der  bestellten  Wandmalerei  oder 
sonstigen  Dekoration. 

Die  Verkaufsvereinigung,  die  den  Preis  nicht  reguliert,  sondern  nur 
im  Falle  eines  Geschäftsabschlusses  eine  prozentuale  Gebühr  verlangt, 
hat  wirtschaftlich  insofern  eine  mächtigere  Bedeutung,  als  sie  zumeist 
mit  einer  ästhetischen  Gerichtsbarkeit  sich  ausstattet.  Das  ist  das 
heiß  umstrittene  Problem  der  Jury,  Sie  erscheint  aus  räumlichen 
Gründen  fast  unentbehrlich,  auch  um  eine  bestimmte  Schutzwehr 
gegen  imbedenklichen  Dilettantismus  zu  bilden  —  aber  bei  der  Qualitäts- 
kontrolle liegen  die  Schwierigkeiten.  Nicht  nur  die  Anekdoten  über 
die  ,, hereingefallenen"  Zeitungskritiker  schmücken  die  Kunstgeschichte 
(Pecht!),  sondern  auch  die  über  die  Juroren  (Courbet,  Manet).  Seit 
ein  paar  Jahren  werden  denn  auch  bei  uns  die  ,, juryfreien"  Ausstellun- 
gen unternommen,  nachdem  Paris  den  klassischen  Vorgang  mit  dem 
Salon  des  refuses  geschaffen  hatte.  Diese  Ausstellungen  sind  gewiß 
für  den  aufnehmenden  Genießer  und  Kulturbeschauer  fesselnd  genug, 
aber  sie  sind  in  ihrer  Wahllosigkeit  für  das  schwer  zum  Kauf  zu  bewegende 
Publikum  in  fast  höherem  Maße  Verwirrung. 

Die  Kunstproduktion  unserer  Tage  befindet  sich  in  einem  nahezu 
anarchischen  Zustand  —  das  soll  ohne  ethische  Bewertung,  rein  als 
Tatsache  ausgesprochen  werden.  Es  gilt  für  das  Künstlerische  ,,an  sich" 
wie  für  seine  wirtschaftliche  Orientierung.  Jegliche  Konvention  fehlt. 
Dutzende  von  Theorien  sind  in  die  Arbeit  des  Schaffenden  eingebrochen  — 
kaum  eine  Zeit  hat  so  über  das  Wesen  der  Kunst  räsonniert,  um  end- 
lich mit  einem  Fragezeichen  abzuschließen.  Die  Künstler  selber  sind 
daran  aufs  lebhafteste  beteiligt. 

Wie  wird  in  einer  solchen  Atmosphäre  der  Gedanke  der  wirtschaft- 
lichen Organisation  gedeihen,  wohin  kann  er  sich  entwickeln?  Vor- 
handen ist  er;  seine  Voraussetzung  sind  Notlage  und  Mißstände.  Diese 
sind  unleugbar.  Es  gibt  zahllose  Künstler,  die  unter  den  schwierigsten 
Lebensumständen  ihrer  Aufgabe  dienen,  halbproletarische  Existenzen; 
ihre  Zahl  hat  sich  in  den  letzten  Dezennien  verhältnismäßig  stark 
vermehrt.  Dabei  aber  wird  man  sich  hüten  müssen,  das  immer  unge- 
wisse Wort  ,, Überproduktion"  zu  verwerten;  das  läßt  sich  vielleicht 
einmal  auf  die  Schuhfabrikation  oder  dgl.  anwenden,  wo  man  eine 
Rechnung  mit  der  Zahl  der  vorhandenen  Füße  und  dem  Abnutzungs- 
quotienten demonstrieren  mag,  aber  nicht  bei  der  Kunst,  die  ein  über- 
wirtschaftliches Bedarfsgut  ist.  Eher  mag  man  von  Unterkonsum 
reden ;  dabei  aber  handelt  es  sich  nicht  um  ein  wirtschaftliches,  sondern 
um  ein  kulturelles  Kriterium:  denn  Kunst  ist  weder  eine  bare  Lebens- 
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notwendigkeit,  noch  stellt  sich  das  Bedürfnis  nach  ihr  ein  in  der  Parallele 
etwa  des  wirtschaftlichen  Aufstieges. 

Innerhalb  einer  allgemeinen  wirtschaftspolitischen  Überlegung  kann 
mit  dem  Blick  aufs  Ganze  nur  ungefähr  soviel  gesagt  werden:  die 
Künstler  müßten  die  schärfsten  Gegner  aller  Verteuerung  der  Lebens- 
haltung, aller  Schutzzöllnerei  usf.  sein,  nicht  etwa  wegen  der  eigenen 
Mehrausgabe,  sondern  weil  sie  leben  von  der  Spanne  zwischen  dem 
Einkommen  und  den  Ausgaben  für  die  Lebensnotdurft  der  gesamten 
Bevölkerung  —  daraus  fließt  das  Bächlein,  das  ihren  Baum  nährt. 
Kommt  man  zu  den  wirtschaftlichen  Aufgaben,  die  der  Selbsthilfe 
zu  lösen  bleiben,  so  schrumpfen  die  Möglichkeiten  zusammen:  denn 
das  zentrale  Lohnproblem  bleibt  ihr  entrückt.  Auch  die  kühnste 
Phantasie  kann  sich  innerhalb  der  Kunstproduktion  einen  allgemeinen 
Streik,  einen  verbindlichen  Preistarif  nicht  vorstellen:  das  geht  viel- 
leicht einmal,  wenn  etwa  Illustratoren  zu  einer  Zeitschrift  in  einem 
festen  Vertrags  Verhältnis  stehen,  aber  wird  immer  individualistischen 
Charakter  haben.  Die  Verkündung,  daß  der  durchgeführte  Sozialis- 
mus hier  eine  Wandlung  schaffen  werde  und  den  Künstler  in  die  Ge- 
sellschaft und  Wirtschaft  mit  irgendeiner  Geheimtechnik  ,, wieder 
einorganisieren"  werde,  ist  ausschließlich  Dialektik  oder  Feuilleton. 

Daß  diese  gewisse  Resignation  an  der  Türe  der  wirtschaftlichen 
Künstlerorganisation  steht,  wissen  die  Männer  sehr  genau,  die  seit 
ein  paar  Jahren  die  schwierige  Aufgabe  angefaßt  haben.  Um  so  höher 
ist  der  Idealismus  zu  werten,  mit  dem  sie  die  zersplitterte  Künstler- 
schaft auf  dem  neutralen  Boden  ihrer  Finanzinteressen  zu  sammeln 
begannen.  Ihr  Arbeitsgebiet  ist  eher  genossenschaftlicher  Natur;  ge- 
meinsamer Einkauf  der  Werkzeuge  und  Hilfsmittel,  Anbahnung  von 
Unterstützungskassen  in  Krankheitsfällen,  Klärung  der  Wohn-  und 
Werkstattfrage  durch  Beeinflussung  der  Öffentlichkeit,  vor  allem  aber 
Rechtsschutz  im  speziellen  Fall  und  in  der  allgemeinen  Rechtsent- 
wicklung. 

Die  Eigentumsfrage  etwa  ist  gerade  auf  dem  Gebiet  der  künstlerischen 
Produktion  einer  besonderen  Differenzierung  unterworfen:  Abgrenzung 
der  Individualleistung,  Ideendiebstahl,  Nachahmung,  Kopie,  Ver- 
breitung, Abbildung.  Die  Rechtsentwicklung  ist  hier  noch  nicht  im 
gleichen  Maße  vorgeschritten  wie  etwa  im  gewerblichen  Leben  —  da 
setzt  die  Arbeit  der  wirtschaftlichen  Verbände  ein,  die  Erfahrungen 
und  Forderungen  zu  vereinen  und  durch  juristische  Spezialisten  eine 
über  den  individuellen  Schutz  hinausgreifende  dauerhafte  Ordnung 
zu  schaffen.  Diese  Dinge  sind  erfreulicherweise  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  im  Fluß. 

Die  verwickeltste  Frage  ist  dabei  die,  ob  es  möglich  sein  wird,  dem 
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Künstler  ein  bestimmtes  Eigentumsrecht  an  seinem  Werk  zu  sichern, 
das  über  einen  Kaufvertrag  hinausreicht.  Der  Schriftsteller  ist  in 
diesem  Punkte  besser  daran:  wenn  er  sich  nicht  unvorsichtigerweise 
seiner  Rechte  vertragsmäßig  begibt,  bleibt  ihm  ein  gewisses  Ver- 
fügungsrecht erhalten;  ja,  er  hat  unter  Umständen  einen  unpersönlichen 
Wert  geschaffen,  der  über  seinen  Tod  hinaus  wirkt.  Der  Sinn  der 
Schutzfrist  von  30  Jahren  ist  nicht  der,  den  Verlegern  Monopole  zu 
schaffen,  sondern  die  Buchautoren  zu  Verträgen  zu  erziehen,  die  mit 
laufender  Rente  eine  gewisse  Hinterbliebenenversorgung  sichern.  Ist 
beim  Künstler  etwas  Ähnliches  möglich  ?  Man  kennt  die  Preisbewegun- 
gen auf  dem  Kunstmarkt.  Jedes  originale  Werk  ist  ein  Monopolwert, 
und  je  nachdem  die  ,, Konjunktur"  geht,  die  sich  vielfältig  genug  zu- 
sammensetzen mag,  erleben  die  Bilder  eines  Malers  die  ungewöhnlichsten 
Preissteigerungen.  Es  kann  da  selber  einer  noch  der  Zeuge  sein,  daß 
Werke,  die  er  in  halber  Not  um  weniges  hergab,  im  Preis  um  Hunderte, 
Tausende  von  Prozenten  stiegen;  wie  viel  mehr  noch,  wenn  der  Tod 
das  Monopol  abgeschlossen  hat  (Pleuer,  van  Gogh).  Kunst  ist  Speku- 
lationsware geworden,  beim  offiziellen  und  inoffiziellen  Kunsthandel  — 
nun  ist  die  Frage,  ob  sich  eine  Form  finden  läßt,  die  den  Künstler  oder 
seine  Familie  an  dieser  Preisbewegung  beteiligt.  Wobei  nicht  außer 
acht  gelassen  werden  darf,  daß  bei  manchen  Künstlern  auch  eine 
rückläufige  Bewegung  eintritt,  wenn  die  ,,Mode"  wechselt.  In  diesem 
Knäuel  von  Fragen,  die  jetzt  erst  in  das  Bewußtsein  der  Künstler 
treten,  Klarheit  zu  schaffen  und  einen  Weg  zu  finden,  gehört  zu  den 
vornehmsten  und  schwierigsten  Aufgaben  der  neu  entstehenden  ,, wirt- 
schaftlichen Verbände". 

Diese  Ausführungen  gelten  vornehmlich  für  den  Maler;  bei  den 
anderen  Gruppen,  Illustratoren,  Architekten,  auch  Bildhauern,  ist  die 
Fragestellung  erweitert,  da  sie  stärker  an  das  übrige  wirtschaftliche 
Leben  angeschlossen  sind.  Ihre  besonderen  Verbandsaufgaben  werden 
noch  darin  bestehen,  die  Ordmmg  der  öffentlichen  Preisausschreiben, 
die  an  sich  fast  unvermeidlich  erscheint,  von  den  Mißbräuchen  zu 
befreien  und  desgleichen  in  dem  Submissionswesen,  zumal  auch  der 
öffentlichen  Aufträge,  gute  Verhältnisse  anzustreben.  Hier  ist  gerade 
in  den  letzten  Jahren  manches  erreicht  worden. 

* 
Die  wirtschaftliche  Situation  des  Schriftstellers  und  des  Dichters 
ist  dadurch  grundsätzlich  von  der  des  bildenden  Künstlers  unter- 
schieden, daß  er  es  nicht  unvermittelt  mit  der  großen  Masse  des  Pu- 
blikums zu  tun  hat,  sondern  daß  sich  eine  Vermittlerstelle  dazwischen 
schiebt  —  Verlag,  Zeitung,  Theater.  Diese  Gegenüberstellung  gilt 
natürlich  so  nur  für  den  breiten  Durchschnitt,  von  dem  es  hüben  und 
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drüben  Abweichungen  gibt.  Die  Tatsache  der  Vermittlung  aber  ver- 
leiht auch  dem  Organisationsproblem  ein  besonderes   Gesicht. 

Die  soziale  Struktur  bietet  zunächst  manche  Ähnlichkeit.  Die  Schrift- 
stellerei  ist  ein  Beruf,  der  an  keine  abgegrenzte  „Vorbildung",  an 
keinen  Befähigungsnachweis  gebunden  ist:  sie  holt  sich  daher  ihren 
Ersatz  aus  allen  Volksteilen,  da  sie  keine  andere  Voraussetzung  kennt 
als  das  Talent.  Gleicherweise  wie  bei  der  Kunst  erfährt  sie  dadurch 
eine  soziale  Mannigfaltigkeit,  vereinigt  die  verschiedensten  Traditionen 
und  Temperamente.  Auch  kennt  sie  die  ,, Richtungen",  in  der  Dich- 
tung so  gut  wie  in  der  Publizistik,  und  ein  Zusammenbinden  auf  der 
neutralen  Basis  der  wirtschaftlichen  Ziele  verlangt,  daß  auch  hier 
zuerst  die  Hemmungen  sonstiger  Gegensätzlichkeit  überwunden  sind. 
Ebenso  ist  natürlich  die  finanzielle  Kraft  der  einzelnen  vöUig  unter- 
schiedlich. 

Aber  das  ,,Literatentum",  um  diesen  Ausdruck  zu  wählen,  ist  in 
seiner  Zusammensetzung  doch  weit  größeren  Schwankungen  unter- 
worfen als  das  Künstlertum.  Hier,  bei  diesem,  ist  das  Fehlen  einer 
Schule  die  Ausnahme;  so  ziemlich  jeder  Maler,  Bildhauer  hat  eine 
private  oder  öffentliche  Kunstschule  durchlaufen,  um  zum  mindesten 
das  ,, Handwerkliche"  zu  erlernen.  Beim  Schriftsteller  gibt  es  das 
nicht,  ist  der  Natur  nach  ausgeschlossen:  auch  die  Versuche,  den 
Sonderzweig  dieses  Gewerbes,  den  Journalisten,  auf  einer  eigentlichen 
Fachschulung  aufzubauen,  sind  aussichtslos,  da  sie  auf  einer  psycho- 
logisch verfehlten  Unterlage  ruhen. 

Mit  der  Sprache  ist  jedem  das  Werkzeug  verliehen;  kommt  darauf 
an,  was  er  nun  damit  beginnen  kann.  Dieser  ,, jeder"  braucht  nun 
nicht  vom  Schreiben  sich  ernähren  zu  wollen;  er  kann  es  nebenher 
besorgen.  Da  ist  zunächst  der  , .Dilettant"  —  ihn  gibt  es  ebenso  bei 
der  Malerei,  wenn  er  auch  dort  im  allgemeinen  nicht  den  Weg  in  die 
Öffentlichkeit  sucht.  Er  bescheidet  sich  eventuell  mit  dem  Familien- 
ruhm und  ist  wirtschaftlich  nicht  eben  schädlich  —  denn  wer  bloß 
Vetternbilder  aufhängt,  kauft  keine  ernsthafte  Kunst.  Anders  der 
schreibende  Dilettant,  der  ein  Nichts  ist,  so  lange  er  nicht  , .gedruckt" 
wurde.  Der  Sturm  des  Dilettantentums  auf  die  Druckerpresse  be- 
lästigt die  Redaktionen  und  mästet  die  sogenannten  ,, Selbstkosten- 
verleger" —  wirtschaftlich  ist  er  nicht  sehr  belangvoll. 

Anders  steht  es  mit  jenen  anderen  ernsthaften  Autoren,  denen  das 
Schreiben  ,, Nebenberuf"  ist.  Ich  denke  an  das  Heer  der  Pfarrer, 
Lehrer,  Professoren,  Anwälte,  Offiziere  usf.,  die  in  der  Literatur- 
geschichte aufgeschrieben  sind,  die  wir  uns  herzählen  können  —  in 
der  bildenden  Kunst  gibt  es  das  nicht.  Welcher  große  Maler  hat  seine 
Werke   in   den   Nebenstunden   hergestellt  —  man   komme   mir  nicht 
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mit  dem  kleinen  französischen  Postbeamten  Rousseau,  der  uns  seit 
zwei  Jahren  als  Genie  aufgedrängt  wird.  Vielleicht  ist  das  keine  Not- 
wendigkeit, gewiß  ist  es  eine  Tatsache.  Nun  gibt  es  unter  den  ,, berufs- 
mäßigen" Schriftstellern  solche,  die  mit  etwas  geteilten  Empfindungen 
dorthin  blicken,  wo  Honorare  nur  als  Zusätze  zu  vorhandenen  Ge- 
hältern begrüßt  werden,  und  sie  sprechen  von  , »unlauterer  Konkurrenz", 
aber  das  ist  natürlich  sehr  töricht.  Ein  sehr  großer  Teil  der  hervor- 
ragendsten dichterischen  oder  publizistischen  Arbeiten  (wir  reden 
natürlich  nicht  von  der  sog.  Fachliteratur)  sind  Leistungen  des  Neben- 
berufs —  man  ist  ja  manchmal  versucht,  das  spezifische  Literatentum 
eher  als  Gefährdung  denn  als  Sicherung  der  „Qualität"  zu  betrachten, 
weil  es  sich  mehr  den  kapitalistischen  Tendenzen  des  Verlagswesens 
anpassen  muß.  Immerhin  steht  so  viel  fest:  Schriftstellerei  umfaßt 
keine  einheitliche  Berufsgruppe  —  das  erschwert  die  umfassende  Zu- 
sammenschließung . 

Dazu  kommt  noch  ein  weiteres:  das  ,, freie"  und  das  ,, angestellte" 
Berufsschriftstellertum  stehen  nicht  getrennt  nebeneinander,  sondern 
durchdringen  sich.  Der  Redakteur  braucht  bekanntlich  kein  Schrift- 
steller zu  sein;  oft  genug  ist  er  nur  technischer  Beamter.  Man  wird 
ihn,  der  in  einem  festen  Vertragsverhältnis  mit  festen  Bezügen,  abge- 
grenzter Arbeitsleistung  steht,  nicht  gut  unter  die  , .freien  Berufe" 
stellen  können:  er  hat  seine  eigentümlichen  Sorgen  und  er  hat  sich  jetzt 
auch  eine  vortreffliche  Organisation  zur  Bereinigung  entstehender 
Mißverhältnisse  und  zur  Durchbildung  einer  günstigeren  Gesamtlage 
geschaffen.  Aber  in  zahlreichen  Fällen  i  s  t  der  Redakteur  noch  ,, freier 
Schriftsteller",  nicht  nur  Abnehmer,  sondern  auch  Anbieter  von  Druck- 
material —  oft  genug  sind  ,, Freiheit"  oder  Angestellten  Verhältnis 
jeweils  nur  Durchgangsstadium,  wohin  eben  Wunsch  und  Wüle  zielen. 
Der  Redakteur  vereint  in  seiner  Person  die  Vertretung  des  Schrift- 
stellers, dem  er  an  die  Öffentlichkeit  hilft,  des  Verlags,  für  den  er  die 
geschäftlich-technische  Abwicklung  des  Verfahrens  besorgt,  des  Pu- 
blikums, das  er  als  Auswählender  in  gewissem  Sinn  dem  Literaten 
gegenüber  darstellt.  Das  macht  seine  Stellung  innerhalb  der  wirtschaft- 
lichen Verwertung  von  Literatur  so  verwickelt  und  bedeutungsvoll  — 
er  mag  dem  Schriftsteller  gleichzeitig  als  Feind  und  als  Freund  vor- 
kommen. Darüber  wird  es  nie  Leitsätze  geben.  Je  nach  der  Qualität 
einer  Redaktion,  eines  Verlages  wird  man  mit  wechselnder  Betonung 
sagen  können:  sie  leben  von  der  Mitarbeit  der  Schriftsteller  oder  aber 
die  Schriftsteller  leben  von  ihrer  Mitarbeit  an  diesem  Unternehmen. 

Auch  innerhalb  der  Literatenwelt  hat  der  Gedanke  des  wirtschaft- 
lichen Zusammenschlusses  einen  steinigen  Weg  zurücklegen  müssen. 
Nicht  nur  wegen  der  allgemeinen  psychologischen  Schwierigkeiten,  es 
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gab  und  gibt  Romantiker,  die  die  wirtschaftliche  Überlegung  geradezu 
als  eine  Gefährdung  der  Qualität  der  Leistung  betrachten,  die  das  in 
der  Geschichte  überlieferte  Elend  des  Dichters  und  Publizisten  nicht 
missen  möchten,  weil  sie  darin  ein  großes  Beispiel  oder  ein  Stimulans 
erblicken.  Das  ist  aber  nur  Feuilleton  von  schwankender  Güte;  heute, 
mehr  als  je,  ist  auch  die  literarische  Schöpfung  in  den  Kräftekreis 
des  kapitalistischen  Rationalismus  getreten,  gleichgültig,  ob  man 
das  schändlich  oder  natürlich  und  notwendig  findet.  Man  muß  sich 
schon  daran  gewöhnen,  daß  auch  die  zarteste  Dichtererfindung,  wenn 
sie  den  Weg  zur  Öffentlichkeit  sucht,  ,,Ware"  wird,  ein  ökonomischer 
Nenner. 

Die  Kernfrage  ist  auch  hier  die  ,, Lohnfrage".  Wonach  richtet  sich 
der  Preis  für  eine  literarische  Arbeit?  Im  Einzelfall  wird  man  Schul- 
stücke für  das  Spiel  von  Angebot  und  Nachfrage  mit  wechselnder 
Dringlichkeit  finden,  aber  im  großen  und  ganzen  sind  Gewöhnungen 
entstanden.  Spezialarbeiten,  renommierte  ,, Namen"  werden  meist 
einer  besonderen  Verabredung  unterliegen ;  aber  der  Durchschnitt  geht 
nach  festen  Sätzen,  bei  denen  der  Umfang  einer  Arbeit  zugrunde  gelegt 
wird.  Man  weiß,  die  oder  die  Zeitung  und  Zeitschrift  zahlt  soviel  für 
die  Zeile,  soviel  für  die  Seite.  Das  ist  gewiß  ein  ziemlich  rohes  Ver- 
fahren, denn  in  drei  knappen  Seiten  kann  mehr  Wissen,  Geist,  künst- 
lerische Formung  liegen  als  in  einem  breit  hingeschriebenen  Bogen, 
aber  doch  wird  diese  Ordnung  in  dem  normalen  Fall  nicht  abgeschafft 
werden  können,  weil  ihr  ein  ,, Honorarbudget"  gegenübersteht,  das 
bei  einem  richtigen  Geschäftsbetrieb  keine  schwankende  Größe  sein 
darf,  sondern  sich  eben  nach  festen  Graden  bemessen  muß.  Dabei  wird 
das  Interesse  des  Schriftstellers  natürlich  immer  sein,  diese  verfüg- 
bare Gesamtsumme  gesteigert  zu  wissen. 

Über  Beiträge  an  periodischen  Veröffentlichungen  pflegt  kein  formaler 
Vertrag  abgeschlossen  zu  werden ;  es  genügt  die  Erklärung  der  Annahme 
oder  Ablehnung,  wenn  nicht  eine  bestimmte  Honorarfordenmg  vorliegt. 
Anders  beim  Buchverlag.  Es  kann  dies  sehr  reichhaltige  Kapitel  hier 
nicht  im  einzelnen  durchgesprochen  werden:  hier  handelt  es  sich 
immer  um  eine  genau   fixierte  Verteilung  der  Rechte   und  Pflichten. 

Welcherlei  Aufgaben  erwarten  nun  einen  Verband,  der  sich  der 
wirtschaftlichen  Interessenvertretung  der  Schriftsteller  widmet?  Auch 
hier  wird  man  realistisch  denken,  und  es  genügt,  sich  etwa  den  Tätig- 
keitsbereich des  vor  einigen  Jahren  gegründeten  ,, Schutzverbandes 
Deutscher  Schriftsteller"  zu  betrachten.  Dort  wird  nicht  experimentiert, 
sondern  gearbeitet.  Man  weiß,  daß  nach  der  ganzen  Lage  der  Ver- 
hältnisse die  Regelung  des  Lohnproblems  nicht  die  unmittelbare  Auf- 
gabe eines  Verbandes  sein  wird  —  dieses  wird  nur  in  dem  Sinne  beein- 
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flußt,  daß  man  innerhalb  des  Berufes  die  Empfindung  gegen  ungebühr- 
liche Konkurrenzierung  stärkt,  unbillig  zahlende  an  den  Pranger  stellt, 
nicht  bezahlende  von  Verband  wegen  einklagt.  Das  ist  außerordentlich 
nüchtern,  aber  enthält  die  Ansätze  zu  höchst  wohltätigen  Erfolgen. 
Der  oft  genug  geschäftsunkundige  Schriftsteller,  wirtschaftlich  seinem 
Kontrahenten  fast  immer  unterlegen,  hat  auch  in  Fällen  offensichtlicher 
Schädigung  die  Dinge  ihren  Weg  gehen  lassen.  Jetzt  übernimmt 
der  Verband  durch  einen  Rechtsausschuß  und  Syndikus  seine  Sache 
und  es  ergibt  sich  sofort  ein  anderes  Bild.  In  wenigen  Jahren  waren 
Hunderte  von  Fällen  zusammengekommen,  Spezialisten  gewinnen  ein 
Bild  der  Usancen  —  es  entwickelt  sich  durch  den  Zwang  der  Judikatur 
und  durch  den  öffentlichen  Protest  eine  Empfindung  für  die  häufig 
unwürdigen  Verhältnisse.  Der  Rechtsschutz  ist  das  A  und  O  eines 
solchen  Verbandes;  er  entwickelt  sich  normalerweise  zur  Rechtsbe- 
ratung und  wird  schließlich  zur  Quelle  gesetzgeberischer  Aktionen  — 
man  kann  nicht  sagen,  daß  das  Urheberrecht  in  genügendem  Maße 
auf  die  Interessen  des  Schriftstellers  Rücksicht  genommen  hat. 

Für  den  Schriftsteller  ist  aber  nicht  nur  die  Tatsache  der  Hono- 
rierung und  des  Abdruckes  wesentlich,  sondern  auch  die  Art  und  Weise, 
wie  das  Geschäft  sich  abwickelt.  Das  erscheint  Kleinigkeitskram,  ist 
aber  bedeutungsvoll  genug:  wie  lange  soll  der  Redakteur  eine  Arbeit 
prüfen  dürfen,  wie  lange  soll  er  mit  dem  Abdruck  warten  können, 
wann  erfolgt  die  Bezahlung,  wie  bezahlt  man  Zweitdruck,  wieweit  ist 
dieser  geschützt  ?  Das  ist  vor  allem  eine  gegenseitige  Erziehungsfrage, 
die  durch  einige  Publizität  wohltätig  unterstützt  wird.  Sie  kann  wesent- 
lich gefördert  werden,  wenn  die  Schriftstellervertretung  unmittelbar 
mit  der  Verbandsvertretung  der  Redakteure  und  der  Verbandsvertretung 
der  Zeitungs Verleger  verhandelt.  Das  ist  ein  noch  nicht  voll  ausgenutzter 
Vorzug,  daß  sich  auf  diesem  Gebiet  —  anders  als  bei  der  bildenden 
Kunst  —  Organisationen  gegenüberstehen. 

Dies  wird  noch  deutlicher,  wo  es  sich  um  die  Buchherstellung  handelt. 
Da  im  Buchverlag  sowieso  eine  gewisse  Konzentration  eingesetzt  hat, 
ist  der  Weg  zum  verabredeten  Normalmaß  geebnet.  Es  ist  das  Ziel, 
zwischen  den  Organisationen  einen  Normalvertrag  herzustellen,  der 
ohne  Not  nicht  vernachlässigt  werden  dürfte.  Die  Kernfrage  ist  dabei 
ganz  offenbar,  jenes  Verfahren  möglichst  zu  verdrängen,  wonach 
Autoren  um  eines  momentan  größeren  Vorteils  willen  Verlagsrechte 
gegen  einmalige  Pauschalhonorare  wegschenken.  In  den  großen  an- 
ständigen Verlagen  ist  ja  dieses  Verfahren  heute  schon  verpönt;  dort 
hat  man  Beteiligung  mit  geordneter  Abrechnung.  In  dem  Maße,  als 
hier  die  beiden  Organisationen  Hand  in  Hand  gehen,  gelingt  es  auch, 
das   Geschwür  der  Winkelverlage  zu  beseitigen,  die  mit  verlogenen. 
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dabei  oft  juristisch  nicht  faßbaren  Verträgen  Anfängern  in  der  Form 
eines  Druckzuschusses  das  Geld  aus  der  Tasche  ziehen.  Nomina  sunt 
odiosa. 

Dies  sind,  nüchtern  umschrieben,  Aufgaben,  die  sich  einer  breiten 
Wirtschaftsorganisation  der  Schriftsteller  anbieten.  Gewiß  lassen  sie 
sich  erweitern:  in  dem  ,, Kartell  Ijn-ischer  Autoren"  etwa  ist  der  Ge- 
danke eines  tarifmäßigen  Mindestlohnes  klar  durchgebildet,  mit  der 
Geschäftswahrnehmung  durch  eine  zentrale  Stelle,  die  Dramatiker 
haben  für  ihre  besonderen  Rechtsfragen  eine  eigene  Stelle  geschaffen; 
es  liegt  auf  der  Hand,  daß  der  Schutz  des  Schriftstellers  vor  dem  An- 
spruch des  Staates  (Zensur!)  durchaus  in  den  Rahmen  wirtschaftlicher 
Notwendigkeit  fällt  —  es  wird  hier  so  gehen,  wie  bei  allen  solchen 
Gründungen,  daß  die  Aufgaben  dem  Ausmaß  der  Kräfte  folgen. 

* 

Wir  beschränken  uns  auf  diese  Berufe  —  mit  wechselnden  Nuancen 
könnte  noch  die  Berufsgruppe  der  Bühne  und  der  Musik  herangezogen 
werden.  Sie  alle  sind  erst  im  letzten  Jahrzehnt  bewußt  in  den  Ge- 
dankenkreis des  Wirtschaftskampfes  eingetreten:  neue  Organisationen 
wurden  dafür  geschaffen,  alten  ein  neuer  Geist  eingeimpft.  Nichts  ist 
verständlicher,  als  daß  Ziel  und  Methode  oft  noch  unsicher  und  schwan- 
kend sind  —  das  liegt  am  Menschenmaterial  so  gut  wie  an  den  häufig 
genug  verwickelten  und  verlagerten  Verhältnissen.  Die  Enttäuschungen, 
die  diese  Arbeiten  begleiten,  beanspruchen  eine  doppelte  Geduld  und 
Opferwilligkeit. 

Eines  aber  läßt  sich  heute  schon  sagen:  der  wirtschaftliche  Organi- 
sationsgedanke hat  gerade  in  den  ,, freien  Berufen"  eine  wohltätige 
Sendung  ausgeübt.  Er  hat  die  Gleichgültigkeit  eines  gedankenlos 
gewordenen  Individualismus  zerrieben  und  Ansätze  neuen  Gemein- 
gefühls wachsen  lassen.  Das  ist  nicht  berechenbar,  aber  wichtig. 
Wichtig  auch  für  die  Beurteilung,  die  die  Wirtschaftsorganisationen 
der  Arbeiter  und  Angestellten  in  jenen  Kreisen  finden,  die  den  gewerb- 
lichen Kämpfen  zunächst  entrückt  in  entscheidenden  wirtschaftlichen 
oder  politischen  Kreisen  durch  ihre  Stellungnahme  ausschlaggebend 
werden  können. 


Der  treibende  Faktor  in  der  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung. 

Von  Professor  Dr.  Edgar  Jaffe,  München. 


'Ans  eigene  Treiben 

Sind  sie  geschmiedet  allein  und  sich  in  der 

tosenden  Werkstatt, 

Höret   jeglicher   nur   und   viel    arbeiten   die 

Wilden 
Mit  gewaltigem  Arm,  rastlos, < 


:  ^~^y  jEIT    Sombarts    „Moderner  Kapitalismus"    (1902)    und  Max 

:  ^^^  j  Webers    heute    wohl    schon   als   klassisch   zu   bezeichnende 

;  y^ j  j  Abhandlung    „Die    protestantische    Ethik    und    der    ,  Geist' 

: :  des  Kapitalismus"  ^  erschienen  sind,  hat  sich  die  wirt- 
schaftswissenschaftliche Arbeit  in  weitgehendem  Maße  der  Er- 
forschung der  psychologischen  Voraussetzungen  unserer  heutigen 
Wirtschaftsordnung  zugewandt.  Max  Weber  selbst  hat  von  Anfang 
an  die  Tragweite  der  Resultate  seiner  Arbeit  auf  ein  fest  umgrenztes 
Gebiet  eingeschränkt  und  auf  das  energischste  betont,  daß  er  bei 
seinen  Untersuchungen  lediglich  die  eine  Seite  der  Frage,  nämlich 
die  Einwirkung  religiöser  Faktoren  auf  das  Wirtschaftsleben  klar- 
zustellen gesucht  habe;  er  konstatiert  ausdrücklich,  daß  er  keineswegs 
eine  eindeutige  Antwort  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  des  kapita- 
listischen Geistes  geben  wolle,  daß  dieser  vielmehr  einer  ganzen  Reihe 
von  Faktoren  seine  charakteristische  Ausbildung  verdanke  -.  Die 
Resultate  seiner  Untersuchungen  —  die  übrigens  sowohl  weitgehendste 
Anerkennung,  vor  allem  von  theologischer  Seite,  wie  andererseits 
schärfste  Kritik  von  selten  mancher  Historiker  erfahren  haben  — , 
sind  dann  in  oft  sehr  vereinfachter  Form  von  anderen  Schriftstellern 
übernommen  und  verwertet  worden,  so  daß  der  Leser  leicht  den  Ein- 


^  Archiv  für  Sozialwissenschaft,  Band  XX  und  XXI  (1905). 

'^  a.  a.  O.  Band  XXI,  S.  110:  »—  so  kann  es  natürlich  nicht  die  Absicht 
sein,  an  Stelle  einer  einseitig  »materialistischen«  eine  ebenso  einseitig  spirituali- 
stische  kausale  Kultur-  und  Geschichtsdeutung  zu  setzen.«  Und  weiter  (ebenda): 
».  .  .  die  vorstehende  Skizze  hat  mit  Bedacht  nur  die  Beziehungen  aufgenommen, 
in  welchen  eine  Einwirkung  religiöser  Bewußtseinsinhalte  auf  das  »materielle* 
Kulturleben  wirklich  zweifellos  ist.  Es  wäre  ein  Leichtes  gewesen,  darüber 
hinaus  zu  einer  förmlichen  »Konstruktion»,  die  Alles  an  der  modernen  Kultur 
*  Charakteristische«  aus  dem  protestantischen  Rationalismus  logisch  deduziert, 
fortzuschreiten.« 
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druck  gewinnt,  als  ob  die  protestantische  Ethik  aus  sich  heraus  das 
ganze  System  des  Kapitalismus  geschaffen  oder  doch  wenigstens  in 
bestimmender  Weise  geformt  habe  ^. 

Andererseits  hat  S  o  m  b  a  r  t ,  zweifellos  angeregt  durch  Max  Weber, 
in  seinen  beiden  letzten  großen  Büchern  -  die  Entstehung  des  Kapitalis- 
mus zu  erklären  gesucht,  durch  das  Aufkommen  eines  neuen  Typus 
des  Wirtschaftsmenschen,  des  ,, Bourgeois",  sowie  durch  das  Ein- 
dringen eines  bereits  nach  dieser  Richtung  hin  festgelegten  Typus 
—  der  Juden  —  in  das  europäische  Wirtschaftsleben  ^.  Der  Gedanke 
ist  dann  übernommen  und  verstärkt  worden  durch  S  c  h  e  1  e  r  ,''  dem 
der  Kapitalismus  erscheint  als  ein  Lebens-  und  Kultursystem,  ,, ent- 
sprungen aus  den  Zielsetzungen  und  Wertschätzungen  eines  bestimmten 
biopsychischen  Typus  Mensch,  eben  des  Bourgeois". 

Die  Folge  dieser  im  gewissen  Sinne  einseitigen  Betrachtungsweise 
ist  nun,  daß  für  den  Außenstehenden  das  wissenschaftlich  geformte 
Bild  der  Entstehung  und  Ausgestaltung  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung sich  vollkommen  verändert  hat: 

In  der  Darstellung  von  Karl  Marx  und  seiner  Anhänger  war 
das  Schwergewicht  bewußt  allein  auf  die  materiellen  Faktoren 
gelegt  worden.  So  stark,  daß  alles  andere  —  geistig-religiöse  wie 
politische  Kräfte  —  lediglich  als  Ausfluß,  als  ,, Spiegelbild"  der  wirt- 
schaftlichen Produktionsverhältnisse  sich  darstellte.  Bedeutete  hier 
mit  anderen  Worten  das  ,, Milieu"  alles,  der  Mensch  nichts,  so  liegt 
nunmehr  umgekehrt  die  Gefahr  vor,  daß  die  ganze  Entfaltung  des 
modernen  Wirtschaftslebens  allein  auf  die  Gestaltung  der  mensch- 
lichen Psyche,  auf  eine  bestimmte  psychologische  Einstellung  oder 
auf  die  Ausbildung  eines  (eventuell  rassenmäßig  prädestinierten)  be- 
stimmten Typus  Mensch  zurückgeführt  wird. 

Wir  wollen  im  folgenden  keinerlei  eingehende  Kritik  weder  der 
einen  noch  der  anderen  Betrachtungsweise  unternehmen.  Wir  wollen 
uns  vielmehr  mit  dem  Hinweis  begnügen,  daß  beide  —  bewußt  oder 
unbewußt  —  einseitig^  sind,  und  wollen  unsererseits  an  dieser 


^  Vgl.  besonders  v.  Schulze-Gaevernitz,  Britischer  Imperialismus  und 
englischer  Freihandel  (1906).    Einleitung  und  Schlußkapitel. 

^  Die  Juden  und  das  Wirtschaftsleben  (1911);  Der  Bourgeois  (1913). 

^  Die  Juden  und  das  Wirtschaftsleben  (1911),  S.  15:  »Wie  die  Sonne  geht 
Israel  über  Europa;  wo  es  hinkommt  sprießt  neues  Leben  empor,  von  wo  es 
wegzieht,  da  modert  alles,  was  bisher  geblüht  hatte.« 

*  Max  Scheler,  Die  Zukunft  des  Kapitalismus.  Die  Weißen  Blätter 
1914,  Xr.  9. 

^  Jede  wissenschaftliche  Bearbeitung  eines  komplizierten  Tatsachenkomplexes 
mufi  einseitig  sein,  in  dem  Sinne,  daß  aus  der  Fülle  der  als  wirksam  er- 
kannten Kausalfaktoren  einer  oder  mehrere  herausgehoben  und  deren  Anteil 
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Stelle  nur  insofern  einen  Beitrag  zur  Klarstellung  des  Problems  liefern, 
als  wir  zu  zeigen  versuchen,  daß  neben  den  materiellen  Produktions- 
verhältnissen auf  der  einen  und  den  religiös-psychischen  Mächten  auf 
der  anderen  Seite  noch  ein  dritter  Faktor  vorhanden  ist,  dem  aller- 
größte Wichtigkeit  zukommt.  Ein  Faktor,  der  vielleicht  nicht  für  die 
Entstehung,  wohl  aber  für  die  Weiterausgestaltung 
der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  von  größter  Bedeutung  ist, 
der  dieser  Wirtschaftsordnung  einige  ihrer  charakteristischen  Zügf 
verliehen  hat  und  der  für  die  Zukunft  des  Kapitalismus  vielleicht  der 
ausschlaggebende  sein  wird,  weil  er  es  ist,  der  die  heutige  Wirtschafts- 
ordnung über  sich  selbst  hinaustreibt  und  damit  der  Neugestaltung 
Tür  und  Tor  öffnet. 

Wenn  wir  uns  fragen,  was  denn  neben  den  materiellen  Produktions- 
faktoren und  den  Eigentumsverhältnissen  an  diesen  auf  der  einen  Seite, 
und  der  psychischen  Konstitution  der  Wirtschaftssubjekte,  die  auf 
jene  wirkt,  auf  der  anderen,  einen  ausschlaggebenden  Einfluß  auf  die 
Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Lebens  haben  könne,  so  kann  die 
Antwort  nur  lauten:  die  spezielle  Form,  unter  der  jene  Wechsel- 
wirkung stattfindet.  Wir  sagen  ausdrücklich  die  spezielle  Form, 
denn  die  allgemeine  ist  ja  bereits  durch  die  Eigentumsverhältnisse 
durch  die  Institution  des  Privateigentums  gegeben.  Es  kann  sich 
also  nicht  um  diese  allgemeine  Form  handeln,  die  in  der  Marxistischen 
Formulierung  des  ,, historischen  Materialismus"  bereits  mit  enthalten 
ist,  sondern  lediglich  um  die  spezielle  Form,  unter  der,  bei  Voraus- 
setzung jener  Eigentumsverhältnisse,  die  wirtschaftliche  Arbeit  sich 
vollzieht. 

Für  Marx  ist  z.  B.  die  rechtliche  Gestaltung  der  Wirtschaft  im 
Feudalismus  ein  Ausdruck  für  die  jener  zugrunde  liegenden  produktions- 
technischen Verhältnisse.  Als  durch  das  Erstarken  der  gewerblichen 
Arbeit  gegenüber  der  rein  agraren  die  Produktionsverhältnisse  sich 
änderten,  da  war  —  nach  Marx  —  das  Ende  des  Feudalismus  ge- 
kommen und  die  Entwicklung  des  Bürgertums  sowie  einer  den  neuen 
Produktionsverhältnissen  angepaßten  Rechts-  und  Wirtschaftsordnung 
die  notwendige  Folge.  Diese  Neuordnung  gab  die  allgemeine  Form, 
in  der  die  kapitalistische  Wirtschaft  sich  entfaltete,  aber  diese  Ent- 


an  der  Gestaltung  des  Ganzen  untersucht  wird.  Dieses  Vorgehen  ist  nicht  nur 
das  einzig  mögliche,  sondern  es  ist  auch  vollkommen  ungefährlich,  solange  allen 
Beteiligten  —  besonders  auch  dem  Leser  —  die  Tatsache  stets  gegenwärtig  ist, 
daß  es  sich  um  die  Isolierung  eines  Teilfaktors  handelt,  daß  aber  erst  die  Be- 
rücksichtigung aller  oder  mindestens  einer  Reihe  der  wichtigsten  mitwirkenden 
Faktoren  und  Kräfte  ein  richtiges  Gesamtbild  ergeben  kann.  In  diesem  Sinne 
ist  auch  die  vorliegende  Abhandlung  notwendigerweise  einseitig. 
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f altung  war  sowohl  unter  der  speziellen  Form  des  Monopols  wie 
auch  unter  derjenigen  der  freien  Konkurrenz  denkbar  und  möglich. 
Tatsächlich  hat  sich  die  neue  Wirtschaftsordnung  denn  ja  auch  zu- 
nächst überwiegend  der  Form  des  Monopols,  später  derjenigen  der 
freien  Konkurrenz  bedient. 

Unsere  Aufgabe  im  folgenden  soll  nun  darin  bestehen,  zu  zeigen, 
welchen  entscheidenden  Einfluß  die  Tatsache  gehabt  hat,  daß  aus 
besonderen  Gründen,  die  an  dieser  Stelle  nicht  näher  untersucht 
werden  können,  die  kapitalistische  Entwicklung  sich  seit  dem  i8.  Jahr- 
hundert auf  der  Grundlage  des  Prinzips  der  freien  Konkurrenz 
vollzogen  hat. 

Was  ist  denn  der  für  die  Weiterentwicklung  grundlegende  Unter- 
schied zwischen  Monopol  und  freier  Konkurrenz  ?  Doch  wohl  die 
Tatsache,  daß  beim  Monopol  der  Gewinn  des  beteiligten  Unternehmers 
gerade  durch  dessen  Ausnahmestellung  ein  für  allemal  festgelegt  und 
garantiert  ist.  Daß  die  Preise  der  zum  Verkauf  gestellten  Waren  fest- 
gesetzt werden  können  auf  Grund  der  tatsächlichen  Produktionskosten 
zuzüglich  eines  Gewinnes,  dessen  Höhe  nur  durch  eine  einzige  Rück- 
sicht beschränkt  zu  werden  braucht :  durch  den  Umfang  und  die  Kauf- 
kraft der  Nachfrage.  Der  Monopolist  wird  also  bei  seiner  Preis-  imd 
Gewinnfestsetzung  nur  bestimmt  durch  die  Überlegung,  ob  die  Höhe 
der  Preise  den  Absatz  nicht  auf  ein  zu  geringes  Maß  beschränkt;  er 
wird  lediglich  zu  beachten  haben,  bei  welchem  Preisniveau  sein  Ge- 
winn mit  Rücksicht  auf  den  möglichen  Absatz  am  größten  sein  wird. 
Auf  diesem  einmal  erfahrungsgemäß  festgelegten  Optimum  des  Ver- 
hältnisses von  Gewinnsatz  und  absetzbarem  Quantum  wird  der  Mono- 
polist möglichst  zu  verharren  bestrebt  sein.  Er  hat  kein  besonders 
großes  Interesse  an  der  Vergrößerung  des  Absatzes,  solange  eine  solche 
nur  auf  Grund  verringerten  Gewinns  erfolgen  kann;  auch  die  Möglich- 
keit gesteigerter  Gewinne,  sei  es  durch  Herabdrückung  der  Kosten, 
sei  es  durch  Ausdehnung  des  Absatzes  bei  gleichbleibendem  Gewinn- 
satz, wird  nicht  mit  elementarer  Gewalt  wirken,  solange  seine  Monopol- 
stellung ihm  einen  sicheren  und  fast  mühelosen  Gewinn  dauernd  in 
den  Schoß  wirft. 

Ganz  anders  unter  dem  System  der  freien  Konkurrenz!  Dieses 
bedeutet  auf  der  Untemehmerseite  den  Kampf  aller  gegen  alle  und 
noch  dazu  den  Kampf  gegen  zwei  Fronten.  Gegen  die  Besitzer  der 
Produktionsfaktoren  (Grundbesitzer,  Arbeiter  und  Kapitalisten)  auf 
der  einen  Seite  —  das  ist  der  Kampf  um  die  niedrigsten  Produktions- 
kosten; gegen  die  Konsumenten  auf  der  anderen  Seite  —  das  ist  der 
Kampf  um  den  Absatzmarkt. 

Zwar  ist  auch  hier  die  Stellung  des  Unternehmers  prinzipiell  keines- 
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wegs  eine  ungünstige.  Grundbesitzer,  Kapitalisten  und  Arbeiter  sind 
für  die  Verwertung  dessen,  was  sie  zum  Produktionsprozeß  beitragen, 
abhängig  vom  Unternehmer,  denn  erst  durch  sein  Dazwischentreten, 
dadurch  daß  er  die  Produktion  organisiert,  ermöghcht  er  es  jenen, 
für  ihre  Dienste  einen  Anteil  an  den  Früchten  der  Produktion  zu  er- 
langen. 

Welche  Kosten  aber  die  Unternehmer  für  die  Abfindung  der  anderen 
Beteiligten  aufwenden  können,  das  bestimmen  im  letzten  Grunde 
nicht  sie  selbst,  sondern  die  Konsumenten,  von  deren  zahlungsfähiger 
Nachfrage  die  Höhe  der  Verkaufspreise  der  Waren  in  erster  Linie 
abhängt. 

Diese  Nachfrage  ist  aber  im  kapitalistischen  System  nichts  fest 
Gegebenes.  Die  Konsumenten  sind  fast  durchgängig  wieder  als  Arbeiter, 
Kapitalisten  und  Grundbesitzer  mit  Bezug  auf  ihr  Einkommen  ab- 
hängig von  dem  Anteil,  den  sie  für  ihre  Leistungen  vom  Unternehmer 
erhalten. 

So  steht  dieser  im  Zentrum  des  ganzen  Prozesses,  und  er  wird  nur 
geneigt  sein,  seine  organisatorische  Tätigkeit  mit  all  dem  Risiko,  die 
sie  ihm  auflegt,  auf  sich  zu  nehmen,  wenn  er  dafür  ein  entsprechendes 
Entgelt  erhält.  Dieses  muß  aber  so  groß  sein,  daß  nicht  nur  seine  sämt- 
lichen Kosten  gedeckt  werden,  seine  geleistete  Arbeit  eine  mindestens 
ebenso  hohe  Entlohnung  findet  als  er  im  Dienste  eines  anderen  dafür 
erhalten  könnte,  sondern  es  muß  ihm  hierüber  hinaus  noch  ein  Über- 
schuß, den  wir  als  Unternehmergewinn  bezeichnen,  ver- 
bleiben, der  ihn  nicht  nur  für  die  Übernahme  des  Risikos  entschädigt, 
sondern  der  so  groß  ist,  daß  sich  für  ihn  ein  dauernder  Anreiz  zur 
Aufrechterhaltung  und  Weiterfortsetzung  der  Unternehmertätigkeit 
ergibt. 

Neben  der  Befriedigung  seines  Machtgefühls  ist  diese  Möglichkeit 
für  jeden  tüchtigen  Menschen,  sich  durch  Teilnahme  an  der  Unter- 
nehmertätigkeit einen  solchen  Gewinn  zu  sichern,  der  eigentliche 
Stachel  der  kapitalistischen  Entwicklung. 

In  anderen  Perioden  des  Wirtschaftslebens,  unter  einer  mehr  den 
eigentlichen  Bedürfnissen  des  Menschen  angepaßten  Wirtschafts- 
ordnung, entsprechen  die  angebotenen  Produkte  ungefähr  der  Nach- 
frage. Der  Prozeß  der  Wirtschaft  befindet  sich  jederzeit  in  einem 
gewissen  Gleichgewicht  oder  hat  doch  wenigstens  die  Erreichung 
eines  solchen  Zustandes  zum  Ziel. 

Ganz  anders  unter  dem  System  der  freien  Konkurrenz:  hier  bringt 
der  Reiz  des  Unternehmergewinns  stets  neue  Leute  auf  den  Plan, 
die  nach  vorteilhafteren  Produktionsmethoden  suchen,  um  billiger 
produzieren  zu  können  als  die  bisherigen  Unternehmer,  die  gezwungen 
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sind,  neue  Konsumenten  zu  suchen  oder  die  Kauflust  der  schon  vor- 
handenen durch  neue  Reize  und  die  Erweckung  neuer  Bedürfnisse 
aufzustacheln,  um  sich  so  ihrerseits  ein  Absatzfeld  und  damit  die 
Möglichkeit  eines  Unternehmergewinns  zu  schaffen  ^. 

Die  Folge  dieser  Tatsache  ist,  daß  alle  bestehenden  Unternehmungen 
fortwährend  in  ihrem  Bestände  bedroht  sind:  denn  nicht  immer  ist 
es  möglich,  neue  Produktionsmethoden  zu  schaffen  oder  neue  Absatz- 
märkte zu  finden,  im  Gegenteil  —  deren  Schaffung  und  Aufsuchung 
ist  meist  erst  das  Resultat  eines  vorhergegangenen  Kampfes,  in  dem 
die  neu  hinzutretenden  Unternehmer  die  alten  unterbieten,  indem 
sie  auf  einen  Teil  des  bisher  möglichen  Untemehmergewinns  ver- 
zichtend, trotz  gleicher  oder  sogar  höherer  Kosten  billiger  anbieten, 
um  —  wie  die  Praxis  sagt  —  ,,ins  Geschäft  zu  kommen". 

Das  führt  zu  einem  Abbröckeln  des  Unternehmergewinns,  zu  einer 
dauernden  Tendenz,  diesen  allgemein  herabzusetzen.  Die  älteren, 
schläfrig  gewordenen  Unternehmer  müssen  entweder  ausscheiden  und 
den  neuen  das  Feld  räumen,  oder  sie  müssen  den  Kampf  mit  jenen 
aufnehmen,  durch  Herabsetzung  der  Preise,  durch  verbilHgte  Pro- 
duktion, durch  Erschließung  neuer  Absatzgebiete,  denn  nur  so  können 
sie  die  gewohnte  Gewinnrate  sichern  oder  gar  noch  erhöhen.  Das  wirkt 
wieder  auf  die  anderen  zurück,  und  so  steigt  die  Konkurrenz.    Immer 


^  Karl  Marx  sucht  die  Ursache  der  ruhelosen  kapitalistischen  Expansion, 
des  Triebes  zur  Schaffung:  immer  neuer  Unternehmungen  und  zur  steten  Er- 
weiterung der  bestehenden  in  dem  »Verwertungsstreben  des  Kapitals«,  das  die 
Erschließung  immer  neuer  Gewinnmöglichkeiten  gebieterisch  fordere.  Das  ist 
aber  u.  E.  so  nicht  richtig:  sicher  gehört  das  Vorhandensein  überschüssiger, 
Anlage  suchender  Kapitalien  zu  den  objektiven  Voraussetzungen  kapi- 
talistischer Expansion,  aber  allein  und  an  und  für  sich  genügt  diese  Anhäufung 
von  Kapital  nicht,  um  aus  ihr  den  unbegrenzten  Trieb  zur  Expansion  zu  er- 
klären, der  unserem  modernen  Wirtschaftsleben  innewohnt.  Das  zeigt  einwand- 
frei das  Beispiel  Hollands  und  Frankreichs.  —  Überangebot  von  Kapital  drückt 
den  Zinsfuß,  erleichtert  den  Unternehmern  ihre  Arbeit,  erhöht  den  Unter- 
nehmergewinn, aber  die  stärkste  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
finden  wir  gerade  nicht  in  den  kapitalreichsten,  sondern  vielmehr  in  Ländern 
wie  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten,  die  eher  an  einem  relativen 
Kapitalmangel  leiden. 

Das  Entscheidende  ist  stets  die  Unternehmungslust,  die  durch  nichts  so  sehr 
gereizt  wird,  als  durch  die  Möglichkeit  eines  hohen  Unternehmergewinnes. 
Dieser  ist  aber  stets  am  größten  in  noch  wenig  entwickelten  Ländern  —  aus 
Gründen,  die  sich  ohne  weiteres  aus  dem  weiterhin  im  Texte  Angeführten  er- 
geben. Daher  finden  wir  hier  den  stärksten  Fortschritt  der  Produktion.  Sät- 
tigung mit  Kapital  ist  dagegen  das  sicherste  Anzeichen  für  eine  Volkswirtschaft, 
in  der  die  Aussicht  auf  Unternehmergewinn  infolge  übermäßiger  Konkurrenz 
bereits  auf  ein  vergleichsweise  niederes  Niveau  herabgedrückt  ist.  Nach  Marx 
müßte  dagegen  die  Expansion  dort  am  stärksten  sein,  wo  die  größten  Kapitalien 
nach  \''erwertung  drängen. 
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erbitterter  wird  der  Kampf;  immer  neue  Methoden  werden  versucht, 
aber  so  groß  die  Gewinne  und  Fortschritte  des  einzelnen  auch  sein 
mögen  —  immer  bleibt  es  ein  Sysiphuskampf.  Jede  neugewonnene 
Position  wird  sofort  wieder  bedroht,  der  Unternehmergewinn  kann 
nicht  mehr  in  statischer  Ruhe  genossen  werden,  er  ist  ein  Wild,  das 
viele  und  immer  neue  Jäger  verfolgen,  er  ist  überall  vorhanden  —  denn 
ohne  ihn  käme  das  ganze  Getriebe  zum  Stillstand  — ,  aber  er  ist  nie- 
mals und  niemandem  sicher,  stets  muß  er  neu  geschaffen  werden, 
und  stets  droht  er  wieder  den  Händen  derer  zu  entgleiten,  die  ihn 
mühsam  schufen;  man  kann  sagen,  daß  er  nur  mehr  in  den  Falten 
des  weiten  Gewandes  des  Wirtschaftslebens  zu  fassen  ist. 

Diese  Tatsache  erklärt  uns  auch  jenes  auffallendste  Merkmal  der 
modernen  Wirtschaft :  ihre  Unruhe,  ihr  stetes  Streben  nach  Erweiterung 
des  Absatzes,  nach  Herstellung  neuer  Waren  oder  neuer  Formen,  neuer 
Qualitäten,  neuer  Muster,  die  Versuche,  stets  neue  Bedürfnisse,  und 
seien  es  die  extravagantesten,  zu  schaffen,  die  zügellose  Reklame, 
die  fortwährende  Imitation  und  die  Ersetzung  besserer  Qualitäten 
durch  schlechtere,  die  Erscheinung,  daß  was  einer  heute  anbietet, 
morgen  Hunderte  nachzuahmen  suchen. 

Der  innere  Zusammenhang  ist  nicht  weit  zu  suchen.  Auf  der  einen 
Hand  will  man  sich  neuen  Unternehmergewinn  schaffen,  durch  Aus- 
dehnung des  Marktes,  durch  Angebot  neuer  Waren,  auf  der  anderen 
will  man  sich  Inseln  relativer  Monopolstellung  sichern, 
indem  man  stets  neue  Gebiete  erschließt,  auf  denen  die  Konkurrenz 
die  ihr  innewohnende  Tendenz  zur  Herabdrückung  des  Gewinns 
nicht  sofort  geltend  machen  kann. 

Die  im  System  der  freien  Konkurrenz  liegende  Gefahr  der  Aus- 
schaltung des  Untemehmergewinns  kann  eben  nur  bekämpft  werden 
durch  möglichst  weitgehende  Hintanhaltung  des  Konkurrenzkampfes, 
ein  irgendwie  größerer  Unternehmergewinn  kann  nur  dadurch  aufrecht- 
erhalten werden,  daß  man  sich  wenigstens  vorübergehende  Immunität 
gegenüber  der  Konkurrenz  schafft,  einen  Zustand,  den  wir  als  den- 
jenigen des  ,, relativen  Monopols"  bezeichnen  wollen. 

Die  Erreichung  und  Sicherung  dieser  Vorzugsstellung  ist  auf  ver- 
schiedenen Wegen  möglich,  und  diese  Möglichkeiten  wollen  wir  im 
folgenden  eine  nach  der  anderen  betrachten. 

Die  naheliegendste  ist  die  Erreichung  einer  solchen  Vorzugsstellung 
durch  die  Okkupation  des  günstigsten  Standorts:  der 
beste  Weizenboden,  der  Eckladen  an  einer  bevorzugten  Straßenkreuzung, 
das  von  der  Erdoberfläche  am  leichtesten  zugängliche  Kohlenlager, 
die  durch  einen  schiffbaren  Fluß  gebotene  billige  Transportmöglichkeit, 
die  Verfügung  über  ein  großes  Betriebskapital  oder  billigen  Kredit, 
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das  alles  sind  mehr  oder  minder  sichere  Grundlagen  für  eine  dauernde 
„relative  Monopolstellung",  entweder  weil  die  Produktionskosten  pro 
Einheit  geringer  sind,  oder  weil  die  Absatzmöglichkeit  bei  gleichen 
Kosten  eine  größere  ist.  Es  ist  ja  denn  auch  einer  der  bekanntesten 
Grundsätze  der  theoretischen  Ökonomie,  daß  derartige  Vorteile  der 
Lage,  der  Bodenqualität  usw.  die  Grundlage  dauernder  rechtlicher 
Bezüge  werden,  der  sogenannten  Differentialrente.  Diese  beruht 
darauf,  daß  der  Marktpreis  bestimmt  wird  durch  die  Produktions- 
kosten der  ungünstigsten  Produktionsstätte,  die  noch  zum  Absatz 
kommt  imd  daher  die  günstiger  gelegenen  einen  entsprechend  höheren 
Gewinn  abwerfen  müssen. 

Aber  diese  Differenz  kommt  der  Aufrechterhaltung  des  Untemehmer- 
gewinns  nur  vorübergehend  zugute.  Und  zwar  deshalb,  weil  sie  „kapi- 
talisiert" wird,  weil  der  Besitzer  einer  solchen  Vorzugsstellung  diese 
durchgehend  dazu  benutzt,  um  auf  die  Unternehmertätigkeit  zu  ver- 
zichten. Er  schafft  sich  an  deren  Stelle  ein  arbeitsloses  Einkommen, 
indem  er  seinen  Besitz  zu  einem  entsprechend  höheren  Preise  an  einen 
anderen  Unternehmer  verkauft  und  fortan  von  seinen  Zinsen  lebt, 
oder  den  Nutzgebrauch  gegen  eine  entsprechende  Rente  verpachtet. 
Dann  aber  arbeitet  der  neue  Unternehmer  mit  den  gleichen  Pro- 
duktionskosten wie  seine  Konkurrenz,  denn  was  er  z.  B.  an  Förder- 
kosten erspart,  muß  er  in  der  Form  der  Verzinsung  eines  größeren 
Anlagekapitals  zum  größten  Teile  wieder  aufwenden,  und  der  größere 
Absatz  in  der  günstigsten  Ladengegend  kompensiert  sich  durch  ent- 
sprechend höhere  Mieten  usf. 

Auf  diesem  Wege  ist  also  eine  Sicherung  des  Unternehmergewinns 
nur  so  lange  vorhanden,  bis  die  steigende  Konkurrenz  neuer  Unter- 
nehmer um  die  günstigsten  Standorte  deren  Vorteile  zum  Verschwinden 
bringt. 

Eine  zweite  Möglichkeit  relativer  Monopolstellung  wird  durch 
das  Vorhandensein  eines  besonderen  monopolistisch  gefärbten  Rechts- 
instituts gewährt,  durch  das  Patentrecht.  Aber  auch  dieses 
sichert  den  erhöhten  Untemehmergewinn  nur  auf  eine  relativ  kurze 
Zeitspanne,  ganz  abgesehen  davon,  daß  Erfolge  auf  diesem  Gebiete 
sofort  eine  Menge  konkurrierender  Erfinder  auf  den  gleichen  Weg 
leiten. 

Dabei  ist  ferner  zu  beachten,  daß  die  beiden  eben  erwähnten  Fälle 
relativer  Monopolstellung  unter  heutigen  Verhältnissen  Ausnahmen 
darstellen.  In  weitgehendem  Maße  und  für  die  meisten  Unternehmer 
kommen  derartige  besondere  Vorteile  nicht  oder  jedenfalls  nicht  in 
ausschlaggebender  Weise  in  Frage:  für  die  große  Masse  der  Unter- 
nehmer sind  auf  fast  jedem  Gebiete  die  Produktionskosten  annähernd 
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die  gleichen,   der  Unternehmergewinn   also  jedem   Angriff   der   Kon- 
kurrenz ohne  weiteres  ausgesetzt. 

Eine  einzige,  wenigstens  zeitlich  feste  Grenze  ist  allerdings  der  Aus- 
dehnung der  Konkurrenz  gezogen.  Über  die  in  einem  gewissen  Zeit- 
punkt vorhandene  Menge  der  drei  Produktionsfaktoren:  Grund  und 
Boden,  Arbeitskraft  und  Kapital  hinaus  kann  die  Produktion 
ebensowenig  gesteigert  werden,  wie  der  Absatz  über  das  Höchstmaß 
der  seitens  der  vorhandenen  Konsumenten  entwickelten  zahlungs- 
fähigen Nachfrage. 

Aber  diese  in  früheren  Zeiten  kaum  verschiebbare  Grenze  hat  sich 
im  19.  und  20.  Jahrhundert  als  ungemein  ausdehnungsfähig  und  elastisch 
erwiesen.  Die  technische  Verbilligung  des  modernen  Produktions- 
prozesses hat  die  verfügbaren  Kapitalien  ungeheuer  vermehrt;  die 
Vervollkommnung  der  Transportmittel  hat  die  ganze  Erde  als  Liefe- 
rantin von  Rohstoffen  und  als  Konsumentin  fertiger  Produkte  in  den 
Wirkungsbereich  des  Kapitalismus  gezogen;  die  verfügbaren  Arbeits- 
kräfte sind  nicht  nur  infolge  der  Bevölkerungsvermehrung  und  der 
Wanderungen  ungeheuer  gewachsen,  sie  haben  auch  durch  Vervoll- 
kommnung des  Produktionsprozesses  eine  gegen  früher  zum  TeU  ver- 
hundertfachte Arbeitsenergie  gewonnen.  Aus  den  gleichen  Gründen 
ist  die  zahlungsfähige  Nachfrage  überall  entsprechend  gestiegen. 

Trotzdem  ist  jene  Grenze  nicht  vollkommen  geschwunden,  sie  bildet 
aber  bisher  noch  kein  Hindernis  für  das  volle  Wirken  der  freien  Kon- 
kurrenz, und  so  tobt  innerhalb  dieser  Grenze  der  Kampf  nicht  mit 
verminderter,  sondern  mit  vermehrter  Schärfe.  Die  Folge  ist  dort, 
wo  die  freie  Konkurrenz  aufrechterhalten  wurde,  ein  geradezu  bis 
zum  Siedepunkt  gesteigerter  Wettbewerb  um  den  Untemehmergewinn, 
die  Entfaltung  aller  Kräfte  bis  zur  äußersten  Anspannung,  um  diesen 
immer  wieder  bedrohten  Zentralpunkt  der  kapitalistischen  Ordnung 
vor  den  immer  heftigeren  Angriffen  auf  neue  Gebiete  hinüber  zu 
retten. 

Dieser  Kampf  hat  dem  19.  Jahrhundert  seinen  Stempel  aufgeprägt: 
Kampf  um  den  Absatz  unter  den  Volksgenossen,  Kampf  um  den 
,, Futterplatz"  mit  allen  auswärtigen  Konkurrenten,  Kampf  um 
Kolonialbesitz  und  Weltherrschaft  mit  Güte  oder  Gewalt,  alles  dies 
ist  zuletzt  —  wenn  auch  den  einzelnen  und  selbst  der  Gesamtheit 
unbewußt  —  nichts  weiter  als  die  letzte  Konsequenz  des  Kampfes 
um  den  Unternehmergewinn  und  dessen  wenigstens  vorübergehende 
Sicherung. 

Die  Innehaltung  eines  bestimmten  Abstandes  zwischen  den  kon- 
kurrierenden Unternehmen  und  der  eigenen  ist  endlich  drittens 
dadurch  möglich,  daß  man  auf  Märkten  auftritt,  auf  denen  noch  kein 
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Konkurrent  vorhanden  ist  oder  auf  denen  man  wenigstens  vor  anderen 
weitgehendste  Vorteile  genießt. 

Dies  führt  dazu,  daß  alle  Länder  der  Welt  nach  neuen  Abnehmern 
durchstöbert  werden,  bis  die  Produkte  der  Solinger  Kleineisen-  oder 
der  Manchester  Baumwollindustrie  in  die  entlegensten  Winkel  der 
ganzen  Welt  getragen  werden.  Wenn  man  als  erster  die  Gefahren 
der  zentralafrikanischen  Tropenzone  oder  der  brasilianischen  Hinter- 
wälder überwindet,  so  kann  man  für  seine  Waren  —  falls  sie  das  Ge- 
fallen der  Abnehmer  erregen  —  Produkte  eintauschen,  deren  Wert, 
auf  den  europäischen  Markt  gebracht,  alle  Unkosten  eventuell  hundert- 
fach decken.  Kommt  aber  erst  die  Konkurrenz  dazu,  so  werden  die 
Gewinne  sehr  schnell  auf  einen  den  Produktions-  und  Transportkosten 
entsprechenden  Preis  sinken. 

Schon  in  den  achtziger  Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts  er- 
zählte dem  Schreiber  dieses  der  Reisende  eines  großen  englischen 
Exporthauses,  daß  er  nach  einer  mühevollen  Reise  ins  Innere  Kolumbiens 
(von  der  Küste  aus  einen  Tag  Bahnfahrt,  14  Tage  Dampferfahrt  und 
8  Tage  Maultierreise)  an  einen  kleinen  Platz  kam,  wo  er  im  einzigen 
Hotel  nicht  weniger  als  sechs  seiner  intimsten  Konkurrenten  vorfand, 
imd  von  einer  anderen  besonders  konkurrenzlustigen  Manchester 
Exportfirma  wurde  zu  jener  Zeit  als  bezeichnende  Anekdote  erzählt, 
daß  sie  alle  Inseln  des  Großen  Ozeans,  bewohnte  wie  unbewohnte, 
mit  Agenten  besetzt  habe,  deren  Aufgabe  es  sei,  den  Schiffbrüchigen, 
die  an  jene  Inseln  geworfen  wurden,  die  neuesten  Baumwollstoffe 
anzubieten. 

Eventuell  genügt  aber  auch  das  Innehaben  irgendeines  besonderen 
Vorteils  auf  einem  solchen  Markte  zur  Sicherung  größerer  Gewinne. 
So  beruhte  bekanntermaßen  die  ehemals  überragende  Stellimg  des 
größten  englisch-schottischen  Importhauses  in  Shanghai  auf  seiner 
Kapitalkraft,  die  ihm  ermöglichte,  eine  Anzahl  schneller  Dampfer 
zu  halten,  die  von  Singapore,  dem  damaligen  Endpunkte  der  europä- 
ischen Kabellinie,  regelmäßig  die  wichtigsten  Handelsnachrichten  dem 
betreffenden  Hause  um  eine  Reihe  von  Tagen  oder  selbst  Wochen  früher 
brachten,  als  die  Konkurrenz,  die  auf  die  selten  fahrenden  und  lang- 
sameren Postdampfer  angewiesen  war,  sie  erhielt.  Mit  der  Ausdehnung 
des  Kabels  bis  Shanghai  fiel  dieses  Monopol  in  sich  selbst  zusammen.  — 
In  ähnlicher  Weise  soll  ja  der  Grundstock  zum  Vermögen  des  Londoner 
Hauses  Rothschild  dadurch  gelegt  worden  sein,  daß  dessen  Inhaber 
die  Nachricht  von  dem  Siege  bei  Waterloo  24  Stunden  eher  erhielt 
als  die  englische  Regierung  und  so  in  der  Lage  war,  an  der  Börse  ent- 
sprechend zu  operieren. 

Eine  weitere  (vierte)  Möglichkeit  relativer  Monopolstellung  liegt 


Der  treibende  Faktor  in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung.       261 

in  der  Verfügung  über  technische  Produktionsvorteile,  die  eine  Her- 
stellung gleicher  Quantitäten  zu  billigeren  Preisen  oder  größerer  Mengen 
oder  besserer  Qualitäten  zu  gleichen  Preisen  ermöglichen. 

Seitdem  aber  das  technische  Wissen  infolge  der  Einrichtung  von 
Hochschulen,  Polytechniken  und  ähnlichen  Instituten  in  weitgehendem 
Maße  Gemeingut  geworden  ist,  seitdem  dadurch  die  meisten  der  früher 
so  ängstlich  gehüteten  Fabrikationsgeheimnisse  jedem  neuen  Kon- 
kurrenten zugänglich  gemacht  werden,  sind  derartige  Vorteile  nur 
auf  Grund  von  Patentrechten  oder  auf  Grund  großer  Kapitalkraft, 
die  die  Einführung  neuer  kostspieliger  Produktionsmethoden  ermög- 
licht, und  von  denen  die  weniger  kapitalkräftigen  ausgeschlossen 
sind,  denkbar. 

Aber  beide  Voraussetzungen  sind  nicht  dauernder  Art:  Patente 
laufen  ab  oder  werden  überholt,  wie  schon  oben  erwähnt.  Kapital- 
kraft aber  ist  heute  kein  monopolistisch  ausschlaggebender  Faktor 
mehr,  seitdem  die  Form  der  Aktiengesellschaft  auf  der  einen,  die  groß- 
artige Konzentration  des  Leihkapitals  in  unseren  Effektenbanken  auf 
der  anderen  Seite,  jedem  vertrauenswürdigen  Unternehmer  die  Mög- 
lichkeit großzügiger  Kapital  Verwendung  bieten.  Wo  dies  nicht  aus- 
reicht, da  hilft  die  überall  zum  Durchbruch  kommende  Konzentrations- 
tendenz nach,  hinter  der  als  treibende  Kraft  ja  nichts  anderes  steht 
als  die  Notwendigkeit,  gewisse  Vorteile,  die  die  Großen  genießen, 
auch  den  Kleineren  zugänglich  zu  machen,  dadurch,  daß  eine  Reihe 
dieser  Kleinen  sich  zu  einem  neuen,  konkurrenzfähigen  Großbetrieb 
zusammenschließen.  Auch  alle  Vorteile,  die  eine  nur  im  Großbetrieb 
mögliche  Verbesserung  der  Organisation,  sei  es  im  Absatz, 
sei  es  in  der  Produktion,  bietet,  fallen  in  diese  gleiche  Richtung. 

Die  im  vorhergehenden  unter  drittens  und  viertens  erwähnten  Mög- 
lichkeiten zur  Aufrechterhaltung  einer  relativen  Monopolstellung  be- 
ziehen sich  auf  das  Gebiet  der  industriellen  Produktion  (technischer 
Fortschritt)  und  auf  dasjenige  des  Exporthandels  im  großen  (Aus- 
dehnung auf  immer  neue  Märkte).  Es  bleibt  nun  noch  ein  drittes 
Gebiet  übrig:  der  innere  Handel.  Der  Absatz  im  eigenen  Lande  oder 
auf  Märkten,  die  schon  intensiv  bearbeitet  worden  sind,  das  große 
Gebiet  des  Detailhandels. 

Hier  handelt  es  sich  also  nicht  so  sehr  um  Gewinnung  neuer,  bisher 
noch  unberührter  Absatzmöglichkeiten,  sondern  vor  allem  um  den 
Kampf  um  ein  bereits  besetztes  Gebiet.  Hier  ist  naturgemäß  die  Lage 
am  schwierigsten;  die  Erringung  einer  auch  nur  vorübergehenden 
Monopolstellung  scheint  auf  den  ersten  Blick  ausgeschlossen,  zunächst 
was  die  Preisfestsetzung  anlangt.  Der  einzelne  Detaillist  kann  gegen- 
über seinem  Konkurrenten  auf  einen  Preisvorteil  nicht  rechnen,  denn 
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die  Fabrikanten  und  Grossisten  müssen  alle  ihre  Abnehmer  zu  un- 
gefähr gleichen  Preisen  bedienen.  Ferner  gibt  es  im  Detailhandel 
kein  während  einer  längeren  Dauer  aufrechtzuerhaltendes  Monopol 
für  gewisse  Warenklassen  oder  Muster.  Der  Fabrikant  solcher  Spe- 
zialitäten hat  das  größte  Interesse  daran,  diese  an  möglichst  viele 
Detaillisten  zu  verkaufen,  um  seinen  Absatz  zu  steigern.  Außerdem 
werden  seine  eigenen  Konkurrenten  schon  dafür  sorgen,  ähnliche 
Muster  und  Stoffe  auf  den  Markt  zu  bringen  wie  er,  so  daß  der  Detaillist, 
der  nicht  von  Fabrik  Nr.  i  kaufen  kann,  doch  in  der  Lage  ist,  seinen 
dort  kaufenden  Nachbar  an  der  Ausnutzung  jener  Vorzugsstellung  zu 
verhindern,  indem  er  ähnliche  Dinge  aus  anderen  Fabriken  bezieht 
und  zu  gleichen  oder  niedrigeren  Preisen  anbietet. 

Der  Detailhandel  ist  denn  auch  das  Gebiet,  auf  dem  der  Konkurrenz- 
kampf mit  äußerster  Schärfe  entbrennt,  auf  dem  die  Ausschaltung 
des  Untemehmergewinns  am  schnellsten  vor  sich  geht,  das  Streben 
nach  Erhaltung  eines  relativen  Monopols  zu  einem  Ringen  um  Sein 
imd  Nichtsein  wird,  wo  das  System  der  freien  Konkurrenz  seine  merk- 
würdigsten und  charakteristischsten  Blüten  treibt. 

Verschiedene  Möglichkeiten  bieten  sich  in  diesem  Kampfe:  a)  Aus- 
nutzung aller  Vorteile  des  Großbetriebs:  Einkauf  im  großen  und  des- 
halb zu  billigsten  Preisen,  Erhöhung  des  Umsatzes  durch  Vereinigung 
möglichst  vieler,  ja  sogar  aller  nur  denkbaren  Artikel  in  einem  Laden, 
Herabsetzung  der  Mieten  und  Bodenpreise  durch  äußerste  Ausnutzung 
des  Raumes  (Verkauf  in  allen  Etagen),  Herabsetzung  der  Arbeits- 
kosten pro  verkaufte  Einheit  durch  Verwendung  vieler,  möglichst 
billiger  Arbeitskräfte,  kurz  das  Prinzip  des  modernen  Groß- 
b  az  a  r  s. 

b)  Im  Gegensatz  zu  dem  erstgenannten :  das  System  der 
Spezialisation. 

Man  beschränkt  sich  auf  einen  oder  ganz  wenige  Artikel,  versucht 
in  diesen  billiger  zu  kaufen,  den  Geschmack  des  Publikums  besser 
zu  treffen,  durch  hervorragende  Qualität  die  zahlungsfähigeren  Ab- 
nehmer heranzuziehen,  für  die  es  unter  ihrer  Würde  ist,  im  Ramsch- 
bazar  zu  kaufen.  Es  ist  das  System  des  modernen  Spezialgeschäfts, 
das  aber  auf  die  Dauer  weit  weniger  erfolgreich  erscheint  als  dasjenige 
des  Großbazars,  neben  dem  sich  jene  auf  die  Dauer  nicht  mehr  halten 
können. 

c)  Die  Anreizung  der  Kauflust  des  Publikums  durch  besondere  fort- 
während erneute  Anstrengungen.  Hierher  gehört  vor  allem  das  Gebiet 
der  modernen  Reklame  in  allen  ihren  Ausgestaltungen :  weiße 
Wochen,  grüne  Wochen,  rote  Wochen,  95 -Pfennig-Tage,  spaltenlange 
Annoncen  über  billige  Ausverkäufe,  Rabatte,  Sonderrabatte,  Spezial- 
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rabatte,  das  Zugabesystem  (Geschenke  wertloser  Artikel  an  die  Käufer 
anderer),  ,,given  away  with  a  pound  of  tea"  (wer  ein  Pfund  Tee  kauft, 
erhält  das  Teeservice  gratis),  die  Anlockartikel  (werden  unter  Einkaufs- 
preis verkauft,  in  der  Hoffnung,  daß  der  Käufer  andere  Artikel  eben- 
falls nimmt,  die  er  überzahlt),  die  sogenannten  Kuponstage,  eine  Er- 
findung der  ,, Grands  Magasins  du  Louvre",  die  ursprünglich  an  solchen 
Tagen  die  übriggebliebenen  Seidenreste  billig  verkauften,  dann  aber 
fanden,  daß  es  sich  lohnte  Woche  für  Woche  Tausende  von  ganzen 
Stücken  Seidenzeug  zu  Resten  zu  zerschneiden,  da  diese  von  der 
Damenkundschaft  höher  bezahlt  wurden  als  die  reguläre  Stückware 
(die  Spekulation  auf  diejenigen,  ,,die  nicht  alle  werden"). 

Aufs  engste  mit  der  Reklame  verbunden  ist  das  System  der  Marken- 
artikel (Zigaretten!).  Man  gibt  Tausende  für  Reklame  für  eine 
bestimmte  Marke  aus  und  erreicht  dadurch,  daß  das  Publikum  diese 
Marken  überall  fordert  und  alle  Detaillisten  sie  führen  müssen,  ob 
sie  wollen  oder  nicht. 

d)  Die  Erhaltung  eines  entsprechenden  Gewinnüberschusses  durch 
Darbietung  immer  neuer  Waren,  neuer  Muster,  neuer  Quali- 
täten, deren  Preise  den  gewünschten  Unternehmergewinn  enthalten, 
und  die  über  Bord  geworfen  werden,  sobald  als  oder  vielmehr  ehe  die 
Konkurrenz  gleiches  oder  ähnliches  bietet  und  hierdurch  die  Preise 
drückt,  den  Ge\\'inn  ausschaltet. 

Wie  anders  war  es  doch  früher!  Da  wurden  die  gleichen  bewährten 
Stoffe,  Muster  und  Qualitäten  jahraus  und  jahrein  gekauft  und  ge- 
tragen, da  war  aber  auch  kein  Unternehmergewinn  möglich,  denn  die 
Konkurrenz  unter  den  verschiedenen  Handwerkern  sorgte  dafür,  daß 
die  Preise  sich  so  stellten,  daß  lediglich  Materialkosten  und  Arbeits- 
lohn in  ihnen  enthalten  waren.  Damals  war  aber  Unternehmergewinn 
auch  nicht  erforderlich,  das  Streben  des  Handwerkers  ging  nicht  auf 
Gewinn,  auf  Überschuß,  auf  Vermögensansammlung,  sondern  er  war 
zufrieden,  wenn  er  mit  seiner  Hände  Arbeit  sein  standesgemäßes  Aus- 
kommen fand.  Diesem  entsprach  aber  das,  was  er  als  Lohn  seiner  Arbeit 
aus  dem  Verkaufspreis  erzielte;  das  war  der  ,, goldene  Boden"  des 
alten  Handwerks. 

Heute  dagegen  beruht  die  Wirtschaft  auf  Profit,  auf  Überschuß 
über  die  Kosten,  zu  welchen  letzteren  die  eigene  Arbeitskraft  ebenso 
zu  rechnen  ist  wie  der  Mietwert  des  Ladens  im  eigenen  Hause  und 
die  Verzinsung  des  eigenen  Kapitals.  Dieser  Überschuß  ist  aber  nur 
möglich,  wenn  es  gelingt,  immer  neue  Artikel  auf  den  Markt  zu  bringen, 
auf  die  die  Konkurrenz  ihren  Preisdruck  noch  nicht  hat  ausüben  können. 

Die  Folgen  dieses  Systems  fühlen  wir  auf  allen  Seiten.  Will  man 
eine  Ergänzung  eines  im  vorigen  Jahre  gekauften  Eßservices,  so  er- 
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hält  man  die  Antwort:  „Das  führen  wir  nicht  mehr,  das  wird  nicht 
mehr  gemacht."  Fragt  man  „warum?",  so  heißt  es:  „das  Publikum 
will  stets  etwas  Neues"  —  aber  die  richtige  Antwort  wäre:  ,,An  dem 
alten  Artikel  ist  nichts  mehr  zu  verdienen,  den  haben  schon  alle  anderen 
Geschäfte  auch." 

Hierher  gehört  auch  die  Erscheinung  der  fortwährenden  Über- 
tragung von  Mustern  und  Formen  wertvoller  Artikel  auf  wertlose: 
die  Muster,  die  heute  auf  Seiden  waren  gehen,  erscheinen  morgen  auf 
Wolle,  übermorgen  auf  Baumwolle;  die  Muster  und  Formen,  die  heute 
das  feinste  Porzellan  schmücken,  finden  wir  morgen  auf  Fayence  und 
billigem  Steingut,  um  so  dem  minderwertigen  Artikel  die  Anziehungs- 
kraft des  besseren  zu  geben.  Alles  um,  wenn  auch  nur  auf  ganz  kurze 
Zeit,  eine  Insel  ,, relativen  Monopols"  zu  gewinnen. 

Nichts  kann  vielleicht  eine  bessere  Illustration  geben  für  den  Geist, 
dessen  Walten  wir  hier  andeuten  möchten,  als  die  folgenden  tat- 
sächlichen Erlebnisse  des  Schreibers  dieser  Zeilen  mit  seinem  früheren 
Geschäftsteilhaber:  er  war  der  führende  Großhändler  in  dem  größten 
Manufaktur-Exportgeschäft  der  englischen  Textilindustrie,  ein  Mann, 
der  ohne  Kapital  nach  England  kam  und  als  vielfacher  Millionär  starb. 
Dabei  hat  er  eigentlich  niemals  etwas  anderes  getan,  als  die  gleiche 
Ware  zu  verkaufen  wie  seine  Konkurrenten.  Niemals  hat  er  sich  auf 
eine  Spezialität  geworfen,  stets  hat  er  nur  geliefert,  was  seine  Kon- 
kurrenten schon  vor  ihm  lieferten,  nie  hat  er  einen  neuen  Markt 
erschlossen,  stets  nur  diejenigen,  die  vor  ihm  dagewesen  waren,  aus 
dem  Markte,  aus  der  Kundschaft  verdrängt. 

Und  wie  hat  er  das  ermöglicht  ?  Wo  er  die  Ware  der  Konkurrenz 
fand,  da  hat  er  eine  ähnliche  an  ihre  Stelle  gesetzt,  die  um  einige 
Prozent  billiger  und  minderwertiger  war  als  die  andere,  aber  stets  so, 
daß  die  eine  die  andere  ersetzen  konnte.  Zählten  die  Baumwolltuche, 
die  bisher  gangbar  waren,  19  =19  Fäden  auf  den  Viertel- Quadratzoll, 
so  verkaufte  er  Tuche  mit  19  =  18,  war  die  alte  Ware  70  cm  breit, 
so  offerierte  er  solche  in  68  cm.  Folgte  die  Konkurrenz  seinem  Vor- 
bild und  kam  mit  einer  noch  niedrigeren  Qualität,  so  lieferte  er  wiederum 
eine  geringere,  und  so  fort,  bis  am  Schlüsse  die  Tuche  so  minderwertig 
waren,  daß  sie  den  Ansprüchen  des  Marktes  nicht  mehr  entsprechen 
konnten.  Dann  aber  setzte  er  sich  aufs  hohe  Pferd,  teilte  seinen  Kunden 
mit,  daß  die  Konkurrenz  die  Waren  so  verschlechtert  habe,  daß  die 
besten  Qualitäten  jetzt  nur  noch  Ausschuß  seien  und  gab  den  Rat, 
jetzt  eine  erheblich  bessere  Ware  zu  beziehen,  natürlich  zu  entsprechend 
höheren  Preisen,  um  so  ,, völlig  konkurrenzlos"  dazustehen,  und  dann 
—  ging  das  gleiche  Spiel  von  neuem  an! 

Seinen  Höhepunkt  erreichte  das  System,  als  ein  südamerikanischer 
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Kunde  einen  besonders  großen  Auftrag  auf  eine  bewährte  Qualität 
erteilte  und  unser  Freund  ihm  schreiben  ließ,  er  werde  den  Auftrag 
zur  Hälfte  in  der  alten,  zur  Hälfte  in  einer  etwas  billigeren  Qualität 
zur  Ausführung  bringen.  Als  der  Kunde  aber  antwortete,  er  wolle 
dies  nicht,  denn  er  brauche  den  ganzen  Auftrag  in  der  bewährten 
guten  Ware,  da  schrieb  er  zurück,  es  solle  seinem  Wunsche  entsprochen 
werden,  aber  er  werde  nun  die  billigere  Qualität  dem  schärfsten  Kon- 
kurrenten des  Kunden  anbieten,  denn  er  müßte  seinen  Ruf  aufrecht- 
erhalten, stets  der  billigste  zu  sein! 

Und  warum  ?  Weil  —  ihm  selbst  vielleicht  unbewußt  —  der  ganzen 
Handlungsweise  das  Prinzip  zugrunde  lag:  Profit  ist  nur  so  lange 
möglich,  als  ich  etwas  anderes  bringe  als  das,  was  der  Konkurrent 
gleichzeitig  liefern  kann. 

Kann  es  uns  im  Hinblick  auf  diese  überragende  Bedeutung  des 
steten  Wechsels  für  den  ganzen  Mechanismus  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  wundernehmen,  wenn  diese  sich  eine  Einrichtung 
geschaffen  hat,  die  eine  ganze  Seite  unseres  Kulturlebens  beherrscht 
und  die  doch  keinen  anderen  Sinn,  keine  andere  Aufgabe  hat,  als  diesen 
steten  Wechsel  in  Permanenz  zu  erklären? 

Es  ist  die  M  o  d  e. 

Ohne  hier  berücksichtigen  zu  können,  welche  historischen  Gründe 
anderer  Art  für  die  Entstehung  dessen,  was  wir  heute  Mode  nennen, 
vielleicht  ausschlaggebend  gewesen  sind,  können  wir  doch,  ohne  Wider- 
spruch fürchten  zu  müssen,  behaupten,  daß  das,  was  die  Mode  heute 
ist,  mit  all  den  merkwürdigen  kulturellen  und  sonstigen  Problemen, 
die  mit  ihr  zusammenhängen,  nur  ausreichend  zu  erklären  ist,  als  ein 
bewußtes  Mittel  jener  kapitalistischen  Notwendigkeit. 

Jeder,  der  sich  mit  diesen  Dingen  beschäftigt,  weiß,  oder  sollte 
wenigstens  wissen,  wie  die  moderne  Mode  gemacht  wird.  Sie 
entsteht  natürlich  nicht  dadurch,  daß  einige  mehr  oder  minder  schöne 
und  mehr  oder  minder  tugendhafte  Damen  auf  dem  Rennen  zu  Auteuil 
oder  Longchamps  in  neuen  Toiletten  auftreten,  die  so  bezaubernd 
sind,  daß  alle  Welt  nur  noch  den  einen  Wunsch  hat:  In  den  gleichen 
Toiletten  oder  in  solchen,  die  aussehen  als  seien  sie  die  gleichen 
und  die  dabei  noch  bedeutend  weniger  kosten,  zu  erscheinen. 

In  Wirklichkeit  ist  jede  neue  Mode,  ebenso  wie  der  ganze  Apparat, 
mit  dem  sie  in  Szene  gesetzt  wird,  ein  Produkt  der  allerintensivsten 
kapitalistischen  Spekulation  und  noch  dazu  einer  sehr  riskanten  Speku- 
lation. Damit  die  erwähnten  Dämchen  in  den  erwähnten  Toiletten 
auftreten  können,  sind  Vorbereitungen  erforderlich,  die  sich  auf  Monate, 
ja  zum  Teil  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  zurück  erstrecken.  Da  müssen 
Jahr  für  Jahr  neue  Muster  entworfen,  neue  Stoffe  und  Herst ellungs- 
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weisen  erfunden  werden,  es  müssen  vielleicht  neue  Maschinen  auf- 
gestellt werden,  die  die  Herstellung  der  betreffenden  Stoffe  in  großen 
Mengen  und  zu  billigen  Preisen  ermöglichen;  es  müssen  Muster  dieser 
neuen  Stoffe  den  Großhändlern  vorgelegt  und  daraufhin  die  Ware 
von  diesen  bestellt  werden,  sie  muß  alle  Stadien  der  Fabrikation  durch- 
laufen, vom  Fabrikanten  zum  Grossisten,  von  diesem  zum  Detaillisten, 
von  hier  in  die  großen  Schneidergeschäfte  der  Rue  de  la  Paix  wandern, 
um  hier  zu  den  grandes  toilettes  der  neuen  Saison  verarbeitet  zu  werden. 
Und  dann  kommt  der  große  Moment,  wo  Worth  oder  Poiret  oder  wie 
sie  sonst  heißen  mögen,  diese  Toiletten  ausstellen,  wo  Hunderte  von 
Abgesandten  der  Londoner  und  Petersburger,  Berliner  oder  Wiener 
Großgeschäfte  sich  auf  geraden  oder  krummen  Wegen  Abbildungen 
und  Muster  der  ,,dernieres  nouveautes"  zu  verschaffen  suchen.  Dann 
erst  kommt  der  Tag,  an  dem  die  neue  Mode  ,, erscheint",  dann  ent- 
scheidet sich,  wer  richtig  und  wer  falsch  kalkuliert  hat,  wer  das  Neueste 
liefern  und  dementsprechend  hohe  Preise  und  Gewinne  einheimsen 
kann,  während  der  kurzen  Spanne  Zeit,  bis  der  minder  schneidige 
Konkurrent  den  Vorsprung  einholt  und  den  Gewinn  drückt  und  dann 
der  Kampf  von  neuem  beginnt. 

Das,  was  sich  so  in  Paris  abspielt,  verpflanzt  sich  später  nach  den 
Hauptstädten  der  anderen  Länder,  und  von  hier  aus  hält  die  Mode 
ihren  Siegeszug  über  die  ganze  Welt,  um  nach  Wochen  oder  Monaten, 
vielleicht  auch  nach  Jahren  die  Kleinstadt  und  das  platte  Land  mit 
ihren  Segnungen  zu  beglücken.  Während  aber  der  Siegeszug  des  Schlitz- 
rockes oder  des  neuesten  Damenhutes  sich  in  der  Stadt  in  wenigen 
Wochen  vollendet,  so  dauert  der  Kampf  da  draußen  oft  Monate  und 
Jahre.  Die  Mode  von  heute  ist  vielleicht  schon  lange  zur  Mode  von 
dazumal  geworden,  und  wenn  die  Frau  des  Magistratsassessors  aus 
der  kleinen  Stadt  einmal  in  der  Hauptstadt  erscheint,  so  findet  sie 
entrüstet,  daß  man  sie  anstaunt,  nicht  weil  sie  sich  übermodern  trägt, 
sondern  weil  die  Mode  von  gestern  schon  wieder  verdrängt  und  ver- 
gessen ist.  Dann  aber  schwört  sie  in  ihrem  Innern,  das  nächstemal 
die  neueste  Toilette  direkt  bei  Tietz  oder  Wertheim  zu  bestellen,  und 
sie  ahnt  gar  nicht,  wieviel  mögliche  ,, Inseln  relativen  Monopolgewinns" 
in  Stadt  und  Land  durch  diesen  Entschluß  in  das  Meer  der  Konkurrenz 
versinken,  um  niemals  wieder  aufzutauchen. 

Die  Mode  aber  entsteht  täglich  neu,  weil  sie  e  i  n  e  der  Möglichkeiten 
darstellt,  im  Gebiet  alten  Absatzes  den  Unternehmergewinn  zu  stützen. 
Kein  Wunder,  daß  das  Reformkleid  und  der  Jugendstil  so  kurzlebig 
waren:  die  Welle  hebt  sie,  die  Welle  verschlingt  sie;  die  Bewegung 
ist  alles,  das  Ziel  nichts. 
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Die  Neuorganisation  des  Wirtschaftslebens  auf  monopolistischer 

Grundlage. 

Wir  haben  gezeigt,  wie  einerseits  die  gesamte  kapitalistische  Wirt- 
schaftsordnung auf  der  Erhaltung  des  Unternehmergewinns  beruht, 
andererseits  aber  diese  Basis  unter  dem  System  der  freien  Konkurrenz 
fortwährenden  Angriffen  ausgesetzt  ist  und  nur  durch  immer  weiter- 
gehende Ausdehnung  auf  bisher  noch  unberührte  Gebiete  vor  dem 
Versinken  gerettet  werden  kann. 

Mit  der  Zeit  wird  aber  diese  Ausdehnung  immer  schwieriger.  Auf 
allen  Absatzmärkten  der  Welt  macht  sich  der  internationale  Wett- 
bewerb immer  schärfer  fühlbar.  Neue  Märkte  können  nur  in  abnehmen- 
der Zahl  und  mit  stetig  steigenden  Kosten  erschlossen  werden,  auch 
der  technische  Fortschritt  untersteht  dem  Gesetze  des  abnehmenden 
Ertrages;  die  freie  Konkurrenz  gräbt  sich  selbst  ihr  Grab,  indem  sie 
die  Rohstoff  liefernden  Länder  industrialisiert  und  zu  gefährlichen 
Konkurrenten  der  alten  Welt  heranzieht. 

Während  in  den  ersten  beiden  Dritteln  des  19.  Jahrhunderts  der 
Siegeszug  des  Kapitalismus  extensiv  wie  intensiv  ein  ungehemmter 
war,  beginnen  seit  den  70er  und  8oer  Jahren  und  ungemein  verstärkt 
seit  der  Wende  des  Jahrhunderts  die  natürlichen  Schranken  sich  fühl- 
bar zu  machen.  Auf  allen  Gebieten  stößt  die  Weiterentwicklung  auf 
Hindernisse,  die  allmählich  das  Sicherheitsventil  des  ganzen  Systems 
schließen,  den  Druck  der  Konkurrenz  zunächst  auf  bestimmten  Ge- 
bieten bis  zur  Unerträglichkeit  steigern. 

Die  Folge  ist,  daß  zuerst  hier  und  da,  dann  allgemein,  vor  allem 
auch  gerade  bei  dem  ruhigeren  und  besonneneren  Teil  des  Unternehmer- 
tums, sich  Zweifel  erheben  an  der  unbedingten  Gültigkeit  des  Satzes, 
den  die  englische  klassische  Ökonomie  verkündet  hatte:  daß  der  freie 
Wettbewerb,  der  Kampf  aller  gegen  alle,  zugleich  den  größten  Vorteil 
aller  bedeute. 

Historisch  erscheint  dieser  Widerstand  zunächst  in  einer  Form,  die 
für  unsere  Betrachtung  von  besonderem  Interesse  ist:  nicht  als  ein 
Kampf  gegen  die  freie  Konkurrenz,  sondern  als  ein  solcher  gegen  die 
Verwandlung  einer  relativen  Monopolstellung  in  eine  definitive.  Also 
als  ein  Streben  der  freien  Konkurrenz  eine  sichere  Grundlage  zu 
geben. 

Diese  Bewegung  gipfelt  in  der  Lehre  von  Friedrich  List  von  den 
nationalen  Produktionskräften  und  vom  ,,Erziehungszoir',  dessen  Auf- 
gabe es  sein  sollte,  das  relative  Monopol  Englands,  das  auf  dem  Vor- 
sprung in  der  technischen  Ausrüstung  seiner  Industrie  beruhte,  so 
lange  auszuschalten,   bis  durch  Erstarkung  des  nationalen   Gewerbes 
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ein  wirklich  freier  Wettbewerb  möglich  werde.  Das  war  in  den  40er 
und  50er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts. 

Als  dann  aber  in  den  70er  und  80er  Jahren  der  oben  geschilderte 
Druck  auf  das  Erwerbsleben  sich  immer  stärker  fühlbar  machte,  da 
wird  die  Listsche  Lehre  umgebogen  zum  Bismarckschen  Zollsystem, 
zum  Ideal  des  lückenlosen  Schutzes  der  nationalen  Arbeit. 

Der  Zeitpunkt  war  gekommen,  in  dem  die  Verringerung  des  Unter- 
nehmergewinns zu  einer  vollständigen  Veränderung  des  bisherigen 
Systems  nötigte.  Die  freie  Konkurrenz  war  das  Panier,  weil  und  so 
lange  sie  die  Möglichkeit  zu  immer  neuen  Gewinnen  bot ;  sie  mußte 
weichen  in  dem  Augenblick,  in  dem  sie  dies  Kleinod  des  Kapitalismus 
zu  bedrohen  beginnt,  und  sie  wird  ersetzt  durch  das  Streben  nach 
einer  neuen  Grundlage,  die  besser  geeignet  erscheint,  die  Sicherheit 
dieses  Palladiums  zu  garantieren :  durch  das  Monopol. 

Die  Zauberformel  des  freien  Wettbewerbs  hatte  ihre  historische 
Mission  erfüllt.  Die  neue  Herrenschicht,  die  Bourgeoisie,  war  geschaffen. 
Jetzt  brauchte  man  eine  Form,  die  es  ermöglichte,  die  errungene  Herr- 
schaft zu  behaupten  gegen  alle  Neukommer  und  den  geschaffenen 
Zustand  zu  einem  dauernden  zu  machen.  Das  war  nur  möglich  durch 
Ausschaltung  des  freien  Wettbewerbs,  die  allen  Angriffen  ausgesetzte 
Position  des  relativen  Monopols  mußte  ersetzt  werden  durch 
eine  solche  des  absoluten. 

Das  parteipolitische  Spiegelbild  dieser  Umwälzung  in  Deutschland 
war  die  Wandlung  der  preußischen  Fortschrittspartei  der  6oer  in  die 
Nationalliberalen  der  8oer  Jahre. 

So  entsteht  das  moderne  nationale  Schutzzollsystem,  das  so  ziemlich 
alle  Länder  der  Welt  mit  der  einzigen  wichtigen  Ausnahme  Englands 
umfassend,  das  gerade  Gegenteil  anstrebt  von  dem,  was  Friedrich  List 
gewollt  hatte,  die  Monopolisierung  des  inneren  Marktes  für  die  eigene 
Produktion  und  möglichsten  Ausschluß  aller  ausländischen  Fabrikate. 

Dies  war  aber  lediglich  der  erste  Schritt;  fast  gleichzeitig  beginnen 
die  Bestrebungen  auch  innerhalb  der  nationalen  Grenzen  die 
freie  Konkurrenz  durch  ein  neues  System  zu  ersetzen.  In  Deutschland 
zeigen  sich  diese  Tendenzen  zuerst  in  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre 
im  Kohlenbergbau.  Die  in  den  6oer  Jahren  durchgeführte  ,, Bergfreiheit" 
hatte  zu  einer  großartigen  Entfaltung  des  Kohlenbergbaues  unter 
Aufwendung  riesiger  Kapitalien  und  dann  zu  schärfster  Konkurrenz 
geführt.  Diese  machte  in  der  Depressionsperiode  seit  1873 — 75  einen 
großen  Teil  der  Unternehmungen  im  Kohlenbergbau  dividendenlos 
und  drohte  bei  weiterem  Fortschreiten  den  Verlust  des  größten  Teils 
des  investierten  Kapitals  durch  Außerbetriebsetzung  vieler  Zechen 
zur  Folge  zu  haben.    So  führten  die  besonderen  Verhältnisse  zunächst 
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in  dieser  und  dann  auch  bald  in  der  unter  ähnlichen  Bedingungen 
(dauernde  Festlegung  großer  Kapitalien  und  Unmöglichkeit  der  An- 
passung der  Produktion  an  starke  Konsumschwankungen,  da  bei 
Rückgang  des  geförderten  Quantums  die  Gestehungskosten  pro  Ein- 
heit unverhältnismäßig  steigen)  arbeitenden  Großeisenindustrie  zu 
Bestrebungen,  die  zunächst  lediglich  die  Anpassung  der  Produktion 
an  den  Konsum  und  die  Erzielung  von  Mindestpreisen  zum  Ziele  hatten. 

Der  Druck  der  Konkurrenz  führte  zum  Zusammenschluß  der  be- 
stehenden Unternehmungen  in  jeder  Branche  mit  dem  Ziele,  die  Ver- 
kaufspreise auf  einer  Höhe  zu  erhalten,  die  es  auch  den  unter 
den  ungünstigsten  Bedingungen  arbeitenden  Unternehmern  gestattet, 
ihre  Produktionskosten  dauernd  zu  decken.  So  entsteht  zunächst 
das  Kartell  als  ein  ,, genossenschaftliches  Monopol"  mit  mittel- 
ständlerischen  Zielen.  Das  bedeutet  aber  lediglich  Ausschaltung  der 
Konkurrenz  der  Außenseiter,  der  neu  auftauchenden  Mitbewerber  — 
innerhalb  des  Kartells  bleibt  der  Drang  lebendig  nach  Erhöhung  der 
Gewinne  und  nach  Vergrößerung  des  Absatzes;  dies  gelingt  aber  nur 
den  kapitalkräftigen  und  unternehmenden  Teilnehmern,  die  durch 
Fortschritt  der  Technik  ihre  Produktionskosten  herabsetzen  und  durch 
gleichzeitige  Vergrößerung  der  Betriebe  den  Absatz  erhöhen.  Sie  spielen 
dann  eine  Zeitlang  die  Rolle  des  Hechtes  im  Karpfenteich,  bis  sie  zu- 
letzt so  übermächtig  werden,  daß  die  kleineren  Genossen  sich  ihrer 
nicht  mehr  erwehren  können. 

Dann  verwandelt  sich  das  genossenschaftliche  Monopol  in  die  Allein- 
herrschaft der  Großen,  an  die  Stelle  des  demokratischen  Kartells 
tritt  der  aristokratische  Trust. 

Es  würde  zu  weit  führen,  an  dieser  Stelle  zu  schildern,  wie  sich  im 
Laufe  der  letzten  30 — 35  Jahre  aus  diesen  ersten  Anfängen  das  uns 
allen  heute  gegenwärtige  neue  System  der  regulierten  Großindustrie 
zunächst  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  entwickelt  hat,  wie  dies 
System  dann  weiter,  hier  langsamer,  dort  schneller  auf  immer  neue 
Gebiete  sich  ausgedehnt  hat  und  heute  schon  so  erstarkt  ist,  daß  man 
sagen  darf:  fast  unsere  gesamte  Großindustrie  —  Montan-,  Eisen-, 
Maschinen-,  Elektrizitäts-,  chemische  Industrie,  unser  Transport- 
wesen, soweit  es  nicht  verstaatlicht  ist,  unser  Kreditbankwesen,  be- 
deutende Teile  des  Großhandels  und  des  Detailhandels  usw.,  haben 
sich  dem  neuen  System  angepaßt,  das  auch  auf  fast  allen  anderen 
Gebieten,  mit  einziger  Ausnahme  der  Landwirtschaft,  im  Fortschreiten 
begriffen  ist.  Wir  wollen,  wie  gesagt,  diesen  Prozeß  hier  nicht  im 
einzelnen  schildern,  wir  brauchen  es  auch  nicht,  denn  unsere  Aufgabe 
ist  gelöst. 

Wir  wollten  zeigen,  daß  die  Grundlage  des  Kapitalismus,  der  Unter- 
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nehmergewinn,  unter  dem  System  des  freien  Wettbewerbs  heute  nicht 
mehr  intakt  erhalten  werden  kann,  daß  die  Notwendigkeit,  ihn  zu 
sichern,  zu  einer  Ersetzimg  der  freien  Konkurrenz  durch  das  Monopol 
als  dem  einzigen  Auswege  aus  dem  Dilemma  führen  mußte. 

Wir  wollten  ferner  nachweisen,  daß  die  Entwicklung  des  Kapitalis- 
mus nicht  lediglich  auf  rein  psychischen  Momenten,  ebensowenig  wie 
auf  den  rein  materiellen  beruht,  sondern  daß  die  besondere  Form, 
in  der  der  Kapitalismus  sich  historisch  entwickelt  hat,  vor  allem  dazu 
beigetragen  hat,  ihm  die  Welt  zu  unterwerfen.  Es  ist  der  Mechanismus 
der  freien  Konkurrenz,  der  auch  die  Widerstrebenden  mitreißt  und 
zur  Gefolgschaft  zwingt,  der  auch  diejenigen,  die  ihrer  ganzen  inneren 
Konstitution  nach  zum  stärksten  Widerstand  gegen  die  moderne 
Wirtschaftsordnung  prädestiniert  sind  (z.  B.  fromme  Calvinist en  und 
Quäker),  mit  zu  Trägem  derselben  gemacht  hat.  Aber  dieselbe  freie 
Konkurrenz  ist  durch  ihre  Tendenz  zur  Verringerung  des  Unternehmer- 
gewinns auch  zum  treibenden  Faktor  in  der  Weiterentwicklung  des 
Kapitalismus  zur  neuen  monopolistischen  Form  geworden. 

Das  Resultat  unserer  Untersuchung  läßt  sich  dahin  zusammen- 
fassen, daß  —  ganz  gleichgültig  aus  welchen  historischen  Ursachen 
sie  entstanden  ist  —  der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  eine  im- 
manente Entwicklungskraft  innewohnt,  die  nicht  aus  ihrer  Ver- 
ursachung folgt;  daß  das  kapitalistische  System  eine  Eigengesetzlich- 
keit rein  ökonomischer  Natur  besitzt,  die  nur  ihm  zukommt. 

Aber  diese  Eigengesetzlichkeit  führt  nicht,  wie  Marx  annimmt,  zur 
Selbstaufhebung  des  Kapitalismus,  sie  würde  im  Gegenteil  —  so- 
lange nur  rein  ökonomische  Kräfte  am  Werk  sind 
—  nach  Ersetzung  des  obsolet  gewordenen  Systems  der  freien  Kon- 
kurrenz durch  das  Monopol,  wahrscheinlich  zu  einer  Verewigung  des 
Kapitalismus  in  neuer  Form  gelangen. 

Rein  ökonomisch  betrachtet  ist  das  System  des  Kapitalismus 
möglich  sowohl  auf  der  Grundlage  der  freien  Konkurrenz 
wie  auf  derjenigen  des  Monopols.  Ja  wir  möchten  annehmen, 
daß  das  letztere  sogar  die  geeignetere  Form  sei,  da  sie  die  Möglichkeit 
gibt,  die  einmal  gegebene  Einkommensverteilung  zu  verewigen.  Ein 
Jndustriefeudalismus  ist  also  rein  ökonomisch  nicht  nur  möglich, 
sondern  als  Resultat  der  sich  selbst  überlassenen  wirtschaftlichen 
Entwicklung  sogar  wahrscheinlich. 

Wir  können  diese  Gefahr  —  und  daß  es  eine  ungeheuere  Gefahr 
für  unsere  ganze  Kultur  wäre,  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel  —  aber 
bereits  als  überwunden  ansehen.  Die  Stufe  des  Monopols  erweist  sich 
als  ein  Übergangsstadium  zu  völlig  neuen  Formen  der  wirtschaftlichen 
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Organisation.  Dadurch  daß  die  Bedrohung  des  Untemehmergewinns 
das  System  der  freien  Konkurrenz  in  sein  Gegenteil  verwandelt,  über- 
schreitet die  Bewegung  die  Grenze,  die  der  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung selbst  gesetzt  ist.  Der  treibende  Faktor  dieser  Ordnung  reißt 
sie  über  sich  selbst  hinaus  einer  neuen  Zukunft  entgegen,  aber  nicht 
aus  wirtschaftlichen,  sondern  aus  politischen  Gründen.  Ent- 
scheidend wirkt  letzten  Endes  nicht  die  immanente  Naturgesetzlichkeit 
des  Wirtschaftssystems,  sondern  das  auf  bestimmte  Ziele  gerichtete 
Wollen  der  Menschen. 

Die  wirtschaftliche  Entwicklung  steht  nicht  allein,  sie  vollzieht 
sich  nicht  sozusagen  im  luftleeren  Räume,  sondern  sie  ist  aufs  engste 
verknüpft,  steht  in  stärkster  Wechselwirkung  mit  der  Entfaltung 
des  ganzen  politischen  und  sozialen  Lebens. 

Diese  aber  ist  in  der  alten  wie  in  der  neuen  Welt  zu  weit  fort- 
geschritten, als  daß  die  Beugung  der  modernen  Völker  unter  einen 
Industrie-  und  Wirtschaftsfeudalismus  noch  möglich  oder  auch  nur 
denkbar  erschiene.  Dazu  sind  die  Spannungen  und  Widerstände  zu 
groß,  irgendeine  dauernde  Bindung  des  modernen  Lebens  auf  einer 
einmal  erreichten  Stufe  zu  aussichtslos.  Und  was  das  Merkwürdigste 
ist,  diese  Widerstände  und  Spannungen  gehen  nicht  lediglich  von 
einer  Seite  aus,  sondern  es  erwachsen  der  Bewegung  Helfer  von  rechts 
und  von  links,  von  oben  wie  von  unten. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  der  wachsende  Widerstand  des 
alten  demokratischen  Gedankens  auf  Seite  der  Intellektuellen  wie 
des  gewerblichen  und  des  agrarischen  Mittelstandes  die  ganze  Nation 
gegen  das  Übervvuchern  von  Trust  und  Monopol  ins  Feld  gerufen. 
Zuerst  versuchte  man  dem  Trustprinzip  den  Boden  abzugraben  durch 
strikteste  Aufrechterhaltung  des  überlieferten  Grundsatzes  des  freien 
Wettbewerbs,  der  ja  sogar  in  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
übergegangen  ist  (Against  restraint  of  trade).  Der  Versuch  ist  ge- 
scheitert und  mußte  scheitern,  denn  das  Rad  der  Geschichte  läßt  sich 
nicht  rückwärts  drehen.  Jetzt  beginnt  man  zögernd  dem  Beispiel 
Deutschlands  zu  folgen  und  das  private  Monopol  zu  ersetzen  durch 
Eingriff  des  Staates  (Panama-Kanal,  neueste  Bankgesetzgebung). 

In  England,  dem  Geburtslande  des  Ideals  des  freien  Wettbewerbs, 
hat  die  monopolistische  Gestaltung  bisher  nur  vergleichsweise  gering- 
fügige Fortschritte  machen  können,  besonders  weil  der  Individualismus 
auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  zu  stark  war  und  femer  die  Hilfe 
des  Schutzzolles  fehlte.  Um  so  überraschender  ist  die  plötzliche  Ent- 
faltung gemeinwirtschaftlicher  Ideen,  wie  sie  der  sozialen  Gesetzgebung 
der  liberalen  Ära  und  speziell  des  Schatzkanzlers  Lloyd  George  zu- 
grunde liegt.    Gehen  doch  die  neuesten  Maßnahmen  auch  prinzipiell 
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weit  über  das  hinaus,  was  in  Deutschland  auf  diesem  Gebiete  Vor- 
bildhches  bereits  geschaffen  worden  ist,  so  besonders  in  der  Frage 
der  Festlegung  von  Minimallöhnen,  ebenso  wie  in  dem  großzügigen 
Plane  der  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens,  der  allerdings  noch 
der  Ausführung  harrt. 

Wir  sagten:  nach  dem  Vorbüde  Deutschlands,  denn  Deutschland 
ist  das  Land,  das  den  neuen  Weg  zuerst  betreten  hat:  Übernahme 
der  Monopole  in  Besitz  und  Verwaltung  der  Allgemeinheit.  Das  be- 
deutet aber  zugleich  Ausschaltung  der  kapitalistischen  und  Ersatz 
derselben  durch  eine  gemein  wirtschaftliche  Ordnung.  Der 
Beginn  wurde  gemacht  mit  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  der 
staatlichen  Arbeiterversicherung,  der  Beteiligung  des  Staates  an  der 
industriellen  Betätigung  (Kohlen-  und  Kalibergbau),  durch  das  ge- 
plante Petroleum-  und  Branntweinmonopol  u.  a.  mehr.  Dazu  tritt  die 
gerade  in  Deutschland  besonders  stark  ausgebildete  wachsende  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  der  Kommunen  (Wasser,  Gas,  Elektrizität,  Tram- 
bahnen), der  gemischtwirtschaftlichen  Unternehmungen  usw. 

Allerdings :  die  prinzipielle  Bedeutung  dieser  Entwicklung 
wird  noch  nicht  überall  klar  erfaßt.  Zum  Teil  übernehmen  Regierung 
und  Volksvertretung  diese  neuen  Aufgaben  nur  unter  dem  Drucke 
der  Verhältnisse.  Sie  betonen  immer  wieder,  daß  eine  Ausdehnung 
auf  weitere  Betriebe  möglichst  vermieden  werden  müsse,  wollen  die 
freie  Konkurrenz  nicht  antasten,  die  ja  in  Wahrheit  schon  nicht  mehr 
vorhanden  ist.  Aber  die  Bewegung  ist  im  Zuge,  und  ihre  prinzipielle 
Anerkennung  wird  nicht  lange  mehr  aufzuhalten  sein.  Je  stärker  die 
Monopole  werden,  um  so  mehr  muß  sich  alles  von  ihnen  bedrückt 
imd  bedroht  fühlen.  Ist  doch  z.  B.  die  rein  sozialistische  Forderung 
der  Verstaatlichung  aller  Kohlenbergwerke  bereits  im  preußischen 
Herrenhaus  von  ultrakonservativer  Seite  befürwortet  worden. 

Letzten  Endes  gehen  die  Forderungen  fast  aller  Parteien  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  auf  das  gleiche  hinaus.  Die  konservative  Idee 
des  sozialen  Königtums  und  der  Obmacht  des  Staates  auch  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiet,  die  mittelständlerischen  Zunftideen  und  die  in 
diesen  Kreisen  lebendige  Abneigung  gegen  den  freien  Wettbewerb 
wie  gegen  private  monopolistische  Übermacht,  die  auf  christlich- 
katholischer Basis  ruhende  Wirtschaftsanschauung  des  Zentrums,  der 
Kampf,  den  die  Sozialisten  durch  gewerkschaftliche  und  genossen- 
schaftliche Organisation  gegen  die  Ausbeutung  der  Arbeiter  führen, 
überall  finden  wir  Kräfte  am  Werk,  die  sich  —  heute  noch  einander 
bekämpfend  —  zusammenschließen  müssen  gegenüber  der  Gefahr  eines 
neuen  Feudalismus  auf  privatwirtschaftlich-monopolistischer  Grundlage. 

Damit  aber  ist  die  weitere  wirtschaftliche  Entwicklung  in  den  führen- 
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den  Ländern  schon  über  diese  privatwirtschaftliche  Grundlage  hinaus- 
gedrängt und  genötigt,  sich  neue  Grundlagen  zu  schaffen.  Wo  der 
freie  Wettbewerb  ausgeschaltet  wird,  wo  an  die  Stelle  der  privaten 
die  öffentliche  oder  die  genossenschaftliche  Unternehmung  tritt,  da 
ist  der  Untemehmergewinn  verschwunden,  zugunsten  der  Allgemein- 
heit mit  Beschlag  belegt.  Da  ist  aber  auch  der  Kapitalismus  tot, 
denn  er  lebt  von  nichts  anderem  als  eben  vom  Untemehmergewinn. 
Mit  diesem  und  um  dieses  willen  ist  er  ent- 
standen, mit  ihm  muß  er  von  der  Bildfläche  ver- 
schwinden. 

Unser  Wirtschaftssystem  ist  hiermit  an  einem  Wendepimkt  an- 
gelangt, von  dem  aus  die  Weiterentwicklung  nicht  mehr  wie  bisher 
von  rein  ökonomischen,  sondern  —  in  entscheidender  Weise  —  von 
sozialen  und  politischen  Kräften  bestimmt  und  beeinflußt 
wird. 

Gerade  in  diesem  Augenblick  erleben  wir  aber  das  allergrößte  politische 
Ereignis  der  Neuzeit:  den  Ausbruch  des  Weltkrieges,  der  —  eben 
weil  er,  wie  jeder  Krieg,  vor  allem  politischer  Natur  ist  —  auch  das 
Wirtschaftsleben  in  weitgehendstem  Ausmaße  politischen  Zwecken 
unterzuordnen  genötigt  ist. 

Während  aber  alle  früheren  Kriege  seit  1815  das  Wirtschaftsleben 
der  Kriegführenden  und  der  Neutralen  nur  nebenher  beeinflußten, 
sind  in  diesem  Kriege  die  finanziellen  wie  die  rein  wirtschaftlichen 
Kämpfe  von  fast  ebenso  großer  Bedeutung  wie  die  militärischen. 

Damit  treten  aber  an  das  Wirtschaftsleben  Anforderungen  heran, 
denen  das  System  des  freien  Spiels  der  Kräfte  nicht  gewachsen  ist. 
Überall,  wo  dies  System  nicht  sofort  durch  bereitgehaltene  gemein- 
wirtschaftliche  Maßnahmen  gestützt  wurde,  hat  es  völlig  versagt,  und 
wir  sind  gezwungen,  nach  Mitteln  und  Wegen  zu  suchen,  um  schleunigst 
auch  auf  diesen  Gebieten  das  privatwirtschaftliche  durch  das  System 
der  Gemein  Wirtschaft  zu  ersetzen.  An  die  Stelle  des  Wahlspruches 
„jeder  für  sich  und  Gott  für  uns  alle",  tritt  das  Wort:  ,, einer  für  alle 
und  alle  für  einen". 

Was  das  aber  für  die  Zukunft  auch  des  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Lebens  bedeutet,  das  können  wir  heute  höchstens  in  unsicheren 
Umrissen  ahnen.  Eines  aber  ist  gewiß:  nach  diesem  Kriege,  im 
kommenden  Frieden  wird  unser  Wirtschaftssystem  nicht  mehr  das 
gleiche  sein  wie  vorher.  Ob  wir  wollen  oder  nicht,  der  Krieg  wird  auch 
hier  einen  ungeheuren  Ruck  nach  vorwärts  bedeuten,  und  dieser  Fort- 
schritt kann  kein  anderer  sein  als  der  auf  dem  Wege  zur  Gemein- 
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Wirtschaft.  Was  heute  unter  dem  Drucke  der  militärischen  Notwendig- 
keiten geschieht,  wird  und  kann  mit  diesen  nicht  wieder  verschwinden; 
wahrscheinKch  sind  die  Kriegsmaßregeln  nur  der  Auftakt  zu  prinzipiellen 
Neugestaltungen,  deren  Umfang  noch  nicht  abzusehen  ist. 

Damit  erwachsen  der  deutschen  Wirtschaftswissenschaft  neue,  ganz 
große  Aufgaben.  Denn  nur  dasjenige  Volk,  das  als  erstes  die  kommen- 
den Notwendigkeiten  in  ihrer  ganzen  Fülle  begreift  und  in  die  Tat 
umsetzt,  das  allein  hat  ein  Anrecht  auf  die  Zukunft  ^ 


^  Der  vorstehende  Beitrag:  wurde  im  Herbst  1914  abgeschlossen. 


Die  Unzweckmäßigkeit  der  Befreiung  der  amerikanischen 
Küstenschiffahrt  von  den  Kanalgebühren. 

Von  Professor  Dr.  Emory  R.  Johnson,  Philadelphia. 


DJ  IE  Befreiung  der  Besitzer  der  Küstenfahrzeuge  von  der  Be- 
j  Zahlung  der  Panamakanalgebühren  wirft  Probleme  der 
;  inneren  PoHtik  und  der  internationalen  Verpflichtungen  auf. 

..=!  Bei  der  Entscheidung,  welche  Richtung  der  Politik  gewählt 

werden  soll,  müssen  sowohl  wirtschaftliche  als  rechtliche  Fragen  ge- 
prüft werden.  Für  die  innere  Politik  ist  die  Gebührenfreiheit  haupt- 
sächlich eine  wirtschaftliche  Frage,  während  sie  vom  internationalen 
Gesichtspunkt  wirtschaftliche  und  rechtliche  Erwägungen  mit  sich 
bringt.  Meine  Ausführung  wird  sich  auf  die  wirtschaftliche  Seite  der 
Frage  beschränken  und  zunächst  die  Gebührenfreiheit  als  Gegenstand 
der  inneren  Politik  erörtern. 

I. 
In  ihrer  Bedeutung  für  das  Inland  bedarf  die  Frage  der  Gebühren- 
freiheit einer  Untersuchung 

1.  in  bezug  auf  die  Einnahmen,  die  die  Vereinigten  Staaten  aus 
den  Kanalgebühren  ziehen  werden; 

2.  darüber,  ob  die  Allgemeinheit  oder  die  Gesellschaften  imd 
Einzelreeder  in  der  Küstenschiffahrt  den  Vorteil  aus  der  Ge- 
bührenfreiheit ziehen  werden. 

Bei  der  Erörterung  der  zweiten  Frage  wird  es  notwendig  sein,  die 
voraussichtlichen  Wirkungen  der  Gebührenfreiheit  auf  die  Frachtsätze 
der  Küstenschiffe  und  der  Eisenbahnen  zu  untersuchen,  die  die  öst- 
lichen und  westlichen  Teile  der  Vereinigten  Staaten  verbinden, 

Wirkung  der  Gebührenfreiheit  auf  die  Kanal- 
einnahmen. 

Betrachtet  man  die  Wirkung  der  Gebührenfreiheit  der  Küsten- 
schiffahrt, so  ist  es  vielleicht  gut,  sich  zu  vergegenwärtigen,  daß  die 
vom  Präsidenten  für  die  Benutzung  des  Kanals  festgesetzten  Gebühren 
—  1,20  $  für  je  100  Kubikfuß  oder  eine  Registertonne  nutzbaren  Schiffs 
mit   einer  Ermäßigung   von  40  %   für   Schiffe   ohne   Passagiere   oder 
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Ladung  —  nicht  die  höchsten  Sätze  sind,  die  ohne  Einschränkung 
des  Verkehrs  auferlegt  werden  konnten,  noch  auch  so  hoch,  daß  eine 
weitere  Belastung  die  Kanaleinnahmen  verringern  würde.  Die  Gebühren 
sind  weder  alles,  M^as  der  Verkehr  tragen  kann,  noch  in  der  Absicht 
festgesetzt,  möglichst  hohe  Einnahmen  zu  erzielen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  bei  einem  gegebenen  Gebührensatz  die 
Kanaleinnahmen  größer  sein  werden,  wenn  die  Gebühren  von  allen 
den  Kanal  benutzenden  Schiffen  bezahlt  werden,  und  kleiner,  wenn 
irgendeine  Klasse  von  Schiffen,  wie  die  amerikanischen  Küstenfahrer, 
von  den  Lasten  ausgenommen  ist. 

Es  ist  ebenso  selbstverständlich,  daß  wenn  eine  Einnahme  von 
bestimmter  Höhe  jedenfalls  erreicht  werden  soll,  z.  B.  Deckung  der 
Betriebskosten,  der  Unterhaltung,  Verzinsung  und  Tilgung  —  Ein- 
nahmen, die  den  Kanal  wirtschaftlich  auf  eigene  Füße  stellen  würden  — , 
die  Gebührensätze  mit  jeder  Verminderung  der  Tonnenzahl  infolge 
Befreiung  einer  Klasse  von  Schiffen  entsprechend  erhöht  werden 
müssen. 

Diese  Sätze  sind  natürlich  selbstverständliche  Wahrheiten  und  ent- 
halten nichts  Neues  oder  Eigentümliches  über  die  Finanzen  des  Panama- 
kanals. Wenn  der  Kanal  sich  nicht  selbst  erhält,  müssen  die  Steuer- 
zahler ihn  erhalten.  Der  für  die  Betriebs-  und  Kapitalkosten  des  Kanals 
notwendige  Betrag  kann  nur  den  Gebühren  der  Benutzer  der  Wasser- 
straße oder  den  Steuern  der  Allgemeinheit  entnommen  werden,  der 
der  Kanal  gehört;  und  zwar  muß  der  Ertrag  der  Gebühren  sowohl 
durch  ihre  Höhe  als  durch  den  Anteil  an  der  Tonnenzahl  beeinflußt 
werden,  der  ihnen  unterworfen  oder  von  ihnen  befreit  ist. 

Man  schätzt,  daß  19  250  000  ^  jährlich  erforderlich  sind,  damit 
sich  der  Kanal  kaufmännisch  selbst  erhält.  Diese  Summe  setzt  sich 
zusammen  aus  3  500  000  $  Kosten  des  Betriebes  und  der  Unterhaltung, 
500  000  $  für  Gesundheitswesen  und  Verwaltung  der  Kanalzone, 
250  000  S  Annuität  an  Panama  nach  dem  Vertrage  von  1903, 11  250  000  $ 
als  dreiprozentige  Verzinsung  der  im  Kanal  investierten  375  000  000  $ 
und  3  750  000  $  gleich  i  %  jährlich  für  den  Tilgungsfonds. 

Durch  eine  genaue  Untersuchung  der  Größe  und  Zunahme  des  Ver- 
kehrs, der  mit  Vorteil  den  Kanal  benutzen  kann,  ist  festgestellt  worden, 
daß  in  den  ersten  ein  oder  zwei  Jahren  des  Kanalbetriebes,  also  1915, 
die  den  Kanal  passierenden  Schiffe  einen  Gesamtnettogehalt  von  etwa 
10  500  000  Registertonnen  haben  werden.  Von  diesem  Anfangsverkehr 
werden  etwa  i  000  000  in  dem  Handel  zwischen  den  beiden  Küsten 
der  Vereinigten  Staaten  verwendet  werden.  Das  bisherige  Wachstum 
des  Welthandels  rechtfertigt  die  Schätzung,  daß  am  Ende  des  ersten 
Jahrzehnts,  also  im  Jahre  1925,  der  gesamte  Nettogehalt  der  den  Kanal 
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passierenden  Schiffe  etwa  17  000  000  Registertonnen  betragen  wird, 
von  welchen  mindestens  2  000  000  auf  die  Küstenschiffahrt  entfallen 
werden. 

Die  den  Kanal  benutzende  Schiffahrt  kann  zweckmäßig  in  drei 
Klassen  eingeteilt  werden:  den  Schiffsverkehr  zwischen  den  beiden 
Küsten  der  Vereinigten  Staaten,  den  Verkehr  amerikanischer  Schiffe 
im  Außenhandel  der  Vereinigten  Staaten  und  den  Verkehr  aus- 
ländischer Schiffe  für  den  Handel  der  Vereinigten  Staaten  und  anderer 
Länder. 

Den  voraussichtlichen  Umfang  jeder  dieser  drei  Arten  des  Schiffs- 
verkehrs im  Durchschnitt  der  ersten  Jahre  des  Kanalbetriebs  und 
in  den  Jahren  1920  und  1925  zeigt  Tabelle  I. 

Tabelle  1.    Gliederung  des  iceschätzten  Xetto-Tonnengehalts  des  Schiffsverkehrs 
auf  dem  Panamakanal  1915/1916,  1920  und  1925. 


Jahresdurchschnitt 

1915/1916 

1920 

1925 

Register- 

Register- 

1   Register- 

tonnen 

tonnen 

1       tonnen 

Amerikanischer  Küstenverkehr 

1  000  000 

•  1414  000 

1     2  000  000 

Amerikanischer  Schiffsverkehr  für  den  Außen- 

1 

1 

handel  der  Vereinigten  Staaten 

720  000 

1        910  000 

1  150  000 

Ausländischer  Schiffsverkehr  für  den  Handel 

der  Vereinigten  Staaten  und  anderer  Länder 

8  780  000 

11020  000 

13  850  000 

Summe 

10  500  000 

13  344  000 

'  17  000  000 

Die  Roheinnahme,  die  aus  den  Kanalgebühren  erzielt  werden  kann, 
wenn  1,20  $  für  die  Nettoregistertonne  von  allen  Handelsschiffen 
erhoben  werden,  ergeben  sich  aus  der  folgenden  Tabelle.  Dieselbe  zeigt 
auch,  welchen  Teil  der  Gesamteinnahmen  die  amerikanische  Küsten- 
schiffahrt erbringen  würde,  wenn  diese  Schiffe  nicht  von  der  Gebühren- 
pflicht ausgenommen  würden. 

Tabelle  II.    Gliederung  der  geschätzten  Einnahmen  aus  dem  Panamakanal  bei 
einem  Gebührensatz  von  1,20  $  für  die  Registertonne  Netto. 


1915/1916 

Jahresdurchschnitt 
1         1920         i         1925 

Amerikanischer  Küstenverkehr 

1  200  000 

864  000 

10  536  000 

1     1  696  800 
1  092  000 

1   13  224  000 

2  400  000 

Amerikanischer  Schiffsverkehr  für  den  Außen- 
handel der  Vereinigten  Staaten 

Ausländischer  Schiffsverkehr  für  den  Handel 
der  Vereinigten  Staaten  und  anderer  Länder 

1  380  000 

16  620  000 

Summe 

12  600  000 

[  16  012  800 

20  400  000 
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So  ist  es  möglich,  daß  in  den  ersten  zwei  oder  drei  Betriebsjahren 
ungefähr  12  600  000  $  jährhch  durch  Gebühren  aufgebracht  werden, 
wenn  alle  Schiffe,  amerikanische  wie  ausländische,  die  vom  Präsidenten 
in  seiner  Botschaft  vom  13.  November  1903  festgesetzten  Gebühren 
zu  zahlen  haben.  Wenn  das  Panamakanalgesetz  unverändert  bleibt 
und  die  Küstenfahrt  gebührenfrei  ist,  werden  die  anfänglichen  Ein- 
nahmen des  Kanals  wahrscheinlich  weniger  als  10  500  000  $  jährlich 
betragen. 

Der  Gesamtverkehr  im  Jahre  1925  wird  voraussichtlich  ungefähr 
17  000  000  Registertonnen  netto  erreichen ;  aber  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  wird  der  Gebührensatz  dann  auf  i  $  auf  die  Nettoregistertonne 
bei  Handelsschiffen  ermäßigt  worden  sein.  Es  wird  nicht  weise  sein, 
höhere  Gebühren  in  Panama  als  in  Suez  zu  erheben.  Die  Gebühren 
in  Suez  betragen  jetzt  1,20  $  für  die  Nettoregistertonne  und  sind  im 
Lauf  des  letzten  Jahrzehnts  viermal  herabgesetzt  worden. 

Wahrscheinlich  wird  die  Prophezeiung  von  de  Lesseps  eintreffen,  und 
die  Suezkanalgebühren  werden  binnen  weniger  Jahre  auf  5  Franken, 
etwa  I  $  per  Registertonne,  gebracht  werden.  So  kann  eine  Gesamt- 
einnahme von  17  000  000  $  jährlich  im  Jahre  1925  erreicht  werden, 
wenn  alle  Schiffe  gebührenpflichtig  sind.  Die  Befreiung  der  Küsten- 
fahrt wird  die  Einnahmen  im  Jahr  1925  auf  etwa  15  000  000  $  jährlich 
verringern,  also  auf  weniger  als  die  geschätzten  Jahreskosten  für  den 
Betrieb,  die  Assanierung  und  Verwaltung  der  Zone,  die  Annuität  an 
Panama  und  die  Zinsen  des  Anlagekapitals.  Die  Einnahmen  würden 
keinen  Überschuß  für  Verbesserungen  erbringen  und  nichts  zur  Tilgung 
der  375  000  000  oder  mehr  Dollar  beitragen,  die  die  Bevölkerung  der 
Vereinigten  Staaten  für  den  Kanal  bezahlt  hat. 

Diese  Berechnungen  zeigen  deutlich,  daß  die  Vereinigten  Staaten 
von  den  Reedern  der  amerikanischen  Küstenfahrt  Gebühren  erheben 
müssen,  um  eine  genügende  Einnahme  zur  Deckung  der  laufenden 
Ausgaben  und  der  Kapitalkosten  zu  erhalten.  Die  Vereinigten  Staaten 
können  eine  Befreiung  der  Küstenfahrt  von  den  Gebühren  und  Ver- 
minderung der  Einnahmen  um  18  000  000  bis  20  000  000  $  im  ersten 
Jahrzehnt  nur  unter  der  Bedingung  rechtfertigen,  daß  die  Allgemein- 
heit und  nicht  die  Eigentümer  der  Küstenfahrzeuge  den  Vorteil  von 
dem  Einnahme ausf all  hat. 

Wer  wird  nun  durch  die  Gebührenfreiheit  gewinnen,  die  Küsten- 
fahrer oder  das  allgemeine  Publikum? 

Von  den  Anhängern  der  Gebührenfreiheit  ist  nachdrücklich  betont 
worden,  daß  die  Frachtsätze  nicht  nur  für  die  Routen  der  Küsten- 
schiffahrt, sondern  auch  —  was  bei  weitem  wichtiger  ist  —  für  die 
ausschließlichen  Schienenwege  quer  durch  das  Land,  um  den  Beitrag 
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niedriger  werden  würden,  der  für  die  Panamakanalgebühren  nicht 
bezahlt  zu  werden  braucht.  Dieses  Argument  setzt  voraus,  daß  die 
Reeder  in  so  wirksamem  Wettbewerb  unter  sich  und  mit  den  Eisen- 
bahnen stehen,  daß  die  Frachtraten  so  weit  herabgedrückt  werden, 
als  es  die  Betriebskosten  gestatten,  daß  daher  eine  Erhöhung  der  Be- 
triebskosten durch  die  Kanalgebühren  die  Frachtsätze  auf  dem  Wasser- 
wege um  den  Betrag  der  Gebühren  erhöhen  muß  und  auch  diejenigen 
auf  dem  Landwege  erhöhen  wird.  Dies  berührt  den  Kern  der  Theorie 
der  Tarifbildung.  Werden  die  Frachtsätze  der  Küstenfahrer  durch  den 
freien  Wettbewerb  bestimmt  werden  und  wird  es  die  Politik  der  Eisen- 
bahnen sein,  mit  der  Küstenschiffahrt  so  gut  wie  um  den  ganzen 
Verkehr  zwischen  den  beiden  Küsten  ernsthaft  zu  konkurrieren? 

Vielleicht  der  überzeugendste  Beweis  in  dieser  Frage  ist  nicht  der- 
jenige, den  die  Theorie  der  Frachtsätze  liefert,  sondern  das  Zeugnis 
eines  Mannes,  der  Frachtraten  macht  oder  beherrscht.  Der  Geschäfts- 
führer einer  großen  Dampfschiffahrtsgesellschaft,  die  zwischen  den 
beiden  Küsten  der  Vereinigten  Staaten  tätig  ist,  bemerkte:  ,,Es  ist 
immer  meine  Theorie  gewesen,  daß  das  Schiff  und  nicht  der  Versender 
die  Gebühren  bezahlt."  Das  Haupt  einer  der  größten  Industriegesell- 
schaften der  Vereinigten  Staaten,  einer  Gesellschaft,  die  eine  große 
Flotte  von  Ozeandampfern  unterhält,  gab  als  seine  Meinung  an,  daß 
die  Frachtsätze  zwischen  den  beiden  Küsten  durch  die  Gebühren 
auf  die  Küstenschiffahrt  nicht  beeinflußt  werden  würden. 

Die  Preise  für  Transportleistungen  werden  in  erster  Linie  mit  Rück- 
sicht auf  das  festgesetzt,  was  der  Versender  zahlen  kann  —  was  der 
Verkehr  trägt  — ,  und  erst  in  zweiter  Linie  mit  Rücksicht  auf  die  Betriebs- 
kosten. Die  Transportunternehmer  zu  Wasser  und  zu  Lande  können 
die  Betriebskosten  nicht  vernachlässigen,  aber  sie  setzen  ihre  Frachten 
so  hoch  fest,  als  sie  glauben,  daß  die  Versender  sie  noch  bezahlen 
können. 

Überdies  pflegen  die  Dampfschifflinien  für  den  Verkehr  zwischen 
gemeinsamen  Endpunkten  den  Betrieb  und  die  Frachten  in  Kon- 
ferenzen zu  regulieren.  Das  große  Publikum  hat  davon  durch  das 
Beweismaterial  erfahren,  das  der  Handelsmarinekommission  des  Abge- 
ordnetenhauses vorgelegt  wurde,  und  es  wird  bald  allgemein  bekannt 
sein,  daß  die  formlosen  Organisationen  oder  ,, Konferenzen"  der  Dampf- 
schiffgesellschaften imstande  sind,  die  Konkurrenz  zu  regulieren  und 
zu  verhindern,  daß  durch  dieselbe  die  Frachten  auf  den  Tiefstand 
herabgedrückt  werden,  unter  dem  das  Geschäft  unrentabel  werden 
würde.  Das  Verhältnis  der  Küstendampfschiffahrtsgesellschaften  zu- 
einander wird  auf  den  Konferenzen  so  festgesetzt  werden,  daß  ihre 
Frachten  sich  dem  nähern,  was  der  Verkehr  tragen  kann;  das  heißt. 
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was  die  Versender  bezahlen  werden,  wenn  ihre  Güter  zu  Wasser  anstatt 
mit  der  Bahn  befördert  werden.  Mit  anderen  Worten:  die  Frachten 
der  Dampfschifflinien  werden  nicht  auf  den  Betriebskosten  einschließ- 
lich der  Kanalgebühren  beruhen,  sondern  auf  dem,  was  der  Verkehr 
tragen  kann.  So  werden  die  Frachtraten  der  Küstenschiffahrtslinien 
gleich  hoch  sein,  ob  Kanalgebühren  erhoben  werden  oder  nicht. 

Ausnahmsweise  große  Produzenten  und  Händler,  die  Waren  in 
eigenen  Schiffen  versenden,  (und  diejenigen,  die-  gecharterte  Schiffe 
benutzen,)  könnten  niedrigere  Transportkosten  zwischen  den  beiden 
Küsten  der  Vereinigten  Staaten  erlangen,  wenn  die  Regierung  sie 
von  der  Zahlung  der  Panamagebühren  entbindet.  Aber,  wie  ich 
in  meinem  Bericht  über  Panamakanalverkehr  und  -gebühren  ausgeführt 
habe,  der  größte  Teil  des  Verkehrs  durch  den  Kanal  zwischen  den 
beiden  Küsten  der  Vereinigten  Staaten  wird  durch  regelmäßige  Dampf- 
schifflinien besorgt  werden,  und  nur  ein  kleiner  und  vermutlich  ab- 
nehmender Prozentsatz  wird  in  einzelnen  Schiffen  befördert  werden, 
die  den  Versendern  gehören  oder  von  ihnen  gechartert  sind .... 
Die  von  den  regelmäßigen  Dampfschifflinien  beförderten  Warenmengen 
haben  sich  in  den  sechs  Jahren  bis  191 1  mehr  als  verdreifacht,  während 
die  von  einzelnen  Schiffen  beförderten  um  mehr  als  50  %  abgenommen 
haben.  Im  Jahre  1911  wurde  etwa  ein  Achtel  der  Gesamtfracht  zwischen 
den  Küsten  der  Vereinigten  Staaten  von  einzelnen,  eigenen  oder  ge- 
charterten, Schiffen  der  Versender  befördert,  während  die  regelmäßigen 
Linien  sieben  Achtel  der  Tonnenzahl  hatten. 

Soweit  die  Eisenbahnen  mit  gecharterten  Schiffen  in  Bauholz,  Kohle, 
Erz  und  ähnlichem  Verkehr  konkurrieren,  werden  die  Kanalgebühren 
von  Vorteil  für  die  Eisenbahnen  sein.  Dieser  Vorteil  wird  jedoch  mehr 
theoretisch  als  praktisch  sein,  denn  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  daß 
die  Eisenbahnen  mit  dem  Wasserverkehr  um  derartige  Massengüter 
in  Wettbewerb  treten  werden.  Die  Eisenbahnen  werden  gezwungen 
sein,  diesen  Verkehr  der  Wasserstraße  zu  überlassen,  und  die  Charter- 
sätze dafür  werden  durch  Eisenbahnkonkurrenz  nicht  beeinflußt 
werden. 

Bei  Betrachtung  der  Wirkung  des  Kanals  auf  die  Eisenbahnfracht- 
sätze sollte  die  Tatsache  im  Auge  behalten  werden,  daß  nur  ein  kleiner 
Teil  des  Verkehrs  der  transkontinentalen  Eisenbahnen  der  Konkurrenz 
der  W^asserstraßen  ausgesetzt  sein  wird.  Es  ist  geschätzt  worden,  daß 
die  Eisenbahnen  möglicherweise  ein  Zehntel  ihres  durchgehenden 
Verkehrs  an  die  Küstenschiffahrt  verlieren  werden,  wenn  sie  ihre 
Tarife  beibehalten.  Es  wird  zweifellos  die  Politik  der  Eisenbahnen 
sein,  einen  Teil  desjenigen  Verkehrs,  der  durch  wirksamen  Wettbewerb 
den  Eisenbahnen  erhalten  werden  könnte,  der  Küstenschiffahrt  durch 
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den  Kanal  zu  überlassen.  Es  wird  vorteilhafter  für  die  Bahnen  sein, 
einträgliche  Frachtsätze  für  ihren  Verkehr  im  ganzen  aufrechtzuerhalten, 
als  ihr  verwickeltes  Tarifgebäude  zu  stören,  um  den  kleinen  Teil  ihres 
Verkehrs  festzuhalten,  um  den  die  Wasserstraßen  möglicherweise 
konkurrieren  können. 

Die  Wirkung,  die  eine  Kanalgebührenpflicht  der  Küstenschiffahrt 
auf  die  Frachtsätze  der  Einnahmen  und  Schiffe  haben  wird,  und  die 
Anpassung  der  Tarife  der  Küstenfahrer  und  der  Eisenbahnen,  die  am 
Verkehr  zwischen  den  beiden  Küsten  der  Vereinigten  Staaten  beteiligt 
sind,  kann  man  in  folgendem  zusammenfassen: 

Die  Frachtsätze  für  den  Verkehr  auf  den  regelmäßigen  Dampf- 
schifflinien werden  nur  unbedeutend  von  den  Kanalgebühren  berührt 
werden.  Nur  diejenigen  Produzenten  und  Händler,  die  eigene  oder 
gecharterte  Schiffe  zur  Beförderung  ganzer  Schiffsladungen  benutzen, 
werden  aus  der  Befreiung  der  Küstenschiffahrt  von  den  Gebühren 
Nutzen  ziehen.  Vermutlich  werden  99  von  100  Versendern  dieselben 
Frachtsätze  zahlen,  ob  Gebühren  bestehen  oder  nicht.  Das  meiste 
des  Verkehrs  zwischen  den  Küsten  wird  aus  Waren  aller  Art  imd 
Stückgut  bestehen  und  durch  die  festen  Dampfschifflinien  befördert 
werden.  Ganze  Ladungen  von  Bauholz,  Kohlen,  Erz  und  schweren 
Stahlprodukten  werden  einen  verhältnismäßig  kleinen  Teil  des  Gesamt- 
verkehrs ausmachen.  Die  von  den  verschiedenen  Dampfschifflinien 
berechneten  Frachten  werden  dieselben  sein.  Die  Tarife  werden  durch 
Abmachungen  zwischen  den  konkurrierenden  Gesellschaften  festgesetzt 
werden,  und  zwar  in  erster  Linie  mit  Rücksicht  auf  das,  was  der  Ver- 
kehr tragen  kann,  in  zweiter  Linie,  wenn  überhaupt,  mit  Rücksicht 
auf  die  Betriebskosten.  Die  Dampf schifflinien  werden  verhältnismäßig 
gleichbleibende  Tarife  aufrechterhalten  im  Hinblick  auf  die  noch 
beständigeren  allgemeinen  und  Spezialtarife  der  transkontinentalen 
Eisenbahnen  und  ihrer  östlichen  Anschlußlinien.  Wenn  die  regelmäßigen 
Dampfschifflinien  zu  den  Panamakanalgebühren  herangezogen  werden, 
so  werden  ihre  Zahlungen  an  die  Regierung  einen  Teil  ihrer  Betriebs- 
kosten ausmachen,  die  so  um  den  Betrag  der  Gebühren  erhöht  werden. 
Wenn  die  Dampfschiffgesellschaften  von  der  Gebührenpflicht  aus- 
genommen werden,  werden  sie  dadurch  eine  Subvention  in  Höhe  der 
von  der  Regierung  nicht  erhobenen  Gebühren  erhalten.  Staatssekretär 
Knox  war  daher  vollkommen  im  Recht,  als  er  in  seiner  Antwort  auf 
die  Note  von  Sir  Edward  Gray  feststellte:  ,,Die  Befreiung  des  Küsten- 
handels von  den  Gebühren  ...  ist  lediglich  eine  Subvention,  die  die 
Vereinigten  Staaten  diesem  Handel  gewähren." 

Diese  Unterstützung  der  Küstenschiffahrt  ist  überdies  nicht  not- 
wendig.   Die  Reeder  der  Küstenschiffahrt  sind  in  günstiger  Lage;  sie 
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sind   gegen   ausländische   Konkurrenz  geschützt   und  brauchen  keine 
weitere  Staatshilfe. 

Die  bisherige  kurze  Untersuchung  zeigt,  daß  die  Besitzer  der  Schiffe 
den  Vorteil  von  der  Befreiung  der  Küstenschiffahrt  von  den  Kanal- 
gebühren haben  werden,  nicht  aber  die  Allgemeinheit,  und  daß  die 
Frachtraten  auf  Schienen-  und  Wasserstraßen  zwischen  den  beiden 
Küsten  durch  Befreiung  der  Küstenfahrer  von  den  Kanalgebühren 
wahrscheinlich  nicht  erniedrigt  werden.  Der  dem  Staatssekretär  des 
Kriegs  im  Jahr  191 2  erstattete  Bericht  über  Verkehr  und  Gebühren 
des  Panamakanals  enthält  folgende  wirtschaftliche  Argumente  gegen 
eine  Gebührenfreiheit  der  Küstenschiffahrt.  Die  in  dieser  Denkschrift 
aufgeführten  Gründe  berücksichtigen,  wie  ersichtlich,  nicht  die  inter- 
nationalen Fragen,  die  sich  ergeben  werden,  wenn  die  amerikanische 
Küstenschiffahrt  von  den  Gebühren  befreit  wird. 

Gründe  gegen  Gebührenfreiheit  der  Küsten- 
schiffahrt. 

Die  Gründe  zugunsten  einer  gleichmäßigen  Belastung  aller  ameri- 
kanischen wie  ausländischen  Schiffe  mit  Kanalgebühren  und  gegen  die 
Politik,  der  amerikanischen  Küstenschiffahrt  die  Gebühren  zu  erlassen 
oder  zurückzuerstatten,  können  zusammengefaßt  werden  wie  folgt: 

1.  Es  ist  nicht  notwendig,  die  Küstenschiffahrt  von  den  Kanal- 
gebühren zu  befreien,  solange  im  Auslande  gebaute  Schiffe  vom  inneren 
Verkehr  der  Vereinigten  Staaten  ausgeschlossen  sind.  Die  amerikani- 
schen Reeder  haben  ein  Monopol  der  Küstenschiffahrt.  Der  Kanal 
wird  im  großen  Maßstabe  die  Nachfrage  nach  Transportmitteln 
zwischen  unseren  beiden  Küsten  vermehren  und  die  Frachtsätze,  die 
ihre  Besitzer  verlangen  können,  werden  hoch  genug  sein,  um  ihr  Ge- 
schäft einträglich  zu  machen.  Die  Tonnenzahl  der  Küstenschiffahrt 
wird  in  demselben  Verhältnis  zunehmen,  wie  die  Nachfrage  nach  Trans- 
portmitteln. 

2.  Die  Frachtsätze  der  Dampf  schiff  Knien  zwischen  Häfen  am  Atlan- 
tischen Ozean  und  Häfen  in  Britisch-Kolumbien  werden  wahrscheinlich 
dieselben  sein  wie  diejenigen  zwischen  den  atlantischen  und  pazifischen 
Häfen  der  Vereinigten  Staaten.  Die  Küstenschiffahrtslinien  durch  den 
Kanal  von  und  nach  den  Häfen  von  Kanada  und  Britisch-Kolumbien 
werden  im  Wettbewerb  mit  den  Linien  zwischen  den  beiden  Küsten 
der  Vereinigten  Staaten  stehen,  und  es  ist  nicht  zu  erwarten,  daß  die 
Linien  der  amerikanischen  und  der  kanadischen  Häfen  unabhängig 
voneinander  handeln  werden.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  werden 
die  Tarife  der  verschiedenen  Linien,  der  amerikanischen  wie  der  aus- 
ländischen, in  den   ,, Konferenzen"   der  beteiligten  Linien  festgesetzt 
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werden,  und  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  die  Frachten  von  und  nach 
Häfen  in  Britisch-Kolumbien  niedriger  sein  werden  als  die  Fracht- 
sätze zwischen  weniger  entfernten  Plätzen  an  beiden  Küsten  der 
Vereinigten  Staaten. 

Versender  in  Britisch-Kolumbien  und  Kanada  werden  in  der  Lage 
sein,  Schiffe  zu  niedrigeren  Sätzen  zu  chartern,  als  die  Versender  in 
den  Vereinigten  Staaten  zu  zahlen  haben  werden,  weil  die  amerika- 
nischen Produzenten  und  Kaufleute,  wenn  nicht  die  Schiffahrtsgesetze 
geändert  werden,  sich  nur  der  Dienste  amerikanischer  Schiffe  be- 
dienen können,  die  teurer  zu  bauen  und  zu  betreiben  sind  als  die  Schiffe 
unter  fremden  Flaggen.  Indessen  wird,  wie  in  früheren  Teilen  dieses 
Berichtes  ausgeführt,  nur  ein  verhältnismäßig  kleiner  Teil  des  Ver- 
kehrs zwischen  den  beiden  Küsten  von  Nordamerika  in  Form  von 
ganzen  Schiffsladungen  versandt  werden.  Alle  Versender  außer  ver- 
gleichsweise wenigen  der  größten  Versender  werden  die  Dienste  der 
Liniendampfer  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Erzeuger  und  Exporteure  von  Bauholz  aus  den  nordwestlichen 
Staaten  der  Union  \\ünschen  von  den  Kanalgebühren  befreit  zu  werden, 
imi  leichter  mit  ihren  kanadischen  Rivalen  konkurrieren  zu  können. 
Bauholz  ist  sehr  geeignet  zur  Versendung  in  ganzen  Ladungen  in  ge- 
charterten Schiffen,  und  die  Befreiung  der  Küstenschiffahrt  von  den 
Kanalgebühren  würde  die  Gewinne  der  nordwestlichen  Bauholz- 
interessenten etwas  erhöhen.  .  .  . 

Die  große  Ausfuhr  von  Bauholz  aus  Washington  und  Oregon  richtet 
sich  in  der  Hauptsache  nach  dem  Ausland  und  kann  in  ausländischen 
Schiffen  zu  denselben  Chartersätzen  befördert  werden,  wie  sie  die 
Exporteure  von  Britisch-Kolumbien  bezahlen. 

3.  Das  dritte  Argument  zugunsten  der  Befreiung  der  amerikanischen 
Küstenschiffahrt  von  den  Panamagebühren  —  daß  um  den  Betrag 
der  Gebühren  auch  die  Eisenbahnfrachten  erhöht  werden  würden  — 
beruht  auf  der  unwahrscheinlichen  Annahme  einer  Anpassung  der 
Eisenbahn-  und  Schiffsfrachtsätze.  Diejenigen,  die  behaupten,  daß 
der  Eisenbahnverkehr  zwischen  den  östlichen  und  westlichen  Teilen 
der  Vereinigten  Staaten  um  die  Kanalgebühren  erhöhte  Frachten 
zu  tragen  haben  würde,  setzt  voraus,  daß  die  Eisenbahnfrachten  sich 
nach  den  Schiffsfrachten  richten  werden  und  müssen,  und  daß  die 
Tarife  der  Eisenbahnen  in  einem  solchen  Abstand  über  den  Schiffs- 
frachten festgesetzt  werden,  wie  die  Eisenbahnen  den  Verkehr  be- 
lasten können,  ohne  ihn  an  die  Wasserstraßen  zu  verlieren.  Um  diese 
Anpassung  der  Schienen-  und  Wasserfrachten  zustande  zu  bringen, 
muß  erstens  eine  lebendige,  die  Frachten  beherrschende  Konkurrenz 
zwischen    den  Schiffahrtslinien    bestehen,    und    zweitens    muß    es   die 
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Politik  der  Eisenbahnen  sein,  ihre  Frachtraten  so  festzusetzen,  daß  sie 
mit  der  Schiffahrt  wirksam  um  so  gut  wie  allen  Verkehr  zwischen  den 
beiden  Küsten  konkurrieren.    Werden  diese  Bedingungen  eintreten? 

Es  ist  bei  den  Dampfschifflinien  üblich,  wenn  sie  zwischen  denselben 
Endpunkten  verkehren,  die  Fahrpläne  und  Tarife  durch  ,, Konferenzen" 
zu  regeln.  Die  formlosen  Organisationen  oder  Konferenzen  der  Dampf - 
schifflinien  sind  imstande,  den  Wettbewerb  zu  beschränken  und  zu 
verhindern,  daß  die  Frachtsätze  durch  die  Konkurrenz  auf  das  Niveau 
herabgedrückt  werden,  unter  dem  das  Geschäft  nicht  mehr  gewinn- 
bringend sein  würde.  Wenn  mehrere  Dampf schiffgesellschaften  auf 
festen  Linien  verkehren  und  dieselben  Teilstrecken  befahren,  können 
sie  durch  Vereinbarungen  und  Verständigungen  miteinander  den 
Wettbewerb  soweit  ausschalten,  daß  ihr  Betrieb  und  ihre  Tarife  wenig- 
stens teilweise  monopolistisch  werden.  Wenn  sie  nicht  durch  wirksame 
staatliche  Regulierung  daran  gehindert  werden,  werden  die  Dampf - 
schifflinien  wie  die  Eisenbahnen  ständig  den  monopolistischen  Charakter 
ihrer  Betriebe  verstärken. 

Wenn  diese  Analyse  der  Beziehungen  der  Dampfschiffgesellschaften 
zueinander  zutreffend  ist,  so  folgt  daraus,  daß  die  Frachtsätze  der 
Dampfschifflinien  zwischen  den  beiden  Küsten  der  Vereinigten  Staaten 
nicht  die  niedrigsten  Sätze  sein  werden,  zu  denen  der  Verkehr  noch 
mit  Gewinn  befördert  werden  kann,  sondern  daß  sie  die  Tendenz  haben 
werden,  so  hoch  zu  sein,  als  die  beteiligten  Dampf  schifflinien  glauben 
erheben  zu  können,  ohne  den  Verkehr  im  Wachstum  zu  beschränken 
oder  ihn  teilweise  an  die  Eisenbahnen  zu  verlieren.  Die  Dämpfschiff- 
gesellschaften werden,  wie  die  Eisenbahnen,  danach  streben,  den  Ver- 
kehr soweit  zu  belasten,  als  er  es  tragen  kann;  und  der  Dampfschiff- 
verkehr kann  so  hohe  Frachten  tragen,  als  die  Versender  zu  zahlen 
bereit  sind,  wenn  ihre  Güter  mit  dem  Schiff  statt  mit  der  Bahn  be- 
fördert werden.  Wenn  dies  zutrifft,  wird  die  Tendenz  dahin  gehen, 
daß  die  Reeder  ihre  Frachten  mit  Rücksicht  auf  die  Tarife  der  Eisen- 
bahnen bemessen.  Soweit  diese  Praxis  der  Tarifbildung  vorherrscht, 
wird  es  den  Reedern  unmöglich  sein,  die  Kanalgebühren  der  Fracht 
zuzuschlagen.  Ob  nun  Kanalgebühren  erhoben  werden  oder  nicht,, 
die  Schiffsfrachten  werden  so  hoch  sein,  als  der  Verkehr  sie  tragen 
kann;  die  obere  Grenze  dessen,  was  der  Wasserverkehr  tragen  kann, 
wird  die  untere  Grenze  sein,  bis  zu  der  die  Frachten  auf  den  Eisen- 
bahnen ermäßigt  werden;  und  die  Gebühren  werden  von  den  Besitzern 
der  Dampfschifflinien  getragen  werden,  anstatt  durch  erhöhte  Schiffs- 
frachten von  den  Versendern. 

Bei  gecharterten  Schiffen  muß  indessen  der  Versender  und  nicht 
der  Besitzer  des  Schiffes  die  Kanalgebühren  tragen.    Die  Chartersätze 
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werden  notwendig  um  den  Betrag  der  Gebühren  erhöht  werden;  und 
soweit  die  Eisenbahnen  mit  dem  Kanal  um  die  Beförderung  von 
Bauholz  und  ähnlichen  Gütern  konkurrieren,  werden  die  Kanalgebühren 
für  die  Eisenbahnen  von  Vorteil  sein.  Dieser  Vorteil  wird  jedoch  mehr 
theoretisch  als  praktisch  sein.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  die 
Eisenbahnen  überhaupt  mit  den  Wasserstraßen  um  ganze  Ladungen 
Bauholz,  Kohlen  und  ähnliche  Waren  konkurrieren  können.  Sie  werden 
gezwungen  sein,  diesen  Verkehr  den  Wasserstraßen  zu  überlassen. 
Sie  werden  sich  nicht  der  Gefahr  aussetzen,  ihren  ganzen  allgemeinen 
Tarif  ermäßigen  zu  müssen,  indem  sie  gecharterten  Schiffen  einem 
Verkehr  streitig  machen,  der  zu  5  $  für  die  Registertonne  zwischen 
den  beiden  Küsten  der  Vereinigten  Staaten  befördert  werden 
kann. 

Es  wird  die  Politik  der  Eisenbahnen  sein,  zuzulassen,  daß  ein  Teil 
des  Verkehrs,  den  sie  würden  festhalten  können,  von  der  Küsten- 
schiffahrt durch  den  Kanal  befördert  wird,  dagegen  die  Frachtraten 
für  denjenigen  Verkehr  aufrechtzuerhalten,  der  leicht  von  dem  Weg 
durch  den  Kanal  abgelenkt  werden  kann.  Wahrscheinlich  werden  die 
Eisenbahnen  die  allgemeine  Politik  befolgen,  ohne  ernsten  Widerstand 
den  kleineren  Teil  ihres  Verkehrs  preiszugeben,  um  für  den  größeren 
gewinnbringende  Sätze  zu  behalten. 

Die  Wirkung  der  Kanalgebühren  auf  die  Frachtraten  auf  Bahnen 
und  Wasserstraßen  und  die  Bestimmung  der  Frachten  für  die  aus- 
schließlichen Bahn-  bzw.  Wassertransporte  zwischen  den  beiden  Küsten 
der  Vereinigten  Staaten  kann  wie  folgt  zusammengefaßt  werden: 

Die  Produzenten  und  Konsumenten  würden  nicht  den  größeren 
Teil  des  Vorteils  durch  Aufhebung  der  Panamakanalgebühren  für  die 
Küstenschiffahrt  erhalten.  Bei  dem  durch  Dampf schifflinien  besorgten 
Verkehr  zwischen  den  beiden  Küsten  werden  die  Frachtsätze  nur 
geringfügig  durch  die  Kanalgebühren  beeinflußt.  Der  Seeverkehr 
zwischen  den  atlantischen  und  pazifischen  Häfen  wird  hauptsächlich 
aus  Waren  aller  Art  und  Paketen  bestehen,  die  durch  die  regelmäßigen 
Linien  befördert  werden.  Die  Frachtraten  der  Dampf  schifflinien 
werden  durch  Vereinbarungen  zwischen  den  Gesellschaften  mit  Rück- 
sicht auf  das  festgesetzt  werden,  was  der  Verkehr  tragen  kann,  und 
werden  vermutlich  so  hoch  werden,  als  die  Verkehrsverhältnisse  es 
gestatten,  ohne  Rücksicht  auf  die  Gebühren.  Die  verschiedenen  Linien 
werden  gleichmäßige  und  verhältnismäßig  wenig  veränderliche  Tarife 
haben,  deren  Sätze  in  der  Regel  mit  Rücksicht  auf  die  dauernden 
allgemeinen  und  Ausnahmetarife  auf  den  transkontinentalen  Eisen- 
bahnen und  ihren  Anschlußlinien  bestimmt  sein  werden.  Wenn  Kanal- 
gebühren erhoben  werden,  werden  die  Betriebskosten  der  Dampfschiff- 
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gesellschaften  um  den  Betrag  der  Gebühren  erhöht  werden,  und  ihr 
Reingewinn  wird  sich  um  denselben  Betrag  vermindern. 

Der  Verkehr  in  gecharterten  Schiffen  zwischen  den  beiden  Küsten 
der  Vereinigten  Staaten  wird  auf  wenige  Güter  beschränkt  sein,  die  in 
ganzen  Schiffsladungen  für  oder  durch  besonders  große  Versender 
befördert  werden.  Gecharterte  Schiffe  werden  nicht  in  einem  solchen 
Umfange  und  auf  solche  Weise  mit  den  regelmäßigen  Dampfschifflinien 
konkurrieren,  um  die  Frachtraten  der  Dampfschifflinien  für  einen 
größeren  Teil  ihres  Verkehrs  zu  regulieren. 

4.  Auf  die  Behauptung,  daß  ohne  eine  Befreiung  der  Küstenschiffahrt 
von  den  Panamagebühren  das  Angebot  amerikanischer  Schiffe  unge- 
nügend sein  würde,  und  daß  dieser  Zustand  die  Zulassung  im  Ausland 
gebauter  Schiffe  zu  unserem  einheimischen  Handel  herbeiführen  würde, 
braucht  kein  großes  Gewicht  gelegt  zu  werden.  Wenn  der  Kanal  eine 
große  Nachfrage  nach  Fahrzeugen  der  Küstenschiffahrt  hervorruft, 
so  wird  es  vorteilhaft  für  Amerikaner  sein,  ihr  Kapital  in  Schiffen 
anzulegen  und  dieser  Nachfrage  zu  genügen.  Wenn  sich  ein  dauernder 
Mangel  an  amerikanischen  Schiffen,  für  die  Küstenfahrt  herausstellen 
sollte,  ist  es  wahrscheinlich,  daß  der  Kongreß  Mittel  und  Wege  finden 
kann  und  wird,  den  Seeverkehr  Amerikas  zu  erleichtern,  ohne  die  ame- 
rikanischen Werften  zum  Schaden  unserer  Marine  stillzulegen. 

5.  Es  ist  seitens  der  Anhänger  der  Gebührenfreiheit  ernsthaft  geltend 
gemacht  worden,  daß  diese  Politik  angenommen  werden  sollte,  um  die 
amerikanische  Handelsflotte  zu  unterstützen.  Wenn  dieses  Argument 
genau  untersucht  wird,  verliert  es  seine  Kraft.  Unsere  •  Schiff ahrt  im 
auswärtigen  Verkehr  braucht  Unterstützung,  aber  die  Küstenschiff- 
fahrtsflotte  hat  ein  Monopol  und  braucht  keine  weitere  Hilfe.  191 1 
waren  amerikanische  Schiffe  von  3  537  750  Registertonnen  für  den 
heimischen  Verkehr  an  den  atlantischen,  pazifischen  und  Golfküsten 
eingetragen.  Die  Zunahme  im  vorhergehenden  Jahrzehnt  hatte  38  % 
betragen.  Es  steht  also  ein  verhältnismäßig  großer,  in  gesunder  Ent- 
wicklung zunehmender  Schiffsraum  für  die  Küstenschiffahrt  zur  Ver- 
fügung, und  die  Eröffnung  des  Panamakanals  wird  zweifellos  einen 
starken  Zuwachs  bringen.  Unsere  Küstenschiffahrtsflotte  hat  jetzt 
genügend  Unterstützung  und  Schutz  durch  unsere  Schiffahrtsgesetze 
erhalten.  .  .  . 

Von  allen  amerikanischen  wie  fremden  Schiffen  sollten  dieselben 
Gebühren  erhoben  werden,  damit  die  Regierung  aus  dem  Kanal  eine 
so  hohe  Einnahme  ziehen  kann,  als  es  möglich  ist,  ohne  den  wirtschaft- 
lichen Nutzen  der  Wasserstraße  zu  beeinträchtigen.  Auf  dieses  Argu- 
ment sollte  bei  Entscheidung  über  die  Politik  der  Panamakanalgebühren 
der  Nachdruck  gelegt  werden.    Die  Vereinigten   Staaten  sollten  ihre 
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Einnahmen  sorgfältig  erhalten.  Die  Finanzpolitik  der  Regierung 
sollte  sich  geschäftlichen  Prinzipien  anpassen.  Unsere  Küstenschiffahrt 
bedarf  keiner  weiteren  Unterstützung,  und  eine  Befreiung  unserer  aus- 
wärtigen Schiffahrt  von  den  Kanalgebühren  würde  eine  Subvention 
sein,  die  die  Einnahmen  der  Regierung  schmälern  würde,  ohne  unserer 
Handelsflotte  wirksam  zu  helfen. 

Zusammenfassung    der    Gründe    gegen    eine    Zoll- 
befreiung  vom  Standpunkt   der   inneren   Politik. 
Derselbe  Gebührensatz  sollte  von  amerikanischen  wie  von  ausländi- 
schen Schiffen  erhoben  werden,  denn 

a)  die  Befreiung  oder  Rückzahlung  von  Gebühren  für  amerika- 
nische Schiffe  würde  eine  Unterstützung  der  Küstenschiffahrt 
sein,  die  einer  solchen  nicht  bedarf; 

b)  Subventionen  für  die  amerikanische  Handelsflotte  sollten  den 
im  auswärtigen  Verkehr  verwendeten  Schiffen  gezahlt  werden; 

c)  die  Befreiung  der  Küstenschiffahrt  von  den  Kanalgebühren 
würde  hauptsächlich  zugunsten  der  Küstenschiffahrt  gelten. 
Weder  die  Frachtraten  der  Dampfschifflinien  noch  die  der 
Eisenbahnen  würden  merklich  höher  sein,  wenn  Gebühren  von 
der  Küstenschiffahrt  erhoben  werden,  als  sie  wären,  wenn 
keine  Gebühren  erhoben  werden; 

d)  die  Vereinigten  Staaten  sollten  bei  der  Verwaltung  des  Panama- 
kanals kaufmännische  Grundsätze  befolgen.  Die  Regierung  ist 
darauf  angewiesen,  ihre  Einnahmen  sorgfältig  zu  erhalten. 
Die  gegenwärtigen  Ansprüche  an  den  Staatshaushalt  sind  groß 
und  es  ist  sicher,  daß  sie  wachsen  werden.  Die  Steuern  müssen 
notwendig  zunehmen.  Diejenigen,  die  unmittelbar  den  Vorteil 
an  dem  Kanal  haben,  und  nicht  die  Gesamtheit  der  Steuer- 
zahler sollten  die  Betriebskosten  des  Panamakanals  zu  tragen 
haben. 

IL 

Die  Befreiung  der  Besitzer  der  amerikanischen  Küstenschiffe  wirft 
geschichtliche,  rechtliche  und  wirtschaftliche  Fragen  auf.  Von  den 
historischen  und  juristischen  Erwägungen,  die  die  Auslegung  des  Hay- 
Pauncefote- Vertrages  beeinflussen,  will  ich  nicht  sprechen;  aber  es  gibt 
gewisse  ökonomische  Konsequenzen,  die  ich  zu  betrachten  wünsche. 

Der  vielzitierte  Abschnitt  i  des  Artikels  HI  des  Vertrages  bestimmt, 
daß  der  Kanal  für  Schiffe  aller  Nationen,  die  die  Bestimmungen  des 
Vertrages  beobachten,  zu  vollkommen  gleichen  Bedingungen  offen  sein 
soll,  so  daß  keine  verschiedene  Behandlung  zum  Nachteil  einer  Nation 
oder  ihrer  Bürger  oder  Untertanen  eintreten  soll,  weder  in  bezug  auf 


288  Emory  R.  Johnson. 

die  Bedingungen  oder  Belastungen  des  Verkehrs,  noch  in  anderer 
Weise.  Bei  der  Feststellung  der  Verpflichtungen  der  Vereinigten 
Staaten  aus  dem  Vertrage  ist  es  daher  notwendig,  zu  untersuchen, 
ob  die  Befreiung  der  Besitzer  der  in  der  amerikanischen  Küstenfahrt 
verwendeten  Schiffe  eine  verschiedene  Behandlung  zum  Nachteil 
einer  ,, fremden  Nation  oder  ihrer  Bürger  oder  Untertanen  in  bezug 
auf  die  Bedingungen  oder  Belastungen  des  Verkehrs  oder  in  anderer 
Weise"  bewirken  wird.  Um  diese  Frage  zu  beantworten,  muß  die 
Wirkung  untersucht  werden,  welche  die  Befreiung  des  Küstenhandels 
und  der  Küstenschiffahrt  dieses  Landes  von  den  Panamagebühren 
auf  die  Bedingungen  ausüben  wird,  unter  denen  ausländische  Kauf- 
leute und  Reeder  mit  den  amerikanischen  konkurrieren. 

In  einem  kurzen  Artikel  in  der  Aprilnummer  1914  der  ,, North  Ame- 
rican Review"  habe  ich  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Benachteiligung 
zu  lenken  gesucht,  die  die  Zollbefreiung  der  Besitzer  unserer  Küsten- 
schiffe den  ausländischen  Kaufleuten  und  Reedern  im  Wettbewerb 
mit  den  amerikanischen  zufügen  wird.  Die  unterschiedliche  Behand- 
lung zuungunsten  der  Bürger  und  Untertanen  fremder  Länder  wird 
in  bestimmten  Richtungen  und  in  einer  Art  und  Weise  stattfinden, 
wie  sie  der  Hay-Pauncefote- Vertrag  zu  verhindern  suchte.  Wenn 
die  im  folgenden  zugrunde  gelegten  Tatsachen  zutreffen,  so  scheint  es, 
daß  die  Befreiung  der  amerikanischen  Küstenschiffahrt  von  den  Panama- 
kanalgebühren eine  Verletzung  des  Hay-Pauncefote-Vertrages  bedeuten 
wird. 

Von  den  Anhängern  der  Gebührenfreiheit  wird  angenommen,  daß 
diese  keine  Unterscheidung  zum  Nachteil  der  Besitzer  und  Benutzer 
der  Schiffe  unter  fremder  Flagge  sein  würde,  weil  nur  Schiffe  im  Besitz 
von  Amerikanern  mit  amerikanischer  Mannschaft  Güter  von  einem  Hafen 
der  Vereinigten  Staaten  zu  einem  anderen  befördern  dürfen.  Wird 
die  Gebührenfreiheit  von  Schiffen  im  Eigentum  von  Bürgern  der 
Vereinigten  Staaten,  oder  genauer  gesprochen  im  Eigentum  von 
Küstenschiffahrtsgesellschaften,  die  nach  den  Gesetzen  eines  der 
Staaten  der  Union  errichtet  sind,  eine  „unterschiedliche  Behandlung" 
zum  Nachteil  ,,der  Bürger  oder  Untertanen  einer  Nation"  bewirken? 

Diese  Frage  enthält  vier  Unterfragen: 

Wird  die  Gebührenfreiheit  der  Besitzer  der  Schiffe,  die  den  Verkehr 
zwischen  den  Küsten  der  Vereinigten  Staaten  vermitteln,  und  die 
Gebührenpflicht  im  Verkehr  zwischen  den  Küsten  Kanadas  und  Mexikos 
,,eine  Nation  oder  ihre  Bürger  oder  Untertanen"  benachteiligen? 

Wird  die  Gebührenfreiheit  der  Besitzer  der  Schiffe,  die  zwischen 
der  Ostküste  der  Vereinigten  Staaten  und  ihrer  Westküste  verkehren 
imd  die  Gebührenpflicht  der  Besitzer  der  Schiffe  im  Handel  zwischen 
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europäischen  Ländern  und  der  Westküste  der  Vereinigten  Staaten 
„keine  unterschiedliche  Behandlung  zum  Nachteil  einer  dieser  Nationen 
oder  ihrer  Bürger  oder  Untertanen  in  bezug  auf  die  Bedingungen  oder 
Kosten  des  Verkehrs"  zur  Folge  haben? 

Wird  die  Befreiung  der  Besitzer  von  Schiffen,  die  von  Neuyork 
nach  San  Francisko  oder  Seattle  Güter  zur  Weiterversendung  und 
zur  Ausfuhr  nach  dem  Orient  befördern,  während  die  Eigentümer 
der  Schiffe  im  Handel  von  Europa  nach  dem  Orient  gebührenpflichtig 
sind,  die  Bürger  oder  Untertanen  europäischer  Staaten  benachteiligen  ? 

Wird  die  Panamagebührenfreiheit  der  Schiffe,  die  von  Seattle  oder 
San  Francisko  Güter  befördern,  die  vom  Orient  nach  der  Westküste 
der  Vereinigten  Staaten  gebracht  worden  sind,  und  die  Gebühren- 
pflicht der  Schiffe,  die  Güter  direkt  vom  Orient  und  Australien  nach 
Neuyork  bringen,  die  ausländischen  Reeder  und  Händler  benachteiligen  ? 

Die  bloße  Stellung  dieser  Fragen  suggeriert  bejahende  Antworten. 
Es  wird  notwendig  sein  zu  untersuchen,  ob  diese  Fragen  bloße  theore- 
tische Möglichkeiten  oder  praktische  Wahrscheinlichkeiten  bedeuten  — 
d.  h.  den  in  Frage  kommenden  Handel  genauer  daraufhin  zu  betrachten, 
ob  der  Wettbewerb  zwischen  denjenigen,  die  Gebühren  zahlen,  und 
denen,  die  sie  nicht  zahlen,  zu  einer  Benachteiligung  führt. 

Bauholz  und  Fische  werden  jetzt  von  Britisch-Kolumbien  und  von 
Washington  und  Oregon  nach  der  Ostküste  der  Vereinigten  Staaten 
\'erschifft.  Wenn  der  Kanal  eröffnet  ist,  wird  der  Handel  groß  und  die 
Konkurrenz  zwischen  amerikanischen  imd  kanadischen  Händlern 
scharf  werden.  Die  kanadischen  Händler  werden  auf  Schiffe  angewiesen 
sein,  die  Gebühren  zahlen,  während  den  amerikanischen  Händlern 
gebührenfreie  Schiffe  zur  Verfügung  stehen.  Soweit  diese  Waren  auf 
Schiffen  befördert  werden,  die  von  den  Produzenten  oder  Händlern 
gechartert  sind  (was  besonders  für  Bauholz  der  Fall  sein  wird),  werden 
die  Transportkosten  nach  der  Ostküste  der  Vereinigten  Staaten  durch 
den  Panamakanal  von  der  Zahlung  oder  Befreiung  von  den  Panama- 
gebühren beeinflußt  werden,  und  die  kanadischen  Staatsbürger  werden 
eine  bestimmte  ,, Benachteiligung  in  bezug  auf  die  Bedingungen  oder 
Kosten  des  Verkehrs"  erleiden. 

Der  im  Westen  der  Vereinigten  Staaten  zum  Bau  von  Häusern, 
Brücken,  Eisenbahnen  und  Bewässerungsanlagen  gebrauchte  Stahl 
kann  von  der  United  States  Steel  Corporation,  der  Bethlehem  Steel  Co., 
der  American  Bridge  Co.,  den  Maryland  Steel  Works  und  anderen 
amerikanischen  Gesellschaften  —  natürlich  unter  amerikanischer 
Flagge  —  in  gecharterten  Schiffen  versandt  werden,  die  in  Panama 
keine  Gebühren  zu  zahlen  haben,  während  die  britischen,  deutschen, 
belgischen  und  etwaigen  anderen  europäischen  Stahlproduzenten,  um 
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ihre  Waren  in  die  westlichen  Vereinigten  Staaten  im  Wettbewerb  mit 
amerikanischen  Produzenten  einzuführen,  gezwungen  sind,  gebühren- 
pflichtige Schiffe  zu  benutzen.  Es  ist  sicher,  daß  die  „Bürger  oder 
Untertanen"  europäischer  Staaten  ihre  Gebührenpflicht  und  die  Be- 
freiung ihrer  amerikanischen  Konkurrenten  als  eine  unterscheidende 
Behandlung  ,,in  bezug  auf  Bedingungen  oder  Kosten  des  Verkehrs" 
empfinden  werden. 

Gegenwärtig  wird  eine  beträchtliche  Menge  der  Ausfuhr  der  südöstlichen 
und  östlichen  Teile  der  Vereinigten  Staaten  mit  der  Bahn  zur  West- 
küste der  Vereinigten  Staaten  befördert  und  von  da  nach  dem  Orient 
und  Australien  verschifft.  Ein  Teil  dieses  Ausfuhrverkehrs  geht  jetzt 
auch  über  die  Landengen  von  Tehuantepec  und  Panama.  Nach  Er- 
öffnung des  Kanals  wird  ein  weit  größerer  Teil  der  Ausfuhr  der  östlichen 
und  südöstlichen  Vereinigten  Staaten  nach  den  Ländern  jenseits  des 
Großen  Ozeans  von  den  atlantischen  und  Golfhäfen  der  Vereinigten 
Staaten  aus  ganz  auf  dem  Seeweg  befördert  werden.  Es  ist  möglich, 
daß  ein  größerer  oder  geringerer  Teil  dieser  Sendungen  von  den 
Kaufleuten  in  unseren  atlantischen  und  Golfhäfen  an  amerikanische 
Kaufleute  in  San  Francisko  und  anderen  westlichen  Häfen  adressiert 
wird.  Die  Verschiffung  zwischen  den  beiden  Küsten  kann  durch 
Küstenschiffe  geschehen,  deren  Besitzer  von  den  Kanalgebühren 
befreit  sind.  Wenn  diese  Waren  die  Westküste  der  Vereinigten  Staaten 
erreichen,  werden  sie  zusammen  mit  den  Waren,  die  mit  der  Bahn 
dorthin  gebracht  sind,  an  ihre  ausländische  Bestimmung  im  Orient 
und  Australien  umadressiert  werden.  Sendungen  von  unserer  Ost- 
küste nach  dem  Orient  über  die  Häfen  der  Westküste  werden  keinen 
Umweg  zu  machen  haben,  weil  San  Francisko  und  die  Häfen  am 
Puget-Sund  nahe  am  kürzesten  Wege  vom  Kanal  nach  Japan,  China 
und  den  Philippinen  liegen. 

Wenn  Waren  von  Neuyork  nach  dem  Orient  versandt  werden,  ohne 
an  einen  Hafen  der  amerikanischen  Westküste  adressiert  zu  sein, 
so  haben  die  sie  befördernden  Schiffe  die  Kanalgebühren  zu  zahlen, 
mögen  sie  Amerikanern  oder  Ausländern  gehören.  Ausländische  Schiffe 
in  unserem  Außenhandel  von  der  Ostküste  nach  dem  Orient  müssen 
notwendig  diese  Gebühren  zahlen,  während  die  Schiffe,  die  Ware 
gleicher  Art  von  unserer  Ostküste  zur  Westküste  befördern,  um  sie 
in  einem  amerikanischen  Hafen  nach  dem  Ausland  umadressieren 
zu  lassen,  die  Gebührenzahlung  vermeiden  werden.  So  werden  im 
Wettbewerb  um  denselben  Handel  die  Besitzer  amerikanischer  Schiffe 
einen  Vorteil  haben,  der  den  Besitzern  ausländischer  Schiffe  versagt  wird. 

Waren,  die  von  einem  östlichen  Hafen  der  Vereinigten  Staaten, 
wie  Neuyork,  zur  Weiterversendung  nach  dem  Orient,  nach  San  Fran- 
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cisko  oder  Seattle  geschickt  werden,  müssen  dort  auf  ein  anderes  Schiff 
umgeladen  werden,  wenn  nicht  etwa  das  erste  Schiff  nach  der  An- 
kunft in  San  Francisko  oder  Seattle  nach  dem  Orient  weiter  geschickt  wird, 
was  möglich  ist,  wenn  es  als  Schiff  für  den  auswärtigen  Verkehr  einge- 
tragen ist.  Die  Tatsache,  daß  es  für  den  Auslandverkehr  eingetragen 
ist,  würde  seine  Verwendung  in  der  Küstenschiffahrt  zwischen  imseren 
beiden  Küsten  nicht  hindern.  Wenn  ein  amerikanisches  Schiff  sich 
beim  Kanal  mit  einem  Zollschein  von  Neuyork  nach  San  Francisko 
meldet  und  nur  Waren  an  Bord  hat,  die  von  Neuyork  nach  anderen 
amerikanischen  Häfen  versandt  werden,  so  würde  das  Schiff  vermutlich 
gebührenfrei  durch  den  Kanal  gelassen  werden.  Wenn  dasselbe  Schiff 
mit  seiner  Ladung  später  von  San  Francisko  nach  dem  Orient  geschickt 
würde,  so  wäre  keine  Strafe  verwirkt.  Das  Panamakanalgesetz,  das 
die  Küstenschiffahrt  von  der  Gebührenpflicht  ausnimmt,  würde  nicht 
verletzt,  wohl  aber  umgangen  worden  sein.  Wenn  die  auf  Küsten- 
schiffen von  Neuyork  nach  San  Francisko  gebrachten  Waren  dort 
ausgeladen  und  mit  einem  anderen  Schiff  nach  dem  Orient  befördert 
werden,  so  wird  das  Panamakanalgesetz  weder  verletzt  noch  um- 
gangen und  doch  der  Handel  von  Neuyork  nach  dem  Orient  mit  Schiffen 
ausgeführt,  die  von  der  Gebührenpflicht  ausgenommen  sind. 

Ob  der  Handel  zwischen  dem  östlichen  Teil  der  Vereinigten  Staaten 
imd  dem  Orient  über  einen  Hafen  der  amerikanischen  Westküste  oder 
direkt  ausgeführt  werden  wird,  wird,  wenn  die  Güter  in  dem  Zwischen- 
hafen umgeladen  werden,  von  den  Kosten  dieser  Umladung  im  Ver- 
gleich mit  dem  Betrag  der  Panamagebühren  abhängen.  Wenn  die 
Güter  in  dem  westlichen  Hafen  nicht  umgeladen  werden,  wird  die 
Wahl  zwischen  den  direkten  Linien  von  der  Ostküste  der  Vereinigten 
Staaten  nach  dem  Orient  und  den  Schiffen,  die  über  unsere  West- 
küste verkehren,  von  der  Bequemlichkeit  und  den  Frachtraten  auf 
jeder  der  beiden  Routen  abhängen.  Schiffe  von  Ausländern  können 
sich  nur  an  dem  direkten  Verkehr  beteiligen;  sie  werden  Gebühren 
zahlen  müssen.  Schiffe  amerikanischer  Staatsangehöriger  können  an 
dem  Verkehr  über  einen  Zwischenhafen  teilnehmen  und  brauchen 
dann  keine  Gebühren  zu  zahlen. 

Um  den  Handel  mit  dem  Orient  und  Australien  herrscht  jetzt  ein 
scharfer  Wettbewerb  zwischen  dem  Osten  der  Vereinigten  Staaten 
und  Europa.  Amerikanische  Produzenten  und  Kaufleute  konkurrieren 
fortwährend  mit  britischen  Fabrikanten  und  Händlern  um  den  orienta- 
lischen und  australischen  Handel.  Der  Verkehr  mit  dem  Orient  bewegt 
sich  jetzt  fast  ausschließlich  durch  den  Suezkanal.  Die  Sendungen 
nach  Australien  geschehen  in  größerem  Umfang  um  das  Kap  der  guten 
Hoffnung.    Ein  Teil  des  Handels  der  Ostküste  der  Vereinigten  Staaten 
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mit  dem  Orient  wird  jetzt  über  Großbritannien  und  Deutschland 
befördert,  welche  Länder  mit  dem  Orient  einen  umfangreicheren 
Schiffsverkehr  haben  als  unsere  Ostküste.  Nach  Eröffnung  des  Panama- 
kanals wird  wahrscheinlich  höchstens  ein  kleiner  Teil  des  Handels 
der  Vereinigte^i  Staaten  mit  den  Ländern  jenseits  des  großen  Ozeans 
über  Europa  befördert  werden.  Im  Gegenteil  bestehen  Gründe  für  die 
Vermutung,  daß  es  vorteilhaft  sein  wird,  Waren  von  Europa  nach 
Neuyork  zur  Weiterversendung  nach  dem  Orient  zu  schicken,  und 
daß  Neuyork  ein  Stapelplatz  für  den  Handel  von  Europa  nach  dem 
Orient  werden  wird,  so  wie  jetzt  London  und  Hamburg  Stapelplätze 
sind,  über  die  ein  Teil  des  Handels  der  Vereinigten  Staaten  mit  dem 
Orient  befördert  wird. 

Frachtraten  über  den  Atlantischen  Ozean  in  der  Richtung  nach 
Westen  sind  niedrig,  weil  eine  viel  größere  Tonnenzahl  sich  in  um- 
gekehrter Richtung  bewegt.  Unsere  Ausfuhr  nach  Europa  ist  schwerer 
und  umfangreicher  als  unsere  Einfuhr,  und  die  Schiffe  sind  froh,  Verkehr 
von  Europa  nach  den  Vereinigten  Staaten  zu  verhältnismäßig  niedrigen 
Raten  zu  erhalten.  Nach  Eröffnung  des  Panamakanals  wird  ein  großer 
Schiffsraum  dem  Verkehr  zwischen  unseren  östlichen  und  westlichen 
Küsten  zur  Verfügung  stehen,  und  vermutlich  wird  häufige  und  billige 
Gelegenheit  für  Versendungen  von  Neuyork  und  anderen  östlichen 
Häfen  Amerikas  nach  der  Westküste  der  Vereinigten  Staaten  bestehen. 
Sowohl  zollfreie  als  zollpflichtige  europäische  Waren  können  nach 
Neuyork  gebracht  und  auf  einem  gebührenfreien  Schiff  an  einen  Kauf- 
mann an  unserer  Westküste  geschickt  werden,  um  nach  dem  Orient 
umadressiert  oder  weiterversandt  zu  werden.  Es  wird  offenbar  möglich 
sein,  diese  Umadressierung  vorzunehmen,  ohne  die  Ladung  in  dem 
Hafen  an  unserer  Westküste  zu  übertragen  oder  umzuladen. 

In  ähnlicher  Weise  können  Güter  aus  dem  Orient  nach  Neuyork 
in  San  Francisko  oder  einem  anderen  Hafen  der  Westküste  auf  ein 
Küstenschiff  verladen  und  nach  Neuyork  oder  einem  anderen  östlichen 
Hafen  der  Vereinigten  Staaten  weiter  versandt  werden.  Zweifellos  wird 
ein  guter  Teil  des  Verkehrs  vom  Orient  nach  den  östlichen  Vereinigten 
Staaten  in  San  Francisko  umgeladen  werden,  weil  manche  Linien 
über  den  nördlichen  Großen  Ozean  keine  Fortsetzung  durch  den  Kanal 
nach  den  atlantischen  Häfen  haben  werden.  Die  vom  Orient  nach 
den  Häfen  der  Westküste  gebrachten  Waren  werden  nach  den  mitt- 
leren und  östlichen  Teilen  der  Vereinigten  Staaten  zum  Teil  mit  der 
Bahn  und  zum  Teil  mit  der  Küstenschiffahrt  befördert  werden.  Bürger 
fremder  Staaten,  die  Schiffe  vom  Orient  direkt  nach  der  Ostküste 
der  Vereinigten  Staaten  fahren  lassen  und  im  Wettbewerb  mit  den 
Schiffen  stehen,  die  den  Verkehr  über  die  Häfen  der  Westküste  ver- 
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mittein,  werden  Panamakanalgebühren  zu  zahlen  l^iaben,  während 
ihre  Konkurrenten  davon  befreit  sein  werden. 

Die  so  nachgewiesenen  vier  Fälle  von  benachteiligender  Unter- 
scheidung beziehen  sich  auf  bestimmte  einzelne  Zweige  des  Handels. 
In  einem  allgemeineren  Sinne  wurde  die  Frage  der  Benachteiligung 
von  der  britischen  Regierung  in  einer  Protestnote  aufgerollt,  die  der 
amerikanischen  Regierung  am  14.  November  1913  überreicht  wurde. 
In  dieser  Note  nimmt  Sir  Edward  Grey  Bezug  auf  die  Bestimmung 
des  Hay-Pauncefote-Vertrages,  daß  die  Bedingungen  und  Lasten  des 
Verkehrs  durch  den  Panamakanal  ,, gerecht  und  billig  sein  sollen", 
und  legt  dar,  daß,  ,,wenn  nicht  der  ganze  Umfang  der  Schiffahrt  durch 
den  Kanal  ...  in  Rechnung  gezogen  wird,  es  kein  Mittel  gibt,  um  zu 
bestimmen,  ob  die  einem  Schiff  auferlegten  Gebühren  der  gerechte 
Anteil  dieses  Schiffes  an  den  laufenden  Ausgaben  sind,  die  der  Kanal 
nach  Billigkeit  zu  tragen  hat:  nämlich  die  Zinsen  des  aufgewendeten 
Baukapitals  und  die  Kosten  des  Betriebs  und  der  Unterhaltung". 
Es  wird  also  von  Sir  Edward  Grey  behauptet,  daß  ,, jedes  System, 
\vodurch  gewisse  Schiffe  oder  Klassen  von  Schiffen  von  der  Gebühren- 
pflicht ausgenommen  werden,  den  Bestimmungen  des  Vertrages  nicht 
entsprechen  würde,  daß  der  Kanal  unter  vollkommen  gleichen  Be- 
dingungen offen  stehen  soll  und  daß  die  Lasten  gerecht  und  billig 
sein  sollen". 

Ist  es  richtig,  daß  die  Befreiung  der  Schiffe  der  amerikanischen 
Küstenschiffahrtsgesellschaften  bewirken  wird,  daß  die  Gebühren  für 
die  Schiffe  der  Bürger  und  Untertanen  anderer  Nationen  höher  sein 
werden  ?  Voraussichtlich  werden  in  Panama  Gebühren  erhoben  werden, 
um  die  Kosten  des  Betriebs  und  der  Unterhaltung  des  Kanals  und 
die  Zinsen  des  Anlagekapitals  zu  decken;  und  es  ist  zu  erwarten,  daß 
es  die  Politik  der  Vereinigten  Staaten  sein  \vird,  den  Kanal  wirtschaft- 
lich sich  selbst  erhalten  zu  lassen,  wenn  der  Verkehr  groß  genug  ist, 
um  die  erforderlichen  Einnahmen  zu  ergeben,  ohne  den  Nutzen  der 
Wasser  übermäßig  einzuschränken.  Es  wird  nicht  die  Absicht  der 
Vereinigten  Staaten  sein,  über  die  zur  Deckung  der  Betriebs-  und  Unter- 
haltskosten, der  Verzinsung  und  Tilgung  notwendigen  Einnahmen 
hinaus  Gewinne  zu  erzielen;  aber  wenn  der  Verkehr  sich  als  so  groß 
erweist,  als  es  jetzt  wahrscheinlich  ist,  wird  es  zweifellos  die  Politik 
der  Vereinigten  Staaten  sein,  den  Kanal  wirtschaftlich  sich  selbst 
erhalten  zu  lassen,  d.  h.  die  von  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  der 
Union  zu  tragenden  Kosten  auf  die  für  die  Verteidigung  des  Kanals 
erforderlichen  Ausgaben  für  Truppen  und  Schiffe  und  die  Erhaltung 
der  Festungen  und  Flottenstützpunkte  auf  dem  Isthmus  zu  be- 
schränken. 
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Wenn  eintritt,  was  eintreten  sollte,  daß  die  Regierung  die  Politik 
verfolgt,  den  Kanal  wirtschaftlich  selbständig  zu  machen,  so  ist  es 
klar,  daß  die  Gebührensätze  von  der  Zahl  der  Tonnen  beeinflußt  werden, 
auf  die  sich  die  Kostenlast  verteilt;  wenn  also  der  gebührenpflichtige 
Tonnengehalt  durch  die  Befreiung  der  umfangreichen  Küstenschiffahrt 
vermindert  wird,  so  muß  der  Gebührensatz  für  die  Besitzer  amerikani- 
scher Schiffe  im  Außenhandel  und  der  Schiffe  unter  fremder  Flagge 
höher  sein,  als  er  sein  würde,  wenn  alle  Schiffe,  die  den  Kanal  passieren, 
Gebühren  zu  zahlen  hätten. 

Eine  andere  zu  beachtende  Tatsache  ist,  daß  die  Bestimmung  der 
Gebührenfreiheit  im  Panamakanalgesetz  nicht  nur  denjenigen  Handel 
und  die  Schiffahrt  benachteiligen  wird,  an  welchem  Bürger  und  Unter- 
tanen anderer  Länder  beteiligt  sind.  Sie  wird  auch  einem  Teil  unseres 
eigenen  Handels  den  Wettbewerb  erschweren.  Der  größte  Teil  des 
Handels  von  Zentralamerika  und  ein  großer  Teil  des  Handels  von 
Mexiko  wird  durch  die  Häfen  der  Westküste  jener  Länder  besorgt. 
Wenn  der  Kanal  eröffnet  ist,  wird  sich  eine  umfangreiche  Schiffahrt 
zwischen  den  beiden  Küsten  der  Vereinigten  Staaten  unmittelbar  an 
den  Häfen  der  zentralamerikanischen  und  mexikanischen  Westküste 
vorbeibewegen.  Ihre  Ausfuhr  wird  in  unserem  Lande  gebraucht. 
Unsere  Industrien  sollten  Zentralamerika  und  Mexiko  mit  Waren 
versehen.  Wenn  unseren  Schiffen,  die  den  Verkehr  zwischen  den  beiden 
Küsten  der  Vereinigten  Staaten  vermitteln,  erlaubt  wird,  ihre  Fahrt 
zu  unterbrechen,  zentralamerikanische  und  mexikanische  Häfen  an- 
zulaufen und  Waren  aus-  und  einzuladen,  so  wird  es  vieUeicht  möglich, 
den  Handel  jener  Länder  von  den  britischen,  deutschen  und  anderen 
europäischen  Händlern  an  amerikanische  Kaufleute  z\i  übertragen, 
während  er  jetzt  hauptsächlich  durch  Schiffe  fremder  Nationen  be- 
trieben wird  und  unter  der  Herrschaft  des  Panamakanalgesetzes  auch 
in  Zukunft  betrieben  werden  muß. 

Wenn  somit  erwiesen  ist,  daß  durch  die  Befreiung  der  Individuen 
und  Gesellschaften,  die  Schiffe  besitzen  oder  chartern,  auf  denen  sie 
einheimische  und  eingeführte  Waren  zwischen  unserer  atlantischen 
und  pazifischen  Küste  befördern,  tatsächlich  eine  Begünstigung  zum 
Nachteil  der  ,, Bürger  und  Untertanen"  anderer  Nationen  eintritt, 
deren  Schiffe  in  unserem  Außenhandel  und  dem  Handel  anderer  Natio- 
nen tätig  sind,  so  erklärt  sich  auch,  warum  die  Politik  der  Gebühren- 
freiheit für  die  Einzelreeder  und  Gesellschaften  der  Küstenschiffahrt 
und  die  großen  Versender  und  Händler,  die  Schiffe  chartern,  so  eifrige 
Fürsprecher  gefunden  hat.  Die  Verschiedenheit  der  Behandlung  zu- 
gunsten gewisser  Klassen  amerikanischer  Kaufleute,  zugunsten  der 
Produzenten,  deren  Absatz  groß  genug  ist,  daß  sie  ihre  Erzeugnisse 
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in  ganzen  Schiffsladungen  versenden  können,  und  zugunsten  der  Ge- 
sellschaften, die  die  Küstenschiffahrtslinien  besitzen,  besteht  wirklich 
und  wird  naturgemäß  von  denen  erstrebt,  denen  sie  zugute  kommen 
würde. 

Die  Gebührenfreiheit  der  Küstenschiffahrt  nach  dem  Panamakanal- 
gesetz gewährt  eine  Subvention,  die  nicht  gerechtfertigt  werden  kann. 
Die  Steuerzahler  des  Landes,  die  für  den  Panamakanal  gezahlt  haben, 
sind  berechtigt,  angemessene  Gebühren  von  den  Individuen  und  Kor- 
porationen zu  erhalten,  die  den  Kanal  benutzen  und  daraus  Vorteil 
ziehen. 


Das  Objekt  des  Tauschwerts. 

Von  Professor  Dr.  Rudolf  Kauila,  Stuttgart. 

I. 

!■■■■■■■■■■■■ 

EjS  ist  üblich,  die  Güter,  aus  denen  sich  das  wirtschaftHche 
j  Vermögen,  sei  es  eines  Einzelnen  oder  einer  Gesamt- 
j  heit,    einer   physischen    oder  einer  juristischen  Person,  zu- 

.—~ :  sammensetzt,  einzuteilen  in  körperliche  Gegenstände 

(Sachen)    und    in    unkörperliche    Gegenstände    (subjek- 
tive   Rechte). 

Im  Grunde  ist  diese  koordinierende  Einteilung  aber  nicht  genau. 
Denn  im  Rechtsstaat  ist  das  Privatrecht  die  Grundlage  des  wirtschaft- 
lichen Gemeinlebens  der  Menschen.  Die  Wirtschaftssubjekte  besitzen 
und  nutzen  ihr  Vermögen,  weil  sie  Rechtssubjekte  sind.  Die 
Unterwerfung  der  körperlichen  Gegenstände  unter  den  Willen  einer 
Person  ist  durch  das  Recht  geregelt.  Ein  körperliches  Gut  erscheint 
als  Vermögensbestandteil  gleichsam  nicht  nackt  und  bloß,  sondern 
umhüllt  von  einem  Recht,  das  dem  Subjekt  eine  bestimmt  umgrenzte 
Verfügung  über  das  Gut  gestattet.  Sogar  der  Dieb  besitzt  die  gestohlene 
Sache  kraft  eines  Rechts,  nämlich  des  Rechts  zum  ungestörten  Besitz 
einer  tatsächlich  besessenen  Sache,  das  die  Rechtsordnung  jedem 
so  lange  gewährleistet,  als  nicht  ein  besseres  Recht  hervorgetreten 
ist.  Der  Kreis  der  körperlichen  Gegenstände  ist  also  umschlossen 
von  dem  weiteren  Kreis  der  subjektiven  Rechte,  der  neben  allen 
anderen  Rechten  auch  die  Rechte  an  körperlichen  Gegenständen 
umfaßt. 

Jedes  subjektive  Recht  setzt  mit  begrifflicher  Notwendigkeit  außer 
dem  Berechtigten  selbst  ein  fremdes  Rechtssubjekt  voraus,  dem  gegen- 
über es  wirkt,  sei  es  auch  nur,  indem  es  (wie  das  Eigentum)  eine  passive 
Respektierung  erzwingt.  Jede  Einwirkung  auf  das  Recht  als  solches 
bedeutet  daher  einen  Eingriff  in  den  Verkehr  verschiedener  Rechts- 
subjekte. Indem  wir  den  Rechtsverkehr  unseren  Zwecken  dienstbar 
machen,  legen  wir  den  Rechten  Verkehrs  wert  (Tausch- 
wert) bei. 

Die  Einwirkung  kann  das  ganze  Recht  ergreifen,  wenn  nämlich  ein 
Recht  bestellt  oder  in  seinem  ganzen  Umfang  übertragen  oder  ver- 
nichtet wird.    Dann  handelt  es  sich  um  den  Verkehrswert  des  ganzen 
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Rechts.  Die  Einwirkung  kann  aber  auch  derart  sein,  daß  das  Recht 
seiner  Substanz  nach  dem  Berechtigten  verbleibt  und  nur  eine  ding- 
Hche  oder  obHgatorische  Beschränkung  des  Rechts  stattfindet.  Dann 
handelt  es  sich  um  den  Wert  des  abgezweigten  Teilrechts;  und  von 
diesem  kann  die  Rechtsordnung  abermals  die  Abzweigung  weiterer 
Teilrechte  gestatten. 

,So  viele  Rechte,  so  viele  Verkehrswerte.  Wie  also 
z.  B.  der  Eigentümer  eines  Hauses  nicht  allein  das  Eigentum  über- 
tragen, sondern  auch  ein  Pfandrecht  oder  einen  Nießbrauch  bestellen 
oder  das  Haus  vermieten  kann,  so  hat  auch  jedes  dieser  abgezweigten 
Rechte,  der  Nießbrauch,  das  Pfandrecht,  das  Mietrecht,  seinen  beson- 
deren Verkehrswert. 

Die  ,, freien  Güter",  wie  Luft  (Gase),  Wasser,  haben  Verkehrswert, 
soweit  sie  zuvor  durch  Okkupation  Gegenstand  von  Rechten  geworden 
sind. 

Es  ist  daher  ungenau,  vom  Verkehrswert  körperlicher  Güter  zu 
reden.  Denn  nicht  diese  sind  unmittelbar  Gegenstand  des  Verkehrs 
zwischen  selbständigen  Rechtssubjekten,  sondern  die  Rechte,  die 
an  ihnen  bestehen  oder  geschaffen  werden.  Wenn  man  z.  B.  von  dem 
Verkehrswert  eines  Hauses  spricht  und  dabei  das  volle  Eigentum  an 
dem  Haus  im  Sinne  hat,  so  ist  dieses  Eigentumsrecht  doch  je  nach 
Lage  der  Gesetzgebung  —  es  sei  nur  an  die  nachbarrechtlichen  und 
baupolizeilichen  Vorschriften  erinnert  —  anders  beschaffen  und  kann 
wiederum  durch  private  Vereinbarungen  in  unendlich  verschieden- 
artiger Weise  beschränkt  werden;  alle  solche  Einwirkungen,  seien  sie 
öffentlichrechtlicher  oder  privatrechtlicher,  gesetzlicher  oder  vertrags- 
mäßiger Natur,  treffen  nicht  das  körperliche  Haus,  sondern  das 
Eigentumsrecht  an  diesem;  durch  jede  Einwirkung  wird 
dessen  Bedeutung  im  Verkehr  verändert. 

So  kann  man  auch  bei  einer  Verpfändung  oder  Vermietung  usw. 
genau  genommen  nicht  dem  körperlichen  Haus  einen  Pfandwert  oder 
Mietwert  beilegen.  Denn  nicht  das  körperliche  Haus  ist  der  Gegen- 
stand solcher  Übertragung,  sondern  das  Pfandrecht,  das  Mietrecht; 
ebenso  wie  z.  B.  bei  dem  Verkauf  einer  Wasserkraft  nicht  unmittelbar 
das  Wasser  oder  die  Wasserkraft  selbst,  sondern  das  Recht,  sie  zu 
benützen,  den  Gegenstand  der  Veräußerung  bildet. 

Mit  der  Übertragung  eines  Rechts  an  einem  körperlichen  Gegenstand 
kann  auch  des  letzteren  tatsächliche,  körperliche  Übergabe  ver- 
bunden sein ;  dies  ist  aber  ein  von  dem  Austausch  der  Rechte  be- 
grifflich unabhängiger  Vorgang.  So  kann  das  Eigentum 
übergehen,  auch  wenn  der  alte  Eigentümer  auf  Grund  z.  B.  eines 
gleichzeitigen   Miet-   oder   Leihvertrages   ein   Recht   auf   körperlichen 
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Besitz  der  Sache  und  diese  selbst  behält.  Umgekehrt  ist  aber  der 
Übergang  des  körperlichen  Besitzes  von  einem  Rechtssubjekt 
auf  ein  anderes  nach  dem  schon  oben  Gesagten  nicht  anders  möglich 
denn  als  äußere  Erscheinung  des  Überganges  eines  Rechts  zum 
Besitz. 

Freilich  bestehen  notwendige  Wechselbeziehungen  zwischen 
Recht  und  Sache.  Einerseits  ergreift  die  Realisierung  des  Rechts  die 
körperliche  Sache;  andererseits  ist  die  —  selbständigen  Einwirkungen 
unterliegende  —  Beschaffenheit  der  letzteren  bestimmend  für  den 
Umfang  des  Rechts.  Insbesondere  beim  Eigentumsrecht  bewirkt  dieser 
Umstand  im  Sprachgebrauch  sowohl  des  täglichen  Lebens  als  auch 
der  Rechtswissenschaft  die  Identifizierung  von  Sache 
und  Recht;  man  spricht  schlechtweg  von  der  Veräußerung  oder 
Verpfändung  eines  Hauses,  und  auch  im  folgenden  mrd  im  Interesse 
«iner  kurzen  Ausdrucksweise  diesem  Sprachgebrauch  gefolgt  werden. 
Allein  in  Wirklichkeit  sind  das  Eigentum  (oder  ein  anderes  Recht) 
und  die  körperliche  Sache  so  wenig  identisch,  als  ein  und  derselbe 
Gegenstand  gleichzeitig  körperlich  und  unkörperlich  sein  kann.  Gleich 
wie  ,,das  Ding  an  sich",  das  hinter  seiner  äußeren  Erscheinung 
steckt,  nicht  wahrnehmbar  ist  ohne  diese  selbst  und  wie  es  von  dieser 
seiner  subjektiv  gefärbten  Erscheinung  dennoch  verschieden  ist,  ähn- 
lich erscheinen  auch  die  Dinge  im  Wertverkehr  nicht  anders  denn  in 
Umhüllung  durch  irgendein  Recht.  Man  muß  sich  also  vor  Augen 
halten ,  daß  man  nicht  bloß  körperliche  Dinge  meint ,  wenn  man 
von  deren  Verkehrswert  spricht,  sondern  stets  auch  Rechte. 

IL 

Alles  Privatrecht  hat  seine  Grundlage  in  der  Macht  des  Staates. 
Inhalt  und  Sicherheit  jeden  Rechtes  beruht  auf  der  Beschaffenheit 
der  staatlichen  Gesetzgebung  (oder  auch  eines  nur  tatsächlich 
vom  Staat  anerkannten  und  geschützten  Gewohnheitsrechtes)  und 
der  öffentlichen  Verwaltung.  Betrachtet  man  daher  den  Wert 
von  der  objektiven  Seite,  unter  dem  Gesichtspunkt  seiner  Erzeugung, 
nicht  des  Zwecks,  so  gehört  zu  denjenigen  Momenten,  denen  diese 
Erzeugung  zuzuschreiben  ist,  nicht  nur  der  Aufwand  an  privater 
Tätigkeit,  sondern  ebenso  auch  die  Tätigkeit  des  Staates. 

Gehen  im  öffentlichen  Leben  Veränderungen  vor  sich,  die  den  Be- 
stand und  die  Sicherheit  der  Rechtsverhältnisse  berühren,  so  werden 
auch  die  Güterwerte  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Nicht  nur  jede 
positive  Einwirkung  der  Rechtsordnung  auf  den  Bestand  eines  Rechts, 
sondern  auch  jede  Schwankung  in  der  Sicherheit  einer  Rechtsordnung 
berührt  den  Tauschwert  der  im  Wertverkehr  befindlichen  Güter  und 
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vermag  ihn  zu  verändern.  Z.  B.  unter  den  Gründen,  von  denen  die 
Höhe  der  Wechselkurse  abhängig  ist,  befindet  sich  auch  die  Rücksicht 
auf  die  Rechtssicherheit:  je  geordneter  und  gefestigter  ein  Staatswesen 
ist,  je  vertrauenswürdiger  seine  Rechtspflege,  je  geringer  die  Sorge 
vor  möglichen  Störungen  des  inneren  oder  des  äußeren  Friedens,  zu 
desto  leichteren  Bedingungen  ist  die  Geschäftswelt  des  Auslandes 
bereit,  dorthin  Handel  zu  treiben  und  dort  Anlagen  zu  machen;  je 
weniger  aber  jenes  der  Fall  ist,  desto  geringer  bewertet  und  bezahlt 
sie  —  ceteris  paribus  —  das  Recht  auf  Leistungen,  zu  denen  sich  der 
dortige  Schuldner  verpflichtet. 

Von  diesem  Gedankengang  aus  ist  auch  ohne  weiteres  eine  Stellung 
zu  der  Streitfrage  gegeben,  ob  die  Ausgaben  für  Heer  und  Marine 
an  und  für  sich  als  produktiv  anzusprechen  sind  oder  nicht. 
Versteht  man  unter  ,, produktiv"  jede  Tätigkeit  und  jeden  Aufwand, 
soweit  sie  sich  als  neue  Werte  schaffend  oder  als  bestehende  Werte 
erhöhend  darstellen,  so  steht  der  produktive  Charakter  der  genannten 
Art  von  Ausgaben  außer  Frage,  sofern  es  sich  um  einen  Aufwand 
handelt,  der  zur  Erhaltung  oder  Erhöhung  der  Rechtssicherheit  bei- 
trägt. Denn  Sicherung  oder  Erhöhung  der  Rechtssicherheit  bedeutet 
nicht  minder  die  Erzeugung  oder  Verbesserung  einer  den  Wertobjekten 
wesentlichen  und  für  die  Werthöhe  maßgebenden  Eigenschaft  als  die 
Erzeugung  oder  Erhaltung  irgendeiner  körperlichen  Eigenschaft  des 
Objekts,  das  den  Gegenstand  eines  Rechts  bildet. 

Es  geht  nicht  an,  den  Einfluß  der  Tätigkeit  des  Staates  etwa  damit 
abzutun,  daß  man  die  Wirkungen  dieses  Einflusses  als  künstliche 
Veränderungen  der  Werte  im  Gegensatz  zur  ,, natürlichen"  Wert- 
bildung stellt.  Denn  die  Einwirkung  des  Staates  ist  nicht  nur  an  und 
für  sich  nichts  Künstliches,  sie  läßt  sich  vielmehr  aus  einer  entwickelten 
Volkswirtschaft  überhaupt  nicht  fortdenken.  So  wahr  der  Gegenstand 
des  Tauschwertes  stets  ein  subjektives  Recht  ist,  so  wahr  ist  eben 
der  Tauschwert  in  seinem  wesentlichen  Bestand  m  i  t  abhängig 
von  denjenigen  Faktoren,  von  denen  dieses  Recht  abhängt,  d.  h, 
vom  Staat  und  seiner  Tätigkeit  (im  weitesten  Sinn).  Auch  wenn  bei 
werttheoretischen  Untersuchungen  die  Wirksamkeit  des  Staates  nicht 
mit  in  Rücksicht  genommen  wird,  ähnlich  wie  etwa  der  Naturforscher 
einen  luftleeren  Raum  für  seine  Experimente  herstellt,  so  pflegt  es 
dennoch  stets  ein  durchaus  geordneter  Zustand  der  Volkswirt- 
schaft zu  sein,  von  dem  diese  Untersuchungen  ausgehen.  Die  logische 
Voraussetzung  ihrer  vom  Staat  abstrahierenden  Gedankengänge  ist  also 
in  Wahrheit  nicht  nur  kein  staatsloser,  anarchischer  Zustand,  sondern 
im  Gegenteil  die  Existenz  eines  Staates  von  idealer  Stabilität 
in   allen   seinen   Einrichtungen   und   Funktionen,   so   daß   eben   deren 
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Einfluß  auf  das  Wirtschaftsleben  als  ein  sich  stets  gleichbleibender 
Faktor  gesetzt  und  deshalb  bei  solchen  Untersuchungen  eliminert 
werden  kann. 

III. 

In  jedem  Wert  steckt  nach  dem  Dargelegten  eine 
Quote,  die  der  Tätigkeit  des  Staates  und  seinen 
Einrichtungen  verdankt  wird.  Indem  der  Staat  Steuern 
erhebt,  zieht  er  also  gewissermaßen  seinen  Gewinnanteil  aus  der 
volkswirtschaftlichen  Produktion  heraus,  an  deren  wertbildenden  Pro- 
zessen er  fortdauernd,  sei  es  auch  nur  durch  einfachen  Schutz  der 
Rechtsordnung,  mitwirkt. 

Dieser  Gedankengang  ist  geeignet,  das  Besteuerungsrecht  als  solches, 
die  Einrichtung,  daß  der  Staat  überhaupt  Steuern  erhebt,  rechts- 
philosophisch zu  begründen.  Aber  es  verbietet  sich,  nur  bei  ein- 
zelnen Steuern  —  im  Unterschied  von  anderen  Steuern  — 
auf  die  Bedeutung  der  allgemeinen  Staatstätigkeit  für  die  Wert  - 
bewegung  hinzuweisen. 

Es  wurde  z.  B.  die  Beteiligung  des  Reichs  am  Ertrag  der  durch 
das  Reichsgesetz  vom  14.  Februar  191 1  normierten  Steuer  auf  den 
Wertzuwachs  inländischer  Grundstücke  mit  dem  Hinweis  darauf  be- 
gründet, daß  der  Wertzuwachs  an  Immobilien  mindestens  zu  einem 
guten  Teil  dem  Bestand  und  dem  Wirken  des  Deutschen  Reiches  ver- 
dankt werde;  deshalb  sei  es  nicht  mehr  als  billig,  dem  Reich  auch 
einen  Teil  dieses  Wertzuwachses  wieder  zukommen  zu  lassen.  Nun 
kann  es  ja  vom  Standpunkt  des  Äquivalenzprinzips  aus  leicht  gerecht- 
fertigt werden,  wenn  eine  Gemeinde,  wie  dies  an  vielen  Orten  der 
Fall  ist,  eine  solche  Sondersteuer  erhebt.  Denn  es  ist  offensichtlich, 
daß  die  Gemeinde  viele  Aufwendungen  macht  (insbesondere  für 
Straßenbau),  die  unmittelbar  solche  Wertsteigerungen  des  Grund 
und  Bodens  bewirken,  und  es  liegt  nahe,  den  hierdurch  vor  der  Masse 
der  Steuerzahler  begünstigten  Eigentümern  eine  Sondersteuer  aufzu- 
erlegen, die  ein  gewisses  Äquivalent  für  diese  auf  allgemeine  Kosten 
erlangten  Sondervorteile  bildet.  Es  lassen  sich  auch  viele  Fälle  denken, 
in  denen  dem  Reich  oder  einem  Staat  gegenüber  die  Sache  sich  ähnlich 
verhält,  z.  B.  wenn  das  Reich  neue  Garnisonen  schafft  oder  wenn 
ein  Staat  eine  neue  Bildungsstätte  an  einem  Ort  ins  Leben  ruft  oder 
diesen  oder  jenen  Landesteil  mit  einer  neuen  Eisenbahnlinie  versieht 
usw.  Tatsächlich  ist  es  dann  ja  auch,  namentlich  in  Fällen  der  letzt- 
genannten Art,  gebräuchlich,  die  begünstigten  Gemeinden  irgendwie 
zu  Sonderbeiträgen  zu  verpflichten  (in  Gestalt  von  Barzuschüssen, 
Garantien,  unentgeltlichen  Grundabtretungen  und  dergleichen  mehr). 

In   analogem  Gedankengang  kann   man   freilich  dazu  kommen,   zu 
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fordern,  daß  in  solchen  Fällen,  wo  durch  Veranstaltungen  eines  öffent- 
lichen Körpers,  die  im  Interesse  der  Allgemeinheit  vorgenommen 
werden,  einzelnen  Personen  oder  Gemeinden  ein  Sonder  nachteil 
zugefügt  wird,  diesen  aus  öffentlichen  Mitteln  auch  eine  Entschädigung 
für  diese  Sonderbelastung  zugebilligt  werden  müsse,  also  z.  B.  wenn 
eine  Garnison  oder  wenn  eine  Regierungsbehörde  von  dem  Platz  weg- 
verlegt wird,  an  dem  sie  sich  bisher  befand  usw. 

Allein  bei  der  Reichswertzuwachssteuer  handelte  es  sich  nicht  nur 
um  solche  Fälle,  in  denen  ein  erkennbarer  Zusammenhang  zwischen 
bestimmten  Aufwendungen  aus  öffentlichen  Mitteln  und  der  Wert- 
steigerung, um  die  es  sich  handelt,  vorliegt;  vielmehr  wurde  die  Be- 
gründung der  Steuer  dem  Zusammenhang  des  Wertzuwachses  mit  der 
allgemeinen  Wirksamkeit  des  Reiches  entnommen.  Aber  dieser 
Zusammenhang  besteht  in  ganz  analoger  Weise  wie  bei  dem  Wertzu- 
wachs an  Immobilien  auch  bei  jedem  anderen  Wertzuwachs.  Wenn 
z.  B.  die  Textilindustrie  gute  Geschäfte  macht,  so  verdankt  sie  dies 
auch  nicht  allein  der  technischen  und  kaufmännischen  Geschicklich- 
keit ihrer  Leiter,  sondern  unter  anderem  auch  dem  Umstand,  daß 
die  Bevölkerung  wächst  und  deshalb  mehr  Kleider  braucht,  ebenso 
wie  sie  mehr  Land  zum  Bau  von  Wohnungen  benötigt;  sie  verdankt 
es  ferner  dem  Umstand,  daß  die  Masse  der  Bevölkerung  kaufkräftiger 
wird,  woran  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  von  Reich,  Staat  und 
Gemeinde  ein  gut  Teil  des  Verdienstes  gebührt.  Oder  die  Einkommens- 
verhältnisse der  liberalen  Berufe  sind  ebenfalls  zu  einem  guten  Teil 
mitbedingt  durch  die  Größe  und  durch  die  ganze  wirtschaftliche  Lage 
der  Bevölkerung,  in  deren  Mitte  die  Berufe  ausgeübt  werden;  auch 
ihren  Einnahmen  kommt  eine  glückliche  Wirksamkeit  der  öffent- 
lichen Körper  zugute.  Das  gleiche  läßt  sich  analog  von  allen 
Erwerbsberufen  in  allen  ihren  Zweigen  sagen. 

In  Wahrheit  steckt  in  jedem  inländischen  Wert  eine  Quote,  die 
volkswirtschaftlich  auf  Konto  von  Reich  und  Staat  und  der  anderen 
öffentlichen  Körper  zu  buchen  ist.  Von  der  Besteuerung  des  „unver- 
dienten" Wertzuwachses  am  Grundbesitz  gelangt  man  daher  mit  un- 
erbittlicher Notwendigkeit  zu  einer  Besteuerung  solchen  Wertzuwachses 
auch  am  beweglichen  Vermögen.  Es  war  eine  durchaus  folgerichtige 
Entwicklung  (wenn  schon  dieser  Weg  einmal  beschritten  wurde), 
die  von  der  partiellen,  auf  das  immobile  Kapital  beschränkten  Wert- 
zuwachssteuer zu  einer  generellen  Besteuerung  allen  kapitalistischen 
Wertzuwachses  gedrängt  hat,  wie  sie  jetzt  in  der  sogenannten  Besitz- 
steuer des  Deutschen  Reiches  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom 
3.  Juli  19 13  verwirklicht  ist,  die  ihrerseits  dem  zwingend  richtigen 
Gedanken  einer  allgemeinen  Kriegsgewinnsteuer  den  Boden  geebnet  hat. 
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IV. 

Die  Bedeutung  des  Staates  und  insbesondere  der  Rechts- 
ordnung für  die  Wertbildung  hervorheben,  heißt  aber  allerdings 
nur  erst  nach  einer  Seite  hin  daran  erinnern,  daß  die  Erzeugung 
eines  Gutes  regelmäßig  nicht  bloß  der  unmittelbar  darauf  verwendeten 
Arbeit,  sondern  vielmehr  unserer  gesamten  Kultur  zu  ver- 
danken ist. 

Die  objektiven  Werttheorien  schätzen  die  menschliche  Arbeit  nur 
insoweit  als  wertvoll,  als  ihr  ein  geschäftlicher  Erfolg  beschieden  ist, 
betrachten  alle  andere  Arbeit  aber  als  wertlos,  als  gleichgültig  für 
die  Wertbildung.  Dies  ist  der  Punkt,  bei  dem  sich  die  objektiven 
Theorien  mit  der  Bedeutung  des  Gebrauchswertes  für  die  Tausch- 
wertbildung befassen.  Der  Gebrauchswert  sei  die  unbedingte  und 
selbstverständliche  Voraussetzung  jeglichen  Tauschwertes;  daß  ein 
Ding  als  Gebrauchswert  begehrt  wird,  entscheide  hinterher  darüber, 
ob  die  in  ihm  steckende  Arbeit  als  eine  wertbildende,  produktive, 
gesellschaftlich  notwendige  Arbeit  anerkannt  werden  kann.  Wohl 
rechnen  selbstverständlich  die  objektiven  Werttheorien  zu  dem  für 
die  Produktion  benötigten  Aufwand  an  Arbeit  oder  Kosten  auch  den 
Aufwand,  der  durch  früher  vorangegangene  Arbeit  auf  diejenigen 
Maschinen  und  Werkzeuge,  die  zur  Produktion  benützt  werden,  auf 
die  Produktion  der  Rohstoffe  und  Hilfsstoffe  selbst,  auch  auf  die 
Erziehung  und  Ausbildung  der  Produzenten  verwendet  worden  ist. 
Allein  sie  schätzen  diesen  Aufwand  nur  insoweit,  als  er  unmittelbar 
Gebrauchswerte  und  Tauschwerte  entstehen  ließ.  Es  bleibt  kein  Raum 
für  die  Würdigung  des  Anteils,  den  auch  mißglückte  Versuche, 
vergebliche  Mühen  und  die  aus  ihnen  gewonnene  Erfahrung 
an  dem  Erfolg  der  Produktionstätigkeit  haben.  Der  heutige  Stand 
der  Technik  auf  allen  Gebieten  ist  aber  nicht  erreichbar  gewesen,  ohne 
daß  zahllose  Erfinder  vergeblich  ihren  Schweiß  an  Probleme  gewendet 
haben,  deren  Lösung  erst  dem  Tausendsten  gelang.  Niemals  konnte 
und  kann  erwartet  werden,  daß  eine  Erfindung  gleich  beim  ersten  Ver- 
such gelingt. 

Tausend  Versuche  müssen  erst  die  Ungangbarkeit  von  tausend 
Wegen  erwiesen  haben,  ehe  der  richtige  Weg  sich  zeigt.  Ist  die  Arbeit 
aller  jener  anderen  Versuche,  sind  die  Kosten,  die  auf  sie  verwendet 
wurden,  vergeblich  gewesen?  Individuell  betrachtet,  gewiß.  Vom 
höheren  Standpunkt  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  aus  sind 
sie  jedoch  so  sicher  notwendig  gewesen,  als  alle  unsere  heutigen  Er- 
rungenschaften nicht  aus  dem  Boden  gestampft,  sondern  das  müh- 
selig und  unter  fortwährenden  Enttäuschungen  errungene  Resultat 
der  gesamten  Vergangenheit  sind,  auf  die  wir  zurückblicken. 
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Betrachten  wir  die  Kosten  und  den  Arbeitsaufwand,  den  eine  Flug- 
maschine darstellt!  Ihr  Kostenwert  ist  freilich  leicht  festzustellen. 
Derjenige  ganze  Aufwand  an  Arbeit  und  Kosten  jedoch,  der  ins- 
gesamt an  die  Entdeckung  des  Flugproblems  nicht  nur  tatsächlich 
gerückt  worden  ist,  sondern  hat  gerückt  werden  müssen,  tritt 
weder  im  Kostenwert  noch  auch  im  Arbeitswert  des  Produkts  in  die 
Erscheinung;  in  diesen  geht  höchstens  der  Aufwand  desjenigen  Er- 
finders ein,  dem  nach  den  Mißerfolgen  seiner  unglücklichen  Vorgänger, 
und  zwar  zu  einem  guten  Teil  dank  diesen  Mißerfolgen  die  ent- 
scheidende Erfindung  gelang  —  auch  dieser  Aufwand  übrigens  nur, 
seitdem  die  Rechtsordnung  das  Recht  der  Erfindung  schützt  und 
insoweit  dies  der  Fall  ist  (dann  freilich  möglicherweise  auch  ein- 
schließlich der  Kosten  für  vergebliche  Versuche  des  Erfinders), 

Nicht  anders  steht  es  aber  bei  allen  Erfindungen  der  Technik, 
deren  Ergebnis  der  tatsächliche  Zustand  der  Güterproduktion  ist, 
und  nicht  anders  verhält  es  sich  auch  in  den  anderen  Zweigen  der 
wirtschaftlichen  Produktion.  Man  denke  z.  B.  an  die  Erschließung 
bergmännischer  Schätze!  Wie  viele  Bohrungen  müssen  oft  vergeblich 
gemacht  werden,  damit  schließlich  der  richtige  Minengang  gefunden 
wird.  Ob  der  glückliche  Finder  vollen  Ersatz  seiner  Kosten  erwarten 
kann,  hängt  von  der  Lage  des  Marktes,  von  der  Nachfrage  und  dem 
sonstigen  Angebot  ab;  jedenfalls  scheiden  die  Mühen  und  Kosten 
aller  derjenigen  aus  (auch  wenn  die  Markt  Verhältnisse  dem  Produ- 
zenten noch  so  günstig  sind),  die  kein  verwertbares  Recht  erzielt  haben. 
Auch  die  heutige  Art  des  Handels  betriebes  hat  erst  mit  dem  Lehr- 
geld zahlloser  Versuche  und  Fehlgriffe  bezahlt  werden  müssen.  Alle 
geistige  Produktion  der  Gegenwart  ist  erst  das  Ergebnis  einer 
tausendjährigen  Entwicklung,  bei  der  unzählige  Menschen  in  unendlich 
kleinen  Teilen  und  unter  unendlich  vielen  Irrgängen,  die  als  solche 
erst  erprobt  werden  mußten,  das  Gebäude  unserer  heutigen  Erkenntnis 
zusammengefügt  haben. 

In  früheren  Zeiten  mochte  man  an  der  Notwendigkeit  und  kultu- 
rellen Wichtigkeit  auch  fehlgeschlagener  Versuche  speziell  auf  dem 
Gebiet  der  Güterproduktion  und  damit  auch  an  der  wahren  Bedeutung 
des  (vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt  aus  betrachtet)  vergeb- 
lichen, fruchtlosen  Kostenaufwandes  vorbeigehen,  solange  die  Pro- 
duktions- und  Betriebsmethoden  auf  allen  Gebieten  noch  einen 
stabileren  Charakter  hatten.  Im  Zeitalter  der  modernen  Technik  geht 
dies  aber  um  so  weniger  an,  als  es  jetzt  eine  alltägliche  Erscheinung 
geworden  ist,  daß  eine  neue  Erfindung  die  älteren  zerstört  und  ent- 
wertet, und  zwar  oft  schon  ehe  die  Kosten  dieser  älteren  auch  nur 
erst  abgeschrieben  sind.   Dieser  Fall  ist  aber  mit  dem  schon  genannten 
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aufs  engste  verwandt.  Es  ist  nur  ein  gradueller,  kein  wesentlicher 
Unterschied,  ob  der  Aufwand  eines  Erfinders  überhaupt  zu  keinem 
Resultat  geführt  hat,  das  in  der  Praxis  Verwertung  finden  konnte, 
oder  ob  zwar  eine  Erfindung  zur  Einführung  kam,  jedoch  schon,  ehe 
sie  sich  vollständig  bezahlt  machen  konnte,  durch  eine  neuere  ver- 
drängt wurde.  Im  einen  wie  im  andern  Fall  ist  eine  (privat wirtschaft- 
lich) wertlos  gewordene  Arbeit  und  Kapitalverwendung  dennoch  die 
notwendige  Vorstufe  der  Gegenwart  und  Zukunft  gewesen.  Die  Ver- 
gangenheit hat  das  Lehrgeld  bezahlt  für  die  Gegenwart,  ohne  das 
der  heutige  Zustand  der  Produktion  nicht  denkbar  wäre. 

Dieser  Gedankengang  ist  geeignet,  die  kultmrelle  Bedeutung  der  An- 
sammlung privater  Vermögensüberschüsse  ins  rechte  Licht  zu  rücken. 
Denn  es  muß  möglich  sein,  für  unzählige  Versuche  Unmengen  Geldes 
erst  sozusagen  zum  Fenster  hinauszuwerfen,  bis  einem  schließlich 
Erfolg  beschieden  ist.  Das  Geldhinauswerfen  können 
in  diesem  Sinn  ist  eine  der  wichtigsten  Voraus- 
setzungendes Kulturfortschrittes. 

Wie  wäre  es  möglich  gewesen  —  um  einige  besondere  markante 
Beispiele  zu  nennen  — ,  die  Nutzbarmachung  der  Dampfkraft  und 
der  Elektrizität  auf  ihre  jetzige  Höhe  zu  bringen,  wenn  es  an  Privat- 
leuten gefehlt  hätte,  die  überflüssiges  Geld  besaßen  und  es  für  Unter- 
nehmungen hergeben  konnten,  die  der  ganzen  Mitwelt  als  hirnverbrannt 
und  lächerlich  erschienen!  Auf  Staatsgelder  hätten  die  Bahnbrecher 
auf  diesen  Gebieten  lange  warten  können.  Man  erinnere  sich  der  Ge- 
schichte der  ersten  Eisenbahnen,  die  man  selbst  in  der  gelehrten  Welt 
nicht  weniger  für  Narrenspossen  erklärte,  wie  noch  vor  wenigen  Jahren 
jeden  Gedanken  an  ein  lenkbares  Luftschiff  und  an  eine  Flugmaschine. 
Keine  Staatsregierung  und  kein  Parlament  der  Welt  hätte  jemals 
einen  roten  Pfennig  an  diese  himmelstürmenden  Gedanken  gewagt, 
und  ebenso  unwahrscheinlich  ist  es,  daß  die  nötigen  Mittel  für  solche 
Zwecke  in  einem  Volke  aufzubringen  wären,  das  ohne  eigentlich  reiche 
Leute  nur  kleine  Sparer  besäße,  denen  es,  weil  sie  weit  näherliegende 
Sorgen  haben,  durchschnittlich  gar  nicht  in  den  Sinn  kommen  kann 
noch  darf,  ihre  geringen  Überschüsse  auf  Erfinderphantasieen  zu  ris- 
kieren. Fehlt  es  an  ausgiebigen  Vermögensüberschüssen  in  privaten 
Händen,  so  sind  in  zahllosen  Fällen  der  Geist  und  die  Tatkraft  der 
Erfinder  zur  Machtlosigkeit  verdammt. 

Was  hier  in  bezug  auf  das  wirtschaftliche  Gebiet  gesagt  ist,  gilt 
freilich  ebenso  auch  für  Unternehmungen  sozialen,  ethischen,  künstle- 
rischen und  jedes  beliebigen  sonstigen  Charakters.  Wo  überall  es  sich 
um  Gedanken  und  Taten  handelt,  die  keine  Schabionisierung  ver- 
tragen, ist  es  die  unbedingte  Voraussetzung  zahlloser  kulturell  wert- 
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voller  Unternehmungen,  daß  individuelle  Willkür,  Neigung,  Unter- 
nehmungslust sich  ausgiebig  betätigen  können.  Regelmäßig  ist  dies 
aber  nur  der  Fall,  wenn  sie  an  privatem  Kapitalüberfluß  —  eigenem 
oder  fremdem  —  ihren  Rückhalt  finden. 

Der  kulturelle  Wert  und  damit  die  Daseinsberechtigung  privaten 
Reichtums  liegt  eben  in  der  Möglichkeit,  auch  solche  Bestrebungen 
ins  Leben  zu  rufen  und  zu  entwickeln,  die,  materieller  Unterstützung 
bedürftig,  auf  diese  sonst  nicht  rechnen  könnten,  weil  sie  dem  Ver- 
ständnis, dem  Bedürfnis,  dem  Geschmack  nur  Vereinzelter  ent- 
sprechen, und  auf  deren,  der  Wertbildung  —  sei  es  im  idealen  oder 
im  ökonomischen  Sinn,  sei  es  unmittelbar  oder  mittelbar  —  zugute 
kommende  Ergebnisse  sonst  daher  verzichtet  werden  müßte. 

V. 

Nach  dem  eingangs  Dargelegten  ist  das  Objekt  der  Bewertung 
im  Tauschverkehr  in  erster  Linie  nicht  sowohl  eine  Materie,  als 
vielmehr  ein  Recht  (auf  irgendein  Handeln,  Dulden  oder  Unter- 
lassen) . 

Zum  Beispiel  das  Objekt  des  Kaufvertrages,  d.  h.  das  Objekt  der- 
jenigen Bewertung,  die  den  Preis  bestimmt,  ist  genau  betrachtet  das 
Recht,  die  Forderung,  auf  Verschaffung  des  Eigentums;  in 
allen  Fällen  ist  das,  was  ich  erkaufe  und  dessen  Wert  ich  bezahle, 
das  Recht  auf  die  in  der  Eigentumsverschaffung  bestehende  Leistung. 
Wie  lange  Zeit  dabei  zwischen  dem  Kaufabschluß  und  der  Erfüllung 
der  Leistungsverbindlichkeit  verstreicht,  ob  diese  Erfüllung  sofort 
nach  Abschluß  erfolgt,  wenn  die  verkaufte  Sache  gerade  zur  Hand  ist, 
oder  erst  in  einem  späteren  Zeitpunkt,  wenn  die  Sache  erst  herbei- 
geschafft oder  gar  erst  produziert  werden  muß  oder  weil  vielleicht 
der  Verkäufer  erst  die  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  verschobene 
Zahlung  des  Preises  durch  den  Käufer  abwarten  will  —  all  dies  sind 
in  dieser  Hinsicht  außerwesentliche  Momente,  bloße  accidentalia,  die 
daran  nichts  ändern,  daß  es  nicht  eine  körperliche  Sache  an  und  für 
sich,  sondern  ein  Recht,  die  Forderung  auf  eine  Leistung  ist,  was 
gekauft  und  bewertet  wird. 

Was  hier  bezüglich  des  Kaufgeschäftes  dargelegt  ist,  kann  analog 
auf  alle  beliebigen  Rechtsgeschäfte  und  alle  beliebigen  Objekte  ange- 
wendet werden.  Die  Feststellung,  daß  das  Objekt  der  Bewertung  bei 
einem  Vertragsschluß  im  Tauschverkehr  genau  betrachtet  stets  in 
einer  Leistung  besteht,  ist  aber  gleichbedeutend  mit  der  Feststellung, 
daß  dieses  Objekt  etwas  Zukünftiges  darstellt.  Nicht  um 
getane  Arbeit,   nicht  um  eine  in  einem   Gut  bereits  verkörperte 
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Arbeit  handelt  es  sich  bei  der  Bewertung,  sondern  um  eine  zu- 
künftige Arbeit,  eine  zukünftige  Leistung  (ein  zukünftiges 
Handeln,  Dulden  oder  Unterlassen). 

Es  wäre  vielleicht  besser,  bei  der  Untersuchung  des  Wertproblems 
nicht,  wie  üblich,  gerade  von  der  Betrachtung  eines  Umsatzes  fertiger 
Güter  auszugehen.  Denn  die  Auffassung,  als  sei  der  Umsatz  fertiger 
Produkte  der  N  o  r  m  a  1  f  a  1 1  des  Wertverkehrs  und  daher  das  gegebene 
Schulbeispiel  für  dessen  theoretische  Untersuchung,  steht  nicht  in 
Harmonie  mit  der  Wirklichkeit. 

Betrachtet  man  die  Frage  historisch,  so  wird  man  unterscheiden 
müssen  zwischen  demjenigen  Verkehr,  der  sich  zwischen  verschiedenen 
Angehörigen  desselben  Stammes  (oder  einer  sonstigen  wirtschaftHchen 
Gemeinschaft)  und  demjenigen  Tausch  verkehr,  der  sich  zwischen 
Stammesfremden  entwickelte.  Daß  für  den  letzteren  Verkehr  der 
Austausch  fertiger  Produkte  als  das  natürliche  und  ursprüngliche  zu 
betrachten  ist,  darf  als  sicher  betrachtet  werden.  Auch  aus  Reise- 
beschreibungen, die  uns  die  Kenntnis  der  Gebräuche  neuzeitlicher, 
auf  niedriger  Kulturstufe  stehender  Völkerschaften  vermitteln,  wissen 
wir,  daß  der  Händler,  überhaupt  jeder  Fremde,  der  Regel  nach  nur 
in  der  Art  einen  Handelsverkehr  mit  solchen  Stämmen  unterhalten 
kann,  daß  Zug  um  Zug,  Ware  gegen  Ware  (Preis)  getauscht  wird. 
Was  aber  die  Entwicklung  innerhalb  der  wirtschaftlichen  Gemein- 
schaften betrifft,  so  darf  sowohl  für  die  alten  Markgenossenschaften 
wie  für  die  mittelalterliche  Fronhofswirtschaft  folgendes  als  der  typische 
Zustand  betrachtet  werden.  Jedem  Mitglied  der  Gemeinschaft  war 
seine  besondere  Funktion  angewiesen.  Dabei  war  ursprünglich  die 
Regel,  daß  der  Einzelne  nur  für  die  Gemeinschaft  arbeitete 
und  daher  auch  nur  von  dieser  (bzw.  dem  Herrn  des  Fronhofs) 
das  Entgelt,  also  seinen  Unterhalt,  empfing.  Wie  sich  aber  im  Lauf 
der  Zeit  mehr  und  mehr  Gelegenheit  bot,  mit  Fremden  in  Verbindung 
zu  treten,  so  verbreitete  sich  auch  die  Gewohnheit,  diejenige  Arbeits- 
zeit, die  einer  innerhalb  seiner  eigenen  Gemeinschaft  voll  zu  verwerten 
keine  Gelegenheit  hatte,  also  die  überschüssige  Arbeitszeit,  zu  entgelt- 
lichen Diensten  für  Fremde  zu  verwenden.  Hatte  z.  B.  ein  solcher 
Fronhofsschmied  oder  -Zimmermann  zu  Hause  keine  Beschäftigung, 
die  seine  Zeit  ausfüllte,  so  stellte  er  seine  Arbeitskraft,  falls  er  Gelegen- 
heit hatte,  Fronhofsfremden  zur  Verfügung.  Der  Fronherr  hatte 
kein  Interesse,  solche  Nebenarbeit  zu  hindern,  vollends  dann  nicht, 
wenn  er  sich,  was  die  Regel  sein  mochte,  von  diesem  Nebenverdienst 
seines  Hörigen  eine  Abgabe  abliefern  ließ. 

Die  ursprüngliche   Form   solcher  Nebenarbeit  konnte  wohl  im 
allgemeinen  nicht  wohl  die  gewesen  sein,  daß  irgendwelche  Gegenstände 
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auf  Vorrat  hergestellt  und  dann  außerhalb  angeboten  wurden ; 
vielmehr  war  es  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  so,  daß  der  Hörige 
bzw.  Markgenosse  auf  Bestellung  arbeitete,  gleichviel,  ob  er 
dabei  auf  die  Stör  ging  oder  daß  er  die  bestellte  Arbeit  bei  sich 
zu  Hause  ausführte,  wenn  er  eben  nur  hier  die  notwendige  Ein- 
richtung besaß  (z.  B.  als  Schmied).  Es  handelte  sich  in  diesen 
Verhältnissen  also  nicht  um  Kauf,  sondern  um  Dienstmiete  oder 
Werkmiete. 

Erst  ganz  allmählich  konnte  sich  denkbarerweise  in  solchen  Ver- 
hältnissen ein  Arbeiten  auf  Vorrat  und  damit  ein  regelmäßiger  Umsatz 
fertiger  Güter  entwickeln.  Der  Fortgang  dieser  Entwicklung  hat 
aber,  genau  besehen,  über  ein  verhältnismäßig  kleines  Anwendungs- 
gebiet nie  hinausgeführt  und  konnte  dies  auch  gar  nicht;  in  der  Gegen- 
wart kann  sogar  wohl  eher  wieder  von  einer  rückläufigen  Bewegung 
gesprochen  werden. 

Der  Verkauf  fertiger  Güter  (der  ein  Arbeiten  auf  Vorrat  zur  not- 
wendigen Voraussetzimg  hat)  kann  heute  wohl  nur  noch  im  Bereich 
des  Kleinkaufmanns,  der  in  unmittelbarem  Verkehr  mit  dem  Publikum 
die  kleinen  Bedürfnisse  des  täglichen  Lebens  bedient,  und  des  kleinen 
Landwirts  als  der  tj^ische  Normalfall  betrachtet  werden.  Sonst  aber, 
namentlich  im  Großhandel  und  in  der  Großindustrie,  herrscht  mehr 
und  mehr  das  Streben  nach  fester  Bindung  der  Bezugs-  und  Liefenmgs- 
verhältnisse ;  vom  Fall  besonderer  Spekulationen  abgesehen  pflegt  es 
da  ein  Zeichen  schlechten  Geschäftsganges  zu  sein,  wenn  auf  Vorrat 
ein  Lager  gehäuft  wird. 

Mit  anderen  Worten:  Unter  allen  Fällen  des  Umsatzes  körperlicher 
Güter  nimmt  der  Umsatz  fertiger  Güter  nur  einen  verhältnismäßig 
kleinen  Ramn  ein.  Der  gesamte  Umsatz  körperlicher  Güter  wiederum 
ist  aber  nur  ein  Teil  des  gesamten  Wertverkehrs  überhaupt,  welch 
letzterer  außerdem  noch  das  ungeheure  Gebiet  der  Arbeits-  und 
Dienstverträge  und  eine  unendliche  Fülle  sonstiger  Rechtsverhält- 
nisse umfaßt. 

Nicht  nur  vom  Standpunkt  der  subjektiven  Werttheorien  aus 
betrachtet  hat  somit  der  Tauschwert  seine  Wurzel  und  sein  Maß 
in  der  Erwartung  eines  zukünftigen  Geschehens,  nämlich  der 
Bedürfnisbefriedigung,  um  deretwillen  ein  Gut  gewertet  und  begehrt 
wird  —  sondern,  nach  dem  Dargelegten,  auch  von  der  objektiven 
Seite  her  gesehen,  handelt  es  sich  der  Regel  nach  um  die  Be- 
wertung eines  zukünftigen  Geschehens,  um  die  Bewertung 
zukünftiger,  nicht  vergangener  Leistung,  und  es  geht 
nicht  an,  die  Bewertung  fertiger  Güter,  bereits  getaner  Arbeit 
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als  den  schlechthin  natürlichen  und  normalen  Fall  anzusehen,  der  der 
selbstverständliche  Ausgangspunkt  wäre  für  die  Untersuchung  des 
Wert  Verkehrs  überhaupt. 

Ob  und  inwieweit  die  hier  vertretene  Auffassung  vom  Wesen  des 
Tauschobjekts  bei  der  Untersuchung  derjenigen  Gesetze,  die  die  H  ö  h  e 
des  Tauschwertes  bestimmen,  von  Nutzen  sein  kann,  ist  ein  Gegenstand 
für  sich. 


i 
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Die  Berufsarbeit  der  bäuerlichen   Ehefrau  im  rechts- 
rheinischen Bayern. 

Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  drei  südbayerischen  Kreise. 
Von  Dr.  Rosa  Kempf,  Frankfurt  a.  M. 


IjN  unserer  Zeit  interessiert  sich  die  Wissenschaft  für  die  Einzel- 
1  heiten  in  der  Lebensführung  der  Menschen  aus  dem  Volk, 
I  aber    nicht    etwa   wegen   des  menschlichen   Individuums   als 

.......:  einer  eigenartigen,  vielleicht  besonders  begabten  Persönlich- 
keit, sondern  des  Individuums  einzig  als  typischen  Gliedes  einer  Masse. 
Denn  die  umfassenden  sozialen  Gesetzgebungswerke  des  letzten 
Menschenalters,  so  Großes  sie  auch  leisteten,  erzeugten  doch  im  Volke 
selbst  nicht  das  Gefühl  der  Zufriedenheit,  der  Geborgenheit  im  Schutz 
der  Allgemeinheit.  Darum  wandte  sich  das  Interesse  der  Forschung 
der  minutiösen  Einzelarbeit  zu,  um  zu  zeigen  und  zu  erkennen,  wie 
das  Leben  des  einzelnen  aus  der  Masse  verläuft  und  aus  welchen  Um- 
ständen das  Gefühl  der  Bedrücktheit  für  ihn  entspringt. 

Unwillkürlich  konzentrierte  sich  dieser  Forschungsdrang  zuerst  auf 
das  männliche  städtische  Proletariat,  das  der  wissenschaftlichen  An- 
schauung am  nächsten  lag,  dessen  Reaktion  auf  die  Unternehmungen 
der  Gesetzgebung  aber  auch  zunächst  am  schärfsten  empfunden  wurde. 
Hauptsächlich  weibliche  Autoren  fügten  den  zahlreichen  Lebens- 
beschreibungen, Seelenäußerungen  und  Haushaltrechnungen  des  männ- 
lichen Proletariats  ähnliche  Untersuchungen  über  die  analoge  weib- 
liche Bevölkeningsschicht  der  Städte  hinzu. 

Die  Erscheinungsformen  des  städtischen  weiblichen  Proletariats 
riefen  das  unbewußte  protestierende  Empfindungsleben  der  forschenden 
Beobachter  in  hohem  Maße  wach,  und  daher  wiesen  diese  Studien  auf 
den  Umstand  hin,  wie  selten  sich  das  volkswirtschaftliche  Beobach- 
tungsmaterial „rein",  d.  h.  unbeeinflußt  durch  die  Weltanschauung 
des  Beschauers,  der  Auffassung  darbietet.  Es  ist  deshalb  ein  frucht- 
bringender Gedanke,  daß  sich  die  Forschung  nun  auch  jenen  Teilen  der 
weiblichen  Bevölkerung  zuwende,  die  nicht  als  neuartige  Erscheinung 
auftreten,    also  den   Frauen  des  bodenständigen  Bauerntums. 

Der  ständige  Ausschuß  zur  Förderung  der  Arbeiterinneninteressen 
veranstaltete  kürzlich  eine  große  Enquete  in  ganz  Deutschland  über 
die  Lage  der  weiblichen  Landbevölkerung  und  ließ  für  die  verschiedensten 
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Teile  Deutschlands  wissenschaftliche  Bearbeitungen  dieses  Materials 
vornehmen  ^. 

Die  gegenwärtige  Lage  der  weiblichen  Bevölkerung  irgendeines 
ländlichen  Gebietes  in  Deutschland  ist  mindestens  so  interessant  und 
der  Beobachtung  würdig  als  eine  gleiche  Materie,  die  eine  städtische 
Volksschicht  betrifft.  Wenn  man  aber  das  Ziel  der  Forschungsarbeit 
weiter  steckt,  wenn  man  durch  die  gegenwärtige  Teilarbeit  Richtlinien 
gewinnen  will  für  die  Beurteilung  der  historischen  Entwicklung  der 
Frauenarbeit  aus  früheren  Wirtschaftsformen  heraus,  dann  greift 
man  am  besten  auf  jene  ländlichen  Gebiete  Deutschlands  zurück,  in 
welchen  eine  alteingesessene  Bauernschaft  noch  wenig  von  der  Industrie 
durchsetzt  ist  und  der  Anbau  von  Handelspflanzen  keine  Hauptrolle 
spielt.  Diese  Konstellation  zeigen  viele  Gebiete  des  rechtsrheinischen 
Bayern,  insbesondere  in  den  drei  südbayerischen  Kreisen,  den  ein- 
zigen bayerischen  Gebieten,  deren  landwirtschaftliche  Bevölkerung  in 
der  letzten  Zählperiode  zugenommen  hat. 

Das  Frauenleben  dieser  alteingesessenen  Bauernbevölkerung  ist  in 
seinen  Grundzügen  wohl  hundert  und  mehr  Jahre  unverändert  ge- 
blieben. Verändert  haben  sich  zwar  auch  hier  manche  Einzelheiten. 
Leise  und  fast  unmerklich  vollzog  sich  bis  in  die  entlegensten  Dörfer 
hinein  eine  mehr  oder  weniger  enge  Anpassung  der  alten  Bauern- 
wirtschaft an  die  neuzeitliche  Entwicklung  unserer  gesamten  Volks- 
wirtschaft. Plötzliche  schroffe  Wandlungen  aber,  welche  die  organische 
Umbildung  zerreißen,  blieben  diesen  Gebieten  fem. 

Wo  immer  wir  auch  auf  die  unterste  Schicht  des  Volkes  schauen, 
sei  es  im  Lande  oder  in  der  Stadt,  werden  wir  viel  Mühsal  finden. 
Wir  dürfen  uns  aber  nicht  von  einem  vorzeitigen  Mitgefühl  leiten 
lassen.  Einen  gerechten  Maßstab  für  die  Beurteilung  der  nachteiligen 
oder  wenig  erfreulichen  Erscheinungen  des  Landlebens  finden  wir  nur 
dann,  wenn  wir  uns  vor  Augen  halten,  welches  Los  die  gleiche  Be- 
völkerungsschicht bei  einer  Abwanderung  in  die  Stadt  erwarten  würde, 
wie  wir  andemteils  auch  die  städtische  Notlage  nur  dann  richtig  be- 
urteilen können,  wenn  wir  uns  vergegenwärtigen,  wie  mühselig  sich 
für  große  Teile  des  Landvolkes  der  Lebenskampf  gestaltet.  Die  Wissen- 
schaft konstatiert  diese  Lage  in  Stadt  wie  Land  als  Tatsache,  die  aus 
dem  gegenwärtigen  beschränkten  Volksreichtum  und  dessen  Ver- 
teilung resultiert.  Es  liegt  jenseits  der  Aufgabe  der  Wissenschaft, 
Vermutungen   darüber   anzustellen,   wie   anders,    von   der   Härte   des 


^  Diese  Schriften  erscheinen  unter  dem  Gesamttitel:  »Arbeits-  und  Lebens- 
verhältnisse der  Frauen  in  der  Landwirtschaft«.  Verlag  Gustav  Fischer,  Jena. 
Bisher  sind  die  Berichte  über  Brandenburg,  Mecklenburg,  Württemberg,  Baden 
und  Elsaß-Lothringen  erschienen. 
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Lebenskampfes  befreit,  sich  das  Leben  dieser  gleichen  Frauenmassen 
gestalten  würde,  wenn  Nationalreichtum  und  Einkommensverteilung 
andere  wären. 

Durch  die  oben  ervv'ähnte  Enquete  des  ständigen  Ausschusses  zur 
Förderung  der  Arbeiterinneninteressen  bekam  ich  aus  83  Ortschaften 
des  rechtsrheinischen  Bayern  ,, Allgemeine  Berichte  über  die  Lage 
der  weiblichen  Landbevölkerung",  davon  60  aus  den  südbayerischen 
Provinzen,  und  zwar  ausnahmslos  aus  Gebieten  mit  wenig  Industrie. 
Dazu  kommen  42  Spezialbogen  über  Tagelöhnerinnen,  64  über  Mägde, 
35  über  Bauerntöchter,  60  über  bäuerliche  Ehefrauen  ^  (siehe  Tabelle  I). 

Tabelle  I.    Zahl  der  verwerteten  Fraffebosen. 


Kreis 


Allgemeine  |      Spezial- 
Berichte     [berichte   von 
aus  ?  bäuerlichen 

Ortschaften      Ehefrauen 


Spezial- 
berichte   von 
Bauern- 
töchtern 


Spezial- 

berichte   von 

Mägden 


Spezial- 
berichte   von 
Tagelöhne- 
rinnen 


Gesamtsumme     der 
7  Kreise 


Es  ließ  sich  also  bei  der  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  innerhalb  der 
einzelnen  Orte  ein  Bild  über  die  Lage  der  Frau  in  den  bäuerlichen 
Gebieten  Bayerns  gewinnen,  das  der  Wirklichkeit  entsprechen  dürfte 
und  das  nicht  nur  die  bäuerliche  Ehefrau  selbst,  sondern  auch  das 
Ebenbild  ihrer  eigenen  Jugend,  ihre  Töchter,  sowie  die  blutsfremden 
Hilfskräfte  ihres  Wirkungskreises,  die  Mägde  und  Tagelöhnerinnen, 
mit  umfaßt. 

Die  landwirtschaftlich  arbeitende  bäuerliche  Ehefrau  nimmt  unter 
den  berufstätigen  Frauen  der  Gegenwart  insofern  eine  glückliche 
Ausnahmsstellung  ein,  als  ihr  Leben  sich  in  einer  konstanten  Linie 
entwickelt,  von  der  Kindheit  bis  zum  Grabe  eine  organisch  zusammen- 
hängende,   sich    auseinander    entwickelnde  Reihe  von   Pflichten  und 


'  Die  Zahl  der  verwertbaren  Fragebogen  mag  gering  erscheinen ;  der  Kenner 
ländlicher  Bevölkerung  weiß  aber,  wie  außerordentlich  schwer  dieselbe  zur  Aus- 
fertigung solcher  Fragebogen  zu  gewinnen  ist. 


214  Rosa  Kempf. 

Rechten,  von  Arbeitsgebieten  und  Wirkungsmöglichkeiten  aufweisend. 
Niemals  trennt  ein  scharfer  Riß  die  geschlossene  Kette  dieser  Arbeiten 
imd  Pflichten,  der  die  Ausbildung  und  Berufsanstrengung  der  früheren 
Jahre  nutzlos  machte,  wie  dies  so  häufig  im  Leben  anderer  beruflich 
arbeitender  Frauen  störend  auftritt.  Von  Kindheit  an  bewegt  sich  das 
Mädchen  in  der  Atmosphäre,  welcher  noch  die  Tätigkeit  ihres  reifsten 
Alters  und  ihrer  größten  Lebenserfahrung  zufallen  soll. 

Die  Jugend  der  60  bäuerlichen  Ehefrauen  verlief  in  49  Fällen  auf  den 
bäuerlichen  Höfen  ihrer  Eltern  mit  landwirtschaftlicher  Arbeit.  Elf 
Frauen  standen  als  Mägde  in  Diensten  auf  fremden  Bauernhöfen  oder 
dem  Hof  von  Verwandten.  Zwei  von  diesen  letzteren  Frauen  hatten 
es  vorübergehend  mit  städtischen  Dienststellen  versucht,  waren  aber 
bald  wieder  zum  ländlichen  Dienst  zurückgekehrt.  Wir  haben  also 
keinen  Fall,  daß  ein  Mädchen  eines  anderen  Milieus  durch  Ehe  in  die 
Landwirtschaft  übergetreten  wäre.  Der  bayerische  Bauer  sucht  sich 
eine  Frau,  von  der  er  hofft,  daß  sie  die  Wirtschaft  auf  seinem  Hofe 
führen  kann,  da  er  ohne  die  Mithilfe  der  Ehefrau  den  Betrieb  nicht 
aufrechtzuerhalten  vermag.  Seine  Frau  muß  also  die  landwirtschaft- 
liche Arbeit  berufsmäßig  erlernt  und  geübt  haben,  was  nur  dann  an- 
zunehmen ist,  wenn  sie  als  berufstätig  aus  seinem  eigenen  Stand  hervor- 
ging. Darum  ergänzt  sich  der  bayerische  Bauernstand  weder  aus 
berufslosen  Haustöchtern  des  eigenen  Standes,  noch  aus  den  Haus- 
töchtern oder  berufstätigen  Mädchen  anderer  Stände. 

Schon  die  Kindheit  unserer  Bäuerinnen  auf  dem  väterlichen  Anwesen 
führte  sie  daher  in  die  mancherlei  Kenntnisse  auf  dem  Gebiet  der 
Landwirtschaft  ein,  schlecht  und  recht,  wie  sie  eben  ihre  eigenen  Eltern 
besessen  hatten.  Die  Jugendzeit  der  Töchter  gehört  dann  in  be- 
sonderem Maße  den  Arbeiten  auf  Feld  und  Wiese:  Grasmähen,  Heu- 
breiten und  -wenden,  Getreidefassen  und  -binden,  Kartoffel-  und 
Rüben- Stecken  und  -Hacken,  Düngerbreiten  auf  Feld  und  Wiese, 
dazu  Gartenarbeit,  die  allerdings  in  sämtlichen  Ortschaften  der  Enquete 
nicht  bedeutend  ist.  Wo  die  Waldung  einigen  Umfang  erreicht,  trifft 
die  Töchter  in  der  kleinbäuerlichen  Wirtschaft  auch  das  Laubheuen 
und  Reisighauen  im  Wald  und  zu  Hause  das  Zurichten  der  kleineren 
Waldstreu.  Auch  an  der  Stallarbeit  ist  die  Tochter  überall  beteüigt, 
im  Kleinbetrieb  als  Gehilfin  der  Mutter,  im  größeren  zur  Unterstützung 
der  Oberdürn.  Die  junge  Tochter  muß  im  Stall  alle  Arbeiten  ver- 
richten, das  Putzen  des  Viehs  und  Reinigen  des  Stalls,  das  Füttern 
imd  Melken.  Mit  zunehmendem  Alter  avanciert  die  Tochter  des 
größeren  Bauerngutes  in  diesem  wichtigen  Teüe  des  Betriebes,  bis  sie 
den  Posten  der  Oberdim  oder  Obermagd  erreicht  und  dann  meist 
von   den   Reinigungsarbeiten   befreit   wird.     Ist   die   Wirtschaft   sehr 
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klein  und  ist  die  Tochter  außer  den  Eltern  die  einzige  Arbeitskraft, 
so  verbleibt  der  Stall  als  Innenarbeit  den  Sommer  über  wohl  ganz 
in  der  Hand  der  Mutter. 

All  diese  Arbeiten  lernt  das  Bauernmädchen  in  der  Praxis,  durch 
Abschauen  bei  Mutter  und  Vater  und  älteren  Mägden.  Eine  syste- 
matische Unterweisung  findet  nicht  statt,  ebensowenig  ein  Hinaus- 
führen der  Jugend  über  die  Weisheit  ihrer  Eltern  und  Großeltern. 
So  wie  durch  die  Jahrtausende  hindurch  die  Menschheit  ihre  Er- 
fahrimgen  von  einem  Geschlecht  auf  das  kommende  übertrug,  so  ist 
es  für  den  weiblichen  Teü  der  südbayerischen  Bauembevölkerung  leider 
noch  heute  geblieben.  Was  die  Jugend  im  Tun  hier  ablernt,  das  nimmt 
sie  auf  mit  dem  Gedanken,  daß  es  ihre  Mütter  und  Großmütter  und 
weiteren  Vorfahren  ebenso  gemacht  haben,  und  auch  die  Eltern  halten 
sich  bei  der  Anlemung  an  die  Tradition  und  übersehen  dabei  manch- 
mal, daß  auch  unter  unserer  bäuerlichen  Bevölkerung  die  Rasse  sich 
langsam  und  unmerklich  verfeinert  hat.  So  ergeben  sich  manche 
Fälle  von  Überanstrengung  der  weiblichen  Jugend,  welche  die  Eltern, 
wenn  sie  aus  den  Fesseln  der  zu  starken  Tradition  sich  zu  lösen  ver- 
möchten, vermeiden  könnten  und  wohl  auch  wollten.  Denn  sie  haben 
alle  Ursache,  sich  die  Arbeitskraft  der  Töchter  möglichst  lange  auf 
dem  Hof  zu  erhalten  (siehe  Tabelle  II). 

Tabelle  II. 

Weibliche  Berufstätige 
(ohne  die  Dienenden  im  häuslichen  Dienst) 
innerhalb  der  Landwirtschaft  im  rechtsrheiiüschen  Bayern 
(mit  Ausnahme  von  Gärtnerei,  Tierzucht,  Forstwirtschaft  und  Fischerei). 
Selbständige : 

al:  Eigentümer  und  Miteigentümerinnen 40  777 

a2  und  3:  Pächterinnen,  leitende  Beamtinnen .   . 760 

Summe:      41  537 

b:  Angestellte 119 

Hilfskräfte: 

c  1 :  Familienangehörige,    die    in    der    Wirtschaft    des    Haus- 
haltungsvorstands tätig  sind 574  797 

c2:  Mägde 117  362 

c  3,  4  und  5 :  Tagelöhnerinnen .^ 41  733 

Gesamtsumme:  Erwerbstätige  ohne  häusliche  Dienstboten :  765  211 

In  ganz  Bayern  (inkl.  Pfalz)  macht  aber  die  Gruppe  c  1  unter  den  landwirt- 
schaftlichen Hilfskräften  52,6 "0  aus:  daraus  erhellt  ihre  Wichtigkeit.  Gruppe  c  2, 
Mägde,  hat  sich  von  1895—1907  vermindert  um  44  ""o  oder  um  96  742  Köpfe. 

Ein  weiterer  Nachteil  besteht  in  der  Verwendung  der  Töchter  (ge- 
nau wie  der  Mägde)  hauptsächlich  in  der  Außenarbeit  auf  Feld  und 
Wiese.    Hier  unterstehen  sie  der  Herrschaft  des  Vaters,  der  meist  wenig 
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geneigt  ist,  mit  der  Tochter  über  die  Gründe  seiner  Befehle  zu  ver- 
handeln. Sie  gewinnt  schon  etwas  mehr  für  ihre  eigene  Ausbildung, 
wenn  im  kleineren  Betrieb  auch  die  Mutter  die  gleichen  Arbeiten  ver- 
richtet, die  mitteilsamer  ist  und  im  Bauernstand  der  Jugend  gegen- 
über meist  demokratischer  empfindet  als  der  Vater.  Darum  liegt  auch 
der  beste  Teil  ihrer  Ausbildung  gewöhnlich  bei  den  Stallarbeiten,  wo 
sie  vollständig  der  persönlichen  Leitung  und  Beaufsichtigung  der 
Bäuerin  unterstellt  ist. 

Dagegen  bleibt  die  Tochter  von  einem  anderen  wichtigen  Teil  ihrer 
späteren  Pflichten  fem,  von  der  Hauswirtschaft  mit  Ausnahme  der 
groben  Reinigungsarbeiten.  Das  Waschen  und  Putzen  übt  sie  auch  auf 
großem  Hofe  mit  viel  Gesinde  oft  genug  aus,  um  ihre  Technik  zu  be- 
herrschen, wenn  der  Haushalt  der  Mutter  hierin  tüchtig  ist.  Aber 
die  zentraleren  hauswirtschaftlichen  Arbeiten,  ganz  besonders  das 
Kochen,  bleiben  der  Tochter  während  ihrer  ganzen  Jugend  entrückt. 
Der  konservative  Sinn  des  Bauerntums  will  von  dieser  traditions- 
mäßigen Arbeitszuteilung  so  wenig  abgehen,  daß  reichere  Höfe  die 
Töchter  lieber  zum  Erlernen  der  Hauswirtschaft  auswärts  senden, 
als  daß  sie  im  eigenen  Anwesen  innerhalb  des  Tätigkeitsbereichs  der 
Mutter  zu  wichtigen  Arbeiten  zugelassen  würden.  Die  Fülle  der  ver- 
antwortungsvollen Arbeiten,  die  gerade  im  großen  Betrieb  auf  der 
Bäuerin  lastet,  läßt  der  Mutter  allerdings  auch  wenig  Zeit,  Lehr- 
meisterin der  Tochter  zu  werden. 

So  tritt  das  Bauemmädchen  keineswegs  so  gut  vorbereitet  in  die 
Ehe  als  man  annehmen  könnte,  nachdem  sie  ihre  ganze  Jugend  in 
diesem  Arbeitskreis  verlebte,  und  viele  pekuniäre  Schädigungen  der 
Wirtschaft  junger  Bauersleute  ergeben  sich  aus  dieser  einseitigen 
Berufsbildung  der  Bauemtöchter. 


Die  bäuerliche  Ehefrau  nimmt  auf  dem  Hofe  der  rechtsrheinischen 
Bauernschaft  eine  zentrale  Stellung  ein,  einerlei  ob  es  sich  um  ein 
großes  oder  kleines  Anwesen  handelt.  Die  Wichtigkeit  ihrer  persön- 
lichen Tüchtigkeit  für  das  Gedeihen  der  gesamten  Wirtschaft  ist  so 
groß,  daß  sie  in  einer  gewissen  Herrschaftsstellung  neben  dem  Manne, 
einer  gewissen  Selbständigkeit  ihres  Wirkungskreises,  zum  Ausdruck 
kommt. 

Der  Pflichten-  und  Herrschaftskreis  der  Bäuerin  ist  nicht  in  allen 
Gegenden  der  gleiche.  Durchgehends  liegt  der  Schwerpunkt  ihres 
Wirkens  im  inneren  Betrieb;  je  größer  die  gesamte  Wirtschaft,  desto 
stärker  wird  die  Bäuerin  von  Außenarbeit  entlastet.  Das  bedeutet 
aber  keineswegs  eine  Beschränkung  der  Großbäuerin  auf  die  Arbeits- 
gebiete, welche  der  Städter  unter  Hauswirtschaft  versteht.    Die  Ent- 
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lastung  der  Großbäuerin  besteht  vielmehr  darin,  daß  sie  neben  der 
Außenarbeit  die  grobe  physische  Arbeit  auch  im  inneren  Betrieb,  also 
in  der  Hauswirtschaft,  an  Mägde  abgibt,  um  einen  Teil  ihrer  Arbeits- 
zeit zur  Beaufsichtigung  des  Personals  verwenden  zu  können. 

Weder  die  allgemeinen  Berichte  aus  den  83  rechtsrheinischen  Ort- 
schaften (darunter  60  der  südbayerischen  Kreise),  noch  die  Spezial- 
berichte  über  die  Lebensverhältnisse  der  Ehefrauen  oder  der  Mütter 
der  befragten  Töchter  geben  ein  Beispiel  einer  Frau,  die  ganz  außer- 
halb des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  also  nur  mit  Hauswirtschaft 
beschäftigt  wäre.  Von  den  wenigen  großbäuerlichen  Familien  Bayerns, 
bei  welchen  dies  der  Fall  sein  mag,  wurde  keine  erfaßt. 

In  den  Gegenden  des  bayerischen  Großbauerntums,  wo  von  120  Tage- 
werk Landbesitz  aufwärts  auf  einen  Hof  gerechnet  werden,  davon  minde- 
stens 100  Tagwerk  guten  Acker-  und  Wiesenlandes,  geht  die  Bäuerin 
nicht  auf  das  Feld  und  nicht  auf  die  Wiese.  Denn  gerade  in  den  Wochen 
des  dringenden  Arbeitsbedarfs  auf  Feld  und  Wiese  häuft  sich  auch 
im  inneren  Betrieb  die  Arbeit  für  die  Verköstigung  des  nun  auch  zahl- 
reichen fremden  Personals  neben  den  ständigen  Arbeitskräften  und 
durch  Versorgung  des  in  den  Ställen  zurückbleibenden  Viehs,  dem 
seine  sonstigen  W^arte-  und  Pflegekräfte  teilweise  entzogen  werden. 
In  ruhigen  Zeiten  beaufsichtigt  die  Großbäuerin  die  Arbeit  der  Dirnen 
im  Kuhstall,  leitet  die  Aufzucht  des  Jungviehs  und  der  Schweine 
und  versorgt  meist  selbst  ihren  Geflügelhof  und  Hausgarten.  Da- 
neben verbleibt  ihr  durch  alle  Jahreszeiten  die  Verköstigung  ihres 
personenreichen  Hausstandes,  die  Pflege  ihrer  Säuglinge  und  die  Be- 
aufsichtigung des  jungen  Kindermädchens  für  die  vorschulpflichtigen 
Kinder. 

Zu  diesem  schon  umfangreichen  Arbeitskreise  tritt  die  Verwaltung 
und  weitere  Verarbeitung  der  Milchprodukte,  wenn  nicht  eine  Molkerei- 
Genossenschaft  diesen  Teil  der  ländlichen  Wirtschaftsarbeiten  aus  dem 
Hause  fortgenommen  hat. 

Wo  der  Hof  nicht  so  umfangreich  ist  oder  wo  der  Feldbau  zurück- 
tritt und  Wiesenbewirtschaftung  und  Waldnutzung  an  dessen  Stelle 
treten,  vermindert  sich  das  Gesinde  im  Haus.  Hiermit  ändert  sich 
die  Arbeitsteilung.  Die  Hausfrau  dieser  mittleren  Bauerngüter  muß 
bereits  regelmäßig  im  Stalle  selbst  Hand  anlegen,  muß  in  den  Zeiten 
des  dringendsten  Bedarfs  auch  einmal   in  Wiese   und  Feld   zuhelfen. 

Für  die  Kleinbäuerin  des  ganzen  Gebietes  werden  alle  vorkommenden 
landwirtschaftlichen  Arbeiten  als  ,, üblich"  angegeben,  also  im  Stall: 
Viehfüttem,  Melken,  Reinigungsarbeiten,  Futterbereiten,  zuweilen 
selbst  Futterschneiden;  auf  der  Wiese:  Mähen  des  Grases,  Wenden 
und  Zusammenrechen  des  Heus,  wenn  noch  keine  Heusammler  und 
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-wender  vorhanden  sind,  Laden  der  Fuder,  selbst  Hinaufheben  der 
Heubüschel,  was  im  größeren  Betrieb  den  Männern  allein  zufällt. 
Auf  dem  Feld  arbeitet  die  Kleinbäuerin  wie  die  Magd  und  Tagelöhnerin 
der  Großbäuerin  bei  den  Düngungsarbeiten  im  Frühjahr,  beim  Setzen 
und  Hacken  der  Kartoffeln  und  anderer  Hackfrüchte,  beim  Ausgrasen, 
zur  Erntezeit  beim  Binden  und  Einheimsen  des  Getreides.  Wo  die 
Sichel  noch  heimisch  ist,  besonders  also  in  unebenen  Landstrichen 
der  Gebirge,  trifft  man  auch  heute  noch  Frauen  beim  Schneiden  des 
Getreides. 

Nur  in  besonders  harten  Gegenden,  wie  dem  Bayerischen  Wald, 
muß  die  Kleinbäuerin  (manchmal  auch  die  Magd  und  fremde  Tage- 
löhnerin) selbst  das  Mähen  des  Getreides  mit  der  Sense  übernehmen. 

Den  Männern  sind  überall  die  Arbeitsgebiete  vorbehalten,  bei  welchen 
Pferde  und  Ochsen  dem  Menschen  als  Gehilfen  dienen  oder  wo  die 
modernen  Maschinen  ihren  Einzug  gehalten  haben,  also:  Ackern, 
Fuhrwerken,  d.  h.  Fahren  der  Arbeits-  und  Erntewagen,  besonders 
der  Holzfuhren,  ferner  Säen,  Aufladen  der  Getreide-  und  Heuwagen, 
Bedienen  der  landwirtschaftlichen  Maschinen  inkl.  der  Futterschneide- 
maschinen zu  Hause,  alle  Wasserarbeiten  auf  den  Wiesen  und  alle 
schweren  Arbeiten  im  Holz,  ganz  besonders  während  der  Winterszeit. 
Doch  kann  man  die  Kleinbäuerin  und  ihre  noch  ärmere  Genossin, 
die  Frau  des  parzellenbesitzenden  Häuslers  und  Tagelöhners  auch  beim 
Säen,  Pflügen  und  Holzfahren  antreffen;  allerdings  wird  die  Frau 
,,ihr"  Tier,  die  Kuh,  zur  Hilfe  anspannen  (siehe  Tabelle  III). 

So  finden  wir  durch  das  ganze  Land  eine  naturgemäße  Arbeitsteilung, 
die  der  größeren  Kraft  des  Mannes  durchschnittlich  die  schwereren 
Arbeiten  zuweist  und  der  Frau  die  Verbindung  der  mütterlichen 
Pflichten  mit  dem  landwirtschaftlichen  Berufe  durch  Bevorzugung 
der  Innenarbeit  ermöglicht.  Durchbrochen  wird  diese  Linie  durch 
die  Armut  der  kleinsten  Wirtschaften,  wo  die  junge  Ehefrau  kein 
Gesinde  einstellen  kann  und  wo  das  Gütchen  auch  die  heranwachsende 
Tochter,  welche  die  alternde  Mutter  von  Außenarbeit  entlasten  könnte, 
nicht  ernährt. 

Diese  Vereinigung  der  Mutterpflichten  imd  des  landwirtschaftlichen 
Berufs  der  Frau  ist  wohl  so  alt  wie  unser  Bauerntum  selbst.  Sie  bringt 
für  die  Bäuerin  viele  Arbeiten,  die  dem  Städter  schwer  erscheinen 
und  die  der  Organismus  der  Frau  nur  erträgt,  weil  er  von  Jugend  auf 
an  dieselben  gewöhnt  ist.  Selbstverständlich  bleiben  Schädigungen 
auch  durch  diese  Berufsarbeit  nicht  aus,  wie  ja  bei  allen  um  ihr  Brot 
arbeitenden  Menschen  die  Arbeit  nicht  ein  reiner  Segen  für  die  Ge- 
sundheit sein  kann.  Das  Radikalmittel,  die  Frauen  um  der  Berufs- 
schädigungen willen  von  der  Berufsarbeit  zu  befreien,  ist  hier  ernst- 
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lieh  nicht  diskutierbar.  Ein  so  gewaltsames  Eingreifen  würde  an  die 
Wurzeln  des  bayerischen  Bauerntums  greifen.  Dagegen  ist  wohl  zu 
hoffen,  daß  fortschreitende  Einsicht  in  die  Bedingungen  organischer 
Hilfeleistung  dazu  gelangt,  eine  im  Dorfe  mögliche  Form  der  sozialen 
Tätigkeit  auszubilden,  welche  der  Jungverheirateten  Frau  in  den  Zeiten 
der  stärksten  Inanspruchnahme  durch  die  Mutterschaft  Entlastung 
von  häuslichen  und  beruflichen  Pflichten  gewährt.  Diese  Entlastung 
braucht  für  den  Bauernstand  nicht  in  der  Form  der  Wohltätigkeit 
zu  geschehen  —  ausgenommen  vielleicht  für  die  Kleinbäuerin  der 
ärmsten  Gemeinden  — ,  aber  es  müßte  eine  Gemeinsamkeits-Organi- 
sation eingreifen,  weil  der  einzelne  Hof,  die  einzelne  Bäuerin,  bei  den 
gegenwärtigen  Gesinde  Verhältnissen  nicht  imstande  ist,  rechtzeitig  für 
Hilfe  zu  sorgen  1. 

Wie  wenig  der  Bauernstand  selbst  bisher  zur  Entlastung  der  Bäuerin, 
seiner  wichtigsten  Arbeitskraft,  fortgeschritten  ist,  das  zeigen  in  der 
erwähnten  Enquete  die  Antworten  auf  die  Frage  nach  hauswirtschaft- 
lichen Maschinen.  Selbst  in  Gegenden,  wo  schon  der  Kleinbauer  Heu- 
wender und  Futterschneidemaschinen  usw.  besitzt  und  dadurch  den 
Mangel  an  fremdem  Gesinde  und  an  Tagelöhnerschaft  ohne  Schmälerung 
der  Betriebsergebnisse  auszugleichen  sucht,  haben  die  vielen  Maschinen 
zur  Beschleunigung  des  Kochens  und  anderer  hauswirtschaftlicher 
Arbeiten  auch  in  große  Höfe  noch  nicht  Eingang  gefunden.  Außer 
der  Nähmaschine  und  der  Zentrifuge  in  den  Gegenden  ohne  Molkereien 
taucht  nur  einmal  eine  Rüben-  und  Kartoffelschneidemaschine  auf, 
nur  einmal  eine  Mangel  und  Wringmaschine,  in  nur  zwei  einzigen 
Fällen  eine  Fleischhackmaschine.  Eine  Großbäuerin  auf  einem  200  Tag- 
werk umfassenden  Gut  mit  ständig  zwölf  erwachsenen  Personen  am 
Tisch  und  zahlreichem  fremden  Personal  zur  Erntezeit  hat  keinerlei 
Waschmaschine ,  keinen  Kartoffelschälapparat ,  keine  Fleischhack- 
und  keine  Rührmaschine  usw.,  kurz  nichts,  was  in  solchen  Wochen, 
wo  die  Bäuerin  nicht  weiß,  „wo  ihr  der  Kopf  steht",  ihre  Arbeit  be- 
schleunigen würde.  So  kommt  es,  daß  selbst  die  reichsten  Bäuerinnen 
in  den  Wochen  oder  Monaten  der  Erntearbeit  ihre  Säuglinge  vernach- 
lässigen, daß  sie  sich  oft  zu  erschöpft  fühlen,  um  ihre  Kinder  selbst  zu  stillen. 

Die  maschinelle  Hilfe  in  der  Hauswirtschaft  ist  nur  ein  einziger 
der  vielen  Punkte,  wo  in  organischer  Modernisierung  der  uralten  Ver- 
hältnisse die  beruflichen  und  die  mütterlichen  Pflichten  der  Bäuerin 
in  besseren  Einklang  gesetzt  werden  könnten,  ohne  das  Bauerntum 
selbst  zu  gefährden;  ich  griff  diese  eine  Frage  als  Beispiel  heraus,  weil 
sie  durch  die  Landarbeiterinnenenquete  zahlenmäßig  erfaßbar  war. 

^  Siehe  die  Verminderung  der  Zahl  der  Mägde  auf  Tabelle  II  S.  315. 
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Die  Antworten  der  Bäuerinnen  und  der  Verfasser  der  allgemeinen 
Berichte  geben  auch  einen  Einblick  in  die  selbständigen  Einnahmen 
der  bäuerlichen  Ehefrau.  Der  Arbeitsteilung  auf  dem  Hofe  zwischen 
Mann  und  Frau  entspricht,  wie  schon  erwähnt,  auch  eine  alte  Teilung 
der  Einnahmen  aus  dem  Betrieb.  Dabei  verbleiben  die  Ergebnisse 
der  eigentlichen  Außenwirtschaft,  Wald-  und  Wiesennutzung  und  Feld- 
bau, dem  Manne.  Die  Ergebnisse  der  Innen  Wirtschaft,  der  Viehzucht, 
werden  vielfach  geteilt.  Einnahmen  vom  Großvieh  gehören  dem  Bauern, 
Milchwirtschaft,  Klein-  und  Jung  Viehzucht  dagegen  sind  die  Gebiete 
der  Einnahmen  der  Bäuerin.  Je  stärker  ihre  Beteiligung  an  der  Arbeit 
dieser  Wirtschaftszweige  oder  an  der  Leitung  der  Arbeit  des  Gesindes 
ist,  desto  größer  werden  gewöhnlich  ihre  Einnahmen.  Die  Antworten 
der  Bäuerinnen  geben  als  selbständiges  Einnahmegebiet  der  Ehefrau 
überall  Eier  und  Geflügel  an  und  in  allen  Gegenden  ohne  Molkereien 
auch  Butter,  Butterschmalz  und  Milch,  oder,  wo  sich  die  Bäuerin 
bei  günstiger  Verkaufsgelegenheit  die  Arbeit  des  Butterns  ersparen 
kann,  Milch  allein,  oder  auch  nur  Butter  und  Butterschmalz,  wenn 
auf  abgelegenem  Hofe  der  Milch  verkauf  sich  nicht  durchführen  läßt. 
Bei  der  Einführung  von  Molkereigenossenschaften  wurde  im  südlichen 
Bayern  häufig  diese  Einnahmenverteilung  zerstört  und  das  Milchgeld 
in  die  Hände  des  Mannes  übergeführt.  Es  ist  dies  seit  langer  Zeit  der 
stärkste  Eingriff  in  die  gewohnheitsmäßige  Arbeits-  und  Rechts- 
\'erteilung  zwischen  Bauer  und  Bäuerin  ^. 

Außer  Milch,  Butter,  Eier,  Geflügel  gaben  nur  wenige  Frauen  den 
Verkauf  von  jungen  Schweinen  auf  ihre  eigene  Rechnung  oder  den 
selbständigen  Verkauf  von  Kälbern  an.  Gewöhnlich  fallen  diese  Ein- 
nahmen schon  in  das  Bereich  des  Mannes  (siehe  Tabelle  IV). 

Diese  selbständigen  Einnahmen  stellen  aber  keineswegs  ein  Taschen- 
geld dar,  das  die  Bäuerin  nach  Belieben  für  sich  verwenden  könnte; 
sie  sind  vielmehr  nur  die  Voraussetzung  für  die  selbständige  Erfüllung 
ihrer  hausmütterlichen  Pflichten.  Alle  antwortenden  Frauen  gaben 
an,  daß  sie  durch  diese  Einnahmen  in  den  Stand  gesetzt  werden,  jene 
Nahrungsmittel  zuzukaufen,  welche  die  eigene  Wirtschaft  nicht  zu 
liefern  vermag ,  insbesondere  Kolonialwaren  und  Fleisch.  Auch 
die  Gerätschaften  für  Küche  und  Hauswirtschaft  und  die  eigene 
Kleidung,  teilweise  auch  jene  der  Kinder,  werden  hieraus  gedeckt. 
Schwäbinnen,  denen  die  Verfügung  über  Müch  und  Butter  entzogen 
ist,  kaufen  von  den  Einnahmen  aus  Eiern  und  Geflügel  nur  Klei- 
dungsstücke. 


*  Nicht  in  allen  Ges^enden  Deutschlands  haben  die  Molkereigenossenschaften 
eine  derartige  Umbildung  der  Stellung  der  bäuerlichen  Ehefrau  zur  Folge  gehabt. 

Brentano-Festschrift.  21 
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Die  berufliche  Arbeit  der  heutigen  Bäuerin  hefert  also  der  Familie 
zunächst  Nahrungsmittel  aus  dem  eigenen  Betrieb:  Milch,  Butter, 
Eier,  Geflügel,  Gemüse,  Schweinefleisch;  sie  gibt  der  Mutter  aber 
auch  die  Geldmittel  in  die  Hand,  um  die  Ernährung  ihrer  Familien- 
glieder mannigfaltiger  und  gesünder  zu  gestalten  als  es  das  An- 
gewiesensein auf  die  selbsterzeugten  Nahrungsmittel  möglich  machen 
würde. 

Die  pekuniäre  Selbständigkeit  der  Bäuerin,  die  auf  alten  Traditionen 
beruht  und  zeigt,  daß  der  Bauer,  der  selbst  so  viel  auf  Unabhängigkeit 
hält,  dieses  Gefühl  von  alters  her  auch  an  seiner  Frau  zu  achten  ver- 
stand trotz  der  oft  rauhen  äußeren  Form  des  Verkehrs,  sie  bedeutet 
also  keine  Loslösung,  sondern  eine  stärkere  Bindung  der  Frau  an  ihren 
Pflichtenkreis  als  Hausmutter,  da  von  ihrer  eigenen  beruflichen  Tüchtig- 
keit nicht  nur  abhängt,  was  sie  aus  der  eigenen  Wirtschaft  zur  Er- 
nährung ihrer  Hausgenossen  zur  Verfügung  stellen  kann,  sondern 
auch  dasjenige,  was  sie  in  Ergänzung  dieser  selbst  gewonnenen  Produkte 
für  die  Verpflegung  ihrer  Hausgenossen  aufzuwenden  vermag. 

Auf  Kleingütern,  wo  die  Not  und  Mühsal  des  Lebens  hart  auf  die 
Gemüter  drückt,  kommt  in  den  Frauen  die  Freude  an  diesem  selb- 
ständigen und  vielseitigen  Wirkungskreis  nicht  immer  auf  ^.  Desto 
sicherer  sprechen  sich  die  vermöglicheren  Frauen  über  den  Vorzug 
ihrer  Stellung  gegenüber  dem  Leben  der  Städterinnen  aus.  Für  eine 
Landverdrossenheit  dieser  Frauen,  die  mit  ihrer  Familie  auf  eigenem 
Hofe  sitzen,  geben  die  Antworten  der  erwähnten  Enquete  selbst  bei 
den  ärmeren  Hausmüttern  keine  Anzeichen. 


\ 


Die  gesamte  landwirtschaftliche  Bevölkerung  des  rechtsrheinischen 
Bayern  beträgt  2  315  395  Personen,  die  Erwerbstätigen  inkl.  der 
Dienenden  betragen  i  503  416  (siehe  Tabelle  V). 

Wenn  wir  diese  Gesamtzahlen  betrachten,  so  fällt  die  geringe  Zahl 
der  berufslosen  weiblichen  Angehörigen  unter  der  Landbevölkerung 
auf.  Nur  um  68  641  Köpfe  übersteigen  dieselben  die  berufslose  männ- 
liche Bevölkerung,  die  ja  innerhalb  der  Landwirtschaft  so  gut  wie 
ausschließlich  aus  Kindern,  Greisen  und  Siechen  bestehen  wird.  Unter 
diesen  68  641  überzähligen  Frauen  wird  wohl  der  größere  Teil  den 
länger  lebenden  Greisinnen  zufallen,  den  alten  Ehemüttern  sowohl 
wie  auch  den  auf  dem  Hof  ergrauten  unverheirateten  Tanten,  die 
bei  der  unverhältnismäßig  größeren  Zahl  weiblicher  als  männlicher 
Familienangehöriger     und     der     Überzahl     weiblicher     Berufstätiger 

^  Aus  den  ärmsten  und  zurückgebliebensten  Gebieten  Bayerns,  den  Grenz- 
gebieten in  der  Oberpfalz  und  Oberfranken,  fehlen  Berichte. 

'2\* 
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TabeUe  V. 

Landwirtschaft   im   rechtsrheinischen   Bayern 
(ohne  Gärtnerei,  Tierzucht,  Forstwirtschaft  und  Fischerei). 


Berufszugehörige 


Männ- 
liche 


Weib- 
liche 


Zu- 
sammen 


Erwerbstätige  und  Dienende 


Männ- 
liche 


Weib- 
liche 


Zu- 
sammen 


Berufslose  Angehörige 


Männ- 
liche 


Weib- 
liche 


Zu- 
sammen 


1091401    1223  994  2315395 

Überzahl  der  Weiblichen: 
132  593 


719  732       783  684     1503416 

Überzahl  der  Weiblichen: 
63  952 


371669       440  310       811979 

Überzahl  der  Weiblichen: 
68  641 


Industrie  im  rechtsrheinischen  Bayern. 


981633       794  710     1776343 

Überzahl  der  Männlichen: 
186  923 


666  046       212  679      878  725 

Überzahl  der  Männlichen: 
453  367 


315  587       582  031       897  618 

Überzahl  der  W^eiblichen: 
266  444 


im  berufslosen  Greisenalter  ebenfalls  in  Erscheinung  treten  müssen. 
Für  berufslose  Frauen  kräftiger  Altersklassen  bleibt  so  nur  ein  kleiner 
Bruchteil  übrig. 

Besonders  auffallend  wird  dieser  Umstand,  wenn  wir  die  ländliche 
Bevölkerung  mit  der  industriellen  Bevölkerung  des  rechtsrheinischen 
Bayern  vergleichen.  Obwohl  die  Berufszugehörigen  in  der  Landwirt- 
schaft 2  315  395  Köpfe  betragen,  die  der  Industrie  aber  nur  1776343, 
haben  wir  in  der  Industrie  einen  Überschuß  von  266  444  weiblichen 
berufslosen  Angehörigen  über  die  männlichen,  gegenüber  einem  gleichen 
Überschuß  von  nur  68  641  Personen  in  der  Landwirtschaft.  Die 
878  725  Erwerbstätigen  und  Dienenden  in  der  Industrie  müssen  also 
eine  fast  viermal  größere  Zahl  berufsloser  erwachsener  Frauen  er- 
nähren als  die  i  503  416  Erwerbstätigen  und  Dienenden  in  der  Land- 
wirtschaft (siehe  Tabelle  V). 

Diese  Erscheinung  beruht  aber  nicht  auf  einer  größeren  Armseligkeit 
der  Landbevölkerung  gegenüber  den  unteren  städtischen  Schichten. 
Wir  stehen  vielmehr  vor  der  uralten  Erscheinung,  daß  im  Landvolk 
der  gesamte  Hausstand  gemeinsam  füreinander  eintritt,  daß  Besitz 
und  Erwerb  allen  gemeinsam  sind  und  daß  darum  alle  als  Glieder 
der  Gemeinsamkeit  an  der  alle  ernährenden  Arbeit  teil  haben.  Dieses 
Gefühl  der  Gemeinschaftlichkeit  löste  sich  freilich  immer  mehr,  je 
stärker  der  kaufmännische  Geist  eindrang.  Aber  selbst  wo  der  Hof 
von  den  nachwachsenden  Geschwistern  als  Alleinbesitz  des  Einzel- 
erben betrachtet  wird,  kann  sich  kein  berufsloses  Haustochtertum 
auf  dem  Lande  entwickeln.  Die  Arbeit  drängt  sich  viel  zu  stark  dem 
Sehen  und  Wollen  der  Bewohner  auf.    Das  Land  hat  keine  Duldung 
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und  auch  keine  Verheiratungsmöglichkeit  für  maskierten  Müßiggang. 
Was  an  interner  hauswirtschaftHcher  und  kinderpflegerischer  Arbeit 
zu  leisten  ist,  fällt  den  Ehefrauen  zu,  den  Großmüttern  und  den 
Müttern.  Die  Töchter  stehen  demnach  vor  der  Wahl,  zu  Hause  oder 
sonstwo  auf  dem  Lande  bei  Fremden  oder  in  der  Stadt  bei  Fremden 
berufstätig  zu  arbeiten. 

Diese  intensive  Verflechtung  der  gesamten  ländlichen  Frauenwelt 
in  die  berufsmäßige  Arbeit  gibt  ihr  das  charakteristische  Gepräge, 
das  in  ihrer  Moral  wie  auch  in  ihrer  Kultur  zum  Ausdruck  kommt. 
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E;S  ist  eine  zwecks  besserer  gegenseitiger  Verständigung  und 
I  Orientierung  gebotene  Notwendigkeit  für  jede  systematische 
\  Forschung,  unter  gleichen  Voraussetzungen  immer  wieder 
...........:  eintretende  kausale  Folgen  als  Gesetze  zu  bezeichnen,  stets 

gleichzeitig  auftretende  Komplexe  von  Erscheinungen  zu  einheitlichen 
Begriffen  zusammenzufassen.  Daß  das  aber  nicht  etwa  wirkliche  Kate- 
gorien im  realistischen  Sinne  sind,  sondern  eben  nur  Hilfskonstruktionen 
unseres  Denkens,  welche  die  Verständigung  erleichtern  sollen,  haben  die 
Ergebnisse  genauerer  induktiver  Forschung  auf  allen  Gebieten  gezeigt. 
Selbst   innerhalb  der  rein   begrifflichen  Mathematik   neigt  man  jetzt 
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zu  einem  gewissen  Pragmatismus,  und  vor  allem  will  man  in  den  Natur- 
wissenschaften keine  Gesetze  mehr  kennen,  sondern  nur  in  der  Er- 
fahrung wurzelnde  regelmäßige  Folgen  von  Geschehnissen.  So  hat  auch 
die  Wirtschaftsgeographie  jene  starre  Systemfolge,  in  welcher  Hansen 
die  Entwicklung  eines  Volkes  von  der  individuellen  Nahrungssuche 
und  dem  Jägertum,  über  Nomaden-  und  Hirtenwesen  bis  zum  Acker- 
bau- und  Industriestaat  sich  aufbauen  ließ,  erschüttert.  Unmerkliche 
Übergänge  leiten  von  einer  zur  anderen  Gruppe,  und  vor  allen  Dingen 
involviert  jene  Einteilung,  die  man  ja  immerhin  als  Hilfssystem  be- 
nützen kann,  keine  Stufenfolge,  d.  h.  kein  Werturteil,  daß  etwa  der 
Ackerbau  gegenüber  dem  Hirtenwesen  einen  Fortschritt  bedeute.  Die 
Art  der  Bodenbenutzung,  ob  Ackerbau  oder  Viehzucht,  bedeutet  nur 
eine  Anpassung  an  die  Eigenschaften  von  Boden  und  Klima  und  folgt 
jeder  Klimaänderung,  so  daß  z.  B.  ein  Volk,  dessen  Boden  austrocknet, 
neuerdings  wieder  zum  Wandern  gezwungen  wird.  Gegenden,  deren 
Klima  einen  Übergang  zwischen  demjenigen  darstellt,  das  für  den  Acker- 
bau geeignet  ist  und  dem,  das  die  Steppe  charakterisiert,  werden  des- 
halb der  Schauplatz  entsprechender  Zwischenstufen  beider  Nutzungs- 
formen des  Bodens  sein,  wie  überhaupt  nahezu  alle  Nomaden  zwecks 
eines  Zuschusses  vegetabilischer  Nahrung  durch  ihre  Sklaven  oder 
\^'eiber  etwas  Ackerbau  treiben  lassen,  während  umgekehrt  beim  Acker- 
bau in  der  Dreifelderwirtschaft,  die  ja  noch  bis  vor  wenigen  Menschen- 
altern das  vorgeschrittenste  Ackerbausystem  darstellte,  der  Schwerpunkt 
der  Wirtschaft  noch  durchaus  in  Gemeinweide  und  Viehzucht  liegt. 

Als  ein  Gebiet  nun,  welches  hinsichtlich  seines  Klimas  zwischen  Steppe 
und  Ackerland  steht,  ist  das  Gebiet  des  Mittelmeerbeckens  aufzufassen. 
Wir  finden  in  den  beiden  breiten  Gürteln,  die  den  Erdball  als  die 
Zone  der  Subtropen  umgeben,  durchwegs  entsprechend  den  Wind- 
richtungen und  Meeresströmungen  die  merkwürdige  Eigenschaft,  daß 
die  Westseite  der  Kontinente,  im  Regenschatten  gelegen,  heiß  und 
trocken,  zum  Teil  direkt  wüstenhaft,  der  Osten  warm  und  feucht  ist. 
In  den  südlichen  Subtropen  ist  das  besonders  stark  ausgeprägt.  In 
dem  nördlichen  uns  hier  vor  allem  interessierenden  Subtropengürtel  tritt 
namentlich  in  der  Union  der  Gegensatz  des  trockenen  Niederkalifornien 
und  Arizona  einerseits,  der  feuchten  südöstlichen  Unionstaaten  am 
Atlantischen  Ozean  andererseits  zutage ;  auf  der  Ostfeste,  Eurasien  und 
Afrika,  die  wir  als  einen  großen  Gesamtkontinent  auffassen  müssen, 
ist  dieser  Gegensatz  durch  andere  Einflüsse  etwas  verwdscht;  die  Ost- 
küste von  Südjapan  und  Südchina  zeigt  wohl  den  regnerisch-warmen 
subtropischen  Charakter,  im  Westen  aber  hat  der  Einbruch  jenes  großen 
Quergrabens,  der  als  Mittelmeer  Europa  von  Afrika  trennt,  den  ur- 
sprünglich ariden  Charakter  der  Zone  etwas  gemildert,  so  daß  er  erst 
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in  Vorder-  und  namentlich  Innerasien  in  voller  Stärke  auftritt.  Im 
Mittelmeer  wirkt  die  Nähe  der  Küste  und  Seefläche  überall  ausgleichend 
maritim,  so  daß  nur  ausgeprägte  Innenlandschaften,  wie  der  Atlas,  das 
Innere  Spaniens  und  Kleinasiens  typischen  Steppencharakter  tragen; 
letztere  beiden  räumlich  weit  voneinander  entfernten  Halbinseln  in  so 
großer  Übereinstimmung  bis  in  alle  Details  der  Oberflächengestaltung 
und  Vegetation,  daß  diese  Kongruenz  schon  dem  Ethnographen  Virchow 
auffiel  ^. 

Als  ein  gleichförmiges,  geschlossenes  Wirtschaftsgebiet  ist  also  die 
Mittelmeerzone  geographisch  und  auch  ethnographisch  aufzufassen,  denn 
eine  einheitliche  Mittelmeerrasse  etwa  iberisch-berberischer  Art,  auf 
welche  wahrscheinlich  auch  die  vorgriechische  minoische  Inselkultur 
zurückzuführen  ist,  bildet  die  ethnographische  Grundlage  einer  Be- 
völkerung, die  durch  Einwanderung  und  Kolonisation  stets  nur  obenhin 
mit  einer  neuen  Herrscherschicht  überdeckt  wurde.  Jene  einheitlichen 
klimatischen,  wirtschaftlichen  und  ethnographischen  Voraussetzungen 
bewirken  nun  auch  gleiche  Folgeerscheinungen  hinsichtlich  der  Nutzungs- 
formen des  Bodens.  Wo  das  Land  im  Mittelmeergebiet  regenfeucht 
und  ergiebig  genug  ist,  da  ist  die  Signatur  gartenartiger  Ackerbau  und 
Viehzucht,  wobei  man  zwar  vielfach  mit  Rindern  pflügt,  aber  aus 
deren  Milch  keine  Butter  macht,  sondern  das  nötige  Nahrungsfett 
vom  Ölbaum  nimmt,  der  die  Mittelmeerkultur  charakterisiert.  Nun 
gibt  es  aber,  entsprechend  jenem  Übergangscharakter  des  Mittelmeer- 
gebietes zwischen  dem  feuchten  und  ariden  Typus,  in  einiger  Ent- 
fernung von  der  Küste  ausgedehnte  Gegenden,  die  man  weder  als 
Ackerland  noch  als  ausgesprochene  Steppe  bezeichnen  kann,  nament- 
lich Gebirge  und  Hochflächen,  auf  denen  die  Weide  nur  einen  Teil 
des  Jahres  ausgeübt  werden  kann,  Gegenden  also,  die  bei  extensiver 
Viehzucht  ihre  Bewohner  nicht  das  ganze  Jahr  ernähren  können  und 
also  gewissermaßen  einer  Ergänzung  bedürfen.  Diese  Verhältnisse 
haben  zu  Erscheinungen  geführt,  die  wir  im  ganzen  Mittelmeerbecken 


^  In  der  Zeitschrift  für  Ethnoloscie  (Berlin  1880)  S.  426  berichtet  er  über 
folgende  Reiseeindrücke  aus  dem  Innern  Spaniens:  »Auf  einem  großen  Teil 
dieser  langen  Strecke  kamen  mir  immer  von  neuem  die  Erinnerungen  an  meine 
vorjährige  Reise  in  den  Orient.  Längere  Zeit  hindurch  tauchten  namentlich  die 
Bilder  von  Kleinasien  vor  meinen  Augen  auf;  ja  ich  war  häufig  so  überrascht 
von  der  Ähnlichkeit  der  Landschaft,  daß  es  mir  schwer  fiel,  mir  vorzustellen, 
daß  ich  nicht  auf  dem  waldlosen,  sterilen,  von  den  Herden  der  Noraaden  ab- 
geweideten Hügeln  der  Troas  mich  befand.  Nicht  bloß  das  Aussehen  der  Ober- 
fläche und  der  allgemeine  Charakter  der  Vegetation,  namentlich  die  fast  voll- 
ständige Baumlosigkeit  und  die  grenzenlose  Öde,  sondern  auch  die  Pflanzen 
selbst  boten  so  vielfach  denselben  Habitus  dar  wie  im  Orient,  daß  ich  mich  in 
der  Tat  manchmal  anstrengen  mußte,  um  nicht  zu  vergessen,  wo  ich  mich 
eigentlich  befand." 
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in  der  gleichen  Form  antreffen.  Überall  dort  nämlich,  wo  hohe,  das 
Mittelmeer  begrenzende  Randgebirge  oder  Plateaus  einer  Tiefebene  vor- 
gelagert sind,  zwingt  die  nicht  ausreichende  Ergiebigkeit  der  Heimats- 
weide die  Hirten  des  Hochlandes,  in  einer  anderen  Gegend  ein  wirt- 
schaftliches Komplement  zu  suchen^.  Es  entsteht  so  ein  gewisser  Halb- 
nomadismus vorwiegend  von  Schafherden,  da  nur  diesen  weitere,  sich 
über  Wochen  erstreckende  Wanderungen  zugemutet  werden  können.  Die 
periodischen  Züge  dieser  Schafherden,  im  Herbst  von  ihrem  regulären 
Standort,  dem  Gebirge,  in  die  Ebene,  im  Frühjahr  aus  der  Ebene 
ins  Gebirge  zurück,  hat  mit  einer  Art  von  pars  pro  toto  die  Wirtschafts- 
geographie entsprechend  ihrer  Gewohnheit,  hervorstechende  Phänomene 
nach  dem  Lande  zu  benennen,  wo  sie  am  reinsten  und  typischsten 
ausgeprägt  sind,  Transhumanz  genannt,  vom  spanischen  ,,transhumare". 
Wandern.  Die  Erscheinung  ist  uns  historisch  am  besten  bekannt  aus 
der  Geschichte  der  spanischen  Mesta,  findet  sich  aber  ebenso  auch  auf 
der  italienischen  Halbinsel,  auf  dem  Balkan,  in  Kleinasien,  dem  Atlas, 
kurz  in  allen  Randlandschaften  des  Mittelmeeres, 

Beginnen  wir  mit  S  p  a  n  i  e  n  ,  wo  jene  Verhältnisse  ihren  typischsten 
Ausdruck  gefunden  haben.  In  den  Pyrenäen  und  ihrer  westlichen 
kantabrischen  Fortsetzung,  sowie  auf  der  altkastilischen  Hochfläche 
bis  zum  Guadarramagebirge  hatten  von  jeher  große  Schafherden 
ihren  Standort,  die  im  Winter  auf  die  Weide  der  vorgelagerten  Land- 
schaften von  Neukastilien,  Estremadura  und  Andalusien  angewiesen 
waren.  Die  historische  Entwicklung,  welche  jene  letzteren  Gegenden 
als  von  den  Mauren  rückerobertes  Land  den  Spaniern  auslieferte, 
gestattete  in  Verbindung  mit  der  damals  nur  ganz  extensiven,  eben- 
falls auf  Weide  und  Viehzucht  basierten  Nutzung  des  Bodens  jener 
Gegenden  den  Herdenbesitzern,  die  sich  gegen  feindliche  Eingriffe 
zu  dem  großen  Verband  der  Mesta  zusammenschlössen,  sich  ein  dauern- 
des Recht  auf  die  Winterweide  jener  Gegenden  zu  sichern,  und  zwar 
bald  unter  dem  offenen  Titel  des  ,, Rechts  der  Eroberung",  das  den 
Ackerbauer  dem  Nomaden  tributär  macht,  bald  unter  der  interessanten 
juristischen  Fiktion,  die  Mesta  sei  eo  ipso  die  Nachbarin  aller  spanischen 
Gemeinden,  habe  also  nachbarliche  Weiderechte  auf  deren  Gemeinde- 
land. Dieser  Fiktion  liegt  immerhin  die  Tatsache  zugrunde,  daß  die 
Mesta  ursprünglich  als  kommunistisch-demokratische  Einrichtung  aus 
dem  Zusammenschluß  von  Gemeinden  entstand,  die  gegenseitige  Weide- 


A 


^  Ein  Gegenstück  auf  dem  Gebiete  des  meriterranen  Ackerbaues  sind  die 
Metochien,  die  Sommerdörfer,  namentlich  auf  Kreta,  wo  eine  Ernte  im  Tiefland 
einer  späteren  im  Hochland  durch  dieselben  Ackerbauer  folgt,  und  wo  ent- 
sprechend der  Jahreszeit  immer  nur  ein  Dorf  bewohnt  ist,  das  andere  leer  steht. 
Lichtenberg,  Die  ägäische  Kultur.    Leipzig  1911. 
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rechte  ausübten,  also  große  Markgenossenschaften  bildeten  und  auch 
gemeinsam  auf  die  Wanderung  gingen. 

Entwicklung,  Höhe  und  Niedergang  der  Mesta,  welche  durch  ihre 
Vorrechte  schließlich  die  Ausdehnung  des  Ackerbaues  im  südlichen 
Spanien,  die  namentlich  der  bourbonischen  Regierung  am  Herzen 
lag,  unmöglich  machte  und  die  wie  ein  Staat  im  Staate  durch  eigene 
Beamte  in  eigener  Sache  Justiz  übte,  sind  an  anderer  Stelle  be- 
schrieben i.  Erst  1837  ^ber  wurden  ihre  Vorrechte  vollständig  abge- 
schafft, ohne  daß  damit  etwa  die  Institution  der  Transhumanz  über- 
haupt, die  eben  auf  geographischer  Notwendigkeit  beruht,  verschwunden 
wäre.  Die  Herdenbesitzer  konnten  nur  nicht  mehr  den  Weidebesitzern 
ihre  Weide  zu  willkürlich  festgesetzten  Preisen  abtreiben,  sondern 
mußten  auf  Grund  freier  Verträge  von  ihnen  regulär  pachten.  189 1 
zählte  man  noch  1,35  Millionen  Wanderschafe,  genau  ein  Zehntel 
der  13,5  Millionen  Schafe,  die  Spanien  überhaupt  noch  besitzt,  nachdem 
seine  Zucht  durch  die  australische  Konkurrenz  stark  reduziert  worden 
ist.  Diese  Wanderschafe  zogen  bis  1900  immer  noch  auf  den  tradi- 
tionellen Wanderwegen,  den  Caiiadas,  die  allerdings  nicht  mehr  die 
alte  Breite  hatten,  nach  dem  Süden;  auf  einem  westlichen  Wege  von 
Leon  nach  Estremadura,  einem  mittleren  von  Altkastilien  über  Segovia 
und  den  Reinosa-Paß  nach  Andalusien,  einem  östlichen  von  Oberaragon 
über  Soria  nach  der  Mancha,  endlich  auf  kürzeren  Straßen  von  den 
Pyrenäen  nach  Nieder- Aragon,  von  Murcia  nach  Granada. 

Erst  im  letzten  Jahrzehnt  haben  nun  diese  Wanderungen  eine  durch- 
greifende Änderung,  nicht  in  der  durch  das  Klima  vorgeschriebenen 
Richtung,  wohl  aber  in  der  Art  des  Transports  erfahren,  und  zwar 
durch  die  Tarifpolitik  der  Bahnen,  welche  sich  endlich  den  spezifischen 
Anforderungen  der  Beförderung  jener  ungeheuren  Menge  lebenden 
Viehes  durch  spezielle  Einrichtungen  angepaßt  haben-.  Da  die  Schafe 
kein  so  sperriges  Gut  sind  wie  menschliche  Reisende,  sondern  sich 
ohne  Protest  stark  zusammenpressen  lassen,  haben  die  Bahnen  zu 
ihrer  Beförderung  Waggons  mit  drei  Etagen  ä  i  m  Höhe  gebaut,  in 
deren  jede  man  30  Schafe  einpferchen  kann,  so  daß  jeder  Waggon 
maximal  90  Schafe  faßt.  Dazu  werden  in  der  Wanderzeit  noch  be- 
sondere Ausnahmetarife  bewilligt.  Die  Linie  Madrid — Cäceres  (Estre- 
madura) hat  auf  ihren  Strecken  Zonentarif,  die  östliche  Linie  Madrid — 
Alicante  multipliziert  die   zurückgelegten   Kilometer  mit  der  Anzahl 


■  Leonhard,  Agrarpolitik  u.  Agrarreform  in  Spanien  unter  Karl  III. 
München  1909.    S.  249-89. 

-  Hierüber  besonders:  A.  Fribourg:  la  transhumance  en  Espagne,  in  den 
»Annales  de  Geographie  XIX,  1910,  S.  231 — 244«.  Daselbst  auch  eine  instruktive 
Übersichtskarte,  die  hier  leider  nicht  wiedergegeben  werden  kann. 
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der  mitgeführten  Etagen,  die  der  Herdenbesitzer  auf  eigene  Gefahr 
so  stark  mit  seinen  Schafen  füllen  kann  wie  er  mag.  Die  begleitenden 
Hirten  fahren  ganz  umsonst  mit,  Gepäck,  Hunde  und  Maultiere  haben 
einen  Ausnahmetarif.  Die  Ermäßigung  ist  ganz  enorm,  da  nach  diesem 
neuen  Tarif  für  lo  Centimos  mindestens  20  bis  30  Schafe  pro  km  be- 
fördert werden,  während  Bahnen,  die  am  gewöhnlichen  Tarif  fest- 
halten und  keine  entsprechenden  Transportmittel  besitzen,  pro  Schaf 
und  Kilometer  5  Centimos  erheben,  was  bisher  jeden  Bahntransport 
unmöglich  machte. 

Nunmehr  erst  veröden  die  alten  Wanderwege,  denn  in  2  bis  3  Tagen 
erreichen  die  Schafe  den  Ort  ihrer  Bestimmung  und  werden  höchstens 
noch  ausgeladen,  um  vom  Bahnhof  auf  die  Weide  oder  während  des 
Transports  von  einem  Bahnhof  auf  den  anderen  getrieben  zu  werden. 
Wenn  die  Schafherden  in  Madrid  auf  dem  kurzen  Wege  vom  Nord- 
zum  Südbahnhof  die  Straßen  füllen,  muß  die  Trambahn  stille  stehen. 
Die  moderne  Technik  des  Eisenbahntrangportes  hat  tatsächlich  jenes 
Problem  gelöst,  wegen  dessen  im  18.  Jahrhundert  ungezählte  Kom- 
missionen dicke  Aktenbände  mit  kontradiktorischen  Enqueten  füllten 
und  sich  jahrelang  den  Kopf  zerbrachen,  wie  nämlich  die  für  die  spanischen 
Verhältnisse  noch  lange  unentbehrliche,  auf  Wanderung  angewiesene, 
durch  ihre  Abgaben  dem  Fiskus  sehr  wichtige  Merinoschafzucht  mit 
den  Interessen  des  Ackerbaues  zu  vereinigen  sei  und  wie  namentlich 
die  Reibereien  auf  den  Transportwegen  zwischen  Wanderherden  und 
Bauern,  die  ihre  Felder  nicht  beschädigen  lassen  wollten,  zu  vermeiden 
seien.  Erst  die  jetzige  Form  der  Wanderung  hat  durch  Heranziehung 
der  modernen  Technik  die  Lösung  gegeben^. 

Wenn  wir  nunmehr  der  spanischen  Form  der  Herdenwanderungen 
das  entsprechende  Vorkommen  auf  der  afrikanischen  Seite,  speziell 
in  dem  durch  die  lange  französische  Verwaltung  und  Gesetzgebung 
wohlbekannten  Algerien  entgegenstellen,  so  geschieht  das  deshalb, 
weil  die  Atlasländer  nicht  nur  physikalisch,  sondern  auch  politisch- 
geographisch und  in  ethnographischer  Beziehung  das  Gegenstück  zu 
Spanien  sind.  Wir  finden  auf  beiden  Seiten  des  Mittelmeeres  die 
gleichen  Phänomene,  die,  auch  wenn  es  sich  nicht  um  direkte  Über- 
tragung handeln  sollte,  jedenfalls  als  auf  gleichen  Voraussetzungen 
beruhende  parallelistische  Konvergenzerscheinungen  zu  erklären  sind. 
Wie  die  spanischen  Ritterorden  ihr  Vorbild  auf  der  maurischen  Seite 
fanden,  wie  die  frommen  Laienstiftungen  an  die  Kirche,  die  für  ihre 

^  Im  benachbarten  Portugal  ähnliche  Verhältnisse,  wie  es  dort  früher  auch 
eine  Mesta  gab.  Siehe  darüber  das  amtliche  Quellenwerk  von  Cincinnato  da 
Costa  und  Luiz  de  Castro:  »le  Portugal  au  point  de  vue  agricole«  Lisbonne  1900, 
sowie  die  Annales  de  Geographie  1901,  Bd.  X,  S.  447—450. 
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Verwaltung  einen  Prozentsatz  erhält,  während  die  Haupteinnahme 
der  Familie  bleibt  (eine  Einrichtung,  die  zufolge  spanischen  Juristen 
eine  der  Wurzeln  des  spanischen  Majorats  ist),  sich  in  Nordafrika 
in  den  Habbus  vorgebildet  finden,  wie  die  Bewässerungsanlagen  von 
Valencia,  Murcia  und  Granada  in  ganz  ähnlicher  Weise  längs  der 
ganzen  nordafrikanischen  Küste  zu  beobachten  sind,  wie  wir  also 
alles,  was  uns  typisch  spanisch  erscheint,  auch  an  der  Gegenküste 
vorfinden,  so  findet  auch  die  Mesta,  diese  spezifisch  spanische  Form 
der  Herdenwanderungen,  ihr  Gegenstück  in  Algerien.  Von  den  Atlas- 
hochflächen der  Schotts  ziehen  die  nomadisierenden  Hirtenstämme 
alljährlich  in  einem  bestimmten  Turnus  in  die  vorgelagerte  Ebene 
der  Teils,  deren  Bewohner  und  Bebauer  sich  bis  zur  Gegenwart  das 
lästige  Servitut  dieser  Weide  haben  gefallen  lassen  müssen.  Nur  sind 
die  Jahreszeiten  hier  entsprechend  der  südlicheren  Lage  und  der  Nähe 
der  Sahara  umgekehrt;  im  Sommer,  wenn  die  Sonne  heiß  brennt  und 
die  Hochflächen  in  Steppe  verwandelt,  verlassen  die  ,,Sahariens" 
ihre  Wohnsitze  und  ziehen  nordwärts.  Im  Herbst  gehen  sie  dann 
wieder  südwärts  in  die  Oasen,  wo  die  Datteln  reifen.  Zwischen  diesen 
beiden  Ernten  pendeln  diese  Halbnomaden  in  der  periodischen  Wande- 
rung der  ,,Rahla"  hin  und  her.  ,,C'est  une  affaire,  du  climat  influencee 
par  l'histoire",  denn  auch  hier  ist  es  das  Recht  der  Eroberung,  das  jenen 
Brauch  fixierte,  dessen  wirtschaftsgeographische  Ursache  in  der  zu 
geringen  Ergiebigkeit  der  Hochflächen  liegt. 

Nicht  erst  die  Araber  haben  etwa  durch  ihre  Invasion  in  das  römisch- 
byzantinische Afrika  jene  Nomadensitten  hineingetragen,  denn  ewig 
lagen  auch  im  Altertum  Nomadismus  und  Ackerbau  in  jenen  Gegenden 
im  Streite.  Sagt  doch  schon  Strabo  (Buch  17)  über  die  Libyer,  die 
eingeborenen  Berbern,  sie  hätten  große  Ähnlichkeit  mit  den  noma- 
dischen Arabern,  und  Herodot  teilt  Algerien  in  einen  nördlichen 
ackerbauenden  und  einen  südlichen  nomadisierenden  Streifen.  Die 
römische  Herrschaft  rückte  die  Grenze  des  Ackerbaues  nur  etwas  weiter 
nach  Süden,  drückte  also  die  Nomaden  nach  der  Wüste  zurück  und 
regelte  die  Verhältnisse  jener  Stämme  (gentes)  durch  Procuratores 
Augusti  ad  curiam  gentium,  die  wie  die  ,, Chefs  des  bureaux  arabes" 
des  heutigen  französischen  Regimes  zur  Beaufsichtigung  der  ,,prin- 
cipes"  und  ,,reguli",  der  Häuptlinge  jener  Wanderstämme,  eingesetzt 
waren  ^  ^.  Der  doppelte  Ansturm  derNomaden  vom  Norden,  der  Germanen, 
und  derer  vom  Osten,  der  Araber,  brach  die  römische  und  byzanti- 
nische Herrschaft;  namentlich  die  zweite  Araberinvasion  im  11.  Jahr- 


'  Gsell,  L'Algcrie  dans  l'antiquite.  Alger  1903. 
-  Die  hl,  L'Afrique  byzantine.    Paris  1896. 
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hundert,  die  auf  200  000  Familien  geschätzt  wird,  drängte  den  früher 
viel  ausgedehnteren  Ackerbau  Nordafrikas  auf  wenige  Distrikte  zurück, 
da  die  neuen  Nomadenstämme  mit  den  autochthonen  Berbern  mehr  oder 
weniger  verschmolzen.  Soweit  seitdem  einheitliche  Regierungen  in 
Nordafrika  bestanden,  haben  sie  sich  stets  mit  den  Nomaden  gut  zu 
stellen  gesucht,  und  die  Türken  haben  oft  genug  nomadisierende  Araber- 
stämme auf  widersetzliche,  Ackerbau  treibende  Berbernorte  gehetzt, 
ähnlich  wie  in  Ostanatolien  die  nomadischen  Kurden  auf  die  seßhaften 
Armenier. 

Das  Weiderecht  der  Halbnomaden  auf  das  zum  Teil  bebaute  Gebiet 
nördlicher  Stämme  hat  nun  zu  eigentümlichen  Rechtsverhältnissen 
Anlaß  gegeben,  welche  unter  mohammedanischer  Herrschaft,  deren 
Bodenrecht  höchst  archaisch  ist  und  vorwiegend  Stiftungs-  und  Kol- 
lektivland kennt,  keinen  Anlaß  zu  größeren  Schwierigkeiten  gab,  den 
Franzosen  aber,  welche  für  ihre  Kolonisten  europäisches,  individuelles 
Bodenrecht  einführten^  und  die  nur  halb  seßhaften  Stämme  in  be- 
stimmten, ihnen  zugewiesenen  Gegenden  kantonnieren  wollten,  manche 
Nuß  zu  knacken  gab.  Trafen  doch  die  Bestimmungen  des  europäischen 
Bodenrechts  auf  jene  eigentümlich  labilen  Besitz-  und  Nutzungsrechte 
ebensowenig  zu,  wie  seinerzeit  in  Deutschland  die  Prinzipien  des 
römischen  Rechts  auf  das  alte  Volksrecht  mit  seinen  kollektiven  Nutzungs- 
rechten. Die  amphibische  Lebensweise  der  Halbnomaden,  die  halb  seß- 
haft, halb  wirkliche  Nomaden  sind,  dabei  aber  in  den  Oasen  etwas 
Gartenbau  treiben,  ließen  sich  unter  den  bekannten  Rechtsformen  nicht 
subsumieren.  Vielfach  haben  die  Nomadenstämme  wie  einst  die  Mit- 
glieder der  Mesta  auf  Herkommen  und  Gewohnheitsrecht  beruhende 
Kontrakte  mit  den  Ackerbauern  der  Ebene,  sogenannte  „Achaba" 
Verträge,  die  scheinbar  freiem  Übereinkommen  ihren  Ursprung  ver- 
danken, tatsächlich  aber  kein  Äquivalent  für  die  Weidenutzung  dar- 
stellen, sondern  nur  eine  Anerkennungsgebühr.  Zahlten  doch  früher 
der  Ackerbauer,  auf  dem  jenes  Servitut  lastete,  vielfach  dem  Nomaden 
sogar  einen  direkten  Tribut  (Ghefara),  der  jetzt  abgeschafft  ist.  Immer- 
hin werden  die  Weiderechte  noch  vielfach  ohne  jede  Entschädigung 
genossen,  während  in  Tunis,  wo  das  Eigentumsrecht  ausgebildeter  ist 
und  das  Kollektivrecht  der  Stämme  verdrängt  hat,  die  auch  dort 
vorkommenden  südlichen  Nomadenstämme  bezeichnenderweise  zu 
einer  dienenden  Stellung  herabgesunken  sind;  sie  hüten  auf  den  Weide- 
plätzen der  Besitzer  deren  Schafherden  zusammen  mit  den  eigenen 
und  beziehen  dafür  einen  Anteil  am  Wertzuwachs.  Diese  sogenannten 
„Azila"-Kontrakte  sind  dort  sehr  häufig^. 

^  Leonhard,   Die  französische  Kolonisation  in  Tunis,   S.  149.    Conrads 
Jahrbücher. 


Die  Transhumanz  im  Mittelmeergcbiet.  33c 

Natürlich  sind  jene  Weiderechte  nicht  nur  den  von  jenem  Servitut 
Betroffenen,  sondern  auch  der  Landeskultur,  vor  allen  Dingen  der 
Erhaltung  der  Wälder,  äußerst  schädlich.  Genau  die  gleichen  Übelstände, 
welche  die  Mesta  so  verhaßt  machten,  haben  die  Herdenwanderungen 
auch  in  Algerien  zur  Folge  gehabt;  doppelt  gefährlich  in  einem  Lande, 
dessen  Geschichte  ein  Kampf  gegen  die  nordwärts  vordrängende  Wüste 
ist,  die  seit  der  Römerzeit  ersichtlich  unheimliche  Fortschritte  gemacht 
hat.  Vor  allem  legen  die  Nomaden  überall  Waldbrände  an,  weil  auf 
den  mit  der  Holzasche  gedüngten  Flächen  im  folgenden  Jahre  ein 
besonders  ergiebiges  Gras  wächst.  Aber  auch  abgesehen  von  diesen 
Brandstiftungen,  über  die  man  in  Spanien  schon  im  14.  Jahrhundert 
klagte  und  die  man  mit  drakonischen  Strafen  erfolglos  zu  bekämpfen 
suchte,  erliegt  dem  scharfen  Zahn  der  Schafe  und  Ziegen,  die  überall 
die  Rinde  abnagen,  in  welcher  der  Lebenssaft  der  Bäume  empor- 
steigt, in  kurzem  der  Wald.  Auf  den  Wald  folgt  nur  noch  niederes 
Gehölz,  ihm  spärlicher  Graswuchs,  den  schließlich  die  vorrückende 
Wüste  mit  ihrem  Flugsand  bedeckt  1.  Die  französische  Regierung 
kämpft  gegen  jene  langsame  oder  schnelle  Vernichtung  des  Waldes 
durch  Abweiden  oder  Abbrennen  einen  Kampf,  in  welchem  sie  auch 
von  Seiten  der  seßhaften  Bevölkerung,  die  es  bei  ihrer  Weidewirtschaft 
nicht  anders  macht,  keine  Unterstützung  erfährt.  Denn  auch  jene 
ganz  eigentümliche  Baumfeindlichkeit,  die  wir  in  Spanien  finden, 
existiert  genau  so  in  Nordafrika.  Bernard  und  Lacroix^  sagen  S.  44: 
„Die  Eingeborenen  haben  gegen  die  Bäume  einen  wahren  Haß,  die 
Vorbeigehenden  reißen  die  Äste  ab,  die  Hirten  verstümmeln  sie  und 
die  Köhler  machen  Holzkohle  von  ihnen."  Geldstrafen  für  verbotene 
Holzweide  werden  als  reguläre  Abgaben  betrachtet,  Gefängnis  als  ein 
unerforschlicher  Ratschluß  des  Schicksals  ergebungsvoll  hingenommen 
und  abgesessen,  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  der  Erhaltung  des 
Waldes  ist  nirgends  zu  finden.  Auch  hier  liegt  ein  völlig  allgemeines 
mediterranes  Problem  vor;  kämpft  doch  im  bosnischen  und  dalma- 
tinischen Karstgebirge  Österreich  den  gleichen  Kampf  gegen  Indolenz 
und  Zerstörungswut  der  Schafe  und  Ziegen  haltenden  Eingeborenen^. 

Kein  Wunder  also,  daß  die  französische  Regierung  jene  schädlichen 
Nutzungsrechte  der  Wanderherden  nicht  gerade  mit  wohlwollendem 


'  »Bäume,  gebahnte  Wege,  abgegrenztes  Eigentum  sind  natürlich  Gegen- 
stände des  Abscheus  für  den  Nomaden.«  Villot,  moeurs,  coütumes  et  institutions 
des  indigenes  en  Algörie,  Alger  1888,  p.  385. 

^  Bernard  et  Lacroix,  Devolution  du  nomadisme  en  Alg^rie,  Alger- 
Paris  1906. 

^  Leonhard,  Neuere  Literatur  über  Agrarwesen  U.Agrarpolitik.  Archiv 
für  Sozialwissenschaft,  1912,  Heft  2,  S.  523/24. 
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Auge  sieht.  Das  Problem  ist  aber  außerordentlich  schwierig;  es  ist 
ganz  unmöglich  für  die  Regierung,  mit  einem  radikalen  Verbot  der 
Waldweide  vorzugehen;  die  Dinge  liegen  mutatis  mutandis  ähnlich 
wie  bei  den  Streurechten  der  bayrischen  Bauern,  die  den  Wald  wohl 
schädigen  und  von  Fiskus  und  Forst  Verwaltung  ungern  gesehen  werden, 
deren  Entziehung  Landwirtschaft  und  Viehzucht  jener  Gegenden 
aber  noch  mehr  schädigen  als  dem  Wald  nützen  würde.  Die  algerischen 
Nomaden  vom  Rande  der  Sahara  sind  auf  die  Weidenutzungen  im 
Teil  angewiesen;  von  i  700  000  ha  Staatswaldungen  in  Algerien,  wenn 
man  diese  Gehölze  als  Wald  bezeichnen  kann,  sind  nach  Bernard  und 
Lacroix  i  000  000  dem  Großvieh,  500000  den  Schafen  geöffnet;  man 
kann  diese  Flächen  nicht  plötzlich  der  Viehzucht  entziehen. 

Aber  noch  ein  anderes  Dilemma  entsteht  neuerdings.  Der  obligate 
Kampf  zwischen  Ackerbau  und  nomadischer  Viehzucht  bereitet  sich 
auch  in  Algerien  vor,  derselbe  uralte  Konflikt,  der  in  Spanien  am 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  ausgekämpft  und  zugunsten  des  bis  dahin 
unterdrückten  Ackerbaues  entschieden  wurde.  Ein  amtlicher  Bericht 
aus  einem  der  südlichen  Militärbezirke,  nach  Bernard  und  Lacroix 
zitiert,  besagt:  ,,Die  Schwierigkeiten  zwischen  den  Nomaden  und  den 
Bewohnern  des  Teils  sind  im  Wachsen.  Die  einen  suchen  Weideplätze, 
die  täglich  seltener  werden,  die  anderen  suchen  ihre  Nachweide  gegen 
den  Zahn  der  Schafe  und  Kamele  zu  schützen,  denn  sie  brauchen  die 
Nach  weide  für  ihre  eigenen  Herden.  Die  Eingeborenen  und  besonders 
die  Kolonisten  weigern  sich,  die  Herden  auf  ihren  Stoppeln  weiden 
zu  lassen;  in  der  Gegend  von  Setif  und  Saint-Armand  befolgen  die 
Fellahs  das  Beispiel  der  Europäer.  Es  ist  also  zu  befürchten,  daß  die 
Nachweide,  welche  die  Nomaden  bis  jetzt  genossen,  gänzlich  auf- 
gehoben wird."  Der  Grund  jener  beginnenden  Einschränkung  der 
algerischen  Transhumanz  ist  ein  doppelter;  einerseits  suchen  die 
Servitutsverpflichteten,  wenn  eine  starke  Regierung  beide  Parteien 
gleichmäßig  beherrscht  und  die  Nomaden  das  Recht  des  Stärkeren 
nicht  mehr  mit  der  Waffe  in  der  Hand  behaupten  können,  sich  von  den 
ihnen  aufgedrungenen  lästigen  Verpflichtungen  frei  zu  machen.  Denn 
wenn  auch  in  Algerien  stellenweise  die  lange  Gewohnheit  zu  einer 
friedlichen  Symbiose  geführt  hat  und  die  Ackerbauer  der  Teils  von 
der  Sommerweide  der  ,,Sahariens"  gewisse  Vorteile  haben,  da  deren 
Herden  durch  ihren  Dünger  den  Boden,  auf  dem  sie  gepfercht  sind, 
verbessern,  da  die  Nomaden  durch  ihre  Anwesenheit  den  Markt  be- 
leben, den  Ackerbauern  Schafe  und  Schafwolle  verkaufen  und  dafür 
Getreide  einhandeln,  oft  auch  bei  der  Einbringung  der  Ernte  sich 
gegen  billiges  Entgelt  beteiligen,  so  sind  doch,  wie  ein  amtlicher  Bericht 
aus  dem  IMilitärbezirk  Aures  sagt,   ,,ihre  Beziehungen  zu  den  Einge- 
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borenen  weit  davon  entfernt,  freundschaftliche  zu  sein,  wegen  des 
geringen  Respekts  vor  dem  Eigentum,  den  sie  bei  ihrer  periodischen 
Wanderung  zeigen ;  die  Eingeborenen  klagen  häufig  über  die  Nomaden,  die 
keine  Autorität  anerkennen,  bewaffnet  kommen  und  in  den  durchzogenen 
Distrikten  häufigen  Schaden  anrichten."  (Bernard  und  Lacroix  S.  53.) 
Die  Interessen  des  seßhaften  Ackerbaues  und  des  Nomadismus  sind 
zwar  allerorten  einander  entgegengesetzt,  aber  dieser  Gegensatz  ist 
doch  zu  ertragen,  solange  der  Ackerbau  sehr  extensiv  und  auf  kleine 
Flächen  eingeschränkt  ist.  In  Algerien  aber,  und  das  ist  der  zweite 
Grund  für  die  beginnende  Einschränkung  der  dortigen  Transhumanz, 
hängt  der  wachsende  Konflikt  aufs  engste  zusammen  mit  dem  Wachs- 
tum der  Ackerbaufläche.  Letzteres  wieder  resultiert  aus  der  fran- 
zösischen Okkupation  und  dem  wachsenden  Bodenwert.  Während 
es  ehedem  im  Teil  nur  wenig  Ackerbau  gab,  hat  jetzt  die  französische 
Kolonisation  den  Arabern  und  Kabylen  das  ergiebigste  Land  weg- 
genommen, so  daß  jene  zum  Anbau  minderer  Böden  übergehen  müssen; 
dies  um  so  mehr,  als  infolge  der  ruhigeren  politischen  Verhältnisse 
die  Bevölkerungsziffer,  damit  die  Getreidepreise  und  der  Bodenwert, 
steigen.  Die  noch  anbaufähigen  Böden  liegen  aber  meist  zerstreut 
innerhalb  von  Weideland  und  werden  durch  die  weidenden  Herden 
verwüstet.  Oft  muß  aus  Mangel  an  Ackerboden  selbst  die  Gemein- 
weide zum  Teil  angebaut,  also  den  Wanderherden  entzogen  werden. 
Oft  geht  man  auch  von  der  kommunistischen  Nutzung  der  Gemeinweide 
zur  fiskalischen  über,  indem  man  sie  im  ganzen  an  Europäer  verpachtet, 
welche  dann  die  Nutzung  ihrerseits  versteuert  an  die  Eingeborenen 
weitergeben.  In  jedem  Fall  ist  die  Weide  für  die  Nomaden  verloren. 
Diese  Entwicklung  birgt  nun  die  Gefahr  in  sich,  daß  der  Ackerbau 
übermäßig  auf  Kosten  der  Viehzucht  ausgedehnt  wird.  Die  franzö- 
sische Verwaltung  hat  bis  jetzt  im  allgemeinen  die  Ausbreitung  der 
Anbaufläche  durch  Bohrung  artesischer  Brunnen  begünstigt,  aber 
(Bernard  und  Lacroix  S.  181)  ,,un  nouveau  sondage  s'alimente  au 
depens  des  sondages  existants".  Im  übrigen  ist  der  Ackerbau,  wenn 
auf  atmosphärische  Feuchtigkeit  angewiesen,  im  südlichen  Algerien 
eine  Lotterie  mit  vielen  Nieten.  Eine  gerechte,  die  beiderseitigen 
Interessen  von  Ackerbau  und  Viehzucht  abwiegende  Agrarpolitik  wird 
die  Existenz  der  Viehzüchter,  die  auf  ihren  sonnenverbrannten  Hoch- 
flächen ohne  die  Ergänzung  der  Stoppelweide  im  Norden  nicht  existieren 
können,  nicht  einem  Ackerbau  ausliefern,  der  räumlich  begrenzt  ist 
und  nur  um  wenige  Oasen  herum  betrieben  werden  kann.  Den  Herden 
der  Viehzüchter  den  Zutritt  zu  jenen  Wasserstellen  verweigern  heißt 
sie  dem  Untergang  preisgeben.  Ein  Bericht  aus  dem  Militärbezirk 
Chelalla    besagt:    ,,Un    developpement   exager6   de    la    culture    aurait 
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sürement  un  contrecoup  marque  sur  l'elevage  des  bestiaux.  La  multi- 
plicite  des  labours  entrainera  une  dimunition  forcee  des  terrains  de 
parcours  et  amenera  pour  les  eleveurs  et  leurs  bergers  des  vexations 
inevitables  dans  une  region,  oü  la  propriete  est  tres  morcelee  et  tres 
cultivee."  ,,En  somme,  il  faut  laisser  le  Teil  aux  agriculteurs  et  les 
steppes  aux  pasteurs;  .  .  .  il  ne  faut  pas  considerer  Findustrie  pastorale 
comme  un  mal  inevitable,  mais  comme  une  des  richesses  de  l'Afrique 
du  Nord,  en  meme  titre  que  l'agriculture." 

Der  Ausgleich  der  beiderseitigen  Interessen  wird  aber  die  franzö- 
sische Regierung  noch  vor  eine  schwere  Aufgabe  stellen,  da  die  Privi- 
legien halbnomadischer  Hirtenstämme  sich  mit  der  wachsenden  Seß- 
haftigkeit der  Eingeborenen  und  der  Ausbreitung  des  Ackerbaues 
immer  weniger  vertragen.  Die  extensive  Schafzucht  braucht  überall 
große,  homogene  Flächen,  die  der  wachsende  Ackerbau  einschränkt; 
so  muß  die  Schafzucht  überall,  in  Australien,  Texas,  Argentinien, 
Schritt  für  Schritt  vor  dem  Ackerbau  ins  Innere  weichen. 

Doch  bleiben  wir  bei  der  Betrachtung  der  geregelten  periodischen 
Herdenwanderungen  im  Mittelmeergebiet.  Genau  die  gleichen  Verhält- 
nisse wie  auf  der  iberischen  Halbinsel  und  im  Atlas  finden  wir  unter 
gleichen  Voraussetzungen  auch  in  Italien.  Schon  im  Hinterlande 
von  Bergamo  steigen  die  Schafherden  alljährlich  im  Winter  von  den 
Alpenweiden  in  die  lombardische  Tiefebene  herab,  was  zu  den  ärger- 
lichsten Streitigkeiten  und  Konflikten  mit  den  dortigen  Bauern  führt, 
zumal  jene  Gegend  sehr  intensiv  angebaut  ist^.  In  ungleich  größerem 
Maßstab  aber  finden  wir  die  gleichen  Erscheinungen  im  südlichen 
Apennin,  dem  Gebiet  des  alten  Samnium  und  dem  vorgelagerten 
Apulien  ".  Hier  haben  gleiche  wirtschaftsgeographische  Voraussetzungen 
bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  zu  den  gleichen  Erscheinungen  geführt 
wie  bei  der  spanischen  Mesta:  Zusammenschluß  der  Herdenbesitzer 
zu  einem  mächtigen  Verband,  einer  Art  von  agrarischem  Trust,  Kodi- 
fizierung ihres  Gewohnheitsrechtes,  das  auch  für  die  ackerbautreiben- 
den Grundbesitzer  des  jenen  Weidegerechtigkeiten  unterliegenden 
Gebiets  rechtsverbindlich  wird.  Ausnützung  der  Organisation  und 
politischen  Macht  zur  Unterdrückung  des  Ackerbaues  und  Festlegung 
der  Weidefläche  zugunsten  einer  Vereinigung,  die  sich  monopolistisch 
das  alleinige  Recht  anmaßt,  Herdenvieh  zu  produzieren.  Alles  das 
finden  wir  bis  1860  in  dem  alten  Königreich  Neapel,  dessen  agrarische 


'  Gorio,  Die  Milchwirtschaft  in  der  Lombardei.    München  1900. 

^  Quellen:  1.  Sombart,  Die  römische  Campagna.  Leipzig  1888.  2.  Bian- 
chini,  Storia  delle  finance  del  regno  di  Napoli.  2  ed.  Palermo  1839.  3.  Gre- 
goria,  Discorso  intorno  alla  Sicilia,  Palermo  1831.  4.  L'Italie  inconnue,  par 
Berteaux  et  Iver,  in  "le  tour  de  monde«'  1899,  S.  270. 
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Gesetzgebung  bis  dahin  noch  ganz  dem  Mittelalter  angehörte,  und 
da  Neapel  früher  spanisches  Nebenland  war,  auch  stark  unter  spani- 
schem Einfluß  stand.  Der  Ursprung  jener  Erscheinung  liegt  aber 
weit  vor  der  spanischen  Herrschaft.  Schauplatz  jener  Wanderungen 
war  vor  allen  Dingen  die  Umgegend  von  Foggia,  eine  riesige  Ebene, 
die  sich,  150  km  lang  und  50  km  breit,  vom  Apennin  bis  zur  Adria 
erstreckt,  auch  Tavoliere,  im  Mittelalter  politisch  Capitanat  geheißen. 

Die  Verwandlung  jener  ursprünglich  stark  bevölkerten  und  intensiv 
angebauten  Gegend  in  Steppe  datiert  angeblich  schon  vom  zweiten 
punischen  Kriege  her,  wo  sie  furchtbar  verwüstet,  entvölkert  und 
zur  Schafweide  herabgedrückt  wurde,  ein  Schicksal,  das  die  römische 
Campagna  erst  500  Jahre  später  ereilt.  Varro  spricht  in  seiner  Ab- 
handlung ,,de  re  rustica"  von  dem  ,,lanae  propter  nobilem  tonsae 
Luceriam"  und  davon,  daß  jene  feinwolligen  Herden  den  Sommer 
im  Apennin,  den  Winter  in  Apulien  verbringen.  Die  Wege,  auf  denen 
sich  die  Wanderungen  vollzogen,  die  calli,  waren  schon  damals  gesetz- 
hch  festgelegt  imd  zu  Staatseigentmn  erklärt,  um  jede  Störung  hintan- 
zuhalten. Also  auch  hier  genießt  wie  in  Spanien  die  Schafhaltung 
den  Schutz  des  Staates,  sie  wird  sogar  wegen  ihrer  Wichtigkeit  für  die 
allgemeine  W^ohlfahrt  zu  einer  öff entheben  Angelegenheit.  Selbst  die 
Erhebung  der  Wegzölle  war  genau  die  gleiche  wie  bei  der  spanischen 
Mesta;  waren  dort  die  offiziellen  Stellen  der  staatlichen  bzw.  könig- 
lichen Abgabenerhebung,  des  ,,Portazgo",  an  den  Paßübergängen,  den 
,,Puertos"  des  Guadarramagebirges,  wo  man  die  Herden  zählte  oder 
ihre  Kopfzahl  schätzte  (heute  noch  heißt  bezeichnenderweise  ein  auf 
der  Paßhöhe  der  Guadarrama  gelegener  Ort  Cahada  =  Herde),  so  hatte 
bei  den  Römern  der  Herdenbesitzer  dem  Publicanus,  dem  Steuer- 
pächter, die  Zahl  der  Schafe,  welche  die  calli  benützen  würden,  schon 
vorher  zu  deklarieren. 

Unter  dem  Kaiserreich  waren  die  Kaiser  selbst  die  bedeutendsten 
Herdenbesitzer.  In  dem  apulischen  Altilia,  dem  alten  Saepinum, 
findet  sich  heute  noch  eine  Inschrifttafel,  worin  der  Schatzmeister 
des  Mark  Aurel  die  Gemeinden  Saepinum  und  Bovianum  (heute  Altilia 
und  Bojano)  ersucht,  dem  Durchzug  der  ,,oves  dominicae"  keine 
Schwierigkeiten  zu  machen;  also  schon  damals  Streitigkeiten  zwischen 
Bauern  und  Herdenbesitzern,  zwischen  Ackerbau  und  Viehzucht, 
schon  damals  Bevorzugung  der  letzteren  durch  die  Großgrundbesitzer, 
die  in  der  Herdenhaltung  einen  rentableren,  weil  weniger  Kapital 
erfordernden  Betriebszweig  sahen  als  im  Ackerbau. 

Die  periodischen  Wanderungen  dauern  im  ganzen  Mittelalter  fort, 
und  die  Weggelder  bilden  die  Haupteinnahme  der  Beherrscher  jener 
Gegenden.     Friedrich    IL,    der,    obwohl    Hohenstaufe,    sich   mehr   als 
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Italiener  denn  als  Deutscher  fühlt,  ahmt  die  römischen  Kaiser  auch 
insofern  nach,  als  er  die  Schafzucht  in  dieser  Gegend  im  großen  für 
eigene  Rechnung  betreibt  und  ein  Reglement  erläßt,  welches  seinen 
Schafen  große  Nutzungen  umsonst  sichert.  Die  spanische  Eroberung 
legt  auf  den  Besitz  des  Capitanats  den  größten  Wert,  weil  mit  ihm  die 
einträglichen  Portazgos  verbunden  sind.  Das  Jahr  1502  sieht  die 
Franzosen  und  die  Spanier,  beide  auf  die  Eroberung  des  Königreichs 
Neapel  bedacht,  einander  feindlich  gegenüber  stehen.  Während  aber 
die  ersteren  nur  die  Abruzzen,  aus  welchen  die  Schafe  im  Winter  herab- 
wandern, besetzt  halten,  stehen  die  Spanier  in  Apulien  und  sind  im 
Genuß  der  Wegzölle  ^.  Nachdem  die  Spanier  endgültig  Herren  des 
Landes  geworden,  regeln  sie  sofort  die  Wanderungen  der  Schafe  durch 
eine  Institution,  die  bis  zum  Fall  des  Königreiches  in  Kraft  blieb, 
die  ,, Dogana  della  mena  delle  pecore  in  Puglia".  Diese  Pragmatik 
erklärt,  radikaler  noch  als  das  Gesetzbuch  der  Mesta,  die  ganze  Ebene 
von  Foggia  als  herrenlose  Steppe  für  Königsland  und  verleiht  allen 
denen,  die  ihre  Herden  dahin  schicken,  ihren  Schutz  und  Geleit.  Natür- 
lich nicht  umsonst.  Genau  so  wie  Alfons  der  Weise  für  den  Schutz, 
den  er  der  Mesta  angedeihen  ließ,  Schutzgelder  beanspruchte,  so  zahlte 
man  auch  in  Apulien  der  Regierung  die  Fida.  Unter  den  strengsten 
Strafen  wurde  es  verboten,  durch  Anbau  die  Weidefläche  irgendwie 
einzuschränken.  Der  Verein  der  Herdenbesitzer,  die  Dogana,  hatte, 
ganz  wie  die  Mesta,  besondere  Gerichtsbarkeit,  eigene  Justiz-  und 
Exekutivbeamte,  war  Kläger  und  Richter  in  eigener  Sache.  Herden- 
besitzer und  Hirten  sind  nur  dem  Gerichtshof  der  Dogana  verantwort- 
lich, auch  für  Vergehen,  die  nicht  mit  ihrem  Besitz  und  Beruf  zusammen- 
hängen. Die  Jurisdiktion  der  Dogana  ist  also  noch  ausgedehnter  als 
die  der  Mesta.  1547  bekommt  der  Großrichter  der  Dogana  sogar  die 
Blutgerichtsbarkeit,  er  darf  Todesurteile  fällen  ,,de  piano,  sine  figura 
judicii".  Über  die  Ta vollere  war  also  beständig  eine  Art  von  Be- 
lagerungszustand verhängt  und  die  Urteile  schrecklicher  als  die  eines 
Kriegsgerichts.  Es  war  aber  selbst  gegen  die  Mitglieder  und  Hirten 
exorbitante  gerichtliche  Strenge  um  so  nötiger,  als  namentlich  die 
letzteren  aus  den  verrufensten  Elementen  bestanden.  Über  den  Zu- 
sammenhang von  Hirten-  und  Räuberwesen  hat  ja  Costa  in  seinem 
,,Collectivismo  agrario",  Madrid  1898,  sehr  interessante  Betrachtungen 
angestellt.  Das  bloße  Betreten  des  Weidegebietes  (,,rompere  la  Dogana") 
vor  dem  gesetzlich  erlaubten  Termin,  dem  30.  Oktober,  kostete  zehn 
Jahre  Galeeren,  ebenso  die  Benutzung  anderer  Wanderwege  (tratturi) 
als  der  vorgeschriebenen.    Unzählige  Prozesse  entstanden,  und  die  Do- 

*  Prescott,  Geschichte  der  Regierung  Ferdinands  und  Isabellas.   Leipzig 
1842,  Bd.  2,  S.  244. 
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gana  bot  einem  ganzen  Stab  von  eigenen  Juristen  und  Anwälten  reich- 
liche Nahrung.  Daher  dort  sowohl  wie  in  Spanien  die  Vorliebe  der 
Juristen  für  eine  so  einträgliche  Institution.  Die  Eröffnung  der  Tavoliere 
am  30.  Oktober  mit  ihrem  Einbruch  der  Wanderherden  war  ein  Akt, 
dem  stets  die  Verwüstung  der  den  Weideflächen  benachbarten  Felder, 
Mord  und  Totschlag  folgten.  Die  berittenen  und  bewaffneten  Hirten 
der  Dogana  schlugen  sich  fortwährend  mit  den  Milizen  der  benachbarten 
Städte  sowie  den  berittenen  Aufsichtsbeamten  der  Dogana,  den  Caval- 
lari,  herum,  so  daß  ewiger  Kleinkrieg  herrschte  ^ 

Diese  idyllischen  Zustände  dauerten  unter  spanischer  Herrschaft 
unverändert  bis  zum  18.  Jahrhundert  fort.  Die  aufgeklärte  Regierung 
Karls  ni.,  dessen  Minister  die  gleichen  Mißstände  auch  in  Spanien 
zu  bekämpfen  hatten,  wünschte  jene  dem  Ackerbau  entzogene  apulische 
Steppe  im  fiskalischen  Interesse  intensiverer  Kultur  nutzbar  zu  machen ; 
erst  1794  wurden  aber  dort  einige  landwirtschaftliche  Kolonien  ange- 
legt. Da  man  sich  indessen  nicht  zu  dem  Schritt  entschließen  konnte, 
gleichzeitig  die  Privilegien  der  Dogana  aufzuheben,  hatten  die  Siedler 
natürlich  einen  schweren  Stand,  und  die  Kolonien  konnten  nicht  auf- 
blühen. Ein  großer  Fortschritt  war  es  daher,  als  die  französische 
Regierung  Murats  am  20.  Mai  1806  mit  einem  Federzug  die  ganze 
Dogana  mit  allen  ihren  Mißbräuchen  aufhob.    Das  Land  wurde  ver- 


^  Jene  Unbeliebtheit  der  Schäfer,  die,  noch  auf  einer  niedrigeren  Kultur- 
stufe stehend,  sich  in  die  Ausdehnung  des  vollen  Eigentumsrechts  auf  den  Boden 
noch  nicht  gefunden  haben  und  daher  die  angebauten  Felder  verwüsten,  findet  sich 
auch  unter  anderen  Verhältnissen.  Haun  (Bauer  und  Gutsherr  in  Kursachsen, 
Straßburg  1892)  sagt,  die  Schäfer  seien  im  18.  Jahrhundert  überall  in  Kur- 
sachsen wegen  ihres  unbefugten  Weidens  auf  angebauten  Äckern  Haß  und  Ver- 
folgungen, Mord  und  Totschlag  ausgesetzt  gewesen,  die  verhältnismäßig  nur 
schwach  geahndet  wurden.  1493  wurden  dem  Herrn  eines  von  den  Bauern 
erschlagenen  Schäfers  als  Sühne  nur  sieben  Schock  silberne  Groschen  gezahlt. 
Die  Schäfer  ihrerseits  neigen  auch  der  Herrschaft  gegenüber,  da  sie  ihre  Un- 
entbehrlichkeit  kennen,  zu  Trotz  und  Hochmut,  tun  sich  untereinander  zu  Zünften 
zusammen  und  versuchen  eine  Art  von  eigener  Gerichtsbarkeit  zu  errichten. 

Auch  den  Kampf  um  das  Triftrecht  finden  wir,  wenn  es  sich  auch  nur  um 
kleine  Entfernungen  handelt,  in  Deutschland  in  ähnlicher  Weise,  sowohl  in  Kur- 
sachsen, wo  Haun  (S.  147)  beschreibt,  welche  Schwierigkeiten  die  Bauern  dem 
Durchtrieb  der  Herrenschafe  in  den  Weg  legen,  wie  in  Württemberg,  wo  der 
Herzog  das  Recht  hatte,  auf  privilegierten  Wanderwegen  seine  Herden  im 
Sommer  aus  der  Ebene  auf  die  Rauhe  Alb  zu  treiben,  ein  Privileg,  welches  für 
die  anwohnenden  Bauern  sehr  drückend  war  und  erst  am  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts beseitigt  wurde.  Aber  heute  noch  kämpfen  die  Schafhalter,  wenn  es 
sich  auch  nur  um  kurze  Wanderungen  handelt,  um  die  Freigebung  der  Wege. 
Nach  einer  Notiz  der  »Münchener  Neuesten  Nachrichten«  vom  12.  Juni  1913  faßte 
der  Verband  süddeutscher  Schäfereibesitzer  eine  Resolution,  die  süddeutschen 
Regierungen  zu  ersuchen,  den  Schaf  verkehr  auf  allen  Distrikts-  und  Staats- 
straßen freizugeben. 
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pachtet,  die  Ansiedlung  erlaubt.  Kaum  aber  waren  1817  die  Bour- 
bonen  zurückgekommen,  als  sie  mit  den  politischen  auch  alle  wirt- 
schaftlichen Reformen  des  französischen  Regimes  rückgängig  machten, 
auch  hier  wieder  im  kleinen  die  gleiche  Epoche  der  spanischen  Reaktion 
nachahmend.  Die  Ansiedler  wurden  zum  großen  Teil,  als  ob  es  sich 
vmi  Usurpation  handle,  vertrieben,  und  von  neuem  ergossen  sich  die 
Herden  der  in  alle  ihre  Privilegien  wieder  eingesetzten  Dogana  über 
das  unglückliche  Land.  Dieser  unglaubliche  Zustand  setzte  sich  während 
der  ganzen  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  fort  und  wurde  erst 
durch  die  endgültige  Vertreibung  der  Bourbonen  beseitigt.  1860  fiel 
Neapel  an  das  Königreich  Italien,  aber  erst  1865  erschien  ein  Gesetz, 
welches  die  alten  Servitute  und  den  Ausnahmezustand  für  Foggia 
aufhob  und  das  Land  unter  die  üblichen  Landesgesetze  stellte.  Die 
Kolonisten  wurden,  wie  das  schon  Murat  hatte  durchführen  wollen, 
volle  Eigentümer,  und  die  Beschränkungen  des  Anbaues  fielen  end- 
gültig. Heute  gehört  die  Gegend  zu  den  am  dichtesten  angebauten 
Italiens  ^. 

Hat  somit  die  Aufhebung  mittelalterlicher  Privilegien  die  Intensi- 
vierung des  Anbaues  gefördert,  so  ist  es  andererseits  interessant,  auf 
S.  82  von  Sombarts  ,, römischer  Campagna"  zu  erfahren,  daß  die  Spren- 
gung der  Dogana,  einer  Organisation,  welche  allen  Teilnehmern  die 
gleichen  Chancen  bot,  zu  einer  Kumulation  alles  Herdenbesitzes  in 
den  Händen  weniger  großer  Viehzüchter  geführt  hat.  Nach  dem  Zeugnis 
von  Desideri:  ,,I1  bonificamento  agrario  della  Campagna  romana", 
Rom  1883,  S.  72,  ,,sind  in  der  Puglia  schon  jetzt  eigentlich  nur  noch 
die  Riesenschäfereien  der  Angelloni  und  Cappelli  übrig  geblieben,  eine 
Tatsache,  die  durch  die  italienische  Agrarenquete  bestätigt  wird  und 
von  deren  Richtigkeit  man  sich  leicht  überzeugen  kann,  wenn  man 
in  den  Apennin  wandert.  Namentlich  in  den  um  den  Gran  Sasso  ge- 
legenen Bergen  herrscht  jetzt  fast  ausschließlich  der  genannte  Cappelli. 
Ihm  gehören  die  meisten  ,,montagne",  die  bis  vor  zehn  Jahren  noch 


^  Ganz  ähnliche  Erscheinvmgen  bot  in  der  gleichen  Zeit  aus  denselben 
Gründen  das  ebenfalls  spanische  Sizilien.  Nach  Sartorius  von  Walte rs- 
hausen,  Die  sizilianische  Agrarverfassung.  Leipzig  1913.  S.  83,  lag  bis  in  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  der  Schwerpunkt  der  für  Sizilien  charakteristischen 
Latifundienherrschaft  in  der  Viehzucht  unter  gleichzeitigen  Wanderungen. 
37  m  breite  Wege  durchzogen  das  Land  »und  dienten  den  großen  Herden, 
wenn  sie  im  Frühjahr  von  der  Küste  zum  Gebirge  hinauf  und  im  Spätherbst 
wieder  hinab  getrieben  wurden,  zugleich  zur  Grasung.  Diese  Viehtriftwege  hießen 
trazzere  und  sind  dasselbe  wie  die  tratturi  auf  dem  Tavoliere  von  Neapel.  Ihre 
Breite  ist  heute  erheblich  eingeschränkt  worden  —  oft  sind  sie  nur  noch  schmale 
Fußsteige  — ,  in  Apulien  durch  gesetzliche  Maßregeln,  in  Sizilien  durch  An- 
eignung der  Anlieger  .  .  .« 


Die  Transhumanz  im  Miitelmeergebiet.  343 

im  Eigentum  der  angrenzenden  Gemeinden  standen."  Nicht  immer 
aber  sind  die  Herdenbesitzer  Magnaten.  Sombart  gibt  uns  in  seinem 
schon  zitierten  Buch  ein  ferneres  Beispiel  einer  Mesta  im  kleinen, 
wenn  er  schildert,  wie  die  im  mittleren  Apennin  wohnenden  Bauern 
im  Sommer  auf  der  Almende  ihre  Schafe  durchfüttern,  im  Winter  aber 
von  den  Großgrundbesitzern,  denen  die  Campagna  und  die  Pontini- 
schen  Sümpfe  gehören,  gemeinsam  Weide  pachten,  ihre  kleinen  Herden 
zusammenlegen  und  dorthin  treiben.  Nur  sind  hier  die  Machtverhält- 
nisse umgekehrt,  wie  seinerzeit  bei  der  spanischen  Mesta  und  der  neapoli- 
tanischen Dogana.  Standen  dort  einige  mächtige,  privilegierte  Herden- 
besitzer den  Bauern  gegenüber,  so  hier  zahlreiche  kleine,  um  die  so 
nötige  Weide  konkurrierende  Bauern  wenigen,  die  ganze  Fläche  mono- 
polisierenden Großgrundbesitzern,  die  daher  die  Preise  nach  Belieben 
hochhalten  können.  Diese  Wanderungen  kommen  allerdings  immer 
mehr  in  Fortfall,  durch  das  Verschwinden  der  bäuerlichen  Gemeinweide 
in  den  Bergen,  das  die  Regierung  befördert,  einerseits,  durch  den 
wachsenden  Anbau  der  Weideflächen  in  der  Ebene  andererseits.  Auch 
im  Interesse  der  Landeskultur  ist  ein  Aufhören  jener  Wanderungen, 
die  übrigens  in  letzter  Zeit  infolge  eines  eigentümlichen  weltwirt- 
schaftlichen Zusammenhanges,  der  wachsenden  Nachfrage  italienischer 
Auswanderer  in  Amerika  nach  dem  gewohnten  italienischen  Schaf- 
käse, sogar  wieder  eine  gewisse  Anregung  gefunden  zu  haben  scheinen, 
zu  wünschen.  Denn  die  Schafe  verschlechtern  überall  die  Weide  und 
schränken  dadurch  die  Rinderzucht  ein,  deren  Ausdehnung  im  Interesse 
einer  Verbilligung  der  Fleischpreise  die  italienische  Agrarpolitik  an- 
strebt. Die  interessante,  mit  vorzüglichen  Abbildungen  versehene 
Publikation  des  italienischen  Touring-Club  ,,I1  bosco,  il  pascolo,  il 
monte"  zeigt,  welche  Verwüstungen  die  Schafherden  anrichten  und 
macht  sehr  brauchbare  Vorschläge,  wie  das  Interesse  von  Ackerbau 
und  Viehzucht  zu  vereinigen  wäre.  Das  W^andern  der  Schafe,  die  der 
Weide  nachrücken,  ,,seguono  il  verde"  in  die  Ebene,  ,,dove  vivendo 
spesso  di  incursioni  predatrici  nelle  proprietä  private,  son  la  dispera- 
zione  degli  agricoltori",  muß  aufhören  und  durch  Bewässerung  und 
Futterbau  im  Gebirge  dafür  gesorgt  werden,  daß  die  Herden  das  ganze 
Jahr  über  ihren  dortigen  Standpunkt  behaupten  können,  ohne  wie 
bisher  eines  Komplements  in  der  Ebene  zu  bedürfen.  Denn  über  dem 
Aufblühen  des  Ackerbaues  in  der  Ebene  darf  die  Viehzucht  in  dem 
armen,  auf  die  Schafhaltung  angewiesenen  Gebirge  nicht  zugrunde 
gehen. 

Interessant  ist  es  übrigens  auch,  daß  die  gleiche  italienische  Publi- 
kation in  grellen  Farben  schildert,  wie  von  den  Almend weiden  im 
Gebirge  durch  lokale  Mißbräuche  die  Ortsgewaltigen  den  meisten  Nutzen 
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ziehen  und  die  kleinen  Leute  unterdrücken,  eine  Erscheinung,  die 
allerorten  dem  Zerfall  der  Gemeinwirtschaft  vorausgeht. 

Soviel  von  Italien,  wo  entsprechend  den  Fortschritten  des  Acker- 
baues die  Herdenwanderungen  allmählich  aussterben  werden.  Da- 
gegen finden  wir  auf  der  Balkanhalbinsel  entsprechend  ihrer 
geringeren  ökonomischen  Entwicklung  die  Erscheinung  des  Semi- 
nomadismus  noch  in  höchster  Blüte.  Herumziehende  Herden  und 
Horden,  die  oft  das  ganze  Jahr  unterwegs  sind,  also  nicht  einmal 
Seminomadismus,  sondern  reines  Nomadentum  repräsentieren,  finden 
wir  auf  der  ganzen  Halbinsel.  Smiljanic  schildert  sehr  interessant, 
wie  die  Südserben  in  ihrem  Gebirgsland,  von  dessen  Anbau  sie  sich 
nicht  ernähren  können,  zu  einer  gewissen  Metochie  mit  Sommerdörfern 
im  Gebirge  und  Winterdörfern  in  der  Ebene  gezwungen  sind  und  wie 
auf  den  Alpenweiden  ein  gemeinsamer  Almendbetrieb  herrscht,  wobei 
aber  doch  jede  beteiligte  Familie  peinlich  genau  den  gemäß  der  Zahl 
des  aufgetriebenen  Viehs  ihr  zukommenden  Anteil  an  Milch  und  Käse 
erhält.  Wird  doch  sogar  am  Anfang  ein  förmliches  Probemelken  ver- 
anstaltet, nach  dessen  Ergebnis  sich  die  Quote  der  einzelnen  Parteien 
richtet^.  Bei  den  Serben  handelt  es  sich  nur  um  ausgeprägte  Alpen- 
wirtschaft. Die  zwischen  den  Serben  wohnenden  Zinzaren  aber,  ein 
eigentliches  Hirtenvolk,  sind  überhaupt  noch  nicht  seßhaft,  sondern 
ziehen  mit  ihren  Herden  kreuz  und  quer  durch  den  ganzen  Balkan 
und  sind  den  Völkern,  mit  denen  sie  in  Berührung  kommen,  unter 
den  verschiedensten  Namen,  Aromunen,  Vlachen,  Crnovunci,  bekannt. 
Der  wachsende  Anbau  des  Bodens  wird  ihnen  allerdings  ihre  Existenz- 
basis mit  der  Zeit  entziehen  und  sie  zu  Seßhaftigkeit  zwingen. 

Typische  Transhumanz  betreiben  dagegen  die  rumänischen  Sieben- 
bürger, die  auf  den  Berghöhen  der  trahssilvanischen  Alpen  ihren 
eigentlichen  Wohnsitz  haben.  Die  sanft  gerundeten  Kuppen  dieses 
Gebirges  stellen  im  Sommer  eine  bequeme  und  ergiebige  Weide  dar; 
im  Spätherbst  aber  ergießt  sich  der  Strom  dieser  Halbnomaden  in 
die  Walachei,  zur  Donau  und  bis  zur  Dobrudscha,  und  zwar  auf  genau 
festgelegten  Wanderwegen,  den  ,,Drumul  oilor",  die  nicht  angebaut 
werden  dürfen.    Vor  38  Jahren  waren  es  (nach  Hintz:  Das  wandelnde 


^  Quellen:  M.  Smilianic,  Die  Hirten  und  Hirtennomaden  Süd-  und  Süd- 
ostserbiens. »Globus«  1898.  Bd.  74,  Nr.  4.  —  Ferner  in  dem  Sammelwerk:  Zu 
Friedrich  Ratzeis  Gedächtnis.  Leipzig  1904. 

a)  Smiljanic.    Einige    geographische   Elemente    der  Ethnographie   der 
Balkanvölker ; 

b)  Maledinti,  Die  rumänische  Steppe; 

c)  EmanueldeMartonne,  La  vie  pastorale  et  la  transhumance  dans 
les  carpathes  meridionales. 
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Siebenbürgen,  Kronstadt  1876)  noch  10  000  Hirten  mit  1 000000  Schafen, 
jetzt  dürften  es  entsprechend  dem  zunehmenden  Ackerbau  in  der 
Walachei  weniger  geworden  sein.  Haben  doch  jene  Her  den  Wanderungen 
nicht  nur  eine  wirtschaftHche,  sondern  auch  eine  historische  Ursache; 
es  handelt  sich  bei  den  wandernden  Siebenbürgern,  die  selbst  rumäni- 
scher Abkunft  sind,  um  die  Nachkommen  der  alten  Dazier,  die  vor 
feindlichen  Einfällen  ins  Gebirge  flüchteten  und  die  entvölkerte  Ebene 
nur  vorübergehend  als  Wanderhirten  betraten;  jetzt,  nachdem  das 
Leben  in  der  Ebene  gefahrlos  geworden,  fällt  diese  Ursache  fort,  und 
viele  Hirten  haben  sich  seitdem  in  Rumänien  dauernd  angesiedelt. 

Im  übrigen  finden  sich  periodische  Wanderungen  auf  der  Balkan- 
halbinsel auch  bei  den  Bulgaren,  in  Albanien  und  Nordgriechenland. 

Endlich  konstatieren  in  ganz  Vorderasien,  soweit  es  Steppe  ist, 
Reisende  das  Vorkommen  periodischer  Herdenwanderung  in  Klein- 
asien, dem  Kaukasus^,  Turkestan,  Luristan  und  dem  Iran.  Diese 
Verhältnisse  sind  noch  nicht  genügend  erforscht,  da  die  Geographen 
früher  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Bevölkerung  selten  genügende 
Aufmerksamkeit  geschenkt,  sondern  sie  nur  mit  kurzen  Bemerkungen 
lediglich  gestreift  haben.  Wahrscheinlich  handelt  es  sich  auch  hier 
um  einen  Übergang  vom  reinen  Nomadismus,  wie  wir  ihn  im  alten 
Testament  Abraham  mit  seinen  großen  Herden  vertreten  sehen,  zum 
Halbnomadismus,  dem  dann,  wenn  durch  Verbesserung  des  Verkehrs- 
wesens und  durch  Bewässerung  eine  entsprechende  Ausdehnung  der 
Ackerfläche  eintritt,  immer  größere   Seßhaftigkeit  folgen  wird. 

Als  die  Charakteristik  eigentlicher  Transhumanz  sahen  wir  in  den 
vorausgehenden  Ausführungen  immer  an,  daß  der  eigentliche  Wohn- 
sitz der  Hirtennomaden  im  Gebirge  liegt  und  nur  der  Winter  in  der 
wärmeren  Ebene  zugebracht  wird.  (Etwas  anders  liegen  allerdings 
infolge  der  Nähe  der  Sahara  die  Dinge  wieder  im  Atlas,  wo  die 
Wanderung  in  die  Ebene  im  Sommer  erfolgt.)  Die  umgekehrte  Er- 
scheinung, wo  man  im  Sommer  das  kühlere  Gebirge  aufsucht,  gehört 
bereits  dem  Gebiet  der  Alpenwirtschaft  an;  auch  handelt  es  sich 
dabei  vorwiegend  um  Rinderherden,  die,  entsprechend  der  geringeren 
Marschfähigkeit  des  Großviehs,  nur  kurze  Entfernungen  zurücklegen 
können.  Indessen  sind  solche  Quantitätsfragen,  ob  die  Entfernung 
kürzer  oder  länger,  zu  scharfen  Unterscheidungen  wenig  geeignet. 
Wie  zwischen  Nomadismus  und  Ackerbau,  so  gibt  es  auch  zwischen 
Transhumanz  und  Alpenwirtschaft  in  der  Mitte  stehende  Übergänge, 
besonders   in  Gegenden,   die  noch  zum  Mediterrangebiet  gehören  und 


^  V.  Radde,  Der  Karaba2:h  (Petermanns  Mitteilungen.  ErgfUnzungsheft  100. 
Gotha  1890). 
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wo  es  sich  bei  den  Wanderungen  bergaufwärts  vorwiegend  um  Schafe 
handelt. 

Eine  solche  Übergangserscheinung  haben  wir  z.  B.  in  Friaul,  wo 
die  Herden  von  ihrem  Standort  in  der  Ebene,  den  Paesi,  in  Etappen 
zu  den  Almen,  den  Casere,  aufsteigen.  Ferner  finden  wir  an  der 
französisch-spanischen  Grenze  von  beiden  Seiten  her  periodische 
Wanderungen  auf  die  Gebirgsweiden,  die  so  interessante  Erscheinungs- 
formen zeigen,  daß  eine  eingehendere  Beschreibung  angebracht  ist.  Ein 
instruktiver  Aufsatz  von  Cabannes  ^  "•  -  schildert  die  Herdenvereinigung 
und  Herdenwanderung  auf  der  französischen  Seite  der  Pyrenäen, 
welche  Costa  ^  auf  der  spanischen  Seite  beschreibt.  Aus  den  Tälern 
am  Nordabhang  der  Pyrenäen  von  Saint-Giron  und  Castillon-en- 
Conserans  wandern  alljährlich  die  Herden  auf  festgelegten  Triftwegen, 
den  ,,lies"  und  ,,passeries",  zu  den  Höhen.  Eine  gute  Zeichnung  dieser 
Wege  liegt  dem  Aufsatz  bei.  Die  Landschaft  auf  beiden  Seiten  der 
Pyrenäen  ist  ein  einheitliches,  wirtschaftlich  und  ethnographisch 
zusammenhängendes  Kulturgebiet,  die  auf  dem  Kamm  laufende  fran- 
zösische Grenze  ist  eine  willkürliche,  und  nicht  nach  ihr  richten  sich 
die  zwischen  den  Pyrenäengemeinden  abgeschlossenen  markgenossen- 
schaftsartigen Weide  Verträge,  sondern  nach  dem  natürlichen  Bedarf, 
so  daß  diesseits  und  jenseits  der  Grenze  gelegene  Orte  große  Interessen- 
gemeinschaften bilden.  Einen  solchen  Gegenseitigkeitsvertrag  hatten 
diese  Landschaften  schon  1315,  1513  wurde  er  neuerdings  bestätigt 
und  spanischerseits  für  die  ziemlich  selbständige  Grafschaft  Ribagorza, 
französischerseits  für  die  Landschaft  Conserans  anerkannt.  Der  neunte 
Artikel  dieses  Vertrages  handelt  speziell  davon,  daß  die  Wanderungen 
der  Herden  auch  im  Kriegsfall  nicht  gestört  werden  dürfen,  sondern 
daß  die  Ankündigung  der  Feindseligkeiten  30  Tage  zuvor  erfolgen 
müsse.  Dieser  Vertrag  galt  politisch  bis  zur  französischen  Revolution 
und  steht  wirtschaftlich  heute  noch  in  Kraft.  Von  Fall  zu  Fall  schließen 
24  Vertreter  der  französischen  Orte  mit  ebensoviel  Delegierten  der 
spanischen  Seite  einen  Pachtvertrag  für  je  drei  Jahre,  der  nur  im 
Kriegsfall  hinfällig  wird.  Der  Autor  gibt  ein  anschauliches,  auf  eigener 
Anschauung  begründetes  Bild  davon,  wie  im  Sommer  die  Schaf-  und 
Rinderherden  wie  ein  mächtiger,  lebendiger  Strom  ins  Gebirge  auf- 
wärts fluten,  wo  sie  sich  auf  den  großen  spanischen  Almen,  deren  Weide 
gewöhnlich  1500  bis  2000  Fr.  Pacht  im  Jahr  kostet,  verteilen.    Das 


^  Les  chemins  de  transhumance  dans  le  Conserans,  im  »Bulletin  de  Geo- 
graphie historique  et  descriptive«.    Paris  1899. 

^  Siehe  auch  El  ade,  Les  causes  et  les  origines  de  la  transhumance  dans 
les  Pyrenöes  fran^aises  in  der  »Revue  des  Pyrenees«  1894.     Heft  5. 

•'•  Costa,  El  collectivismo  agrario,  Madrid    1898. 
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Leben  der  Hirten,  die  Art  der  Weide,  das  alles  ist  durch  ehr- 
würdiges Herkommen  geregelt.  Die  Weidegenossen,  die  gemeinsam 
das  Vieh  auftreiben  und  die  Zahlung  pro  Kopf  des  heraufgetriebenen 
Viehes  leisten,  heißen  Paries  (Teilnehmer).  Sie  stellen  gemeinsam  die 
Hirten  (Pastou)  und  den  beaufsichtigenden  Oberhirten  (Majouraou, 
im  Spanischen  Majoral),  der  auch  das  Melken  und  Käsen  über- 
wacht. 

In  die  gleiche  Kategorie  der  Übergangserscheinungen  von  der  Trans- 
humanz zur  Alpenwirtschaft  gehören  ferner  durch  ihre  numerische 
Stärke  und  die  Länge  des  Wanderwegs  die  Wanderungen  der  Schaf- 
herden aus  der  Provence  und  Dauphinee  in  die  Westalpen.  Auch  hier 
haben  gleiche  wirtschaftsgeographische  Voraussetzungen  zu  ganz 
ähnlichen  Formen  geführt.  Hierüber  berichtet  vor  allem  Foumier  in 
einem  Aufsatz  „Les  chemins  de  transhumance  en  Provence  et  en 
Dauphinee' \  im  Bulletin  de  Geographie  historique  et  descriptive, 
1900,  S.  237.  Speziell  die  Gegend  von  Arles  und  die  Ebenen  von  Crau 
und  Carmague  sind  der  Standort  einer  Schafhaltung,  die  der  Autor 
selbst  mit  der  spanischen  vergleicht.  Sind  im  Sommer  jene  Ebenen 
ausgetrocknet  und  graslos,  dann  ziehen  die  Herden  zum  Sommer- 
aufenthalt (estivage)  in  die  Hochgebirgstäler  der  Dauphinee,  von 
Savoyen  und  Piemont,  wo  sie  vom  Juni  bis  zum  November  saftiges 
Gras  finden.  Die  hauptsächlichsten  Weideplätze  liegen  zwischen  den 
Oberläufen  von  Isere  und  Var.  15  bis  25  Tage  dauerte  ehemals  die 
Wanderung  dahin,  die  auf  traditionellen  Wegen  erfolgte.  Auch  in  der 
Provence  bestand  das  Servitut  der  breiten  Wanderwege,  der  Carraires, 
das  Eigentumsrecht  am  Boden  aber  war  in  dieser  ökonomisch  hoch- 
entwickelten, am  römischen  Recht  zäh  festhaltenden  Gegend  so  aus- 
gebildet, daß  man  nicht  wie  in  Spanien  die  Schafe  beliebig  rechts 
und  links  vom  Wege  weiden  lassen  durfte.  Vielmehr  gab  es  für  sie 
in  gewissen  Abständen  öffentliche  Weide-  und  Tränkplätze,  die  Posa- 
dous  (spanisch  Posada  =  Wirtshaus).  Aktenmäßig  existieren  die 
Carraires  schon  1232,  wo  der  Graf  Raymond  Berengar  den  Einwohnern 
von  Arles  für  ihre  Herden  freien  Durchzug  ohne  Zollerhebung  gewähr- 
leistet, ein  Privileg,  das  aber  häufig  verletzt  worden  zu  sein  scheint, 
denn  das  Stadtarchiv  von  Arles  ist  voll  von  Beschwerden  über  zu 
Unrecht  erhobene  Zölle.  Solche  Abgaben  für  die  Erlaubnis  zum 
Durchmarsch  hießen  Pulverage,  von  dem  Staub,  den  die  Herden  beim 
Durchtrieb  erregten.  Die  größte  Beschwerde  der  Herdenbesitzer  aber 
war  ganz  wie  in  Spanien  die,  daß  die  Bauern  die  breiten  Wanderwege 
umackerten.  Noch  im  Jahre  1783  gab  das  Parlament  (Obergerichtshof) 
der  Provence  den  Befehl,  die  Carraires  frei  zu  halten  und  regelte 
neuerdings  die  Abgaben,    die   von    Grundherren   und    Städten,   durch 
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deren  Gebiet  gezogen  werden  mußte,  erhoben  werden  durften*.  Denn 
obgleich  schon  1766  viele  unberechtigte  Abgaben  aufgehoben  worden 
waren,  fuhren  doch  die  Seigneurs  fort,  das  droit  de  pulverage  zu 
erheben,  worüber  sich  in  den  Archiven  des  Departements  Bouche- 
du-Rhone  ein  sehr  interessantes  ,, Memoire  sur  les  vexations  exercees 
sur  les  troupeaux  qui  vont  ä  la  montagne"  von  1766  befindet.  In 
ihm  begegnet  man  u.  a.  der  Beschwerde,  welche  auch  die  spanische 
]\Iesta  oft  genug  erhebt,  daß  die  Adjazenten  absichtlich  Schäden 
konstruierten,  um  dann  exorbitant  hohen  Schadenersatz  zu  erpressen, 
z.  B.  ganz  minderwertigen  Boden  längs  den  Carraires  ansäten,  nur  da- 
mit die  Schafe  auf  der  Wanderung  durch  Abfressen  Schaden  daran 
anrichteten.  Sind  diese  Beschwerden  vielleicht  auch  übertrieben,  so 
stellt  der  Autor  doch  aus  dem  Memoire  eine  interessante  Blütenlese 
von  Trinkgeldern  zusammen,  welche  die  Herdenbesitzer  den  Adjazenten 
entrichten  mußten,  um  sie  bei  guter  Laune  zu  erhalten  und  bei  denen 
die  Rubrik  ,,etrennes  au  chätelain"  eine  große  Rolle  spielt.  Die  Macht- 
verhältnisse scheinen  also  in  der  Provence  umgekehrt  gelegen  zu  haben 
wie  in  Spanien.  Nützte  dort  die  Mesta  die  Grundbesitzer  aus,  so  in 
der  Provence  die  Grundbesitzer  die  Züchter.  In  dieser  Beziehung 
war  für  die  Herdenbesitzer  die  französische  Revolution,  welche  alle 
aus  der  Feudalität  entstandenen  Abgaben  aufhob,  eine  große  Er- 
leichterung. Die  Herden  hatten  jetzt  freien  Durchzug;  noch  1840 
ließen  die  Präfekten  die  Carraires  reparieren,  und  sie  bestehen  heute 
noch.  Der  provenzalische  Dichter  Mistral  hat  in  seinem  Epos  ,,Mireio" 
und  Daudet  in  ,,Lettres  de  mon  moulin"  die  Wanderungen  als  charak- 
teristischen Landesbrauch  malerisch  beschrieben.  Neuerdings  aber 
geht  vielfach  der  früher  drei  Wochen  dauernde  Transport,  wie  in 
Spanien  seit  1900,  prosaischer  zwar,  aber  bedeutend  schneller  und 
billiger  in  dem  Viehwagen  der  Eisenbahn  vor  sich,  und  erst  im  Ge- 
birge beginnt  das  Wandern.  Die  Carraires  sind  verödet  und  verfallen, 
weil  niemand  an  ihrer  Erhaltung  mehr  ein  Interesse  hat. 

Mit  den  vorstehenden  Ausführungen,  die  sich  wahrscheinlich  durch 
viele  in  geographischen  und  ethnographischen  Werken  verstreute  Bei- 
spiele ergänzen  ließen,  wurde  zweierlei  beabsichtigt;  erstens  eine  vor- 
läufige Zusammenstellung  über  eine  interessante  Zwischenstufe  zwischen 
Nomadentum  und  Ackerbau  zu  geben,  die  mit  dem  Vordringen  des 
letzteren  ebenso  verschwindet  wie  die  Kamelkarawanen  durch  die 
Eisenbahnbauten,  und  die  daher  einer  um  so  gründlicheren  Erforschung 

^  Niedergelegt  in  dem  von  Fournier  zitierten  »Reglement  concernant 
la  largeur  des  carraires  ä  l'usage  des  troupeaux  pour  leur  passage  de  la 
basse  ä  la  haute  Provence,  et  arret  d'homologation  de  celui,  du  21  juillet  1783 
ä  Aix«. 
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bedarf.  Zweitens,  zu  beweisen,  daß  die  junge  Wissenschaft  der  Wirt- 
schaftsgeographie es  vermag,  durchaus  regelmäßige  Wechselbeziehungen 
zwischen  der  Oberflächengestaltung  und  den  daraus  resultierenden 
Lebensformen  der  Bewohner  nachzuweisen,  Wechselbeziehungen,  die 
unter  gleichen  Voraussetzungen  an  verschiedenen  Orten  zu  den  gleichen 
Erscheinungen  bis  ins  Detail  führen  müssen,  daß  also  die  Wirtschafts- 
geographie imstande  ist,  durch  vergleichende  Darstellung  auf  induktivem 
Wege  Gesetzmäßigkeiten  zu  finden  und  festzustellen. 


i 


Zur  Lehre  vom  „Steuereinmaleins". 

Von  Professor  Dr.  Walther  Lotz,  München. 


Eis  gibt  zwei  Wege,  um  die  regelmäßigen  Finanzeinnahmen 
I  eines  Staates  zu  steigern:  der  eine  Weg  ist,  diebestehenden 
[  Lasten  zu  steigern  und  neue  einzuführen,   der  andere  ist, 

1 ■-:  solche  Steuern,  insbesondere  Zölle  und  innere  Belastungen 

des  notwendigen  Verbrauches  und  der  Rechtsakte,  zu  ermäßigen  und 
zu  beseitigen,  die  bei  der  jeweiligen  Entwicklungsstufe  die  wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit  der  Nation  beeinträchtigen,  und  daraufhin 
Mehreinnahmen  von  der  leistungsfähiger  gewordenen  Volkswirtschaft 
aus  unverändert  fortbestehenden  Steuern  zu  erwarten.  Der  erstere 
Weg  ist  der  naheliegende  und  führt  manchmal  augenblicklich  zu  Erfolg ; 
der  andere  Weg  ist  nur  gangbar,  wenn  man  ein  Paradoxon  nicht  scheut, 
für  fernere  Zukunft  vorzusorgen  genug  Geist  und  Mut  hat  und  länger 
zuwarten  kann.  Den  ersteren  Weg  ging  Großbritannien  bis  zu  den 
Reformen  von  Peel  und  Gladstone  und  geht  das  Deutsche  Reich, 
insbesondere  seitdem  die  Hochschutzzölle  des  Bülowschen  Tarifs  1906 
in  Kraft  getreten  sind  und  man  es  als  Dogma  proklamiert,  daß  an  der 
,, bewährten  Wirtschaftspolitik"  nicht  gerüttelt  werden  dürfe. 

In  England  ist  die  Erörterung  des  Problems,  ob  erhöhte  Steuersätze 
mehr  Geld  einbringen,  recht  alt.  In  seinem  Essay:  ,,0f  the  balance 
of  trade"  erwähnt  David  Hume  gelegentlich  von  Betrachtungen  über 
Zolleinnahmen  folgendes:  nach  Dr.  Swift  mache  in  der  Arithmetik 
der  Zölle  zwei  und  zwei  nicht  vier,  sondern  oft  nur  eins  aus.  Es 
könne  kaum  bezweifelt  werden,  daß  die  Weinzölle  —  auf  ein  Drittel 
ermäßigt  —  mehr  einbringen  würden,  als  damals  die  Regierung  davon 
einnahm. 

Auch  Adam  Smith  operiert  mit  dem  Swiftschen  Satz  als  einer  an- 
erkannten Erfahrungsregel.  Im  zweiten  Kapitel  des  fünften  Buches 
seiner  Untersuchung  über  Natur  und  Ursachen  des  Wohlstandes  der 
Völker  führt  er  aus,  daß  die  hohen  britischen  Zollsätze  dem  Finanz- 
ertrage schädlich  seien  und  nur  den  Schmuggel  begünstigten.  ,,Der 
Ausspruch  von  Dr.  Swift,  daß  in  der  Arithmetik  der  Zölle  zwei  und  zwei, 
statt  vier  auszumachen,  manchmal  nur  eins  ergeben,  bewährt  sich 
vollkommen  hinsichtlich  solcher  drückender  Zölle,  die  nie  hätten  auf- 
erlegt werden  können,  hätte  uns  nicht  das  Merkantilsystem  gelehrt. 
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in  manchen  Fällen  die  Besteuerung  als  ein  Werkzeug  nicht  für  Einnahmen, 
sondern  für  ein  Monopol  zu  benützen." 

Seitdem  wird  der  Svviftsche  Satz  in  der  Literatur  viel  genannt, 
im  Deutschen  in  der  nicht  ganz  mit  dem  englischen  Wortlaute  über- 
einstimmenden Formulierung:  Swiftsches  Steuereinmaleins.  Aber  merk- 
würdig, die  von  dem  Swiftschen  Steuereinmaleins  reden,  geben  nirgends 
an,  wo  es  denn  zu  finden  sei,  nicht  einmal  der  so  sehr  belesene  Wilhelm 
Röscher.  Auch  hervorragende  heutige  Kenner  der  englischen  Finanz- 
literatur teilen  nichts  darüber  mit,  wo  denn  der  Swiftsche  Satz  stehe. 
Das  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  versagt  hierfür  eben- 
falls. 

Dank  der  Vermittlung  eines  jüngeren  Freundes  wurde  ich  durch 
Herrn  Professor  G.  Gregory  Smith  in  Belfast  auf  die  Stelle  aufmerk- 
sam gemacht,  in  der  sich  die  viel  genannte,  aber  nirgends  in  der  mir 
bekannten  Finanzliteratur  genau  zitierte  Bemerkung  findet.  In  der 
Dublin,  25.  März  1728,  datierten  Schrift  von  Dr.  Jonathan  Swift: 
,,An  answer  to  a  paper  called  A  Memorial  of  the  poor  Inhabitants, 
Tradesmen,  and  Labourers  of  the  Kingdom  of  Ireland"  (Bd.  X,  S.  235ff. 
der  Londoner  Ausgabe  der  Werke  Swifts  von  1765)  steht  folgende 
Ausführung,  die  ich  in  der  Orthographie  des  Originals  wiedergebe: 
,,But  I  will  teil  you  a  secret,  which  I  learned  many  years  ago  from  the 
comissioners  of  the  customs  in  London :  they  said,  when  any  commodity 
appeared  to  be  taxed  above  a  moderate  rate,  the  consequence  was, 
to  lessen  that  branch  of  the  revenue  by  one  half;  and  one  of  those 
gentlemen  pleasantly  told  me,  that  the  mistake  of  parliaments  on 
such  occasions  was  owing  to  an  error  of  Computing  two  and  two  to  make 
f  our ;  whereas,  in  the  business  of  laying  heavyimpositions,  two  and 
two  never  made  more  than  one ;  which  happens  by  lessening  the  Import, 
and  the  strong  temptation  of  running  such  goods  as  paid  high  duties, 
at  least  in  this  kingdom.  Although  the  women  are  as  vain  and  extra- 
vagant as  their  lovers  or  their  husbands  can  deserve,  and  the  men 
are  fond  enough  of  wine,  yet  the  number  of  both,  who  can  afford  such 
expences,  is  so  small,  that  the  major  part  must  refuse  gratifying  them- 
selves,  and  the  duties  will  rather  be  lessened  than  encreased.  But, 
allowing  no  force  in  this  argument;  yet  so  preternatural  a  sum,  as  one 
hundred  and  ten  thousand  pounds,  raised  all  on  a  sudden  (for  there 
is  no  dallying  with  hunger)  is  just  in  proportion  with  raising  a  million 
and  a  half  in  England;  which,  as  things  now  stand,  would,  probably, 
bring  that  opulent  kingdom  under  some  difficulties."     (S.  240,  241.) 

Bringen  wir  die  Wahrheit,  die  hier  vorschwebt,  auf  eine  für  die 
bisherigen  geschichtlichen  Erfahrungen  zutreffende  allgemeinere  For- 
mulierung, so  handelt  es  sich  um  folgendes:  Bei  den  verschiedensten 
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Steuern  gibt  es  eine  Grenze,  jenseit  deren  bei  dem  jeweilig  herrschenden 
Zustand  von  Pflichtgefühl  gegenüber  der  Gesamtheit  für  viele  Steuer- 
pflichtige die  Versuchung,  sich  der  Steuer  durch  Unterschleife  zu 
entziehen,  so  groß  wird,  daß  vom  möglichen  Steuerertrag  dem  Fiskus 
etwas  entzogen  wird.  Der  Zollertrag  wird  verkürzt,  indem  der  Schmuggel 
lohnt;  Fassionssteuern  enttäuschen,  indem  zu  niedrig  deklariert  wird 
usw.  Wir  wollen  dies  den  Defraudationsfall  nennen,  obwohl  nicht 
immer  Steuerdefraudationen  im  strafrechtlichen  Falle  vorzuliegen 
brauchen.  Der  zweite  Anwendungsfall  ist,  daß  Zölle,  innere  Ver  - 
brauchssteuern  auf  entbehrliche  Artikel  und  Steuern  von  Rechts- 
verkehrsakten in  übermäßigen  Sätzen  erhoben  werden  und  daß  unter 
genauer  Einhaltung  der  Steuerpflicht  die  Zahl  der  steuerpflichtigen 
Akte  zurückgeht,  an  die  angeknüpft  werden  kann,  also  daß  ein  elasti- 
scher Bedarf  vorliegt,  dessen  Charakteristikum  ist,  daß  bei  dem  vor- 
handenen Grade  von  Zahlungsfähigkeit  die  Steuerbelastung  abschreckend 
wirkt.  Wir  wollen  dies  den  Fall  der  erschöpften  Zahlungsfähigkeit  nennen. 
Ein  dritter  Fall  ist  der,  daß  die  vorhandene  Steuerverteilung  das  Er- 
werbsleben beeinträchtigt  und  daß  infolgedessen  die  Mehrung  des 
Volkseinkommens,  an  die  schließlich  alle  bestehenden  Steuern  anzu- 
knüpfen haben,  verlangsamt  wird  und  dies  sich  in  Stillstand  der  Er- 
trägnisse bestehender  Steuern  ankündigt.  Wir  wollen  dies  den  Fall 
der  Steuerreformbedürftigkeit  nennen. 

Schon  vor  Swift  hat  einer  dieser  Fälle  einen  aufmerksamen  Be- 
obachter in  der  Finanzliteratur  gefunden,  nämlich  der  Fall  der  Steuer- 
reformbedürftigkeit. Zwischen  146g  und  1482  soll  der  neapolitanische 
Staatsmann  Diomede  Caraffa  jene  Denkschrift  an  die  Herzogin  Eleonore 
von  Ferrara  verfaßt  haben,  in  welcher  die  Regierungspraxis  ihres 
Vaters,  des  Königs  von  Neapel,  systematisiert  wird.  Mir  lag  die  Schrift 
nur  in  der  lateinischen  Übersetzung  aus  dem  18.  Jahrhundert  vor: 
S.  24  ff.  in  den  Addenda  zu  Tom.  VI  von  Jo.  Alberti  Fabricii  Bibliotheca 
Latina  mediae  et  infimae  aetatis  cum  supplemento  Christiani  Schoett- 
genii,  in  der  Bearbeitung  von  Joannes  Dominicus  Mansi,  Patavii 
1754  (vgl.  daselbst  auch  S.  4,  5). 

Im  vierten  Abschnitte  ,,De  subditorum,  civitatisque  commodis 
procurandis"  spricht  Caraffa  von  gewissen  der  Landwirtschaft  zu 
gewährenden  Begünstigungen  und  fügt  hinzu: 

,,Neque  enim  ulla  tibi  in  hac  re  fiet  jactura;  cum  dempta  ex  iis  locis 
tributa,  &  frequens  hominum  illuc  concurrentium  multitudo,  &  rerum 
omnium  compensatura  sit  affluentia.  Sapientis  enim  est  pecuniam 
in  loco  negligere;  rerum  causas,  earumque  progressus  praevidere,  &  prae- 
terita  futuris  annectere."  Es  ist  das  Prinzip,  daß  in  Steuersachen 
a  —  b   mehr   einbringen   kann,    als   a  -|-  b.     Für   das   neapolitanische 
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Reich  belehrt  uns  Lodovico  Bianchini,  Della  Storia  delle  finanze  del 
regno  di  Napoli  libri  sette,  2.  ed.,  Palermo,  1839,  Vol.  II,  S.  ig6  und  200, 
daß  in  einer  Erklärung  des  Königs  Ferdinand  I.  vom  20.  Januar  147 1 
und  in  einem  Gesetze  vom  29.  Oktober  1471  in  der  Tat  energisch  die 
Schädlichkeit  der  Handelserschwerungen  durch  staatliche  Ausfuhr- 
abgaben und  kommunale  Verbrauchssteuern  anerkannt  und  Befreiung 
hiervon  in  Aussicht  genommen  wird.  Es  haben  sich  aber  der  Ausführung 
dieser  Vorsätze  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gestellt,  und  es  scheint, 
daß  man  nach  tugendhaftem  Anlauf  damals  wieder  zurückgewichen  ist. 

Suchen  wir  in  der  deutschen  Finanzgeschichte  einen  Anwendungs- 
fall für  den  Satz,  daß  die  Abschaffung  oder  Ermäßigung  drückender 
Abgaben  einen  günstigen  Finanzerfolg  durch  automatisch  steigende 
Ergiebigkeit  fortbestehender  Abgaben  herbeiführen  kann,  so  liefert 
eine  Rede  des  damaligen  Reichsschatzsekretärs  Grafen  v.  Posadowsky- 
Wehner  vom  9.  Dezember  1895  Belehrung.  Die  verbündeten  Re- 
gierungen waren  von  den  Gegnern  der  Caprivischen  Handelspolitik 
getadelt  worden,  daß  durch  die  Zollherabsetzungen  der  Handelsver- 
träge seit  1891  die  Reichsfinanzen  geschädigt  worden  seien.  Der 
Staatssekretär  für  das  Reichsschatzamt  wies  den  Reichstag  darauf 
hin,  daß  der  Rückgang  der  Einnahmen  aus  zollermäßigten  Artikeln 
durch  Mehreinnahmen  aus  den  Zöllen  auf  Kaffee,  Kakao,  Tee,  Petro- 
leum, Tabak  aufgewogen  sei.  Dies  wird  anschaulich,  wenn  wir  folgende 
Zusammenstellung  im  Statistischen  Handbuch  für  das  Deutsche  Reich 
1907,  Teü  I,  S.  583  ff.  für  die  kritische  Zeit  vor  und  nach  der  —  1892 
in  Kraft  getretenen  —  Ermäßigung  der  deutschen  Agrarzölle  be- 
trachten : 

Es  brachten  an  Zollertrag  in  1000  Mk. 


Getreide 

Kaffee,  roh, 

Erdöl  (Petro- 

und Hülsen- 
früchte, Malz 

gebrannt  und 
Kaffee-Er- 
satzstoffe 

Kakao,  roh 

leum) 

(Leucht-  und 

Schmieröl) 

Tabak 

1890 

111440 

47310 

2  186 

44  617 

43  242,1 

1891 

107  140 

50  301 

2  480 

47  314 

43  256,6 

1892 

103  668 

48  871 

2611 

51748 

44  575,5 

1893 

70  691 

48  896 

2  786 

53  467 

44  465,6 

1894 

99  648 

49  013 

2  912 

54  107 

46  308,9 

1895 

108  951 

49  028 

3  483 

56  552 

48  091,9 

1896 

146  021 

52  080 

4  273 

59  263 

51  394,8 

1897 

134  861 

54  507 

5  142 

63  809 

52  087,8 

1898 

148  170 

61270 

5  413 

66  192 

53  072,2 

1899 

128  430 

62  564 

6  207 

67  605 

53  020,2 

1900 

131557 

64  503 

6  572 

70  913 

53  796,3 

Selbstverständlich  darf  hieraus  nicht  ohne  weiteres  gefolgert  werden, 
daß  bei  einer  Herabsetzung  von  Lebensmittelzöllen  in  jeder  Konjunktur 
eine  Ertragssteigerung  anderer  Zölle  zu  erwarten  sei.    Es  bleibt  zu 
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beachten,  daß  1891  mit  der  Herrschaft  sehr  hoher  Zölle  auf  Lebens- 
mittel eine  schlechte  Ernte  und  allenthalben  eine  Brotpreissteigerung 
Hand  in  Hand  ging,  während  in  der  Zeit  1893/94  bei  sehr  niedrigen 
Welt- Getreidepreisen  zugleich  deutsche  Zollherabsetzungen  auf  Lebens- 
mittel wirkten.  Immerhin  ist  zu  erkennen,  daß  die  Fähigkeit,  Kaffee, 
Kakao,  Petroleum,  Tabak  zu  konsumieren  und  hierfür  Zoll  zu  ent- 
richten, unter  der  Herrschaft  der  Caprivischen  Handelspolitik  enorm 
gestiegen  ist. 

Der  zweite  Fall  der  Anwendung  des  Grundsatzes,  daß  in  Steuer- 
dingen nicht  eine  Verdoppelung  des  Steuersatzes  notwendig  doppelte 
Erträge  bringen  muß,  der  Fall  der  erschöpften  Zahlungsfähigkeit, 
wird  in  der  Öffentlichkeit  meist  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  die  Er- 
fahrung zeigt,  daß  ein  Zoll  oder  eine  Akzise  oder  eine  Abgabe  von 
Verkehrshandlungen,  statt  steigender,  sinkende  Erträge  liefert,  daß 
also  die  Höhe  der  Abgabe  abschreckend  gewirkt  hat.  Systematisch 
ist  die  Frage  indes  meist  nicht  untersucht  worden,  wenn  man  einen 
Autor  ausnimmt,  der  in  Frankreich  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts geschrieben  hat.  Der  Chefingenieur  der  französischen  Brücken- 
und  Straßenverwaltung  Dupuit  hat  in  den  ,, Annales  des  ponts  et 
chaussees"  1844  und  1849  ^wei  sehr  beachtenswerte  Aufsätze  ^  ver- 
öffentlicht, aus  deren  Gedankengang  hier  einiges,  was  für  unser  Thema 
in  Betracht  kommt,  wiedergegeben  werden  soll. 

Dupuit  geht  von  der  Frage  aus:  Ist  es  korrekt,  in  herkömmlicher 
Weise  den  jährlichen  Nutzen  der  französischen  Staats-  und  Departe- 
mentsstraßen auf  500  Millionen  Fr.  zu  berechnen,  wenn  als  Preis  für 
die  darauf  bewirkten  Transporte  500  Millionen  Fr.  bezahlt  wurden? 
Er  führt  diese  Anschauung  ad  absurdum,  indem  er  darauf  hinweist, 
daß  sich  jedenfalls  der  Nutzen  der  Straßen  nicht  verringert  habe, 
wenn  es  gelinge,  durch  einen  Fortschritt  des  Transportwesens  die 
Frachtkosten  für  die  unverändert  gebliebene  Gütermenge  auf  250  Mil- 
lionen zu  verringern,  ebensowenig  wie  der  Nutzen  steige,  wenn  eine 
Verteuerung  durch  Monopolwirtschaft  oder  Steuern  den  Frachtauf- 
wand auf  mehr  als  500  Millionen  bringe. 

In  Wirklichkeit  werde  der  Nutzen  nicht  von  allen  Verfrachtern 
gleich  geschätzt,  er  sei  verschieden  nach  dem  Bedürfnis  und  der  Zah- 


^  Die  Aufsätze  finden  sich: 

Annales  des  ponts  et  chaussees.  2e  stl^rie  1844.  2^  semestre.  Paris.  S.  332 
bis  375.  Nr.  1 16:  ^De  la  mesure  de  l'utilite  des  travaux  publics.«  Par  M.  J.  Dupuit, 
Ingenieur  en  chef  des  ponts  et  chaussees; 

Annales  des  ponts  et  chaussees,  tome  XVII,  2^  s^rie  1849.  l^  semestre. 
S.  170—248,  Nr.  207:  »De  l'influence  des  peages  sur  l'utilite  des  voies  de  com- 
munication«.    Par  M.  J.  Dupuit,  Ingenieur  en  chef  des  ponts  et  chaussees. 
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lungsfähigkeit  der  Nachfragenden  ^  Hierbei  unterscheidet  Dupuit  zwei 
Begriffe,  den  absoluten  und  den  relativen  Nutzen.  Der  absolute  Nutzen 
messe  sich  nach  dem  Maximum,  welches  jemand  bereit  und  fähig  sei, 
für  eine  Einheit  eines  Gutes  zu  opfern.  Der  relative  Nutzen  oder  defi- 
nitive Nutzen  dagegen  habe  als  Ausdruck  die  Differenz  zwischen  dem 
äußersten  Preis,  den  der  Erwerber  eines  Gutes  anzulegen  bereit  wäre, 
und  dem  wirklich  zu  zahlenden  Preis. 

Wenn  A  bereit  ist,  bis  zu  30  Fr.,  B.  bis  zu  20  Fr.  für  den  Erwerb 
eines  Gutes  in  bestimmter  Menge  zu  opfern,  so  schätze  damit  A.  den 
absoluten  Nutzen  auf  30,  B.  auf  20  Fr.  Der  relative  Nutzen  für  A., 
wenn  er  das  Gut  zu  20  Fr.  erwerbe,  belaufe  sich  auf  10  Fr.  gleich  der 
Differenz  des  Erwerbspreises  gegenüber  dem  höchstens  zu  bewilligenden 
Preise  -. 

Aus  der  Verschiedenheit  der  subjektiven  Schätzungen  des  Nutzens 
ergibt  sich  für  Dupuit,  daß  durch  hohe  Preise  jeweils  die  Nachfrage 
derjenigen  Erwerbslustigen  ausgeschaltet  werden  muß,  die  nicht  willens 
oder  nicht  fähig  sind,  diese  Preise  zu  bewilligen,  während  sie  bei 
größerer  Wohlfeilheit  als  Nachfragende  sehr  wohl  in  Betracht  kommen 
könnten. 

Auf  die  Besteuerung  durch  Akzisen  angewendet  ergibt  sich  hieraus 
für  Dupuit  folgendes: 

Wird  ein  Produkt  ohne  Verbrauchssteuer  zu  dem  den  Produktions- 
kosten entsprechenden  Preis  von  20  Fr.  angeboten,  so  kann  betragen 
für  die  verschiedenen  Nachfragenden  der  (absolute)  Nutzen  30,  29, 
28,  27,  26,  25,  24,  23,  22,  21,  20  Fr.,  der  (relative)  Nutzen  mithin  für 
die  gleichen  Kategorien  10,  9,  8,  7,  6,  5,  4,  3,  2,  i,  o  Fr. 

Werde  nun  eine  Verbrauchssteuer  von  5  Fr.  auf  das  Produkt  gelegt 
und  wirke  sie  im  Preise  voll  verteuernd,  so  vermindere  sich  für  die 
ersten  6  Nachfragenden  der  relative  Nutzen  auf  5,  4,  3,  2,  i,  0  Fr. 

Diejenigen,  welche  beim  Preise  von  20  Fr.  einen  relativen  Nutzen 
von  4  oder  weniger  Fr.  erzielten,  werden  die  Nachfrage  einstellen 
und  nicht  konsumieren.    Da  sie  infolge  der  Steuer  auf  einen  Genuß 


'  Hinweise  auf  die  Bedeutung  von  J.  Dupuit  für  die  Entwicklung  der 
modernen  Wertlehre  geben: 

Rudolf  Kaulla,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  modernen  Wert- 
theorien.   Tübingen  1906.    S.  199; 

Lujo  Brentano,  Die  Entwicklung  der  Wertlehre.  Sitzungsberichte  der 
kgl.  bayr.  Akademie  d.  Wissenschaften,  philosophisch-philologische  u.  historische 
Klasse.    Jahrg.  1908.    3.  Abhandlung.    München  1908.    S.  48  ff. 

^  Jeder  Leser  von  Alfred  Marshalls  Handbuch  der  Volkswirtschaftslehre 
<Bd.  I.  Stuttgart  und  Berlin  1905  in  deutscher  Übersetzung,  vgl.  S.  166  ff.)  er- 
innert sich  hier  an  MarshaUs  Ausführungen  über  Konsumentengewinn  (con- 
sumer's  rent),  worunter  das  verstanden  wird,  was  Dupuit  relativen  Nutzen  nennt. 
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verzichten  müssen,  der  ihnen  einen  relativen  Nutzen  von  4,  3,  2,  i,  o  Fr. 
lieferte,  so  erleiden  sie  Schaden  durch  den  Wegfall  des  Nutzens.  Die 
Steuer  wirke  also  nicht  bloß  auf  die,  welche  sie  bezahlen,  sondern  auch 
auf  die,  welche  ohne  die  Steuer  das  Gut  konsumiert  hätten,  wegen  der 
Steuer  aber  auf  den  Genuß  verzichten  müssen  und  daher  die  Steuer 
nicht  bezahlen. 

Werde  —  statt  einer  Verteuerung  durch  eine  Verbrauchssteuer  — 
durch  einen  Produktionsfortschritt  das  entgegengesetzte  Resultat 
erzielt,  daß  die  Produktionskosten  und  der  Preis  des  Produktes  um 
5  Fr.  ermäßigt  werden,  so  erzielen  zunächst  die  alten  Nachfragenden 
gleichmäßig  eine  Mehnmg  des  ihnen  zufallenden  Nutzens;  der  ihnen 
mmmehr  zufallende  Nutzen  beträgt  15,  14,  13,  12,  11,  10,  9,  8,  7,  6  Fr. 
für  die,  welche  bisher  10,  9,  8,  7,  6,  5,  4,  3,  2,  i  Fr.  Nutzen  sich  be- 
rechnen konnten.  Sie  haben  sämtlich  nunmehr  nach  Befriedigung 
des  Bedarfs  nach  dem  Produkt  noch  5  Fr.  verfügbar  für  andere  Be- 
dürfnisse. Aber  die  Wirkung  erstreckt  sich  weiter,  wie  Dupuit  nunmehr 
ausführt:  die  Personen,  deren  Nachfrage  beim  Preise  von  20  Fr. 
ausgeschlossen  war,  weil  sie  dem  steuerfreien  Produkte  bloß  eine 
Wertschätzung  von  20,  19,  18,  17,  16,  15  Fr.  entgegenbrachten,  treten 
nunmehr  als  Nachfragende  auf  und  erzielen  beim  Preise  von  15  Fr. 
einen  Nutzen  von  5,  4,  3,  2,  i,  o  Fr.  Während  die  Preisermäßigung  den 
alten  Käufern  einen  gleichmäßigen  Nutzen  bringe,  stufe  sich  für  jeden 
neugewonnenen  Käufer  der  Nutzen  verschieden  ab. 

Hieraus  zieht  Dupuit  die  Konsequenz,  daß  die  an  J.  B.  Say  an- 
knüpfende, damals  herrschende  Betrachtungsweise  über  den  Nutzen 
von  Verkehrsmitteln  verkehrt  sei  und  daß  nur  eine  korrekte  Betrach- 
tungsweise dieses  Nutzens  auch  für  die  Abgabenbemessung  den  rich- 
tigen Maßstab  liefern  könne. 

In  dem  zitierten  Aufsatze  von  1844  (S.  348  ff.)  stellt  er  der  her- 
kömmlichen seine  eigene  Betrachtungsweise  gegenüber.  Anknüpfend 
an  die  Grundsätze  von  J.  B.  Say  habe  Herr  Navier  folgende  Be- 
rechnung aufgestellt:  Der  Bau  eines  Schiffahrtskanals  koste  der  Re- 
gierung, wie  angenommen  werde,  per  Meile  590  000  Fr.,  einschließlich 
Zinsverlust  und  Spesen  700000  Fr.,  wofür  jährlich  35000  Fr.  Zinsen 
aufzubringen  seien.  Zu  diesen  35  000  Fr.  jährlichen  festen  Selbst- 
kosten treten  weitere  10  000  Fr.  pro  Meüe  jährliche  Unterhalts-,  Ver- 
waltungskosten usw. 

An  Frachten  sei  bisher  auf  Landstraßen  pro  Tonnenmeüe  i  Fr. 
bezahlt  worden.  Auf  dem  Schiffahrtskanal  betragen  die  Frachtkosten 
ohne  staatliche  Gebühren  0,13  Fr.,  somit  sei  per  Tonnenmeile  die 
Ersparnis  durch  Kanaltransport  0,87  Fr.  Hieraus  habe  Navier  ge- 
folgert, man  könne  unbedenklich  einen  Kanal  in  einer  Richtung  bauen, 
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45  000 
in   welcher  — —  -,  d.  i.  S2  ooo  t  Verkehr  zu  erwarten  seien.    Nehme 
0.87 

der  Verkehr  über  52  000  t  hinaus  zu,  so  gewinne  der  Staat  jährlich 

so  vielmal  0,87  Fr.,    als  jenseits  52  000  t  Güter  verfrachtet  würden. 

Diese  Berechnimg  übertreibt  nach  Dupuit  im  höchsten  Maße  den 
Nutzen,  den  der  Kanal  liefern  kann,  und  zwar  deshalb,  weü  man  den 
Fehler  begehe,  allen  einzelnen  auf  dem  Kanal  beförderten  Einheiten 
einen  Nutzen  beizulegen,  der  nur  für  eine  ganz  geringe  Zahl  dieser 
Einheiten  zutreffe. 

Zunächst  sei  es  unrichtig,  bloß  mit  den  Kosten  des  Landstraßen- 
transports und  nicht  auch  mit  jenen  konkurrierender  Eisenbahnen  die 
Kanalfracht  zu  vergleichen.  Ferner  komme  es  auch  darauf  an,  zu  be- 
rechnen, wie  groß  der  Nutzen  für  jene  Einheiten  ist,  die  früher  über- 
haupt nicht  transportiert  werden  konnten,  dank  der  billigeren  Kanal- 
fracht aber  nunmehr  konsumiert  werden  können;  für  den  bisherigen 
Konsum  aber  stufe  sich  der  Nutzen  je  nach  den  Opfern  ab,  die  man 
bereit  und  fähig  gewesen  wäre,  für  die  Ware  zu  bringen. 

Dupuit  setzt  den  Fall,  daß  eine  Stadt  10  000  t  Steine  zum  Preise 
von  20  Fr.  pro  t  bezieht.  Durch  verbesserte  Verkehrsmittel  sinken 
die  Gestehimgskosten  der  Steine  in  der  Stadt  auf  15  Fr.  Hieraus  wird 
nicht  nur  ein  Nutzen  von  50  000  Fr.  für  die  Personen  entstehen,  welche 
bisher  die  10  000  t  konsimiierten  und  bisher  hierfür  20  Fr.  pro  t  zu  zahlen 
hatten.  Da  die  Verbilligung  neue  Schichten  kaufwillig  und  kauffähig 
und  neue  Produktionsgebiete  lieferungsfähig  macht,  so  wird  sich  der 
Konsum  auf  30  000  t  steigern.  Die  neuen  Käufer  kamen  beim  Preis 
von  20  Fr.  nicht  in  Betracht.  Nimmt  man  an,  daß  eine  Steuer  von 
I  Fr.  durch  die  bewirkte  Verteuerung  7000  t,  eine  Steuer  von  2  Fr. 
weitere  5000  t  von  den  neuhinzugekommenen  Steintransporten  ab- 
schrecken würde,  so  ergebe  sich  folgende  Rechnung: 

Der  relative  Nutzen  ist  bei  dem  neugeschaffenen  Verkehr  zu  ver- 
anschlagen : 

Fr.  pro  t  insgesamt  auf     7  000  Fr. 
,,    „           ,,  ,,    10  000    „ 

„    ,,  „  „    12  000    „ 

,,       ..    ,,  ,,  ,,    12  000    ,, 

,,    ,,  »  „      5000    » 

20000  t  46  000  Fr. 

Dies  ergebe  statt  5  Fr.  pro  t  einen  durchschnittlichen  Nutzen  von 
2,30  Fr.  pro  t  für  die  neuhinzugekommenen  20  000  t.  Addiere  man 
zu  den  46  000  Fr.  für  die  neuen  Transporte  den  Nutzen  von  5  Fr. 
pro  t  für  die  ursprünglichen  Transporte  von  10  000  t,  so  komme  man 


bei  7000  t  zu 

I 

„  5000  ,,  „ 

2 

„  4000  ..  .. 

3 

„  3000  „  „ 

4 

,,  1000  „  ,, 

5 
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zu  einem  gesamten  relativen  Nutzen  von  96  000  Fr.  für  die  30  000  t, 
während  die  Formel  des  Herrn  Navier  261  000  Fr.  ergebe.  Hierbei 
sei  aber  noch  nicht  berücksichtigt,  daß  durch  den  Verkehrsfortschritt 
neue   Güterarten  transportfähig  gemacht  werden. 

Bei  korrekter  Berechnung  des  Nutzens  folge,  daß  eine  Abgabe  vom 
Verkehr  mit  der  größten  Vorsicht  festgesetzt  werden  müsse,  wenn  man 
nicht  den  Verkehr  durch  die  Abgabe  vermindern  will.  Werde  durch 
eine  Verkehrsabgabe  von  5  Fr.  pro  t  der  Erfolg  erzielt,  daß  sich  der 
Transport  wieder  von  30  000  auf  10  000  t  vermindere,  so  stehe  der 
fiskalischen  Einnahme  von  50  000  Fr.  ein  Nutzenverlust  von  46  000  Fr. 
gegenüber,  der  denjenigen  zur  Last  falle,  die  auf  den  Konsum  der  nun 
wegfallenden  20  000  t  verzichten  müssen. 

In  dem  Aufsatze  von  1849  (1.  c.  S.  209  ff.)  zieht  Dupuit  die  Nutz- 
anwendung seiner  Theorie  für  Brückenzölle,  fügt  aber  hinzu,  daß 
das  gleiche  Prinzip  für  alle  Verkehrsmittel,  ja  für  alle  Produkte  gelte. 

Er  stellt  Ziffern  für  drei  Brücken  auf,  die  von  Fußgängern  begangen 
werden  und  in  ihrem   Nutzen  verschieden  von  den   Individuen   ge- 
schätzt werden,  um  zu  demjenigen  Brückenzoll  zu  gelangen,  der  am 
meisten  einbringt  und  am  wenigsten  Schaden  anrichtet. 
Pont  A. 


Fr^quen- 
tation 

Perte  de  pas- 

sages  par  l'ac- 

croissement 

du  tarif 

Utilite 

Tarif 

perdueparl'ac-j        ^ 
croissement    '    '^  ,"  f^rtf 
du  tarif       i        ^^  *^™ 

correspondant 
au  tarif 

Produit  du 
p^age 

0 

1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 

100 

55 

37 

24 

15 

10 

5 

2 

0 

0 

45 

18 

13 

9 

5 

5 

3 

2 

1 

0                    0 
45                   45 
36                  81 
39                120 
36                156 
25                181 
30                211 
21                232 
16                 248 

248 

203 

167 

128 

92 

67 

37 

16 

6 

0 
55 
74* 
72 
60 
50 
30 
14 

0 

Totaux 

100 

248 

Pont  B. 


Frdquen- 

tation 

Perte  de  pas- 

sages  par  l'ac- 

croissement 

du  tarif 

Utilite 

Tarif 

perdue  par  l'ac- 

croissemeni 

du  tarif 

perdue  par    I  correspondant 
le  tarif        1        au  tarif 

Produit  du 
p^age 

0 
1 
2 

3 
4 
5 
6 

7 

8 

9 

10 

100 

70 

50 

35 

27 

20 

14 

9 

5 

2 

0 

0 
30 

20 
15 
8 
7 
6 
ö 
4 
H 
2 

0                    0 
30                  30 
40                   70 
45                 115 
32                 147 

35  182 

36  218 
35                253 
32                285 
27         1        312 
20         1        332 

332 

302 

262 

217 

185 

150 

114 

79 

47 

20 

0 

0 

70 
100 
115* 
108 
100 

84 

63 

40 

18 
0 

Totaux 

100 

332 

36o 
Pont  C. 


Walther  Lotz. 


Fr^quen- 
tation 

Perte  de  pas- 

sages  par  l'ac- 

croissement 

du  tarif 

Utilite 

Tarif 

-ÄfT-i  p--,r  j-TÄ- 

Produit  du 
p6age 

0 
1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

100 
80 

63 

50 

41 

33 

26 

20 

14 

9 

6 

3 

0 

0 

20 

17 

13 

9 

8 

7 

6 

6 

5 

3 

3 

o 

0 
20 
34 
39 
36 
40 

15 
11 

30 
33 
36 

0 

20 

54 

93 

129 

169 

211 

253 

301 

346 

376 

409 

445 

445 

425 

391 

352 

316 

276 

234 

192 

144 

99 

69 

36 

0 

0 
80 

126 

150 

164 

165* 

156 

140 

112 

81 

60 

33 
0 

Totaux 

100 

445 

Die  jeweils  mit  einem  Sternchen  gekennzeichneten  Tarifsätze  2  für 
Brücke  A,  3  für  Brücke  B,  5  für  Brücke  C  sind  jene,  die  dem  Fiskus 
den  höchsten  Ertrag  gewährleisten  würden.  Aber  Dupuit  macht  darauf 
aufmerksam,  daß  nur  bei  rein  privatwirtschaftlichen  Gesichtspunkten 
diese  hohen  Tarife  empfehlenswert  seien.  Stets  wächst  mit  dem  Tarif 
die  Menge  des  verlorenen  Nutzens.  Strebe  ein  öffentlicher  Körper 
als  Unternehmer  lediglich  den  Selbstkostenersatz  durch  seine  Tarif- 
politik an,  so  sei  er  in  der  Lage,  einen  niedrigeren  Tarifsatz,  der  gerade 
die  Selbstkosten  decke,  anzuwenden  und  damit  die  Summe  des  Nutzens, 
die  dem  Publikum  verbleibe,  viel  mehr  zu  steigern.  Hierbei  hat  Dupuit 
noch  gar  nicht  erwähnt,  daß  in  steigendem  Ertrage  anderer  Steuern 
bei  zunehmendem  Wohlstande  ein  öffentlicher  Körper  unter  Um- 
ständen reichlichen  Ersatz  für  Verkehrsabgaben  finden  kann,  auf  die 
er  verzichtet. 

Aus  diesen  Beispielen,  nach  deren  Erläuterung  Dupuit  noch  sehr 
Interessantes  über  Wertklassentarifpolitik  bei  Verkehrsunternehmungen 
entwickelt,  geht  bereits  hervor,  daß  eine  methodische  Untersuchung 
der  Rückwirkung  von  Belastungen  auf  den  Konsum  mehr  lehrt,  als 
bloß  die  etwas  triviale  Wahrheit,  daß  keineswegs  die  höchsten  Abgaben- 
sätze die  höchsten  Einnahmen  liefern  müssen. 

Kehren  wir  zu  der  eigentlich  finanzpolitischen  Betrachtung  zurück, 
so  ergibt  sich,  daß  bei  einem  elastischen  Bedarf  nicht  stets  erwartet 
werden  kann,  daß  erhöhte  Sätze  von  tarif ierten  Steuern  Mehreinnahmen 
liefern,  also  daß  bei  inneren  Verbrauchssteuern  auf  entbehrliche  Gegen- 
stände, bei  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte  und  bei  Einfuhrzöllen  auf 
entbehrliche  Waren  ein  Maximum  des  Ertrags  bei  einer  bestimmten 
Richtung  des  Konsums  und  einer  bestimmten  Einkommensverteilung 
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durch  eine  bestimmte  Höhe  der  Abgabensätze  wohl  zu  erreichen  ist, 
während  weitere  Abgabenerhöhung  nicht  mehr,  sondern  weniger  ein- 
bringt. Dies  gilt  jedoch  nicht  im  gleichen  Maße  von  solchen  inneren 
Verbrauchsabgaben  und  Zöllen,  die  nicht  einen  elastischen  Konsum 
treffen,  also  nicht  von  der  Belastung  des  bei  dem  jeweiligen  Kultur- 
niveau als  unentbehrlich  angesehenen  Verbrauches.  Eine  Salzsteuer 
kann  bei  erhöhten  Sätzen  mehr  einbringen,  da  eine  physiologische 
Notwendigkeit  für  diesen  Konsum  besteht.  Trotzdem  muß  zugestanden 
werden,  daß  auch  in  dem  notwendigen  Verbrauche  eine  kleine  Elasti- 
zität insofern  wahrgenommen  werden  kann,  als  anscheinend  in  Jahren 
guter  Konjunktur  etwas  weniger  sparsam  mit  dem  betreffenden  Pro- 
dukt verfahren  wird.  Nach  dem  Statistischen  Jahrbuche  für  das  Deutsche 
Reich  1913,  S.  291,  hat  der  steuerpflichtige  deutsche  Speisesalzver- 
brauch pro  Kopf  1902  bis  1911  zwischen  7,5  und  8,0  kg  geschwankt. 
Mit  der  Einschränkung,  daß  in  sehr  engen  Grenzen  auch  der  Verbrauch 
der  notwendigen  Verbrauchsgüter  ein  geringes  Maß  von  Elastizität 
aufweisen  kann,  ist  die  Unterscheidung  des  notwendigen  und  entbehr- 
lichen Verbrauches  jedenfalls  für  die  Frage,  ob  erhöhte  Steuersätze 
mehr  einbringen  oder  nicht,  grundlegend.  Ähnlich  wie  mit  der  Be- 
steuerung des  notwendigen  Verbrauches  steht  es  in  einem  Falle  mit 
der  Besteuerung  von  Verkehrshandlungen.  Erhöhte  Sätze  einer  Steuer 
auf  Rechtsgeschäfte  beim  Erwerbe  von  Todes  wegen,  also  von  Erb- 
anfallsteuern und  Nachlaßsteuern,  können  einen  Mehrbetrag  sehr  wohl 
liefern,  während  aus  begreiflichen  Gründen  eine  Verdoppelung  des 
Scheckstempels  oder  der  Fahrkartensteuer  ebensowenig  doppelte 
Erträge  zu  liefern  braucht,  wie  eine  Verdoppelung  der  Bier-  oder 
Tabaksteuer. 

Wie  liegt  aber  die  Sache  bei  veranlagten  Steuern?  Hier  ist 
allerdings ,  wenn  richtige  Steuerrollen  existieren ,  sehr  wohl  Ge- 
legenheit gegeben,  mit  höheren  Steuersätzen  mehr  Einnahmen 
zu  erzielen.  Die  in  den  Sätzen  jährlich  wechselnde  staatliche 
britische  Einkommensteuer  wie  die  nach  dem  Bedarf  jährlich 
wechselnden  Umlagen  der  deutschen  Kommunalkörper  basieren 
hierauf. 

Doch  ist  bei  allen  Abgaben  noch  der  Fall  zu  betrachten,  von  dem 
Swift  ursprünglich  ausging:  der  Defraudationsfall.  Die  britischen 
Erfahrungen  bei  Umwandlung  der  Prohibitionen  und  der  prohibitiv 
wirkenden  hohen  Zollsätze  des  Merkantilsystems  in  mäßigere  Zölle 
während  der  Zeit  von  Pitts  Finanzverwaltung  bis  zu  Huskisson  wären 
hier  eingehend  zu  verfolgen.  Ein  anderes  Beispiel  aus  der  veranlagten 
Besteuerung  ist  zwar  sehr  bekannt,  darf  aber  doch  nicht  übergangen 
werden,  weil  es  zu  der  prinzipiellen  Lösung  des  Problems  den  Weg 
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weist.  Bekanntlich  brachte  die  britische  Einkommensteuer  mit  einem 
Satze  von  5  %  im  Jahre  1803  dem  Staate  ein  Veranlagungssoll  von 
5,34  Millionen  Pfund,  während  die  loprozentige  Pittsche  Einkommen- 
steuer 1801  nur  ein  Veranlagungssoll  von  5,6  Millionen  Pfund  aufwies. 
(Die  in  den  einzelnen  Jahren  wirklich  vereinnahmten  Beträge  weichen 
etwas  infolge  der  nachträglichen  Zahlungen  vom  Veranlagungssoll  ab.) 
Die  unvollkommene  Technik  der  Veranlagung  vor  der  Addingtonschen 
Reform  ermöglichte  es  vielen  Pflichtigen,  mit  zu  niedrigen  Fassionen 
unentdeckt  zu  bleiben.  Hieraus  darf  aber  nicht  gefolgert  werden,  daß 
Fassionssteuern  mit  hohen  Sätzen  stets  zur  Verkürzung  des  Fiskus 
durch  Defraudationen  führen  müssen.  Ist  einmal  eine  brauchbare 
Veranlagungstechnik  durchgeführt  und  sind  die  Voraussetzungen  für 
eine  auf  Fassionen  begründete  Einkommensteuer,  Übereinstimmung 
der  Regierten  mit  der  Regierung  und  geldwirtschaftliche  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft,  gegeben,  so  kann  eine  bereits  richtig  veranlagte 
Einkommensteuer  später  bei  erhöhten  Sätzen  sehr  wohl  entsprechende 
Mehreinnahmen  liefern:  auf  10  %  erhöht  lieferte  die  britische  Ein- 
kommensteuer nach  der  Reform  in  den  Jahren  1806  bis  1815  nie  ein 
geringeres  Veranlagungssoll  als  11,9  und  schließlich  sogar  15,6  Mil- 
lionen Pfund. 

Es  wäre  verlockend,  zum  Schlüsse  dieser  Betrachtungen  zusammen- 
fassend die  Vorgänge  zu  untersuchen,  welche  bei  der  allmählichen 
Durchführung  des  britischen  Freihandels  durch  Sir  Robert  Peel  und 
Gladstone  die  zunehmende  Hebung  der  Steuereinnahmen  illustrieren, 
während  überlebte  Schutzzölle  und  Steuern  auf  inneren  Verbrauch 
beseitigt  wurden. 

Freilich,  die  Erfahrung  zeigt,  daß,  wenn  ein  prinzipiell  wichtiger  Zu- 
sammenhang auf  Grund  englischer  Ereignisse  den  Deutschen  dargetan 
wird,  die  regelmäßige  Erwiderung  schon  vor  dem  Kriege  von  1914  lautete : 
dies  möge  für  England  zutreffen,  die  deutschen  Verhältnisse  seien  aber 
von  Grund  anders.  So  wollen  wir  denn  das  Steuereinmaleins  lediglich 
unter  Zugrundelegung  deutscher  Ereignisse  betrachten.  Für  die  deut- 
schen Steuer-  und  Zollerträgnisse  ist  charakteristisch,  daß  eine  schwere 
Belastung,  die  sich  auch  auf  den  unentbehrlichen  Verbrauch  erstreckt,  j 
im  voraus  getragen  werden  muß,  ehe  den  breiten  Massen  etwas  übrig 
bleibt,  um  die  Gegenstände  zu  konsumieren,  aus  deren  Verzollung  und 
innerer  Verbrauchsbesteuerung  das  Reich  seine  Haupteinnahmen 
bezieht.  Längst  über  die  Zeit  hinaus  entwickelt,  in  der  das  Listsche  Er- 
ziehungszollargument zutraf,  ist  unsere  Volkswirtschaft  in  ein  Stadium 
hineingewachsen,  in  welchem  nicht  die  zunehmende  Produktion  in  Lebens- 
mitteln, Rohstoffen  und  Halbfabrikaten  etwa  stets  den  Inlandspreis 
durch  innere   Konkurrenz  auf  den  Weltmarktpreis  herabdrückt  und 
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dadurch  den  Zollschutz  für  die  Geschützten  entbehrlich  erscheinen 
läßt.  Während  in  der  Tat  solche  Wirkung  in  der  Verarbeitungsindustrie 
eingetreten  ist,  haben  es  die  Eisen-  und  Halbzeugfabrikanten  verstanden, 
durch  Kartellierung  und  wohlfeilen  Export  den  heimischen  Markt 
knapp  zu  halten  und  die  Preise  um  den  Zoll  bei  entsprechender  Kon- 
junktur innerhalb  Deutschlands  zu  erhöhen,  die  Getreideproduzenten 
wurden  durch  das  System  der  Einfuhrscheine  auf  Kosten  der  Reichs- 
finanzen in  die  gleiche  Lage  versetzt.  Die  Haushaltungen  mit  knappem 
Einkommen  müssen  bei  der  innerhalb  Deutschlands  herbeigeführten 
Hochhaltung  der  Preise  sparsam  im  Verbrauche  der  entbehrlichen 
Konsumgüter  sein,  ihnen  entgeht  im  Sinne  Dupuits  eine  Menge  von 
relativem  Nutzen,  der  bei  billigerem  Preise  zu  erzielen  wäre.  Hier- 
durch werden  nicht  bloß  die  Konsumenten  in  ihrem  Verbrauche  be- 
einträchtigt, indem  die  Nachfrage  ärmerer  Schichten  nach  einer  Menge 
von  Gütern  weniger  entfaltet  werden  kann,  als  bei  wohlfeilerer  Preis- 
gestaltung; vor  allem  werden  dadurch  die  Reichseinnahmen  und  die 
Absatzbedingungen  großer  Produzentenschichten  verkümmert.  Der 
kleinste  Teil  der  Preiserhöhung,  welcher  durch  die  Getreidezölle 
und  die  Eisenzölle  garantiert  wird,  kommt  der  Reichskasse  zu- 
gute, nämlich  nur  der  Teil,  welcher  auf  den  geringeren  Teil 
des  Verbrauches  entfällt ,  der  durch  zollpflichtige  Auslands- 
ware gedeckt  wird.  Das  Inlandsprodukt  wird  ebenso  teuer  wie 
importiertes  Getreide  bzw.  Eisen  in  Deutschland  verkauft,  den 
Betrag  der  durch  die  Zollpolitik  bewirkten  Verteuerung  verein- 
nahmt aber  nicht  die  Reichskasse,  sondern  der  einheimische 
Produzent.  Die  Haushaltungen,  welche  für  die  Güter  des  not- 
wendigen Verbrauches  mehr  zahlen  müssen,  können  von  entbehr- 
lichen Dingen  weniger  kaufen.  Soweit  es  sich  um  Zucker,  Kaffee, 
Tee,  Kakao,  Tabak  usw.  handelt,  empfindet  diesen  verringerten  Konsum 
zunächst  die  Reichskasse.  Aber  nicht  nur  diese.  Genau  so  werden  in 
verringertem  Massenabsatz  innerhalb  Deutschlands  die  Erzeuger  indu- 
strieller deutscher  Fertigfabrikate  und  entbehrlicher  landwirtschaft- 
licher Produkte  betroffen.  Noch  besteht  heute  die  Meinung  bei  den 
deutschen  Weinproduzenten,  Viehproduzenten,  Gemüsebauern,  Obst- 
züchtern, ihnen  werde  das  Rezept  helfen,  welches  in  der  Tat  die  ge- 
treideverkaufenden Landwirte,  solange  sie  nicht  zu  teuer  gekauft 
haben,  bereichert;  das  Rezept,  hohe  Inlandspreise  durch  Zollschutz 
herbeizuführen. 

Die  Weinproduzenten,  Viehproduzenten,  Gemüsebauern,  Obstzüchter 
haben  in  Wirklichkeit  ähnliche  Interessen  wie  die  Zuckeragrarier,  bei 
denen  neuerdings  die  Erkenntnis  ihrer  besonderen  Interessen  durch- 
zudringen begonnen  hat,  seitdem  die  Brüsseler  Konvention  von  1902 
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die  Hoffnungen  vernichtet  hat,  durch  hohe  Preise  im  Inlande  mit  hohem 
Zollschutz  und  Ausfuhrprämiierung  gute  Geschäfte  zu  machen.  Bis 
dahin  fanden  bei  ihnen  die  Stimmen  wenig  Gehör,  die  in  wohlmeinendster 
Absicht  darauf  hinwiesen,  daß  bei  den  damals  hohen  deutschen  In- 
landspreisen für  Zucker  eine  Menge  von  Personen  abgehalten  wurden, 
ihren  Zuckerkonsum  so  auszudehnen,  mn  einen  lohnenderen  inländischen 
Markt  den  Zuckerproduzenten  zu  bieten.  Anders  seit  der  Brüsseler 
Konvention,  die  nicht  nur  mit  den  Ausfuhrprämien  aufräumte,  sondern 
auch  den  kartellbegünstigenden  Überzoll  einschränkte.  Seitdem  sind 
die  Zuckerproduzenten  die  eifrigsten  Verfechter  einer  Herabsetzung 
der  Zuckersteuer  geworden.  Nicht  ihre  Schuld  ist  es,  daß  der  gute 
Vorsatz,  die  1903  auf  14  Mk.  pro  dz  herabgesetzte  Zuckersteuer  weiter  zu 
ermäßigen,  bei  der  ungünstigen  Finanzlage  des  Reiches  noch  immer  nicht 
verwirklicht  worden  ist.  Immerhin  ist  es  lehrreich,  an  diesem  Beispiele 
nach  dem  Statistischen  Handbuche  für  das  Deutsche  Reich  (Berlin  1907, 
Bd.  I,  S.  476,  485,  598)  und  dem  Statistischen  Jahrbuche  für  das 
Deutsche  Reich  für  1913  (S.  285,  291,  353^)  einige  Ziffern  zu  verfolgen: 


Ka- 
lender- 
jahr 

Großhandels- 
preis in  Mark 
für  1  dz  Raffinade 
I  (Brot)  ohne  Faß 
mit  Verbrauchs- 
abgahe 
Magdeburg 

Betriebsjahr 

Zucker- 
Verbrauch  in 
Kilogramm 
Zucker  im 
ganzen  pro 

Zucker- 
Verbrauch 
in  absoluten 
Ziffern 

Einnahme  an 

Steuer  und 

Zoll  pro  Kopf 

in  Mark 

Reichs-Ein- 
nahme in 
Millionen  Mark 

nach  Abzug 
der  Ausfuhr- 

Kopf 

t 

vergütungen 

1889 

63,7 

1888/1889 

7,4 

357  614 

0,62 

30,1 

1890 

56,3 

1889/1890 

9,1 

447  116 

1,64 

80,6 

1891 

56,8 

1890/1891 

9,5 

470  253 

1,52 

75,8 

1892 

57,7 

1891/1892 

9,5 

476  265 

1,43 

72,0 

1893 

57,6 

1892/1893 

9.9 

501319 

1,03 

52,2 

1894 

49,4 

1893/1894 

10,1 

516  630 

1,60 

82,2 

1895 

45,0 

1894/1895 

10,7 

552  695 

1,65 

85,7 

1896 

49,2 

1895/1896 

12,7 

668  860 

1,97 

103,7 

1897 

46,5 

1896/1897 

9,5 

505  078 

1,63 

86,9 

1898 

47,6 

1897/1898 

11,8 

636  399 

1,86 

100,9 

1899 

48,9 

1898/1899 

12,4 

680  331 

1,99 

109,2 

1900 

53,2 

1899/1900 

13,7 

764  045 

2,27 

126,7 

1901 

57,9 

1900/1901 

12,3 

696  566 

2,04 

115,7 

1902 

56,5 

1901/1902 

11,6 

669  261 

1,80 

103,6 

1903 

53,3 

1902/1903 

12,5 

728  610 

2,00 

117,6 

1904 

39,8 

1903/1904 

17,2 

1020  620 

2,18 

129,7 

1905 

43,0 

1904/1905 

14,4 

867  337 

2,02 

121,7 

1906 

36,8 

1905/1906 

16,6 

1012  637 

2,32 

141,6 

1907 

38,3 

1906/1907 

16,8 

1041  625 

2,36 

146,3 

1908 

40,8 

1907/1908 

17.1 

1073  921 

2,39 

150,5 

1909 

41,7 

1908/1909 

17,6 

1121808 

2,47 

157,7 

1910 

47,4 

1909/1910 

17,5 

1134  241 

2,45 

158,8 

1911 

46,3 

1910/1911 

19,0 

1241  776 

2,66 

173,6 

1912 

48,3 

1911/1912 

16,9 

1116  380 

2,37 

156,8 

Leider    sind    die    von    der    Reichsstatistik    veröffentlichten    Ziffern 
nicht  ohne  weiteres  für  den  Vergleich  und  die  Zusammenhänge  ver- 

^  Die  Ziffern  des  Zoll-  und  Steuerertrages  für  das  ßetriebsjahr  1906/7  sind 
nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  1912  ergänzt  worden. 
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wertbar.  Die  Preiszusammenstellungen  beziehen  sich  auf  Durchschnitte 
innerhalb  der  Kalenderjahre,  die  Verbrauchsberechnungen  und  Steuer- 
ergebnisse verstehen  sich  dagegen  für  Betriebsjahre.  Als  Betriebsjahr 
kommt  bis  einschließlich  1901/02  jeweils  die  Zeit  vom  i.  August  bis 
31.  Juli  in  Betracht,  1902/03  die  Zeit  vom  i.  August  1902  bis  31.  August 
1903,  also  13  Monate;  von  da  ab  weiter  laufen  die  Betriebsjahre  vom 
I.  September  bis  31.  August.  Endlich  sei  noch  auf  die  Veränderung 
in  den   Steuersätzen  aufmerksam  gemacht:   die  Zuckerfabrikatsteuer 

—  neben  der  bis  31.  Juli  1892  noch  die  ermäßigte  Rübensteuer  bestand 

—  betrug  zunächst  12  Mk.,  vom  i.  August  1892  ab  als  alleinige  Besteue- 
rungsform für  den  inländischen  Zucker  18  Mk.  pro  dz  Konsumzucker. 
Die  Steuer  wird  durch  das  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  auf  20  Mk.  er- 
höht, mit  Kontingentierung  und  Ausfuhrprämienerhöhung  unter  Auf- 
rechterhaltung gleichzeitigen  hohen  Zollschutzes.  Seit  i.  September 
1903  ist  die  Ausfuhrprämie  beseitigt,  der  Zollschutz  verringert  und 
die  Verbrauchssteuer  auf  14  Mk.  pro  dz  ermäßigt.  Jedenfalls  zeigt 
die  Übersicht,  daß  hierbei  eine  Steigerung  des  inländischen  Ver- 
brauches von  steuerpflichtigem  Zucker  erreicht  wurde  und  daß 
das  Deutsche  Reich  seit  Wegfall  der  Ausfuhrprämien  und  der 
künstlichen  Einrichtungen,  die  hohe  Inlandspreise  mit  gleichzeitigem 
Schleuderexport  aufrechterhielten  und  die  Entfaltung  des  deutschen 
Zuckerverbrauches  verkümmerten,  mit  einer  niedrigeren  Steuer, 
neben  der  aber  nicht  noch  Belastung  des  Konsums  durch  Privat- 
interessenten möglich  ist,  finanziell  durchaus  kein  schlechtes  Ge- 
schäft gemacht  hat. 

Wenn  nicht  alles  trügt,  werden  die  Anwendungsfälle  des  Steuer- 
einmaleins künftig  in  Deutschland  in  der  Richtung  liegen,  daß  ein  genialer 
Finanzmann,  der  solche  Belastungen  des  notwendigen  Verbrauches 
beseitigt,  die  Privatleuten  und  nicht  dem  Reiche  zugute  kommen 
und  zugleich  die  Entfaltung  des  Konsums  an  entbehrlichen  Massen- 
gütern verkümmern,  mit  niedrigen  Steuersätzen  auf  den  entbehrlichen 
Verbrauch  bessere  Resultate  für  die  Reichsfinanzen  zu  erzielen  ver- 
mag, als  sie  heute  vorliegen.  Es  wäre  dann  eine  gleichzeitige  Verwirk- 
lichung der  Gesichtspunkte  der  Steuerreformbedürftigkeit  und  der 
erschöpften  Zahlungsfähigkeit  vorliegend.  Solange  offiziell  daran 
festgehalten  wird,  daß  unsere  Hochschutzzollpolitik  sich  restlos  be- 
währt habe,  ist  solche  Anwendung  des  Steuereinmaleins  kaum  zu 
erhoffen.  Indessen  wer  die  Wandlungen  der  Anschauungen  in 
der  Zuckerbesteuerung  erlebt  hat,  braucht  nicht  unbedingt  daran 
zu  verzweifeln,  daß  das  an  sich  Vernünftige  und  Beste  einmal  noch 
zum  Siege  gelangt,  wenn  auch  Jahrzehnte  darüber  noch  vergehen. 
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Sur  la  Liberte. 

Von  Professor  Dr.  Ernest  Mahaim,  Lüttich. 

C;'£TA1T  ä  Beme,  lors  d'une  Session  de  l'Association  inter- 
1  nationale  pour  la  protection  legale  des  Travailleurs.  Je  me 
j  trouvais,    avec   M.   Lujo   Brentano   aux    abords    du   Palais 

..:  Föderal,   quand  nos   yeux   tomberent   en  meme  temps  sur 

une  Statue  de  la  Liberte.  Elle  etait  representee  par  une  femme  assise, 
aupr^s  d'un  esclave  dont  eile  avait  brise  les  chaines.  Et  M.  Brentano 
me  dit :  »Pourquoi  faut-il  que,  meme  dans  la  symbolique  officieUe,  la 
liberte  soit  toujours  figuree  sous  une  forme  negative?  Pourquoi 
l'envisage-t-on  toujours  comme  la  chute  des  entraves?  Elle  a  cepen- 
dant  un  röle  positif  et  actif  qui  vaudrait  bien  la  peine  d'etre  rappele 
aux  populations  ?« 

Ces  paroles  me  frapperent.  EUes  m'ont  paru  renfermer  toute  une 
doctrine,  et  m'ont  conduit  ä  des  reflexions  dont  je  voudrais  esquisser 
quelques  traits  dans  les  pages  suivantes,  en  temoignage  de  reconnais- 
sance  pour  un  maitre  dont  l'enseignement  fecond  et  lumineux  m'a 
jadis  vivement  impressionne. 

On  sait  que  la  conception  negative  de  la  liberte  qui  est  ä  la  base 
des  theories  orthodoxes  du  commencement  du  XIX  ^  siede  vient  des 
philosophes  de  l'Ancien  Regime.  Les  »harmonies«  de  Bastiat  derivent 
directement  de  l'optimisme  des  Physiocrates :  c'est  un  de  ceux-ci, 
Goumay,  qui  a,  sinon  invente  du  moins  »lance«  la  maxime  1  a  i  s  s  e  z 
faire,  laissezpasser.  Lafoide  Quesnay  dans  l'ordre  naturel 
fait  Corps  avec  l'ensemble  des  croyances  politiques  de  l'^poque. 

Or,  les  theories  de  Montesquieu,  de  Rousseau  et  de  tant  d'autres, 
viennent  directement  de  John  Locke,  le  theoricien  de  la  revolution 
anglaise  de  1688.  Son  livre  du  Gouvernement  civil,  paru 
en  1690,  traduit  en  fran9ais  d^s  1714,  a  inspir^  certainement  un  grand 
nombre  de  philosophes.  Le  debut  en  est  impressionnant,  parce  qu'il 
montre  le  point  de  d^part  de  toute  la  doctrine,  et  comment  eile  repose 
sur  une  definition  de  la  liberte: 

»Pour  bien  entendre,  dit-il,  en  quoi  consiste  le  pouvoir  politique  et 
connaitre  sa  v^ritable  origine,  il  faut  consid^rer  dans  quel  6tat  tous 
les  hommes  sont  naturellement.   C'est  un  6tat  de  parfaite  liberte. 
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un  etat  dans  lequel  sans  demander  de  permission  ä  personne,  et  sans 
d^pendre  de  la  volonte  d'aucun  homme,  ils  peuvent  faire  ce  qu'il  leur 
plait  et  disposer  de  ce  qu'ils  possödent  et  de  leurs  personnes  comme 
ils  le  jugent  ä  propos,  pourvu  qu'ils  se  tiennent  dans  les  bornes  de  la  loi 
de  la  nature.«  ^ 

Ainsi  donc,  la  liberte  pour  l'individu,  consiste  ä  faire  ce  qu'il 
V  e  u  t ,  et  c'est  dans  »l'etat  de  nature »  que  la  liberte  est  parfaite.  La 
aussi,  d'ailleurs,  l'egalite  est  absolue,  et  si  la  societ6  nait,  ce  ne  peut 
etre  que  d'un  c  o  n  t  r  a  t ,  expres  ou  tacite.  Mais  la  loi  de  nature  r^gne 
encore  sur  ce  regime  social  contractuel :  la  societe  doit  respecter  le  droit 
de  »propriet^ »  que  l'individu  a  sur  sa  personne  et  sur  ses  biens  —  les- 
quels  proviennent  de  son  travail.  De  lä,  il  suit  que  le  gouvemement 
ne  peut  pas  etre  despotique,  que  le  souverain  est  la  nation,  et  meme 
que  si  le  gouvernement  ne  remplit  pas  les  fonctions  pour  lesquelles 
il  a  ete  institue,  il  perd  son  droit  et  son  pouvoir:  »quand  les  conducteurs 
ont  perdu  ainsi  leurs  pouvoirs  et  leur  droit,  ou  que  le  temps  determine 
est  fini,  le  pouvoir  supreme  retourne  ä  la  societe  et  le  peuple  a  le  droit 
d'agir  en  qualite  de  souverain,  et  d'exercer  l'autorite  legislative,  ou  bien 
d'6riger  une  nouvelle  forme  de  gouvernement  et  de  remettre  la  supreme 
puissance  dont  il  se  trouve  alors  entierement  et  pleinement  revetu, 
entre  de  nouvelles  mains  comme  il  juge  ä  propos.«  ^  C'est  par  ces 
mots,  qui  justifient  la  revolution  ä  laquelle  Locke,  dit-on,  a  pris  part, 
et  qui  a  consacre  definitivement  le  lib6ralisme  parlementaire  en  Angle- 
terre,  que  se  termine  son  Traite.  Ils  sont  en  relation  intime  avec  le  debut, 
et  il  y  a  une  unit^  remarquable  dans  la  conception  fondamentale :  la 
liberte  ä  laquelle  on  pense  est  celle  de  l'individu  c  o  n  t  r  e  le  Gouveme- 
ment, c  o  n  t  r  e  l'Autorite,  que  dis-je,  c  o  n  t  r  e  la  Societe. 

On  sait  assez  combien  ces  idees  ont  ete  motrices,  dans  la  preparation 
de  la  Revolution  fran9aise.  Le  dogme  de  la  parfaite  liberte  de  l'individu 
dans  l'etat  de  nature  est  implique  dans  toutes  les  mesures  destructives 
de  l'ancien  ordre  des  choses.  Ainsi,  dans  le  preambule  celebre  de  l'^dit 
de  Turgot  abolissant  les  corporations,  on  lit:  »Dieu,  en  donnant  ä 
l'homme  des  besoins,  en  lui  rendant  necessaire  la  ressource  du  travail, 
a  fait  du  droit  de  travailler  la  propriete  de  tout  homme,  et  cette  pro- 
pri6te  est  la  premiere,  la  plus  sacree  et  la  plus  imprescriptible  de  toutes.« 
II  n'y  a  pas  lä,  comme  on  pourrait  le  croire,  une  metaphore.  C'est 
encore  une  des  theses  de  Locke:  »chacun  a  un  droit  particulier  sur  sa 
propre  personne,  sur  laqueUe  nul  autre  ne  peut  avoir  aucune  prötention. 
Le  travail  de  son  corps  et  l'ouvrage  de  ses  mains,  nous  pouvons  le  dire. 


*  Edit.  Serviere.    Paris  1783.    p. 
2  Ibid.  p.  384. 
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sont  son  bien  propre.«  (Ch.  IV — IL)  Et  c'est  de  cette  propriete  du 
travail  qu'il  fait  deriver  la  propriete  des  choses :  »Tout  ce  qu'il  (chacun) 
a  tire  de  l'etat  de  nature,  par  sa  peine  et  son  Industrie,  appartient 
ä  lui  seul:  car  cette  peine  et  cette  Industrie  6tant  sa  peine  et  une  in- 
dustrie  propre  et  seule,  personne  ne  saurait  avoir  de  droits  sur  ce  qui 
a  ete  acquis  par  cette  peine  et  cette  industrie.«     (Ibid.) 

De  meme,  quand  le  constituant  Le  Chapelier  fera  voter,  en  1791, 
sa  loi  interdisant  les  associations  d'ouvriers,  pour  empecher  le  retablisse- 
ment  des  corporations,  il  dira :  »II  n'y  a  plus  de  Corporation  dans  l'Etat, 
il  n'y  a  plus  que  l'interet  particulier  de  chaque  individu  et  l'interet 
g6n6ral.  II  n'est  permis  ä  personne  d'inspirer  aux  citoyens  un  interet 
intermediaire,  de  les  separer  de  la  chose  publique  par  un  esprit  de  Cor- 
poration.« 

C'est  donc  que  la  liberte  de  l'individu,  bien  supreme,  ne  peut  regner 
que  lä  oü  il  n'y  a  pas  d'associations  »intermediaires« :  la  liberte  de 
l'individu  est  la  seule,  ceUe  ä  laquelle  on  pense  ä  priori  ou  par  excellence. 
Pourquoi?  Parce  qu'elle  est  l'ideal,  celle  qui  existait  dans  l'etat  de 
nature . 

De  lä,  par  une  consequence  forcee,  l'idee  que  la  contrainte,  toute 
contrainte,  est  l'oppose  de  la  liberte,  et  par  suite  condamnable.  Destutt 
de  Tracy,  l'ideologue,  qui,  bien  qu'ecrivant  en  1804,  appartient  sans 
conteste  ä  la  lignee  des  philosophes  du  XVI IP  siecle,  a  formule  cette 
idee  de  la  fa9on  la  plus  claire:  »La  liberte,  dit-il,  prise  dans  ce  sens, 
le  plus  general  de  tous,  (et  le  seul  raisonnable) ,  signifiant  la  puissance 
d'executer  notre  volonte,  est  donc  le  remede  ä  tous  nos  maux,  l'accomplis- 
sement  de  tous  nos  desirs,  la  satisfaction  de  tous  nos  besoins,  et,  par 
suite  le  premier  de  tous  nos  biens,  celui  qui  les  produit  tous,  qui  les 
renferme  tous.  Elle  est  la  meme  chose  que  notre  bonheur;  eile  a  les 
memes  limites,  ou  plutöt,  notre  bonheur  ne  saurait  avoir  ni  plus  ni 
moins  d'etendue  que  notre  liberte,  c'est  ä  dire  que  notre  pouvoir  de 
satisfaire  nos  desirs.  La  contrainte,  au  contraire,  quelle  qu'elle  soit, 
est  l'oppose  de  la  liberte;  eile  est  la  cause  de  toutes  nos  souffrances; 
eile  est  la  source  de  tous  nos  maux;  eUe  est  meme  notre  seul  mal;  car 
tout  mal  est  toujours  la  contrainte  d'un  desir.«  (Elementsd' Ideo- 
logie, Traite  de  la  Volonte  et  de  ses  effets.  Intro- 
duction  Par.  5.    Bruxelles  edit.  Wahlen,  1827,  p.  41). 

On  ne  peut  pas  plus  clairement  poser  le  contraste,  et  preparer  les 
voies  ä  la  these  de  la  non-intervention  de  l'Etat  ä  priori,  qui  sera  celle 
des  economistes  du  XI X^    siecle. 

Or,  depuis  longtemps,  cette  conception  philosophique  de  la  liberte 
n'est  plus  soutenable.  Personne  ne  croit  plus  depuis  longtemps  ä  ^>retat 
de  nature«   et  ä  sa  perfection,  pas  plus  qu'ä  la  liberte  parfaite  qui  y 
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r^gnait  pour  Tindividu.  En  se  plagant  meme  au  point  de  vue  des  philo- 
sophes,  on  se  demande,  comment  ils  n'ont  pas  aper9u  que  meme  dans 
leur  »etat  de  nature«  la  liberte  dont  jouissait  Tindividu  etant  toute 
th^orique  ou  formelle  n'etait  pas  parfaite  en  realite.  Sans  doute, 
l'individu  peut  y  faire  ce  qu'il  veut,  mais  ilnepeutpasvouloir 
grand'  chose,  precisement  parce  qu'il  est  isole.  Nous  aimerions, 
nous,  au  contraire,  ä  le  consid^rer  comme  un  miserable  d6pendant 
et  asservi  aux  circonstances  ambiantes,  loin  de  le  consid6rer  comme 
parfaitement  libre. 

L'etat  social  est  une  contrainte;  c'est  une  contrainte  necessaire  pour 
assurer  la  liberte  de  l'individu.  En  ce  sens,  la  libertö  n'est  pas  une 
prerogative  anterieure  ä  la  societe  que  nous  perdrions  en  y  vivant, 
c'est  une  conquete  sociale,  un  avantage,  un  privilege  de  la  solidarit6. 
En  effet,  n'est-ce  pas  avec  le  progres  technique,  scientifique,  politique, 
que  nous  pouvons,  chacun,  vouloir  beaucoup  plus  de  choses  que  nos 
ancetres,  et  beaucoup  mieux  qu'eux,   »faire  ce  que  nous  voulons« . 

L'erreur  fondamentale  des  anciens  est  d'avoir  toujours  eu  en  vue 
cet  etat  abstrait,  ideal  pour  eux,  anterieur  et  independant  d'une  societe. 
II  faut  savoir  se  defaire  completement  de  cette  conception  et  ne  penser 
Jamals  Thomme,  l'individu,  comme  autrement  que  lie,  contraint  de 
vivre  avec  ses  semblables.  Des  lors,  la  nature  de  la  liberte  est  toute 
differente,  Ce  n'est  plus  le  caprice  d'une  volonte,  agissant  dans  l'air, 
dans  l'espace,  que  dis-je,  dans  le  vide:  c'est  le  jeu  d'une  volonte  normale, 
se  trouvant,  dans  des  conditions  rigoureusement  determinees,  amenee 
ä  cooperer  avec  d'autres  volontes. 

II  ne  s'agit  plus  de  prendre,  sur  un  fonds  sans  maitre,  une  part 
pour  soi  tout  seul;  il  s'agit  de  jouir  d'une  part  d'un  fonds  commun, 
qui  s'accroit  par  la  coordination  des  efforts.  C'est  cette  coordination 
qui  doit  passer  en  premiere  ligne,  sans  quoi  il  n'y  a  plus  de  societe, 
donc  de  liberte. 

On  voudrait  appeler  celle-ci  la  liberte  positive  ou  concrete,  en  regard 
de  l'autre,  qui  est  negative  et  abstraite.  C'est,  en  effet,  prendre  un 
tout  autre  point  de  vue.  Je  n'hesite  pas  ä  dire,  par  exemple,  qu'un 
ouvrier  qui  habite  une  maison  appartenant  ä  son  patron,  lequel  peut 
Ten  expulser  en  le  renvoyant  de  son  usine,  n'est  pais  libre  dans  son 
emploi  ou  son  foyer,  —  bien  qu'il  ait,  theoriquement,  la  faculte  de 
changer  de  demeure  ou  d'emploi.  En  principe  et  en  general,  je  regarderai 
dans  l'etat  de  nos  moeurs,  un  pauvre  comme  moins  libre  qu'un  riebe, 
en  toute  matiere,  —  bien  que  juridiquement,  il  soit  mis  sur  le  meme 
pied  devant  la  loi.  Celui  qui  est  detenteur  de  la  puissance  sociale  qui 
s'appelle  l'argent  est  plus  libre  qu'un  autre,  ä  tous  points  de  vue:  c'est 
lui  qui  peut  faire  ce  qu'il  veut,  d'abord  en  acquerant  physiquement 
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les  choses  dont  il  a  besoin,  ensuite  en  exergant  sur  les  autres  un  prestige 
qui  est  une  force  ä  proprement  parier. 

Naturellement,  la  richesse  n'est  pas  la  liberte  ä  eile  seule.  II  y  a 
des  gens  riches  qui  ne  sont  pas  aussi  libres  dans  leurs  determinations 
que  certains  pauvres.  Les  obligations  juridiques,  morales  ou  conven- 
tionnelles  qui  les  lient  restreignent  d'autant  leur  liberte.  Ce  ne  sont 
pas  les  souverains,  ni  meme  les  »rois«  americains  qui  fönt  toujours 
le  mieux  et  le  plus  ce  qu'ils  veulent.  D'oü  11  suit  que  la  liberte  de  l'indi- 
vidu  est  une  chose  beaucoup  plus  compliquee  qu'on  le  croit  d'habitude, 
impliquant  un  equilibre  d'une  part  entre  les  desirs  et  les  possibilites 
de  leur  realisation,  et  d'autre  part,  entre  l'individu  et  sa  Situation 
vis-ä-vis  des  autres,  vis-ä-vis  de  la  societe. 

II  y  a  plus:  l'individu  n'est  jamais  isole,  dans  la  societe  meme,  en  ce 
sens  qu'il  est  impossible  de  l'envisager  comme  etant  ä  lui  meme  son 
but  et  sa  fin.  II  n'y  a  pas  d'individu  ne  poursuivant  que  son  seul  in- 
teret,  ne  voulant  quelque  chose  que  pour  lui  tout  seul.  Chacun  fait 
partie  d'un  groupe,  famille,  metier,  classe,  sans  parier  des  groupes 
forces,  comme  la  commune.  Comme  tel,  il  n'agit  jamais  tout  seul. 
Son  action  a  un  sens  pour  son  groupe,  pour  Tun  des  multiples  groupes 
auxquels  il  est  rattache,  qu'il  le  veuille  ou  non.  Elle  a  donc  des  effets 
non  seulement  sur  le  grand  groupe  total  que  nous  appelons  societe, 
mais  pour  les  petits  groupes  Interieurs  dont  nous  venons  de  parier. 
Ainsi  un  patron  est  lie  par  des  interets  de  classe  ä  ses  confreres,  au 
point  que  toutes  ses  actions  sont  aussi  bien  le  fait  de  la  classe  patronale 
que  le  sien  propre.  En  croyant  n'agir  que  pour  lui-meme,  il  agit  comme 
patron,  comme  representant  d'une  classe.  Sa  liberte  comme  patron, 
n'est  donc  pas  purement  individuelle:  il  s'y  mele  en  quelque  mesure, 
la  liberte  de  son  groupe.  De  meme,  il  peut  avoir  parfois  une  plus  grande 
liberte  ä  servir  les  interets  de  son  groupe  qu'ä  poursuivre  son  interet 
personnel,  ou  en  d'autres  termes,  son  independance  reelle,  con- 
crete,  peut  etre  plus  grande  s'il  est  lie,  oblige  de  quelque  maniere  envers 
les  membres  de  son  groupe  que  s'il  ne  l'^tait  pas. 

Ces  considerations  nous  montrent  l'impossibilit^  de  l'i  n  d  i  v  i  d  u  a  - 

I  i  s  m  e  comme  principe  fondamental  de  la  soci6t6.  Un  th^oricien 
de  haute  taille,  John  Stuart  Mill,  a  tente  au  milieu  du  XIX ^  siecle, 
de  l'etablir.  Dans  son  c^l^bre  essai  sur  la  Liberte  (1859)  il  trace 
les  limites  de  l'intervention  de  l'Etat,  et  d6finit  le  domaine  de  la  liberte. 

II  proclame  »un  principe  tres  simple  comme  fonde  ä  r^gir  absolument 
les  rapports  de  la  Societe  avec  l'individu  dans  tout  ce  qui  est  contrainte 
et  controle  —  que  les  moyens  employ^s  soient  la  force  physique  sous 
forme  de  p^nalit^  legale  ou  la  coaction  morale  de  l'opinion  publique. 
La  protection  de  soi-meme,  tel  est  le  seul  objet  qui  autorise  les  hommes, 
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individuellement  ou  coUectivement,  ä  intervenir  dans  la  liberte  d'action 
qui  appartient  ä  leurs  semblables.  La  seule  raison  legitime  que  puisse 
avoir  une  communaute  pour  user  de  la  force  envers  un  de  ses  membres, 
c'est  de  rempecher  de  nuire  aux  autres.  .  .  .  L'utilit6  est  la  Solution 
supreme  de  toute  question  morale;  mais  ce  doit  etre  l'utilite  dans  le 
sens  le  plus  etendu  du  mot,  l'utilite  fondee  sur  les  interets  permanents 
de  Thomme  comme  etre  progressif.  Ces  interets,  je  le  soutiens,  n'auto- 
risent  la  soumission  de  la  spontaneite  individuelle  ä  un  controle  ext^rieur 
qu'a  u  sujet  de  ces  actions  de  chacun  qui  touchent 
aux  interets  d'a  u  t  r  u  i.«  ^ 

Comme  on  peut  nuire  ä  autrui  non  seulement  par  des  actions,  mais 
par  inaction,  il  en  resulte  que  dans  certains  cas,  la  Societe  peut  aller 
jusqu'ä  obliger  l'individu  ä  faire  le  bien.  II  est  vrai  que  c'est  exception- 
nel.  Mais  on  aper9oit  d6jä  l'extension  enorme  qui  est  conced6e  aux 
pouvoirs  de  l'Etat. 

Si  Ton  recherche  les  applications  que  Mill  faisait  de  son  principe, 
on  le  voit  proclamer  la  liberte  absolue  d'exprimer  son  opinion  en  ce  sens 
qu'il  est  illegitime  d'imposer  silence  ä  n'importe  quelle  opinion,  reagir 
contre  les  tyrannies  de  l'opinion  publique  ä  l'egard  de  croyances  reli- 
gieuses  ou  philosophiques  (par  exemple,  antipathies  contre  les  Juifs, 
Celles  des  Puritains  contre  les  amusements  publics,  ou  bien  la  presse 
contre  les  Mormons,  ou  bien  contre  l'intemperance  ou  le  travail  du  di- 
manche).  On  le  voit  condamner  la  legislation  contre  les  falsifications 
des  denrees  alimentaires,  ou  pour  la  protection  des  ouvriers  employes 
dans  des  industries  dangereuses,  tout  en  admettant  que,  en  principe, 
ces  lois  sont  legitimes.  Par  contre,  il  reprouve  sans  appel  les  prohibi- 
tions  de  l'alcool  dans  l'Etat  du  Maine,  de  l'opium  en  Chine,  la  restric- 
tion  de  la  vente  des  poisons,  comme  etant  »des  empietements  non  pas 
sur  la  liberte  du  producteur  ou  du  vendeur,  mais  sur  celle  de  l'acheteur.» 

Mais  il  est  visible  qu'il  n'a  pas  connu  les  dangers  de  l'heredite  alco- 
olique  ni  des  intoxicants  comme  l'opium  pour  la  race  et  la  population 
en  general,  car  nulle  part  peut-etre  son  principe  de  la  defense  sociale 
ne  s'impose  plus  imperieusement. 

En  ce  qui  concerne  la  protection  legale  des  ouvriers  adultes,  ä  la- 
quelle  on  pourrait  le  croire  oppose  en  principe,  il  l'admet  pour  sanctionner 
le  repos  hebdomadaire.  II  justifie  en  excellents  termes  la  prohibition 
d'abdiquer  sa  liberte  en  se  vendant  comme  esclave,  ce  qui  est  pourtant 
un  exemple  typique  d'une  liberte  de  l'individu  qui  ne  touche  que  lui. 
II  approuve  le  principe  de  l'instruction  obligatoire;  il  demande  la  re- 
striction  des  pouvoirs  du  pere  sur  ses  enfants  et  du  mari  sur  sa  femme; 
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il  ne  serait  pas  eloigne  d'admettre  une  reglementation  —  dans  le  sens 
restrictif  —  de  la  natalite.  Bref,  dans  Tensemble,  il  accumule  tant 
d'exceptions  que  son  traducteur  fran9ais,  Dupont-White,  qui  n'est 
pourtant  pas  suspect,  dit :  »Je  ne  vois  plus  trop  ce  qui  pourrait  echapper 
(au  droit  social)  dans  la  destinee  d'un  etre  essentiellement  sociable, 
qui  vit  d'un  contact  quotidien  avec  des  etres  de  meme  nature.«  (p.  32.) 
En  effet,  il  n'y  a  guere  d'action  de  l'Individu  qui  ne  puisse  avoir  quelque 
consequence  pour  autrui,  et  par  suite  avoir  un  caractere  »social«  qui 
legitime  eventuellement  l'intervention  de  l'Etat. 

Voilä  donc  oü  aboutit  le  plus  eclatant  plaidoyer  en  faveur  de  l'indivi- 
dualisme  du  XIX <=   siecle. 

C'est  que  Mill  ne  s'etait  pas  departi,  au  fond,  de  la  conception  nega- 
tive de  la  liberte.  Son  individu  est  un  etre  abstrait,  non  plus,  il  est 
vrai,  un  homme  de  Tetat  de  nature,  mais  un  citoyen  tout  nu,  sans 
vetement  social.  II  n'est  pas  parvenu  ä  l'envisager  dans  sa  realit6 
concrete  de  membre  d'un  groupe  ou  de  groupes  agissant  et  se  mouvant 
ä  l'interieur  meme  de  la  societe. 

Or,  c'est  la  un  point  de  vue  essentiel,  que  l'histoire  de  notre  temps 
met  bien  en  evidence.  Ce  n'est  pas  seulement  dans  la  science  qu'on 
ne  croit  plus  ä  la  liberte  abstraite,  c'est  dans  la  pratique  journaliere 
des  faits.  S'il  y  a  une  tendance  qui  se  marque  d'une  fa9on  indubitable, 
dans  toute  notre  vie  economique,  c'est  la  tendance  ä  l'o  r  g  a  n  i  s  at  io  n. 
Apres  la  periode  de  destruction  et  d'emiettement  de  la  Revolution, 
nous  avons  connu  celle  de  la  concurrence  sans  limite  et  de  l'abstention 
legislative.  Etait-ce,  vraiment,  une  periode  de  liberte?  Personne  ne 
le  soutiendra.  Mais,  peu  ä  peu,  on  est  revenu  de  cette  periode:  les 
faibles  se  sont  associes,  instinctivement  et  malgre  les  lois  prohibitives, 
d'abord,  puis  1  i  b  r  e  m  e  n  t.  Ils  ont  mis  en  commun  une  part  de  leur 
liberte  abstraite,  afin  d'aquerir  une  liberte  concrete  plus  reelle  et  plus 
effective.  C'est  la  trade-union  qui  se  hausse  aux  fonctions  de  la 
Corporation  (Arbeitergilden  der  Gegenwart!);  c'est  le  syndicat,  c'est 
la  Gewerkschaft,  qui  obtiennent  de  meilleures  conditions  de  travail 
et  notamment  un  plus  fort  salaire.  Qu'est-ce  ä  dire,  si  ce  n'est  que 
par  cette  Organisation  nouvelle ,  les  ouvriers  ont  conquis 
une  plus  grande  liberte  vraie.  Et  suivez  leur  politique:  eile 
aboutit  ä  la  Convention  collective,  ä  l'agrement,  au  Tarif- 
vertrag, qui  est  un  pas  de  plus  vers  l'organisation  de  la  vie 
economique. 

De  meme,  la  liberte  de  la  concurrence  des  employeurs  n'a  pas  manque 
d'engendrer  le  syndicat  de  producteur,  Kartell  ou  trust,  qui,  en  astrei- 
gnant  ses  membres  ä  de  strictes  obligations  qui  limitent  leur  liberte 
individuelle,  les  a  f  f  r  a  n  c  h  i  t  du  consommateur,  les  rend  maitres 
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du  marche,  augmente  leur  libert^  coUective.  C'est  aussi  une  Organi- 
sation de  la  vie  ^conomique. 

Voilä  deux  faits.  On  en  trouverait  d'autres,  ä  foison,  qui  d^noteraient 
la  meme  tendance.  Leur  port^e  et  leur  signification  sont  de  toute 
premiere  importance.  Leur  port^e:  ils  brisent  l'ancien  ordre  de  choses 
sorti  du  nihilisme  de  la  revolution.  Notez  qu'ils  sont,  tous  deux,  d^fini- 
tifs:  quoi  qu'on  fasse,  l'organisation  ouvriere  est  en  marche  et  ne 
s'arretera  plus,  ainsi  que  l'organisation  productrice.  Dds  lors,  on  est 
en  droit  d'envisager  une  transformation  profonde  de  la  soci6t6.  Sup- 
posez  les  syndicats  generalises  et  s'etendant  ä  toutes  les  Industries: 
l'aspect  de  la  vie  ^conomique  est  tout  different.  Leur  signification: 
ils  indiquent  l'insuffisance  de  la  liberte  theorique,  et  le  besoin  imperieux 
d'une  liberte  concrete,  organisee,  donnant  essor  ä  un  d^veloppement 
nouveau. 

Mais  on  fait  une  objection  qu'il  est  bien  instructif  de  rencontrer: 
comment,  dit-on,  pouvez-vous  envisager  le  syndicat  comme  un  organe 
de  liberte?  Le  syndicat  ouvrier  limite  et  parfois  annihile  la  liberte 
du  patron;  il  limite  aussi  la  liberte  de  ses  membres,  et  »tyrannise« 
les  non-S5nidiqu6s. 

C'est  ce  qu'on  voit.  Mais  ce  qu'on  ne  veut  pas  voir,  c'est  que  le 
regime  asyndical  est,  ä  sa  fa9on,  une  odieuse  tyrannie.  La  liberte 
du  patron  signifie  l'arbitraire  et  le  bon  plaisir  ä  l'atelier,  c'est  ä  dire 
l'asservissement  de  l'ouvrier.  Quand  le  patron  fait  de  ses  ouvriers 
ce  qu'il  veut,  les  ouvriers  ne  fönt  rien  de  ce  qu'ils  veulent.  La  libre 
concurrence  entre  les  offreurs  de  main-d'ceuvre,  c'est  l'avilissement 
du  salaire,  c'est  la  pression  du  nombre  sur  chacun,  l'impossibilite 
d'atteindre  un  niveau  de  vie  plus  eleve:  est-ce  la  liberte? 

II  faut  bien  se  rendre  compte,  en  effet,  de  cette  verite  evidente: 
la  liberte  generale  de  tous  en  tout  est  inconcevable.  La  notion  est 
necessairement  relative,  et  la  liberte  de  Tun  limite,  contraint  celle  de 
l'autre.  De  sorte  que  le  plus  fort  momentanement  dicte  la  loi  au  plus 
faible.  La  societe  nous  apparait  donc  comme  un  perpetuel  echange 
de  contraintes.  Le  flot  des  interets  d'un  groupe  submerge  les  autres, 
jusqu'ä  ce  que  ceux-ci  se  gonflent  au  point  d'atteindre,  puis  de  recouvrir 
les  Premiers.  Un  moment  arrive  oü  ils  se  fönt  equilibre,  et  un  etat 
du  regime  s'etablit  pour  un  temps  plus  ou  moins  long.  Mais  ce  serait 
folie  de  vouloir  etablir  entre  eux  un  niveau  constant.  Lentement, 
ä  ce  jeu,  le  niveau  total  s'eleve  graduellement,  et  cela  veut  dire,  pour 
l'ensemble,  une  vie  sociale  plus  riebe,  plus  consciente,  plus  haute. 

II  est  inutile  de  repeter  la  meme  demonstration  pour  les  syndicats 
de  producteurs:  la  liberte  qu'ils  enlevent  au  consommateur,  c'est 
l'affranchissement  de  l'industriel,  qui  se  traduit  ou  peut  se  traduire 
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par  une  meilleure  Organisation  sociale  de  la  production ;  ce  qu'ils 
fönt  perdre  d'ind^pendance  aux  chefs  d'industrie  individuels,  üs  le 
fönt  gagner  ä  leur  groupement. 

D'ailleurs,  il  n'y  a  pas  de  difficulte  ä  reconnaitre  que  le  jour  oü  la 
libert6  du  consommateur  en  face  de  monopoles  de  plus  en  plus  nom- 
breux  et  forts  sera  ä  ce  point  reduite  qu'on  y  verra  un  peril  social,  une 
Organisation  des  consommateurs  s'imposera  ä  son  tour,  qui  disputera 
la  souverainete  au  monopole. 

Mais  ce  qu'il  est  important  de  mettre  en  lumiere,  c'est  que  ces  anta- 
gonismes  d'interets  n'annüiilent  pas  la  liberte  de  tous:  ils  l'organisent 
autrement.  Dans  le  groupe,  chacun  met  une  parcelle  de  son  pouvoir, 
de  sa  volonte,  et  c'est  pour  obtenir  finalement  un  pouvoir  superieur. 

On  le  voit  bien  dans  les  Industries  oü  de  puissants  syndicats  d'ouvriers 
se  trouvent  en  presence  de  patrons  sjmdiques  ä  leur  tour.  La  verrerie 
beige  est  de  ce  nombre.  Ici,  plus  de  liberte  au  sens  ancien  ou  theorique : 
tout  est  en  monopole,  main-d'oeuvre  et  production.  Le  resultat  est, 
pour  tous,  une  puissance,  une  force,  une  liberte  d'allure  inconnues 
jadis.  Le  progres  technique  et  social  y  trouve  son  compte,  et  meme, 
si  ce  regime  est  sagement  et  prudement  conduil,  le  consommateur 
lui-meme  n'y  perdra  rien. 

J'ai  choisi  ä  dessein  ces  deux  exemples  des  syndicats,  parce  qu'ils 
sont  le  produit  de  la  liberte  et  que  l'intervention  legislative  n'y  joue 
qu'un  röle  accessoire.  Ce  n'est  pas  la  loi  qui  a  cre6  les  syndicats  ouvriers, 
au  contraire:  ils  se  sont  imposes  au  legislateur,  qui  n'a  cree  le  rudiment 
de  droit  syndical  actuel  que  contraint  et  force.  Quant  au  trust,  il 
n'est  encore  ni  sanctionne  ni  gene  par  la  legislation. 

Mais  si  nous  passons  ä  la  reglementation  du  travail,  qu'on  accuse 
depuis  toujours  de  detruire  la  liberte,  nous  avons  af faire  au  meme 
Probleme,  sous  un  autre  aspect.  Ici,  c'est  la  volonte  collective  qui 
vient  s'imposer  aux  volontes  individuelles:  prohibitions,  restrictions, 
contraintes  de  toute  espece,  ne  paraissent  pas,  au  premier  abord,  etre 
une  Organisation  de  la  liberte. 

Pourtant,  il  en  est  bien  ainsi. 

La  protection  legale  des  travailleurs,  qui  s'etend,  malgre  les  resistances, 
au  monde  entier  et  ä  un  nombre  de  plus  en  plus  grand  d'individus, 
est  dominee  par  cette  idee  que  l'ouvrier,  libre  en  th^orie,  ne  Test  pas 
en  fait.  Elle  implique,  par  suite,  cette  autre  idee  qu'il  est  de  l'int^ret 
general  de  le  rendre  libre.  Elle  vise  ä  lui  rendre  ce  que  lui  enlöve  la 
»liberte«    de  l'employeur. 

Ce  qu'il  y  a  de  remarquable,  c'est  qu'elle  est  sortie,  en  somme  de 
l'experience.  On  sait  assez  que  ce  sont  les  abus  de  la  liberte  sans  con- 
trole  au  debut  de  la  revolution  industrielle  qui  ont  forc6  les  parlements 
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ä  intervenir.  On  a  juge  qu'il  ne  devait  pas  etre  permis  aux  chefs  d'in- 
dustrie  de  tuer  des  petits  enfants,  d'anemier  des  femmes,  d'extenuer, 
d'empoisonner  et  d'estropier  des  hommes,  de  dilapider  le  capital  social 
que  represente  la  force  du  travail. 

La  protection  des  enfants,  c'est,  pour  eux,  la  liberte  de  vivre  et  de 
se  developper.  C'est  le  bien  inestimable  de  la  conservation  des  gen6- 
rations  futures,  qu'on  veut  preserver.  De  meme  pour  la  protection 
de  la  femme.  Jules  Simon  a  ecrit:  »Proteger  l'enfant  sans  proteger 
la  mere  est  un  non-sens.« 

La  sante  des  peres  est  egalement  precieuse:  de  la  les  lois  sur  les  in- 
dustries  dangereuses,  et  Celles  sur  la  securite  et  l'hygidne  des  ateliers: 
il  f aut  suppleer  ä  la  liberte  defaillante  de  l'ouvrier,  en  mettant  des  bornes 
ä  la  faculte  de  l'intoxiquer  lentement  ou  brusquement. 

Avec  les  lois  sur  la  reparation  des  accidents  du  travail,  viennent 
les  lois  d'assurances  sociales  contre  la  maladie,  l'invalidite  prematuree, 
la  vieillesse,  le  chomage.  EUes  procurent  la  securite  morale, 
qui  est  une  forme  de  liberte:  est-il  contrainte  morale  plus  terrible  que 
l'angoisse  que  donne  l'insecurite  du  lendemain? 

Puis  sont  venues  les  lois  mettant  plus  de  clart6  dans  le  contrat  de 
travail  lui-meme;  garanties  contre  l'arbitraire  et  le  caprice,  contre 
la  mauvaise  foi :  lois  sur  le  payement  des  salaires,  le  mesurage  de  l'ouvrage, 
l'interdiction  du  truck-system,  contre  l'odieux  servage  du  livret- 
ouvrier. 

La  reconnaissance  du  droit  de  coalition,  c'est  la  liberation  de  l'ouvrier 
contre  le  travail  force,  et  la  liberte  d'association,  c'est  tout  bonnement 
Celle  de  se  defendre. 

La  limitation  de  la  duree  du  travail  journalier  assure  une  autre 
libert6  essentielle.  Si  le  travail  impose,  dirige  par  d'autres,  est  une  loi 
de  la  vie  sociale,  n'est-il  pas  vrai  que  ce  qui  fait  le  prix  de  l'existence, 
c'est  le  loisir  ?  Je  ne  dis  pas  l'oisivete,  mais  l'heure  oü  »l'on  fait  ce  que 
Ton  veut« .  La  longue  joumee  sans  aurore  et  sans  crepuscule,  c'est 
l'esclavage  et  le  tombeau.  C'est  tout  espoir  enleve  d'une  culture 
superieure.  La  journee  courte,  c'est  la  possibilite  d'un  developpement, 
d'une  ascension,  je  ne  dis  pas  vers  un  ideal  d'intellectualite  qui  est 
bien  loin  de  la  plupart  des  ouvriers,  mais  vers  un  jeu  plus  complet  et 
plus  varie  des  facultes. 

Ainsi,  chaque  etape  de  la  legislation  protectrice  est  un  pas  vers  une 
liberte  plus  grande  de  la  classe  ouvriere. 

Si  l'on  veut  resumer  sa  tendance,  je  crois  qu'on  peut  af firmer,  avec 
le  Times  du  12  juin  1874,  que  »le  but  ultime  de  la  legislation  des 
fabriques  —  nous  dirons  de  toute  la  legislation  ouvriere  —  est  de  pre- 
scrire  les  conditions  d'existence  en-dessous  desquelles  la  population  ne 
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peut  toucher.«  ^  En  soustrayant  ä  la  concurrence  la  sante  de  l'ouvrier, 
sa  part  de  repos  et  de  loisir,  en  lui  garantissant  la  securite  contre  les 
risques  communs  de  la  vie,  et  finalement  le  minimum  de  salaire  et  le 
pain  de  la  vieillesse,  eile  ne  fait  que  lui  donner  la  liberte.  Ces  biens, 
en  effet,  ne  sont  que  des  facultas  de  participer  ä  une  vie  plus  humaine, 
ä  une  culture  plus  haute  et  plus  ample,  en  un  mot  au  progres  social. 

Cela  ne  se  fait  pas  sans  contrainte,  soit  de  Temployenr,  soit  du  con- 
sommateur,  soit  de  l'ouvrier  lui-meme.  Qu'importe  ?  II  n'y  en  a  pas  de 
liberte  pour  Fun  sans  contrainte  pour  l'autre.  La  seule  question  est 
de  savoir  si  ce  d  e  p  1  a  c  e  m  e  n  t  de  la  liberte  est  conforme  ä  l'interet 
general.  Or,  l'evolution  industrielle  montre  que  cela  est  incontestable. 
Personne  n'osera  soutenir  que  le  progres  industriel  est  fait  de  l'asservisse- 
ment  du  Proletariat,  de  son  appauvrissement  physique,  mental  et  moral. 
Au  contraire,  la  technique  moderne  suppose  de  plus  en  plus  une  main- 
d'oeuvre  intelligente,  instruite,  aux  nerfs  resistants  et  ä  l'esprit  ouvert. 
Le  productivisme  le  plus  intense  demande  non  seulement  des  capitaines, 
mais  des  soldats  de  qualite  superieure.  II  est  incompatible  avec  la  tourbe 
famelique  qui  emplissait  les  usines  du  commencement  du  XI X^  siecle. 
Aussi,  il  est  l'apanage  d'une  humanite  plus  cultivee,  plus  puissante, 
et  j'ajoute  plus  1  i  b  r  e.  L'ouvrier  qui  gagne  plus  d'argent,  qui  jouit 
de  plus  de  loisir,  qui  est  mieux  assure  contre  les  risques  du  sort,  est 
socialement  plus  fort,  plus  libre  reellement.  II  a  des  chances 
d'un  developpement  plus  complet  de  toutes  ses  facultes.  C'est  ce  que 
j'appelle  la  liberte  concrete. 

On  voit  ainsi  que,  loin  de  se  trouver  au  debut  de  la  societe,  eile  en 
est  l'aboutissement.  La  liberte  individuelle  ne  se  postule  pas:  eile 
se  conquiert.  Nous  ne  nous  en  eloignons  pas  avec  l'avancement  de  la 
societe,  nous  nous  en  approchons  au  contraire.  La  puissance  de  l'homme 
sur  la  nature,  c'est  de  la  liberte.  L'augmentation  des  richesses  avec 
la  Variete  et  la  multiplicite  des  besoins,  c'est  de  la  liberte,  —  ä  condition 
que  la  repartition  soit  equitable,  car  la  justice  est  aussi  de  la  liberte: 
un  peuple,  une  classe,  sur  qui  pese  l'injustice  n'est  pas  libre.  Aussi, 
quand  le  fonds  commun  des  richesses  que  le  commun  effort  a  accumul6 
s'accroit,  il  faut  que  s'accroisse  la  liberte  vraie,  celle  qui  permet  ä  tous 
de  participer  plus  largement  ä  ce  fonds.  Voilä  ce  qu'obscurement  notre 
epoque  a  senti. 

Voüä  pourquoi  eile  ne  s'est  pas  contentee  de  briser  des  chaines,  de 
faire  tomber  des  entraves.  Elle  s'efforce  d'eduquer  et  d'eclairer  le  monde 
des  lib^res,  d'en  faire  des  hommes  conscients  et  dignes  d'une  vie  de 


'  Cit.  par  Hutchins   et  Harrison,   A  History   of  factory  Legislation. 
London  1903.    p.  172. 
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civilis^.    Voilä  pourquoi  eile  nous  apparait  comme  ouvrant  l'öre  de 
l'organisation  et  de  la  conquete  de  la  liberte. 

Et  s'il  faut  chercher  dans  la  symbolique  officielle  une  Image  plus 
juste  et  plus  significative  que  celle  de  Berne,  nous  l'irons  trouver  au 
Nouveau-Monde,  face  ä  TOcean,  oü  eile  erige  sur  les  flots  d^sordonnes 
et  meurtriers,  le  flambeau  de  la  civilisation. 
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Zur   Frage   von   Kapitalbildung   und    Kapitalbedarf   in 
Deutschland. 

Von  Professor  Dr.  P.  Momberi,  Freiburg  i.  Br. 

Vorbemerkung:  Die  folgenden  Ausführungen  sind  vor  Ausbruch  des 
Krieges  geschrieben  worden.  Es  wäre  verlockend  und  auch  vielleicht  angebracht 
gewesen,  die  im  folgenden  aufgeworfenen  Probleme  in  Verbindung  zu  bringen 
mit  den  Ergebnissen,  wie  wir  sie  aus  diesem  Kriege  für  unsere  Volkswirtschaft 
erwarten  und  erhoffen.  Denn  das  wirtschaftlich  und  politisch  wichtigste  in  dieser 
Hinsicht  muß  in  einer  Vergrößerung  der  Bevölkerungskapazität  der  deutschen 
Volkswirtschaft  liegen;  jene  ist  es  ja  auch,  die  letzten  Endes  im  Mittelpunkt 
der  folgenden  Ausführungen  steht.  Äußere  Gründe  haben  es  mir  unmöglich 
gemacht  in  diesem  Sinne  das  folgende  bereits  jetzt  umzuarbeiten.  Ich  hoffe 
bald  Zeit  zu  finden  an  anderer  Stelle  darauf  zurückkommen  zu  können. 

P.  Mombert,  z.  Z.  im  Felde. 


IJN  den  letzten  Jahren  ist  von  den  verschiedensten  Seiten  und 
j  in  verschiedenem  Zusammenhange  die  Auffassung  vertreten 
I  worden,  daß  bei  uns  die  Kapitalbildung  gegenüber  dem  Kapital- 

:  bedarf   eine  unzureichende   gewesen  sei.      Bei   allen   sonstigen 

Gegensätzen  ihrer  Anschauungen  haben  anläßlich  der  Bankenenquete 
Graf  Kanitz  und  Dr.  Weber  in  gleicher  Weise  die  Ansicht  geäußert, 
daß  die  Kapitalbildung  mit  der  Volkszunahme  nicht  gleichen  Schritt 
gehalten  habe^.  Ähnlichen  Anschauungen  begegnen  wir  dann  in  der 
großen  Literatur  über  den  niederen  Kursstand  der  deutschen  Staats- 
anleihen-. Neben  solchen  literarischen  Äußerungen,  die  sich  noch  er- 
heblich vermehren  ließen,  gibt  es  dann  noch  mancherlei  andere  Sym- 
ptome und  Tatsachen,  die  nach  der  gleichen  Richtung  hindeuten.  Es 
sei  hier  auf  die  mehrfachen  Warnungen  des  preußischen  Handels- 
ministers vor  zu  großen  Kapitalanlagen  im  Ausland  verwiesen,  es 
hängt  auf  das  engste  mit  der  berührten  Frage  zusammen,  daß  die 


I 


'  Bankenenquete  1898— 190S'.     Depositenwesen  S.  433—38. 

^  Dombois,  Der  Kursstand  der  deutschen  Staatsanleihen  1911,  schreibt 
Seite  43:  »Mit  diesen  fortgesetzt  starken  Kapitalinvestitionen  kann  die  Kapital- 
neubildung, so  erfreulich  sie  fortschreitet,  nicht  gleichen  Schritt  halten  und  es 
ergibt  sich  ein  steter  Mangel  an  flüssigem,  anlagesuchendem  Kapital,  dem  nur 
in  den  Zeiten  des  gewerblichen  Rückganges  eine  größere  Geldflüssigkeit  weicht.« 
Ähnlich  bei  Schwarz,  Die  Kurse  der  Reichs-  und  Staatsanleihen  1911.    S.  24. 
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Kreditbanken  über  ihre  Mittel  in  der  allerknappsten  Weise  disponieren, 
daß  daher  ihre  Liquidität  eine  sehr  mangelhafte  ist  und  sich  in  den 
letzten  Jahren  zum  Teil  noch  verschlechtert  hat.  Man  versucht  das 
verfügbare  Kapital  auf  das  intensivste  auszunutzen,  die  Kassen- 
vorräte, die  unverzinslichen  Giroguthaben  bei  der  Reichsbank  sind 
so  nieder  als  möglich  bemessen,  die  Kreditbanken  sehen  sich  immer 
wieder  gezwungen,  auf  diese  zurückzugreifen,  womit  dann  in  der 
Hauptsache  deren  so  sehr  angespannter  Status  in  den  letzten  Jahren 
zusammenhängt,  eine  Entwicklung,  deren  Gefahren  Helfferich 
vor  kurzem  in  die  Worte  zusammengefaßt  hat,  daß  wir  in  den  letzten 
Jahren  dem  Punkte  näher  gerückt  sind,  ,,bei  dem  die  volkswirtschaft- 
lich rationelle  Ausnutzung  der  disponiblen  Mittel  einigermaßen  in 
Konflikt  gerät  mit  der  Solidität  des  metallischen  Unterbaues  der 
gesamten  Geld-  und  Kredit  Verfassung  des  Landes"  ^  Bemerkenswert 
ist  ferner,  daß,  soweit  sie  statistisch  erfaßbar  sind,  auch  die  deutschen 
Kapitalanlagen  im  Ausland  einen  relativen  Rückgang  erfahren  haben  -. 
All  dasjenige,  was  bei  uns  als  Überspannung  des  Kredits  bezeichnet 
wird,  eine  Erscheinung,  die  ja  immer  wieder  beklagt  wird,  hängt  auf 
das  engste  mit  der  Nachfrage  nach  Kapital  und  den  Schwierigkeiten 
seiner  Beschaffung  zusammen.  Wie  oft  hören  wir,  daß  die  Betriebs- 
mittel der  Volkswirtschaft  zu  Anlagezwecken  Verwendung  finden, 
die  von  so  vielen  Seiten  vorgeschlagene  Diskontierung  von  Buch- 
forderungen soll  auch  nur  dazu  dienen,  die  Gewährung  von  Kredit 
auf  eine  noch  breitere  Basis  zu  stellen.  Wie  oft  hören  wir  Klagen  z.  B. 
aus  der  Maschinenindustrie  ^  daß  ihre  Lieferungen  erst  nach  Jahren 
bezahlt  werden,  und  aus  der  Kaliindustrie  wird  berichtet,  daß  es  nicht 
selten  vorkomme,  daß  der  Lieferant  Obligationen  an  Zahlungsstatt 
annehmen  müsse.  Wenn  unsere  öffentlichen  Verwaltungen  jahrelange 
Kredite  seitens  ihrer  Lieferanten  in  Anspruch  nehmen  ^,  um  für  ihre 
Anleihen  günstigere  Geldmarktsverhältnisse  abzuwarten,  wenn  in 
umfassendem  Maße  schwebende  Schulden  aufgenommen  werden,  so 
bedeutet  dies  nichts  anderes  als  daß  Kapitalbedürfnisse  auf  dem  Geld- 


^  Verhandlungen  des  IV.  allgem.  deutschen  Bankiertages  zu  München 
1912.    S.  78. 

2  Ohne  dieser  Tatsache  typische  Bedeutung  beizumessen,  sei  darauf  hin- 
gewiesen, daß  nach  Weckerle  (Die  passive  Handelsbilanz,  Wien  1913)  der 
Stand  des  auf  Deutschland  entfallenden  Anteils  an  der  ungarischen  Staatsschuld 
sich  im  Jahre  1904  auf  33,79 «/o  belief,  um  dann  im  Jahre  1911  mit  26,29 »/o 
seinen  tiefsten  Stand  zu  erreichen. 

^  Neuere  Belege  bringt  hierfür  Blum,  der  Direktor  der  Berlin-anhaltischen 
Maschinenbau- A.G.  in  der  Zeitschrift  »Wirtschaft  und  Technik»,  Jahrg.  1913, 
S.  791. 

*  Blum  a.  a.  O. 
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markt  befriedigt  werden.  Auch  die  derzeitig  so  unerquicklichen  Ver- 
hältnisse auf  dem  Baumarkt  hängen  mit  der  hier  berührten  Frage 
zusammen. 

Daß  dies  alles  Symptome  einer  vorhandenen  Diskrepanz  zwischen 
Kapitalvorrat  und  Kapitalbedarf  sind,  liegt  auf  der  Hand,  ist  auch 
schon  häufig  dargelegt  worden.  Gegen  die  ungünstigen  Wirkungen 
dieser  Tatsache  sind  in  neuester  Zeit  eine  ganze  Reihe  von  Maßnahmen 
ergriffen  worden.  Man  hat  auf  legislatorischem  Wege  versucht,  den 
staatlichen  Anleihen  einen  größeren  und  sichereren  Absatzmarkt  zu 
verschaffen,  die  Reichsbank  hat  es  auf  verschiedenen  Weg^n  unter- 
nommen, gegen  die  „Übertreibungen"  des  Kredits  und  die  zu  geringe 
Liquidität  der  deutschen  Kreditbanken  und  damit  der  deutschen 
Volkswirtschaft  überhaupt,  vorzugehen,  man  ist  ferner  staatlicherseits 
gegen  die  übermäßige  Zulassung  fremder  Anleihen  eingeschritten. 
Es  sind  dies  alles  Maßnahmen,  denen  man  durchaus  sympathisch 
gegenüberstehen  kann,  die  aber,  soweit  es  sich  um  eine  Diskrepanz 
von  Kapitalangebot  und  Nachfrage  handelt,  lediglich  die 
Symptome  tiefer  liegender  Erscheinungen,  nicht 
diese  selbst,  berühren.  Man  ist  also  der  Aufgabe  keineswegs  enthoben, 
hier  noch  wesentlich  tiefer  zu  graben,  und  dazu  soll  im  folgenden 
wenigstens  nach  einigen  Seiten  hin  der  Versuch  gemacht  werden. 

Wenn  im  folgenden  von  Kapital  gesprochen  wird,  so  ist  dabei  nur 
an  solches  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  gedacht,  an  sog.  Produktiv- 
kapital,  an  Kapitalgüter,  als  der  notwendigen  Voraussetzung  einer 
steigenden  Güter  Versorgung  ^. 

Was  den  Kapitalbedarf,  die  Seite  der  Nachfrage  anlangt, 
so  ist  das  wesentliche  darüber  schon  in  der  Literatur  gesagt  worden, 
so  daß  es  sich  an  dieser  Stelle  nur  um  eine  kurze  systematische  Zu- 
sammenfassung zu  handeln'  braucht.  Faßt  man  die  Ursachen  der 
gewaltigen  Steigerung  desselben  ins  Auge,  so  kann  man  unschwer 
zwei  Reihen  treibender  Kräfte  unterscheiden. 


^  Ich  stimme  Ammon  (Objekt  u.  Grundbegriffe  d.  theoretischen  National- 
ökonomie, S.  394)  ganz  darin  bei,  daß  der  Begriff  des  Produktivkapitals  ein  rein 
technischer  sei  und  daß  es  deshalb  als  unzweckmäßig  erscheine,  für  diese  »pro- 
duzierten Produktionsmittel«  den  Begriff  des  Kapitals,  der  durchaus  soziale  Merk- 
male enthalte,  zu  gebrauchen.  Es  erscheint  mir  aber  trotzdem  bedenklich,  ohne 
Not  »mit  neuen  Termini  gegen  eine  in  der  Wissenschaft  eingewurzelte  Tradition 
anzukämpfen«,  zumal  ja,  wenn  man  ausdrücklich  von  Erwerbskapital  und  Pro- 
duktivkapital spricht,  eine  Verwechslung  wohl  ausgeschlossen  ist.  Auch  die 
Ansicht  Philippovichs  (Grundriß,  9.  Aufl.,  S.  184),  daß  die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Erwerbskapitals  mit  dem  Vorhandensein  und  der  Bildung 
von  Produktivkapital  auf  das  engste  verknüpft  ist,  zeigt,  daß  zwischen  beiden 
also  sehr  enge  Beziehungen  bestehen. 
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I.  Es  handelt  sich  einmal  um  den  nicht  unmittelbar  wirtschaftlichen 
Bedarf,  hervorgerufen  durch  Bedürfnisse  politischer,  kultureller  und 
sozialer  Natur,  der  zum  Teil  in  der  steigenden  Kapitalinanspruchnahme 
der  öffentlichen  Körperschaften  seinen  zahlenmäßigen  Ausdruck  findet. 
Es  betrug  die  Gesamt  Verschuldung  von  Reich,  Bundesstaaten  und 
Städten  mit  über  10  000  Einwohnern  zusammen  ^ : 

im  Jahre  1881  6234  Mill.  Mk. 

1891  II 748       „     „ 

1901  16 194       „     „ 

„       „       1907  21827       "     " 

1912  28234       »     » 

Die  Zunahme  der  Kapitalinanspruchnahme  war  eine  durchaus 
progressive,  sie  betrug  im  Jahresdurchschnitt  1891/1900  563,  1901/07 
805  und  1907/12  1068  Mill.  Mark.  Zu  einem  großen  Teile,  vor  allem 
bei  den  Einzelstaaten  und  Städten,  hat  es  sich  dabei  freilich  um  die 
Befriedigung  auch  rein  wirtschaftlicher  Zwecke,  z.  B.  Bahnbauten 
und  sonstige  gewerbliche  Unternehmungen,  gehandelt,  aber  immerhin 
geben  diese  Zahlen  doch  auch  ein  Bild  davon,  wie  groß  der  Betrag  ge- 
wesen sein  muß,  der  auch  für  außerwirtschaftliche  Zwecke  verwandt 
worden  ist. 

II.  Weit  mehr  ins  Gewicht  fällt  die  rein  wirtschaftliche 
Ursache  des  zunehmenden  Kapitalbedarfs,  dessen  annähernde  Größe 
wir,  soweit  er  in  Effektenform  zum  Ausdruck  gelangt,  aus  der 
Emissionsstatistik  ersehen  können.  Seine  Größe  und  Zunahme  läßt 
sich  auf  zwei  Momente  zurückführen. 

I.  Der  Kapitalbedarf  der  Volkswirtschaft  wächst  einmal,  wie  wir  es 
nennen  wollen,  extensiv,  so  schon  allein  infolge  der  Zunahme 
der  Bevölkerung.  Mit  dem  Wachstum  derselben  ist  es  entsprechend 
notwendig,  neue  Voraussetzungen  produktiver  Tätigkeit  zu  schaffen 
und  dies  hängt  davon  ab,  daß  mindestens  proportional,  gleiche  Lebens- 
haltung und  auch  aUes  andere  als  gleich  vorausgesetzt,  neue  Kapital- 
güter zur  Verfügung  stehen.  Die  Volkszunahme  in  Deutschland  betrug 
nun  im  Durchschnitt  der  Jahre: 


^  Die  Zahlen  für  die  Jahre  1881 — 1907  sind  dem  Denkschriftenband  zur 
Begründung  des  Entwurfes  eines  Gesetzes,  betreffend  Änderungen  im  Finanz- 
wesen (1908),  die  Angaben  für  das  Jahr  1912  für  Reich  und  Bundesstaaten 
den  amtlichen  Veröffentlichungen  entnommen,  diejenigen  für  die  Städte  sind 
schätzungsweise  in  der  Weise  ermittelt  worden,  daß  angenommen  wurde,  daß 
die  Schuldenzunahme  aller  deutschen  Städte  mit  über  10  000  Einwohnern,  der- 
jenigen der  preußischen  Gemeinden  mit  über  10000  Einwohnern,  für  welche  die 
Daten  zur  Verfügung  stehen,  proportional  gewesen  ist. 
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1871 — 80     441  800 
1881 — 90      419  200 

1891 — 00    693  900 

I9OI — 05   854  800 
1906 — 10   857  000. 

Für  fast  25  Millionen  Menschen  mußten  in  diesem  Zeitraum  die  Vor- 
aussetzungen produktiver  Tätigkeit  geschaffen  werden.  Der  Kapital- 
bedarf des  Zuwachses  ist  mindestens  aliquot  demjenigen  der  vorhandenen 
Bevölkerung.  Wenn  wir  einmal  der  Einfachheit  halber,  nur  um  zahlen- 
mäßige Anhaltspunkte  dafür  zu  erhalten,  den  Kapitalgütervorrat 
mit  dem  Volksvermögen  gleichsetzen  —  in  Wirklichkeit  bestehen 
erhebliche  Unterschiede  —  und  wenn  wir  mit  Helfferich  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  im  Jahre  1912  ein  Vermögen  von  durchschnittlich 
4500 — ^4900  Mk.  annehmen,  so  würde  eine  Volkszunahme  von  800  000 
Köpfen,  wie  wir  sie  in  den  letzten  Jahren  gehabt  haben,  allein  eine 
jährliche  Kapitalneubildung  von  3,6  —  3,92  Milliarden  erfordern^. 

Zu  diesen  extensiven  Ursachen  steigenden  Kapitalbedarfs, 
wie  man  sie  nennen  kann,  ist  auch  die  Kapitalanlage  im  Auslande  zu 
rechnen.  Denn  ihre  Erträge  sind  in  erster  Linie  dazu  berufen,  das 
Passivsaldo  unserer  Handelsbilanz,  das  seine  Hauptursache  in  der 
Volkszunahme  hat,  auszugleichen.  Nach  der  Statistik  des  deutschen 
Ökonomist  betrugen  die  Emissionen  an  ausländischen  Papieren  in 
Deutschland  im  Durchschnitt  der  Jahre  ^ : 

1883 — 90     484  Mill.  Mk.         1901 — 05     449  Mill.  Mk. 

1891—95     292       „       „  1906—10     299 

1896—00     484       „       „  1911— 13     445 

Zwar  ist  nur  ein  Teil  dieser  Kapitalanlage  im  Auslande  statistisch 
erfaßbar,  aber  es  verdient  immerhin  Beachtung,  daß  auch  dieser  keine 
stärkere  Zunahme  erfahren  hat.  Es  wird  davon  später  noch  zu  reden  sein. 

2.  Eine  weitere  Quelle  zunehmenden  Kapitalbedarfs  bildet,  wie  man 
es  mit  einem  zusammenfassenden  Ausdruck  benennen  kann,  die  zu- 
nehmende Intensivierung  unserer  wirtschaftlichen  Arbeit.  Hier- 
her gehört  im  wesentlichen  das,  was  Marx  als  Ersetzung  des  variablen 
Kapitals  durch  konstantes  bezeichnet,  die  steigende  Umwandlung 
der  Handarbeit  in  Maschinenarbeit,  die  Anwendung  immer  längerer 
Produktionsperioden  im  Sinne  Böhm-Bawerks,  die  immer 
stärkere  Ausnutzung  der  Gaben  und  Kräfte  der  Natur,  die  ohne  große 
Kapitalinvestitionen  unmöglich  ist.  All  dieses  ist  bei  uns  in  den  letztep 
Jahren  in  allerstärkstem  Maße  vor  sich  gegangen.    Man  hat  schon 


1  Helfferich,   Deutschlands  Volkswohlstand   1888-1913.    Berlin  1913. 
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erhebliche  Bedenken  geäußert  gegen  diese  gewaltigen  Umwälzungen 
auf  allen  Gebieten  der  Produktion,  gegen  die  einander  jagenden  Fort- 
schritte der  Technik,  die  immer  neue  Kapitalinvestitionen  bedingen, 
ohne  daß  die  alten  Anlagen  bereits  mit  ihrem  vollen  Werte  in  den 
Produktionsprozeß  eingegangen  seien.  Mögen  diese  Bedenken  ökono- 
misch auch  durchaus  gerechtfertigt  sein,  das  sei  an  dieser  Stelle  nicht 
näher  untersucht,  so  steht  es  doch  nicht  in  der  Hand  des  Einzelnen, 
sich  diesem  Expansionsdrang,  diesen  technischen  Umwälzungen  zu 
entziehen.  Auch  ein  Volk  als  Ganzes  ist  dazu  nicht  imstande;  denn 
die  Verflechtung  in  den  Weltmarkt  zwingt  es  Schritt  zu  halten  mit 
den  dort  konkurrierenden  Nationen.  Wir  sind  deshalb  gezwungen, 
auf  eine  stete  Steigerung  der  Ergiebigkeit  unserer  Arbeit  hinzuwirken, 
ein  Ziel,  das  aber  heute  ohne  stete  technische  Fortschritte,  ohne  perio- 
dische Neueinrichtungen  der  Betriebe,  d.  h.  ohne  stete  neue  Kapital- 
investierungen, unmöglich  ist.  Freilich  hängt  mit  dieser  zunehmenden 
Kapitalinvestierung  auch  das  wichtige  Kapitel  der  Kapitalverschwen- 
dung zusammen,  auf  das  neuerdings  L  i  e  f  m  a  n  n  ^  mit  besonderem 
Nachdruck  hingewiesen  hat.  So  schätzt  er  den  Betrag,  der  bei  uns 
bis  jetzt  unproduktiv  in  die  Kaliindustrie  hineingesteckt  worden  ist, 
der  sich  also  durchaus  als  Kapital  Verschwendung  charakterisiert, 
auf  imgefähr  eine  Milliarde  Mark.  Dabei  ist  diese  nicht  die  einzige 
Industrie,  bei  der  solche  Dinge  vorkommen  -.  Sehen  wir  aber  von 
diesen  volkswirtschaftlichen  Monstrositäten  ab,  so  wird  man  sagen 
müssen,  daß  wir  bei  unserer  derzeitigen  Entwicklung  (Bevölkerungs- 
zunahme, Verflechtung  in  den  Weltmarkt)  diesen  gewaltigen  Kapital- 
bedarf als  im  wesentlichen  gegeben  ansehen  müssen.  Eine  Einschrän- 
kung desselben  wäre  gleichbedeutend  einem  Rückgang  der  Bevölkerungs- 
kapazität unserer  Volkswirtschaft. 

Wenden  wir  uns  nun  der  Frage  von  Kapitalbildung  und 
Kapitalangebot  zu,  so  sehen  wir,  daß  diese  gewaltige  Nachfrage 
aus  verschiedenen  Quellen  gespeist  werden  kann.  Es  ist  dies  einmal 
möglich  aus  fremdem  in  Deutschland  arbeitenden  Kapital,  eine  Quelle 
jedoch,  die  für  uns  aus  politischen  Gründen  keinerlei  größere  Bedeutung 
bat;  wir  sind  vielmehr  auf  die  Kapitalien  angewiesen,  die  bei  uns 
jährlich  neu  zu  Anlagezwecken  verfügbar  werden.  Es  kann  sich  dabei 
um  bereits  vorhandene  Mittel  handeln,  die  erst  durch  unsere  Geld- 
institute,   Sparkassen,    Genossenschaften   und   Banken    dem   Verkehr 


^  Theorie  desSparens  und  der  Kapitalbildung.  Schmollers  Jahrb.  B  XXXVI-, 
ferner:  Die  deutsche  Kaliindustrie  und  die  Kalivorlage  von  1914  in  »Recht  und 
Wirtschafts  Mai  1914. 

-  Es  ist  hier  an  gewisse  Vorgänge  in  der  Zementindustrie  gedacht;  vgl. 
die  Notiz  »Produktions Verhütung«  in  der  Bank  1914,  S.  501. 
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zugeführt  und  als  „Arbeitskapital"  der  Volkswirtschaft  zur  Verfügung 
gestellt  werden  ^.  Es  ist  dies  eine  Entwicklung,  die  zum  Teil  in  der- 
jenigen der  fremden  Gelder  bei  den  Kreditbanken  zum  Ausdruck 
kommt.  Ihre  Höhe  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  nach  den  An- 
gaben   des   deutschen   Ökonomist: 

1889—95     1494  Mill.  Mk.       1906—10     7482  Mill.  Mk. 
1896—00     2483       „       „         1911— 12     9387 
1901—05     3952 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  diese  große  Zunahme 
zum  Teil  darauf  beruht,  und  ähnlich  wird  es  mit  den  vermehrten  Ein- 
lagen bei  Sparkassen  und  Genossenschaften  liegen,  daß  hierbei  brach- 
liegende Mittel  dem  Verkehr  zugeführt  worden  sind,  um  dann  durch 
die  Kreditgewährung  dieser  Institute  Kapitalfunktion  auszuüben,  eine 
Entwicklung,  die  sich  jedoch,  wie  leicht  einzusehen  ist,  in  steigendem 
Maße  einem  toten  Punkte  nähern  muß.  In  dem  Maße  wird  dies  der 
Fall  sein  müssen,  in  dem  der  Geld-  und  Bank  verkehr  so  sehr  alle 
Schichten  der  Bevölkerung  ergriffen  hat,  daß  die  Zunahme  des  fremden 
Geldes  usw.  in  immer  geringerem  Maße  auf  einem  Wachstum  bis  dahin 
brachliegender  Mittel  beruhen  wird. 

Die  wichtigste  Quelle  zur  Befriedigung  des  steigenden  Kapital- 
bedarfes ist  jedoch  die  jährliche  Neubildung  von  Kapital. 
Mit  wichtigen  Einschränkungen  kann  man  in  Ermangelung 
besserer  Maßstäbe  die  Entwicklung  des  Volksvermögens  als  Hilfsmittel 
benutzen,  um  daraus  die  Größe  des  Kapitalzuwachses  kennen  zu  lernen. 

Nach  den  Berechnungen  Helfferichs  betrug  die  Zunahme  des  Volks- 
vermögens - : 


I 


Im  Durchschnitt  der  Jahre: 


Nach  dem  Zuwachs  des  veran- 
lagten Vermögens: 

1896 — 99  4,8  Milliarden 

1899—02  3,6 

1902—05  5,0 

1905—08  6,9 

1908 — II  10,0 

Nach  dem  Zuwachs  des  gegen 
Feuer  versicherten  Vermögens: 

1896 — 02  5,8  Milliarden 

1902 — 05  7,8    „ 

1905 — 08  9,5 

1908 — II  10,0    „ 


Im  Durchschnitt  der  Jahre: 


'  Helfferich,  Bankiertao;.  a.  a.  O.  S.  73. 
-  a.  a.O.  S.  120/21. 
Brentano-Festschrift.  25 
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Reduziert  man  dieses  Wachstum  des  Volksvermögens  (auf  Grund 
des  veranlagten  Vermögens)  auf  die  durchschnittliche  Volkszahl  der 
Jahre  1896 — 1899,  um  damit  den  Einfluß  der  Volkszunahme  auszu- 
schalten, so  ergibt  sich  natürlich  eine  geringere  Steigerung,  wie  die 
folgende  Zahlenreihe  zeigt.    Es  betrug  das  Wachstum: 

Im  Durchschnitt  der  Jahre:  Im  Durchschnitt  der  Jahre: 

1896 — 99     4,8  Milliarden  1905 — 08     6,0  Milliarden 

1899 — 02     3,5         „  1908— II     8,4 

1902—05     4,6 

Freilich  beruht  diese  Steigerung  des  Volksvermögens  zum  Teil  auf 
Faktoren,  die  ihr  hinsichtlich  der  Brauchbarkeit  dieser  Zahlen  zur  Be- 
messung des  realen  Kapitalzuwachses  nur  einen  teilweise  illusorischen 
Wert  zukommen  lassen.  Es  handelt  sich  hier  in  erster  Linie  um  die 
in  dem  betrachteten  Zeitraum  stattgefundene  Steigerung  der  Preise. 
Allein  diejenige  des  Boden-  und  Hausbesitzes  in  Stadt  und  Land,  den 
sog.  ,, automatischen  Wertzuwachs",  schätzt  Helfferich  auf  jährlich 
I — 1^/2  Milliarden  Mark.  Ferner  darf  man  nicht,  worauf  Helfferich 
ebenfalls  zu  sprechen  kommt,  dem  er  aber  doch  nicht  den  genügenden 
Wert  beilegt,  außer  acht  lassen,  daß  ganz  abgesehen  von  dieser  Steige- 
rung des  Bodenwertes,  ganz  allgemein  die  Kaufkraft  des  Geldes  in  den 
letzten  Jahren  eine  erhebliche  Verminderung  erfahren  hat. 

Unter  folgendem  Gesichtspunkt  spielt  diese  Tatsache  eine  ganz 
wesentliche  Rolle.  Die  Hauptquelle  der  jährlichen  Neubildung  von 
Kapital  sind  die  Ersparnisse,  die  in  einem  Volke  aus  dessen  Einkommen 
gemacht  werden.  Dieser  jährliche  Kapitalzuwachs  bildet  die  Voraus- 
setzung der  Ausweitung  unserer  Volkswirtschaft  und  der  Beschaffung 
der  sonstigen  Anlagen  und  Einrichtungen,  die  aus  kulturellen  oder 
politischen  Gründen  erforderlich  erscheinen. 

Die  Voraussetzungen  der  Bildung  von  zusätzlichem  Produktivkapital 
liegen  nun  in  der  Bildung  neuen  Privaterwerbskapitals,  von  neuem 
Vermögen  der  Einzelwirtschaften.  ,,Man  spart  an  Genußmitteln, 
erspart  dadurch  Produktivkräfte  und  kann  dann  mit  diesen  endlich 
Kapitalgüter  produzieren^."  In  welchem  Maße  dieses  letztere  möglich 
ist,  hängt  aber  in  hohem  Maße  von  der  Kaufkraft  des  Geldes  ab.  Denn 
die  Ersparnisse,  die  ein  Volk  macht,  befruchten  zunächst  den  Geldmarkt, 
um  dann  von  da  aus  in  der  verschiedensten  Form  für  Anlagezwecke 
dienstbar  gemacht  und  damit  in  Produktionsmittel  umgewandelt  zu 
werden.  Wenn  die  für  den  Bau  neuer  Produktionsmittel  notwendigen 
Rohstoffe,  z.  B.  Eisen,  Kohle,  Holz  usf.,  im  Preise  steigen,  so  kann 
man  mit  den  gleichen  Ersparnissen  weniger  an  diesen  Produktions- 


'  Böhm-Bawerk,  Positive  Theorie  des  Kapitals.    III.  Aufl.    S.  185. 
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mittein  beschaffen.  In  dem  Maße,  in  dem  dieses  der  Fall  ist,  sind 
aliquot  steigende  Ersparnisse  notwendig,  um  die  gleichen  technischen 
Zwecke  zu  erreichen.  Die  Bedeutung  zunehmender  Vermögensbildung 
für  den  Kapitalmarkt  variiert  also  z.  B.  mit  der  Preisbewegung  der 
Rohstoffe.  Nur  nach  einer  Richtung  kann  ein  Ausgleich  geschaffen 
werden.  Soweit  nämlich  diese  Preissteigerung  zu  erhöhten  Realein- 
kommen anderer  Bevölkerungsschichten  der  gleichen  Volkswirtschaft 
und  zu  größeren  Ersparnissen  derselben  führt,  kann  sie  mehr  oder 
weniger  durch  eine  entsprechende  Neubildung  von  Kapital  ausge- 
glichen werden.  Das  wird  aber  nur  zum  geringsten  Teile  der  Fall  sein, 
wird  überall  dort  fehlen,  wo  die  Steigerung  der  Preise  ihre  Ursache 
in  einer  relativen  Steigerung  der  Kosten  der  Gütererzeugung  hat,  und 
vor  allem  dort,  wo  sie  in  hohem  Maße  auf  einer  Preissteigerung  von 
Rohstoffen  beruht,  die,  wie  es  bei  uns  der  Fall  ist,  vom  Ausland  be- 
zogen werden  müssen.  Es  kann  meines  Erachtens  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  in  den  letzten  Jahren,  besonders  auch  in  Deutschland, 
aus  diesem  Grunde  die  Steigerung  der  Preise  die  Bedeutung  der  Ver- 
mögensbildung für  den  Kapitalmarkt  wesentlich  herabgemindert  hat 
und  daß  deshalb  an  den  oben  gegebenen  Daten  Helfferichs  ganz  er- 
hebliche Abstriche,  deren  Höhe  natürlich  nicht  annähernd 
geschätzt  werden  kann,  gemacht  werden  müssen,  wenn  man  den  realen 
Kapitalzuwachs  im  technischen  Sinne,  im  Hinblick  auf  die  dadurch 
ermöglichte  extensive  und  intensive  Ausweitung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft kennen  lernen  will.  Unter  allen  Umständen  war  dessen 
Zunahme  eine  wesentlich  geringere  und  vor  allem  in  allerletzten  Jahren, 
als  diejenige  des  privaten  Vermögensbesitzes;  denn  in  dem  oben  dar- 
gelegten Sinne  wirkt  die  Steigerung  der  Preise  erhöhend  auf  den  Kapital- 
bedarf der  Volkswirtschaft,  so  daß  gleiche  Ersparnisse  nur  eine  ver- 
minderte Bedeutung  für  die  Befriedigung  jenes  haben  werden. 

Wenn  man  bedenkt,  daß  nach  den  Angaben  Eulenburgs^  das  Waren- 
preisniveau der  Jahre  1889 — 98  =  100  gesetzt,  die  Totalindexziffer 
bis  zum  Jahre  1911  auf  128  im  Deutschen  Reiche  gestiegen  ist,  so 
wird  man  zugeben  müssen,  daß  man  von  dem  auf  Geld  zurückgeführten 
Vermögenszuwachs  einen  sicher  großen  Prozentsatz  abziehen  muß, 
um  ein  Bild  von  dem  realen  Kapitalzuwachs  zu  erhalten.  Ich  glaube, 
daß  Helfferich  irrt,  wenn  er  meint,  daß  diese  Berichtigung  jedenfalls 
nur  „bescheidener  Natur"  sein  könnte.  Zeigen  doch  auch  die  oben 
für  den  Vermögenszuwachs  gegebenen  Zahlen,  daß  derselbe  in  den 
letzten  Jahren,  also  in  der  Zeit,  in  welcher  die  Kaufkraft  des  Geldes 
ganz  besonders  stark  gesunken  ist,  seine  größte  Steigerung  erfahren 

'  Eulen  bürg,  Die  Preissteigerung  des  letzten  Jahrzehnts.    Leipzig  1912. 
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hat.  Zieht  man  all  dieses  in  Rücksicht,  so  dürfte  von  der  so  starken 
Progression  bei  der  Bildung  neuen  Privatvermögens,  wie  sie  sich  aus 
obigen  Zahlen  ergab,  nicht  allzu  viel  übrig  bleiben,  wenn  man  diese 
Daten  benutzen  will,  um  ein  Bild  von  der  Steigerung  der  realen  Kapital- 
kraft zu  erhalten. 

Die  wichtigste  Quelle  der  Kapitalbildung  ist  nun  das  Sparen,  das 
dann  vorliegt,  wenn  man  Einkommen,  d.  h.  den  Reinertrag  wirtschaft- 
licher Tätigkeit,  statt  zum  Konsum  zur  Kapitalbildung  verwendet, 
d.  h.  es  Produktions-  oder  Erwerbsmittel  werden  läßt  ^.  Auf  diesem 
Wege  ist  bei  uns  die  Bildung  neuen  Kapitals  vor  sich  gegangen  und  geht 
noch  weiter  vor  sich.  Es  erhebt  sich  nun  die  Frage,  ob  sich  Anhalts- 
punkte dafür  finden  lassen,  daß  in  den  letzten  Jahren  diese  Kapital- 
bildung sich  relativ  verlangsamt  hat,  relativ  gemessen  an  der  Zunahme 
in  früherer  Zeit  und  gemessen  ferner  am  Kapitalbedarf,  oder  ob  sich 
Tendenzen  zeigen,  daß  in  Zukunft  mit  einer  solchen  Möglichkeit  ge- 
rechnet werden  muß. 

Das  deutsche  Nationaleinkommen,  die  Quelle  des  Sparens  und 
damit  der  Kapitalbildung,  ist  jedenfalls  in  seinem  Nominalbetrag  stark 
gewachsen.  Helfferich  schätzt  es  für  das  Jahr  1896  auf  21,5  Milliarden, 
d.  h.  auf  410  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  für  das  Jahr  1912  auf 
40  Milliarden.  Es  bedeutet  dies  eine  Steigerung  um  80  %  oder  von 
45  %  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet.  Es  handelt  sich  hierbei 
natürlich  um  die  Zunahme  des  Nominaleinkommens,  während  das 
Realeinkommen  infolge  der  Veränderung  der  Kaufkraft  des  Geldes 
jedenfalls  in  erheblich  geringerem  Maße  gestiegen  ist.  Nach  dem 
Jahresbericht  der  Handelskammer  in  Essen  sind  bei  der  Kruppschen 
Konsumanstalt  die  Kosten  für  den  Nahrungsmittelaufwand  von  den 
Jahren  1899 — 1913  um  29,80  %  gestiegen.  Man  wird  also  nicht  viel 
daneben  greifen,  wenn  man  annimmt,  daß  in  dem  für  die  Einkommens- 
entwicklung betrachteten  Zeitraum  von  1896 — 1912  mindestens  ein 
Drittel  der  Einkommenssteigerung,  wahrscheinlich  aber  noch  mehr 
durch  die  Steigerung  der  Preise  kompensiert  worden  ist,  daß  wir  also 
mit  einer  Zunahme  des  durchschnittlichen  Realeinkommens  von 
höchstens  ein  Viertel  bis  ein  Drittel  zu  rechnen  haben  -. 

In  diesem  Zeitraum  sind  nun  zweifellos  noch  größere  Teile  des  National- 
einkommens als  früher  für  den  Konsum  von  Genußgütern  verwandt 
worden.    Das  Maß,  in  dem  dies  der  Fall  war,  ist  natürlich  bei  dem 


^  Lief  mann,  Theorie  des  Sparens.    S.  15. 

^  Friedmann  schätzt  neuerdings  die  Zunahme  des  Durchschnittsein- 
kommens dem  Realwerte  nach  in  Preußen  für  den  Zeitraum  von  1891 — 1911 
sogar  auf  nur  zirka  22  "'0.  (Die  Wohlstandsentwicklung  in  Preußen  von  1891 
bis  1911.    Jahrbücher  für  Nationalökonomie.    III.  F.  B.  XL VIII,  1914.) 
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heutigen  Niveau  der  Konsumtionsstatistik  auch  nicht  annähernd 
festzustellen.  Nur  aus  dem,  was  wir  allgemein  beobachten  können, 
vor  allem  auch  aus  dem  in  allen  Schichten  der  Bevölkerung  zunehmen- 
den Luxus,  wird  man  einen  solchen  Schluß  unbedenklich  ziehen 
dürfen. 

Steigende  Beträge  des  Nationaleinkommens  sind  in  Form  von 
Steuern  und  anderen  Abgaben  für  öffentliche  Zwecke  ver^vandt  worden. 
Es  betrugen  die  Gesamteinnahmen  in  Mill.  Mk. :       in  den  Jahren: 

1895/96      1911/12 

.  .       jZölle 464  699 

im  Reich:  <  ^^^  o 

ISteuern 393  873 


Zusammen  ....     857  1572 

in  den  Jahren:  1895/96  1911/12 

In  den  Bundesstaaten  (nur  Steuern) 511  866 

In  den  Städten   mit   über   10  000  Einwohnern 

(nur  Steuern) 427  ^  799 


Gesamtsumme    .    .    .    1795  3237 

Berücksichtigt  man  noch,  daß  hierzu  außerdem  die  steuerlichen 
Abgaben  in  den  Orten  mit  unter  10  000  Einwohnern,  dann  diejenigen 
der  höheren  Kommunal  verbände  und  Kultusgemeinden  kommen 
—  allein  diejenigen  der  beiden  letzteren  werden  in  der  Finanzdenk- 
schrift für  das  Jahr  1907  auf  463  Mill.  Mk.  geschätzt  — ,  so  wird  man 
wohl  fast  von  einer  Verdoppelung  in  dem  betrachteten  Zeitraum 
sprechen  dürfen. 

Man  verzichtet  natürlich  am  besten  darauf,  auch  nur  Anhaltspunkte 
für  die  Zunahme  des  Verbrauchs  an  Genußgütern  und  die  Zunahme 
des  Luxus  in  dem  betrachteten  Zeitraum  finden  zu  wollen,  wenngleich 
die  Daten  der  Konsumtionsstatistik  dafür  doch  mancherlei  Anhalts- 
punkte bieten  würden.  Ich  kann  mich  aber  dem  Eindruck  nicht  ver- 
schließen, daß  der  Verbrauch  stärker  als  das  Nationaleinkommen 
gestiegen  ist  und  daß  demgemäß  wahrscheinlich  wohl  absolut  ein 
größerer,  aber  relativ  doch  ein  geringerer  Teil  desselben  zur  Kapital- 
bildung übrig  bleibt.  Zwar  gehen  die  in  diesem  Sinne  mehr  veraus- 
gabten Einkommensteile  ebenfalls  in  die  Zirkulation  ein,  soweit  es 
sich  um  im  Inland  hergestellte  Güter  handelt,  und  durch  die  so  ent- 
stehende Nachfrage  tritt  eine  Belebung  der  Produktion  ein,  aber,  da 
es  sich  dabei  nicht  um  reproduktiven  Konsum  handelt,  so  geht  dieses 


^  Diese  Zahl   ist   durch  Schätzung:   auf  Grund   der  Steuereinnahmen  der 
preußischen  Städte  der  gleichen  Größenklasse  gewonnen. 
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SO  verwandte  Einkommen  der  Kapitalbildung  verloren.  Das  gleiche 
gilt  auch  in  hohem  Maße  von  den  von  den  öffentlichen  Körperschaften 
aus  Steuermitteln  getätigten  Ausgaben;  denn  soweit  diese  zu  Anlage- 
zwecken Verwendung  finden,  d.  h.  der  ferneren  Produktion  dienen, 
werden  sie  in  der  überwiegenden  Regel  aus  Anleihemitteln  bestritten. 
Die  von  manchen  Seiten  so  sehr  gepriesene  sog.  Stärkung  des  inneren 
Marktes  kann  unter  diesem  Gesichtspunkte  der  Kapitalbildung,  soweit 
es  sich  nicht  gerade  um  reproduktiven  Konsum  handelt,  auch  ihre 
nicht  unbedenklichen  Seiten  haben.  Die  bisherigen  Ausführungen 
haben  sich  lediglich  auf  den  Güterverkehr  im  Inland  be- 
zogen und  sollten  zeigen,  wie  hier  ohne  Zweifel  der  Kapitalbedarf 
ganz  gewaltig  gestiegen  ist,  während  auf  der  anderen  Seite  die  Wahr- 
scheinlichkeit dafür  spricht,  daß  die  Bildung  neuen  Kapitals  nicht 
in  demselben  Maße  vor  sich  gegangen  ist. 

Aber  auch  der  VerkehrmitdemAuslandistfürdie  Höhe 
der  Kapitalbildung  von  Bedeutung,  und  auch  hier  lassen  sich  Anhalts- 
punkte dafür  gewinnen,  daß  diese  hierdurch  in  den  letzten  Jahren 
imgünstig  beeinflußt  worden  ist. 

Die  alte  Anschauung  des  Merkantilismus,  daß  eine  passive 
Handelsbilanz  etwas  für  ein  Land  unter  allen  Umständen 
Nachteüiges  sei,  ist  zwar  heute  endgültig  abgetan.  Wissen  wir  doch, 
daß  es  vor  allem  die  reichen  Länder  sind,  die  ein  solches  Passivsaldo 
aufweisen.  Es  sind  die  Gläubigerstaaten,  die  eine  passive,  und  die 
Schuldnerstaaten,  die  eine  aktive  Handelsbilanz  haben.  In  den  zwei 
Jahrzehnten  von  1890 — 1910  hat  der  Überschuß  der  Einfuhr  über  die 
Ausfuhr  in  Großbritannien  rund  62,  in  Deutschland  fast  30  Milliarden 
betragen. 

So  sehr  diese  heute  landläufigen  Gedankengänge  in  ihrer  Allgemein- 
heit zutreffen,  so  dürfen  sie  doch  nicht  dazu  verleiten,  die  Handels- 
bilanz in  ihrer  Bedeutung  ganz  zu  vernachlässigen  und  in  der  Steige- 
rung ihrer  Passivität  lediglich  ein  erfreuliches  Zeichen  unseres  steigen- 
den Wohlstandes  zu  erblicken.  Ihre  Zunahme  kann  auch  ganz  andere 
Ursachen  haben  und  damit  auch  ganz  andere  Wirkungen,  vor  allem 
für  die  vms  hier  interessierende  Frage  der  Kapitalbildung  hervorrufen. 
Wir  woUen  zunächst  einmal  die  Tatsachen  betrachten.  Es  betrug  in 
Deutschland  im  Spezialhandel  (ohne  Edelmetalle)  der  Überschuß  der 
Einfuhr  über  die  Ausfuhr  in  Millionen  Mark  im  Durchschnitt  der 
Jahre: 

1891 — 95     1017  1911     1600 

1896 — 00     1204  1912     1735 

1901—05     1249  1913      674 

1906 — 10     1643. 
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In  Großbritannien  betrug  das  Passivsaldo  in  den  gleichen  Jahren 
ohne  das  Jahr  1913  2662,  3279,  3561,  2907,  2515  und  2971  Mill.  Mk. 
Im  Vergleich  dazu  war  bei  uns  die  Zunahme  ganz  besonders  stark. 
Der  Rückgang  im  Jahre  1913  hat  durchaus  vorübergehende  Ursachen 
und  steht  mit  der  allgemeinen  Tendenz  einer  Steigerung  der  Passivität 
unserer  Handelsbilanz  nicht  im  Widerspruch  ^.  Diese  Entwicklung 
hängt  einmal  zusammen  mit  der  starken  Zunahme  der  Bevölkerung 
in  dem  betrachteten  Zeiträume ;  sie  mußte  einen  stets  steigenden  Bedarf 
an  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  im  Gefolge  haben. 

Es  betrug  im  Spezialhandel  (ohne  Edelmetalle)  die  Ein-  und  Aus- 
fuhr absolut  und  im  Verhältnis  zum  Gesamtwert: 

Siehe  Tabelle  S.  392. 

Soweit  die  starke  Zunahme  der  Einfuhrwerte  an  Rohstoffen,  Halb- 
fabrikaten und  Nahrungsmitteln  darauf  beruht,  daß  wir  steigende 
Mengen  davon  einführen,  wird  man  diese  Entwicklung  nicht  ohne 
weiteres  als  ungünstig  betrachten  dürfen.  Denn  es  handelt  sich 
hierbei  um  Gegenstände  des  reproduktiven  Konsums,  wodurch  bei 
uns  die  Voraussetzungen  größerer  Produktionsleistungen  geschaffen 
werden. 

Ganz  anders  ist  diese  Entwicklung  jedoch  zu  beurteilen,  wo  die  Zu- 
nahme des  Passivsaldos  nicht  in  Mengen-,  sondern  in  Wertver- 
schiebungen des  Außenhandels  beruht,  darin,  daß  z.  B.  die  Ein- 
fuhr bei  gleichen  Mengen  im  Werte  gestiegen  und  die  Ausfuhr  umgekehrt 
im  Werte  gesunken  ist.  Daß  vor  allem  das  erstere  der  Fall  ist,  ist  schon 
öfters  hervorgehoben  worden.  Unsere  Einfuhr  besteht  in  der  Haupt- 
sache aus  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln,  d.  h.  Gegenständen,  deren 
Gewinnung  dem  Gesetz  vom  sinkenden  Ertrag  unterliegt  und  die  als 
nicht  beliebig  vermehrbar,  leicht  monopolistisch  ausgenutzt  werden 
können.    Die  Ergebnisse  der  Handelsstatistik  zeigen  diese  Tatsachen 


1  In  diesem  Jahre  stieg  die  Einfuhr  nur  von  10  692  auf  10  770  Mill.  Mk. 
dem  Werte  nach,  während  der  Wert  der  Ausfuhr  von  8957  auf  10  097  Mill.  Mk. 
zunahm.  Es  handelt  sich  hierbei  um  ganz  exzeptionelle  \^erhältnisse ,  welche 
durch  die  schlechte  Konjunktur  herbeigeführt  worden  sind,  um  eine  Entwicklung, 
die  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  der  reinen  Zahlungsbilanz  als  günstig 
bezeichnet  werden  kann.  Die  geringe  Zunahme  der  Einfuhr  beruht  auf  dem 
infolge  des  Rückganges  der  Konjunktur  geringeren  Bedarf  an  Rohstoffen,  die 
Steigerung  der  Ausfuhr  hängt  ebenfalls  damit  zusammen  und  ist  von  Lansburgh 
mit  Recht  als  Liquidationsausverkauf  der  deutschen  \'olkswirtschaft  bezeichnet 
worden  (Bank.  1913,  S.  1048). 

Die  Bemerkung  in  dem  Geschäftsbericht  der  Deutschen  Bank,  daß  diese 
Ausfuhrsteigerung  den  Beweis  liefere,  »daß  die  deutsche  Industrie  auf  dem  Welt- 
markt auch  in  weniger  günstigen  Zeiten  zu  konkurrieren  vermochte«,  übersieht- 
zu  welchen  Preisen  dies  wohl  geschehen  sein  mag. 
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steigender  Einfuhrwerte  auf  das  deutlichste.  Wenn  auch  diese  Angaben 
nur  einen  sehr  approximativen  Charakter  tragen  und  mit  großer  Vor- 
sicht zu  benutzen  sind,  so  sind  sie  doch  dazu  brauchbar,  den  Gang 
der  Entwicklung  in  ihren  allgemeinsten  Zügen  abzulesen.  In  der 
unten  folgenden  Tabelle  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  für  einige 
der  wichtigsten  Rohstoffe  den  Einfluß  der  Preisänderungen  auf  die 
Entwicklung  der  Einfuhrwerte  zu  prüfen.  Es  sind  die  Preise  der 
Jahre  1899/1900  und  1912,  beide  Male  Perioden  einer  Hochkonjunktur, 
miteinander  verglichen.  Es  ergibt  sich,  daß  bei  den  hier  betrach- 
teten Gegenständen  die  Preise  so  sehr  gestiegen  sind,  daß  wir  auf 
Grund  der  Preise  des  Jahres  1912  für  die  Einfuhr  dieses  Jahres  an 
den  unten  betrachteten  Waren  nahezu  500  Mill.  Mk.  mehr  zu  zahlen 
hatten,  als  wenn  noch  die  Preise  der  Jahre  1899/1900  Geltung  gehabt 
hätten. 

Wert  der  M  e  h  r  e  i  n  f  u  h  r  im  Jahre  1912: 

Nach  den  Werten        Nach  den  Werten 
der  Jahre  1899—1900       der  Jahre  1912 
.in  1000  Mk.  in  1000  Mk. 

Merinowolle  i.  Schweiß    .    .    .    .    .f  o  z:/r 

„     •    o  ,       -r^  i  320  400  328664 

Kreuzzucht  wolle  1.  Schweiß   •    •    -^ 

Rohkupfer 290  480  302  074 

Kaffee  roh      152  605  252  401 

Kautschuk  roh 96  674  125  932 

Baumwolle  roh 389  115  526  952 

Schweineschmalz 66  921  iii  097 

Kalbfelle,  gekalkt,  trocken.    .    .    .     16397  25542 

Rindshäute,  grün  gesalzen      ...     58  275  8y  428 

Rindshäute,  gekalkt  trocken  ...     60  872  92  540 

Felle  zu  Pelzwerk 36  986  74  467 

Flachs      21  119  48258 

Leinsaat  . 75  785  103  102 

Zusammen:  1585  719  2078457 

Andere  Artikel,  die  ebenfalls  in  dem  betrachteten  Zeitraum  ganz 
erheblich  im  Preise  gestiegen  sind,  wie  z.  B.  Getreide  oder  Hölzer, 
sind  in  dieser  Zusammenstellung  gar  nicht  berücksichtigt  worden. 
Wenn  auch  manche  andere  Einfuhrgegenstände  im  Preise  gefallen  sein 
mögen,  so  kann  dieses  an  dem  Endergebnis  nichts  Wesentliches  ändern, 
daß  wir  infolge  der  Steigerung  der  Preise  für  die  gleichen  Einfuhrmengen 
viele  Hunderte  von  Millionen  mehr  an  das  Ausland  zu  zahlen  haben. 

Wenn  wir  nun  demgegenüber  unsere  Ausfuhr  betrachten,  so  läßt 
sich  natürlich  hierbei  nicht  in  der  gleichen  Weise  feststellen,  wie  sich 
hier  die  Werte  verändert  haben ;  denn  wir  haben  es  bei  dieser  vorwiegend 
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mit  Fabrikaten  zu  tun,  die  im  Laufe  der  Zeit  weit  größeren  Oualitäts- 
änderungen  unterliegen  als  die  Masse  der  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
mittel. Aber  trotzdem  ist  es  möglich,  auch  für  die  Ausfuhr  und  ihre 
Wertentwicklung  mancherlei  Anhaltspunkte  zu  gewinnen.  Bei  unserer 
Ausfuhr  handelt  es  sich  nicht  wie  bei  der  Einfuhr  um  Waren,  die  nach 
dem  Gesetz  vom  sinkenden  Ertrag  hergestellt  werden  und  die,  als  nur 
in  beschränktem  Maße  vorhanden,  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  mehr 
oder  weniger  monopolistisch  ausgenutzt  zu  werden.  Jene  unterliegt 
vielmehr  auf  dem  Weltmarkt  der  stärksten  Konkurrenz,  und  es  ist 
keineswegs  gesagt,  daß  es  unserer  Industrie  immer  gelingt,  bei  der  Aus- 
fuhr die  kostenverteuemden  Wirkungen  der  gestiegenen  Rohstoff-  und 
Nahrungsmittelpreise  in  Form  höherer  Preise  für  die  Ausfuhrprodukte, 
auf  das  Ausland  wieder  abzuwälzen.  Soweit  diese  Rohstoffe  und  Nah- 
rungsmittel zur  Herstellung  von  Produkten  dienen  —  und  das  ist  in  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Fall  — ,  die  nicht  ausgeführt,  sondern  im 
Inland  verbraucht  werden,  erhalten  wir  keinen  unmittelbaren  Ersatz 
für  die  gestiegenen  Kosten  ihrer  Herstellung.  Die  letzteren  gehen 
vielmehr  zu  Lasten  unseres  Nationaleinkommens  und  müssen  aus  dem 
Ertrag  unserer  nationalen  Arbeit  bezahlt  werden.  Es  ist  dies  eine 
Entwicklung,  die,  gleiche  Lebenshaltung  vorausgesetzt,  geringere 
Teile  des  Nationaleinkommens  zur  Kapitalbildung  übrig  läßt. 

Aber  es  sind  auch  noch  weitere  Veränderungen  unserer  Ausfuhr 
zu  beobachten,  die  mit  der  hier  behandelten  Frage  der  Kapitalbildung 
im  Zusammenhange  stehen.  Der  Anteü  der  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
und Genußmittel  ist  bei  der  Ausfuhr  in  der  Zunahme  begriffen.  Infolge 
der  eingetretenen  Änderungen  in  der  Handelsstatistik  ist  ein  brauch- 
barer Vergleich  nur  für  die  Jahre  seit  1906  möglich.  In  diesem  Zeit- 
raum betrug  der  Anteil  der 


Durchschnitt 

J                TL 

Fabrikate 

Rohstoffe  für  Industrie- 
zwecke 

Nahrungs-  und 
Genußmittel 

der  Jahre 

einschl 

Halbfabrikate 

einschl.  Vieh 

1906/1907 

67,6 

23,9 

8,6 

1908/1909 

64.7 

25,2 

10,1 

1910/1911 

64,2 

25>3 

10,0 

1912 

64,6 

26,5 

8.9 

1913 

— 

— 

10,4 

Unter  den  Nahrungs-  und  Genußmitteln  sind  es  nun  in  erster  Linie 
die  Rohstoffe  und  Halbfabrikate,  die  bei  der  Ausfuhr  ganz  besonders 
stark  zugenommen  haben,  und  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  auch 
bei  den  Industrierohstoffen  und  den  dazu  gehörigen  Halbfabrikaten, 
wie  es  folgende  kleine  Aufstellung  zeigt. 
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Es  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre: 

1901 '05  1906/10  1911'1B 

1.  Die  Gesamtausfuhr  an  Nahrungs-  und   Mill.  Mk.  MiU.  Mlv.  Mill.  Mk. 
Genußmitteln 484             640  880 

Darunter  Roggen,  Roggen-  f    ,      1   .  o  ^q 

und  Weizenmehl  .    .    .     j      /"       •      '^'^  ^'''       ^^'^ 

2.  Die    Gesamtausfuhr   an   Industrieroh- 
stoffen und  Halbfabrikaten 1226  1669       2200  ^ 

Darunter  Steinkohlen,    |  absolut  289  400         583  ^ 

Koks,  und  Roheisen  \      %  23,6  24,0       26,4  ^ 

Es  ist  also  nicht  nur  der  Anteil  der  Industrierohstoffe,  Halbfabrikate, 
Nahrungs-  und  Genußmittel  an  der  Gesamtausfuhr  gestiegen  -,  unter 
ihnen  hat  auch  derjenige  Teil  eine  besonders  starke  Zunahme  erfahren, 
der  nur  eine  relativ  geringe  Veredelung  im  Produktionsprozeß  durch- 
gemacht hat. 

Wir  dürfen  nun  die  Ausfuhr  nicht  lediglich  im  Hinblick  auf  die 
Zahlungsbilanz  werten.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  spielt  es  z  u  - 
nächst  wenigstens  keine  Rolle,  was  wir  und  unter  welchen  Bedin- 
gungen wir  exportieren.  Daß  in  dieser  Hinsicht  die  Entwicklung  eine 
günstige  gewesen  ist,  ist  bekannt.  Von  den  Jahren  191 1  auf  1912 
und  1913  stieg  der  Überschuß  der  deutschen  Goldeinfuhr  über  die 
Ausfuhr  von  124  auf  167  und  auf  310  Mill.  Mk.,  und  hierdurch  haben 
die  bekannten  Bestrebungen  der  Reichsbank,  deren  Goldbestand  im 
Jahre  1913  um  fast  400  Mill.  Mk.  gestiegen  ist,  eine  erhebliche  Unter- 
stützung erfahren. 

Die  Bedeutung  der  Warenausfuhr  liegt  aber  noch  nach  einer  ganz 
anderen  Seite  hin,  als  lediglich  derjenigen  der  Zahlungsbilanz,  nach 
einer  Seite  hin,  der  lange  nicht  genügend  Beachtung  geschenkt  wird. 
Insoweit  nämlich  die  Preise,  welche  für  die  ausgeführten  Waren  erzielt 
werden,  deren  Gestehungskosten  übersteigen,  trägt  die  Ausfuhr  zur 
Bildung  von  Volkseinkommen  bei,  und  in  dem  Maße,  in  dem  dies 
der  Fall  ist,  ist  sie  an  der  Bildung  neuen  Kapitals  mitbeteiligt.  Wir 
haben  nun  gesehen,  daß  ein  nicht  unerheblicher  Teil  der  Zunahme 
unserer  Warenausfuhr  auf  einer  Zunahme  des  Exports  von  Rohstoffen 
u.  dgl.  beruht.  Es  handelt  sich  dabei  um  Gegenstände,  die  unter  diesem 
Gesichtspunkt  relativ  wenig  gewinnbringend  für  die  gesamte  Volks- 


'  Diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  Jahre  1911/12;  vgl.  dazu  die  An- 
merkung auf  Seite  392. 

-  V^gl.  auch  dazu  Dietrich.  Deutschlands  zukünftige  Zoll-  und  Handels- 
politik 1914. 


30 


P.  Mombert. 


I 


Wirtschaft  sind.  Zum  Teil  sind  es  Produkte,  die  —  in  welchem  Umfange 
dies  der  Fall  ist,  soll  hier  nicht  erörtert  werden  —  zu  der  bekannten 
Kartellausfuhr  gehören,  die  im  Ausland  zu  geringeren  Preisen  als  im 
Inland,  mitunter  vielleicht  zu  oder  unter  den  Selbstkosten  abgegeben 
werden.  Rein  privatwirtschaftlich  mag  ein  solches  Verfahren  gewinn- 
bringend sein,  als  dadurch  entsprechend  höhere  Inlandpreise  möglich 
werden,  eine  unmittelbare  Bereicherung  der  Volkswirtschaft  als  solcher 
wird  jedoch  hierdurch  nicht  oder  kaum  entstehen  können.  Auch  dort, 
wo  die  Ausfuhr  der  Fertigfabrikate  durch  die  bekannten  Ausfuhr-  ^ 
Vergütungen  ermöglicht  oder  erleichtert  wird,  können  die  Zusammen- 
hänge ähnliche  sein,  indem  auch  hier  gewisse  Teile  des  erzielten  Ge- 
winnes von  den  inländischen  Konsumenten  aufgebracht  werden  müssen. 

Nicht  viel  anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  einem  Teil  der  ausge- 
führten Nahrungsmittel.  Ihre  Ausfuhr  ist  zum  Teil  nur  durch  das  bekannte 
System  der  Einfuhrscheine  möglich,  und  der  Gewinn  des  exportieren- 
den Landwirtes  bzw.  Händlers  liegt  zum  Teil  in  der  Exportprämie, 
welche  durch  das  Einfuhrscheinsystem  ermöglicht  wird.  Die  Gewinn- 
quelle des  Exporteurs  liegt  in  der  Mehrbelastung,  welche  der  inländische 
Konsument  durch  den  Getreidezoll  und  das  Einfuhrscheinsystem 
erfährt.  Auch  hier  ist  also  deutlich,  daß  dieser  Teil  unserer  Ausfuhr 
hinsichtlich  der  Bildung  von  Volkseinkommen  nur  eine  sehr  unter- 
geordnete Rolle  spielt.  Es  sei  dabei  ganz  dahingestellt,  ob  und  wodurch 
sich  diese  Kartellausfuhr  und  dieses  Einfuhrscheinsystem  sonst  sozial 
oder  wirtschaftlich  rechtfertigen  lassen.  Ihre  Wirkung  nach  der  genann- 
ten Seite  hin  wird  hierdurch  nicht  berührt. 

Es  ergibt  sich  also,  daß  die  Entwicklung  unserer  Ausfuhr  zum  Teil 
nach  einer  Richtung  gegangen  ist,  die  sie  als  relativ  weniger  gewinn- 
bringend als  bisher  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  erscheinen  läßt. 
Die  Ausfuhr  ist  auch  für  die  Gesamtheit  um  so  vorteilhafter,  je  mehr 
sie  aus  Fabrikaten  besteht,  je  mehr  Produktionsstadien  und  Hände 
die  ausgeführten  Waren  bis  zu  ihrem  Verkauf  an  das  Ausland  durch- 
laufen haben.  Denn  in  je  höherem  Maße  dies  der  Fall  ist,  um  so  mehr 
Arbeitsgelegenheit  wird  durch  die  Ausfuhr  geschaffen,  um  so  größer 
ist  die  Steigerung,  welche  hierdurch  die  Bevölkerungskapazität  des 
betreffenden  Landes  erfährt.  Nach  beiden  Richtungen  hin,  im  Hin- 
blick auf  die  Kapitalbildung  als  auch  die  Bevölkerungskapazität,  ist 
die  neueste  Entwicklung  der  deutschen  Ausfuhr  keine  günstige 
gewesen. 

Es  gilt  dies  jedoch  nicht  nur  unter  dem  bis  jetzt  betrachteten  Ge- 
sichtspunkt, daß  wir  in  zunehmendem  Maße  Rohstoffe  u.  dgl.  aus- 
führen. Es  gibt  mancherlei  Anhaltspunkte  dafür,  vor  allem  auch 
zahlreiche  Klagen  von  selten  der  Industrie,  daß  tatsächlich  eingetreten 
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ist,  was  oben  schon  berührt  wurde,  daß  die  Ausfuhr  ganz  allgemein 
weniger  gewinnbringend  geworden  ist,  d.  h.  daß  ihre  Zunahme  zum  Teil 
nur  durch  große  Preiskonzessionen  möglich  gewesen  ist.  Wir  hören 
vor  allem  diesbezügliche  Klagen  aus  der  verarbeitenden  Industrie  ^. 
Soweit  dieses  der  Fall  ist,  wird  eine  unter  solchen  Bedingungen  erfol- 
gende Ausfuhr  weniger  als  sonst  zur  Bildung  neuen  Einkommens, 
in  diesem  Falle  auch  Volkseinkommens  und  damit  in  geringerem  Maße 
zur  Kapitalbildung  beitragen.  Neben  ihrer  Bedeutung  für  die  Zahlungs- 
bilanz eines  Landes,  liegt  darin  die  andere  große  Rolle,  welche  die 
Ausfuhr  in  dem  wirtschaftlichen  Leben  eines  Volkes  spielt.  Eine  Aus- 
fuhrsteigerung, die  auf  solche  Weise  zustande  kommt,  hat  also  ihre 
höchst  bedenklichen  Seiten. 

Um  nun  zusammenzufassen,  so  haben  wir  gesehen,  daß,  dem  gewaltig 
gestiegenen  Kapitalbedarf  gegenüber,  das  Angebot  nicht  gleichen 
Schritt  gehalten  hat  und  daß  sich  deutUche  Tendenzen,  wenn  auch 
zum  Teil  erst  in  den  Anfängen  bemerkbar,  zeigen,  daß  die  neuere  Ent- 
wicklung der  Kapitalbildung  in  Deutschland  nicht  günstig  ist.  Es 
handelt  sich  dabei  nicht  darum,  unter  sozialen  Gesichtspunkten 
Kapitalbildung  und  Kapitalakkumulation  zu  betrachten,  sondern 
lediglich  unter  rein  wirtschaftlichen.  Beides  läßt  sich  jedoch  nicht 
voneinander  trennen,  da  von  dem  Maß  der  Kapitalbildung,  d.  h.  von 
dem  Maße  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  eines  Landes  auch 
die  Möglichkeit  zu  kulturellen  und  sozialpolitischen  Aufgaben  unmittel- 
bar abhängt. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  eingehend  zu  untersuchen,  welche  Ur- 
sachen diese  Entwicklung  im  einzelnen  herbeigeführt  haben.  Sie  sind 
ungemein  mannigfaltiger  Natur.  Nur  folgendes  soll  darüber  gesagt 
werden.  Was  die  Steigerung  der  Rohstoff  preise  anlangt,  so  bewirkt 
gerade  die  bei  uns  herrschende  Diskrepanz  von  Kapitalangebot  und 
Kapitalnachfrage,  daß  wir  jener  gegenüber  nicht  über  die  genügenden 
Kompensationsmöglichkeiten  verfügen,  weil,  wie  oben  dargelegt,  soweit 
wir  es  wenigstens  statistisch  verfolgen  können,  unsere  Kapitalanlage 
im  Ausland  nur  relativ  unbedeutend  gewachsen  ist.  Ein  Land,  das 
in  der  Lage  ist,  seinen  Rohstofflieferanten  steigende  Zinsverpflichtungen 


^  So  heißt  es  zum  Beispiel  aus  den  Kreisen  der  Süddeutschen  Metall- 
industrie in  einer  Zuschrift  an  die  »Frankfurter  Zeitung"  (21.  März  1914): 
1»So  stelle  ich  fest,  daß  wir  in  den  letzten  sechs  bis  acht  Jahren  eine  große 
Verschlechterung  unseres  Absatzes  ins  Ausland  erfahren  mußten. 
Wollten  wir  ihn  nicht  herabsinken  lassen,  dann  mußten  wir  eben  fast  durch- 
weg mit  einem  geringeren  Verdienst  zufrieden  sein".  \''gl.  auch  zu  den  hier 
berührten  Fragen  Trescher.  Mehr  Ausfuhrpolitik.  Essen  1911,  wo,  wenn 
auch  zum  Teil  unter  anderen  Gesichtspunkten  wie  oben,  auf  die  ungünstige  Ent- 
wicklung imserer  Ausfuhr  in  den  letzten  Jahren  hingewiesen  wird. 
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aufzuerlegen,  überhaupt  steigende  Zinsbezüge  aus  dem  Ausland  zu 
erhalten,  ist  hier  in  einer  weit  günstigeren  Lage.  Nicht  nur  unter 
politischen,  sondern  auch  unter  rein  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten 
ist  die  steigende  Kapitalanlage  im  Ausland  etwas  höchst  Erwünschtes. 

Was  die  ungünstigen  Tendenzen  in  der  Entwicklung  unserer  Ausfuhr 
anlangt,  so  hängen  sie  zum  Teil  sicher  damit  zusammen,  daß  die  Pro- 
duktionskosten der  verarbeitenden  Industrie  ganz  gewaltig  gestiegen 
sind.  Nicht  nur  die  Rohstoffe  sind  teurer  geworden,  auch  die  Löhne 
und  noch  mancherlei  andere  Posten  haben  in  den  letzten  Jahren  eine 
ganz  erhebliche  Steigerung  erfahren,  die  zum  Teil  wieder  mit  der  all- 
gemeinen Teuerung  dieser  Periode  in  Zusammenhang  steht.  Auf  der 
anderen  Seite  hat  die  neueste  Ära  der  Handelspolitik  vielfach  höhere 
Einfuhrzölle  für  unsere  Industrieausfuhr  nach  fremden  Staaten  ge- 
bracht. Halten  wir  uns  diese  Tatsachen  vor  Augen  —  große  Kosten- 
steigerung auf  der  einen,  erhöhte  Zölle  auf  der  anderen  Seite  —  so 
kann  es  kein  Wunder  nehmen,  wenn  wir  hören,  daß  die  weiterver- 
arbeitende Industrie  bei  der  Ausfuhr  mit  großen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hat  und  vielfach  sinkende  Gewinne  erzielt. 

Der  ungünstige  Einfluß,  den  eine  solche  Entwicklung  auf  die  Kapital- 
bildung und  damit  auf  die  ganze  Volkswirtschaft  ausüben  kann,  darf 
nicht  unterschätzt  werden.  Mit  Recht  hat  neuestens  Feiler  hervor- 
gehoben, daß  mit  der  Möglichkeit  gerechnet  werden  muß,  ,,daß  einmal 
ein  neuer  Konjunktur  anstieg  nicht  mehr  die  Mittel  zu  seiner  Finan- 
zierung vorfinden  könnte,  daß  eine  Depression  länger  dauern  und  die 
Erholung  aus  ihr  schwerer  sein  müßte,  weil  schon  ein  vorausgegangener 
Konjunkturaufschwung  die  Mittel  dazu  vorweggenommen  hätte  ^." 

Es  handelt  sich  nun  nicht  allein  darum,  die  Symptome,  von  denen 
eingangs  die  Rede  gewesen  ist,  zu  bekämpfen.  Man  wird  sogar  sagen 
müssen,  daß  die  wichtigsten  der  hierher  gehörigen  Maßnahmen,  wie 
vor  allem  die  in  die  Wege  geleiteten  Krediterschwerungen,  so  sehr 
man  sie  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  gutheißen  muß,  ebenso 
wirken  müssen,  wie  eine  Verminderung  des  Kapitalangebotes. 

Wenn  man  neuerdings  auch  von  amtlicher  Seite  rühmend  auf  den 
großen  Aufschwung  hingewiesen  hat,  den  das  deutsche  Wirtschafts- 
leben unter  der  Herrschaft  der  neuesten  Handelsverträge  genommen 
habe,  so  muß  man  mit  aUem  Nachdruck  auch  auf  die  Kehrseite 
der  Medaille  hinweisen,  darauf,  daß  es  weniger  auf  die  Zahlen 
der  Ein-  und  Ausfuhr,  auf  die  rein  äußere  Zunahme  unseres 
Außenhandels  ankommt,  als  darauf,  welche  Rolle  dieser  im  Rahmen 


^  Feiler,  Die  Konjunkturperiode  1907—1913  in  Deutschland.    Jena  1914. 
172/3. 
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unserer  gesamten  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  gegenüber  den 
Aufgaben  spielt,  vor  welche  unsere  Volkswirtschaft  heute  und  in  ab- 
sehbarer Zukunft  gestellt  ist. 

Es  handelt  sich  hier  in  erster  Linie  um  den  Zusammenhang 
zwischen  B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  k  a  p  a  z  i  t  ä  t  und  Kapital- 
bildung. Auf  der  heutigen  Stufe  der  deutschen  Volkswirtschaft 
wird  die  erstere  in  entscheidender  Weise  von  dieser  beeinflußt.  Von 
ihr  hängt  in  erster  Linie  das  Maß  von  Arbeitsgelegenheit  ab,  das  wir 
unserem  Volkszuwachs  jährlich  zur  Verfügung  stellen  können  ^  Wer 
unsere  Volkszunahme  für  notwendig  und  vorteilhaft  hält  —  eine  Auf- 
fassung, die  hier  nur  vorausgesetzt  und  nicht  diskutiert  werden  soll  — 
muß  in  einer  bewußten  Kapitalbildungspolitik  eine 
unserer  allerwichtigsten  Aufgaben  erblicken.  Ganz  anders  lägen  die 
Dinge  freilich,  wenn  jener  starke  Zuwachs  der  letzten  Jahre  und  Jahr- 
zehnte aufhören  würde,  wenn  jene  Recht  behielten,  die  in  der  neuzeit- 
lichen Abnahme  der  Fruchtbarkeit  ein  Anzeichen  dafür  erblicken, 
daß  über  kurz  oder  lang  sich  diese  Volkszunahme  verlangsamen  oder 
gar  einem  mehr  oder  weniger  stagnierenden  Zustand  Platz  machen 
müsse,  wie  wir  ihn  bei  unserem  westlichen  Nachbarn  beobachten 
können.  Dann  würde  freilich  das  Problem  der  Kapitalbildung  die 
große  Bedeutung  verlieren,  die  es  heute  noch  für  uns  hat,  und  es  könnte 
ähnlich  kommen  wie  in  Frankreich,  wo  die  Neubildung  von  Kapital 
die  einheimische  Nachfrage  darnach  wesentlich  übersteigt. 

Wer  eine  solche  Entwicklung  für  ungünstig  hält,  und  wir  wollen 
uns  einmal  auf  diesen  Standpunkt  stellen,  dem  muß  eine  entsprechende 
Kapitalbildung  als  etwas  Unerläßliches  erscheinen.  Unter  diesem 
Gesichtspunkt  nun  wird  man  sich  der  neuesten  deutschen  Wirtschafts- 
politik zum  Teil  recht  kritisch  gegenüberstellen  müssen.  Ist  doch 
ihre  Tendenz  auf  so  vielen  Gebieten  dahin  gegangen,  die  Kosten  der 
Lebenshaltung  und  Gütererzeugung  wesentlich  zu  erhöhen  und  unsere 
nationale  Arbeit  von  den  Bahnen  größter  Wirtschaftlichkeit  abzu- 
lenken. Es  handelt  sich  dabei  nicht  nur  um  die  Maßnahmen  der  Handels- 
politik, nicht  nur  um  den  Gedanken  des  sozialen  Schutz-  oder  Erhaltungs- 
zolles, wenngleich  dieser  dabei  eine  überaus  wichtige  Rolle  spielt, 
sondern  das  gleiche  gilt  auch  noch  für  manche  andere  Gebiete  unserer 
Wirtschaftspolitik.  Es  mag  sich  vieles  darunter  finden,  was  wir  alle 
für  sozial  billig  und  gerecht  halten,  was  wir  alle  wünschen  und  wollen, 
aber  über  all  diesem  steht  die  Frage  des  ,, Könnens".    Vernachlässigt 


*  Eingehender  bin  ich  auf  diese  Zusammenhänge  m  dem  Handbuch  der 
Sozialökonomie,  Abt.  II:  Bevölkerungslehre.  S.  76  ff.,  zu  sprechen  gekommen. 
Vgl.  dazu  auch  Bauer,  Volksvermehrung  und  soziale  Entwicklung  in  »Kampf«. 
Heft  7.    Wien  1914. 
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man  dies  letztere,  und  wir  sind  vielleicht  an  manchen  Punkten  auf 
dem  Wege,  es  zu  tun,  dann  können  Folgen  eintreten,  an  die  manche 
vorher  nicht  gedacht  haben.  Es  handelt  sich  auch  nicht  um  die  Prin- 
zipienfrage von  Freihandel  und  Schutzzoll,  sondern  nur  darum, 
auf  die  Wirkungen  hinzuweisen,  die  eine  gewisse  Wirtschaftspolitik 
unter  Umständen  haben  kann,  damit  diejenigen,  die  für  sie  eintreten, 
es  auch  in  vollem  Bewußtsein  ihrer  Konsequenzen  tun.  Es  erscheint 
dies  doppelt  am  Platze,  wo  diejenigen  politischen  und  wirtschaftlichen 
Parteigruppen,  die  am  entschiedensten  eine  starke  Volks  Vermehrung 
gutheißen  und  den  neuzeitlichen  Geburtenrückgang  als  Gefahr  für 
unsere  nationale  Zukunft  bekämpft  wissen  wollen,  auch  gleichzeitig 
die  Hauptvertreter  der  Maßnahmen  sind,  die  wie  z.  B.  das  System 
der  Erhaltungszölle  und  andere  mehr,  einer  möglichsten  Wirtschaftlich- 
keit der  nationalen  Arbeit  entgegenwirken  und  damit  doch  dem  auch 
von  ihrem  Standpunkte  aus  bevölkerungspolitisch  wünschenswerten 
Maß  der  Kapitalbildung  entgegenarbeiten. 


„Wirtschaftswissenschaft  ?" 
Von  Prof essor  Dr.  Gerhart  v.  Schulze-Gaevernitz,  Freiburg  i.  Br. 


:  «  jLLE  Nationalökonomie  als  Lehre  wie  Schriftstellerei  ist  Wirt- 
j  /  \  ;  Schafts  Wissenschaft  oder  Wirtschafts  p  o  1  i  t  i  k.  Mit 
j  J^  \^  :  Recht  fordert  man  scharfe  und  bewußte  Trennung  beider 
1...... :  Gebiete.  Vermengung  mit  Politik  verfälscht  die  Wissen- 
schaft: wissenschaftliche  Interessenvertretung?  Der  Schein  unpersön- 
licher Wissenschaftlichkeit  entmannt  den  stets  persönlichen  Willen 
zur  Politik:  Politik  zwischen  den  Zeilen?  Wir  hoffen  nicht  mehr  mit 
Röscher,  durch  volkswirtschaftliche  Erkenntnis  die  politischen  Partei- 
zwiste zu  versöhnen,  und  wir  lehnen  mit  Prince  Smith  zwar  ,, unwissen- 
schaftliche Sonderinteressen"  ab,  wissen  aber  sehr  wohl,  daß  die  Wahr- 
nehmung des  Allgemeininteresses  nicht  wissenschaftlicher  wäre.  Die 
Wirtschafts  Wissenschaft  kennt  keine  andere  Göttin  als  die 
Wahrheit.  Sie  hat  weder  das  Privatinteresse  der  Unternehmer,  noch 
das  der  Arbeiter,  noch  das  ,, Gemeinwohl"  zu  fördern;  sie  hat  nicht  zu 
klagen,  nicht  zu  loben,  sondern  lediglich  das,  was  ist,  festzustellen  und 
kausal  zu  erklären.  Die  Wirtschaftspolitik  dagegen  mißt  das  Sein  an 
offen  auszusprechenden  Werten  und  sucht  es,  soweit  an  ihr  liegt,  zu 
,, bessern". 

I.   Begriff  der  Wirtschaftswissenschaft. 

a)  Die  Wirtschaftswissenschaft  ist  Kulturwissen- 
schaft in  dem  heute  üblich  gewordenen  Windelband-Rickertschen 
Sprachgebrauch.  Er  wurzelt  in  der  Kantschen  Unterscheidung  der 
Natur  als  dem  Reiche  allgemeingültiger,  letzthin  mathematisch 
formulierbarer  Gesetze  und  der  Menschheit  (Gattung)  als  dem 
einmaligen  Reiche  der  Zwecke.  Dort  wertneutraler  Naturmechanis- 
mus —  hier  wertverwirklichender  Fortschritt  der  Geschichte;  dort 
Newton  —  hier  Fichte.  Als  Kulturwissenschaft  hat  die  Wirtschafts- 
wissenschaft einen  teleologischen  Ausgangspunkt,  in- 
sofern sie  nach  einem  Wertgesichtspunkt  ihr  Gebiet  absteckt,  was 
sehr  wohl  vereinbar  ist  mit  einer  rein  kausalen,  völlig  wertfreien  Be- 
handlung ihrer  Gegenstände.  Man  scheide  scharf  zwischen  Zweck  als 
Auswahlprinzip  des  erkennenden  Subjekts  und  Zweck  als  psycho- 
logischer Tatsache  im  handelnden  Objekt  —  beides  wohl  vereinbar 
mit  rein  kausaler  Wissenschaft,  die  lediglich  den  Zweck  als  metaphy- 
sische, hinter  den  Dingen  wirkende  ,, Zweckursache"  ablehnt. 
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Auch  die  Biologie  arbeitet  mit  bestimmten  teleologischen  Grund- 
begriffen, wie  Leben,  Krankheit,  Tod,  Anpassung  usw.  Der  Organismus 
• —  eine  Aufhäufung  ewig  wechselnder  chemischer  Stoffe,  aber  doch 
„ein  Ganzes",  zusammengehalten  durch  die  Beurteilung,  daß  die 
Teile  auf  äußere  Reize  für  den  Zweck  der  Erhaltung  des  Ganzen 
reagieren.  Trotzdem  erstrebt  die  Biologie  die  kausale,  letzthin  mecha- 
nistische Erklärung  der  Lebensvorgänge,  ,,die  Zurückführung  der 
Kausalität  im  organischen  Leben  auf  die  der  anorganischen  Körper". 
Ein  Darwin  arbeitet  mit  dem  teleologischen  Begriff  des  Lebens,  er 
spricht  von  „Mitteln",  die  den  Organismus  ,, befähigen"  zu  existieren  — 
aber  er  sucht  unter  Ausschaltung  aller  zwecktätigen  Kräfte  die  Ent- 
stehung der  Arten  rein  kausal  zu  erklären.  So  schon  Kant:  der  Begriff 
des  Organismus  ist  teleologisch  auf  das  zweckmäßige  Wechselverhältnis 
zwischen  dem  Ganzen  und  den  Teilen  gestellt;  aber  „ich  soll  über  die 
Organismen  nach  dem  Prinzip  des  bloßen  Mechanismus  reflektieren, 
weil,  ohne  ihn  der  Naturforschung  zugrunde  zu  legen,  es  gar  keine 
eigentliche  Naturerkenntnis  geben  kann". 

Die  Wertgesichtspunkte,  durch  welche  die  Kulturwissenschaften  ihr 
Gebiet  begrenzen,  umfassen  jene  Werte,  die  wir  in  ihrer  Gesamtheit 
als  ,,K  u  1 1  u  r"  (das  zu  Pflegende)  bezeichnen.  Teils  sind  es  die  letzten 
(absoluten)  Werte  der  Kultur  in  Recht  und  Staat,  in  Wissenschaft, 
Kunst  und  Religion,  teils  die  mittelbaren  (relativen)  Werte  der  Kultur 
in  Sprache  und  Wirtschaft.  Nach  dem  System  dieser  Werte  gliedert 
sich  das  Gebiet  der  Kulturwissenschaften. 

Es  liegt  einem  solchen  Gedankengange  nahe,  wenn  Stammler  den 
Naturwissenschaften  die  Zweck  Wissenschaften  gegenüberstellt,  indem 
er  als  Zweck  nur  den  ,, berechtigten"  Zweck  gelten  läßt,  „der  einem 
allgemeingültigen  Gesetz  des  telos  entspricht";  aber  er  faßt  diesen 
Zweck  zu  eng,  indem  er  lediglich  an  das  politische  Ideal:  eine  Gemein- 
schaft freiwollender  Menschen  denkt. 

Die  Wirtschaftswissenschaft  ist  durch  die  Besonderheit  ihres  Aus- 
wahlprinzips von  den  anderen  Kulturwissenschaften  unterschieden. 
Aus  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungen  liest  sie  die- 
jenigen heraus,  welche  wirtschaftlich  bedeutsam  sind,  d.  h. 
wesentlich  für  die  Unterwerfung  der  äußeren  Natur  durch  menschliche 
Tätigkeit  unter  die  Zwecke  der  menschlichen  Bedürfnisbefriedigung: 
,,Sachgüterbeschaffung"  im  weitesten  Sinn  (Herstellung, 
Verteilung,  Verbrauch),  als  solche  stets  eine  „Form-  oder  Ortsver- 
änderung" des  Stoffes.  Objektive  Voraussetzung  für  ein  solches  Gebiet 
von  Erscheinungen  ist  eine  gewisse  Beschränktheit  der  Natur  gegen- 
über dem  sich  in  das  Unbegrenzte  entfaltenden  Bedürfnis :  Es  handelt 
sich  um  einen  Kampf  mit  der  Natur,  um  Aufwendung  von  Mühe  und 
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Opfern.  Lebten  wir  „von  Luft  und  Liebe",  so  gäbe  es  kein  Wirtschafts- 
leben, also  auch  keine  Wirtschaftswissenschaft,  ebensowenig  wie  es 
eine  solche  auf  jener  glücklichen  Südseeinsel  gibt,  auf  der,  wie  Cook 
erzählt,  der  Mann,  der  einmal  in  seinem  Leben  zehn  Brotfruchtbäume 
pflanzte,  ebenso  die  Pflicht  gegen  seine  Nachkommen  erfüllt  hat,  wie  der 
Mann,  der  in  unserem  Klima  das  ganze  Leben  hindurch  pflügt,  sät  und 
erntet.  Gegenstand  alles  Wirtschaf tens  ist  die  Beschaffung  der  ,, Güter" 
als  sachlicher  Bedürfnisbefriedigungsmittel  (Philippovich).  ,, Arbeit"  ist 
das  Mittel  ihrer  Beschaffung  —  ein  Mittel  zum  Mittel .  , ,  Rechte' '  sind  das 
Mittel,  wodurch  die  Staatsgewalt  die  Verfügungsmacht  über  die  Güter  dem 
Wirtschafter  sichert  —  also  ebenfalls  Mittel  zum  Mittel.   (Böhm-Bawerk.) 

Die  „Sachgüterbeschaffung"  ist  insofern  ein  geeignetes  wissenschaft- 
liches Auswahlprinzip,  weil  sie  ein  allgemeingültiges  Interesse 
besitzt.  Wirtschaftliche  Güter  haben  zwar  keinen  Anspruch  auf  all- 
gemeingültigen Eigen  wert,  aber  sie  haben  ,, Bedingungswert"  — 
Wert  für  die  Allgemeinheit  —  insofern,  als  die  Verwirklichung  der 
menschlichen  Kulturaufgaben  ohne  sie  unmöglich  ist.  Zwar  mag  es 
sein,  daß  das  Wirtschaftsleben  nicht  die  ,, Würde"  des  Wissenschafts- 
oder Kunstlebens  besitzt  (Dilthey),  aber  die  Enge  des  Universitäts- 
budgets mahnt  den  deutschen  Wissenschaftler  nur  zu  oft  an  die  wirt- 
schaftliche Grundlage  auch  der  idealsten  Kulturaufgaben  und  ver- 
bindet insbesondere  die  Naturwissenschaft  mit  der  Staatsfinanz.  Wenn 
die  Künstler  nicht  verkaufen,  verhungert  die  Kunst.  Breiter  bürger- 
licher Besitz  war  allzeit  der  beste  Nährboden  der  bildenden  Kunst,  den 
staatliche  Protektion  nicht  ersetzen  kann.  Das  ,, Kapital"  eines  Karl 
Marx  wäre  nicht  geschrieben  worden  ohne  das  Kapital,  das  der  stets  hilfs- 
bereite Freund  Engels  besaß.   Überall  meldet  sich  der  ,,nervus  rerum". 

b)DieWirtschaftswissenschaftistSozialwissen- 
Schaft.  Nicht  der  Einzelne,  auch  nicht  das  Genie,  sondern  allein 
der  menschliche  Makrokosmos,  die  ,, Menschheit"  in  ihrem  zeitlichen 
und  räumlichen  Nach-  und  Nebeneinander,  verwirklicht  schrittweise 
die  Kultur.  Die  Kultur  ist  ein  sozialer  Prozeß.  Hierdurch  unter- 
scheidet sich  die  menschliche  „Gesellschaft"  von  der  natur- 
wissenschaftlich gewiß  hochinteressanten  Ameisen-  und  Bienengesell- 
schaft. „Gesellschaft"  in  diesem  Sinne  ist  ein  teleologischer 
Begriff:  dasjenige  Zusammensein  von  Menschen,  welches  bedeutsam 
ist  für  die  Entstehung  und  den  Fortschritt  der  Kultur.  Man  darf  also 
nicht  fragen :  Wie  entsteht  die  Gesellschaft  ?  sondern :  Wann  setzt  die 
kulturwissenschaftliche  Betrachtung  ein?  Wann  ist  es  z.  B.  möglich, 
die  Horde  —  zunächst  Gegenstand  der  Anthropologie  —  unter  Kultur- 
werten zu  betrachten  als  eine  wenn  auch  noch  so  primitive  Stufe  für 
die  Kulturentwicklung  der  Menschheit? 
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Es  soll  damit  ein  naturwissenschaftlich-psychologistischer  Gesell- 
schaftsbegriff keineswegs  abgelehnt  werden;  es  kann  etwa  nach  Spencer 
„dauernde  psychische  Wechselwirkung",  nach  Tarde  „Wechselwirkung 
durch  Nachahmung",  nach  Giddings  „Gattungsempfindung"  (con- 
sciousness  of  kind)  zum  Merkmal  des  Gesellschaftsbegriffs  gemacht 
werden.  Man  kann  die  Frage  aufrollen,  ob  überhaupt  eine  scharfe 
Grenze  zwischen  Einzelorganismus  (,, Zellenstaat")  und  Gesellschaft 
möglich  ist.  Von  hier  ausgehend,  kommt  man  vielleicht  zu  einer  natur- 
wissenschaftlichen Soziologie,  welche  die  einfachsten  Formen  der  Ver- 
gesellschaftung behandelt,  z.  B.  Unterordnung,  Wettbewerb,  Nach- 
ahmung, Opposition  usw.,  sodann  das  Gemeinsame  der  Tier-  und 
Menschengesellschaft  aufsucht  und  als  Naturwissenschaft  Allgemein- 
begriffen und  Gesetzen  zustrebt. 

Anders  die  Wirtschafts  Wissenschaft,  welche  gesellschaftliche  Zu- 
sammenhänge von  ,,M  e  n  s  c  h  e  n"  aus  der  Masse  des  Naturgeschehens 
heraushebt,  wobei  das  Wort  Mensch  einen  Wertakzent  trägt.  Die 
Wirtschaftswissenschaft  als  Sozialwissenschaft  beruht  auf  der  An- 
erkennung des  sozialen  Wertes:  Stets  hat  man  —  oft  recht  unklar  — 
das  gesellschaftliche  Ganze  in  die  Begriffsbestimmung 
der  Wirtschaftswissenschaft  hineingezogen,  dessen  „Glieder"  die  ein- 
zelnen Wirtschaften  seien.  In  der  Tat:  Wer  Nationalökonomie  treibt, 
tut  es,  weil  ihm  die  wirtschaftliche  Sicherung  des  gesellschaftlichen 
Ganzen  —  der  Menschheit,  der  Nation  —  bedeutsam  erscheint.  Die 
Verpflichtung  zur  Nationalökonomie  beruht  letzthin  darauf,  daß  der 
Kulturmensch  sich  für  die  soziale  Gemeinschaft  als  den  Kulturträger 
interessieren  soll.  Wer  den  sozialen  Wert  leugnet,  wird  sinnvoller- 
weise nicht  der  Nationalökonomie  als  Wissenschaft  dienen, 
sondern  für  seine  Privatwirtschaft  sorgen.  Um  den  eigenen  Beutel 
zu  füllen,  braucht  es  vielleicht  eine  Kunstlehre,  eine  Nationalökonomie 
als  ,, Lehre  von  der  Kunst,  reich  zu  werden",  wie  sie  die  Kameralisten 
(nicht  ohne  einen  staatlich-kulturellen  Einschlag)  verstanden  —  keine 
Wissenschaft,  deren  Betrieb  stets  auf  überpersönliche  Beweg- 
gründe zurückgeht.  Rein  individual wirtschaftliche  Tatsachen  als  solche 
scheiden  aus  dem  Bereich  der  wirtschaftswissenschaftlichen  Betrach- 
tung aus. 

Wirtschaftswissenschaft  im  weitesten  Sinne 
also  ist  die  Wissenschaft  von  der  Unterwerfung 
der  äußeren  Natur  unter  die  Zwecke  der  Gesell- 
schaft. 

Hat  innerhalb  dieser  Wissenschaft  der  Gedanke  des  „Fort- 
schritts" einen  Sinn  ?  Zweifellos  ja,  da  dem  Begriff  unserer  Wissen- 
schaft ein  Zwegkgedanke  zugrunde  liegt.    Wirtschaftlicher  Fortschritt 
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bedeutet  bessere,  d.  h.  dem  Kulturzweck  entsprechendere  Sachgüter- 
versorgung  der  Gesellschaft.  Der  Gedanke  des  Fortschritts  —  ein 
christliches  Erbstück  der  westeuropäischen  Welt:  Reich- Gottes-Idee  — 
wurde  von  der  modernen  Naturwissenschaft  (von  ihrem  Standpunkt 
aus  mit  Recht)  zertrümmert:  Brunos  unzählige,  sich  wiederholende 
Welten!  Von  Kant  neu  begründet,  wurde  er  von  Fichte  und  Hegel 
zur  geschichtsphilosophischen  Weltanschauung  des  deutschen  Idealis- 
mus gesteigert.  Von  den  neueren  Kantianern  des  metaphysischen 
Rankenwerkes  entkleidet,  durchzieht  er  alle  Kulturwissenschaft.  Ist 
das  a  priori  der  Naturwissenschaft  die  überempirische  Naturgesetzlich- 
keit, die  auch  dort  gilt,  wo  wir  sie  nicht  beobachtet  haben,  so  ist  das 
a  priori  aller  Kulturwissenschaft  ein  überempirischer  Wert,  in  dem 
alle  empirischen  Kulturwerte  verankert  sind:  „Das  Ziel,  nach  dem 
die  Leute  ausspähen  von  ferne"  (Hiob).  Wo  aber  ein  Ziel,  da  be- 
steht die  Möglichkeit  des  Fortschritts  —  und  des  Rückschritts,  des 
,, Fortschritts    zmn   Teufel"  nach  Carlyle. 

Wirtschaft  und  Technik?  Der  Mensch  kämpft  den  Kampf  mit  der 
Natur  nicht  nur  für  gesellschaftliche  Zwecke,  sondern  weithin  auch 
im  Zusammenwirken  mit  seinesgleichen,  also  mit  gesellschaftlichen 
Mitteln.  Der  Mensch  tritt  als  Gruppe  über  die  Schwelle  der  Geschichte. 
Hiernach  scheidet  sich  Technik  und  Wirtschaft  im  engeren  Sinne: 
Volks  Wirtschaft.  Unter  Technik  verstehen  wir  die  Wege,  die  der 
Mensch  im  unmittelbaren  Kampfe  mit  der  Natur  beschreitet  — 
zuerst  in  roher  Empirie,  später  unter  Beratung  der  Naturwissenschaft 
im  rationellen  Verfahren.  Unter  Volkswirtschaft  dagegen 
verstehen  wir  denselben  Kampf,  soweit  er  mit  gesellschaftlichen  Mitteln 
geführt  wird,  also  Beziehungen  von  Mensch  zu  Mensch  herstellt.  Mit 
Recht  sagt  K.  Menger:  Wirtschaft  ist  ,,die  auf  Deckung  des  Güter- 
bedarfs gerichtete  vorsorgliche  Tätigkeit",  Volks  Wirtschaft  ,,die 
gesellschaftliche  Form  derselben".  Bei  der  häufigen  Ver- 
mengung von  Technik  und  Volkswirtschaft  ist  diese  Unterscheidung 
von  erheblicher  Bedeutung.  Seit  wie  lange  ist  die  physiokratische 
Illusion  verschwunden,  daß  die  Grundrente  aus  der  Erde  wächst, 
nicht  aus  der  Gesellschaft?  Marx  hat  demgegenüber  erklärt:  Die 
Waren  form  des  Arbeitsproduktes  hat  mit  der  technischen  Her- 
stellung nichts  zu  tun,  sondern  entspringt  dem  gesellschaft- 
lichen Verhältnis  der  Menschen.  Technik  z.  B.  ist  die  Dreifelder- 
wirtschaft —  ein  Verhältnis  von  Mensch  zu  Natur ;  ein  volkswirtschaft- 
liches Verhältnis  dagegen  ist  der  Flurzwang  und  die  Gemengelage, 
wobei  Mensch  zu  Mensch  in  Beziehung  tritt.  Sache  der  Technik  ist 
die  Speicherung,  Sache  der  Wirtschaft  die  Verpfändung  der  lagernden 
Güter.    Mit  Recht  sagt  Stammler:  Nicht  die  Dampfmaschine  bewirkte 
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die  Umgestaltung  der  sozialen  Verhältnisse,  sondern  ihre  Verwendung 
im  Lohn  vertrag. 

Unter  Wirtschaftswissenschaft  im  engeren  Sinn,  ,, Volkswirt- 
schaftswissenschaft" (Sozial-  oder  National- 
ökonomie) verstehen  wir  demnach  die  Wissenschaft  von 
der  Unterwerfung  der  äußeren  Natur  unter  die 
Zwecke  der  Gesellschaft  mit  gesellschaftlichen 
Mitteln. 

Das  sogenannte  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  — 
größter  Erfolg  mit  kleinstem  Mittel  —  hat  demgegenüber  mit  der 
Bestimmung  des  Begriffs  unserer  Wissenschaft  nicht  das  mindeste  zu 
tun.  Es  ist  nach  Dietzel  das  ,, Vernunftprinzip  jeder  zweckmäßigen 
Handlung"  und  gilt  als  solches  weit  über  das  Wirtschaftsgebiet  hinaus  — 
etwa  vom  Betriebe  jeder  Wissenschaft.  Es  gilt  beispielsweise  auch  vom 
Betriebe  unserer  deutschen  Nationalökonomie:  Während  wir  Lehrer 
von  heute  mühselige  Autodidakten  sind,  führen  wir  unsere  Schüler 
durch  Seminare,  Proseminare,  Examinatorien  und  Spezialvorlesungen 
aller  Art  imter  erhebhcher  Krafterspamis  ,, spielend"  zu  dem,  was  wir 
auf  Irr-  und  Umwegen  erreichten  —  wir  führen  sie  damit  zu  der  Einsicht, 
daß  unsere  Wissenschaft  noch  in  den  Kinderschuhen  steckt  und  zu 
dem  Entschluß  um  so  kräftigeren  Vorstoßes  ins  Reich  des  Unbekannten 
weit  über  uns  Lehrer  hinaus.  Anderseits  deckt  das  Prinzip  der  Wirt- 
schaftlichkeit nicht  entfernt  das  gesamte  wirtschaftliche  Dasein  der 
Menschheit;  sonst  wäre  die  primitive  und  mittelalterliche  Wirtschaft 
unserer  Wissenschaft  entzogen,  da  nicht  der  homo  oeconomicus,  sondern 
ein  ,, Vorwirtschaftsmensch"  diese  breitesten  Gefilde  alles  Wirtschafts- 
lebens beherrscht.  Ebensowenig  hat  das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit 
mit  dem  Begriff  der  Technik  etwas  zu  tun:  Jahrtausende  hindurch 
hat  der  Mensch  die  „Technik"  der  Dreifelderwirtschaft  betrieben,  nicht 
um  den  größten  Erfolg  mit  den  geringsten  Mitteln  zu  erzielen,  sondern 
weil  er  ,,die  Gewohnheit  seine  Amme"   nannte! 

II.   Die  Methoden  der  Wirtschaftswissenschaft. 

Die  menschliche  Wirtschaft  ist  eine  einmalige,  durch  ihren  Kultur- 
zweck zur  Einheit  zusammengebundene  Tatsache  —  wie  die  Gesellschaft 
selbst  eine  historische  Erscheinung  erster  Ordnung,  die  ihresgleichen 
auf  diesem  Globus  nicht  gehabt  hat  und  nicht  haben  wird.  Wir  er- 
fassen sie  zunächst  und  unmittelbar  auf  dem  Wege  der  Geschichts- 
forschung. Was  immer  wir  von  der  ,, Wirtschaftstheorie"  halten: 
die  breite  Masse  alles  wirtschaftlichen  Seins  ist  nur 
historisch  zu  erfassen.  Die  Wirtschaftsgeschichte  beginnt  dort, 
wo  der  Kampf  mit  der  Natur  den  Zwecken  der  Gesellschaft  dient  und 
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ein  —  wenn  auch  noch  so  primitives  —  Kulturgebäude  trägt.  Der 
Ackerbau  des  Wilden  wird  damit  zur  Agri  k  u  1 1  u  r  (Rickert) .  Vor- 
her gibt  es  nur  Natur,  keine  Geschichte  —  Ethnographie  als  Natur- 
wissenschaft, keine  Wirtschaftswissenschaft  als  Kulturwissenschaft. 

Letztes  Ziel  der  Wirtschaftsgeschichte  ist  es,  die  Wirtschafts- 
entwicklung der  gesamten  Menschheit  als  Ganzes  zu 
umfassen  und  darzustellen.  Hierfür  gilt  es  zuerst  die  Teile  dieses 
Ganzen  der  Sonderforschung  zu  unterwerfen.  Jede  dieser  Teilentwick- 
lungen ist  verschieden;  jedes  Volk  hat  eine  verschiedenartige  Bedeutung 
für  die  allgemeine  Wirtschaftsgeschichte  und  ist  in  dieser  seiner  Eigen- 
art zu  erfassen.  Ehe  man  z.  B.  die  Entstehung  des  europäischen  Kapi- 
talismus im  großen  schildert,  gehe  man  den  kapitalistischen  Anfängen 
in  Italien  und  Deutschland,  Frankreich  und  England  nach,  von  denen 
keineswegs  ohne  weiteres  feststeht,  daß  sie  gleichartig  gewesen  sein  müssen. 

Aber  auch  derjenige,  welcher  —  sei  es  monographisch,  sei  es  zu- 
sammenfassend —  die  Wirtschaftsverhältnisse  der  Gegenwart 
schildert,  arbeitet  mit  den  Mitteln  der  Geschichtsforschung.  Auch 
sogenannte  ,, Theoretiker"  wandeln  historische  Wege  dort,  wo  sie 
vorkapitalistische  Gefilde  durchschreiten  oder  im  kapitalistischen 
Felde  sich  der  konkreten  Einzelerscheinung  nähern.  Ziel  derartiger 
Teildarstellung  aber  sollte  es  immer  sein,  einen  Baustein  zu  liefern  zur 
Erkenntnis  der  Volkswirtschaften,  der  allumspannenden  Weltwirtschaft 
der  Gegenwart  als  einmaligen  Hervorbringungen  der  Wirtschafts- 
geschichte. Jede  Monographie  hat  sinnvollerweise  über  sich  selbst 
hinaus  auf  ein  größeres  Ganzes  hinzustreben.  Die  Monographie  kann 
letzthin  bis  zur  Einzelwirtschaft  hinabsteigen,  soweit  diese, 
als  einmaliges  Konkretum,  wirtschaftsgeschichtliche  Bedeutung  ge- 
habt hat,  z.  B.  die  Wirtschaft  der  Fugger,  der  Rothschild,  der  Krupp  u.  a. 

In  allen  diesen  Fällen  —  ob  kapitalistisches  Zeitalter,  ob  italienischer 
Frühkapitalismus,  ob  das  Haus  Medici  —  immer  handelt  es  sich  um 
einmalige,  in  ihrer  Eigenart  für  den  Wirtschaftsverlauf  wesentliche 
Erscheinungen :  das  ,,absolut  Historische". 

Durch  die  historische  Methode  hat  die  deutsche  National- 
ökonomie —  nicht  anders  als  die  deutsche  Sprach-,  Rechts-  und 
Religionswissenschaft  —  die  Welt  erobert:  Eine  wissenschaftliche  Tat 
ersten  Ranges,  die  einem  jüngeren,  mehr  ,, theoretisch"  gerichteten 
Geschlecht  un verloren  sein  soll !  An  ihrem  Stamme  erblühten  Brentanos 
Arbeitergilden  der  Gegenwart,  Knapps  Bauernbefreiung,  die  Jugend- 
arbeiten Schmollers.  Ihre  Meister  schufen  anschauliche  Bilder,  ge- 
schaut mit  dem  Auge  wissenschaftlicher  Phantasie  und  umrissen  mit 
dem  Stifte  des  Künstlers.  Ihre  Musterleistungen  waren  weder  Akten- 
exzerpte, noch  Materialhäufungen  —  ,, nicht  dem  Stoffe  mühsam  ab- 
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gerungen".  Ernsteste  archivalische  Bemühung  war  eingeschmolzen  in 
den  Guß  einheitUcher  Darstellung. 

Aber  es  gilt  auch  von  diesem  Erbstück,  es  immer  wieder  neu  zu  er- 
werben, um  es  zu  besitzen.  Wie  weit  wir  noch  vom  Ziele  der  Erkenntnis 
entfernt  sind,  zeigen  Sombarts  tastende  Versuche  einer  Gesamtdar- 
stellung des  modernen  Kapitalismus,  welche  gewagt  werden  mußten, 
um  zu  gründlicherer  Untermauerung  im  einzelnen  anzuregen.  Aber 
wir  kennen  ihn  auch,  jenen  ,,Stoffhuber",  welcher  im  einzelnen  stecken 
bleibt.  Wahllos  druckt  er  alles  Material  ab,  was  im  Archiv  über  sein 
Thema  et  quaedam  alia  auffindbar  ist;  insbesondere  druckt  er  ,, obrig- 
keitliche" Verordnungen  ehrfurchtsvoll  ab,  ohne  zu  fragen,  ob  und 
wie  sie  gewirkt  haben.  Brentano  macht  einmal  mit  Recht  darauf 
aufmerksam,  daß  gerade  die  häufige  Wiederholung  von  Verordnungen 
gleichen  Inhalts  darauf  hinweise,  wie  wenig  sie  befolgt  worden  sind. 
,, Geistloses  Antiquariertum",  mag  es  sich  „reine  Lektüre  der  Quellen" 
oder  ,, deskriptive  Volkswirtschaftslehre"  nennen,  hat  die  deutsche 
Wissenschaft  in  Verruf  gebracht,  und  ,, Befreiung  vom  Aktenstaube" 
wurde  zur  Losung  des  Tages.  Aber  hüten  wir  uns,  das  Kind  mit  dem 
Bade  auszuschütten!  Eine  einzige  Tatsache,  richtig  festgestellt,  kann 
wertvoll  werden  für  den  ,,Sinnhuber",  der  sie  später  einmal  entdeckt  — 
etwa  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  diesem  gewaltigen 
Steinbruch  volkswirtschaftlichen  Rohstoffes.  Ehrfurcht  vor  der  Tat- 
sache ! 

Die  wirtschaftsgeschichtliche  Methode  ist  die  Methode  der  Geschichts- 
wissenschaft überhaupt,  aber  sie  weist  daneben  auch  Eigentümlich- 
keiten auf,  die  sie  etwa  von  der  politischen  oder  Kunstgeschichte  tief- 
greifend unterscheiden. 

Das  Gemeinsame  der  wirtschaftsgeschichtlichen  mit  aller 
historischen  Methode  fällt  aus  dem  Rahmen  vorliegender  Untersuchung 
heraus,  wobei  auf  die  grundlegenden  Arbeiten  Rickerts  verwiesen  sei. 
Alle  Historie  verwendet,  um  das  Einmalige  anschaulich  zu  machen, 
Allgemeinbegriffe,  die  sie  dem  vorwissenschaftlichen  Denken  entnimmt. 
Auch  die  Wirtschaftsgeschichte  benutzt  zahlreiche  ,,Gnindworte", 
deren  gemeinsprachliche  Bedeutung  festzulegen  nicht  unnütz  ist. 
Alle  Historie  gipfelt  in  der  Aufweisung  historischer 
Kausalzusammenhänge. 

Es  ist  ein  Irrtum,  wenn  die  „Anhänger  der  Willensfreiheit"  kausale 
Feststellungen  in  der  Sozialwissenschaft  für  unmöglich  erklären,  weil 
freie  menschliche  Handlungen  ihr  Gegenstand  seien.  Der  Gegensatz 
von  Kausalität  und  Freiheit  gehört  nicht  in  die  Wissenschaft,  sondern 
in  die  Lebenspraxis  —  auch  die  des  Wissenschaftlers.  Die  kausale 
Gebundenheit  alles  Seins  ist  nach  Kant  keine  ,, Entschuldigung"  für 
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eine  Gemeinheit,  auch  nicht  für  eine  wissenschaftHche  Liederlichkeit. 
Die  Freiheit  des  Willens  ist  ein  Postulat,  ohne  dessen  praktische  Be- 
jahung keine  Kulturarbeit,  auch  keine  wissenschaftliche  Arbeit  mög- 
lich ist.  Denn  die  Willensfreiheit  ist  die  Voraussetzung  für  die  pflicht- 
mäßige Anwendung  der  Denkgesetze,  insbesondere  der  rein  kausalen 
Denkform  in  der  Wissenschaft.  Die  Abweisung  des  Wunders  —  des 
deus  ex  machina  — ^  als  einer  Durchbrechung  der  Kausalität  ist  eine 
wissenschaftliche  Pflicht,  die  zu  verletzen  wir  frei  sind. 

Hinsichtlich  der  ,,historischen  Kausalität"  arbeitet  die 
Wirtschaftsgeschichte  nicht  anders  als  sonstige  historische  Disziplinen. 
Sie  verwendet  allgemeine  Kausalbegriffe  —  teils  populäre  Vorstellungen 
über  wiederkehrende  Ursachenverknüpfung,  teils  naturwissenschaft- 
liche Gesetze,  z.  B.  Gesetz  des  abnehmenden  Bodenertrags.  Auch  die 
sogenannten  Gesetze  der  theoretischen  Nationalökonomie  können 
Verwendung  finden,  z.  B.  die  Quantitätstheorie  zur  Erklärung  der 
neuzeitlichen  Preissteigerung.  Es  ist  ein  Irrtum  zu  vermeinen,  daß 
nur  psychologische  Ursachen  im  Wirtschaftsleben  eine  Rolle  spielen; 
nicht  minder  tun  das  auch  geographische,  meteorologische,  physio- 
logische Ursachen.  Man  folgert  z.  B.  die  bestimmte  Art  der  Wirtschafts- 
entwicklung eines  Volkes  aus  der  Natur  des  von  ihm  bewohnten  Landes. 
Zwar  dehnen  sich  die  Kausalketten  endlos  nach  allen  Seiten  aus,  aber 
die  Geschichtsforschung  begrenzt  und  gliedert  sie  nach  dem  Gegen- 
stand ihres  Interesses.  Trotz  Schopenhauer  ist  ihr  die  Kausalität 
ein  Fiaker,  den  sie  verläßt,  sobald  die  Fahrt  nicht  mehr  interessiert: 
sie  begnügt  sich  damit ,  den  Vorgang ,  der  nach  ihrem  Auswahl- 
prinzip ihr  wesentlich  ist,  in  seiner  kausalen  Notwendigkeit  nach- 
erleben zu  lassen.  Sie  wendet  sich  damit  an  die  Phantasie  des  Lesers 
und  streift  an  die  Tätigkeit  des  dramatischen  Dichters. 

Insbesondere  muß  die  Wirtschaftsgeschichte  zur  kausalen  Erklärung 
wirtschaftlicher  Tatsachen  die  Vorgänge  der  politischen  und 
geistesgeschichtlichen  Vor-  und  Umwelt  in  reich- 
stem Maße  heranziehen.  Der  geschichtliche  Mensch  ist  ,,der  volle  und 
ganze  Mensch",  nie  bloßer  Wirtschaftsmensch,  und  A.  Comte  hat 
noch  heute  Recht:  ,,Es  gibt  keine  Wissenschaft  vom  Magen".  Bei- 
spiele :  Zwecks  politischen  Aufschwungs  des  Papsttums  dekre- 
tierte der  Papst  Honorius  zunächst  an  die  ungarischen  Bischöfe  1217: 
,,Ut  vicesimam  redigant  in  pecuniam".  Dieser  Befehl  —  politische 
Ursache  —  war  in  seinen  Folgen  wirtschaftsgeschichtlich  höchst  bedeut- 
sam, weil  er  die  Monetarisierung  größerer  Vermögensbeträge  einleitete 
und  die  ,,usurarii  curiae  Romanae"  —  Siena  und  Florenz  —  empor- 
hob. —  Unter  den  Ursachen  der  wirtschaftlich  wichtigsten  Tatsache 
des  XIX.   Jahrhunderts,  der  britischen  Wirtschaftssuprematie,  unter 
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den  Ursachen  unseres  neudeutschen  Wirtschaftsaufschwungs  stehen 
politische  Tatsachen  voran :  Trafalgar,  Sedan !  Die  Entstehung 
des  KapitaHsmus  in  Westeuropa  weist  auf  die  Geistesgeschichte:  auf 
die  Zertrümmerung  des  Traditionahsmus  gegen  Ausgang  des  Mittel- 
alters, welche  Dante  vorahnend  in  die  Worte  faßte:  ,,Sei  du  fortan 
dein  Bischof  und  dein  Fürst,"  nicht  minder  aber  auf  die  geistige  Neu- 
bindung durch  den  britischen  Puritanismus  und  den  deutschen  Idea- 
lismus. Befreiung  und  Selbstgesetzgebung  brachten  jene  ,, starken" 
Menschen  hervor,  die  das  Rückgrat  der  germanischen  Wirtschaftswelt 
bilden  und  ihren  Kapitalismus —  eine  vorwiegende  Erscheinung  dieser 
Welt  —  tragen. 

In  letzter  Linie  hat  die  wirtschaftsgeschichtliche  Kausalforschung 
nicht  selten  bis  zu  einzelnen  Menschen  vorzudringen :  Aber- 
witz ist  es,  neudeutsche  Wirtschaftsgeschichte  zu  schreiben,  ohne  den 
Namen  Bismarck  zu  nennen.  Oder  —  vom  großen  zum  kleinen:  Bei 
Gelegenheit  einer  Monographie  über  ein  Dorf  badischer  ,, Reform- 
bauern" stießen  wir  auf  den  Einfluß  eines  namenlosen,  vor  Jahren 
verstorbenen  Mannes,  auf  dessen  geistigen  Schultern  das  Dorf  ruhte; 
als  Lokalgeologe  hatte  er  durch  einen  Aufsatz  in  einer  wissenschaft- 
lichen Zeitschrift  die  Aufmerksamkeit  des  großen  Darwin  auf  sich 
gelenkt,  dessen  Schreiben  als  Reliquie  der  Dörfler  aufbewahrt  wurde. 
Nicht  anders  ging  es  bei  den  Anfängen  vieler  Industrien,  denen  zumeist 
ein  Mann  Pate  gestanden  hat.  Aber  gerade  hier  stoßen  wir  auf  die 
Grenze  der  historischen  Kausalität.  Der  einzelne  Mensch  wird  dadurch 
geschichtlich,  daß  er  weite  Kreise  mit  ,, einem  Abglanz  seines  inneren 
Lichtes  übergießt"  (Lagarde).  Dieses  ,, innere  Licht"  ist  ein  irrationaler 
Rest,  den  keine  Geschichtsforschung  auflösen,  sondern  nur  als  solchen 
feststellen  kann.  Deswegen  ist  jeder  Versuch  abzulehnen,  die  Wirt- 
schaftswissenschaft restlos  zu  rationalisieren,  so  z.  B.  der  historische 
Materialismus. 

Der  Versuch  des  historischen  Materialismus,  das 
Ökonomische  als  die  ,, primäre"  Ursache  alles  geschichtlichen  Geschehens 
auszurufen,  ist  uns  heute  unrealistische  Geschichtsmetaphysik,  nicht 
anders,  als  wenn  man  den  religiösen  oder  den  politischen  Faktor  zum 
Alleinherrscher  machen  wollte!  Mit  Recht  macht  Stammler  z.  B. 
darauf  aufmerksam,  daß  die  technisch-ökonomischen  Wandlungen  in 
eine  bestimmte  Rechtsordnung  einschlagen  —  die  Wirkungen  wären 
ganze  andere  gewesen  bei  Vorhandensein  einer  anderen  Rechtsordnung, 
z.  B.  einer  sozialistischen.  Ich  denke  dabei  an  meine  Studien  über 
die  gutsherrliche  Fabrik  Rußlands:  Die  moderne  Technik  schlägt  in 
eine  Welt  der  Leibeigenschaft  ein.  Welch'  andere  Wirkungen  als  in 
England!    Der  echte  Historiker  packt  die  Kausalien  am  Schopf,  wo  er 
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sie  findet.  Ihm  ist  der  historische  Materialismus  ein  nützliches  heu- 
ristisches Prinzip,  um  wirtschaftliche  Kausalreihen  auch  dort  zu  suchen, 
wo  sie  versteckt  sind  und  bisher  nicht  beachtet  wurden,  z.  B.  in  der 
Kunst-  und  Religionsgeschichte.  Wirtschaftsgeschichtliche  Untergründe 
können  ähnliche  Stimmungen  hervorbringen,  welche  in  ähnlichen  Kunst- 
formen ihren  Ausdruck  suchen:  Zum  Barock  des  fürstlichen  Merkan- 
tilismus neigt  z.  B.  der  nicht  minder  absolutistische  Industrie-  und 
Bankkapitalismus  unserer  Tage. 

Neben  diesen  Gemeinsamkeiten  weist  die  Wirtschaftswissenschaft 
etwa  gegenüber  der  politischen  Historie  bestimmte  Eigentüm- 
lichkeiten auf,  die  —  richtig  verstanden  —  nicht  übel  mit  der 
Unterscheidung  zwischen  ,, kollektiver  und  individueller  Geschichts- 
forschung" bezeichnet  werden.  Es  handelt  sich  hierbei  jedoch  nicht 
um  einen  eigentlichen  Gegensatz,  sondern  nur  um  ein  in  den  Gegen- 
ständen begründetes  Mehr  oder  Minder.  Das  letzte  Ziel  aller  Ge- 
schichtswissenschaft ist  es,  einmalige  Vorgänge  als  die  eigent- 
lichen Kulturträger  —  das  ,, absolut  Historische"  —  zu  veranschau- 
lichen und  zum  „Nacherleben"  zu  bringen.  Es  gilt  dies,  wie  wir  sahen, 
auch  von  der  Wirtschaftsgeschichte.  Aber  innerhalb  dieses  Ein- 
maligen —  z.  B.  , »moderner  Kapitalismus"  —  handelt  es  sich  weit 
überwiegend  um  das  ähnliche  Verhalten  zahlreicher  Einzelner :  ähnliche 
Bedürfnisse,  die  in  ähnlichen  Formen  ihre  Befriedigung  finden,  wo- 
mit ihre  Bedeutung  für  das  gesellschaftliche  Dasein  erschöpft  ist. 
Die  Wirtschaftsgeschichte  braucht  seltener  als  die  Staats-  oder  die 
Religionsgeschichte  zum  einzelnen  Menschen  als  dem  einzigartigen 
Träger  von  Kulturwerten  hinabzusteigen.  Ihr  ist  das  ,, Namenlose" 
weithin  das  Wesentliche;  das  Persönliche  wird  zum  ,,FaH"  des  Massen- 
vorganges. Der  Mensch  ist  Unternehmer,  Arbeiter,  LeihkapitaHst, 
Grundrentner  u.  a.  Innerhalb  des  wirtschaftlichen  Geschichtsverlaufs 
spielt  das  Gemeinsame  oder  Ähnliche  vielfach  die  leitende  Rolle  — 
das  ,,r  e  1  a  t  i  V  Historische". 

Die  Wirtschaftsgeschichte  arbeitet  daher  in  ihren  einzelnen  Teilen 
mit  Allgemeinbegriffen,  vielfach  nicht  nur  als  Mittel,  sondern  auch  als 
nächstem  Ziel  der  Darstellung.  Diese  Allgemeinbegriffe  sind  zunächst 
Gattungsbegriffe,  entnommen  dem  Sprachgebrauch  des  vor- 
wissenschaftlichen Denkens,  aber  der  Wissenschaftler  bearbeitet  sie 
für  seine  Zwecke  durch  das  typische  Verfahren.  Derjenige  Fall, 
welcher  unter  gegebener  Umwelt  die  Verwirklichung  des  wirtschaft- 
lichen Zweckes  am  besten  gewährleistet,  der  ,,Idee"  des  betreffenden 
Wirtschaftssystems  am  besten  entspricht,  wird  herausgehoben,  durch 
„einseitige  Steigerung  einiger  Gesichtspunkte  und  durch  Zusammen- 
schluß  einer   Fülle   von    diffus   vorhandenen   Einzelerscheinungen   zu 
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einem  in  sich  einheitlichen  Gedankengebilde  gesteigert",  dem  die 
anderen  Fälle  ,,in  mehr  oder  minder  großer  Reinheit"  entsprechen 
(Max  Weber):  „Idealtypus",  weil  in  dieser  Einseitigkeit  vielleicht  nie- 
mals verwirklicht.  Die  Wirtschaftswissenschaft  steigt  damit  zu  e  i  g  e  - 
n  e  n  Allgemeinbegriffen  auf,  bei  denen  das  Gattungsmäßige  um  so 
mehr  zurücktritt,  das  Tjrpische  um  so  mehr  hervortritt,  je  mehr  die 
Eigenart  verwickelter  geschichtlicher  Kulturerscheinungen  in  das  Be- 
wußtsein gebracht  werden  soll.  So  schilderte  ich  einen  Cecil  Rhodes 
nicht  als  den  Durchschnitt  der  Imperialisten,  der  das  aufwies,  was 
ihm  mit  den  anderen  gemeinsam  war,  sondern  als  den  Typus  des 
Imperialisten,  der  die  Züge  verwirklichte,  welche  den  Zweck  des  Impe- 
rialismus am  besten  gewährleisten:  der  ,, Imperialist,  wie  er  sein  soll". 
Diese  Typen  werden  zunächst  als  Zustände  gefaßt,  indem  die 
unveränderten  Elemente  gedanklich  hervorgehoben  werden.  Aber 
sodann  werden  sie  vom  Simultanen  in  das  Sukzessive  übersetzt  und 
damit  gewinnt  man  —  durch  einseitige  Betonung  einzelner  Ursachen- 
reihen, unter  Vernachlässigung  anderer  mitwirkender  Ursachen  — 
typische  Vorgänge.  Von  mitwirkenden  Nebenursachen,  die  in  einzelnen 
Fällen  wirksam  wurden,  wird  abgesehen.  Die  in  allen  Fällen  mehr 
oder  minder  wirksame  gemeinsame  Ursache  wird  gedanklich  isoliert 
und  als  die  allein  wirksame  betrachtet.  Man  erfaßt  damit  nicht  die 
Wirklichkeit ;  denn  selbstverständlich  sind  alle  konkreten  Vorgänge  von- 
einander verschieden,  aber  der  Wirtschaftswissenschaftler  setzt  für  seine 
Zwecke  zahlreiche  Vorgänge  als  gleich  unter  Vernachlässigung  ihrer 
Unterschiede.  ,,Der  Wechsel  wird  der  Wiederkehr  untergeordnet" 
(Gottl).  Aber  dieses  Verfahren  bedeutet  nicht  Naturwissenschaft:  sein 
letzter  Zweck  ist  nicht,  allgemeingültige  Gesetze  aufzufinden,  wie  dort,  son- 
dern auf  einem  ,, Umwege"  die  einmalige  geschichtliche  Entwicklung 
verständlich  zu  machen.  Beispiel:  Die  mittelalterliche  ,, Stadtwirtschaft" 
(nach  Bücher)  ist  ein  typischer  Begriff,  etwa  bezeichnet  durch  die  Be- 
griffe: Nahrungsidee,  Kundenproduktion,  Autarkie  von  Stadt  und  zu- 
gehörigem Land  usw.  Ihr  Ablauf  wird  sodann  dadurch  verständlich 
gemacht,  daß  man  von  Ursachen,  die  den  einzelnen  Fall  oft  einschnei- 
dend bestimmten  —  z.  B.  Krieg  und  Seuchen  —  absieht  und  die  gemein- 
samen Ursachen  der  Veränderung  als  allein  wirksam  denkt :  Erweiterung 
des  Monopolmarktes  zum  Konkurrenzmarkt,  Fernabsatz,  Fortschritt 
von  der  Nahrungsidee  zum  ,, kapitalistischen  Geist".  Ich  erinnere 
ferner  an  Marxens  Schema:  Feudalität  —  Kapitalismus  —  Sozialismus; 
an  Büchers  Schema:  Hauswirtschaft  —  Stadtwirtschaft  —  Volkswirt- 
schaft. Man  kommt  so  zu  einer  Theorie  der  Geschichte. 
Ihre  Schemata  werden  —  irreführenderweise  —  auch  historische 
,,E  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g  s  g  e  s  e  t  z  e"    genannt    —    nach    einer    falschen 
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Analogie  mit  der  Naturwissenschaft.  Daß  es  sich,  auch  im  Sinne  der 
Autoren,  nicht  wm.  allgemeingültige  Naturgesetze  handelt,  ergibt  die 
Erklärung  Marxens,  wonach  Rußland  ,, vielleicht"  den  Kapitalismus 
überspringen  könne,  und  Büchers  Geständnis,  daß  seine  Wirtschafts- 
stufen nur  für  Westeuropa  gelten. 

Für  die  westeuropäische  Kulturwelt  ist  es  vielleicht  nach  dem  Stande 
unserer  Kenntnis  möglich,  ein  gemeinsames  Schema  von  Wirtschafts- 
stufen aufzustellen,  etwa :  von  der  traditionalistischen  Hauswirt- 
schaft mit  unfreier  Arbeit  und  Gesamteigentum  am  Boden  —  über 
die  geistig  entbundene  Tauschwirtschaft  konkurrierender  Einzel- 
untemehmer  mit  ,, anarchischer"  Produktion  auf  dem  Boden  der  freien 
Arbeit  und  des  Privateigentums  am  Produktionsmittel  —  über  die  ver- 
schiedenen Stufen  der  Tauschwirtschaft,  je  nachdem  das  Produktions- 
mittel dem  Produzenten  selbst  oder  grundsätzlich  einem  Dritten  eignet : 
einfache  Geldwirtschaft  oder  Kreditwirtschaft  —  bis  hin  zu  der  heute 
aus  dem  Dämmer  der  Zukunft  auftauchenden  Gesamtwirt- 
schaft (Kollektivwirtschaft)  mit  zentralistischer  Organisation  und 
rationaler  Anpassung  der  Gütererzeugung  an  den  Güterverbrauch, 
unter  Verbeamtung  der  Arbeit  und  Vergesellschaftung  der  Produktions- 
mittel. Man  kann  diesen  Typen  der  Wirtschaftsorganisation:  Haus- 
wirtschaft, Tauschwirtschaft,  Gesamtwirtschaft  vielleicht  die  psycho- 
logischen Typen  des  ,, Vorwirtschaftsmenschen",  des  ,, Wirtschafts- 
menschen", des  ,, Überwirtschaftsmenschen"  zur  Seite  setzen.  Aber 
solche  Entwicklungsgesetze  sind  nicht  das  Ende  der  Wissenschaft, 
vielmehr  lediglich  ein  ,, Erkenntniswerkzeug".  Der  Geschichte  ent- 
nommen, nützlich  für  ihre  weitere  Befragung,  sind  sie  immer  von  neuem 
an  der  geschichtlichen  Tatsächlichkeit  nachzuprüfen  und,  wenn  nötig, 
umzuprägen.  Es  genügt  nicht,  ein  geistvolles  Schema  gegenüber  den 
nüchternen  Einwänden  der  Spezialforscher  als  ,, Theorie"  zu  verteidigen. 
Femer:  Je  allgemeiner  solche  Schemata  sind,  um  so  weniger  mehr  er- 
fassen sie  das  wirtschaftsgeschichtlich  Wesentliche.  Dann  interessieren 
gerade  die  vom  Hintergrunde  solchen  Schemas  sich  abhebenden  Ver- 
schiedenheiten. Je  kultureller  das  Ganze  ist,  um  so  wertvoller  er- 
scheinen seine  Eigenarten,  so  innerhalb  der  Entwicklung  des  modernen 
Kapitalismus  z.  B.  die  Eigenarten  des  italienischen  Frühkapitalismus,  des 
britischen  Industriekapitalismus,  des  neudeutschen  Kreditkapitalismus. 

Ein  Beispiel  dieser  Methode,  welches  für  mich  besonders  über- 
zeugend gewirkt  hat:  Mein  ausgezeichneter  Schüler,  Dr.  Heiander, 
will  die  Zentralisation  im  Notenbankwesen  verständlich  machen.  In 
bewußt  unrealistischem  Verfahren  geht  er  vom  juristisch  vorgearbeiteten 
Begriff  der  Notenbank  aus;  innerhalb  dieses  ins  Wirtschaftliche  ge- 
steigerten Begriffes  büdet  er  den  ,, Typus  der  vollen  Notenfrei- 
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h  e  i  t"  und  führt  durch  Hervorhebung  allgemein  wirkender  (dem 
gesamten  europäischen  Kapitalismus  gemeinsamer)  Kausalien  zum 
Typus  Zentralnotenbank  hin.  Der  Verfasser  will  „den  histo- 
rischen Zusammenhang  von  theoretischen  Begriffen  nachweisen".  Es 
geschieht  dies  durch  Darstellung  des  typischen  Verlaufs.  Als  typische, 
überall  mehr  oder  minder  wirkende  Kausalien  hebt  der  Verfasser 
folgende  hervor:  i.  Privatwirtschaftliche  Tendenzen:  der  spekulative 
Augenblicksgewinn  tritt  zurück  gegenüber  dem  „Prinzip  der  Werk- 
fortsetzung". 2.  Volkswirtschaftliche  Tendenzen:  die  gesellschaftlichen 
Organisationen  werden  für  den  Verlauf  des  Wirtschaftslebens  ent- 
scheidender gegenüber  rein  privatwirtschaftlicher  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung des  Frühkapitalismus.  3.  Politische  Tendenzen  zweierlei 
Art:  a)  der  nationale  Gedanke,  gipfelnd  im  Imperialismus  und  ,,Neo- 
merkantilismus"  der  Gegenwart;  b)  der  demokratische  Gedanke, 
gipfelnd  über  den  formalen  Liberalismus  hinaus  in  der  „konstruktiven", 
inhaltlich  bestimmten  Demokratie.  So  „entsteht"  der  Tj^us  der 
Zentralnotenbank:  Eine  staatssozialistische  Organisation  mit  dem 
letzten  Ziele  der  „Konjunkturregulierung".  Unter  Berufung  auf  Marx 
wird  Marxens  Schema  bewahrheitet  und  widerlegt:  ,,Die  sozialistischen 
Gebilde,  die  in  Übereinstimmung  mit  den  Marxschen  Prophezeiungen 
entstanden  sind  (z.  B.  die  Zentralnotenbank),  üben  einen  selbständigen 
Einfluß  auf  die  Gesamtentwicklung  aus  („verhindern"  z.  B.  Krisen). 
Marx  behandelt  aber  nur  die  Einflüsse  der  alten  kapitalistischen  Insti- 
tutionen und  läßt  diese  die  Gesamtentwicklung  so  lange  allein  beein- 
flussen, bis  der  dialektische  Umschlag  kommt.  Durch  seine  erfüllten 
Prophezeiungen  entstehen  Hindernisse  für  die  Erfüllung  der  anderen. 
Die  gesteigerten  Aufgaben  der  Zentralnotenbank  sprengen  den  erst- 
gebildeten Begriff  der  Notenbank  und  führen  zum  Begriff  der  Zen- 
tralbank. 

Die  große  Bedeutung  des  relativ  Historischen  erlaubt  es,  dasselbe 
in  einer  besonderen  Disziplin  zu  sammeln:  „Allgemeine  Natio- 
nalökonomie". Sie  geht  aus  von  den  natürlichen  Voraus- 
setzungen alles  Wirtschaftslebens :  Natur  und  Bevölkerung,  faßt  sodann 
die  ursprüngliche  und  stets  wiederkehrende  wirtschaftliche  Grund- 
tatsache aller  Wirtschaft  ins  Auge  —  Sachgüterbeschaffung  —  und 
zerlegt  diesen  Vorgang  in  eine  Anzahl  von  Grundbegriffen,  anknüpfend 
an  die  gemeinsprachliche  Bedeutung  der  ,, Grundworte".  Solche  Be- 
griffe sind:  Bedürfnis,  Arbeit,  Werkzeug,  Gut,  Güterherstellung 
und  Güter  verbrauch.  Sie  sind  teils  technischer ,  teils  psycho- 
logischer Herkunft,  zunächst  Gattungsbegriffe,  nicht  Typen.  Sie 
interessieren  den  Nationalökonomen  nur  insofern,  als  sie  Vorgänge 
bezeichnen,  welche  wirtschaftlich,  d.  h.  für  die  Befriedigung  des  ge- 
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sellschaftlichen  Sachgüterbedarfs  mit  gesellschaftlichen  Mitteln,  wesent- 
lich sind.  Wie  wenig  es  sich  aber  hierbei  um  rein  wirtschaftliche 
Ausgangspunkte  handelt,  ergibt  folgendes  Beispiel:  Man  bezeichnet 
als  Gut  praktischerweise  nur  das  S  a  c  h  gut,  nicht  die  Arbeitskraft. 
Warum?  W'eil  der  menschliche  Träger  der  Arbeitskraft  keine  Sache 
sein  soll  —  ein  positiver  Rechtssatz,  der  auf  geistesgeschichtliche 
Bestände  der  Neuzeit  zurückgeht  und  in  Marxens  Unterscheidung 
von  konstantem  und  variablem  Kapital  seine  berühmteste  Verkörperung 
gefunden  hat.  Demgegenüber  hat  Goldscheid  neuerdings  gerade  im  sozial- 
ethischen Interesse  die  Lehre  vom  ,, organischen  Kapital"  aufgestellt. 

Alle  diese  Begriffe  sucht  man  ,, Entwicklungsgesetzen"  im  obigen 
Sinne  zu  unterwerfen,  d.  h.  zu  wiederkehrenden  Verläufen  auszubauen. 
Beispiele:  Fortschritt  vom  physiologischen  über  das  traditionelle  zum 
rationalen  Bedürfnis  —  Fortschritt  in  der  Rechtsform  der  Arbeit  von 
der  unfreien  Arbeit  über  den  freien  Arbeitsvertrag  zum  Beamten- 
verhältnis —  Fortschritt  in  der  psychologischen  Motivation  zur  Arbeit 
von  der  Peitsche  des  Sklavenhalters  über  den  Zwang  des  Hungers, 
über  das  verfeinerte  Bedürfnis  zum  überwirtschaftlichen  Wert  —  Fort- 
schritt vom  Werkzeug  roher  Allgemeinheit  über  das  spezialisierte, 
arbeitzerlegende  Werkzeug  zum  Werkzeugsystem  der  Arbeit  ersetzenden 
Maschine  usw. 

Von  diesen  allgemeinsten  Tatsachen  allesWirtschaftslebens  aufsteigend, 
bemüht  sich  die  Allgemeine  Nationalökonomie,  irgendwelches  allgemein- 
gültige westeuropäische  Entwicklungsschema  aufzustellen,  etwa  nach 
der  Art  des  oben  angedeuteten,  um  dann  innerhalb  der  einzelnen  Wirt- 
schaftsstufen die  Grundtatsachen  nach  ihren  verschiedenen  Seiten  hin 
begrifflich  auseinanderzufalten.  Je  höher  sie  auf  der  Kulturleiter  auf- 
steigt, desto  mehr  tritt  an  Stelle  des  Gattungsbegriffs  der  Idealtypus. 
Die  Grundbegriffe  der  Tauschwirtschaft  sind  vielfach  von  der  Rechts- 
wissenschaft vorgeformt:  Kauf,  Preis,  Geld,  Lohn,  Kapital,  Zins, 
Grundrente,  nicht  minder  die  Allgemeinbegriffe  der  Kreditwirtschaft, 
wie  Darlehen,  Hypothek,  Wechsel,  Banknote,  Effekten  usw.  Der  Natio- 
nalökonom hat  die  tausendjährige  Arbeit  der  Juristen  sich  dankbar 
anzueignen  —  Rechtsstudium  erwünschte  Vorbildung  des  National- 
ökonomen !  — ,  aber  ihn  interessiert  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  juristischen  Institution.  Seine  Arbeit  beginnt  da,  wo  die 
des  Juristen  endigt,  indem  er  von  juristischer  zu  wirtschaftlicher  Begriffs- 
bildung fortschreitet,  z.  B.  vom  Darlehen  zum  Kredit,  indem  er  nur 
den  gezogenen  Datowechsel  als  Wechsel  im  wirtschaftlichen  Sinne  gelten 
läßt  u.  a.  Den  so  festgestellten  Allgemeinbegriffen  setzt  er  typische 
Entwicklungsreihen  zur  Seite,  z.  B.  Fortschritt  vom  rechenhaften, 
privatwirtschaftlichen    Kapitalbegriff    zum    klassenbildenden,    sozial- 
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wirtschaftlichen  Kapitalbegriff  —  Fortschritt  vom  Geld  als  allge- 
meinem Tauschgut  zum  Geld  als  ideeller  Wertquote  —  Fortschritt 
von  der  Notenfreiheit  zur  Zentralnotenbank  usw.  Die  Allgemeine 
Nationalökonomie  sammelt  so  den  Begriffsinhalt  der  Wirtschafts- 
geschichte —  I.)  das,  was  vom  Wirtschaftsleben  im  allgemeinen, 
2.)  das,  was  gemeinsam  von  Westeuropa  gilt,  ohne  England,  Frankreich, 
Deutschland  zu  nennen  —  und  stellt  es  in  systematisch-chronologischer 
Folge  an  der  Hand  eines  allgemeinsten  Entwicklungsschemas  dar,  das 
seinen  geschichtlichen  Ursprung  nicht  verleugnet.  Ein  solcher  Aufriß 
wäre  mit  allem  Vorbehalt  etwa  folgender: 

1.  Natürliche  Voraussetzungen  des  Wirtschaftslebens:  Natur 
und  Bevölkerung. 

2.  Allgemeine  Tatsachen  alles  Wirtschaftslebens  :Bedürfnis, 
Arbeit,  Werkzeug,  Gut,  Wert,  Produktion, 
Konsumtion. 

3.  Allgemeine  Tatsachen  der  Tauschwirtschaft:  Tausch, 
Preis, Geld, Lohn, Kapitalzins, Grundrente. 
Höchster  Typus  der  Tauschwirtschaft :  Kapitalismus. 

4.  Allgemeine  Tatsachen  der  Kredit  Wirtschaft :  Kredit,  Bank, 
Kreditbank,  Notenbank,  Bodenkredit.  Höchster  Typus  der 
Kreditwirtschaft :  Effektenkapitalismus. 

5.  Allgemeine  Tatsachen  der  Gesamt  (Kollektiv-)  Wirtschaft : 
Kartell,  Genossenschaft,  Kommunal-  und 
Staatsunternehmung,  Zentralbank. 

Der  allgemeinen  Nationalökonomie  gegenüber  steht  die  spezielle 
Nationalökonomie,  welche  die  Wirtschaftsentwicklung  der 
einzelnen  Völker  mit  dem  Begriffsmaterial  der  Allgemeinen  National- 
ökonomie, aber  gerade  in  ihrer  Eigenart,  darstellt.  Für  uns  ist 
aus  wirtschafts  politischen  Gründen  Gegenstand  der  speziellen 
Nationalökonomie  die  deutsche  Volkswirtschaft  der 
Gegenwart  als  verankert  in  der  jüngsten  Ver- 
gangenheit. 

Es  bleibt  noch  die  Frage  nach  der  Bedeutung  der  ,,T  h  e  o  r  i  e" 
im  engeren  Sinne,  d.  h.  der  klassischen  Nationalökonomie  der  Eng- 
länder und  ihrer  Nachfolger,  sowie  der  neueren  deutschen  Privat- 
wirtschaftswissenschaft . 

Die  klassische  Nationalökonomie  ist  nichts  anderes  als  ein  Anwen- 
dungsfall des  typischen  Verfahrens,  wobei  die  Verhältnisse  einer  zur 
„Konkurrenzwirtschaft"  gesteigerten  Tauschwirtschaft  als  unverändert 
angesehen  und  im  Gleichgewicht  befindlich  vorausgesetzt  werden. 
Als  Causa  der  Veränderungen  wird  sodann  der  individualpsycho- 
logische Faktor  des  Strebens  nach  größtmöglichem  Ertrag  isoliert. 
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Die  Möglichkeit  solchen  Verfahrens  setzt  verhältnismäßig  spät  ein. 
Zunächst  und  für  lange  Zeit  sind  es  soziale  Ordnungen,  welche  die 
Wirtschaft  des  Einzelnen  bestimmen  und  zur  Erklärung  der  wirt- 
schaftlichen Kausalität  ausreichen.  Der  Mensch  tritt  in  die  Geschichte 
als  gebundenes  Glied  einer  unreflektierten  Gemeinschaft.  In 
der  Dorfgemeinde  Indiens,  wie  Sir  Henry  Maine  sie  schildert,  ist  die 
Technik  des  Ackerbaues,  sind  die  Preise  der  Handwerkswaren,  die 
Löhne,  die  grundherrlichen  Renten  autoritativ  und  gewohnheitsmäßig 
bestimmt.  Noch  schlummert  die  Seele  des  Einzelwirtschafters,  deren 
Regungen  im  Schatten  der  wissenschaftlichen  Gleichgültigkeit  ver- 
harren. Nicht  minder  in  der  früheuropäischen  Hauskommunion, 
in  der  Markgenossenschaft,  in  der  mittelalterlichen  Zunft;  nicht  viel 
anders  aber  auch  noch  in  der  obrigkeitlich  geregelten  Hausindustrie 
des  Merkantilismus.  Auch  heute  noch  wird  das  Wirtschaftsleben 
weithin  durch  soziale  Mächte  bestimmt.  Es  ist  das  Verdienst 
der  historischen  Nationalökonomie  —  eines  Schmoller,  auf  den  Faktor 
,, Staat"  —  eines  Brentano,  auf  den  Faktor  ,, Organisation"  (Arbeiter- 
gilden der  Gegenwart  und  als  einer  der  ersten  auf  das  Kartell)  als 
solche  soziale  Mächte  hingewiesen  zu  haben.  Ebenso  betont  K.  Marx 
einen  sozialen  Faktor,  wenn  er  die  von  französischen  Schrift- 
stellern übernommene  Idee  des  Klassenkampfes  in  den  Mittelpunkt 
alles  Wirtschaftsgeschehens  stellt.  Wie  immer  man  zu  der  Marxischen 
Wert-  und  Preislehre  stehe,  jedenfalls  ist  der  Mehrwert  von  Marx 
als  soziale  Erscheinung  gedacht  —  Ergebnis  des  Klassenkampfes. 
Unabhängig  von  individualpsychologischen  Erwägungen,  ja  ohne 
Wissen  und  Willen  der  Beteiligten,  wirkt  er  vermittels  des  Ausgleichs 
der  Mehrwerte  zur  Durchschnittsprofitrate  auf  die  Preisbildung  ein. 

Aber  die  Alleinherrschaft  des  sozialen  Faktors  wurde  durchbrochen. 
Nach  Maine  unterliegt  in  der  indischen  Dorfgemeinde  der  Getreide- 
preis von  vornherein  der  ,, freien"  Preisbildung;  denn  Getreide  wird 
ursprünglich  überhaupt  nicht  gehandelt,  und  der  erste  Getreidehändler 
ist  ein  Fremder.  In  ihm  gewinnen  individualpsychologische  Strebungen 
zuerst  eine  sozialökonomische  Bedeutung.  Der  Händler  ist  es, 
der  als  sozial  entbundener  Einzelunternehmer  —  als  ,, Privatwirt"  — 
die  ganze  mittelalterliche  Gesellschaft  umstürzt.  Das  revolutionäre 
Werk  des  Händlers  beschleunigt  der  Fürst,  dessen  privatwirtschaft- 
liche Strebungen  nunmehr  sozialökonomische  Bedeutung  erlangen. 
Der  Fürst  zwingt  seinen  Untertanen  aus  finanzpolitischen  Gründen 
privatwirtschaftliches  Denken  auf.  Für  Zwecke  ,, kaiserlicher  Macht- 
politik" peitscht  der  Steuererheber  den  russischen,  den  indischen 
Bauer  aus  sozialpsychologischer  Gebundenheit  in  die  Arena  individual- 
psychologischer Selbstbestimmung,  auf  der  er,  der  ungewohnte  Einzel- 
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f echter,  hilflos  zusammenbricht.  Mit  dieser  geschichtlichen  Wandlung 
treten  Schriftsteller  auf,  zunächst  um  der  Einzelwirtschaft  des  Händlers 
und  des  Fürsten  erfolgreiche  Wege  zu  weisen  —  ,, Privatwirtschafts- 
praktiker". Alle  diese  Schriftsteller  — Merkantilisten,  Kameralisten  — 
sind  lediglich  ,, Vorlauf  er"  der  Volks  Wirtschaftswissenschaft,  denn  es  fehlt 
ihnen  das  Ziel  der  Erkenntnis  des  volkswirtschaftlichen  Ganzen. 

Solche  Ziele  stellen  sich  zuerst  die  Physiokraten  und  die  Klassiker. 
Die  klassische  Nationalökonomie  bedeutet  den  kühnen  Versuch,  das 
wirtschaftliche  Ganze  zu  erkennen  unter  völliger  Ausschaltung  des 
sozialen  Faktors  allein  aus  individualpsychologischen  Beweggründen 
heraus.  Die  klassische  Nationalökonomie  war  der  erste 
Versuch  einer  Privatwirtschaftslehre,  die  weit  über 
ihr  Ziel  hinausschoß.  Dieser  Versuch  mußte  scheitern  wegen 
Vernachlässigung  des  sozialen  Faktors. 

Der  typische  Vertreter  obiger  Richtung  ist  bekanntlich  Ricardo. 
Hatte  Steuart  die  Ethik  aus  der  politischen  Ökonomie  verbannt  und 
sie  der  Domäne  des  Staatsmannes  überwiesen,  aber  dabei  die  Deduktion 
aus  dem  Eigeninteresse  nur  als  theoretisches  Hilfsmittel  betrachtet, 
so  deckt  diese  Deduktion  für  Ricardo  das  empirische  Faktum.  Das 
Konkurrenzsystem  ist  für  ihn  nicht  historische  Voraussetzung,  sondern 
das  ,, natürliche"  Wirtschaftssystem  und  insofern  jenseits  aller  Ent- 
wicklung. Dabei  schillert  der  Begriff  ,, natürlich"  zwischen  dem,  was 
von  Natur  ist ,  und  dem ,  Wcis  nach  Natur  recht  sein  soll.  Seine 
Gesetze  gelten  für  Ricardo  räum-  und  zeitlos,  nicht  anders  als  das 
Gravitationsgesetz.  Ricardo  glaubt  als  Rationalist,  aus  seinen  Schluß- 
folgerungen ergebe  sich  die  Wirklichkeit  —  naiver  Abbildtheoretiker, 
der  aus  dem  Begriff  auf  das  Dasein  desselben  schließt. 

Auf  methodologischem  Boden  versuchte  J.  St.  M  i  1 1  die  Rechtferti- 
gung der  klassischen  Theorie  als  ,, hypothetischer  Wissenschaft".  Die 
politische  Ökonomie  ist  eine  abstrakte  Wissenschaft;  ihre  Methode  ist 
eine  deduktive.  Ihre  Ergebnisse  sind,  wie  die  der  Geometrie,  in  abstracto 
wahr:  auf  Grund  freigewählter  Prämissen  korrekt  gezogene  Schlüsse. 
In  concreto  nicht  immer  wahr.  Das  störende  Moment  ergibt  sich  aus 
der  Anwendung  der  Resultate  auf  die  Wirklichkeit:  hier  tritt  di« 
Unsimime  der  ,,disturbing  causes"  in  Wirksamkeit;  aber  allmählich 
werden  viele  von  ihnen  ,,within  the  pale  of  the  abstract  science"  ge- 
bracht, so  daß  sie  in  Zukunft  mit  unter  die  Voraussetzungen  der  deduk- 
tiven Forschungen  aufgenommen  werden  können.  Die  Theorie  wird 
immer  wahrer! 

Die  klassische  Nationalökonomie  der  Engländer  setzt  eine  höchst  be- 
stimmte, nur  einmal  gegebene  Umwelt  voraus,  a)  Der  Rechtsstaat 
schützt  Eigentum  und  persönliche  Freiheit.    Der  staat- 
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liehe  Rechtsschutz  hält  das  Streben  nach  Gewinn  auf  dem  Boden 
des  „friedlichen"  Wettbewerbs.  Wo  Reichtum  ein  Ergebnis  der  Be- 
raubung ist,  wo  z.  B.  der  Germane  mit  Schweiß  zu  erwerben  verachtet, 
was  mit  Blut  erworben  werden  kann,  wo  der  Feudale  ,,aus  dem  Sattel 
lebt"  und  die  Pfeffersäcke  beraubt,  statt  selber  Pfeffersäcke  auf  den 
Markt  zu  bringen,  da  gibt  es  kein  Gesetz  der  Preisbildung.  Die  Whigs  er- 
klärten, Bankwesen  sei  unvereinbar  mit  der  Monarchie  —  einer  Monarchie 
wie  die  der  Stuarts,  die  da  ernteten,  wo  sie  nicht  gesät  hatten,  die 
insbesondere  Depositen  sich  aneigneten,  wo  sie  sie  fanden,  b)  Die 
Rechenkunst  ist  durch  Einführung  des  arabischen  Ziffem- 
systems  fortgeschritten  genug,  um  Buchhaltung  und  Bilanzierung  zu 
ermöglichen.  Der  mittelalterliche  Mensch  „verrechnet"  sich  grund- 
sätzlich und  kann  es  schon  um  deswillen  nicht  zur  vollen  Rechenhaftig- 
keit  bringen,  c)  An  Stelle  der  rein  persönlichen  Wertschätzungen  ist 
ein  gesellschaftlicher  Wert  getreten  innerhalb  einer  mehr 
oder  minder  großen  „Bewertung^gesellschaft".  Dieser  Wert  ist  quanti- 
fiziert. Das  Geld  ist  allgemeiner  Wertmesser.  Das 
persönliche  Verhältnis  des  Einzelnen  zum  einzelnen  Gut  ist  immer 
individuell;  der  Geschmack  und  Sättigungsgrad  ist  verschieden. 
Erst  das  Geld  ermöglicht  die  Übersetzung  des  Gewinnstrebens  ins 
Ziffernmäßige,  damit  in  das  Unbegrenzte  und  Vergleichbare:  ,,Ameri- 
kanismus".  ,,Der  Gegenstand  ist  hier  gewissermaßen  ganz  durch 
seinen  Preis  ersetzt  worden;  er  genießt  genau  die  Achtung,  die  seinem 
Marktwert  entspricht  und  kann  durch  jeden  anderen,  der  denselben 
Marktpreis  hat,  ersetzt  werden"  (Simmel).  d)  Der  Wirtschafter  ist 
geistesgeschichtlich  zur  Arbeit  und  in  gewissem  Grade  auch  zur 
Wahrheit  erzogen,  während  der  Feudale  grundsätzlich  faulenzt 
und  der  Frühhändler  grundsätzlich  betrügt.  Der  Wirtschaftsmensch 
der  Klassiker  dient  dem  „Geschäft",  statt  zu  genießen:  ,,Der  frugale 
Unternehmer"  mit  dem  „guten  Gewissen  des  Reichtums"  (Max  Weber). 
Ohne  diese  Pflichtmäßigkeit  schlägt  der  Wirtschaftsmensch  nur  zu 
schnell  in  den  Rentner  um ;  er  wird  zum  Sportsmann  oder  Ästheten. 
Der  Sklave  der  Buchbilanz  rebelliert  und  liebäugelt  mit  der  Halbwelt 
des  Rentnerstaates.  Nicht  minder  beruht  der  Wirtschaftsmensch  auf 
einer  gewissen  Pflicht  zur  Wahrheit.  Die  Lüge  erschien  den  homeri- 
schen Göttern  und  den  jüdischen  Erzvätern  als  „läßliche  Sünde"  und 
ist  auf  primitiven  Gesellschaftsstufen  sozial  ungefährlich,  ja  vielleicht 
zur  Gewinnung  priesterlicher  Kulturmuße  nützlich.  Das  wirtschaft- 
liche Leben  steht  auf  einfachen  Tatsachen,  von  denen  jeder  die  richtige 
Ansicht  gewinnen  kann.  Dagegen  ist  ein  gewisses  Maß  von  Wahr- 
heit die  Voraussetzung  jeder  höheren  Verfeinerung  des  Wirtschafts- 
lebens.   Die  Lüge   als  ein    ,, geistiges  Faustrecht",  brutal  wie  dieses, 

'27* 


420  Gerhart  v.  Schulze-Gaevernitz. 

ist  heute  im  Kleinhandel  zulässiger  als  im  Großhandel,  der  Millionen 
„auf  Treu  und  Glauben"  nach  Muster  kauft.  Grundlage  des  Kredits 
ist  in  den  meisten  Fällen  (neben  der  Auskunftei  und  Bilanzprüfung) 
eben  doch  ein  gefühlsmäßiger  Glaube  an  den  Schuldner.  Die  Ge- 
fahr des  Wirtschaftens  mit  fremdem  Geld  wird  um  so  größer,  als 
gerade  die  moderne  Kreditwirtschaft  in  ihrer  Abstraktheit  ungeheure 
Dissimulierungsmöglichkeiten schafft  (Simmel,  Soziologie).  Insbesondere 
ruht  alles  Bankwesen  auf  Vertrauen.  Der  Wirtschaftsmensch  schifft 
weislich  zwischen  der  ,,honesty"  als  ,,best  policy"  und  der  vielbewun- 
derten Smartness  des  Yankee  hindurch,  e)  Hierzu  kommt  der  Druck 
des  Bevölkerungsgesetzes,  gewiß  auch  keine  ,, natürliche"  Gegeben- 
heit, die  ein  für  allemal  feststeht.  Ricardo  hat  das  Malthussche  Gesetz 
als  notwendige  Prämisse  seiner  Theorie  eingebaut.  Im  Hintergrunde 
steht  der  jüdisch-puritanische  Sollsatz:  ,,Seid  fruchtbar  und  mehret 
euch!"  Dieser  Satz,  gegen  den  Naturvölker  oft  verstoßen,  verliert 
auch  bei  Kulturvölkern  infolge  Zersetzung  der  ihn  tragenden  Welt- 
anschauung nur  zu  schnell  seine  Kraft. 

Es  sind  dies  höchst  verwickelte  Voraussetzungen,  wie  sie  nur  einmal 
im  westeuropäischen  Geschichtsverlaufe  und  von  hier  über  den  Globus 
ausstrahlend,  verwirklicht  worden  sind.  Vielleicht  handelt  es  sich  nur 
um  eine  kurzlebige  Episode  in  der  Menschheitsentwicklung.  Auf  diesem 
gebrechlichen  Boden,  welchen  Puritanismus  und  Aufklärung  zimmerten, 
fragen  die  Engländer:  „Wie  würde  das  Wirtschaftsleben  ablaufen, 
wenn  nur  Wirtschaftsmenschen  miteinander  in  Verkehr  träten  —  als 
Käufer  und  Verkäufer  von  Waren ,  Grundstücken ,  Arbeitskräften  ? 
Dieser  ,, Wirtschaftsmensch",  der,  unbekümmert  um  die  Lockungen 
des  Rentnertums,  dem  unbegrenzten  Streben  nach  größtmöglichem 
Buchgewinn  folgt,  Ziffern  an  Ziffern  reiht,  als  erster  des  Morgens  auf 
dem  Kontorbock  hockt,  als  letzter  herabsteigt,  ist  gewiß  kein  Durch- 
schnitt, sondern  ein  Typus,  der  in  solcher  Reinheit  vielleicht  niemals 
verwirklicht  worden  ist.  Mittelst  der  Isolierung  dieses  Typus  als 
individualpsychologischer  Kausa  gelangte  die  Theorie  zu  sogenannten 
„Gesetzen",  d.  h.  zu  Regelmäßigkeiten:  Auf  Grund  gleichartiger  Tat- 
bestände wird  ein  gleichartiger  Ablauf  als  notwendig  erlebt.  Aber 
diese  Gesetze  sind  nur  dann  mehr  als  eine  gedankliche  Spielerei,  wenn 
sie  ,, gelten"  —  ob  auch  in  mehr  oder  minder  großer  Reinheit.  Es 
ist  zu  prüfen,  ob  wirtschaftlich  relevante  Situationen  tatsächlich 
diesen  Verlauf  nehmen  (Max  Weber).  Die  Wirtschaftstheorie  hat 
nur  insofern  einen  Zweck,  soweit  sie  den  konkreten  Ablauf  des  Wirt- 
schaftslebens —  das  einmalige  wirtschaftliche  Ganze  —  der  wissenschaft- 
lichen Erkenntnis  näher  bringt.  Sie  hat  nur  den  Zweck  (sit  venia 
verbo)  einer  Hilfswissenschaft  der  Wirtschaftsgeschichte. 


„  Wirtschaftswissenschaft  ?"  421 

Es  ist  nun  kein  Zweifel,  daß  für  ihre  Zeit  die  Gesetze  der  Klassiker 
ein  wertvolles  Mittel  zur  Erklärung  der  Wirklichkeit  abgaben,  da  in 
vielen  Fällen  die  Voraussetzungen  der  Wirtschaftstheorie  in  der  Tat- 
sachenwelt vorlagen.  Es  war  gerade  der  Vorteil  dieser  Theorie,  daß 
sie  nicht  ,, reine"  Ökonomie  —  keine  Konstruktion  in  den  luftleeren 
Raum  —  war,  sondern  eine  höchst  bestimmte  soziale  Organisation 
zur  Voraussetzung  hatte.  Nicht  um  die  reinliche  Lösung  von  Schach- 
aufgaben handelte  es  sich,  was  Diehl  einem  Schumpeter  entgegenhält. 
Die  Gesetze  der  Klassiker  haben  demgegenüber  als  Tendenzen  das 
konkrete  Geschehen  vielfach  beherrscht,  und  Ricardo  war  ein  Interpret 
jener  Zeit,  da  die  Manchesterlehre  britisches  Weltherrschaftsinteresse 
war  und  der  Handlungsreisende  ,,mit  dem  Preiskourant"  die  Welt  für 
England  eroberte. 

Heute  haben  sich  die  historischen  Grundlagen  vielfach  verschoben 
• —  geographisch  wie  geistesgeschichtlich  verschoben  — ,  und  es  erhebt 
sich  die  Frage,  inwieweit  die  Gesetze  des  britischen  Industriekapitalis- 
mus des  19.  Jahrhunderts  auch  den  deutschen  und  amerikanischen 
Hochkapitalismus  des  20.  Jahrhunderts  noch  beherrschen.  Nach  dem 
Ansturm  der  historischen  Schule  scheint  zunächst  wenig  mehr  als  ein 
Trümmerfeld  von  der  britischen  Theorie  noch  übrig  zu  sein.  Trotzdem 
glaube  ich,  daß  eine  Anzahl  tragfähiger  Grundmauern  aus  dem  Schutt 
herauszuarbeiten  sind.  Ich  rechne  hierzu  etwa:  das  Preisgesetz  der 
höchsten  und  niedrigsten  Produktionskosten  bei  beschränkt  oder  be- 
liebig vermehrbaren  Waren,  die  Grundrentenlehre,  die  jeder  tieferen 
Betrachtung  der  städtischen  Bodenfrage  zugrunde  gelegt  werden  muß, 
das  Greshamsche  Gesetz,  eine  verbesserte  Quantitätstheorie.  Aber 
auch  diese  Restbestände  sind  nicht  unbezweifelt ,  und  an  der  ver- 
änderten Tatsächlichkeit  nachzuprüfen.  Wie  das  Ergebnis  auch  immer 
sei,  wirtschaftsgeschichtlich,  als  Interpreten  ihrer  Zeit,  werden  die 
Briten  steigen,  je  mehr  ihr  theoretischer  Stern  sinkt. 

Dagegen  ist  auf  die  Fortbildung  der  Briten  viel  Gedankenarbeit  ohne 
entsprechenden  Erfolg  aufgewandt  worden.  Wie  wenig  zur  Erkennt- 
nis konkreter  Preisbildungsvorgänge  hat  z.  B.  die  Grenznutzentheorie 
beigetragen  —  etwa  zur  Aufklärung  des  Problems  der  allgemeinen 
Teuerung  des  letzten  Jahrzehnts!  Während  innerhalb  der  deutschen 
Reichsgrenzen  der  Ausbau  des  deutschen  Hochkapitalismus  die  wirt- 
schaftswissenschaftlichen wie  wirtschaftspraktischen  Interessen  eines 
ganzen  Menschenalters  in  Anspruch  nahm,  vollzog  sich  in  Österreich 
die  Fortbildung  der  Theorie  mit  großem  Fleiß,  großem  Scharfsinn 
—  aber  studierstubenmäßig  unter  Ablösung  von  der  Muttererde.  Der 
Boden  Wiens  war  weder  von  Puritanern  noch  von  Aufklärern  durch- 
pflügt worden! 
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Es  ist  gegenüber  den  Mißerfolgen  der  Epigonen  nur  zu  verständlich, 
wenn  von  Jüngeren  heute  erklärt  wird:  Das  Wirtschaftsleben  ist  seit 
4en  Tagen  der  Klassiker  verwickelter  geworden;  die  historischen 
Voraussetzungen,  welche  die  Briten  machten,  sind  demnach  weiter 
zu  vervielfältigen.  Die  Kategorien  der  Wirtschaft,  von  denen  jene 
•ausgehen  —  Kapitalist,  Arbeiter,  Grundrentner  —  sind  frühkapitalistisch 
und  britisch  und  genügen  nicht  mehr  für  den  deutschen  Hochkapita- 
lismus der  Gegenwart.  Die  privatwirtschaftlichen  Gesichtspunkte  sind 
konkreter  zu  fassen,  nicht  um  ihrer  selbst  willen,  sondern  behufs  besserer 
Erkenntnis  des  sozialen  Ganzen.  Aber  zur  Erforschung  dieses  Ganzen 
begibt  man  sich  zunächst  auf  den  „Umweg",  den  Standpunkt  des  pri- 
vaten Wirtschaftssubjekts  einzunehmen  und  dessen  individualpsycho- 
logischen Erwägungen  und  Strebungen  nachzugehen. 

Es  ist  methodologisch  einwandfrei,  den  Versuch  der  Klassiker  mit  ver- 
feinerten Mitteln  dadurch  zu  wiederholen,  daß  man  die  historischen  Vor- 
aussetzungen der  Briten  vervielfältigt  und  umprägt  und  die  Seele  des 
Wirtschaftsmenschen  in  verschieden  gefärbte  Typen  auseinander  faltet. 
Indem  man  den  Wirtschaftsmenschen  konkreter  faßt,  kann  man  sich 
auf  Marx  berufen,  dessen  privatwirtschaftliche  Erörterungen  —  ich 
erinnere  u.  a.  an  das  berühmte  Kapitel  über  den  Fetischcharakter  der 
Ware  —  nicht  einen  farblosen  Kapitalisten  schlechthin,  sondern  den 
britischen  Industrieunternehmer  der  dreißiger  und  vierziger  Jahre, 
eigentlich  den  ,,Cottonlord",  zum  Gegenstande  .haben.  Der  Privat- 
wirtschaf tler  fragt:  Wie  würde  das  Wirtschaftsleben  verlaufen,  wenn 
ein  bestimmter  Händlertypus  (ein  Wirtschaftsmensch  konkreter  Fär- 
bung) mit  Waren  bestimmten  Charakters,  bestimmten  Verwendungs- 
zweckes usw.  auf  den  Markt  tritt?  Wie  würde  das  Wirtschaftsleben 
verlaufen,  wenn  ein  bestimmter  Produzententypus  in  der  Rohstoff- 
oder Verarbeitungsindustrie,  mit  überwiegender  Maschinen-  oder 
Handarbeit,  mit  ungelernter  oder  qualifizierter  Lohnarbeit  tätig  wird? 
Er  scheidet  den  Einzelunternehmer  vom  Aktienunternehmer,  den 
arbeitsintensiven  vom  kapitalintensiven  Fabrikunternehmer  usw.,  aber 
er  zerlegt  auch  den  Arbeiter,  den  Ricardo  als  ,,Hand",  Marx  als  ,, Prole- 
tarier" unterschiedslos  sich  vorstellten,  in  zahlreiche  Typen.  In  dieser 
Richtung  liegen  die  sozialpsychologischen  Untersuchungen  des  Vereins 
für  Sozialpolitik.  So  vorgehend,  ist  man  auch  viel  eher  in  der  Lage, 
all'  die  Übergänge  zu  erfassen,  welche  vom  konkurrierenden  Unter- 
nehmertum größtmöglichen  Gewinnstrebens  zum  organisierenden,  auf 
festes  Gehalt  gestellten  Beamten  hinüberführen. 

Unter  fiktiver  Loslösung  von  der  sozialen  Verkettung  und  Einfühlung 
in  die  individualpsychologische  Verursachung  gelangt  die  Privatwirt- 
schaftslehre zu  typischen  Vorgängen,  die  im  Wirtschaftsleben  wirksam 
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werden,  oder  die  Tendenz  haben,  dort  wirksam  zu  werden,  wo  gerade 
dieser  geistige  Typus  an  der  Arbeit  ist.  Man  legt  damit  in  bewußter 
Isolierung  einzelne  Kausalstränge  des  volkswirtschaftlichen  Geschehens 
bloß,  soweit  letzteres  von  der  Privatwirtschaft  her  beeinflußt  wird,  und 
bietet  in  diesem  Sinne  eine  ,, Hilfswissenschaft"  der  allumfassenden 
Wirtschaftswissenschaft,  nicht  anders  als  die  klassische  Wirtschafts- 
theorie. Ist  jene  Wirtschaftstheorie  der  Klassiker  methodologisch 
berechtigt,  so  ist  es  auch  die  neuere  Privatwirtschaftswissenschaft, 
denn  die  Struktur  beider  Disziplinen  ist  die  gleiche. 

Wieweit  die  Privatwirtschaftslehre  tatsächlich  unseren  v  o  1  k  s  - 
wirtschaftlichen  Erkenntniszwecken  dienen  mag,  wird  von  den  Leistun- 
gen ihrer  Anhänger  abhängen,  denen  freie  Bahn  zu  gönnen  ist.  Vielleicht 
sind  die  Aussichten  keine  ganz  schlechten;  denn  die  neuere  Privat- 
wirtschaftslehre bildet  engere  und  inhaltsreichere  Begriffe  und  steht 
insofern  dem  tatsächlichen  Wirtschaftsleben  näher  als  die  klassische 
Ökonomie.  Ihr  Ziel  ist  es,  zu  einer  ,, realistischen  Theorie"  zu  gelangen. 
Ich  selbst  überzeugte  mich  von  der  Anwendbarkeit  und  Nützlichkeit 
privatwirtschaftlicher  Betrachtungsweise  bei  Gelegenheit  meiner  Studien 
über  deutsches  Bankwesen  der  Gegenwart,  Weitreichende  psycholo- 
gische Umschichtungen  weisen  gerade  auf  diesem  Gebiete 
über  den  blassen  ,,homo  oeconomicus"  der  Vorzeit  hinaus  und  sind 
nur  auf  dem  Wege  privatwirtschaftlicher  Typenbildung  zu  fassen: 
Der  alte  Privatbanker  —  der  durch  das  Telephon  an  die  Zentrale  an- 
geschlossene Direktor  der  Filiale  oder  ,, Konzernbank"  —  der  leitende 
Kopf  der  Großbank  —  der  Bankbeamte  nach  seinen  verschiedenen 
Schichten  —  der  Reichsbankpräsident  —  das  alles  sind  Typen,  denen 
durch  individualpsychologische  Einfühlung  nachzugehen  ist. 

Es  ist  eine  reine  Zweckmäßigkeitsfrage  nationalökonomischer  Lehre 
und  Schriftstellerei,  ob  diese  privatwirtschaftlichen  Untersuchungen 
in  einer  besonderen  Hilfsdisziplin  zu  sammeln  und  zu  lehren  sind. 
Ich  bejahe  diese  Frage.  Bei  der  fortschreitenden  Komplizierung  unseres 
Wirtschaftslebens  ist  es  heute  schwieriger  als  bisher,  die  im  Inneren 
der  Unternehmung  obwaltenden  Beweggründe  festzustellen  —  zumal 
sie  nicht  selten  mit  dem  Schleier  des  Geschäftsgeheimnisses  verdeckt 
sind.  Um  so  erforderlicher  wird  eine  besondere  Schulung  zum  privat- 
wirtschaftlichen Denken,  welche  ,, durch  die  Brille  der  Beteiligten" 
zu  schauen  lehrt.  Der  so  gebildete  Nationalökonom  versteht  dort 
nachzuempfinden,  wo  die  psychologischen  Fäden  versteckt  unter  der 
Oberfläche  laufen. 

Sodann  leiden  wir  in  unserer  volkswirtschaftlichen  Lehre  und  Schrift- 
stellerei  vielfach  an  einer  unheilvollen  Vermengung  volkswirtschaft- 
licher und  privatwirtschaftlicher  Betrachtungen.    Die  Privatwirtschaft- 
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liehe  Schulung  soll  unsere  Nationalökonomen  veranlassen,  zunächst 
bewußt  privatökonomisch  zu  denken,  aber  auch  des  Endpunktes  sich 
bewußt  zu  werden,  an  dem  die  volkswirtschaftliche  Betrachtung  die 
privat  wirtschaftliche  ablöst.  Es  wäre  kein  geringer  Erfolg  des  Ein- 
bruchs der  Privatwirtschaftler  in  die  schulmäßige  Nationalökonomie, 
wenn  wir  in  Zukunft  scharf  und  bewußt  scheiden  lernten:  Wo  spricht 
der  Privatwirtschaftler,  wo  der  Sozialökonom  ?  Hinsichtlich  der  Be- 
griffsbildung wird  man  mit  Vorteil  den  privatwirtschaftlichen  und  volks- 
wirtschaftlichen Begriff  der  Wirtschaft,  des  Kapitals  usw.  scheiden; 
überall  wird  man  die  privatwirtschaftliche  Verursachung  von  der  volks- 
wirtschaftlichen Funktion  einer  Wirtschaftsinstitution  sondern. 

Endlich:  Der  nationalökonomische  Student  von  heute  strebt  in 
vielen  Fällen  der  Praxis  der  Industrie,  des  Handels  und  des  Bankwesens 
zu.  Es  ist  erwünscht,  daß  dasjenige  Geschlecht,  das  in  mehr  oder 
minder  leitender  Stellung  den  Vormarsch  der  deutschen  Arbeit  in 
das  Reich  dieses  ,, irdischen  Weltwesens"  anführen  soll,  vom  erfrischen- 
den Lufthauch  der  Universität  berührt  sei  und  hier  aus  dem  wieder- 
erschlossenen  Quell  des  deutschen  Neuidealismus  geschöpft  habe.  Möge 
es  hier  lernen,  daß  das  Geld  zwar  ein  mächtiges  Mittel  darstellt,  daß 
aber  der,  welcher  es  zum  letzten  Ziele  macht,  ein  armer  Mensch 
ist,  ob  er  auch  Millionär  sei.  Jedoch  gerade  diese  Studenten  haben 
ein  Recht  darauf,  von  der  Universität  auch  Brauchbares  für  die  Wirt- 
schafts p  r  a  X  i  s  mitzunehmen.  In  erster  Linie  rechne  ich  hierzu  eine 
großzügige,  aus  dem  Gedanken  des  neudeutschen  Industriestaates 
einheitlich  aufgebaute  Wirtschafts  p  o  1  i  t  i  k  —  keine  Rezepten- 
sammlung! Hierzu  aber  trete  eine  privatwirtschaftliche  Unterweisung, 
die  dem  künftigen  Juristen  nicht  minder  zugute  kommt.  Wie  hilflos 
steht  nicht  selten  der  Richter,  der  Rechtsanwalt  und  der  Verwaltungs- 
beamte gegenüber  Bilanzen  und  Geschäftsberichten,  gegenüber  Fragen 
kaufmännischer  Buchhaltung,  gegenüber  dem  Börsenkurszettel  und 
dem  Handelsteil  der  Tagesblätter  —  hilflos,  ohne  daß  die  Grenznutzen- 
lehre ihm  zu  nützen  vermag !  Dabei  handelt  es  sich  nicht  etwa  nur  um 
die  rein  technische  Kenntnis  dieser  Dinge,  um  Unterweisung  in  Buch- 
haltung und  kaufmännischer  Arithmetik.  Wichtiger  ist  es,  die  toten 
Ziffern  auf  ihren  privatwirtschaftlichen  Gedankeninhalt  entziffern  zu 
können.  Die  Universitäten  soUten  durch  eine  angegliederte  Hilfs- 
disziplin der  Privatwirtschaftslehre  den  nationalökonomischen  Studenten 
von    solcher  Hilflosigkeit  befreien. 

Abwehr  von  Irrtümern: 

I.  Die  Wirtschaftswissenschaft,  auch  die  Wirtschaftstheorie,  ist 
keine  Psychologie,  auch  keine  ,, angewandte",  obgleich  der 
Nationalökonom,  ähnlich  wie  der  dramatische  Dichter  und  der  politische 
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Historiker,  psychologische  Tatsachen  als  Ursachen  der  ihn  interessieren- 
den Vorgänge  reichlich  berücksichtigen  muß.  Hierzu  hilft  ihm  vielleicht 
auch  die  psychologische  Wissenschaft.  Aber  die  Struktur  dieser  Wissen- 
schaft ist  eine  grundsätzlich  andere.  Schon  Kant  erklärt  die  Psycho- 
logie als  der  Naturlehre  zweiten  Teil.  Die  wissenschaftliche  Psychologie 
ist  eine  Naturwissenschaft  und  sucht  als  solche  die  psychologischen 
Erscheinungen  zu  vereinfachen,  die  verwickelten  auf  einfachste  Ele- 
mente wie  Reiz,  Empfindung,  Vorstellung  zurückzuführen.  So  sagt  z.  B. 
Münsterberg  in  seiner  Psychologie,  daß  selbst  Wille  und  Gefühl  nicht 
aus  einfachen  Elementartatsachen  bestehen,  sondern  ebenfalls  Emp- 
findungsverbindungen sind,  die  sich  nur  durch  eigentümliche  Anordnung 
von  den  Vorstellungen  unterscheiden.  Als  Naturwissenschaft  strebt 
die  Psychologie  über  Allgemeinbegriffe  hinaus  zu  allgemeingültigen 
Gesetzen.  Gegenüber  der  Naturwissenschaft  von  der  Körperwelt  weist 
sie  zunächst  den  Nachteil  auf,  ihren  Gegenstand,  ,,die  Erfahrung  des 
inneren  Sinnes",  zwar  nachfühlen,  auch  zeitlich  messen,  aber  nicht 
räumlich  quantifizieren  zu  können.  Sie  über^vindet  diese  Schwäche 
durch  die  Hypothese  vom  psychophysischen  Zusammen- 
hang: Zuordnung  jedes  psychischen  Vorganges  zu  einem  physischen. 
Etwa:  Vorstellung  —  ein  biochemischer  Vorgang  in  gewissen  Zellen 
des  Gehirns;  Urteil  —  ein  biochemischer  Vorgang  in  der  Richtung 
des  geringsten  Widerstandes  zwischen  zwei  Nervenzentren;  Wille  — 
ein  antagonistischer  Vorgang  im  motorischen  Apparat;  Schlaf  —  eine 
Ausschaltung  des  Zusammenhangs  zwischen  sensorischem  und  moto- 
rischem Apparat;  Sprache  —  ein  Instrument,  um  den  Nervenapparat 
eines  anderen  durch  einen  bestimmten  Reiz  auf  eine  bestimmte  Reaktion 
einzustellen  usw.  Ohne  zu  dieser  Hypothese  Stellung  zu  nehmen, 
liegt  doch  auf  der  Hand,  daß  ihre  Richtigkeit  und  ihre  Nutzanwendung 
im  einzelnen  —  Umsetzung  psychologischer  Vorgänge  in  biochemische  — 
mit  der  Wirtschaftswissenschaft  auch  nicht  das  geringste  zu  tun  hat. 
Letztere  Wissenschaft  steigert  die  höchst  komplexe,  kulturerzeugte 
Psyche  des  ,, Wirtschaftsmenschen"  zum  Idealtypus,  ohne  irgendwie 
den  Versuch  zu  machen,  diesen  Typus  auf  einfachere  psychologische 
Elemente  zurückzuführen.  Dagegen  kann  die  Psychologie  mit  dem 
einfachen  Seelenleben  des  Kindes,  des  Naturvolkes,  des  Tieres  vielfach 
mehr  anfangen,  als  mit  der  verwickelten  Psyche  des  Kulturmenschen  *. 
Sollte  das  Grenznutzengesetz  ein  Spezialfall  eines  allgemeinen  psycho- 
logischen Gesetzes  sein,  wie  Ehrenfels,  Meinong,  Kreibig  u.  a.  behaupten, 
so  belegt  es  dadurch  nur,  daß  es  nicht  zur  Nationalökonomie  gehört, 
sondern    höchstens    eine    psychologische    Voruntersuchung    bedeutet. 


^  Max  Weber,  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,   ßd.  27. 
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wie  es  auch  biologische  Voruntersuchungen  (Darwinismus  und  Wirt- 
schaftsleben ?)  gibt.  Dagegen  kann  das  psychologische  Experiment 
für  die  Wirtschafts  praxis,z.  B.  die  Reklamekunst,  die  Ermüdungs- 
bekämpfung bei  gewerblicher  Arbeit  usw.,  wie  jede  naturwissenschaft- 
liche Technik,  von  größtem  Nutzen  sein.  Während  wir  dem  toten 
Stoffe  durch  Anwendung  der  Physik  und  Chemie  weite  Gebiete  ab- 
erobert haben,  steckt  unsere  Technik  gegenüber  der  Welt  der  lebenden 
Wesen  noch  in  den  Kinderschuhen;  es  eröffnen  sich  hier  für  Biologie 
und  Psychologie  aussichtsvolle  Weiten. 

2.  Die  Wirtschaftswissenschaft  ist  keine  Soziologie.  Wenn  auch 
die  Soziologie  selbst  bisher  zu  einer  scharfen  Begriffsbestimmung  ihres 
Wesens  noch  nicht  gelangt  ist,  so  scheint  doch  so  viel  festzustehen,  daß 
der  Begriff  des  gesellschaftlichen  Lebens  hier  ohne  jeden  Wertakzent 
gedacht  -wird  im  Sinne  einer  Mehrheit  von  Menschen,  die  in  psycho- 
logischer Wechselwirkung  stehen.  So  ist  ,, Gesellschaft"  nach  Simmel 
eine  psychische  Zuständlichkeit,  welche  auf  die  anderen  wirkt  und  von 
ihnen  beeinflußt  wird;  sie  umfaßt  als  solche  alle  Formen  des  Mit-  und 
Füreinander,  z.  B.  Kohäsion,  Attraktion,  Repulsion  usw.  —  nicht 
minder  Sitte,  Recht,  Sittlichkeit.  Alle  diese  Zusammenhänge  sind 
psychologische  Tatsachen.  Wo  das  Individuum  die  selbständige  Be- 
stimmung seines  Verhaltens  verliert  und  der  Bestimmung  durch  fremde 
Seelen  unterliegt,  dort  entfaltet  sich  die  Gesellschaft.  Dort  scheidet 
die  Soziologie  aus  dem  breiten  Felde  der  psychologischen  Tatsachen- 
welt das  ihr  eigene  Gebiet  aus,  ohne  grundsätzlich  andere  Forschungs- 
methoden anzuwenden  als  die  umfassendere  Wissenschaft  der  Psycho- 
logie selbst:  sie  ist  Sozialpsychologie.  Die  Soziologie  geht  also  psycho- 
logistisch  vor  als  die  Naturwissenschaft  vom  sozialen  Seelenleben,  die 
Wirtschaftswissenschaft  geht  idealtypisch  vor  als  die  Kulturwissen- 
schaft der  menschlichen  Wirtschaft. 

Selbstverständlich  soll  damit  die  Möglichkeit  einer  Psychologie  und 
Soziologie  als  Kultun\dssenschaft  nicht  geleugnet  werden :  eine  Lehre  von 
der  Entfaltung  des  Seelenlebens  und  des  Gesellschaftslebens  als  der  Kul- 
turträger im  Sinne  Hegels.  Die  Frage  ist  nur,  wieweit  eine  solche  kul- 
turwissenschaftliche Psychologie  und  Soziologie  durch  die  bisherigen 
Kulturwissenschaften    alten  Bestandes   das  Feld   schon  besetzt  fände. 

3.  Die  Wirtschaftswissenschaft  ist  keine  Mathematik,  ob- 
gleich mathematische  Formulierungen  gelegentlich  von  erheblichem 
Nutzen  sein  mögen  (Alfred  Weber!).  Aber  über  die  Richtigkeit  des 
mathematisch  formulierten  Inhalts  kann  die  Mathematik  nichts  aus- 
sagen. Es  gilt  hier  noch  heute  das  Wort  eines  Fr.  List  (Zollvereins- 
blatt  1844)  •  .»Es  kommt  für  die  Resultate  alles  auf  die  Voraussetzungen 
an,   deren   Einkleidung   in   mathematische   Zeichen  ganz   gleichgültig 
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ist.  Der  Kalkül  ist  überhaupt  im  Gebiete  der  Wirtschaftswissenschaft 
nur  eine  gleichgültige,  zufällig  gewählte  Form,  mit  der  sich  die  Reflexio- 
nen umhüllen,  und  der  Beweis  gewinnt  durch  diese  Einkleidung  nicht 
die  geringste  Schärfe  mehr,  als  die  Gedankenreihe  durch  sich  zu 
erzeugen  fähig  ist." 

Letzthin,  um  zum  Ausgangspunkt  zurückzukehren:  Die  Wirtschafts- 
wissenschaft  —  wertfrei,  wie  sie  sein  soll  —  ist  keine  Wirt- 
schafts Politik.  Die  Wirtschafts  geschichte,  als  Geschichtsr 
forschung,  versenkt  sich  ,, restlos"  in  fremde  Werte.  Das  Streben 
nach  größtmöglichem  Gewinn,  welches  die  Wirtschafts  t  h  e  o  r  i  e  als 
weitverbreitete  Tatsächlichkeit  zum  kausalen  Erklärungsprinzip  zahl- 
reicher wirtschaftlichen  Erscheinungen  macht,  gewinnt  damit  keine 
verbindliche  Kraft  für  den  handelnden  Menschen,  weder  für  die  Führung 
der  Einzelwirtschaft,  noch  weniger  für  die  Bearbeitung  des  volkswirt- 
schaftlichen Ganzen  durch  die  Politik.  Indem  die  Privatwirt- 
schaftslehre die  Strebungen  der  Untemehmerpsyche  bloßlegt, 
hat  sie  mit  dem  ,, Unternehmerinteresse"  nicht  das  mindeste  zu  tun. 
Nicht  als  Nationalökonomen,  sondern  als  Kulturmenschen 
sollen  wir  uns  für  Politik  interessieren,  für  welche  uns  die  Wirtschafts- 
wissenschaft vielleicht  nützliche  Ratschläge  erteilt  und  die  Wege 
weist,  wenn  wir  wissen,  wohin  die  Reise  gehen  soll.  Diese  Ziele  ent- 
stammen ganz  anderen  Quellen  —  nicht,  wie  man  gemeint  hat,  subjek- 
tiver Willkür,  sondern  jener  Weltanschauung,  durch  welche  der  deutsche 
Geist  die  letzten  und  unwandelbaren  Ziele  alles  Kulturstrebens  in 
unserer  Sprache  und  in  den  Erkenntnisformen  unserer  Zeit 
zum  Ausdruck  gebracht  hat.  Der  neudeutschen  Wirtschaftspolitik 
leuchten  die  Leitsterne  unserer  klassischen  Philosophie :  Persönlich- 
keit und  Menschheit. 

Wenn  ich  vorstehende  Ausführungen  dem  hochzuverehrenden  Jubilar 
Widme,  so  geschieht  es  nicht  nur  um  deswillen,  weil  sie  der  Rechtfertigung 
der  historischen  Methode  unserer  Wissenschaft  dienen.  Diese  Methode 
hat  in  Brentano  ihr  Höchstes  geleistet  —  von  den  Arbeitergüden 
der  Gegenwart  an  bis  zu  seinem  Kolleg  über  Wirtschaftsgeschichte, 
dessen  sprühenden  Glanz  keiner  von  denen  vergessen  wird,  die  ihm  zu 
folgen  das  Glück  hatten.  Nicht  minder  um  deswillen  seien  ihm  diese 
Blätter  dargebracht,  weil  wir  den  Mut  zur  Politik  an  Brentano  be- 
wundern. Auf  dem  Boden  des  neudeutschen  Industriestaates  mit  beiden 
Füßen  stehend,  ihn  gegen  Angriffe  von  rechts  und  links  verteidigend, 
hat  Brentano  —  über  das  rein  Wirtschaftliche  hinaus  —  Menschenrechte 
und  iMenschen würde  zeitlebens  in  jedem,  auch  im  einfachen  Arbeits- 
mann, verfochten  —  ein  jugendfrischer,  unermüdlicher  Kämpfer. 
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:  -| — >    ;S    sind    viele  Wege    beschritten   worden,    um    das    ökono- 

I    I ^     \  mische  Wesen  der  Versicherung  zu  ergründen.     Zu  einem 

j  j^ ^  1  völlig    befriedigenden    Resultate    ist    die   Wissenschaft    bis 

: !  heute  nicht  gelangt.    Im  folgenden  soll  nun  im    Anschluß 

an  die  nordamerikanische  Versicherungsliteratur  ein  Weg  nach- 
gewiesen werden,  der,  abseits  von  den  betretenen  Pfaden,  vielleicht 
geeignet  ist,  die  Erkenntnis  des  ökonomischen  Wesens  der  Ver- 
sicherung und  ihrer  Bedeutung  als  volkswirtschaftlicher  Kategorie  zu 
fördern. 

Werfen  wir  ohne  viel  Umschweife  gleich  die  Hauptfrage  auf,  was  die 
Versicherung  ihrem  Wesen  nach  soll  und  will,  worin  die  wesentUche 
Funktion  der  Versicherung  liegt.  Die  Versicherung  soll  und  will,  lautet 
die  einfache  Antwort,  in  eigentümlicher  Weise  Vermögenswerte  oder 
Einkommen  sicherstellen;  sie  will  Sicherheit  in  bezug  auf  den  Fort- 
bestand eines  Vermögenswertes,  eines  Einkommens  schaffen. 

Sie  will  die  dem  Wirtschaftsleben  und  dem  menschlichen  Leben 
überhaupt  nach  vielen  Seiten  hin  anhaftende  Unsicherheit,  Ungewiß- 
heit, ob  nicht  in  irgendwelchem  Zeitpunkt  ein  vorhandener  Vermögens- 
wert, ein  bestehendes  Einkommen  verloren  gehen  wird,  in  die  Sicher- 
heit, in  die  Gewißheit  umwandeln,  daß  jener  Vermögens- 
wert, jenes  Einkommen  ganz  oder  teilweise  erhalten  bleibt.  Die  Ver- 
sicherung erfüllt  z.  B.  die  Funktion  Sicherheit,  Gewißheit  zu  geben, 
daß  der  Wert  eines  Hauses,  einer  Fabrik,  die  abbrennen,  dem  ver- 
sicherten Eigentümer  erhalten  bleiben.  Die  Versicherung  gibt  dem 
Familienvater  die  Gewißheit,  daß  sein  etwaiger  vorzeitiger  Tod  kein 
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Herabsinken  zu  geringerer  Lebensführung  und  sozialer  Stellung  für 
seine  Hinterbliebenen  bedeutet. 

Die  Sicherheitsleistung,  welche  die  wesentliche  Funktion  der  Ver- 
sicherung ausmacht,  geschieht,  wie  wir  sagten,  in  eigentümlicher  Weise, 
und  zwar  in  der  Regel  durch  das,  was  man  die  Risikenüber- 
tragung nennt.  Ein  Hausbesitzer  z.  B.  läuft  das  Risiko,  den  Ver- 
mögenswert seines  Hauses  und  das  Einkommen  daraus  durch  Abbrennen 
des  Hauses  zu  verlieren.  Will  der  Mann  die  Gewißheit  haben,  daß  dieser 
eventuelle  Verlust  an  Vermögenswert  ihn  nicht  treffen  wird,  so  ver- 
sichert er  sein  Haus  gegen  Feuersgefahr,  d.  h.  er  überträgt  das  Risiko 
des  betreffenden  Wertverlustes  auf  eine  dritte  Person  oder  auf  eine 
Gruppe  von  Personen,  zu  der  er  übrigens  selbst  gehören  kann,  und  die 
geneigt  ist,  gegen  ein  größeres  oder  geringeres  Entgelt  die  Ver- 
sicherungsprämie, das  Risiko  für  den  Hauseigentümer  zu  tragen.  Der 
Hauseigentümer  trägt  also  das  Risiko,  das  er  läuft,  über  auf  einen 
Versicherer,  der  ihm  gegen  Entgelt,  gegen  die  Zahlung  der  Prämie, 
Versicherung  gibt,  Sicherheit  leistet. 

Was  bestimmt  nun  aber  den  Dritten,  den  Versicherer  (Einzelperson, 
Aktiengesellschaft,  Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit  usw.)  zu 
derartiger  Risikenübernahme  ? 

Die  einzelne  Risikoübernahme  gegen  eine  Prämie  von  z.  B.  i  oder 
^4  pro  Mille  gibt  ihm  einen  geringen  Gewinn  und  kann  für  ihn,  wenn 
das  schädigende  Ereignis  eintritt,  zu  einer  empfindlichen  Vermögens- 
einbuße führen.  Wenn  darum  nicht  noch  ein  anderes  auf  Seiten  des 
Versicherers  hinzutritt,  so  würde  die  Sicherheitsleistung  der  Ver- 
sicherung auf  dem  Wege  der  Risikenübertragung  nicht  zustande 
kommen. 

Dasjenige,  was  eine  Person  oder  eine  Gruppe  von  Personen  zur 
Risikenübernahme  bestimmt  und  in  den  Stand  setzt,  ist  das  Moment 
der  Vereinigung,  der  Akkumulation.  Der  Versicherer  rechnet 
I.  damit,  daß  er  bei  Vereinigung,  bei  Anhäufung  zahlreicher  Risiken, 
zahlreicher  möglicher  Schadenfälle  nur  verhältnismäßig  wenige  haben 
wird,  in  denen  der  gefürchtete  Schaden,  der  gefürchtete  Ersatzbedarf 
wirklich  eintritt.  Und  der  Versicherer  rechnet  2.  damit,  daß  er  durch 
Anhäufung  zahlreicher  Prämien  und  der  Zinsen  aus  diesen  Prämien 
Mittel  genug  haben  wird,  um  die  tatsächlich  eintretenden  Schäden 
zu  decken  und  noch  darüber  hinaus  einen  Profit  zu  machen. 

Bleiben  wir  jetzt  einen  Augenblick  bei  den  genannten  drei  Elementen 
der  Versicherung  stehen.  Wir  haben  i.  als  wesentliche  Funktion  der 
Versicherung  die  Sicherheitsleistung  genannt,  die  Gewährung  der 
Gewißheit,  daß  ein  Vermögenswert  oder  ein  Einkommen  erhalten 
werden.    Wir  sagten  2.,   diese  Funktion  werde  durch  eine  Methode, 
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durch  ein  Verfahren  ausgeübt,  bei  dem  viele  von  Risiken  bedrohte 
Einzelne  diese  Risiken  auf  einen  Dritten,  den  Versicherer  übertragen. 
Und  wir  erwähnten  3.,  der  Versicherer  sei  dazu  bereit,  die  Risiken  zu 
tragen,  weil  er  Risiken  und  Prämien  anhäuft,  akkumuliert,  und  so 
hofft,  einerseits,  daß  von  vielen  übernommenen  Risiken  nur  wenige 
tatsächlich  wirksam  werden,  und  andererseits,  daß  die  angehäuften 
Prämien  aller  zur  Deckung  der  wenigen  wirksam  gewordenen  Risiken 
reichen. 

Welches  ist  nun  die  wirtschaftliche  Tragweite  dieser  drei  Elemente 
der  Versicherung;  was  bedeuten  sie  im  Wirtschaftsleben? 

I.  Die  Sicherheitsleistung  durch  die  Versicherung  hat 
die  Bedeutung  einer  allseitigen  Förderung  des  Unternehmungsgeistes 
und  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit. 

Ein  gewisses  Maß  von  Sicherheit,  von  Gewißheit,  daß  die  in  einem 
Unternehmen  angelegten  und  anzulegenden  Vermögenswerte  erhalten 
bleiben,  wenn  auch  die  Form,  in  der  sie  investiert  sind,  zerstört  wird, 
ist  durchaus  notwendig,  um  die  produktiven  Kräfte  des  Menschen, 
seine  Unternehmungstätigkeit  zu  wecken.  Ohne  ein  gewisses  Maß 
von  Sicherheit  ist  der  Mensch  in  der  Regel  nicht  geneigt,  sich  und  seine 
besten  Kräfte  für  das  Gelingen  eines  Unternehmens  einzusetzen.  jManche 
Handelsrisiken  würden  vermieden  werden,  z.  B.  würde  mancher  Güter- 
transport unterbleiben,  wäre  nicht  die  Transportversicherung  da,  die 
Sicherheit  gewährt  gegen  etwaige  zufällige  Verluste. 

Aber  nicht  nur  Unternehmungen,  in  denen  Sachgüter,  Kapitalien 
besonders  gefährdet  erscheinen,  kämen  ohne  den  Schutz,  den  die  Ver- 
sicherung den  in  diesen  Sachgütern  investierten  Vermögenswerten 
gibt,  nicht  zustande;  auch  Berufe,  menschliche  Tätigkeiten,  die  be- 
sonderen Gefahren  ausgesetzt  sind,  z.  B.  der  Beruf  der  Heizer  auf  den 
Ozeandampfern,  werden  von  vielen  nur  dann  ergriffen  und  gewissen- 
haft ausgeübt,  wenn  sie  durch  den  Abschluß  einer  Lebensversicherung 
sich  vergewissert  haben,  daß  ihren  Angehörigen  ein  Ersatz  gesichert 
ist  für  den  Fall,  daß  sie  einem  frühzeitigen  Tode  zum  Opfer  fallen. 
Der  Mann,  der  mit  dem  Bewußtsein,  sein  Leben  zugunsten  der  Seinen 
versichert  zu  haben,  einer  Lebensgefahr  begegnet,  wird  ihr  mit  mehr 
Mut  und  Selbstbeherrschung  entgegentreten  als  derjenige,  dem  die 
Gewißheit  der  Erhaltung  des  Vermögenswertes  seines  Lebens,  auch 
wenn  er  dieses  verliert,  nicht  zur  Seite  steht.  In  Amerika,  dem  klas- 
sischen Lande  der  Lebensversicherung,  wo  es  Sitte  ist,  daß  der  Bräutigam 
seiner  Braut  eine  Lebens  Versicherungspolice  am  Hochzeitstage  schenkt, 
behauptet  man  sogar  allen  Ernstes,  daß  in  der  Lebensversicherung 
ein  mächtiger  Antrieb  zur  Eheschließung  und  damit  zur  Vermehrung 
ehelichen   und   familiären    Glückes   unter   den   Menschen   liege.     Wie 
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dem  nun  auch  sei,  die  Unternehmungslust,  die  Werte  erzeugende 
Tätigkeit  der  Menschen  werden  auf  allen  Gebieten  wesentlich  ge- 
steigert und  gefördert  durch  die  Sicherheitsleistung,  durch  die  wert- 
erhaltende Funktion  der  Versicherung. 

2.  Die  Risikenübertragung,  welche  der  Versicherung 
eigentümlich  ist,  bedeutet  eine  Förderung  der  gesellschaftlichen  Arbeits- 
teilung und  damit  eine  solche  der  Güterproduktion. 

Die  Leute,  welche  sich  zur  Risikenübernahme  anbieten,  welche  also 
die  Rolle  von  Versicherem  übernehmen,  differenzieren  sich  innerhalb 
der  menschlichen  Gesellschaft,  d.  h.  sie  beginnen  damit,  die  Abschätzung 
der  Risiken,  der  Gefahren,  denen  die  einzelnen  Sachgüter  oder  mensch- 
lichen Leben  ausgesetzt  sind,  zum  Gegenstand  eines  besonderen  Studiums 
zu  machen.  Sie  gewinnen  besondere  Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  einen 
gewissen  geschäftlichen  flair  auf  diesem  Gebiete,  mit  anderen  Worten, 
sie  passen  sich  der  Aufgabe,  der  Tätigkeit  des  Risikoübernehmens 
an  und  machen  daraus  ihren  Beruf.  Natürlich  werden  sie  durch  die 
erworbenen  Berufskenntnisse  und  Berufserfahrungen  instand  gesetzt, 
die  Risikenübernahme  billiger,  gegen  ein  geringeres  Entgelt  zu  tätigen 
als  Leute,  die  ohne  Sachkenntnis  und  Erfahrung  Werte  versichern 
wollten.  Auf  der  anderen  Seite  gibt  es  aber  auch  zahlreiche  Menschen, 
die  zwar  geeignet  sind,  der  menschlichen  Gesellschaft  und  ihrer  nationalen 
Volkswirtschaft  vorzügliche  Dienste  zu  leisten;  die  aber  so  beschaffen 
sind,  daß  sie  irgendwelches  ernstliche  Risiko,  irgendwelche  größere 
Verlustgefahr  einfach  nicht  zu  laufen  imstande  sind,  ohne  dabei  einen 
erheblichen  Teil  ihrer  Leistungsfähigkeit  einzubüßen.  Die  Möglichkeit 
nun,  welche  sich  ihnen  vermöge  der  Arbeitsteilung  bietet,  das  Risiko 
oder  die  Risiken  ihres  Geschäftes  auf  andere  gegen  ein  bestimmtes 
Prämienentgelt  zu  übertragen,  diese  Möglichkeit  und  Gelegenheit  be- 
freit sie  von  dem  lähmenden  Einfluß  der  Ungewißheit,  der  Unsicherheit, 
ob  sie  ihr  Vermögen  nicht  bei  ihren  Unternehmungen  verlieren. 

Und  indem  die  Versicherung  ihnen  Sicherheit,  Gewißheit  der  Er- 
haltung der  engagierten  Werte  gibt,  macht  sie  sie  fähig,  ihre  produk- 
tiven Kräfte  voll  zu  entfalten. 

Die  Gesamtheit,  oder  genauer  die  nationale  Volkswirtschaft  hat 
nun  von  der  Arbeitsteilung,  die  sich  aus  der  Risikenübertragung  er- 
gibt, einen  mehrfachen  Nutzen. 

Wir  sagten  vorhin,  daß  die  Leute,  welche  sich  als  Versicherer  spezi- 
alisieren, welche  die  größte  Fertigkeit  in  der  Risikoabschätzung  er- 
langen und  das  größte  Vertrauen  in  ihr  Urteil  über  die  Qualität  der 
Risiken  haben,  eben  dadurch  imstande  sind,  die  Funktion  des  Risiko- 
tragens, des  Risikoübemehmens  billiger  zu  erfüllen.  Diese  Verbilligung, 
diese  Verringerung  der  Kosten  des  Risikotragens,  die  durch  die  Ein- 


über  das  ökonomische  Wesen  der  Versicherung.  433 

richtung  der  Versicherung  erzielt  wird,  bedeutet  für  die  Volkswirtschaft 
eine  Kapitalersparnis,  ein  Freiwerden  von  Kapitalmitteln  für  weitere 
Produktionstätigkeit.  Ferner  liegt  es  auf  der  Hand,  daß  die  Güter- 
erzeugung der  Gesamtheit  ganz  erheblich  dadurch  gefördert  wird,  daß 
alle  jene,  welche  ihre  volle  Leistungsfähigkeit  nur  dann  entwickeln 
können,  wenn  sie  Sicherheit  für  ihre  Unternehmungen  gekauft  haben, 
wenn  sie  das  Feuerrisiko,  das  Todesrisiko,  das  Transportrisiko  usw.  auf 
andere  übertragen  haben,  daß  alle  diese  zahlreichen  Menschen  durch 
die  Einrichtung  der  Versicherung  den  Schutz,  die  Sicherheit  finden, 
die  sie  ihrer  psychischen  Beschaffenheit  nach  braucben.  Denn  unter 
dem  Schutz  der  Versicherung  werden  sie  jetzt  ihre  Kapitalien  und 
ihre  Arbeitskraft  in  neuen  Anlagen  einsetzen  und  lustig  drauflos  pro- 
duzieren, und  so  wird  die  Produktion  der  Gesamtheit  gesteigert. 

3.  Die  der  Versicherung  eigentümliche  Anhäufung,  Akkumu- 
lation der  Risiken  und  Prämien  und  der  Zinsen  aus  diesen  Prämien 
hat  den  Charakter  einer  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  produk- 
tiven Tätigkeit. 

a)  Wir  haben  eben  gesehen  daß  die  Differenzierung,  die  Speziali- 
sierung der  Tätigkeit  der  Risikoübernahme  eine  Klasse  von  Leuten 
erzeugt,  die  durch  ihre  beruflichen  Kenntnisse  und  Erfahrungen  in 
der  Lage  sind,  das  Risikotragen,  das  Versichern,  billiger  zu  tätigen 
als  es  Leute  tun  könnten,  denen  jene  beruflichen  Kenntnisse  und  Er- 
fahrungen mangeln  würden.  In  derselben  Richtung  auf  gesellschaft- 
liche Kostenersparnis  wirkt  nun  auch  das  sachliche  Moment  der  An- 
häufung, der  Vereinigung  der  Risiken.  Wenn  alle  Produzenten  einer 
Volkswirtschaft  die  Risiken,  denen  ihre  Unternehmungen  ausgesetzt 
sind,  selbst  tragen  müßten,  wenn  es  also  keine  Versicherung  gäbe, 
so  müßte  eben  ein  jeder  für  sich  eine  gewisse  Summe  bereithalten, 
um  eventuelle  Verluste  aus  wirksam  gewordenen  Risiken  decken  zu 
können.  Wenn  die  also  bereitgehaltenen  einzelnen  Summen  nur 
'einigermaßen  den  wirklichen  Gefahren,  den  bei  einem  Unternehmen 
tatsächlich  zu  laufenden  Risiken  entsprechen  sollten,  so  würde  deren 
Gesamtsumme  eine  ganz  gewaltige  werden.  Nun  kommt  der  Ver- 
sicherer. Er  vereinigt  alle  die  einzelnen  Risiken,  er  häuft  sie  bei  sich 
an,  er  akkumuliert  sie  zu  einem  Ganzen.  Dabei  stellt  sich  heraus, 
daß  das  Gesamtrisiko  der  von  dem  Versicherer  angehäuften  Gruppe, 
das  Risiko,  das  der  Versicherer  schließlich  läuft,  erheblich  geringer 
ist  als  die  Summe  aller  Einzelrisiken.  Das  erklärt  sich  leicht.  Der 
einzelne  Hausbesitzer  z.  B.  weiß  nie,  ob  nicht  gerade  sein  Haus  einer 
Feuersbrunst  zum  Opfer  fallen  wird.  Er  läuft  beständig  das  Risiko 
eines  Brandschadens.  Ebenso  kennt  der  einzelne  Mensch  weder  den 
Tag  noch  die  Stunde  seines  Todes,  wie  die  Schrift  sagt.   Er  weiß  darum 
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nie,  ob  nicht  gerade  seine  Angehörigen  vorzeitig  werden  des  Ernährers 
beraubt  werden. 

Nun  aber  lehrt  die  Erfahrung,  daß  in  einem  bestimmten  MiHeu  in 
einer  bestimmten  Zeit  von  einer  größeren  Gruppe  von  Häusern,  z.  B. 
von  10  000,  regelmäßig  nur  eine  durchschnittlich  gleiche  Zahl,  z.  B. 
20  oder  30,  von  Brandschäden  getroffen  werden.  Ebenso  lehrt  die 
Erfahrung,  daß  von  einer  größeren  Zahl  gleichaltriger  Menschen  in 
jedem  Jahre  nur  ein  bestimmter,  mathematisch  fast  genau  berechen- 
barer Prozentsatz  stirbt.  Von  1000  zwanzigjährigen  Personen  sterben 
z.  B.  im  Deutschen  Reich  8,  bevor  sie  das  21.  Lebensjahr  erreicht 
haben.  Von  1000  zwanzigjährigen  erreichen  500  das  63.  Lebensjahr. 
Welche  bestimmten  Individuen  jene  8  oder  diese  500  sein  werden, 
das  sagt  uns  weder  die  Erfahrung  noch  das  mathematische  Kalkül. 
Während  also  der  einzelne  Mensch  beständig  das  volle  Risiko  des 
Todes  läuft,  das  natürlich  in  sich  sich  weithin  abstufen  läßt,  während 
der  einzelne  Hausbesitzer  das  volle  Feuerrisiko  läuft,  ist  erfahrungs- 
gemäß das  akkumulierte  Risiko  der  Gruppe  von  1000  und  mehr  Leben- 
den und  von  1000  und  mehr  Häusern  ganz  erheblich  geringer  als  die 
Summe  der  Einzelrisiken  ausmacht.  Die  Ungewißheit,  ob  und  eventuell 
wann  ein  Verlust  eintreten  wird,  ist  nur  für  den  einzelnen  vorhanden. 
Der  Versicherer  aber,  der  eine  Gruppe  von  Risiken  übernimmt  und 
bei  sich  anhäuft,  besitzt  eine  auf  Erfahrung  gestützte,  weitgehende 
Sicherheit,  daß  nur  der  und  der  bestimmte  Prozentsatz  von  Risiken 
in  einem  bestimmten  Zeitraum  wirksam  wird,  daß  z.  B.  in  einem  Jahre 
20  bis  30  Brände  auf  10  000  Häuser  oder  8  Sterbefälle  auf  1000  lebende 
Zwanzigjährige  sich  ereignen  werden. 

Der  Versicherer  kann  nun  natürlich  das  Entgelt,  die  Prämie,  die  er 
von  dem  einzelnen  für  die  Risikoübemahme  verlangt,  nach  Maßgabe 
des  erfahrungsgemäßen  Risikos  der  Akkumulation,  der  angehäuften 
Gruppe  berechnen.  Und  die  Prämienbeträge,  die  er  anhäuft,  dürfen 
ganz  erheblich  hinter  der  Gesamtsumme  zurückbleiben,  die  sich  er- 
geben würde,  wenn  jeder  einzelne  sein  eigenes  Risiko  tragen,  Deckung 
für  den  Schaden,  der  ihn  möglicherweise  treffen  kann,  bereithalten 
müßte.  Die  Prämienakkumulation  des  Versicherers,  der  von  dem 
Versicherer  aus  den  Prämien  und  deren  Zinsen  angehäufte  Deckungs- 
fonds für  voraussichtliche  Verluste  einer  Risikengruppe,  kommt  dem 
erfahrungsgemäß  in  jeder  Rechnungsperiode  eintretenden  Gesamt- 
verluste viel  näher  als  eine  etwaige  Summe  von  Einzelreserven.  Die 
Volkswirtschaft,  die  Gesamtheit  hat  aber  Nutzen,  wenn  nicht  mehr 
Kapitalien  zur  Deckung  ungewisser  bevorstehender  Verluste  zurück- 
gestellt werden  als  unbedingt  nötig.  Denn  alles  darübergehende  kann 
alsdann  zu  weiteren  produktiven  Anlagen  verwertet  werden.    Durch 
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die  Einrichtung  der  Versicherung,  durch  die  Risikovereinigung  und 
Prämienakkumulation  wird  also  die  Summe  der  für  Risikendeckung 
nötigen  Beträge  auf  ein  Minimum  gebracht,  werden  die  gesellschaft- 
lichen Kosten  des  Risikotragens,  der  im  Wirtschaftsleben,  wie  im 
menschlichen  Leben  überhaupt,  unvermeidlichen  Risiken  und  deren 
Bekämpfung,  ganz  erheblich  verringert. 

Die  Risiken-  und  Prämienakkumulation  durch  die  Versicherung 
ist  noch  in  anderer  Richtung  produktiv.  Es  wird  b)  durch  diese  An- 
häufung eine  weitgehende  Kapitalbildung,  ein  Sparprozeß  erreicht, 
der  die  Versicherer  instand  setzt,  mit  den  von  ihnen  angehäuften 
Prämienbeträgen  und  deren  Zinsen  als  mächtige  Kreditgeber  belebend 
in  das  Getriebe  des  Wirtschaftslebens  einzugreifen.  Der  amerikanische 
Professor  R.  T.  E  1  y  von  der  Wisconsinuniversität  in  Madison  äußert 
in  seinem  Werke:  ,, Outlines  of  Economics",  New- York  1905,  daß  nichts 
in  unserer  Gegenwart  in  solchem  Maße  kapitalbildend  wirke  als  die 
Versicherung.  Insbesondere  in  der  Lebensversicherung,  meint  Ely, 
bedeutet  der  Antrieb  periodisch  und  systematisch  auch  noch  so  kleine 
Prämienbeträge  zu  ersparen,  um  sie  rechtzeitig  einzahlen  zu  können, 
mindestens  so  viel,  wenn  nicht  mehr,  als  irgendein  anderer  Antrieb 
zum  Sparen  oder  zum  Kapitalanlegen  für  das  stete  Wachstum  des 
Nationalvermögens  eines  hochkultivierten  Volkes  bedeutet.  Denn 
wäre  nicht  die  Lebensversicherung,  so  würden  alle  die  Hunderte  von 
Millionen,  die  sie  jährlich  an  Prämien  einsammelt,  als  kleine  Beträge, 
wie  sie  sich  in  den  Händen  des  Individuums  darstellen,  vergeudet 
oder  doch  mindestens  nicht  zu  produktiver  Kapitalbildung  verwandt. 
Es  darf  darum  gesagt  werden,  daß  die  Versicherung  durch  das  für  sie 
wesentliche  Moment  der  Risiken-  und  Prämienanhäufung  die  Spar- 
samkeit, den  Fleiß,  die  Voraussicht  der  Bevölkerung  befördert,  und 
andererseits  dem  Kreditbedürfnis  der  weitesten  Kreise  ganz  erhebliche 
Befriedigungsmittel  zuführt.  Denn  es  liegt  ja  auf  der  Hand,  daß  die 
Versicherer  darauf  bedacht  sind  und  sein  müssen,  die  bei  ihnen  sich 
anhäufenden  Gelder  nutzbringend  anzulegen,  der  Produktion  zuzuführen. 

4.  Die  Bedeutung  der  Versicherung  als  Sicherheitsleistung,  als 
Risikenübertragung  und  als  Vereinigung  der  Risiken  und  Prämien 
tritt  noch  in  einer  Reihe  von  anderen  Beziehungen  zutage: 

Die  Versicherung  wird  z.  B.  bei  den  Produktionskosten  der  wirt- 
schaftlichen Güter  und  folglich  bei  deren  Preisbildung  wirksam.  Denn 
einerseits  müssen  die  Versicherungsprämien  zu  den  Produktionskosten 
zugeschlagen  werden,  andererseits  aber  ist  dieser  Zuschlag  erheblich 
geringer  als  der  Betrag,  der  für  das  Selbsttragen  des  Risikos  durch  den 
Produzenten  hätte  eingesetzt  werden  müssen,  wenn  keine  Versicherung 
möglich  gewesen  wäre.    Der  Fall  übrigens,  daß  die  Produktionskosten 
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und  folglich  die  Warenpreise  durch  das  Fehlen  einer  Versicherung 
in  die  Höhe  getrieben  werden,  ist  gar  nicht  so  selten.  Man  denke  z.  B. 
an  Pulverfabriken,  an  Explosionsstoffniederlagen  und  dergleichen,  die 
in  manchen  Ländern  keinen  Versicherer  finden  und  ihr  Feuerrisiko 
selber  tragen  müssen.  Natürlich  sind  sie  gezwungen,  für  diese  Funktion 
des  Risikotragens  die  Produktionskosten  von  Pulver  und  Explosiv- 
stoffen mit  einem  Betrage  zu  belasten,  der  deren  Marktpreis  empfind- 
lich erhöht.  Im  allgemeinen  darf  man  sagen,  daß  der  Verkaufspreis 
eines  jeden  Handelsartikels  durch  die  Versicherung  beeinflußt  wird, 
wenn  es  auch  im  konkreten  Einzelfall  nicht  immer  möglich  ist,  ziffern- 
mäßig nachzuweisen,  in  welchem  Umfang  sich  dieser  Einfluß  äußert. 

Es  kann  ferner  noch  z.  B.  angeführt  werden,  daß  der  Handelskredit 
im  weitesten  Umfang  nur  durch  die  Versicherung  ermöglicht  wird, 
denn  wäre  z.  B.  die  Ladung  eines  den  Gefahren  einer  Seereise  aus- 
gesetzten Schiffes  nicht  versichert,  so  wäre  die  Honorierung  der  als 
Gegenwert  für  sie  in  Umlauf  gesetzten  Wechsel  in  Frage  gestellt. 
Jedenfalls  würde  mindestens  die  Diskontierung  der  Wechsel  und 
Handelseffekten  erheblich  verteuert  und  zu  Sätzen  erfolgen,  welche 
die  bei  vorhandenem  Versicherungsschutz  üblichen  bedeutend  über- 
steigen würden.  Ähnlich  wird  es  dem  kreditbedürftigen  Hausbesitzer 
gehen,  wenn  er  sein  Haus  nicht  versichert  hat.  Die  Aufnahme  einer 
hypothekarischen  Anleihe  über  den  Wert  des  Bodens,  auf  dem  das 
Haus  steht,  hinaus,  wird  ihm  nur  dann  gelingen,  wenn  er  die  Sicher- 
stellung des  Gebäudewertes  durch  eine  Feuerversicherungspolice  nach- 
weist. 

Eine  weitere  hochbedeutsame  Wirkung  des  Versicherungswesens 
liegt  darin,  daß  es  auf  eine  Verringerung  der  Besitzungleichheit,  der 
Ungleichheit  in  der  Güter  Verteilung  hintendiert.  Und  zwar  tut  die 
Versicherung  dies  in  doppelter  Weise: 

a)  Einmal  ist  es  offenkundig,  daß  der  Abschluß  einer  Lebens- 
versicherung die  weitesten  Kreise  zum  Ersparen  der  für  die  rechtzeitige 
Prämienzahlung  nötigen  Beträge  zwingt,  und  dadurch,  daß  sich  ein 
Mensch  in  der  Lebensversicherung  eine  Versicherungssumme  für  einen 
späteren,  bestimmten  oder  unbestimmten  Termin  sichert,  steigt  er  in 
die  Reihen  der  Besitzenden  hinauf. 

b)  Aber  noch  in  anderer  Richtung  wirkt  die  Versicherung  auf  eine 
geringere  Ungleichheit  des  Besitzes  hin.  Dadurch  daß  die  Versicherung, 
z.  B.  die  Feuer-  oder  die  Transportversicherung,  Schutz,  Sicherheit 
für  die  in  gewagtere  Unternehmungen  gesteckten  Vermögenswerte 
schafft,  lockt  sie  größere  Kapitalmengen  in  diese  neuen,  gewagteren 
Unternehmungen  hinein.  So  kommt  es  dann,  daß  die  an  sich  als  sicherer 
geltenden    Anlage- Gelegenheiten    von    größeren    Kapitalmengen    ent- 
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lastet  werden  und  dem  kleinen  Sparer,  der  vor  allem  eine  sichere  Ge- 
legenheit zur  Anlage  seiner  Ersparnisse  sucht,  in  ausgiebigerem  Maße 
zur  Verfügung  stehen.  Das  reizt  ihn  natürlich  zu  eifrigerem  Sparen, 
um  mehr  zurücklegen  zu  können.  Die  Hauptsache  dabei  ist  aber, 
daß  durch  das  Hinströmen  größerer,  im  Besitze  von  großen  Kapitalisten 
und  Unternehmern  befindlichen  Kapitalien  zu  gewagteren  Unter- 
nehmungen, die  mehr  Gewinn  versprechen,  das  ständige  Sinken  des 
Zinsfußes  aufgehalten  und  dem  kleinen  Sparer  ein  höheres  Einkommen 
von  seinen  Ersparnissen  gesichert  wird  als  er  gehabt  hätte,  wenn  die 
Versicherung  nicht  die  großen  Kapitalien  in  neue,  an  sich  gewagtere 
Anlagen  hineingelockt  hätte. 

Es  tritt  also  zutage,  wie  die  Versicherung  das  Aufsteigen  vieler  zum 
Besitze,  zu  höherem  Einkommen  und  zu  höherer  Lebenshaltung  fördert 
und  sich  so  auch  sozial  segensreich  erweist. 

Es  wäre  nun  ein  Leichtes,  diese  Analyse  der  vielseitigen  Wirkungen, 
welche  die  Versicherungserscheinungen  im  Wirtschaftsleben  auslösen, 
weiterzuführen.  Es  war  dem  Verfasser  jedoch  bei  den  obigen  Aus- 
führungen nicht  um  erschöpfende  Vollständigkeit  zu  tun.  Worauf 
es  ihm  vielmehr  ankommt,  ist,  Verständnis  dafür  zu  wecken,  daß 
eine  befriedigende  Erforschung  des  ökonomischen  Wesens  der  Ver- 
sicherung nur  dem  Versicherungsfachmann  gelingen  wird,  der  zu- 
gleich ein  wissenschaftlich  tüchtig  geschulter,  von  Geschäfts-  und 
Berufsvorurteilen  freier  Nationalökonom  ist.  Nur  eine  Forschungs- 
methode, die  von  den  Kausalzusammenhängen  der  Versicherungs- 
erscheinungen mit  dem  gesamten  Wirtschaftsleben  ausgeht  und  diese 
stets  im  Auge  behält,  die  das  Versicherungswesen  aus  dem  Milieu 
des  gesamten  Wirtschaftslebens  heraus  zu  verstehen  unternimmt, 
kann  zu  einer  befriedigenden  Würdigung  von  dessen  ökonomischem 
Wesen  und  ökonomischer  Bedeutung  gelangen.  Vielleicht  ist  der 
oben  nachgewiesene  Weg  zur  Bestimmung  des  Wesens  der  Versicherung 
aus  dessen  Funktionen  im  Wirtschaftsleben  von  einiger  Fruchtbarkeit. 


Entwicklungsgeschichte   des   internationalen    Landwirt- 
schaftsinstituts in  Rom. 

Von  Dr.  K.  A.  Wieth-Knudsen,  Kopenhagen. 

I.  Einführung. 

IjM  Winter    1905 — 06   war   ich    als  27  jähriger  Stipendiat   der 
;  Kopenhagener  Universität  als  Mitglied  des  unter  der  Leitung 
;  der  Herren  Professoren  Brentano    und  L o t z  stehenden 
«......:  staatswissenschaftlichen  Seminars  der  Maximilian-Universität 

zu  München  eingeschrieben.  Gerade  während  meiner  dortigen  Studien 
machte  ich  zum  ersten  Male  mit  dem  Internationalen  Landwirtschafts- 
institut Bekanntschaft,  das  laut  einer  Konvention  vom  7.  Juni  1905 
neulich  in  Rom  gegründet  war.  Es  war  gelegentlich  eines  Vortrags 
von  Dr.  Leonhard  betreffend  „Kornhäuser  und  Getreidehandel  in 
Deutschland".  Dem  Tagebuch,  das  ich  damals  wie  später  über  meine 
Erfahrungen  im  Auslande  regelmäßig  führte  und  das  jetzt  vor  mir  auf 
dem  Tisch  liegt,  entnehme  ich  die  folgenden  Mitteilungen,  die  dem 
Leser  dieser  Festschrift  von  Interesse  sein  werden,  weil  sie  charakte- 
ristisch sind,  nicht  allein  für  den  Werdegang  des  römischen  Instituts, 
sondern  auch  für  das  staatswissenschaftliche  Seminar  zu  München 
und  seinen  unvergeßlichen  Lehrer,  unseren  hochverehrten  Herrn  Pro- 
fessor Lujo  Brentano. 

Es  war  an  dem  Sitzungsabend  14.  Dezember  1905.  Dr.  Leonhard 
hatte  gerade  die  alten  Getreidehandelsmonopolvorschläge  des  Herrn 
Kanitz  einer  vernichtenden  Kritik  unterzogen  und  im  Anschluß  daran 
die  damals  in  Deutschland  verhältnismäßig  neue  Bewegung  zugunsten 
der  Kornhäuser  besprochen.  Bei  der  Diskussion  beteiligten  sich  ins- 
besondere die  Herren  Professoren  Lotz  und  Brentano,  und  dabei  machte 
der  letztere  die  anwesenden  Seminarmitglieder  auf  die  bevorstehende 
Errichtung  eines  internationalen  Agrarinstituts  in  Rom  aufmerksam. 
In  seiner  munteren  und  geistreichen  Weise  erzählte  er  schon  an  dem 
erwähnten  Abend  von  den  vergeblichen  Bemühungen,  die  der  geistige 
Urheber  des  Instituts,  der  amerikanische  Großhändler  David  Lubin, 
bei  den  europäischen  Regierungen  unternonmien  hatte,  um  dieselben 
für  seine  Gedanken  zu  interessieren.  Wie  Kanitz,  Ruhland  und  viele 
andere  vor  ihm  wollte  er  die  Getreidepreise  beeinflussen,  indem  er 
erstens  den  Produzenten,  den  Landwirten,  einen  gerechten  Preis  sichern 
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möchte,  und  zweitens  den  fortwährenden  Preisschwankungen  auf  dem 
Getreidemarkt  entgegenzuwirken  wünschte.  Was  seine  agrarischen  Vor- 
gänger durch  Staatsmonopole  und  Getreidehäuser  zu  erreichen  dachten, 
wollte  er  aber  mittels  eines  internationalen  Zentralinstituts  durchführen, 
indem  dasselbe  damit  beauftragt  sein  sollte,  zuverlässige  statistische 
Daten  betreffend  Ernteaussichten,  Erntemengen  und  Getreidepreise 
aus  aller  Herren  Ländern  einzusammeln  und  zu  veröffentlichen.  Durch 
diesen  Nachrichtendienst  würden  —  so  meinte  Herr  Lubin  —  die 
Interessenten,  Erzeuger  wie  Verbraucher,  über  die  wirkliche  Lage 
des  Getreidemarktes  aufgeklärt,  was  wiederum  genügen  sollte,  um 
gerechte  Getreidepreise  zu  veranlassen  und  Preisschwankungen  auf  ein 
Minimum  zu  beschränken. 

Der  Standpunkt  des  Herrn  Professors  Brentano  in  Fragen  der  Getreide- 
produktion und  des  Getreidehandels  ist  zu  bekannt,  als  daß  ich  eine 
Indiskretion  begehen  würde,  wenn  ich  erzählte,  daß  er  sich  der  Durch- 
führung des  Lubinschen  Planes  gegenüber  recht  skeptisch  verhielt.  In- 
soweit war  es  auch  kein  Wunder,  daß  Lubin  bei  den  meisten  Staaten  nur 
wenig  Gehör  fand,  bis  sich  unerwartet  der  italienische  Professor  Luigi 
Luzatti  seiner  annahm  und  ihn  dem  König  von  Italien  vorstellte.  Als 
gar  erklärte  italienische  Freihändler,  wie  u.  a.  Professor  Pantaleoni,  sich 
für  die  Errichtung  eines  solchen  Agrarinstituts  aussprachen,  schickte 
der  italienische  König  am  24.  Januar  1905  ein  Handschreiben  an  seinen 
Ministerpräsidenten  Giolitti,  in  welchem  er  diesen  beauftragte,  bei 
den  verschiedenen  Staaten  die  Errichtung  eines  solchen  Instituts 
in  Anregung  zu  bringen.  Daraufhin  nahm  die  italienische  Regierung 
die  Sache  in  die  Hand  und  lud  die  Mächte  zu  einer  Konferenz  in  Rom 
ein,  um  das  Projekt  zu  besprechen.  Und  so  ist  es  auch  gekommen, 
indem  eine  Konferenz  im  Juni  1905  in  Rom  stattfand,  bei  der  die 
meisten  zivilisierten  Staaten  vertreten  waren.  Dieselben  schlössen  am 
7.  Juni  einen  Vertrag  ab,  der  von  den  diplomatischen  Vertretern  von 
44  Ländern  gezeichnet  wurde.  Damit  war  natürlich  noch  kein  Institut 
gegründet,  indem  die  Tätigkeit  desselben  erst  umgrenzt,  seine  Organi- 
sation befestigt  und  seine  Methoden  erdacht  und  erprobt  werden 
mußten.    Das  alles  war  aber  noch  damals  bestenfalls  Zukunftsmusik. 

Ich  ahnte  damals,  als  ich  mit  regem  Interesse  an  dem  erwähnten  Abend 
diese  Ausführung  Brentanos  in  mein  Tagebuch  hineinschrieb,  nicht  im 
mindesten,  daß  ich  drei  Jahre  später  als  Leiter  einer  der  Abteilungen 
desselben  Instituts  berufen  sein  sollte,  um  als  solcher  bei  der  schwierigen 
Organisationsarbeit  desselben  fast  fünf  Jahre  lang  mitzuwirken.  Die 
folgenden  Zeilen  sollen  in  aller  Kürze  meine  dort  geernteten  wissenschaft- 
lichen und  praktischen  Erfahrungen  wiedergeben,  und  diese  Mitteilungen, 
zugleich   Grundzüge    der  Geschichte   des  Instituts,  werden  den  Leser 
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ohne   mein   Zutun   darüber   aufklären,    inwieweit   Brentano   in   seiner 
Skepsis  derartigen  Stiftungen  gegenüber  Recht  behalten  oder  nicht. 

2.  Ziele  des  Instituts. 

Mehrere  Staaten,  insbesondere  Frankreich,  hatten  ihren  Anschluß 
an  das  zu  gründende  Institut  von  der  Bedingung  abhängig  gemacht, 
daß  dasselbe  auch  Abteilungen  zwecks  Studiums  der  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  des  Ackerbaues,  sowie 
ein  Bureau  zur  Untersuchung  von  technischen  Bedürfnissen  der  Land- 
wirtschaft umfassen  sollte.  Selbst  die  italienische  Regierung  interessierte 
sich  viel  weniger  für  die  Ideen  des  Herrn  Lubin,  als  für  den  Nutzen, 
den  Italien  von  einem  allgemeinen  agrarischen  Informationsbureau 
in  Rom  für  die  rückständige  italienische  Landwirtschaft  ziehen  könnte. 
Demgemäß  stellte  der  wichtige  §  9  der  Konvention  vom  7.  Juni  1905 
die  Aufgaben  eines  solchen  Instituts  in  folgenden  Hauptpunkten  fest 
(wörtliche  Übersetzung  aus  dem  französischen  Originaltext) : 

,,Das  Institut  beschränkt  seine  Tätigkeit  auf  das  internationale 
Gebiet  und  soll 

a)  innerhalb  der  kürzesten  Frist  die  statistischen,  technischen  und 
wirtschaftlichen  Nachrichten  betreffend  den  Saatenstand,  die 
tierischen,  sowie  die  Pflanzenproduktionsmengen,  den  Umsatz  der 
agrarischen  Erzeugnisse  und  die  auf  den  verschiedenen  Märkten 
verwirklichten  Preise  konzentrieren,  studieren  und  veröffentlichen ; 

b)  den  Interessenten  alle  diese  Nachrichten  mit  derselben  Schnel- 
ligkeit übermitteln; 

c)  die  landwirtschaftlichen  Löhne  angeben  ^ ; 

d)  die  neuen  Pflanzenkrankheiten,  die  auf  irgendeinem  Ort  der  Welt- 
kugel zum  Ausbruch  kommen,  zur  Kenntnis  bringen  unter  Be- 
schreibung der  betroffenen  Gebiete,  des  Verlaufs  der  Krankheit 
und,  wenn  möglich,  der  zu  ihrer  Bekämpfung  wirksamen  Mittel; 

e)  die  Fragen  betreffend  die  ländliche  Genossenschaft,  Versiche- 
rung und  den  landwirtschaftlichen  Kredit  in  allen  ihren  Formen 
studieren  -,  und  die  Auskünfte,  die  in  den  verschiedenen 
Ländern  für  die  Organisation  des  ländlichen  Genossenschafts-, 
Versicherungs-  und  Kreditwesens  von  Nutzen  sein  könnten, 
sammeln  und  veröffentlichen; 

f)  gegebenenfalls  den  Regierungen  zum  Schutz  der  den  Land- 
wirten gemeinschaftlichen  Interessen  geeignete  und  ihre  Lage 
aufbessernde  Maßnahmen  unterbreiten,  nachdem  das  Institut 


'  Indiquer  les  salaires  de  la  main  d'oeuvre  rurale. 

-  Etudier  les  questions  concernant  la  Cooperation.  Tassurance  et  le  credit 
agricoles,  sous  toutes  leurs  formes. 
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sich   mit   allen   nötigen   Auskunftsmitteln   umgeben   hat,   wie: 
die   von  internationalen   Kongressen   oder   von  anderen  land- 
wirtschaftlichen   oder    der    Landwirtschaft    gewidmeten    Ver- 
sammlungen,   von    Landwirtschaftsgesellschaften,    Akademien, 
gelehrten  Körperschaften  usw.  ausgedrückten  Wünsche. 
Alle  Fragen,  die  die  wirtschaftlichen  Interessen,  die  Gesetzgebung 
und  die  Verwaltung  eines  Staates  berühren,  sind  von  der  Kompetenz 
des  Instituts  ausgeschlossen." 

Wie  man  sieht,  werden  die  Ziele,  die  sich  Lubin  mit  der  Gründung 
eines  solchen  Instituts  gesteckt  hatte,  einerseits  begrenzt,  erfahren  aber 
andererseits  durch  die  Absätze  c,  d  und  e  eine  bedeutende  Erweiterung. 
Nach  dem  hier  übersetzten  Paragraphen  sollte  das  zu  gründende  Institut 
als  ein  allgemeines  Zentralamt  für  internationale  Landwirtschaftsstatistik 
und  wirtschaftlich-technische  Auskünfte  ausgebaut  werden,  und  daß 
ein  solches  am  Platz  war  —  ob  auch  vielleicht  nicht  gerade  in  Rom  — , 
wird  niemand  in  Abrede  stellen,  der  sich  ernsthaft  mit  internationalen 
Untersuchungen  auf  irgendeinem  Gebiet  der  Landwirtschaft  je  ab- 
gegeben hat.  Demgemäß  schrieb  ich  in  dem  Aufsatz,  den  ich  dies- 
bezüglich 1910  im  ,, Deutschen  statistischen  Zentralblatt"  veröffentlichte : 
,,Es  war  vom  ersten  Anfang  allen  Einsichtigen  klar,  daß  das  „Inter- 
nationale Landwirtschaftsinstitut"  —  abgesehen  von  dem  Einfluß, 
den  es  durch  Preisnachrichten  auf  den  Getreidehandel  usw.  haben 
kann,  eine  Frage,  die  hier  nicht  behandelt  werden  soll  ^  —  auch  dazu 
berufen  sein  würde,  eine  gewisse  Vereinheitlichung  und  Vereinfachung 
der  gesamten  landwirtschaftlichen  Statistik  anzubahnen,  insofern  sich 
dies,  durch  gegenseitiges  Entgegenkommen,  mit  den  statistischen 
Organisationen  und  ökonomischen  Interessen  der  beteiligten  Staaten 
erreichen  ließe.  Schon  mit  der  Einrichtung  einer  solchen  wissenschaft- 
lichen, technisch-agrarischen  Zentralstelle  waren  somit  manche  Ideen 
der  seit  1853  in  beinahe  allen  europäischen  Staaten  tagenden  inter- 
nationalen statistischen  Kongresse,  deren  Resolutionen  ohne  ein 
ständiges  zwischenstaatliches  Zentralorgan  meistens  fromme  Wünsche 
bleiben  mußten,  einen  großen  Schritt  der  Verwirklichung  nähergerückt." 
Es  erhebt  sich  aber  dem  ausgedehnten  Programm  des  Instituts 
gegenüber   gleich    die    Frage:    Welches    Arbeitsprinzip    mußte    einem 


^  Der  Leser  versteht,  daß  ich  einen  Einfluß  des  Instituts  nach  dieser 
Richtung  hin  von  vornherein  als  aussichtslos  erachtete,  und  deswegen  von  der 
Behandlung  dieser  Aufgabe  absehen  mußte. 

Es  hat  sich  denn  auch  im  Laufe  der  getreidestatistischen  Arbeiten  des 
Instituts  herausgestellt,  daß  die  —  von  verschiedenen  Großhandelshäusem  schon 
seit  Jahren  herausgegebenen  —  annähernden  Schätzungen,  die  bald  nach 
Beendigung  der  Ernte  vorgenommen  werden,  für  den  Welthandel  viel  wichtiger 
sind  als  genauere,  also  monatlaog  verspäteten  Angaben. 
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solchen  gewaltigen  Beginnen  zugrunde  gelegt  werden,  damit  nicht  die 
Aufgabe  von  vornherein  unlösbar  wurde  und  das  Material  auch  den 
gescheitesten  Mitarbeitern  über  den  Kopf  wachsen  sollte? 

Das  war  eben  auch  die  Frage,  die  mir  Herr  Kammerherr  K.  Sehested 
stellte,  als  ich  im  Sommer  1908  ihn  besuchte,  um  mich  nach  seiner 
Aufforderung  und  durch  Vermittelung  der  dänischen  Regierung  um 
eine  der  Sektionschefstellen  beim  Institut  in  Rom  zu  bewerben.  Wir 
waren  über  die  Antwort  vollständig  einig:  i.  Soweit  die  angegebenen 
Ziele  überhaupt  erreichbar  sind,  kann  dies  nur  in  der  Weise  geschehen, 
daß  das  weitläufige,  weltumspannende  Material  schon  in  teils  gesich- 
tetem, teils  verarbeitetem  Zustand  von  allen  Staaten  den  verschiedenen 
Bureaus  des  internationalen  Landwirtschaftsinstituts  übermittelt  wird. 
2.  Die  Staaten  müssen  zu  diesem  Zweck  in  ihrem  Land  ein  besonderes 
Korrespondenzbureau  einrichten,  das  innerhalb  gewisser  Grenzen  zur 
Mitarbeit  an  den  Institutaufgaben  nach  Maßgabe  soweit  möglich  ein- 
heitlicher Instruktionen  und  Fragebogen  verpflichtet  ist.  3.  Solche 
Bureaus  lassen  sich  in  den  meisten  Staaten  bequem  den  bestehenden 
statistischen  oder  landwirtschaftlichen  Departements  angliedern. 

Zentralisation  zwecks  Vereinheitlichung  des  gesamten  Materials  und 
dessen  endgültige  Verarbeitung  und  Veröffentlichung  einerseits,  Dezen- 
tralisation der  nationalen,  vorbereitenden  Spezialarbeit  andererseits  — 
das  waren  die  Prinzipien,  die  einem  organisatorischen  Talent  ersten 
Ranges,  wie  gerade  dem  früheren  dänischen  Landwirtschaftsminister 
Sehested,  selbsteinleuchtend  schienen.  Der  entgegengesetzte  Grund- 
satz: das  ganze  zu  behandelnde  Material  aller  Länder  in  einer  un- 
geheuren Weltbibliothek  in  Rom  aufzuspeichern,  um  es  dort  mittelst 
eines  gewaltigen  Personals  von  A  bis  Z  zu  bearbeiten,  schien  dagegen 
ihm  wie  mir  eine  Torheit,  die  das  ganze  großzügige  Werk  von  vorn- 
herein aussichtslos  machen  würde. 

Zu  Weihnachten  desselben  Jahres  sprach  ich  wieder  mit  ihm,  der 
gerade  von  der  grundlegenden  ersten  Generalversammlung  des  Instituts 
(Dezember  1908)  zurückgekehrt  war.  Er  beklagte  sich  lebhaft  darüber, 
daß  die  erlauchten  Herren,  die  in  Rom  die  Geschäfte  des  Instituts 
vorbereiten  sollten,  dem  vorerwähnten  Arbeitsprinzip  nur  wenig  Ver- 
ständnis entgegenbrachten  und  somit  eigentlich  schon  bewiesen  hatten, 
daß  sie  nur  wenig  Begriff  von  den  ihrer  Leitung  anvertrauten  ernsten 
Aufgaben  hatten.  Er  bat  mich  aber,  mein  möglichstes  zu  tun,  um 
als  zukünftiger  Beamter  die  richtigen  Arbeitsgrundsätze  im  Interesse 
des  Ganzen  zur  Geltung  zu  bringen,  und  trug  selber  dafür  Sorge,  daß 
ein  dänisches  Institut-Korrespondenzbureau  gleich  in  Kopenhagen  er- 
richtet wurde,  und  zwar  vom  dänischen  Staat,  der  somit  praktisch 
den  anderen  in  dieser  Beziehung  mit  Beispiel  voranging. 
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Im  Anfang  des  Jahres  1909  wurden  die  ersten  leitenden  Beamten 
des  Instituts  ernannt,  und  im  März  desselben  Jahres  traf  ich  dann 
mit  meinen  Kollegen  beim  Institut  in  Rom  ein,  damit  wir  die  kom- 
menden Arbeiten  in  Einzelheiten  vorbereiten  und  planen  könnten. 
Ehe  ich  aber  an  die  Beschreibung  dieser  Arbeiten  herantrete,  wird  es 
am  Platz  sein,  die  Hauptzüge  der  allgemeinen  Organisation  des  Land- 
wirtschaftsinstituts darzustellen. 

3.   Organisation. 

Das  höchste  Organ  des  Instituts  ist,  wie  schon  angedeutet,  die 
sogenannte  Generalversammlung,  die  jetzt  nur  alle  zwei  Jahre  in 
Rom  tagt  —  und  nur  wenige  Tage  — ,  um  das  ihr  vorgelegte  Arbeits- 
programm zu  bestätigen  und  die  Kredite  zu  bewilligen.  Jeder  Staat 
sendet  zu  dieser  Versammlung  so  viele  Delegierte,  wie  es  ihm  beliebt. 
Es  ist  aber  klar,  daß  es  den  betreffenden  Herren  auch  in  dem  Fall, 
wo  ihnen  das  nötige  Material  rechtzeitig  zugestellt  wird  (was  noch  nie 
geschehen  ist),  vollständig  unmöglich  ist,  je  den  vorliegenden  Aufgaben 
gerecht  zu  werden  oder  selbständig  und  sachgemäß  die  zahlreichen 
und  verwickelten  Fragen,  die  der  Kompetenz  des  Instituts  unterliegen, 
zu  beurteilen.  Dies  ist  nur  denjenigen  möglich,  die  die  betreffenden 
Arbeiten  Schritt  für  Schritt  in  Rom  selbst  verfolgt  haben.  Tatsächlich 
ist  diese  Generalversammlung  daher  eine  reine  Formsache  ge- 
worden, und  die  eigentliche  Gewalt  ist  in  den  Händen  des  nächsten 
Gliedes  der  Institutsorganisation,  des  sogenannten  ständigen 
Komitees  (Le  comite  permanent). 

Dieses  besteht  aus  Vertretern  der  dem  Institut  angegliederten 
Staaten  und  hat  seinen  ständigen  Sitz  in  Rom.  Die  Mitglieder  ver- 
sammeln sich,  so  oft  es  nötig  erscheint  (im  Winter  durchschnittlich 
ein-  oder  zweimal  des  Monats,  im  Sommer  gar  nicht),  im  Sitzungssaal 
des  Instituts,  um  die  eigentliche  Macht  desselben  auszuüben:  Arbeits- 
programme vorzuschreiben,  das  Budget  aufzustellen  und  zu  prüfen, 
Beamte  anzustellen  oder  ihnen  zu  kündigen.  Dieses  Komitee  wählt  seinen 
Präsidenten  und  Vizepräsidenten  auf  drei  Jahre,  sowie  den  General- 
sekretär, der  zu  gleicher  Zeit  das  direkte  Oberhaupt  des  gesamten 
Beamtenpersonals  darstellt.  Um  seinen  Aufgaben  gerecht  zu  werden, 
teilte  sich  das  Komitee  anfangs  in  drei,  später  in  vier  Kommissionen, 
nämlich  eine  für  jedes  der  Arbeitsgebiete  und  der  entsprechenden 
Bureaus  des  Instituts. 

Die  Entscheidungen  des  ständigen  Komitees  erfolgen  nach  allgemeiner 
Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Staatsvertreter,  die  jedoch  nicht 
über  dieselbe  Zahl  von  Stimmen  verfügen.  Vielmehr  ist  die  Stimmen- 
zahl nach  der  Höhe  des  Beitrags  abgestuft,  den  der  betreffende  Staat 
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an  das  Institut  zahlt.  Als  Einheit  galt  ursprünglich  ein  Jahresbetrag 
von  1500  Fr.,  der  von  der  Generalversammlung  im  Mai  1913  auf 
2000  Fr.  erhöht  wurde.  Jeder  Staat,  der  diese  Summe  zahlt,  verfügt 
über  eine  Stimme  im  ständigen  Komitee.  Wer  aber  zwei  Einheiten 
(3000  bzw.  4000  Fr.)  zahlt,  hat  zwei  Stimmen;  wer  vier  Einheiten 
zahlt,  hat  drei  Stimmen;  während  vier  Stimmen  erst  bei  einer  Zahlung 
von  acht  Einheiten,  fünf  Stimmen  (die  höchste  Stimmenzahl)  gar 
erst  bei  einer  Zahlung  von  sechzehn  Einheiten,  also  24  000  bzw. 
32  000  Fr.  jährlich,  dem  betreffenden  Staat  zugeteilt  werden. 

Jeder  Staat  kann  sich  nach  seinem  Gutdünken  in  die  Zahlungs- 
gruppe eintragen,  die  ihm  zusagt;  es  versteht  sich,  daß  die  großen 
Staaten  vorzugsweise  in  die  höheren  Gruppen  eingetreten  sind  und 
demgemäß  den  größten  Einfluß  im  Institut  ausüben.  Dieser  Einfluß 
kann  noch  dadurch  gesteigert  werden,  daß  es  den  Staaten  freigestellt 
ist;  ihre  Kolonien  selbständig  dem  Institut  anzugliedern.  So  hat  z.  B. 
England,  das  schon  an  und  für  sich  über  fünf  Stimmen  im  ständigen 
Komitee  verfügt,  sowohl  Ägjrpten  und  Indien  mit  je  vier,  wie  auch 
Neuseeland,  Australien  und  Kanada  mit  je  zwei  Stimmen  unter  den 
dem  Institute  beigetretenen  Staaten  einschreiben  lassen.  England  im 
weiteren  Sinne  verfügt  somit  gleich  über  19  von  insgesamt  rund 
120  Stimmen  im  ständigen  Komitee.  Die  Verteilung  der  Staaten 
nach  Beiträgen  und  Stimmengruppen  bei  der  Gründung  des  Instituts 
erhellt  aus  der  folgenden  Zusammenstellung: 

Tabelle  über  die  Stirn mengewichte  der  dem  Institut  1909  angegliederten  Staaten. 


1.  Gruppe 

2.  Gruppe 

3.  Gruppe 

4.  Gruppe 

5.  Gruppe 

?)  Stimmen 

4  Stimmen 

3  Stimmen 

2  Stimmen 

1  Stimme 

14  Länder 

4  Länder 

2  Länder 

12  Länder 

10  Länder 

Deutschland 

Ägypten 

Bulgarien 

Belgien 

Costa  Rica 

Argentinien 

Indien 

Serbien 

Chili 

Kuba 

Oesterreich 

Mexiko 

— 

Dänemark 

Ecuador 

Ungarn 

Persien 

— 

Kanada 

Abyssinien 

Brasilien 

— 

— 

Australien 

Mauritius 

China 

— 

— 

Neu-Zeeland 

Luxemburg 

Spanien 

— 

— 

Griechenland 

Montenegro 

Verein.Staaten 

— 

— 

Norwegen 

Nikaragua 

Amerikas 

— 

— 

Niederlande 

Peru 

Frankreich 

— 

— 

Portugal 

Salvador 

Großbritannien 

— 

— 

Schweden 

— 

und  Irland 

— 

— 

Schweiz 

— 

Italien 

— 

— 

— 

— 

Japan 

— 

— 

- 

— 

Rumänien 

— 

— 

— 

— 

Rußland 

— 

— 

— 

— 
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Hieraus  ist  ersichtlich,  daß  die  drei  Staaten  des  Dreibundes  mit 
den  ItaHen  gewöhnlich  Folgschaft  leistenden  Ländern  Spanien  und 
dem  lateinischen  Amerika  über  wenigstens  41  Stimmen  verfügten. 
Da  selten  mehr  wie  90  Stimmen  im  Komitee  anwesend  waren,  und  die 
erwähnte  Gruppe,  von  Italien  angefeuert,  in  den  meisten  Angelegen- 
heiten des  Instituts  die  rührigste  gewesen  ist,  konnte  sie  die  meisten 
Abstimmungen  beherrschen,  zudem  Italien  sich  gern  auf  das  moralische 
Übergewicht  berief,  das  diesem  Staat  —  gegen  die  Ausdrücke  und 
den  Sinn  der  Konvention  sowie  der  Statuten  —  ihrer  Ansicht  nach 
im  Institut  zukam,  weil  dasselbe  in  Rom  seinen  Sitz  hatte  und  vom 
König  von  Italien  mit  extra  300  000  Fr.  dotiert  wurde.  Diese  Gabe 
hätte  allerdings  das  internationale  Institut  niemals  entgegennehmen 
dürfen ;  die  Entwicklungsgeschichte  des  Instituts  lehrte  bald,  daß  dieses 
italienische  Danaergeschenk  das  Institut  um  seinen  rein  internationalen 
Charakter  und  um  seine  Arbeitsfreiheit  gebracht  hat.  Das  Institut 
wäre  —  vernünftige  Verwaltung  vorausgesetzt  —  auch  mit  den 
500  000  Fr.  jährlich  ausgekommen,  die  die  Staaten  zusammen  bei- 
steuerten, und  diese  Summe  konnte  laut  der  Konvention  nötigenfalls 
bis  auf  rund  750  000  Fr.  gesteigert  werden,  weil  die  Grundeinheit  ja 
von  1500  bis  auf  2500  Fr.  erhöht  werden  konnte. 

Dieses  Grundübel  wurde  noch  durch  den  Umstand  verschlimmert, 
daß  die  meisten  Mitglieder  dieses  ständigen  Komitees  ihren  allerdings 
schwierigen  Aufgaben  im  Institut  keineswegs  gewachsen  waren.  Bei 
den  rein  technisch-landwirtschaftlichen  und  international-statistischen 
Aufgaben,  die  der  Entscheidung  dieses  Komitees  als  höchster  Instanz 
vorlagen,  wäre  es  organisch  erforderlich  gewesen,  daß  die  das  Institut 
gründenden  Staaten  besonders  sachverständige  und  befähigte  Männer 
in  das  Komitee  hineinwählen  würden.  Statt  dessen  begnügten  sich 
die  meisten  Regierungen  damit,  entweder  ihre  jeweiligen  diplomatischen 
Vertreter  in  Rom  oder  aber  in  gewissen  Fällen  Staatsbeamte,  für  die 
aus  verschiedenen  Gründen  eine  Sinekure  in  Italien  wünschenswert 
war,  mit  dieser  Aufsicht  zu  beauftragen.  Bekanntlich  verstehen  sich 
insbesondere  die  Diplomaten  mit  ihrer  vorwiegend  juristischen  oder 
militärischen  Ausbildung  weder  auf  Statistik  noch  auf  Volkswirtschaft, 
nicht  einmal  auf  die  ihres  eigenen  Landes,  geschweige  denn  auf  internatio- 
nale Fragen  derselben  Art.  Gerade  dadurch  bekamen  die  wenigen  Staaten, 
die  SpezialVertreter  zum  Institut  nach  Rom  schickten,  einen  besonderen 
großen  Einfluß  auf  die  Entwicklung  desselben.  Es  waren  wiederum  vor- 
zugsweise Deutschland ,  Österreich-Ungarn  (Italien  selbst  nicht  zu  vergessen) 
und  außerdem  Frankreich,  die  besondere  Delegierte  in  das  ständige  Komi- 
tee schickten.  Inwieweit  die  betreffenden  Delegierten  ihren  großen  Ein- 
fluß zum  Heil  des  Ganzen  ausübten,  wird  aus  dem  späteren  hervorgehen. 
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4.  Das  Personal. 

Angesichts  dieser  Lage  der  Dinge  war  es  nicht  ohne  Berechtigung, 
daß  der  belgische  Delegierte,  M.  O.  Bolle,  in  unserer  ersten  Unter- 
redung schon  Januar  1909  mir  gegenüber  äußerte:  ,,Das  ganze  Land- 
wirtschaftsinstitut und  seine  Zukunft  steht  und  fällt  mit  seinen  Be- 
amten (die  damals  erst  zu  ernennen  waren).  Da  aber  die  Entscheidung 
in  allen,  auch  in  rein  technischen  und  methodischen  Fragen  formell 
allein  dem  Komitee  überlassen  war,  konnte  diese  Auffassung  nur  in 
dem  Fall  als  praktisch  richtig  angesehen  werden,  wenn  das  Komitee 
in  vernünftiger  Abschätzung  seiner  Mängel  an  Kompetenz  in  welt- 
wirtschaftlichen und  statistischen  Fragen  sich  von  dem  Gutachten 
und  Arbeitsplänen  der  leitenden  Beamten  führen  lassen  würde.  Mit 
diesem  Vorbehalt  seien  diese  Beamten  den  Lesern  vorgestellt. 

Als  Chef  des  Bureaus  des  landwirtschaftlichen  Nachrichtendienstes 
(Division  de  statistique  agricole)  wurde  der  amerikanische  Statistiker 
C.  C.  Clark  ernannt,  ein  energischer  und  intelligenter  Mann,  echt  angel- 
sächsischer Art.  Die  Wahl  war  außer  in  seinen  hervorragenden  persön- 
lichen Eigenschaften  auch  in  dem  Umstände  begründet,  daß  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  früher  wie  irgend  ein  anderes  Land 
einen  praktischen  Nachrichtendienst  auf  dem  Gebiet  des  Saatenstandes 
und  der  Ernteberichte  organisiert  hatten,  welcher  vielleicht  gewisser- 
maßen als  Vorbild  für  die  zu  schaffende  internationale  Statistik  der- 
selben Art  dienen  konnte.  Ihm  zur  Seite  wurde  der  Deutsche 
Dr.  W.  Preyer  als  Abteüungschef  gestellt,  ein  junger  Mann,  der  sich 
besonders  durch  hervorragende  Sprachkenntnisse  auszeichnete.  Der 
ganzen  Division  wurde  zeitweilig  auch  —  ganz  sinnlos  —  die  Sektion 
für  Pflanzenkrankheiten  angegliedert,  die  jedoch  ziemlich  selbständig 
von  dem  italienischen  Professor  Giglioli  aus  Pisa  geleitet  wird,  einem 
älteren  Mann  von  einer  in  Italien  seltenen  internationalen  Bildung. 
Als  Sektionschef  wurde  der  französische  Dr.  J.  Saulnier,  sein  Schüler, 
gewählt,  ein  jüngerer  Mann,  der  sich  in  gleichem  Maße  durch  Klar- 
heit, Organisationstalent  und  Charakter  auszeichnete.  Er  stand  mir 
während  der  fast  fünfjährigen  gemeinschaftlichen  Arbeit  an  dem  Aus- 
bau des  Instituts  treu  bei  und  zwar  nicht  am  wenigsten  als  bewußter 
Verfechter  des  von  mir  eingangs  erwähnten  Arbeitsprinzips :  Organische 
Mitwirkung  der  einzelnen  Staaten  mittelst  selbständiger  Korrespondenz- 
bureaus. 

Die  Oberleitung  des  Bureaus  der  sozial-wirtschaftlichen  Einrich- 
tungen (Division  des  institutions  ^conomiques  et  sociales)  wurde  in 
die  Hände  des  früheren  Direktors  innerhalb  des  belgischen  Landwirt- 
schaftsministeriums, des  Herrn  F.  Brafford,  gelegt.  Er  war  ursprüng- 
lich  für   den   Posten   des   Generalsekretärs   ausersehen;    da   aber    die 
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Italiener  diese  Stellung  für  sich  beanspruchten,  wurde  sie  mit  einem 
Sektionschef  des  italienischen  auswärtigen  Amtes,  Herrn  Koch,  besetzt. 
Herrn  Brafford  wurden  vorderhand  zwei  Sektionschefs  beigegeben: 
der  Ingenieur  agron.  Donini,  italienischer  Schweizer,  ein  tüchtiger 
und  besonders  praktisch  veranlagter  Beamter,  für  die  Abteilung  der 
Landarbeiterlöhne  ^,  und  endlich  der  Schreiber  dieser  Zeilen  für  die 
Abteilung  des  Genossenschafts-,  Versicherungs-  und  Kreditwesens  -. 
Die  Gründung  unserer  Bibliothek  wurde  einem  Ungarn,  Herrn  Podma- 
niczky,  Baron  und  früherer  Beamter  der  Budapester  Bibliothek, 
übertragen. 

Dies  war  das  Beamtenpersonal,  welches  Schluß  März  1909  in  Rom 
zum  ersten  Male  zusammentraf,  um  mit  den  Mitgliedern  des  ständigen 
Komitees  das  Arbeitsprogramm  des  internationalen  Landwirtschafts- 
instituts im  einzelnen  festzulegen,  seine  Methoden  zu  entwickeln  und 
zu  verwirklichen.  Das  übrige  Personal  (Redakteure,  Assistenten, 
Übersetzer  usw.)  war  erst  später  auf  Vorstellung  der  zuständigen  Chefs 
zu  ernennen. 

Unter  den  Delegierten  des  ständigen  Komitees  zeichneten  sich  die 
folgenden  Herren  entweder  durch  ihre  Fähigkeiten  oder  auch  durch 
ihre  tatsächliche  Stellung  innerhalb  des  Komitees  besonders  aus: 

Der  erste  Präsident  des  ständigen  Komitees  war  Graf  Faina,  Mit- 
glied des  italienischen  Senats.  Er  war  Vorstand  der  kgl.  italienischen 
Kommission  gewesen,  die  von  1906  bis  1908  mit  der  Vorbereitung  der 
Institutsarbeiten  beschäftigt  war,  ohne  jedoch  wesentliches  zur  Lösung 
der  gestellten  Aufgaben  beizutragen.  Mittlerweile  wurde  aber  der 
prachtvolle  Bau  in  Villa  Borghese  errichtet,  der  als  Arbeitsstelle  des 
zukünftigen  Instituts  dienen  sollte. 

Graf  Faina  war  zweifellos  von  aufrichtiger  Liebe  zu  der  ihm  an- 
vertrauten Sache  beseelt,  besaß  aber  nur  wenig  praktische  und  fast 
gar  keine  wirtschaftstheoretischen  Kenntnisse.  Immerhin  war  dies,  ob- 
wohl erwünscht,  doch  nicht  unbedingt  nötig  für  das  formelle  Oberhaupt 
des  Instituts,  wenn  er  bloß  einen  hervorragenden  Generalsekretär  zur 
Verfügung  gehabt  hätte  und  sich  vor  Einmischung  in  rein  technischen 
Fragen  hüten,  könnte.  Leider  war  aber  der  vorerwähnte  General- 
sekretär Koch  ein  recht  unbedeutender  Mann,  und  Faina  selbst  hatte 
den  fatalen  Ehrgeiz,  selber  alles  tun  zu  wollen,  und  war  auch  nicht 

^  Da  diese,  wie  erwähnt,  bald  in  Wegfall  kam,  wurde  Herr  Donini  der 
Abteilung  für  Landwirtschaft  als  Leiter  deren  Abteilung  für  Viehstatistik  an- 
gegliedert. 

^  Ich  hatte  mich  zu  dieser  Zeit  schon  als  Privatdozent  für  die  Universität 
Kopenhagen  habilitiert,  und  wurde  kurz  vor  meiner  Berufung  nach  Rom  von 
der  Direktion  der  königl.  landwirtschaftlichen  Hochschule  in  Kopenhagen  für 
eine  ordentliche  Dozentur  daselbst  in  Volkswirtschaft  erwählt. 
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von  Starrsinn  völlig  freizusprechen.  Diese  Eigenschaften  führten 
denn  auch  recht  bald  zu  einer  Katastrophe,  wie  wir  gleich  sehen  werden. 
Um  nicht  mißverstanden  zu  werden,  schicke  ich  voraus,  daß  ich  persön- 
lich mit  diesen  beiden  italienischen  Herren  immer  gut  ausgekommen  bin 
und  daß  ich  keineswegs  die  Ansicht  hege,  daß  sie  die  Hauptschuld 
des  Mißlingens  unserer  Arbeiten  trugen.  Sie  müssen  diese  Schuld  mit 
den  führenden  Delegierten  des  ständigen  Komitees  jedenfalls  teilen. 

Das  waren  vor  allem  der  Deutsche  Dr.  Traugott  Müller,  Präsident 
der  2.  Kommission  (für  die  landwirtschaftliche  Statistik,  H.  Abteilung, 
jetzt  2.  Bureau),  der  Ungar  Miklos  de  Mikloswar,  Präsident  der  ersten 
Kommission  (für  die  I.  Abteilung,  d.  h.  das  Generalsekretariat  und  das 
Budget  zuständig),  der  Österreicher  Ritter  v.  Pozzi,  Referent  der 
ni.  Kommission  1  (HI.  Abteilung,  jetzt  4.  Bureau,  für  sozialwirtschaft- 
liche Studien). 

Weiter  ist  der  russische  Delegierte,  Generalkonsul  Zabiello,  zu 
nennen,  dem  die  Leitung  der  Geschäfte  bei  der  ersten  Kommission 
zufiel,  da  das  Bureau  für  Pflanzenkrankheiten  aus  der  I.  Abteilung 
(1911)  ausgeschieden  wurde  und  dementsprechend  eine  neue  Kom- 
mission geschaffen  werden  mußte,  deren  Präsidium  dann  Herrn  Miklos 
zufiel.  Dieses  Bureau  sowie  die  Kommission  wurde  dann  fortan  mit 
der  Zahl  HI  bezeichnet,  und  die  frühere  HI.  Abteilung  und  Kommission 
hieß  danach  Nr.  IV.  Endlich  ist  Herr  Luzatti  zu  nennen,  der  als  Dele- 
gierter für  San  Marino  dem  Komitee  angehörte.  Er  interessierte  sich 
aber  wesentlich  nur  für  die  Landarbeiter-,  Lohn-  und  Emigrantenfrage. 
Da  diese  Fragen  aber  wegen  großagrarischer  Befürchtungen,  insbe- 
sondere auf  das  Treiben  des  Herrn  v.  Pozzi,  bald  ganz  aus  den  Instituts- 
arbeiten ausgeschieden  wurden,  zog  Luzatti  sich  fast  ganz  von  den 
Verhandlungen  zurück.  Auch  Lubin  selber  bekam,  obschon  Delegierter 
der  Vereinigten  Staaten,  weniger  Einfluß  auf  das  Schicksal  des  Instituts, 
als  zu  erwarten  stand;  er  war  eben  den  übrigen  Delegierten  zu 
exzentrisch. 

Schließlich  —  last  not  least  —  ist  der  französische  Delegierte  L.  Dop 
zu  erwähnen,  früher  Sekretär  des  französischen  Landwirtschafts- 
ministers Ruyeaus,  jetzt  Vizepräsident  des  Instituts. 

Es  stellte  sich  gleich  in  den  ersten  Verhandlungen  zwischen  den 
Beamten  und  den  Delegierten  heraus,  daß  die  erwähnten  Herren  im 
Namen  des  ständigen  Komitees  die  Absicht  hatten,  ihre  statuten- 
mäßigen Rechte  (die  sie  selbst  geschaffen  hatten!)  bis  ins  kleinste  zu 
wahren.    Sie  wollten  mit  anderen  Worten  nicht  allein  die  allgemeine 


'  Der  Kommissionspräsident,  M.  Esteva,  Gesandter  von  Mexiko,  war  fast 
immer  abwesend,  und  somit  spielte  v.  Pozzi  in  den  ersten  Jahren  die  führende 
Rolle  in  dieser  Kommission. 

Brentano-Festschrift.  29 


4^0  K.  A.  Wieth-Knudsen. 

Tätigkeit  des  Instituts  überwachen,  sondern  den  Bureaus  und  deren 
Beamten  das  ganze  Detailprogramm,  sowie  Arbeitsmethoden  und 
Personalbestand  in  allen  Einzelheiten  vorschreiben.  Wenn  man 
bedenkt,  daß  die  Kompetenz  der  Bureaus  sich  über  ein  ungeheueres 
Gebiet  der  schwierigsten  international-statistischen  und  weltwirtschaft- 
lichen Aufgaben  erstreckte,  fragt  man  sich  unwillkürlich,  wer  dann 
die  erlauchten  Herren  waren,  die  sich  zutrauten,  geistige  Vormundschaft 
gegenüber  dem  technisch  geschulten  Beamtenpersonal  ausüben  zu 
können,  und  welchen  Einsatz  an  Arbeitsleistungen  sie  zu  diesem  Zwecke 
dem  Landwirtschaftsinstitut  widmeten. 

Diese  Frage  ist  nicht  zu  beantworten  und  somit  die  Entwicklung 
und  das  Schicksal  des  Instituts  nicht  zu  begreifen  ohne  Kenntnis  der 
Eigenschaften  —  oder  des  Mangels  an  solchen  — ,  die  die  betreffenden 
Delegierten  in  den  vergangenen  fünf  Jahren  zutage  legten.  Die  Ge- 
schichte wird  nämlich  weder  von  Papieren  noch  von  Paragraphen 
gemacht,  sondern  von  lebenden  Menschen  mit  ihren  tatsächlichen 
Machtmitteln.  Gerade  deshalb  erscheint  es  nötig,  die  erwähnten 
Persönlichkeiten  in  aller  Kürze  hier  zu  charakterisieren. 

Der  einzige  hervorragende  Mann  unter  ihnen  war  zweifellos  Dr.  Trau- 
gott Müller.  Er  besaß  große,  sowohl  praktische  wie  theoretische, 
Kenntnisse  auf  gewissen  Gebieten  der  Landwirtschaft;  er  hatte  mit 
Erfolg  als  Vorgänger  von  Dr.  Dade  in  Berlin  eine  gute  organisatorische 
Schule  durchgemacht;  zugleich  fleißig  und  klar,  trotz  schwankender 
Gesundheit.  Er  gewann  denn  auch  bald  eine  führende  Stellung  im 
ständigen  Komitee,  und  wenn  er  trotzdem  fast  niemals  seinen  Einfluß 
zum  Heil  des  Ganzen  angewandt  hat,  beruht  dies  teils  auf  seiner  Nach- 
giebigkeit italienischen  Sonderwünschen  gegenüber  (eine  Nachgiebigkeit, 
deren  wahrer  Grund  noch  nicht  ganz  entschleiert  ist),  teils  in  dem  Be- 
streben, der  ihm  anvertrauten  Abteilung  für  landwirtschaftliche  Statistik 
eine  Sonderstellung  im  Institut  zu  verschaffen.  Zabiello  dagegen  zeichnete 
sich  nicht  allein  durch  Klarheit  und  Verstandesschärfe  aus,  sondern 
hatte  mehr  wie  je  ein  anderes  Mitglied  des  Komitees  die  unschätzbare 
Charaktereigenschaft,  die  Mut  der  Überzeugung  heißt.  Seine  Finanz- 
kritiken in  der  Budgetkommission  sowie  seine  Beiträge  zur  Diskussion 
der  internationalen  Landwirtschaftsstatistik  stellen  Oasen  in  den  wüsten 
Verhandlungen  des  ständigen  Komitees  dar,  die  einem  sonst  wegen 
ihrer     grenzenlosen    Oberflächlichkeit    leid    tun     konnten  ^.       Leider 


^  Was  die  bis  jetzt  erschienenen  4  dicken  Bände  der  »Proces-verbaux  du 
comite  permanent"  von  Albernheiten  und  Gemeinplätzen  auf  dem  Gebiet  der 
internationalen  Volkswirtschaft  enthalten,  schreit  geradezu  zum  Himmel.  Nur 
der  hier  beschränkte  Raum  schützt  uns  gegen  die  Versuchung,  eine  Reihe  von 
Beispielen  anzuführen.    Warum  diese  Herren  sich  in  der  Rolle  gefielen,  große 
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stand  er  mit  seinen  vernünftigen  Anschauungen  recht  allein  der  großen 
Masse  von  Delegierten  gegenüber,  indem  er  im  wesentlichen  nur  von 
L.  Dop  gestützt  wurde,  und  auch  dies  nicht  immer. 

Der  letztere  war  wohl  ein  gerechter  und  dem  Beamtenpersonal 
gegenüber  anständig  sich  benehmender  Mann,  gewann  aber  niemals 
den  Einfluß,  der  dem  Vizepräsidenten  des  Instituts  von  Rechts  wegen 
gebührte.  Er  wich  bei  größeren  Entscheidungen  öfters  zurück  und 
konnte  es  mit  dem  Schneid  des  Herrn  Müller  und  Konsorten  nur 
selten  aufnehmen.  Ich  erinnere  mich,  wie  er  einmal  nach  einer  Sitzung 
(Mai  1909),  die  wieder  für  ihn  eine  verlorene  Schlacht  bedeutete,  mutlos 
seufzte:  ,,La  triplice,  la  triplice!"  Wahr  daran  ist,  daß  die  Delegierten 
des  Dreibundes  und  Mitläufer  fast  immer  geschlossen  auftraten,  was 
an  und  für  sich  allerdings  ungereimt  war,  da  die  Aufgaben  des  Instituts 
natürlich  mit  der  hohen  Politik  nur  wenig  zu  tun  hatten.  Wenn  man 
aber  mit  der  Tatsache  eines  solchen  Blocks  im  ständigen  Komitee 
rechnen  mußte,  erhebt  sich  die  Frage,  ob  es  nicht  einer  großen  Persön- 
lichkeit gelingen  würde,  eine  Zusammenarbeit  z.  B.  mit  England 
und  Amerika  als  Gegengewicht  zu  den  einseitigen  Bestrebungen  des 
Herrn  Müller  zu  organisieren. 

Der  Österreicher,  v.  Pozzi,  war  keine  führende  Persönlichkeit.  Ich 
schätze  ihn  persönlich  wegen  seiner  Musikbildung  und  seines  hervor- 
ragenden Violintalents,  dem  er  seine  bisherige  —  übrigens  nicht 
allzu  glänzende  —  Karriere  in  Österreich  verdankte.  Im  ständigen 
Komitee  aber  spielte  er  nur  als  Anhang  zu  Dr.  Müller  und  durch  einen 
gewissen  zähen  Fleiß  eine  Rolle. 

Großen  Einfluß  dagegen  gewann  der  Herr  Miklos.  Wenn  man  mich 
aber  fragt,  warum,  muß  ich  bekennen,  daß  ich  die  Antwort  schuldig 
bleibe.  Oder  man  lasse  mich  mit  der  Frage  antworten:  Warum  spielen 
die  sechs  (nicht  neun)  Millionen  Magyaren  in  der  ungarischen  wie  in 
der  ganzen  Politik  der  Doppelmonarchie  mit  ihren  55  Millionen  immer 
noch  die  ausschlaggebende  Rolle  ?  Wer  jahrelang  der  inneren  ungarischen 
Politik  mit  allen  ihren  unglaublichen  Übeln  in  die  Karten  geguckt 
hat,  weiß  die  Erklärung  zu  geben. 

5.  Arbeitsgeschichte  des  Instituts. 
Es  kann  natürlich  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  davon  die  Rede  sein, 
den  ganzen  Entwicklungsgang  der  schon  nach  Hunderten  von  Bänden 
zählenden  Institutsarbeiten  den  Lesern  vorzuführen.  Ich  werde  mich 
hier  vielmehr  darauf  beschränken,  die  Geschäfte  der  zwei  ersten  Jahre 
zu  beschreiben,  und  zwar  für  die  Abteilung,  die  Herrn  Brafford  und  mir 


AVeltwirtschaftsKtlehrk'  zu  spielen,  statt  einfach  die  Innehaltung  der  Konvention 
zu  wahren,  weiß  nur  der  liebe  Gott. 
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anvertraut  war.  Die  Anfangsgeschichte  der  anderen  Hauptabteilung 
habe  ich  schon  früher  im  „Deutschen  Statistischen  Zentralblatt" 
(igio  und  1912)  in  großen  Zügen  dargestellt. 

In  Herrn  Brafford  bekam  ich  einen  liebenswürdigen  und  von  jeder  Klein- 
Uchkeit  freien  Vorgesetzten,  der  schon  eine  lange  Karriere  im  belgischen 
Landwirtschaftsministerium  hinter  sich  hatte,  die  er  nun  mit  56  Jahren 
zugunsten  des  Instituts  aufgab.  Wir  waren  über  Ziele  und  Methoden 
imseres  Bureaus  für  soziale  und  wirtschaftliche  Einrichtungen  auf  dem 
Gebiet  der  Landwirtschaft  sofort  einig  und  faßten  den  Entschluß, 
unsere  Arbeiten  der  Tiefe  statt  der  Breite  nach  zu  entwickeln, 
d.  h.  wir  sahen  vorderhand  davon  ab,  auf  einmal  das  internationale 
Genossenschafts-,  Versicherungs-  und  Kreditwesen  zu  gleicher  Zeit 
in  Angriff  zu  nehmen.  Denn  durch  solches  Beginnen  wäre,  auch  mit 
einem  tüchtigeren  Hilfspersonal  als  dem,  worauf  wir  zukünftig  rechnen 
konnten,  nur  Oberflächliches  oder  bestenf alles  Wiederholung  von  dem, 
was  in  den  Einzelstaaten  schon  vorhanden  und  allgemein  bekannt  war, 
geschaffen  worden.  Statt  dessen  unternahmen  wir  gleich  ein  gründliches 
Studium  des  gesamten  Genossenschaftswesens,  mit  dem  ich  aus  Däne- 
mark schon  lange  vertraut  war.  Im  Laufe  von  drei  Wochen  hatten 
wir  unser  Untersuchungsprogramm  fertig,  unter  Aufstellung  von 
internationalen  Fragebogen,  in  denen  absichtlich  nur  solche  Fragen 
aufgenommen  waren,  die  bequem  von  den  meisten  europäischen 
Staaten  unter  Zuhilfenahme  einiger  Umfragen  beantwortet  werden 
konnten.  Der  weitere  Ausbau  solcher  Fragebogen,  im  Einvernehmen 
mit  den  statistischen  Bureaus  usw.  der  verschiedenen  Staaten,  sollte 
fernerhin  die  Vereinheitlichung  der  internationalen  Genossenschafts- 
statistik fördern. 

Diese  Gedanken  entsprachen  erstens  den  Wünschen  des  deutschen 
Reichsverbandes  der  Genossenschaften,  sowie  denen  des  internationalen 
Genossenschaftsbundes,  welche  Körperschaften  schon  seit  Jahren  die 
Absicht  hegten,  in  irgendeiner  Weise  eine  möglichst  einheitliche  inter- 
nationale Genossenschaftsstatistik  zu  schaffen.  Andererseits  kamen 
wir  hierdurch  auch  den  Bemühungen  des  Internationalen  statistischen 
Instituts  entgegen,  das  sich  schon  seit  einem  Menschenalter  danach 
sehnte,  Organe  zwecks  Vereinheitlichung  und  Zentralisierung  der 
verschiedenen  Zweige  der  internationalen  Statistik  ins  Leben  zu  rufen. 
Wir,  das  Landwirtschaftsinstitut,  waren  ja  geradezu  dazu  geboren, 
diese  Gedanken  auf  dem  Gebiete  der  ganzen  Landwirtschaftsstatistik 
zu  verwirklichen,  und  aus  diesem  Gesichtspunkt  heraus  haben  Brafford 
und  ich  unsere  grundlegenden  Arbeitspläne  aufgestellt  und  vertreten. 
Voraussetzung  war  selbstverständlich  der  eingangs  erwähnte  allgemeine 
Arbeitsgrundsatz,   daß   die   dem   Institut   angegliederten   Staaten  uns 
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dabei  mittelst  offizieller  Korrespondenzbureaus  oder  durch  ihre  statisti- 
schen Departements  organische  Hilfe  leisteten.  Kaum  hatten  wir  aber 
diese  Pläne  (April  1909)  der  III.  Kommission  unterbreitet,  da  stellte 
es  sich  heraus,  daß  Müller  und  Pozzi  wie  auch  Faina  absolut  nichts 
weder  von  dem  Gedanken  einer  Vertiefung  der  internationalen  Ge- 
nossenschaftsstatistik noch  dem  Prinzip  der  organischen  Mitarbeit  der 
Staaten  wissen  wollten.  Statt  dessen  wünschten  sie,  daß  wir  Listen 
über  die  gesamte  europäische  Genossenschaftsliteratur  aufstellen  sollten, 
die  dann  den  angegliederten  Staaten  mit  der  Bitte  zuzustellen  wären, 
uns  möglichst  viel  davon  nach  Rom  zu  schicken.  Nach  Eintreffen 
dieses  ungeheuren  Materials  sollten  wir  dann  selber  Einzeldarstellungen 
des  gesamten  Genossenschaftswesens  schreiben !  Rein  abgesehen  davon, 
daß  solche  Ideen  nur  von  Leuten  ausgeheckt  werden  konnten,  die  von 
dem  Umfang  der  europäischen  Genossenschaftsliteratur  —  um  von 
den  übrigen  landwirtschaftswissenschaftlichen  Zweigen  nicht  zu  reden  — 
keine  blasse  x\hnung  hatten,  waren  die  Delegierten  der  betreffenden 
Kommission  darüber  uneinig,  nach  welchem  Plan  diese  Einzeldar- 
stellungen verfaßt  werden  sollten.  Faina  vertrat  hartnäckig  die  Ansicht, 
daß  dieselben,  nach  Ländern  geordnet,  alle  ländlichen  Koope- 
rationszweige behandeln  sollten.  Müller  und  Pozzi  dagegen  gingen 
von  der  vernünftigeren  Voraussetzung  aus,  daß  diese  Monographien 
einen  einzelnen  Zweig  des  Genossenschaftswesens  durch  alle  Länder 
verfolgen  müßten,  sollten  unsere  Arbeiten  überhaupt  mit  dem  Worte 
,, international"  bezeichnet  werden  können.  Und  so  beschloß  denn 
auch  die  Kommission,  indem  man  unsere  Pläne  zu  einer  rationellen 
Neugestaltung  und  Vereinheitlichung  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsstatistik unter  schönen  Redensarten  zur  Seite  schob. 

Wollte  man  nun  aber  den  vom  ständigen  Komitee  eingeschlagenen 
Weg  betreten :  alles  Material  roh  in  eigenen  Riesenbibliotheken  zu 
sammeln  und  im  Institut  zu  verarbeiten  —  dann  zog  diese  Arbeits- 
weise natürlich  als  unumgängliche  Konsequenz  die  sofortige  An- 
stellung eines  großen  Hilfspersonals  mit  sich.  Auch  dies  hat  der  Prä- 
sident und  die  zuständige  Kommission  uns  aber  glatt  abgeschlagen! 
Es  ist  mir  heute  fast  grotesk  zu  denken,  daß  selbst  ein  sonst  ernst 
zu  nehmender  Mann  wie  Müller  den  wenig  sinnreichen  Plan  gut- 
heißen konnte,  daß  zwei  Chefs,  ohne  Hilfspersonal  und  ohne  Literatur, 
ein  Standardwerk  über  die  wichtigsten  Zweige  des  internationalen  Ge- 
nossenschaftswesens bis  zum  Herbst  fertigstellen  sollten! 

Es  kam  aber  noch  besser.  Kurze  Zeit,  nachdem  unsere  Vorschläge 
zum  Heranziehen  der  Staaten  als  Mitarbeiter  für  die  Institutsaufgaben 
abgelehnt  waren,  stellte  ich  fest,  daß  gerade  dieses  Prinzip  in  den 
Arbeiten  zugrunde  gelegt  war,  die  die  IL  Abteilung  (Clark,  unter  der 
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Aufsicht  von  M  ü  1 1  e  r  )  als  Vorbereitung  zur  Herausgabe  eines  statisti- 
schen Monatsberichts  betreffend  den  Saatenstand  und  die  Ernte- 
mengen ausführte.  Es  war  die  Zusammenstellung  von  internationalen 
Übersichten  über  die  verschiedenen  Methoden,  die  in  den  Staaten 
zwecks  Feststellung  von  Saatenstand  und  Ernteaussichten  gebräuch- 
lich waren.  Ich  zeigte  die  betreffenden  Fragebogen  (offizielle  Institut- 
korrespondenz Nr.  1509,  1510,  1511,  1512  mit  Anlagen  vom  30.  Juni 
1909)  meinem  Chef,  der  hieraus  zu  seinem  Leidwesen  den  folgerichtigen 
Schluß  ziehen  mußte,  daß  der,  seinen  methodisch  ganz  identischen  Plänen, 
seitens  Faina  und  Müller  entgegengestellte  Widerstand  nicht  sachlichen 
Motiven  entsprungen  sein  konnte.  Dies  trat  jetzt  um  so  deutlicher  her- 
vor, als  sowohl  Faina  wie  Koch  ihre  Obstruktion  gegen  jeden,  ob  auch 
noch  so  bescheidenen  Wunsch  der  Abteilung  fortsetzten;  nicht  einmal  einen 
Maschinenschreiber  konnten  wir  in  diesem  Sommer  zur  Hilfe  bekommen ! 
Am  17.  Juli,  da  das  ständige  Komitee  schon  längst  in  die  Sommer- 
frische gezogen  war,  rief  Graf  Faina  Herrn  Brafford  und  mich  in  sein 
Bureau  und  legte  uns  die  Aufgabe  auf,  die  erwähnten  Einzeldarstellungen 
doch  nicht  nach  Themen  (Genossenschaftszweigen),  sondern  Land  für 
Land  aufzustellen,  d.  h.  das  gesamte  ländliche  Genossenschaftswesen 
auf  rein  nationaler  Grundlage  darzustellen.  Dieser  Auftrag  widersprach 
augenscheinlich  nicht  allein  dem  Charakter  des  Instituts,  dessen  ,, Tätig- 
keit auf  das  internationale  Gebiet  sich  beschränkt",  sondern  auch 
den  Anweisungen  des  ständigen  Komitees,  und  wir  machten  den 
Präsidenten  hierauf  aufmerksam.  Er  berief  sich  aber  auf  den  Para- 
graphen in  den  Statuten,  laut  welchem  e  r  allein  in  Abwesenheit  des 
ständigen  Komitees  die  Oberleitung  aller  Geschäfte  des  Instituts 
innehatte,  und  bestand  darauf,  daß  wir  solche  Monographien  noch  vor 
der  Tagung  der  nächsten  Generalversammlung  (Dezember  desselben 
Jahres)  für  ein  Dutzend  Länder  fertigstellen  mußten.  Da  wir  keine 
schriftlichen  Instruktionen  von  ihm  erhalten  konnten,  wiederholte  ich 
diesen  verblüffenden  Befehl  in  einer  Zuschrift  sowohl  an  den  Präsi- 
denten wie  an  den  Generalsekretär,  um  Beweise  in  der  Hand  zu  haben, 
wenn  wir  wegen  der  veränderten  Arbeitsrichtung  vom  Komitee  ange- 
griffen werden  sollten.  Diese  Vorsicht  zeigte  sich  später  nur  allzu 
begründet;  da  nämlich  die  3.  Kommission  des  ständigen  Komitees 
wieder  im  November  zusammentrat,  stellten  P  o  z  z  i  und  Müller 
wütend  den  Präsidenten  und  Brafford  zur  Rede,  daß  wir  von  den 
Instruktionen  der  Kommission  abgewichen  seien.  Eine  Sitzung  zur 
Diskussion  dieser  heiklen  Sache  wurde  für  den  30.  November  anbe- 
raumt, und  wir  wohnten  derselben  mit  gutem  Gewissen  bei,  weil  wir 
ja  von  Faina  und  Koch  gegen  unseren  Willen  gezwungen  gewesen 
waren,  eine  Arbeit  anzufangen,  die  wir  selber  für  nutzlos  und  als  außer- 
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halb  den  Institutaufgaben  liegend  bezeichnet  hatten.  Als  einziger 
Zeuge  meines  Chefs  hatte  ich  eine  scharfe  Verteidigung  für  ihn  aus- 
gearbeitet, in  der  ich  dokumentierte,  daß  man  erstens  die  Pläne  und 
Arbeitsmethoden  der  Abteilung  verworfen,  dann  uns  das  nötige  Hilfs- 
personal verweigert,  und  endlich  eine  Reihe  von  unausführbaren  Ordres 
und  Kontraordres  gegeben  hatte.  In  Anerkennung  dieser  Tatsachen 
hatte  denn  Herr  Miklos  in  einer  vertraulichen  Besprechung  meinem 
Chef  beruhigende  Versicherungen  abgegeben  und  übernahm  die  Leitung 
der  Kommissionsverhandlimgen,  weil  der  Präsident  Faina  ja  selber 
mit  Gegenstand  derselben  war.  Es  stellte  sich  aber  bald  heraus,  daß 
er  wie  die  meisten  der  Delegierten  nur  darauf  sannen,  Herrn  Brafford 
zum  Sühneopfer  ihrer  eigenen  Sünden  und  derjenigen  der  Herren  Faina 
und  Koch  zu  machen.  Der  ganze  Prozeß  gipfelte  schließlich  in  der 
pathetischen  Frage  von  Faina:  „Habe  ich  jemals  Ihnen,  Herr  Brafford, 
befohlen,  den  Instruktionen  des  ständigen  Komitees  zuwiderzuhandeln  ?" 

Diese  Fragestellung  war  offenbar  eine  solche,  daß  die  Frage  streng 
genommen  weder  mit  einem  glatten  ,,Ja"  noch  „Nein"  zu  beantworten 
wäre.  Natürlich  war  Herr  Faina  am  17.  Juli  viel  zu  schlau  gewesen, 
um  seine  Befehle  in  dieser  Form  abzugeben;  ich  saß  aber  mit  Beweisen 
in  der  Hand  (die  noch  in  diesem  Augenblick  vor  mir  liegen),  daß  seine 
Instruktionen  tatsächlich  auf  ein  Zuwiderhandeln  gegen  Wünsche  des 
ständigen  Komitees  hinausliefen. 

Da  Brafford  daher  dieser  illoyalen  Frage  gegenüber,  die  ein  un- 
parteiischer Verhandlungsleiter  natürlich  abgewiesen  hätte,  etwas  ver- 
blüfft stockte,  flüsterte  ich  ihm  wiederholt  zu:  ,, Antworten  Sie  ruhig 
und  fest  Ja  —  ich  werde  dann  alles  sagen."  Ich  sah  nämlich  die 
Gefahr  einer  Nichtbeantwortung  sofort  ein,  denn  der  Präsident  wie 
die  Delegierten  erwarteten  alle  nur  ein  solches  Schwächezeichen, 
um  Herrn  Brafford  abzuschlachten;  und  da  Brafford  in  einer 
—  an  und  für  sich  ganz  richtigen  —  Erkenntnis  der  Gefährlichkeit 
dieser  Fragestellung  fortwährend  schwieg,  rief  Miklos  pathetisch  aus: 
,,Ich  stelle  der  Kommission  gegenüber  fest,  daß  Herr  Brafford  auf  diese 
direkte  Anfrage  des  Herrn  Präsidenten  Faina  keine  Antwort  zu  geben 
weiß!"    Keine  Antwort  ist  aber  auch  eine! 

Daß  Herr  Brafford  daraufhin  nur  den  einzigen  Wunsch  hatte,  sich 
von  dieser  Gemeinschaft  loszusagen,  wird  niemanden  wundern.  Er 
gab  seine  Demission  kurz  nach  Neujahr  ein,  und  ging  nur  auf  meine 
dringende  Bitte  darauf  ein,  noch  die  Geschäfte  der  Abteilung  bis  zum 
Mai  (1910)  zu  leiten.  Ich  aber  versprach  mir,  einmal  meinen  Chef 
von  der  unverdienten  Schmach,  die  ihm  bei  der  erwähnten  Gelegen- 
heit von  Leuten  angetan  ward,  die  geistig  wie  sonst  weit  hinter  ihm 
zurückstanden,   zu  befreien,  und  dieses  Wort  habe  ich  jetzt  gehalten. 
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Überdies  sind  die  erwähnten  Vorgänge  ganz  typisch  für  die  Gesinnung, 
die  seitens  der  meisten  Delegierten  und  der  Zentralverwaltung  den 
nichtitalienischen  Beamten  entgegengebracht  wurde.  Ich  bemerke  dies 
um  so  ruhiger,  als  ich  mich  persönlich  nach  keiner  Richtung  zu  beklagen 
hatte,  sondern  von  denselben  Herren  augenscheinlich  bevorzugt  wurde, 
obschon  ich  jederzeit  energisch  für  die  Interessen  meines  Chefs  und 
der  Abteilung  eingetreten  war.  Herr  Brafford  und  ich  haben  uns  denn 
auch  in  bestem  Einvernehmen  voneinander  getrennt  und  er  zählt 
noch  heute  zu  meinen  persönlichen  Freunden. 

Mittlerweile  hatte  auch  der  andere  Abteilungschef,  Herr  Clark,  sein 
Abschiedsgesuch  eingereicht,  und  zwar  aus  ähnlichen  Gründen.  Diese 
fast  gleichzeitige  Demission  der  zwei  führenden  technischen  Beamten 
rief  unter  den  Delegierten  und  überhaupt  in  Rom  eine  gewisse  Be- 
stürzung hervor,  und  die  Sache  wurde  auch  an  den  König  von  Italien 
getragen.  Da  er  von  diesen  unerfreulichen  Zuständen  in  seinem  Institut 
hörte,  soll  er  bemerkt  haben:  ,,Ach,  hätte  ich  doch  lieber  eine  Herberge 
für  Obdachlose  gegründet!" 

Jedenfalls  ließ  er  sofort  den  Grafen  Faina  rufen  und  gab  ihm  gegen- 
über seine  Unzufriedenheit  mit  der  Leitung  der  Institutsgeschäfte 
Ausdruck,  worauf  der  Präsident  natürlich  seine  Demission,  die  wiederum 
die  des  Generalsekretärs  nach  sich  zog,  einreichte.  Zu  seinem  Rück- 
tritt (der  übrigens  von  der  Verleihung  eines  der  höchsten  italienischen 
Orden,  des  Corona  d'Italia,  verschönert  wurde)  war  auch  der  Umstand 
mitwirkend,  daß  er  sich  in  diesen  kritischen  Märztagen  (1910)  ver- 
schiedenen italienischen  Presseinterviewers  gegenüber  sehr  abfällig 
(aber  in  der  Hauptsache  wahrheitsgetreu)  über  die  Mitglieder  des  stän- 
digen Komitees  aussprach.  Diese  Äußerungen  wurden  von  verschiedenen 
italienischen  Zeitungen  wiedergegeben,  und  dadurch  kam  er  nun  auch 
in  Gegensatz  zu  den  Delegierten,  worauf  Müller,  wie  schon  angedeutet, 
die  Intervention  des  Königs  veranlaßte. 

Als  Nachfolger  des  Grafen  Faina  wurde  nun  im  April  1910  der  Marquis 
R.  Cappelli  gewählt,  der  als  gewandter  Parlamentarier  (Vizepräsident 
der  italienischen  Deputiertenkammer)  geschmeidiger  war  als  sein  Vor- 
gänger und  auch  genügend  b  o  n  s  e  n  s  besaß,  um  seine  Begrenzung 
zu  erkennen,  so  daß  er  die  lästige  Einmischung  in  die  täglichen  Arbeiten 
der  verschiedenen  Bureaus  vermied.  Bald  schickte  er  sodann  eine 
Botschaft  in  das  ständige  Komitee,  in  welcher  es  u.  a.  hieß,  daß  es 
jetzt  vor  allem  gelte,  das  Personal  des  internationalen  Landwirtschafts- 
instituts zu  vervollständigen  ^,  wobei  in  erster  Linie  darauf  Gewicht 


^  Unser  Bureau  z.  B.  hatte  erst  seit  November  1909  und  immer  noch  bis 
zum  Sommer  1910  nur  drei  Assistenten! 
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zu  legen  sei,  daß  die  zu  wählenden  Beamten  unter  sich  einig  seien, 
damit  sie  nicht  den  Karren  nach  verschiedenen  Richtungen  ziehen 
sollten. 

Was  er  damit  meinte,  war  insoweit  unklar,  als  die  leitenden  Be- 
amten bis  jetzt  unter  sich  alle  ganz  einig  gewesen  waren;  die  im  Institut 
vorhanden  gewesenen  Unstimmigkeiten  betrafen  wesentlich  nur  das 
Verhältnis  zwischen  dem  Komitee  und  dem  Beamtentum.  Bald  sollte 
sich  aber  der  dunkle  Sinn  dieser  Worte  offenbaren.  Im  Mai  über- 
rumpelte Herr  Cappelli  nämlich  das  ständige  Komitee  mit  dem  Vor- 
schlag, daß  die  drei  Chefposten  der  Abteilungen  bzw.  des  Generalsekre- 
tariats drei  Italienern  übertragen  werden  sollten.  Es  waren  Professor 
Jannaccone,  Herr  Ricci  und  Professor  Lorenzoni.  Diese  Herren  waren 
Busenfreunde  und  stellten  die  Bedingung,  daß  sie  entweder  alle  oder 
keiner  von  ihnen  anzustellen  waren.  Somit  war  die  absolute  Einigkeit 
der  leitenden  Beamten  allerdings  zur  Genüge  gewährleistet;  zu  Ehren 
des  ständigen  Komitees  muß  doch  hinzugefügt  werden,  daß  ihm  dieser 
Streich  des  Herrn  Cappelli  ein  wenig  auf  die  Nerven  fiel,  zudem  den 
Delegierten  keine  genügende  Zeit  zur  Untersuchung  der  Qualifikationen 
der  genannten  Herren  überlassen  war.  Herr  Ricci  hatte  nicht  einmal 
einen  akademischen  Grad,  und  seine  gesammelten  Werke  bestanden 
in  einem  kleinen  Band  Kritiken,  die  nach  italienischen  Zeugnissen  von 
Unreife  und  Überstürzung  des  Urteils  Zeugnis  ablegten.  Er  war  ja 
auch  kaum  32  Jahre  alt,  sollte  aber  nach  Clark  das  landwirtschafts- 
statistische Bureau  leiten.  Professor  Lorenzoni  war  seinerzeit  bei  der 
italienischen  Fakultät  in  Innsbruck  tätig,  die  aber  bekanntlich  wegen 
irredentistischer  Umtriebe  schon  1904  von  den  Österreichern  ge- 
schlossen wurde.  Da  er  aber  bis  vor  kurzem  im  Institut  mein  Chef 
gewesen  ist,  werde  ich  mich  vorderhand  über  seine  Eigenschaften 
nicht  aussprechen.  Über  Professor  Jannaccone  ist  weiter  nichts  zu 
sagen,  als  daß  er  persönlich  ein  höflicher  und  nicht  allzu  ungerechter 
Mann  war.  Seine  Aufgabe  bestand  wesentlich  darin,  auf  dem  Posten 
des  Generalsekretärs  auszuharren,  bis  Pozzi  und  Cappelli  Herrn  Loren- 
zoni in  diese  Stellung  hineinschieben  konnten,  was  schon  nach  andert- 
halb Jahren  geschehen  ist. 

Die  Lage  der  übrigen  Beamten  kann  man  sich  am  besten  vorstellen, 
wenn  man  bedenkt,  daß  die  Oberinstanz  in  allen  Disziplinarfragen 
aus  dem  Chefsrat  bestand,  d.  h.  den  zwei  jeweiligen  Abteilungschefs 
und  dem  Generalsekretär,  und  darüber  wieder  das  Spezialkomitee, 
das  sich  wiederum  aus  dem  Präsidenten ,  dem  Generalsekretär  und 
den  drei  Kommissionspräsidenten  zusammensetzte.  Der  Chefsrat  war 
somit  einfach  mit  dem  obenbeschriebenen  italienischen  Triumvirat 
identisch,  und  nicht  ohne  Grund  schrieb  der  dänische  Delegierte  beim 
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Institut  nach  diesen  Vorgängen  in  seinem  Bericht  an  das  auswärtige 
Amt  zu  Kopenhagen,  daß  die  Lage  der  ausländischen  Beamten,  die 
ohnehin  in  Rom  eine  schwierige  war,  sich  in  der  Zukunft  wahrscheinlich 
noch  unangenehmer  gestalten  würde.  Daß  diese  insbesondere  von  der 
italienischen  Oberleitung  hervorgerufene  Lage  nicht  der  Arbeits- 
freudigkeit des  Beamtentums  dienlich  war,  liegt  auf  der  Hand. 

Wir  gingen  aber  trotzdem  alle  guten  Mutes  und  unverdrossen  auf 
die  neuen  Aufgaben  los,  die  uns  jetzt  gestellt  wurden. 

Jetzt  bewilligten  die  Kommissionen  unter  Müller,  Pozzi,  Miklos 
usw.  nämlich  anstandslos  die  Anstellung  von  einem  Dutzend  Beamten 
—  meistens  junge  italienische  Doktoren  der  Rechtswissenschaft  oder 
der  Agronomie  —  in  jedem  Bureau,  und  die  Herausgabe  von  um- 
fangreichen Monatsbulletins  in  den  Bureaus  für  soziale  und  wirtschaft- 
liche Einrichtungen  und  für  Pflanzenkrankheiten  wurde  beschlossen. 
In  dem  Bureau  für  allgemeine  Landwirtschaftsstatistik  war  schon 
rmter  Clark  die  Herausgabe  eines  Monatsberichts  angefangen.  Das 
Komitee  hat  nun  auch  ohne  weiteres  die  Herausgabe  von  Einzel- 
darstellungen über  den  Stand  des  Genossenschaftswesens  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  gutgeheißen  —  also  gerade  das  Entgegengesetzte  von 
dem,  was  es  ein  halbes  Jahr  früher  Herrn  Brafford  vorgeschrieben  hatte. 

Es  bedarf  keiner  langen  Auseinandersetzungen,  um  erklärlich  zu 
machen,  daß  nur  wenig  Aussicht  darauf  bestand,  mit  diesem  wissen- 
schaftlich und  international  wenig  geschulten  Hilfspersonal  und  mit 
dieser  falschen  Arbeitsmethode  —  die  einschlägigen  Fragen  nach 
Ländern  statt  nach  Themen  zu  behandeln  —  wesentlich  Neues  auf 
dem  weltwirtschaftlichen  oder  praktischen  Gebiet  zu  schaffen. 

Zudem  faßte  das  ständige  Komitee  bald  den  unglücklichen  Ent- 
schluß, daß  alle  Veröffentlichungen  des  Instituts  in  drei,  später  gar 
in  fünf  Sprachen  (französisch,  deutsch,  englisch,  italienisch  und  spanisch) 
erscheinen  sollten.  Dies  heißt  soviel,  daß  z.  B.  in  unserem  Bureau  alle 
sechs  Tage  ein  Werk  im  Umfang  von  rund  200  Druckseiten  betreffend 
die  Genossenschafts-,  Versicherungs-  und  Kredit  Verhältnisse  der  meisten 
Länder  druckreif  fertiggestellt  werden  sollte.  Ähnliches  galt  für  das 
Bureau  der  Pflanzenkrankheiten.  Wer  je  mit  der  Zusammenstellung 
und  Herausgabe  von  Werken,  die  wissenschaftlichen  und  praktischen 
Wert  beanspruchen,  persönlich  beschäftigt  war,  weiß,  was  für  ein 
Aufwand  von  Zeit,  Kräften  und  Geldmitteln  dazu  erforderlich  ist. 
Das  war  aber  die  —  noch  andauernde  —  Entwicklungsrichtung  des 
Instituts  während  der  folgenden  Jahre  und  die  Arbeiten  desselben 
gingen  somit  nach  und  nach  immer  mehr  in  die  Breite  statt  in  die 
Tiefe,  indem  man  uns  u.  a.  zwang,  alles  erreichbare  Material  massen- 
haft abzudrucken. 
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Die  unausbleibliche  Folge  dieser  Entwicklung  —  deren  Geschichte  ich 
mir  übrigens  für  eine  spätere  Darstellung  vorbehalte  —  war  natürlich 
der  Zusammenbruch  der  Institutfinanzen,  indem  das  Konto  für  Löhne 
und  Gehälter  schon  im  Jahre  1912  auf  419  000  —  das  Druckkonto 
auf  fast  200  000  und  das  Versandkonto  auf  rund  100  000  Fr.  ange- 
wachsen waren.  Demgemäß  zeigte  der  Voranschlag  für  1913  ein  Defizit 
von  330000  Fr.,  nämlich  1263330  Fr.  Ausgaben  gegen  932675  Fr. 
Einnahmen.  Zwar  wurde  dieses  Defizit  mittelst  verschiedener,  not- 
gedrungener Ersparnisse  (die  jedermann  auch  an  der  immer  arm- 
seligeren Ausstattung  der  zahllosen  Veröffentlichungen  des  Instituts 
erkennen  kann)  etwas  vermindert;  das  Institut  konnte  sich  aber  nur 
mittelst  der  unter  Faina-Koch  angesammelten  Reserven  und  der  schon 
erwähnten  Erhöhung  der  Staatsbeiträge,  die  von  der  Generalversamm- 
lung im  Mai  19 13  bewilligt  wurde,  sanieren.  Wie  gering  der  praktische 
Erfolg  der  Institutarbeiten  bis  jetzt  gewesen  ist,  mag  daraus  ersehen 
werden,  daß  das  Institut  bei  einer  Gesamteinnahme  von  826  400  Fr. 
noch  im  Jahre  1912  nur  6920  Fr.  Einnahmen  aus  Abonnements  und 
anderweitigem  Verkauf  der  gesamten  Institutsveröffentlichungen  be- 
zogen hat,  also  nicht  einmal  i  %  der  Gesamteinnahmen! 

Man  mag  sich  wundern,  daß  die  leitenden  Beamten  trotzdem  fast 
alle  in  den  folgenden  Jahren  auf  ihren  Posten  aushielten.  Ich  werde 
darauf  dieselbe  Antwort  geben,  die  ich  meinen  Beamten  öfters  zum 
Trost  vorgehalten,  wenn  sie  sich  bei  mir  über  die  unsinnige  Arbeits- 
weise des  Instituts  beklagten:  ,,Vergeßt  nicht,  daß  die  Zentralver- 
waltung uns  zwar  daran  hindern  kann,  neue  Bahnen  zu  finden  und 
vernünftige  Arbeitsprinzipien  zu  verwenden;  aber  eins  kann  uns 
niemand  nehmen:  die  Möglichkeit,  selber  tüchtig  zu  lernen."  Diesem 
Grundsatz  getreu,  schrieb  ich  —  von  meinen  zahlreichen  administra- 
tiven Pflichten  abgesehen  —  in  den  folgenden  drei  Jahren  in  unseren 
,, Bulletins  des  Institutions  economiques  et  sociales"  20  Aufsätze  über 
verschiedene  Themen  auf  dem  Gebiete  des  Genossenschafts-,  des 
Versicherungs-  und  des  Kreditwesens  und  schloß  endlich  meine  Tätig- 
keit im  Institut  mit  der  Herausgabe  einer  Gesamtdarstellung  der 
russischen  Bauernfrage  und  seiner  neueren  \\'andlungen  ab  ^  Am 
I.  Oktober  1913  nahm  ich  meinen  Abschied,  um  am  i.  November 
desselben  Jahres  den  Posten  als  Sekretär  bei  der  kgl.  Landwirt- 
schaftskommission in  Kopenhagen  zu  übernehmen. 


*  Bauernfrage  und  Agrarreform  in  Rußland.  Duncker  i:  Humblot.  260 
und  VI  Seiten.  Ein  ausführliches  Resümee  davon  ist  in  5  Sprachen  in  den 
Monatsberichten  des  Instituts  Xovember  1913  und  Januar  1914  erschienen. 


Der  Nationalökonom  als  Arzt. 

Prolegomena. 

Von  Professor  Dr.  Robert  Wilbrandt,  Tübingen. 

■■■■■«■■■■■■■ ■ 

DJER  Nationalökonom  als  Arzt:  —  das  war  seine  Rolle, 
j  sein  Beruf,  ihm  aufgedrängt  durch  den  Staat,  das  Volk, 
I  die  Klassen,  deren  Not  ihm  als  Krankheit  entgegen- 
.............:  trat,  von  ihm  Abhilfe  verlangte.  Und  wie  die  Mer- 
kantilisten, Physiokraten  und  Freihändler,  wie  Malthus  und  Owen  usw., 
so  haben  auch  die  neueren  Richtungen  diesem  Verlangen  entsprochen. 
Mangel  vermeiden  und  Mangel  beheben,  fürs  Ganze  der  Menschheit, 
für  die  Völker  wie  für  Klassen  und  einzelne,  und  für  die  Staatskasse 
vor  allem,  das  war  die  ärztliche  Kunst,  die  es  zu  üben  galt.  Ökonomisch 
denken  in  den  Fragen  der  Nation,  der  Not  vorbeugen  und  ihr  abhelfen, 
so  wie  der  Krankheit  bei  den  einzelnen  Patienten,  das  war  die  Auf- 
gabe des  Nationalökonomen  als  Arzt  der  Gesellschaft.  Und  je  quälen- 
der die  Leiden  der  Gesellschaft,  um  so  dichter  auch  das  Gedränge  der 
Frager,  die  vom  Nationalökonomen  zu  hören  hoffen,  welche  Ursachen 
diese  Leiden  haben,  wie  man  sich  verhalten  solle,  damit  es  besser 
werde. 

In  den  letzten  Jahren  nun  mehren  sich  die  Stimmen,  die  diese  Auf- 
gabe des  Nationalökonomen  verneinen.  Max  Weber  und  die  ganze  zu 
ihm  gehörende  Richtung,  L.  Pohle  und  die  gesinnungsverwandten 
Gegner  des  Kathedersozialismus,  ja,  als  Angegriffener  und  als  Mit- 
streiter zugleich,  auch  unser  verehrter  Jubilar  Lujo  Brentano,  dessen 
Aufsatz  in  der  ,,Kosmopolis"  durch  Neuerscheinen  im  ,, Archiv  für 
Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik"  wieder  lebendig  wurde:  diese 
seltsam  gemischte  Gesellschaft,  unter  sich  so  uneins,  daß  man  sie  gleich 
als  derselben  Wissenschaft  zugehörig  ansieht,  sie  sind  alle  doch  darin 
einig,  daß  es  so  nicht  weiter  geht.  Ob  sie  nun  gegen  die  ,, politisierende 
Methode"  kämpfen,  wie  Pohle,  oder  die  ,, Werturteile"  verbannen,  wie 
Max  Weber,  oder  die  ,, ethische  Schule"  angreifen  und  nur  das  Sein, 
nicht  aber  das  Seinsollende  als  Gegenstand  der  Wissenschaft  an- 
erkennen, wie  Brentano:  sie  alle  lehnen  es  ab,  so  weiter  zu  machen, 
wie  es  bisher  die  herrschende  Mehrheit  getan  hat. 

Auf  den  ersten  Blick  eine  scheinbare  Übereinstimmung  darin,  daß 
der  Nationalökonom  als  Arzt  nicht  der  rechte  Mann  sei.    Er  hat  die 
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Objektivität  der  Wissenschaft  verloren,  sagt  Pohle,  indem  er  die  prak- 
tischen Ratschläge  der  Politiker,  statt  sie  nur  zu  untersuchen,  selber 
unterstützte  oder  bekämpfte;  er  hat  die  Subjektivität  auf  den  Thron 
erhoben,  sagt  Max  Weber,  indem  er  wertete,  zwischen  ethischen  oder 
ästhetischen  oder  sonstigen  Kulturidealen  beliebig  wählte  und  wie 
ein  Papst  dann  dergleichen  ex  cathedra  im  Namen  der  Wissenschaft 
proklamierte;  er  hat  sich  lächerlich  gemacht,  so  schließt  Brentano 
diese  Vor\vürfe  spöttisch  ab,  indem  er  die  Rolle  des  antiken  Chors  zu 
übernehmen  sich  erbot,  der  eigenen  Meinung  bar,  ein  Echo  nur  für  die 
wechselnde  Stärke  des  Eindrucks,  den  die  Taten  und  Worte  der  wirk- 
lich Handelnden  in  der  öffentlichen  Meinung  erzeugen. 

Wie  aber  soll  er  sich  nun  verhalten,  der  anscheinend  seiner  ärztlichen 
Funktion  enthobene  Mann  der  Wissenschaft  ?  Er  soll  als  solcher  nicht 
Stellung  nehmen,  erklären  übereinstimmend  Max  Weber  und  Pohle. 
Er  soll  nur  außerhalb  seines  Amts,  in  seiner  Eigenschaft  als  Staats- 
bürger, nicht  als  Professor,  in  der  Politik  Partei  ergreifen,  fährt  Max 
Weber  fort;  er  soll  auch  das  nicht  tun,  übertrumpft  ihn  Pohle,  denn 
das  beraubt  ihn  der  Objektivität,  nur  bei  Schul-  und  Kirchenfragen 
mag  er  mitreden  in  der  Politik,  nicht  aber  auf  seinem  eigenen  Gebiet, 
da  hat  er  zu  schweigen. 

Und  wie  sagt  unser  verehrter  Jubilar  ?  Er,  der  so  oft  schon  Stellung 
nahm  und  nun  doch  das  Seinsollende  von  der  Wissenschaft  ausschließt  ? 
Er  hebt  es  selber  ausdrücklich  hervor,  daß  er  immer  für  die  Gewerk- 
vereine eintrat,  aus  den  und  den  Gründen;  und  doch  ist  er  einig  mit 
jenen  Kritikern  der  herrschenden  Richtung?  Ist  er  etwa  ein  Sünder, 
der  Buße  tut,  um  am  70.  Geburtstag  seine  Vergangenheit  abzuschwören  ? 
Oder  ist  er  vielleicht,  wie  alle  Sterblichen  zwar  irrend,  doch  einen 
Weg  gegangen,  der  nicht  wieder  aufgegeben  zu  werden  braucht  ? 

Das  werden  wir  erst  dann  beurteilen  können,  wenn  wir  uns  geschicht- 
lich klar  geworden  sind,  wie  diese  sonderbare  Lage  zu  verstehen  ist, 
in  der  wii-  uns  heute  befinden :  daß  die  ärztliche  Mission  vom  National- 
ökonomen niedergelegt  und  entweder  nur  außerhalb  seines  Amts  oder, 
radikaler  noch,  überhaupt  nicht  mehr  ausgeübt  werden  soll. 

Diese  Lage  ist  das  Ergebnis  einer  eigentümlichen  Entwicklung,  die 
nur  aus  dem  finanzwissenschaftlichen  Grundgedanken  der  National- 
ökonomie, Geld  für  den  Staat,  verstanden  werden  kann. 

Die  ursprüngliche  Fragestellung  der  Nationalökonomie  war  die 
kameralistische.  Man  suchte  nach  Geld  für  die  Staatszwecke  in  den 
Taschen  der  Steuerzahler.  Der  Reichtum  an  sich,  gleichviel  in  wessen 
Händen,  hat  daher  als  Ziel  gegolten ;  bis  die  Armut  der  unteren  Klassen 
zum  Himmel  schrie  und  Abhilfe  verlangte.  Da  hat  man  sich  den 
Leidenden  zugewandt,  die  Lage  des  Proletariats  und  überhaupt  der 


Der  Nationalökonom  als  Arzt.  463 

Mangel  in  dem  sich  häufenden  Reichtum  war  Objekt  der  Untersuchung 
geworden.  Es  fehlte  aber  für  das  alte  und  das  neue  Objekt  der  gemein- 
same Nenner,  da  das  Verhüten  und  Beheben  von  Mangel  nicht  als  das 
Objekt  unserer  Forschung  bewußt  war,  sondern  hinter  dem  „Reich- 
tum" —  für  die  Staatszwecke  —  versteckt  lag.  Mangels  eines  bewußt 
verfolgten  rein  ökonomischen,  aber  umfassenden  Erkenntnisziels,  hat 
man  das  neu  entdeckte  Elend  mitleidig  angesehen,  als  ethisch  ver- 
pflichtend empfunden  und  mit  allen  Kulturidealen  konfrontiert,  die 
man  im  Busen  hegte.  So  kam's  zur  ethischen  Richtung,  zur  unsicheren 
Haltung,  zum  Papsttum  auf  den  Kathedern,  zum  Verlassen  unseres 
Gebietes,  der  Ökonomie. 

Und  noch  ein  Zweites  kam  hinzu.  Die  ältere  Nationalökonomie  hatte 
gekämpft,  so  heftig  wie  die  neuere,  gewiß  nicht  weniger  —  und  hatte 
gesiegt.  Freiheit  auf  allen  Gebieten,  das  war  Schlagwort  in  Wissen- 
schaft und  Politik  geworden,  von  den  Kathedern  gelehrt,  von  den 
Politikern  erstritten.  Die  Folgen  waren  nicht  ausgeblieben:  der  private 
Egoismus,  dessen  Walten  damit  freigesetzt  werden  sollte,  hatte  den 
ihm  eingeräumten  Platz  ergriffen.  Seine  Herrschaft  bedeutete  die 
Not  all  der  anderen,  die  vielleicht  ebenso  egoistisch,  aber  nicht  ebenso 
gut  ausgerüstet  waren.  Mit  der  Not  im  weitesten  Sinn  des  Wortes  war 
Verkommen  und  Verkümmern  verbunden.  Man  sah,  daß  es  so  nicht 
ging.  Für  die  elenden  Massen  nicht  nur,  auch  für  den  Staat,  dessen 
Geldbedarf  der  Ausgangspunkt  gewesen  war,  erwies  sich  das  Rezept 
als  gefährlich,  das  einfach  das  Walten  des  Egoismus  als  das  einzig 
nötige  Heilmittel  —  wie  bei  Naturheilkundigen  das  Walten  der  Kräfte 
der  Natur  —  empfohlen  hatte.  Nicht  gleich  Verzicht  auf  alle  ärztliche 
Kunst,  aber  Rückkehr  zur  früheren,  dem  obrigkeitlichen  Eingriff,  und 
Fortschreiten  zu  neuer,  zu  organisatorischer  Umgestaltung  der  Gesell- 
schaft, wurde  die  Losung.  Man  betätigte  sich  im  Aufdecken  von  Wunden 
und  im  Anlegen  eines  eiligen  Verbandes,  wie  im  Erwägen  der  un- 
entbehrlichen Grundlagen  gesunder  Volkswirtschaft.  So  wurde  man 
wieder  aktiv,  im  Wetteifer  mit  der  Politik,  und  zugleich  auch  ethisch, 
im  Sinn  der  Unentbehrlichkeit  innerer  Verbindung  in  der  Gesellschaft: 
herzustellen  nicht  durch  die  Wechselwirkung  egoistischer  Atome  allein, 
sondern  durch  Gerechtigkeit,  Harmonie,  moralische  Bildung  und 
Bindung,  nicht  von  dem  freien  Spiel  der  Kräfte  als  ihr  Ergebnis  opti- 
mistisch zu  erhoffen,  sondern  in  bewußter  sozialethischer  Arbeit  auf- 
zubauen. 

So  verstehen  wir,  wie  die  Carlyle  und  Ruskin,  die  Schmoller  und 
Wagner  und  all  die  anderen  dazu  kamen,  neben  und  über  die  zu  eng 
geratene  ökonomische  Orientierung,  die  zunächst  nur  eine  kameralistisch- 
mammonistische  und  dann  eine  tauschwirtschaftlich-egoistische  war. 
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eine  politisch-ethische  zu  stellen;  wir  verstehen,  daß  sie  dabei  nicht 
unterlassen  konnten,  nach  Kulturidealen  auszuschauen  und  so  das 
nationalökonomische  Fach  zur  ganzen  geistigen  Welt  zu  erweitern. 
War  doch  die  innere  Dialektik  selbstverständlich,  die  von  der  ethischen 
zu  anderen  Seiten  der  Gesamtkultur  hinüberführt.  Hatte  man  das 
Laissez  faire  verlassen,  das  hypothetisch  ausgeschaltete  Ethos  als 
unentbehrlich  wieder  eingeführt,  so  konnten  auch  all  die  anderen 
Kulturideale  nicht  draußen  bleiben,  beim  einen  mußte  dieses,  beim 
anderen  jenes,  je  nach  subjektiver  Anlage,  Erziehung  usw.  ausschlag- 
gebende Stellung  erlangen.  Das  Chaos  war  fertig.  Die  Reaktion, 
die  wir  am  Anfang  schilderten,  war  unentbehrlich.  Auch  so  war 
Nationalökonomie  als  Wissenschaft  nicht  möglich. 

Von  den  Torheiten  des  Merkantilismus  über  die  Sünden  des  Man- 
chestertums  bis  zu  der  subjektiven  Willkür  dieser  nun  zur  Herrschaft 
gekommenen  sozialpolitischen  Schule  —  es  ist  ein  Weg  voll  wissen- 
schaftlichen Mißkredits,  voll  von  Selbstvorwürfen  für  den  National- 
ökonomen als  Arzt.  Kein  Wunder,  daß  er  resigniert  die  Hände  in  den 
Schoß  legt  und  an  sich  verzweifelt. 

In  dieser  Lage  mag  der  Nationalökonom  bei  seinem  Vorbild  Stär- 
kung suchen.  Statt  daß  er  es  aufgibt,  ihm  gleich  zu  sein,  mag  er  von 
dem  älteren  Bruder,  dem  Mediziner,  hören,  wie  der  es  gemacht  hat. 

Der  Leser  erinnert  sich  an  Faust,  wie  er  angesichts  der  Leiden,  von 
ärztlicher  Kunst  hervorgerufen,  statt  geheilt,  in  die  Selbstanklage 
ausbricht : 

Wie  haben  wir  mit  höllischen  Latwergen 
In  diesen  Tälern,  diesen  Bergen 
Weit  schlimmer  als  die  Pest  getobt! 

Hat  der  Mediziner,  als  Fausts  Klage  so  recht  am  Platz  war,  die 
Heilkunst  aufgegeben  ?  Nein.  Sondern  einen  naturwissenschaftlichen 
Unterbau  hat  er  ihr  allmählich  errichtet.  Stein  um  Stein,  in  Jahr- 
hunderte langer  Arbeit.  Um  Leben  ermöglichen,  um  krankes  Leben 
heilen  und  gesundes  erhalten  zu  können,  hat  er  das  Leben  und  all 
seine  natürlichen  Grundlagen  studiert,  erforscht,  ergründet.  So  kam 
der  Tag,  wo  er  Wissenschaft  hatte  statt  blinder  Willkür. 

Nur  freilich,  gerade  das  Heilen  selber  blieb  lange  noch  Kunst.  Man 
kannte  alte  Heilmittel,  die  helfen,  aber  man  wußte  nicht  warum.  Das 
ist  der  Zwiespalt  zwischen  medizinischer  Wissenschaft  und  ärztlicher 
Kunst  im  19.  Jahrhundert. 

„Während  in  früheren  Zeiten  die  Medizin  großenteils  von  der  Spe- 
kulation geführt  wurde,  während  man  bald  diesem,  bald  jenem  aprio- 
ristischen  System  folgte  und  zahlreiche  verschiedene  Schulmeinungen 
einander  ablösten,  begann  man  in  der  ersten  Hälfte  des  vergangenen 
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Jahrhunderts  sich  allmählich  den  Tatsachen  zuzuwenden."  So  be- 
richtet Otfried  Müller  in  seiner  Tübinger  Antrittsrede,  die  oftmals  wört- 
lich auch  für  die  Nationalökonomie  zutrifft.  Es  kam  in  Paris  und  dann 
in  Wien  zu  grundlegenden  rein  wissenschaftlichen  pathologisch- 
anatomischen Untersuchungen.  Aber  die  entsprechende  wissenschaft- 
liche Höhe  der  Therapie  ist  erst  nach  weiteren  Jahrzehnten  und  bisher 
nur  stellenweise  errungen  worden.  So  kam  es,  daß  auf  der  Zwischen- 
stufe zwischen  ärztlicher  Kunst  und  angewandter  Wissenschaft  auch 
der  Arzt  sich  selbst  verlor.  Die  sogenannte  Wiener  Schule,  die  rein 
theoretisch  so  Großes  leistete,  verlor  die  Fähigkeit  zur  Therapie;  sie 
endete  in  einem  ,, therapeutischen  Nihilismus".  Hören  wir  auch  dar- 
über Otfried  Müller:  ,,Der  Eindruck,  den  diese  Auffassung  auf  einen 
geborenen  Arzt  machte,  ist  uns  in  einem  Jugendgedicht  unseres  großen 
Meisters  Kußmaul  übermittelt  worden.  Darin  wird  geschildert,  wie 
ein  solcher  anatomisch-diagnostischer  Wissensmann  der  schweren 
Krankheit  und  dem  Tod  eines  nahen  Freundes  willen-  und  tatenlos 
gegenübersteht  und  am  Schlüsse  nur  die  Worte  findet: 

,Holt  die  Säge,  stark  und  groß. 
Daß  ich  ihm  den  Schädel  öffne. 
Ob  ich  traf  die  Diagnos". 

Auch  Wunderlich  hat  schon  für  diese  Richtung  treffende  Worte  ge- 
funden: ,In  diesen  trostlosen  Resultaten',  so  sagt  er,  ,die  schließlich 
darauf  hinauskommen,  daß  alles  völlig  einerlei,  lag  für  viele  schwache 
Gemüter  ein  ungemeiner  Reiz.  Denn  viele  sind  so  organisiert,  daß  es 
sie  kitzelt,  und  daß  sie  sich  erhaben  dünken,  wenn  sie  die  Hüflosigkeit 
proklamieren,  und  das  professionelle  Zweifeln  an  allem  ist  ohnedies 
oft  genug  die  Maske  der  Geistesstärke  für  schwächere  Denker  gewesen'. 
Mit  diesen  Dingen  sollten  wir  längst  fertig  sein;  leider  aber  werden  sie 
von  sogenannter  exakter  Seite  von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  einmal 
unnötig  belebt." 

Was  lehrt  uns  diese  Entwicklung  der  Medizin?  Ist  sie  eine  Be- 
stätigung der  Lehre,  daß  wir,  um  wissenschaftlich  zu  sein,  auf  prak- 
tische Ratschläge  verzichten  müssen  ?  Ist  nicht  vielmehr  die  Entwick- 
lung der  Medizin  ein  Hinweis  darauf,  an  welchem  historischen  Punkt 
der  wissenschaftlichen  Entwicklung  die  Nationalökonomie  heute  an- 
gelangt ist  ?  Wir  stehen  heute  da,  wo  die  Wiener  Schule  stand:  zwischen 
naiver  Praxis  und  angewandter  Wissenschaft.  Müssen  wir  darauf  ver- 
zichten, ebenso  wie  die  Medizin  über  diesen  Punkt  hinauszustreben 
zu  einer  rein  wissenschaftlich  begründeten  Praxis? 

Was  dagegen  eingewandt  wird,  ist  vor  allem  die  angebliche  Un- 
möglichkeit eines  eindeutigen  obersten  Ziels,  wie  etwa  das  der  Gesund- 
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heit  für  den  Mediziner.  Wobei  man  vergißt,  die  Ärzte  und  gar  die 
Psychiater  zu  fragen,  ob  sie  anzugeben  wissen,  was  ,, Gesundheit"  sei! 
Dieser  völlig  unbestimmbare  Begriff,  dieses  Wort,  das  nichts  ist  als 
ein  Wort,  ergibt  es  wirklich  die  Überlegenheit  der  Medizin  ?  Gewiß 
nicht.  Lediglich  die  Erhaltung  des  Lebens  und  der  Leistungsfähigkeit, 
die  Linderung  von  Schmerzen,  mit  einem  Wort  die  Abwehr  aller 
Störungen  im  physiologischen  Ablauf  des  Lebens  kann  da  als  Aufgabe 
bezeichnet  werden.  Und  dennoch  genügt  es  heute,  diese  eine  Voraus- 
setzung, daß  man  ,, gesund"  sein,  daß  man  leben  wolle,  auszusprechen, 
um  ein  ganzes  System  von  wissenschaftlich  begründeten  Ratschlägen 
zu  entfesseln,  die  alle  unbedingt  gelten,  wenn  diese  eine  Voraussetzung 
gegeben  ist! 

Der  Mediziner  muß  allerdings  gewärtig  sein,  daß  ihm  mit  anderen, 
höher  gewerteten  Idealen  entgegengetreten  wird.  Der  Patient  und  die 
ihn  lenkende  religiöse,  moralische,  ästhetische  Überzeugung,  die  Kultur- 
ideale und  wie  immer  all  das  heißen  mag,  was  bei  uns  jetzt  die  Wissen- 
schaft verwirrt:  all  das  ist  auch  dem  Arzt  gegenüber  eine  höhere  In- 
stanz, und  er  hat  keine  Möglichkeit,  dem  Patienten  Arznei  und  Lebens- 
regeln aufzuzwingen,  wenn  jener  ein  Vergnügen  oder  ein  Ideal,  ein 
Pflichtgebot  oder  einen  Glaubenssatz  entscheiden  läßt.  Ja  es  ist  sogar 
recht  gut  für  den  Arzt,  wenn  er  all  dergleichen  weiß  und  beachtet; 
wenn  er  seine  Ratschläge  nicht  nur  zur  ,, Gesundheit",  sondern  auch 
zu  obersten  Zielen  des  Patienten  in  Beziehung  zu  bringen  weiß.  Denn 
um  so  eher  findet  er  Gehör.  Und  dennoch,  trotz  dieser  oft  gegebenen 
Notwendigkeit,  zu  rechnen  mit  irgendwelchen  Idealen,  die  Darstellung 
auf  diese  einzustellen  —  dennoch  ist  als  Grundlage  der  medi- 
zinischen Ratschläge  einzig  und  allein  die  medizinische  Wissen- 
schaft entscheidend.  Ein  System  erkannter  Kausalbeziehungen  be- 
gründet das  objektive  Werturteil  über  die  und  jene  Maßnahme, 
Heilmethode  oder  Lebensweise:  ob  sie  geeignet  sei  als  Mittel  für  den 
einen  vorausgesetzten  Zweck  der  sogenannten  Gesundheit  oder  des 
Lebens. 

Alle  Fragen  der  Weltanschauung,  der  Ethik,  der  Kulturideale  werden 
in  der  medizinischen  Wissenschaft  ausgeschaltet;  von  ihnen  wird  ab- 
strahiert. Ein  medizinischer  Klassiker,  Wunderlich,  den  ich  nach 
Otfried  Müller  zitiere,  möge  das  auch  für  uns  hier  sagen.  Die  medi- 
zinische Wissenschaft,  so  erklärt  er,  weist  mit  entschiedenem  Protest 
die  Einmischung  von  außen  ab.  „Aber  sie  hat  auch  aufgehört,"  so 
fährt  er  fort,  ,,über  Punkte  zu  diskutieren,  die  sie,  so  sehr  sie  ihre  all- 
gemeine Wichtigkeit  anerkennt,  nicht  in  den  Kreis  ihrer  Betrachtung 
zu  ziehen  vermag.  Transzendentale  Probleme  liegen  jenseits  ihrer 
Grenze,  und  sie  hat  für  sie  keine  Antwort  und  kein  Urteil,  sie  hat  gegen 
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sie  von  ihrem  Standpunkt  aus  das  Recht  und  die  Pflicht  einer  achtungs- 
vollen, aber  strengen  Neutralität." 

Soweit  die  auf  sich  beruhende,  nur  sich  selbst  gehorchende  Medizin 
als  angewandte  Wissenschaft. 

Daß  daneben  noch  sehr  viel  „ärztliche  Kunst",  Suggestion,  geniale 
Menschenbehandlung,  ja  auch  noch  sehr  viel  Empirie  einhergeht, 
die  einfach  empfiehlt  was  hilft,  ohne  zu  wissen  warum,  ist  selbst- 
verständlich. Der  Staatsmann  wird's  nie  anders  machen  können, 
so  wenig  wie  der  Arzt  jemals  ganz  davon  frei  wird.  Treffsicherer  In- 
stinkt, Intuition,  Festigkeit  der  eigenen  Nerven,  diese  Imponderabilien 
des  großen  Praktikers  werden  nie  erlernbar  sein,  stets  aber  unentbehr- 
lich. Der  Theoretiker  wird  sie  selber  seltener  haben;  oft  wird  er  sich 
auf  seine  Studierstube  beschränken  müssen. 

Wir  sehen  freilich  die  großen  Kliniker  beides  in  sich  vereinen,  eins 
durch  das  andere  fördern;  wir  sehen,  wie  sie  gerade  in  fortwährender 
praktischer  Erprobung  alle  Gegeninstanzen  für  ihre  Theorien  zu  be- 
achten lernen.  Leider  ist  dies  für  uns  ein  unerreichbares  Vorbild,  da 
bei  uns  diese  Verbindung  von  Theorie  und  Praxis  nicht  so  organisch 
gegeben  ist.  Der  Nationalökonom,  der  zugleich  als  Staatsmann,  Be- 
amter, Politiker,  Agitator  oder  sonstwie  als  „praktischer  Volkswirt" 
tätig  ist,  pflegt  nicht  für  beides,  wie  der  Professor  als  Leiter  einer  Klinik, 
angestellt  zu  sein.  Man  wählt  ihn  daher  nur  nach  seinen  theoretischen, 
nicht  nach  seinen  praktischen  Fähigkeiten  aus. 

Ist  aber  darum  unsere  Aufgabe  prinzipiell  von  der  einer  solchen  an- 
gewandten Wissenschaft  verschieden  ?  Soweit  wir  noch  davon  ent- 
fernt sind,  ihr  genügen  zu  können,  im  Endziel  war  unsere  Aufgabe 
von  jeher  diese  und  wird  es  bleiben. 

Um  uns  ihr  zu  nähern,  ist  zweierlei  nötig:  einmal  die  Ausmerzung 
aller  irgendwie  subjektiven  Werturteile,  aller  Neigungen,  aller  politischen, 
religiösen,  ethischen  und  sonstigen  Ideale,  die  sich  in  die  National- 
ökonomie eingedrängt  haben;  und  zweitens  der  Ausbau  unseres  wissen- 
schaftlichen Systems  mittels  eines  theoretischen  Untergrundes  und 
einer  Fülle  von  Spezialdisziplinen,  wie  sie  jetzt  kaum  in  Ansätzen 
vorhanden  sind. 

Zum  Ersten !  Hinaus  mit  allem  Dogmatischen,  allem  Unbegründeten, 
allen  Zielen  und  Idealen,  mögen  sie  noch  so  schön  formuliert  sein:  sie 
sind  keine  Wissenschaft,  so  lange  sie  nicht  begründet  und  bewiesen, 
so  lange  sie  nicht  als  unentbehrlich  nachgewiesen  sind  für  eine  h3^o- 
thetisch  ausdrücklich  anzugebende  Bestrebung.  Abstrahieren 
wir,  das  ist  der  entscheidende  und  erlösende  Kunstgriff,  von  aller 
Politik,  von  allen  Idealen  und  Parteien!  Untersuchen  wir  statt  dessen, 
was  nötig  sei,  um  möglichst  Mangel  an  Mitteln  zu  vermeiden,  welches 
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immer  die  Zwecke  sein  mögen,  für  die  man  Mittel  braucht!  Mit  einem 
Wort :  untersuchen  wir  die  Wirtschaft  ganz  allgemein,  samt 
aller  Wirtschaftlichkeit,  die  ihr  entspricht,  samt  aller  Ökonomie,  wie 
sie  mehr  und  mehr  schon  angewandt,  systematisch  aber  noch  niemals 
ausgearbeitet  worden  ist.  Errichten  wir  so  den  Unterbau,  der  bis  heute 
in  unserer  Wissenschaft  fehlt! 

Ist  denn  jemals  bisher  der  Versuch  gemacht  worden,  von  unserem 
eigensten  Grundbegriff,  von  der  Wirtschaft,  auszugehen?  Hat  man 
sich  nicht  darauf  beschränkt,  den  Tauschverkehr  daraufhin  zu  unter- 
suchen, was  herauskomme,  wenn  jeder  nur  seinem  wirtschaftlichen 
Interesse  egoistisch  folgt  —  hat  man  aber  je  darüber  hinaus  das  Öko- 
nomische an  sich  untersucht  und  zur  Grundlage  gemacht  ?  ^  Will 
man  Leben  erhalten,  so  muß  man  Leben  untersucht  und  verstanden 
haben;  will  man  im  Großen  für  Völker,  Klassen,  Menschheit  sagen, 
wie  Mangel  zu  beheben  und  zu  verhüten  sei,  so  muß  die  Mangel- 
verhütung an  sich  studiert  worden  sein,  wie  sie  im  Kleinen  jede  Wirt- 
schaft und  im  Großen  unser  heutiges  Wirtschaftsleben  zeigt,  wie  sie 
aber  in  vollkommener  Reinheit  nur  abstrakt  entwickelt  werden  kann 
aus  ihren  Prinzipien.  Das  ist  die  Aufgabe!  Das  ist's  was  fehlt!  Wird 
diese  Aufgabe  gelöst,  wird  so  der  rein  ökonomische  Gedanke  in  seinem 
ganzen  Reichtum  und  seiner  Fülle  zur  Entfaltung  gebracht,  dann  er- 
gibt sich  die  Möglichkeit,  nationalökonomisch  zu  urteilen,  so  wie  der 
Mediziner  rein  medizinisch  urteilt,  ohne  eine  erst  von  außen  zu  er- 
gänzende Enge,  ohne  alle  Beimengung  des  Subjektiven,  das  uns  heute 
stört.  I 

Das  ist  das  Eine:  Ökonomie  als  System  statt  ethischer,  politischer 
und  sonstwie  subjektiver  oberster  Ideale  und  Werturteile,  und  ein- 
fache Kausaluntersuchung,  wo  immer  ein  Mangel  beklagt  wird:  ob 
er  in  allgemeiner  UnÖkonomie  oder  in  besonderen  Ursachen  der  Ge- 
sellschaft begründet  sei,  und  demgemäß  Angabe  der  etwa  vorhandenen 
Möglichkeit,  ihn  zu  beheben  und  zu  verhüten. 

Und  das  andre  ist  die  Vorbedingung  für  dieses  Erste.  Es  ist  die 
Arbeitsteilung  in  unserer  Wissenschaft,  die  Zerspaltung  in  Disziplinen, 
die  Spezialisierung  auf  die  einzelnen  Fächer  dieses  unübersehbaren 
und  darum  unwissenschaftlichen  Polyhistor- Gebiets  der  „National- 
ökonomie". Wie  hat  die  Medizin  zur  Wissenschaft  werden  können? 
Nur  indem  sie  sich  trennte  von  einem  selbständigen  naturwissenschaft- 


^  Scheinbar  will  das  Adolf  Weber,  dessen  Programm  ganz  ähnlich  klingt  ^ 
was  er  aber  unter  »wirtschaftlich«  versteht,  zeigt  die  charakteristische  Stelle  auf 
S.  VIII  seines  Buches  über  den  Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit.  Auch 
V.  Wiesers  Beitrag  im  neuen  Grundriß  der  Sozialökonomik  bringt  das,  was  ich 
hier  meine,  nicht. 
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liehen  Unterbau,  der  seinerseits  in  Fächer  zerfiel,  so  wie  die  eigent- 
liche Medizin  es  selbst  getan  hat.  Auseinander  müssen  wir!  All  unser 
Streit,  all  die  gegenseitige  Beschimpfung  in  dem  letzten  halben  Jahr- 
hundert —  was  sind  sie  anders  als  das  schmerzhafte  Zerreißen  or- 
ganisch verbundener,  durch  Namens-  und  Personalunion  vereinigter, 
aber  notwendig  zu  trennender  Disziplinen  ?  Als  Schmoller  und  Karl 
Menger  sich  stritten  über  die  Methode,  bis  Adolf  Wagner  das  erlösende 
Wort  sprach,  daß  je  nach  Objekt  und  Subjekt  die  Methode  verschieden 
und  einander  gegenseitig  nicht  vorzuschreiben  sei:  da  schieden  sich 
Wirtschaftsgeschichte  und  Wirtschaftstheorie,  zwei  gleich  unentbehr- 
liche, aber  notwendig  voneinander  zu  trennende  Disziplinen;  als  jetzt 
die  Neuerer  kamen  und  erklärten,  auf  alle  praktische  Stellungnahme 
müsse  verzichtet  werden,  ganz  wie  ,,jede  Wissenschaft"  das  tue,  da 
begann  der  rein  theoretische,  sozusagen  naturwissenschaftliche  Unter- 
bau sich  abzutrennen  von  dem  praktischen  Teil,  sozusagen  von  den 
klinischen  Semestern;  und  wenn  nun  ich  selbst  die  ganze  National- 
ökonomie seit  Hume  und  Smith  durchzogen  sehe  von  dem  Zwiespalt 
zwischen  der  Theorie  der  Tauschgesellschaft  einerseits  und  anderer- 
seits einer  niemals  ausgearbeiteten,  aber  oft  doch  stückweis  schon 
hervorgetretenen  systematischen  Lehre  allgemeinster  Ökonomie:  so 
setze  ich  mich  an  die  Ausarbeitung  dieses  fehlenden  Teils,  der  eine 
selbständige  Disziplin  werden  muß,  so  wie  die  Darstellung  der  Tausch- 
gesellschaft es  längst  geworden  ist.  Unmöglich,  alles  das  in  einer  Hand 
zu  vereinen!  Glücklich  die  große  Universität,  die  eine  Arbeitsteüung 
als  nötig  erkennt  und  in  der  ihr  allein  möglichen  Vielheit  von  Dozenten 
durchführt!  Wir  betrachten  unsere  Arbeit  noch  viel  zu  sehr  als  Ver- 
gnügen, das  durch  Abwechslung  an  Reiz  gewinnt,  statt  wie  die  anderen 
Wissenschaften  auf  engstem  Gebiet  das  Vollendetste  zu  leisten.  Wir 
sehen  im  ,, Nationalökonomen"  noch  den  Fachkollegen,  was  er  gar 
nicht  notwendig  ist,  denn  nur  dann  ist  er  ein  guter  Nationalökonom, 
wenn  er  in  einem  der  Fächer,  die  der  Name  ,, Nationalökonomie"  um- 
faßt, wirklich  zu  Hause  ist,  und  es  ist  Zufall,  wenn  wir  gerade  diese 
Spezialität  mit  ihm  teilen.  Nur  wo  die  Spezialistenarbeit  sich  weit 
entfernt  hat  von  allen  außerhalb  stehenden  Idealen  und  Wertungen, 
wo  sie  dem  Gegenstand  selbst  seine  immanenten  ökonomischen  Not- 
wendigkeiten abgelauscht  hat,  kommt  die  Forschung  zu  einmütiger 
rein  wissenschaftlich  begründeter,  praktischer  Wertung. 

Und  nun  ein  Letztes.  Auf  diesem  Weg  wird  jeder  auch  in  der  National- 
ökonomie für  seine  Individualität  das  Geeignete  finden.  Kein  Medi- 
ziner werde  Arzt,  so  mahnt  man,  der  nicht  dazu  gedrängt  ist  durch 
den  Wunsch  zu  heilen.  ,,Wen  nicht  wahrhaft  humanitäre  Gesinnung 
zu  therapeutischem  Handeln  im  weitesten  Sinn  des  Wortes  drängt," 
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sagt  Otfried  Müller,  ,,in  wem  der  Wunsch  zu  forschen  und  zu  erkennen 
dauernd  stärker  ist  als  der  zu  helfen,  der  bleibt  besser  im  Rahmen 
der  reinen  Biologie,  der  gehe  nicht  in  die  ärztliche  Praxis."  So  auch 
bei  uns!  Wem's  nicht  ernst  ist  mit  dem  Heilenwollen,  der  tut  am 
besten,  sich  an  statistische  oder  rein  theoretische  Arbeiten  zu  setzen, 
die  ihn  eher  befriedigen  und  dann  in  ihrer  Qualität  auch  uns  eher 
befriedigen  mögen. 

Und  nun  zum  allerletzten  Schluß! 

Ein  Satyrspiel  wird  unterdrückt.  Es  wäre  verlockend,  das  eben  An- 
gedeutete auszuführen.  Wie  würde  unser  verehrter  Jubilar  und  Meister 
es  verstehen,  daraus  ästhetischen  Genuß  für  alle  zu  bereiten!  Aber 
genug  davon  und  zu  ihm  selber.  Er  hat  das  letzte  Wort!  Wie  er  am 
Anfang  uns  als  Problem  erschien,  soll  er  nun  zuletzt  auch  sagen,  wie 
er  dieses  Problem,  sich  selber,  auflöst!  Ein  leidenschaftlich  stellung- 
nehmender Politiker  und  ein  streng  auf  das  Seiende  beschränkter 
Forscher  —  fällt  er  so  in  zwei  Hälften  auseinander?  Nein!  Er  ist 
zeitlebens  als  ein  Ganzes  aufgetreten.  Wenn  er  die  Predigt  des  Sein- 
sollenden verwirft,  dabei  dennoch  praktisch  Ratschläge  erteilt,  ja  sie 
zu  wiederholen  und  eindringlich  zu  lehren  nicht  müde  wird:  ist  er 
nicht  stets  als  Nationalökonom  ein  Arzt  gewesen  ?  Unangefochten 
von  dem  Gezänk  der  Interessenvertreter,  das  er  mit  Heiterkeit  ertrug, 
hat  er,  wie  Ibsens  „Volksfeind",  nicht  geschwiegen,  wo  er  die  Gefahr 
und  deren  Abhilfe  erblickte.  Nicht  aber  das  Seinsollende  über,  den 
Wolken  (oder  richtiger:  in  subjektiven  menschlichen  Köpfen),  nicht 
Ethik  und  Kulturideale  und  absolutes  Werturteil  vielfarbigen  Charakters, 
sondern  das  zu  erforschende  Seiende  auf  dem  Gebiet  der  eigenen  Wissen- 
schaft war  ihm  die  erstrebte  Grundlage  seines  Ratschlags.  Hat  er, 
wie  wir  alle,  eine  Wissenschaft  handhaben  müssen,  die  heilen  und 
raten  sollte,  noch  ehe  sie  dazu  hatte  ausreifen  können  —  so  hat  er  doch 
den  Weg,  den  unsere  Wissenschaft  gehen  muß,  nicht  aus  den  Augen 
verloren:  praktisch  im  Ziel,  aber  autonom  in  der  Begründung  der 
empfohlenen  Praxis!  Als  Arzt  wirken,  aber  nichts  anderes  zur  Grund- 
lage als  die  eigene  Wissenschaft! 
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behauptete  zuletzt  inmitten  der  allgemeinen  Erschlaffung  mit  kühler  Seele  die 
Herrschaft. 

Grundlagen  der  englischen  Volkswirtschaft. 
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Beim  erstmaligen  Erscheinen  des  Werkes  schrieben: 

W.  Lotz  im  Bankarchiv;  Das  vorliegende  Werk  zeugt  von  ungewöhn- 
lichem theoretischen  Scharfsinn  und  großer  Belesenheit.  Hiermit  vereint 
sich  ein  Verständnis  für  das  praktische  Leben,  welches  durchaus  nicht  allen 
Banktheoretikern  in  gleichem  Maße  eigen  ist.< 

E.  Jaff6  in  Schmollers  Jahrbuch;  »Bei  der  Lektüre  des  Buches  fällt 
vor  allem  der  staunenswerte  Fleiß  ins  Auge,  mit  dem  . . .  alles  zusammen- 
getragen ist,  was  auf  die  einschlägigen  Verhältnisse  Bezug  hat, . . .  Für 
England  war  es  relativ  leicht,  auf  diese  Weise  ein  klares  Bild  der  Verhält- 
nisse zu  geben.  , .  .  Für  Deutschland  war  die  Aufgabe  weit  schwieriger, 
weil  es  an  derartigen  aus  der  Praxis  stammenden  Schilderungen  fast  ganz 
gebricht.  Um  so  mehr  ist  es  anzuerkennen,  daß  es  Weber  trotz  dieser 
Schwierigkeiten  gelungen  ist,  uns  sowohl  die  englischen  wie  die  deutschen 
Verhältnisse  lebendig  zu  veranschaulichen.« 


Die 
Konsumvereinsbewegung  in  Großbritannien. 

Von 

Theodor  0.  Cassau. 

(Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  150/L) 
Preis  6  Mark. 

Dr.  Hans  Müller  in   der  »Neuen  Zfiricher  Zeitung«  (21.  April  1915); 

»Neben  dem  klassischen  Buch  von  Beatrice  Potter,  der  jetzigen  Frau  Sidney 
Webb,  über  die  britische  Genossenschaftsbewegung  darf  die  Schrift 
Dr.  Cassaus  als  die  beste  heute  vorhandene  Quelle  zur  Orientierung  über 
diesen  Gegenstand  bezeichnet  werden.« 


Händler  und  Helden. 

Patriotische  Besinnungen 

von 

Werner  Sombart. 

11.-20.  Tausend. 

8«.    VIII  und  145  Seiten.    Preis  1  Mark. 

Schwäbischer  Merkur;  »In  den  hellen  Stabreim  Händler  und  Helden 
hämmert  Werner  Sombart  den  Leitgedanken  einer  Kriegsschrift,  die  sich  durch 
die  Tiefe  und  den  Wert  ihrer  Gedanken  ebenso  wie  durch  die  schlagende  Kraft 
ihrer  Sprache  und  die  fast  feierliche  Wucht  ihres  deutschen  Glaubens  unter  der 
politischen  Kriegsliteratur  hoch  erhebt.« 

Dr.  Carl  Jentsch  in  den  Grenzboten;  »Das  kleine  Buch  atmet  den  Geist 
Treitschkes,  und  Männer  dieses  Geistes  werden  sich  daran  erbauen. <r 

Westermanns  Monatshefte;  »Zum  Nicken  und  unbedingten  Jasagen  ist  dieses 
Buch  gewiß  nicht  da;  es  hat  Feuer  und  es  schlägt  Feuer  aus  dem  Lauen." 


Britischer  Imperialismus 
und  englischer  Freihandel 

zu  Beginn  des  zwanzigsten  Jahrhunderts. 

Von 

Dr.  G.  V.  Schulze-Gaevernitz, 

o.  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Universität  Freiburg  i.  B., 
Mitglied  des  Reichstags. 

(Unveränderter  Neudruck  des  1906  erschienenen  vergriffenen  Werks.) 

Preis  10  Mark,  in  Leinwand  gebunden  11  Mark  60  Pf. 

Friedrich  Naumann  in  der    Hilfe  =  bei  Erscheinen  des  Werkes  i.  J.  1906: 

'Wir  sollen  England  verstehen  lernen,  wie  man  einen  großen  Fremdkörper  zu 
erfassen  sucht.  Schulze-Gaevernitz  ist  der  deutsche  Beobachter,  der  Englands 
Größen  und  seine  Schwächen  abzuwägen  sich  bestrebt.  Die  Weltherrschafts- 
frage heißt  nicht  mehr:  England  gegen  Rußland  oder  Frankreich,  sondern  kann 
nur  heißen:  England  gegen  Deutschland  oder  die  Vereinigten  Staaten.  Auch  der 
Eintritt  der  Liberalen  in  die  englische  Regierung  ist  keine  endgültige  Beschwichti- 
gung der  Gefahr;  denn  die  Geschichte  der  Vergangenheit  zeigt,  daß  die  Wechsel 
in  der  englischen  Regierung  an  der  Logik  der  Weltpolitik  des  Imperiums  wenig 
ändern.  Wir  fühlen  nicht  nur  unsere  eigene  koloniale  Entwicklung  durch  Eng- 
land gehemmt,  sondern  auch  unser  geschichtliches  Bestimmungsrecht  über  unser 
eigenes  Schicksal  in  fernerer  Zukunft  ernstlich  gefährdet.  Ist  aber  der  englische 
Imperialismus  in  sich  selbst  so  stark,  daß  er  eine  unbegrenzte  Lebensfähigkeit 
besitzt?    Das  ist  die  Frage,  die  v.  Schulze-Gaevernitz  erörtert.« 


Privateigentum  im  Seekrieg, 

Von 

Earl  Loreburn. 

Die  deutsche  Übersetzung   herausgegeben 

von 

Theodor  Niemeyer, 

Oeh.  Justizrat,  Prof.  an  der  Universität  Kiel. 


In  Leinen  gebunden  Preis  4  Mark  80  Pf. 


Prof.  Dr.  Ed.  Heilfron  in  der  Jurist.  Wochenschrift  vom  16.  Aug.  t9t5; 

Lord  Loreburn,  der  langjährige  Lord  Chancellor  von  England,  hat  im  April  1913, 
also  lange  vor  dem  Kriege,  Aufsätze  über  das  Privateigentum  im  Seekrieg,  die 
er  in  englischen  Zeitungen  veröffentlicht  hatte,  zu  einem  Buche  zusammengestellt. 
Diese  Aufsätze  hatten  schon  seinerzeit  wegen  der  hohen  Stellung  des  Verfassers 
und  der  Freimütigkeit  seiner  Beurteilung  englischer  Ansprüche  Aufsehen  erregt. 
Das  deutsche  Publikum  muß  dem  Herausgeber  dankbar  sein,  daß  er  ihm  die 
Kenntnis  dieses  ausgezeichneten  Werkes  vermittelt  hat.  .  .  . 

. .  .  Von  besonderem  Wert  ist,  was  der  Verfasser,  der  seinerzeit  im  House 
of  Lords  für  die  Ratifizierung  der  Londoner  Seerechtsdeklaration  kraftvoll,  aber 
vergeblich  eingetreten  war,  über  die  Umwandlung  von  Handelsschiffen  in  Hilfs- 
kreuzer (S.  21),  über  die  Aushungerung  Deutschlands  (S.  45),  über  die  Effektivität 
der  Blockade  (S.  77),  vor  allem  über  die  unmäßige  Ausdehnung  der  Kriegs- 
konterbande (S.  102  ff.)  sagt.  Eine  Bemerkung  soll  mit  Rücksicht  auf  die  im 
Lusitaniafall  der  deutschen  Regierung  gemachten  Vorwürfe  besonders  hervor- 
gehoben und  den  »Neutralen«  jenseits  des  Ozeans  vor  Augen  geführt  werden. 
Lord  Loreburn  sagt  (S.  120):  »Man  kann  von  den  Streitkräften  eines  um  Tod 
und  Leben  kämpfenden  Volkes  nicht  erwarten,  daß  es  die  Nachricht  ruhig  auf- 
nimmt, seine  Feinde  erhielten  im  Felde  Gewehre,  Patronen  und  schnellfeuemde 
Kanonen  von  unternehmenden  Fabrikanten,  die  in  einem  neutralen  Lande  ruhig 
den  Segen  des  Friedens  genießen.  Wenn  die  Kriegführenden  dies  auf  dem  Fest- 
lande nicht  hindern  können,  so  werden  sie  jedenfalls  versuchen,  es  auf  See  zu 
hindern.« 

Diese  eine  Bemerkung  würde  genügen,  um  das  Buch  dem  deutschen  Leser 
zu  empfehlen.  Außerdem  finden  sich  aber  so  zahlreiche,  verständige,  würdige 
und  klare  Gedanken  und  Vorschläge  in  dem  Werkchen,  daß  jeder,  der  sich  über 
die  einschlägigen  Fragen  leicht  und  angenehm  unterrichten  will,  das  Buch  mit 
größtem  Vergnügen  durchlesen  wird.  Die  vortreffliche,  von  Luise  Niemeyer 
herrührende  Übersetzung  läßt  den  Leser  vergessen,  daß  das  Buch  ursprünglich 
in  einer  fremden  Sprache  geschrieben  ist. 


Pierersche  Hofbuchdruckerei  Stephan  Oeibel  &  Co.  in  Altenburg;. 
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